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Entscheidungen. 



Nr. 1« Entseh. des Oesterr. TerwaltuigsgerielitBholDS. 

Vom 30. Hai 1906. 

(Oosterr. Elsenb.-Verordn. BI. XX (1907) Nr. 80 S. 15M.) 
Eisenbahnzufahrtsstrassen. Bei der Feststellung der tatsächlichen Grundlagen für eine 
nach g 7 al. 2 de» Cesetzes vom 18. April 1886, LGBI. Nr. 38, zu tretfende EntsoheMmg 
•M 110111 Mm tfie MtMiton Beilrfc« imi HamliiM, ••wlsni aMh 4to isaiw § 3 
al. 4 l«f . «K. hl il« ■(•■karrMt ditibtiMiMim BMHnr n vtriNlivM. 

Wenn auch die Verpflichtnng der bf. Firma, zum Baae und zar 

Instandhaltung der in Rede stehenden Zufahi tssttasse ans dem Grunde 
des § 3, letzter Absatz, leg. cit. beizutragen, im Administrativverfahren 
nicht in Frage gestellt und auch bei der mündlichen Verhandlung aus- 
drücklich aiiorkamit wurde, so erscheint, da bei der Konknrrenzver- 
handlung eine {^iitiiclie Vereinbarung zwischen den Interessenten nicht 
erzielt wurde, gemäss § 7 leg. cit. für die sohin von dem Landesans- 
schusse im Einveinehnien mit der Statthalterei zu bestimmende Auf- 
teilung der Bau- und Erhaltungskosten der den einzelnen Interessenten 
sogehende Nutzen als Hassstab gesetzt und hat der Landessnssdinss 
mit seinem Erlasse vom 20. September 1901, Z. 54.712, den Bezirks- 
ansschusB angewiesen, die nötige Verhandlung behufs Festsetzung des 
Nutzens zu pflegen, welchen sämtliche Interessenten 7on der Zufahrts- 
strasse zu erwarten haben, damit eine Grundlage znr Feststellung der 
Konkurrenzquoten gewonnen werde. Ueber diese Weisung und im Zuge 
der über dieselbe gepflogenen Erhebungen wurden jedoch lediglich die 
beteiligten Gemeinden, nicht aber auch die bf. Firma vernommen, so 
dass ihr keine Gelegenheit geboten wurde, an der Feststellung der 
tatsächlichen Grundlagen für die anget'ochtene Entscheidung mitzu- 
wirken, weshalb letztere als auf einem mangelhaften Verfahren beruhend 
gemäss § 6 Gesetz vom 22. Oktober 1875, RGBl. Nr. 36 ex 1876, 
aufzuheben war. 



Zgar. BiMBhslnraeliilMia SatMlicUnBCMi XZIV. 
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2 £ut8ch. des Oesterr. Obersteu (icriclitäbufes vuiu lä. Juli 1905. 



Nr. 2. Entseh. des (^terr. Oberaten Gcrtehtshofles. 
Tom 15. Jnli 1905. 

(Oestorr. Blnenli. Vcrordn. BI XX il907 Nr r.i S. UM.i 

Hat die Eisenbahn, mangels Angabe des Transportweges durch den Absender, den Weg 
zu wählen, so ist sie nicht verpflichtet, alle Umstände zu berücksichtigen, welche auf 
ite Frt0MlMreehRwi| vm Ehiflns stall. Et Itoft litbetoiMtort k«fai VcraehuMeR, ge- 
schwelge denn eine grobe Fahrlässigkeit der Eisenbelm ver, wem «ie hierbei die Möf 

lichkelt der Refaktierung der Sendung auf einem bestimmten Wege, welche von der Er- 
fiiliuRg gewisser Bedingungen abhängig gemacht ist, ausser acht gelassen hat. Oer 
aus diesem Titel abgeleitete Schadenersatzaespreoh ist Hebt begründet. 

Da der Kläger die Zahlung aus dem Gruude forderte, dass die 
beklagte Babn ihm einen Sdiaden dadurch ▼enirsachte, dau sie ihm 
das aufgegebene Getreide nach K., bzw. nach B. über die Rente Orlö 
anstatt Tidrany beförderte, mnsste er beweisen, dass ein Yerschnlden 
der beklagten Eisenbahn vorliegt (§ 1269 ABUB.). Die Schuld er- 
sieht der Kläger darin, dass die Bahn die Vorschrift des § 51 BetrBgl. 
nicht beachtet hat. Seiner Meinung nach war die Bahn verpflichtet, 
bei dem Umstände, als die Route auf den Frachtbriefen nicht bezeichnet 
war, den Transport des Getreides über Vidrany und nicht über Orlö 
zu lenken, indem diese Koute, weil bei Beförderung über dieselbe eine 
15 prozentige Refaktie liquidiert wird, für ihn günstiger war als die 
Route Orlö, Nach dem Wortlaute <lieses Paragrai»lieii des Betriel)s- 
reglements hat die Bahn jene Route /u wählen, welche ihr für deu 
Absender die zweckmässigste scheint, und ist für die Folgen der Wahl 
der Boute nur dann verantwortlich , wenn ihr ein grobes Yerschnlden 
zur Last gelegt werden kann. Laut Gutachten der Sachverständigen 
nnd nach Zugestehnng der Partei war die Beute Orlö ohne Bilcksicht 
auf die Befaktie für den Elftger bezüglich der Transportkosten und 
der Lieferfrist gleich vorteilhaft wie die Route Vidrany. Nach der 
Verlautbarung im Verordnungsblatts für Eisenbalinen und Schiffahrt 
Nr. 71 ex 1903 ist die Zuerkennung der Mühlenrefaktie von einigen 
Bedingungen abhängig. Diese Bedingungen sind insbesondere: die Ver- 
sendung von Getreide nach Oesterreich, d. h. nach (iali/.ieti, zwecks 
Vermahlung. Die IJestätiguiig der betietfenden .Mühle, dus.s die Sendung 
zum Zwecke der Vermaliliiiii^ bezogen wurde. Die Relaktie wird erst 
nach Bezug des Gutes bei KrlUilung der Bedingungen über Einschreiten 
des Berechtigten gewährt. Wenn man nun erwägt, dass nach ^ 51 
BetrRgl. die Bahn bei mangelnder A^ egvoi-sehrift nur dann flkr die 
Folgen der Wahl der Boute verantwortlich ist, wenn sie nicht jene 
Beute anwendet, welche sie als die für den Absender entsprechende 
ansieht, nicht aber dann, wenn sie die Fracht nicht über jene Beute 
berechnet, welche die entsprechendste ist, was den Wirkungskreis ihrer 
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Verantwortiiiig sehr bescbrftokt, so stellt sich die gestellte Forderang 
oach den Bestimmungen des Betriebsreglements als zu weitgehend dar. 
Die Bahn, bzw. der Beamte kann nicht Ton Yomherein alle an nnd fttr 
sich komplizierten Momente, in diesem Falle, dass der Absender dieses 
Getreide angeblich zar Vermahlung mrh Galizien sendet und diese 
Hcdiiigun«?, wie aiicli andere, wirklich erfüllt werden, berücksichtigen. 
Von der Halm kann man eine grössere Aufmerksamkeit als vom Ab- 
sender nicht verlan<2:en. Das ganze Geschiift lietrifft ihn, und wäre 
allen Hveiitualitäten vorgebeugt worden, wenn er die Abfertigung über 
eine hestinmite Route V(ir<2:eschriel)en hiitte. Wenn weiter in Erwägung 
gezogen wird, dass die Bahn nur liii eine grobe Fahrlä-Sülgkeit ver- 
antwortlich ist, während von einer solchen hier keine Rede sein kann, so 
mnsste das ürteil erster Instanz geändert werden nnd der Kläger mit 
dem Klagebegehren ans Anlass der nicht zutreffenden Beurteilung der 
Angelegenheit vom Bechtsstandpunkte abgewiesen werden. 



Nr. '4. Eiitsi'h. des Prouss. Oberverwultuugsgerlehtä. 
3. Senat. Vom 16. Oktober 1906. 

(PrTerwBI. XZVIll (l«07) Nr. 17 8. »lt.) 

hl im tarch «im pelbeMohe lli«i«i|taMniMii auf Graii itoe | 83 die UuNtatver- 

waltungsgesetzes vpranlas<itpn Verfahren kann Uber die Frage, ob ein Eisenbahnunter* 
itehRier auf Grund des § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 Mehraif- 
wendungen zu tragen hat, nicht entschieden werden. 

Den Bezirksausschuss tritlt insofern kein Vorwurf, als er den vom 
Kläger in den Vordergrund gestellten § 14 des Gesetzes Uber die 
Eisenbahnuntemehmungeu vom 3. November 1838 ausser Anwendung 
gelassen hat Ueber die Frage, ob ein Eisenbahnunteniehmer auf 
Oruud des § 14 a. a. 0. Mehraufwendungen zu tragen gehalten ist^ kann 
in dem durch eine polizeiliche B&umungsanordnnng veranlassten Streit- 
verfahren überhaupt nicht entschieden werden. Vielmehr kommt für 
eine Räumungsanordnung der § 14 nur insoweit in Betracht, als bereits 
anf Grund seines Inhaltes Festsetzungen anderweit getroffen worden 
sind. Festsetzungen auf Grund des genannten § 14 selbst zu treffen, 
ist aber die beklagte Wasserpolizeibeluii de nicht znständi;^. Dass von 
der zustiindifren Instanz solche Festsetzungen getroffen sind, ist weder 
von den Parteien behauptet noch sonst ersichtlich. Bei ihrem Fehlen 
schied für die Wasserpolizeibehürde der § 14 als Grundlage der 
Räumungsanordnung aus, und es sind daher auch in d^ vorliegenden 
Verwaltungsstreitverfahren die aus jener Gesetzesbestimmung herzu- 
leitenden Verpflichtungen des Elfigers nicht zu er5rtem. 



4 Aitidi. des Praius. Obmerwaltimgagwielits vom 8. Febniftr 190ft. 



Nr. 4. Eiitscli. drs l'reuss. Ohorvrrwaltnn^sgsriehts* 

3. Senat Vom 8. Februar 1906. 

(PrVorwBl. XXVIII (1907i Nr 4I S 787.) 

Kraak im Sinne des KrankenversicherungsgeseUes ist auch diejenige versioiierte PertM, 
ito liMr SnUloiMa BriiudlMi iMt feeiarr, da afear lifalia dar Kraakkilt arwarha- 

uafflMg hl 

Abgesehen von den in der BeviaioiisrechtfertigfiiDgsschrift ange* 
sogenen Entscheidiiiigen mag hier insbesundpie noch auf das Urteil 
vom 10. April 1902 (Arbeiter- Versorgung Jahrgang 19 S. 588/90 und 
PrVerwBl. Jahrgang 23 S. 602/3) verwiesen werden. In demselben ist 
folgeiules ausgeführt: „Der Begiitf der Kranklie.it ist für das Kranken- 
versiclierungsgesetz ein lieit lieh gegeben, nnd zwar im Sinne eines 
anormalen körperlichen oder geistigen Zustandes, dessen Eintritt ent- 
weder lediglich die Notwendigkeit der Heilbehandlung des Menschen 
oder zugleich oder gar ausschliesslich seine Ei werbäuiilaliigkeit zur Folge 
hat. Mit einer Krankheit im Sinne des Gesetzes ist, wie bei dessen 
Feststellang anerkannt worden ist (s. den Kommissionsbericht S. 20), 
insbesondere auch dann za rechnen, wenn die Erwerbsunfähigkeit be- 
steht, ohne dass es der Heilbehandlnng, weil sie keinen Erfolg haben 
kann, noch bedarf". 

Nr. 0. Entseh. des Oberlandcsj^oricht Colmar. 

I.Zivilsenat. Vom 9. März 19ü6. 

Jnr ZfitSL-hr f. Eh -Lothr. Jahrg 32 Uilt 5 8. 24ü.) 

Zwangsenteignung. Folgen der Rechtskraft des Enteignungsurteils. 

1. Nach Rechtskraft <les Enteignungsurteils kann die Gültigkeit 
dei- die Enteignung als im ütfentlichen Nutzen liegend erklärenden 
Kaiserlichen Verordnung nicht mehr in Zweifel gezogen werden. 

2. Private Abmaehnngen zwischen einem in der HntterroUe einge- 
tragenen Eigentttmer nnd einem Dritten, darch welche in der Zeit 
zwischen der Anaarbeitnng des Grunderwerbsplans und dessen Offen- 
legung ein Teil der zu enteignenden Fläche von dem Eingetragenen 
als Eigentum des Dritten anerkannt worden ist, berechtigen den 
letzteren nicht, sich der Klage des Fiskus auf Feststellung seines Eigen- 
tums an der von ihm enteigneten Fläche zu widersetzen. Er hat nur 
das Recht, wegen ungerechtfertigter Bereicherung von den in der 
Mutterrollc eingetiagenen Personen, die ihn im Enteignungsverfahren 
vertreten haben, die Herauszahlung (Ivr an sie für sein Grundstück 
Tom Fiskus gezahlten Eotschiidiguug zu fordern. 
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Kr. 6. Entseh, des KammergerlehtB tn Berlin. 
Strafsenat Vom 26. Mftrs 1906. 

fDaH Rocht XI ri907i Nr. fl S S95. - Johow Bd. Sä S. C. 20.) 
§ 10 Tl. II Tit. 17 Allg. Preu«8. LR. §§ 5, 6 Ges. vom 11. März 1850. § 43 KleinbG. 
vom 28. JuU 1892. Eine Ortspolizeiverordiiing, welche im tnteresee der Verkehreeicher* 
MI AMntaMiiM Mit, im 4tn ZiSMMiMtttM dMr Klaiitaln und tlMr Privatan- 
•aMmtkalm tuf ifftaUMini Wtgt n vwkItM, Itt raohtoolltfi. 

Ausser den Vorschriften des Kleiubabngesetzes Tom 28. Juli 1898 
sind Kleinbahnen und Pi-ivatanscLlussbahnen (§ 43 a. a. 0.) den allge- 
meinen Befugnissen der Ortspolizeibehördeu unterworfen, wie sie sich 
ans § 10 II, 17 ALR. und den §§ 5 und 0 des Polizeigesetzes vom 
11. März 1850 ergehen . Eine derartige Polizei Verordnung kann auch 
für eine bestimm te Hahn erlassen werdeu, sie braucht nicht ganze 
Kategorien oder Klassen von titrasseubahueu zu umtas.seu. 

Nr. 7. Enteeh. des Oberlandesgerldits Colmar. 

3. Zivilsenat. Vom 10. April 1906. 

(Jur. Zellschr. f. Els.-Lothr. .Talirp; 32 Heft 5 S. 257.) 

Voraussetzung der Rentenforderung nach g 844 Abs. 2 BGB. Vorhandensein noch 
weiterer unterstUtzungspflichtiger Personen sowie der Bezug einer Unfallsrente. 

1. Wenn auch der eine Uehlreiite nach §844 Abs. 2 RGB. fordernde 
Angehörige eines durch fremde Schuld Getöteten grundsätzlich Ver- 
mögenslosigkeit und Erwerbsunfähigkeit darzutun hat, so kann doch 
nicht von ihm ohne weiteres die vorherige Anfzehmog seines Vermögens 
veilangt werden, das ihm nnter seiner Bewirtschaftung bisher zum Tsit 
die Unterhaltsmittel geliefert hat. Die Begriffe .Vermitgenslosigkeit* 
and »Erwerbsunfähigkeit* dflrfen nur in relativem Sinne verstanden 
werden. Ausserdem ist zn beachten« dass die auf Grund des § 844 
BGB. sich stützende Bentenfordeüing eine — wenn anch von gewissen 
besonderen Voraussetzungen abhängige — Scbadensersatzf orderung ist, 
und dass der durch fremde Schuld Geschädigte nicht schlechter gestellt 
werden darf, als er dies ohne den schädigenden Vorfall wäre. Er 
würde aber schlechter gestellt, wenn er, ehe er seinen schon jetzt be- 
stehenden Ersatzanspruch geltend machen dürfte, zunächst sein Ver- 
mögen aufzehren und sich dadurch in noch grössere Not, als vorher, 
versetzen miisste. Er würde aber anch den Einwand des Ersatzpflich« 
tigen zu befUrchten haben, dass er sich unnötiger und mutwilliger Welse in 
grossere Not gebracht hätte, als durch die Umstände bedingt gewesen sei. 

2. Das Vorhandensein noch anderer untersttttzuugspfliehtiger und 
unterhaltsfähiger Personen sowie der Umstand, dass der ReDtenbeiech- 
tigte eine Unfalh'ente bezieht, stehen der Forderung der Unterhalts- 
rente nach § 848 (Abs. 4) BQB. an sich nicht entgegen. 
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Nr. 8. Bntseli. des Oestorr. Obenten Oerlelitohofiw. 
Vom 13. Juni 1906. 

(Oesterr. Elsenb -Verordn -Bl. XX (1907^ Nr. 76 S ixir, 
Für die ohne Auftrag und ohne Genehmigung der Bahn vorgenommenen, ausserhalb des 
Geschäftskreises der betreffenden Angestellten liegenden, mithin privaten Handlungen der 

IflIsiMrw M die BiMtalii iloM vMrtatwMinch. 

Richtig ist allerdings, dass juristische Personen, welche bei der 
Ansftthmng von Geschäften sich durch physische Personen Tertreten 
lassen mtssen, schon nach den allgemeinen Bechtsgnmdsätzen für die 
Handlangen und ünterlassnngen dieser Personen bei Aosführnng der 
ihnen übertragenen Geschäfte aafzakommen haben, so zwar, als ob 
diese Handlungen und Unterlassungen von der juristischen Person selbst 
ausgegangen wären. Die Handlunr^en und Unterlassungen, die daiiHch 
die juristische Person zu vertreteu liat, iniisseii aber in einem niiniittel- 
baren Zusammenhange mit dem übertragenen Uescliiifte stehen , und 
zwar derart, dass sie durch das Geschäft selbst unmittelbar veraidasst 
worden sind. Dieser Zusammenhang trifft aber im gegebenen Falle nicht 
zu. Die Strafanzeige, welche von den Babnangestellteu erstattet worden 
sein soll, und das sonstige vom Kläger angeführte Verhalten dieser 
Bahnangestellten haben mit der Ansftthrang des von der Eisenbahnver- . 
waltong ttbemommenen Transportes des Holzmehles, also mit der dienst- 
lichen Funktion in betreff dieses Transportes gar nichts zu tun. Die 
Strafanzeige erfolgte ohne Weisung und Wissen der Eisenbahnver- 
waltung, und war der Kläger auch nicht in der Lage, Vorschriften 
anzuführen, welche die Angestellten zu dieser Anzeige veranlasst oder 
gar verpflichtet hätten. Wenn also die Anzeige tatsächlich von den 
Bahnangestelllen erfolgt wiire, so könnten diese die Anzeige nur 
in ihrer Eigenschaft als Privatper.soiien erstattet haben, und für diese 
rein private Handlungsweise bat die Eisen bahn Verwaltung gewiss uiclit 
zu haften. 



Nr. 9. Entseh. des Bemlsehen Appellations- nnd KassatlonsliofM. 

Vom 21. Juni 1906. 

(Zeltichr. d. Bern Jur Vcr. Bd. 43 nelt 5 8 259.) 
Zuspruch einer Entschädigung an den Expropriaten. auch wenn derselhp nicht Eigen- 
tümer des zu expropriierenden Grundstückes war, sondern bloss im ungestörten Geniss 
densllsii alek kshid isd sllsr Wshmlisliilialikalt laeli aioh gsMiebM wMra. 

Die Frage, wer Eigentümer des Hausplatses sei, auf dem das zu 
expropriierende Oeb&ude steht, braucht bei der Bemessung der Ezpro- 
priationsentschädigung nicht geprüft zu werden. Zur Bestimmung der> 
selben genügt es festzustellen, dass sich der Expropriat und auch schon 
dessen Vorbesitzer seit langer Zeit tatsächlich im ungestörten Gennss 
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des Hausplatzes befanden und dass im jetzigen Zeitpunkt auch keine 
genßgenden Anhaltspunkte daffir vorliegen, dass diese Benutzung vor- 
aussichllicli in näclister Zeit aufhören mlisste. Nach den tatsäclilichen 
Verliiütni.ssen iibte somit der Expropiiat liinsichtlich des fraglichen 
Platzes taktisch die Rechte eines Ki<reuliiiners aus. Er zog ans dem 
Gehiiudeplatz die nändichen Vorteile, wie derjenige, dem nicht nur die 
tatsächliche, sondern auch die rechtliche Herrschaft über das Grund- 
stück zusteht. Wenn ihm nun diese Vorteile, in deren Genuss er aller 
Wahrscheiidiclikeit Bach aach in Zakunft geblieben wftre, dareh die 
Expropriation entzogen werden, so erscheint es als gei'ecbtfei'tigt, ihm 
▼on daher die gleiche Entscbttdignng znznbilligen, wie einem Eigen- 
tümer. 



Nr. 10. Entseh. des Oesterr. VerwaltuigsgeilelrtsiioflBS. 

Vom 3. Juli 1906. 

(Oesterr. Ela«nb.-Verordn.-Bl. XX (ISO?) Nr. 86 s toiSA 
Uafni der VerpMolitang des Eisenbahnunternehmers zu ErsatzkUMiiiiiikatieiM (S 10 

lit. c Eisenbahnkonzessionsgesetz). 

1. Mit Rücksicht darauf, dass das Eisen bahn-Konzessionsgesetz 
(insbesondere § 10 lit. c) eine bestimmte Art. in welcher die durch 
den Bahubau zerstörte oder unfahrbar gemachte Strasse wiederberzu- 
stellen ist, nicht statuiert, mnss es auf Gnind der gepflogenen Er- 
hebungen der Eisenbahnbehdrde überlassen bleiben, die Art der Wieder- 
herstellnng der Kommunikation nach ihrem Ermessen zu bestimmen, nur 
bedarf die VerfOgung der Behörde zu ihrer Gesetzmässigkeit, dass die 
angeordnete Ersatzkommunikation auch wirklich geeignet ist, die ,dui'cli 
den Bau der Eisenbahn* zerstörte oder unfahrbar gemachte Kommuni- 
kation wirksam zu ersetzen. 

2. Jene Ersatzkommunikationen, welche von der Behörde anlässlich 
de.s Balinbaiies verfügt wurden, bilden iiiclit einen unabänderlich ge- 
schaffenen Bestandteil der kunsentierten Anlage in dem Sinne, dass, 
wenn sich die Unfalu barkeit einer Kommunikation oder die Unzuläng- 
lichkeit einer Ersatzkummuuikation infolge des Baues und nunmehrigen 
Betriebes der Bahn nachträglich herausstellen sollte, die Babnunter- 
nehmnng berechtigt wäre, sich auf den konsensmassigen Bestand der 
Anlage zu berufen, da aus dem Wortlaute des § 10 lit. c EKG., 
wonach die gestörte Kommunikation ,nach jedesmaliger Anordnung der 
Behörde" anderweitig yollkommen wiederherzneteUen ist, klar hervor- 
geht, dass die Behörde zu einer derartigen Anordnung auch dann 
berechtigt und verpflichtet ist. wenn nach Konsentierung der Bahnan- 
lage sich herausstellen sollte, dass die angeordnete Ersatzkommunikation 
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infolge des Betriebes der Balm als vollkonnnener Ersatz für die ge- 
störte Verbindung, d. h. nämlich als einwaiultreier Strassenzug an sich 
nicht oder nicht mehr gewertet werden kann. 

3. Das Eisenbahn- Kouzessionsgesetz, insbesondere der § 10 lit. c, 
gewährt keine gesetzliche Stütze für eine Forderung, derzufolge das 
Eisenbahnontenifllimen eine ganz neue Eommiinikatioii, welche bisher 
ttberhupt nicht, alao anch nicht an einer anderon Stelle bestand, 
hersDstellen hätte. 

4. Bei Baaaosfbhmngen auf einem EisenbahngmndstQcke hat das 
Eisenbahnministeriom die sanitären Räcksichten insoweit nach seinem 
Ermessen wahrzunehmen, als die aus sanitären Rücksichten gestellten 
Fordernngen nicht auf eine bestimmte gesetzliche Norm gestfitzt sind. 



Nr. U. Entseh. des Sielislseheii Obenrerwaltnngagerlehts. 

I.Senat. Vom 14. Juli 1906. 

(DJZ- .\H (1907) Nr. 18 S. 776.) 

D«r GfliMhflilyuiiB zur Einlegung von StraMenbahngldsen in eiiiM öffentUohfln Weg und 
mm MiMm «Inr SIrastmhsliii Amm ktsint die Ei|6iMliafl der Verleihuno 
•kNr liMMderMi üiilimi tn einem OeieestaMie de» Semindegebnuicbee zu. 

Die Entscbliessnng hierfiber gebfihrt dem Herrn des Weges, d. i. 
In Sachsen bei nicht fiskalischen öffentlichen Wegen der nach § 2 des 

Wegebaugesetzes unterhaltungspflicbtigen Gemeinde oder Gutslierrschaft, 
durch deren Flur der Weg ffthrt, nicht aber dem Eigentümer der 
Wegefläche. Daran ändert — von bahnpolizeilichen Bedenken abge- 
sehen — der Umstand uichU», dass der Weg Uber einen Eisenbahn- 
körper hinweggeht. 

Nr. 18. Entech. des Appellatlonshofi» Ton Pau. 
Tom 3. August 1906. 

(Zeltoohr. f. d. laterMt Biseabw-Tr*aq^ xv (i!>u7) Nr. ? s. tti. — BultoUn ubboM des ckenlBBtefar 

1907 .S 167 ) 

Altertümliche Luxusteppictie «ind den besonders wertvollen Stickerelen und Kunetgeoen- 

•ttadas ffitMt zu Iwltea. 

(Gemäss Art. 16 der allgemeinen Anwendangsbestimmnngen der 

Eilgnttarife (Art. 1 § 4 der Hinisterialverordnong vom 24. März 1898) 

soll die insbesondere ffir Pretiosen, Broderien, Spitzen, Edelsteine, 

Knnstgegenstände (Statnen, Oemälde, Gegenstände ans Erzguss) und 

andere Wertsachen zu bezahlende Fracht nach dem Werte berechnet 

werden. L. erklärt, dass der an ihn ab Paris adressierte Ballen einen 

altertümlichen Tippich ^Teniers" mit einer Gruppe von Personen und 

im Mittelpunkt einem Medaillon, im Werte von 4750 Fr., erhielt. Nun 

ist in erster Linie davon auszugehen, dass, was der Auimerksamkeit 
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d€6 flandelsgeriohts entgangen zn sein scheint, das Wort ,Broderien* 

in dem erwähnten Art. 16 aufgenommen ist. Sodann ist unbestreitbar, 
dass eine Bi'oderie auf Sti-aniin, wozu man Wolle oder auch Wolle mit 
Seide gemischt verwendet, nichts anderes ist als ein wegen des Glanzes 
seiner Farben und des Reichtums der Zeiclmung als Ornamentik ge- 
eigneter Teppich. Es ist daher gestattet, mit der l»ekl;^^^ten Gesell- 
schaft zu sagen, dass das streitige Kollo in dem in Betracht kommenden 
Tarif erwähnt ist. Wenn man aber in zweiter Linie annehmen wollte, 
dass unter dem Worte pBroderie" Teppiche nicht verstanden wären, 
so steht es doch ausser Zweifel, daas das Ont, welches dem Empfänger 
nicht hat ausgeliefert werden kdnnen, in der Klassiflkation des Art. 16 
in fine yei-standen ist und mit Rftcksicht auf seinen grossen Eansiwert 
und seinen hohen Preis als ein wirlcliches Kunstwerk betrachtet werden 
muBS. Der Ballen mit diesem Inhalt konnte dem Frachtftthrer nur 
unter Angabe seines Wertes übergeben werden, auf Grund dessen die 
Fracht zu berechnen war. Dei- Absender aber, welcher der Eisenbahn 
zur Beförderung als gewöhnliche Messagerie einen in dem Ver- 
zeichnis der nach ihrem Werte tarificrten Güter enthaltenen Gegen- 
stand übergibt, begeht eine Uebertretung der Artikel des Pfliehten- 
hefles und veiiiert iiitolgedessen das Recht, von dem Frachtführer eine 
der kostbaren Beschatt'enheit des beförderten und abhanden gekommenen 
Qegeustandeä entsprechende Entschädigung zu verlangen. In diesem 
Falle kann gemäss Art. 1150 des bftrgerl. Gesetsbnchee die Eisenbahn 
nur zur Veiglltung desjenigen Sehadens angehalten werden, welcher 
vorgesehen war, oder den man bei Abschlnss des Frachtvertrages ver- 
nünftigerweise vorhersehen konnte. Die Besseichnnng ,ein Ballen 
Teppiche* wät aber dsrart, dass die Eüseabahn glauben musste, dass 
es sich um gewöhnliche und kurrente Teppiche und nicht um eine kost- 
bare Tappisserie handle, welche eine besondere Ueberwachung erfordere, 
fQr welche auch eine höhere Fracht hätte bezahlt werden mttssen. 

Nr. 13. Entsch. des Oesterr. Ohersti'ii licricht.skofes. 

Vom lü. August 1906. 

(AUff. TtrIMBS. XXTI (im) Nr. M & 6U.) ' 
Der Absender, welcher die Verladung vorgentmnen hat, haftet gemäss Zusatzbestimmungen 
VIII und IX zu § 56 BetrRgl. für alle intolgp unrichtiger Beladung entstandene Schäden 
auch schon vor Abschluss des Frachtvertrages und selbst wenn ein Frachtvertrag 
«ioM iiMtaaie kernt TfWt m dws eatitaaftaw UMm awit <e Briw Whfer- 
•eheMes, m tot der SoImiIm iwholiea AIneader «li Beiw verhUtiiMlMlg aefinttHw. 

Die Annahme des Berufungsgerichtes, dass auf den vorliegenden 
Fall die Zusatzbestimmungen YIII und IX des § 50 BetrRgl. keine Anwen- 
dung fluden, weil ein Fiuchtvertrag zwischen der klägerischen Bahn 
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und (lein Beklagten noch nicht zustande gekommen war, ist unrichtig. 
Die Bestimmungen des EisenbBetrRgl. sind auch im öffentlichen Inter- 
esse getroffen; sie bilden einen Bestandteil des objektiven Rechtes und 
müssen von jedem, der in Absicht auf einen Vertrag mit einer Bahn 
in Geschäftsverbiiidiinp: tritt, beobachtet werden. Dass für die (^ültifi:- 
keit der erwalintcn Bestimmungen der Abschluss eines Fraclitvertrages 
nicht erforderlieh ist. geht schon aus dem Inhalte des Punktes 4 des 
Zusatzes Z. VIII hervor. Nach dieser Vorschrilt kann nämlich die 
Bahn bei reglementwidriger Verladung den Abschluss des Frachtver- 
träges Terweigera und die in der Versandstation erst nach Abschluss 
des. Frachtvertrages entdeckten Ladegebrechen in gewissen Fällen 
selbst beheben. Daraus folgt, dass die Verladung durch den Absender 
in der Regel vor dem Abschluss des Frachtvertrages erfolgt Deshalb 
kann er sich aber den ihm obliegenden Pflichten nicht entziehen. Aus 
dem Mangel des Abscbinsses eines Vertrages kann nur die Folgerung 
abgeleitet werden, dass vorliegend von der Uebertretung einer Ver- 
tragspflicht nicht gesprochen werden kann. Dies macht aber die 
kläp:erische Bahn gar nicht geltend. Sie leitet die Haftpflicht iles Ab- 
senders aus einem Zuwiderhamleln j^egen das ?]isenbBetrRgl. ab, und 
kiebei wird sie durch die obeuerwähuieu Zusatzbestimmuugeu unterstützt. 



Nr. Ii. Eutsch. des Bezirkst;eriehts für ITandclssacheu in Wien. 

Vom 24. September lUOß. 
Oortarr. Bimb.-V«rotdii.-BI. XX (iiOT) Nr. n & ISM. — Bla«b..Tarlf. o. V«ilL-Ang. Jalirg. tt Nr. 11 

s. im.' 

§ 74 BetrRgi. bezieht sich nicht auf die richtige Frachtberechnuno. Für die Einforde- 
rm§ VM HnhrgaMIhrfn bai unrieirtignr BnreoimHni iiun l«di|iiaii die nriieliMiie oder 
diejeslie Bahn verantwertMob iwMolit werden, welolier aia dnrob VerredHinno no»' 

kommen sind. 

Nach der Rechtsansicht der beklagten Eisenbahn kann die Vor- 
schrift des § 74 al. 35 BeÄR^l., wonach Ansjjrüche aus dem Fracht- 
vertrage sowohl gegen die erste Halm oder gegen diejenige, die das 
Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe übernommen hat, hier keine Anwen- 
dung finden, weil kein .\nspruch aus dem Frachtvertrage geltend 
gemacht werde und weil nach dem Tarife, Teil I, Allgemeine Bestim- 
muugen fSr die Beförderung von Gtttem, Abteilung A, Reglementansche 
Bestimmungen, Auflage 1906, Zusatzbestinunung II d zu § 61 BetrBgl. 
ausdrücklich normiert sei, dass Frachterstattungsansprttche stets bei 
deijenigen Eisenbahn einsabringen seien, an welche die Zahlung ge- 
leistet wurde. 

Wenn auch letstere Vorschrift nicht als Eompetenznorm anfgefasst 
werden kann, sondern bloss für die Beklamatiouserhebung gilt, so ist 
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doch dem BechtssUndpuukte der beklagten Eisenbahn beizupflichten. 

§74 al. 1 bespricht die Haftpflicht mehrerer an der Beförderung 
beteiligten Eisenbahnen fiir die Auslührung des Transpoites bis zur 
Ablieferung des Gutes. Diese Haftun<? nacli Art. 401 HGB. ist im 
Betriebsregleraent jjenau normiert, sie umfassl im allLM iiiciiKMi Haftung 
für Verlust, Minderung und Beschädigunir des Fraciitgute.s und Ver- 
spätung der Ablieferung. Nicht aber kann es als „Au.sfulirung des 
Transportes- gelten, die richtigen Tarife anzuwenden und die lichtige 
FraclitgebUhr einzubeben. Es kann somit § 74 Betriigl. keine Anwen- 
dung tindcn, es handelt sich viehnehr um die Frage, wer aus dem 
Titel der Zahlung einer Nichtschuld belangt werden kann. Im vor- 
liegenden Falle hat die B.-Bisenbahn die Ifehrgebübr eingeboben; die 
A.-Eisenbahn hat die unrichtige Gebühr weder Torgeschrieben, noch in 
Empfang genoromen, es kann dalier bloss die B.-Eisenbahn fttr die 
Einforderung der Mchrgebiihr verantwortlich gemacht werden, und kann 
Klägerin nur von ihr diese Zahlung verlangen. Erst wenn im Ver- 
rechnungswege die A.-Eiseiibaliii den ihr aus der Kinhebun«^ der Mehr- 
fracht resultierenden Melirlietrag bekunimeu liiiite, was liier nicht 
behauptet wurde, wiiide sie, aber nur für diesen Betrag, in Anspruch 
genommen werden können. 

Nr. 15. Entseh. des Beslrfcsgerlchts für Handelssaclien In Wien. 

Vom (). Oktober 1906. 

All« Tarlf-Aiiz X.VVI 'I007i Nr 21 8 4!« ' 

§ 80 Oesterr. EisenbBetrRgl. Bei Verlust einer Musterkollektion (von Stoffen) ist nicht 
i&t Wert der etaielnon MMttor, sondern des Sann« «tt thm bMomlaren Handelsguts 

In dem Koffer befanden sich nicht StoiTstreifen, sondern eine 
MusterkuUelction. Der Unterschied scheint dem Gerichte ein ganz 
augenfälliger zu sein. Stoffe der angeführten Art sind hauptsächlich 
zur Anfertigung von Kleidern bestimmt. Blosse Stoffstreifen sind aller- 
dings zu diesem Zwecke nicht ^ieeignet; sie repräsentieren also dann, 
wenn man sie juif den gleichen Zweck übertrairen wollte, dem die 
Stofi'e zu <lienen haben, also als Stoffe, gewiss keinen oder doch nur 
einen geringtügigen gemeinen Handelswert. Dadurch aber, dass 
Streifen von den Stoffen abgeschnitten und zu einer Kollektion zu- 
sammengestellt werden, wird ein neues Out: eine Musterkollektion 
erstellt. Zweck dieses Gutes ist keineswegs mehr der, zu Kleidern 
verarbeitet zu werden; soweit der Stoff selbst in Betracht kommt, ist 
er ja bereits, eben zu einer Musterkollektion verarbeitet. Der Zweck 
des neu hergestellten Gutes ist vielmehr der, zur Vorlage bei Verkaufs- 
abschlOssen zu dienen. Dass aber ein zu Handelszwecken eigens her- 
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gestelltes 6nt eioen gemeinen Handolswert haben könne, kann ernstlich 
nicht hezweifelt werden. Es ergibt sich dies schon aus der Erwägungf 
dass zur Herstellung desselben Material verbraucht und Arbeit aafge- 
wendet werden iTiu.sste. Der Umstand, dass die Musterkollektion nur 
für die Zwecke eines licstininitcn Interessentenkreises verwendliar sei. 
somit ancli nur für diesen Wei t rcjn asentiere, kann nicht ausschliessen, 
dass sie genieinen Handel.sweit besiue. Denn diese Voraussetzung 
trifft, wenn von den Gegenständen des ganz allgemeinen Konsums, von 
jenen Gegenständen abgesehen würde, welche allgemein menschliche 
Bedürfnisse sn befriedigen bestimmt sind, aof alle sonstigen Erzeug- 
nisse der Urproduktion und der Industrie zu, ohne an deren Qualität 
und Bewertung als Handelsgut etwas an ftndem. 

Nr. 16. Entseh* des Bezirksgerichts für liandelssiielien In Wien.- 

Vom 13. Oktober 1906. 

rEl^cul». Tarif- n. Verk.-Anz. XI (1907; Nr. 18 S. uo. — AUg. Tarll-Anz. JLWl Nr. U S. 146.) i 

Wwin der Transport des Gutes aessokliesslich, jedoch aef Uaien versohiedener OirektiOM* 
laWeto der ic. k. 9ttarr. StaatebakMa aieiefllirl wirie, te Ist zir Vertretani des 
Airsrt iir Jms Fistaiyrsluiratur berufen, in deren Spreni«! sMi «e MrleMIfe Tsrlf- 

anwendung ereignet hat. 
Der angezogene 74 des BetrRgl. regelt die Frage der Passiv- 
legitimation für den Fall, dass mein ere Eisenbahnen an der Ausführung 
des Transportes beteiligt waren, also eine Mehrheit von Rechtssnbjekten 
gegeben ist, welchen die Beklagten voll zufallen können. Dies triift 
aber yorliegenden Falles nicht zu, denn der Transport wurde aus- 
schliesslich auf Linien durchgeführt, welche sich im Besitze des Staates 
befinden. Der reklamationsberechtigten Partei steht daher nur ein 
einziges Bechtssnbjekt, der Staat als den Betrieb der Bahn führender 
Kaufmann, gegenüber, dadurch entfällt die Möglichkeit, das im § 74 
des Betriebsreglements eingeräumte Wahlrecht auszuüben. Ist diese 
Ansicht des Gerichtes richtig, dann ist aber auch die Frage der Zu- 
ständigkeit nicht aus der Zusatzbestimmuug V 2 b des ^ 61 des BetrBgl. 
zu lösen. 

Das Gericht erblickt in der narh der klägerischen Behauptung 
unrichtigen Tarifanwendung eine Ereignung, durch welche der erhobene 
Frachterstattuugsauspruch entstanden ist, da die Eieiguuug im Sprengel 
der oberOsterreichischeu Finanzprokuratur in Linz stattgefunden bat, 
ist zur Vertretung des Aerars auch diese Finanzprokuratur berufen, 
mithin nach $ 74 J. N. die Zust&ndigkeit des angerufenen Gerichtes 
nicht gegeben. 

Zu dem gleichen Ergebnisse mfisste man aber auch dann gelangen, 
wenn in einer unrichtigen Tarifanwendung eine Ereignung im Sinne 



Digitized by Google 



Entaeh. d« PnoM« OberrerwftUaiigBKaielits vom 16. Oktober 1906. 



13 



des § 4 I der Dienstinstrnktion fttr die k. k. Finanzpi ukuratur (Ver- 
ordnung des Gesamtmimsteriams vom 9. März 1908, BtiBl. Nr. 41) nicht 
zn erblicken wäre. 

Denn nach § 10 des Orp;anisationsstatntps für die staatliclie Eisen- 
bahnverwaltnng (Kundmacluinjj: des Handelsiiiinisterium.s vom 19. Januar 
1896, RGBl. Nr. 16) vertteteii die Staatsbaliiidirektioneii innerhalb 
ihres Geschäftsbezirkes in allen ihrer Kompetenz zugeliörigen Angelegen- 
heiten die Staatsbahn Verwaltung selbständig. Und nach § 17 Punkt 24 
gehört in ihren Wirkungskreis anch die Erledigung sämtlicher am dem 
Personen- nnd Ottterverkehre erwachsenen Reldamationen. Die Rekla- 
mationen wurden nnn vorliegenden Falles, wie ans der von der Klägerin 
selbst vorgelegten Urkunde erhellt, bei der k. k. Staatsbahndirektion 
Linz erhoben nnd von dieser erledigt. Es wftrde somit anch in dem 
Falle, dass die Zuständigkeit der zur Vertretung des Aerars berufenen 
Finanzprokuratur, .sich nach dem Amtssitze der der kompetenten 
Zentralstelle unmittelbar unterc^eordneten Verwaltungsbehörde zu rich- 
ten liRtft', nicht die Finanzprokuratur in Wien, Sonden jene in Linz zur 
Veitieiuiig berufen .sein, somit auch unter diesem Gesichtspunkte die 
Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes nicht vorliegen. 

Nr. 17. Entsch. dos Preuss. OberTerwaltum^geriehta. 

2. Senat. Vom 16. Oktober 1906. 

il'rVirwHI. XXVIII ilOO"; Nr. 29 .S. 550 ill 2001} i 

§ 24 d de« Preuss. Kommunalabgabengesetzes. Steuerpfliolit der zwischen den ScMenen- 
fHuvM bdliM U cli M «s levrarMlolieii ZwwfcM «Mewleii BtdSififlfcas, ies ZeHiolHippme, 
dw OapiolitiMMls, dM fieMndes fBr das FSrstenempfangszlMSr, dM TsrraiiS der 

Hanptwerkstätte der Eisenbahn. 

1. Die Ansicht des Vorderrichters, dass die in dem Verzeichnis 
unter Nr. aufgeführten Grundstücke und Gebäude weder zu den 
„Schienenwe^n^n der Eisenbahn" noch zu den „zu einem öffentlichen 
Dienst oder Gebi auch bestimmten", dem Staate gehörigen Grundstücken 
nnd (Tebiiuden (§ 24 Ab.s. 1 lit. d, c des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893) gehören, ist von keinem Rechtsirrtum beherrscht. Die 
den Schienenwegen der Eisenbahn gewährte Freiheit von der Gemeinde- 
gnmd- nnd Qebftndestener erstreckt sich, wie das Oberverwaltangs- 
gericht in neaerer Zeit mehrfach entschieden hat, nicht auf den 
ganxen Bahnkörper einschliesslich deijenigen Grandfllchen, die swischen 
den Geleisen freigelassen und auf denen Gebftnde errichtet sind, sondern 
lediglich anf die Grundflächen, die von den Geleisen selbst eingenommen 
werden, sowie die neben nnd zwischen den Geleisen liegenden Flüchen, 
die Zubehör des die Schienen tragenden Bahndammes mit seinen 
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Entfloh, des l^reii88. Obcrverwaltnntrügtirichtd vom t6. Oktober 190B. 



Böschungen and Seitengrftben sind. Daran war auch hier fesUnhalten. 

Für die zwisdien den Schienenpaaren bpfindliclien Bodenfläclien, die zu 
anderen Zwecken als zur Aufnahme der Sdiieiifinwego, insbesondere 
znr Besetzung mit Gebäuden verwendet werden, kann also die den 
Schienenwegen zustclnMide Steuerfreiheit iiirlit beansprucht werden. Um 
solche Bodenflächen handelt es sieh liiei. Keine von ihnen ist ein 
Substanzteil oder Zubehör des Schienenweges, und damit enttallt der 
erste tTrund, auf welchen der Klager die Befreiung stützt. Die frag- 
lichen (jrruudstücke und Gebäude sind aber auch nicht zu einem üifent- 
liehen Dienst oder Gebrauch bestimmt. Dem OlTentliehen Dienst dienen 
die Grundstücke und Gebäude, die fttr die Verwaltungstätigkeit der die 
technische Betriebsverwaltung beaufsichtigenden und leitenden Behörden 
bestimmt sind, also die Geschäftsräume der Eisenbahndirektionen, der 
Betriebs-, Maschinen-, Verkehrs-, Werkstätten- und Telegrapheninspek- 
tionen, der Bauabteilungen für Neubauten. Dagegen dienen die Grund- 
stücke und Gebäude, die unmittelbar zur Aiisril)ung derjenigen kauf- 
männischen und technischen Tätigkeit bestiuunt sind, welche den 
Betrieb des Transportgewerbes auf der Eisenlialin ausmacht oder ihn 
vorbereitet und abschliesst, lediglich dem ( Jewerl^ebotriebe. Zu der 
Kategorie der letzteren geh<"»ren sämlliche olieii bezeichneleu (Grund- 
stücke und Gebäude. Ihnen stellt also die Steuerfreiheit nicht zu. 

2. Völlig zutreffend führt der Vorderrichter aus. da.ss dsis „Fürsten- 
empfaugszimmer* nicht deshalb, weil seine Benutzung auf fQrstliche 
oder durch ihre Stellung ausgezeichnete Reisende beschränkt sei und 
in ihm auch BegrQssnngen» Empfänge usw. stattfänden, zu den den 
Beamten fftr Bepräsentationszwecke Uberwiesenen Bäumen gehöre, 
sondern nur den Wartesälen gleichgestellt werden kdnne, mit denen 
es den Zweck, Beisenden als Äufenthaltsraum zu dienen, gemein- 
sam habe. 

3. Bezüglich des Zollschuppens hat sich der Gerichtshof auch 
hier ib'u .Ausführungen des Vörden ichtei s angeschlossen. Der Fracht- 
gutscliuppen dient in allen seinen Teilen, also auch, soweit er zur 
Lagerung des Zcdiguts l)estimnu ist, in erstei' Linie dem GeAverbe- 
betriebe des Klägers. Dass in ihm auch die zollamtliche Abfertigung 
stattfindet, ändert daran nichts. Denn durch sie tritt der Schuppen 
nicht ausser Beziehung zu dem Gewerbebetriebe, sondern dient diesem 
nach wie vor in erster Linie, so dass es nicht darauf ankommen kann, 
ob er nebenher auch anderen Zwecken dient. 

Bezüglich des Gepäcktunnels fährt der Vorderrichter aus, dass 
er ein Teil des Hauptbahnbofes sei, durch den das Gepäck der 
Beisenden toü dem Erdgeschoss auf die Bahnsteige geschaflft werde, 
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dass er also die Gepäckanfzttge mit den zn ihnen hinfahrenden Gängen 
enthalte. Richtig sei, dass aucli die Post einra Teil ihrer Postsachen 
anf diesem Wege auf den Bahnsteig befördere; wie der Bezirksaus- 
schuss ans eigener Kenntnis wisse, sei altor dieser Gepiioktunnel der 
Hauptsache nach zur Bet'r)rderun<i: (U^^ Keiseg-epäcks liest imuit, diene 
daher ebenfalls dem Tr.uisiiortgewerbe der Bahn. Hier gilt dasselbe 
wie bei dem „Zollschuppen". Auch der Gepäcktnnnel dient in erster 
Linie dem Gewerbebetriebe des Klägers. Der Anspruch auf Freilassung 
ist daher von dem Tordenichter mit Recht verworfen worden. 

Die Hauptwerkstatte dient zweifellos nicht dem Öffentlichen 
Dienst oder Gebrauch , sondern lediglich dem Gewerbebetriebe des 
Klftgers. Ihre Befreinng ans lit. c a. a. O. ist daher nicht begründet 
In Frage kommen kann nur, ob etwa die mit Schienen bedeckten 
Teile auf Grund der lit. d a. a. 0. den Steuern vom Grundbesitz ent- 
zogen sind. Mit der Verneinung dieser Frage hat sich der Vorder- 
richter keines Rechtsirrtunis schuldig gemacht. Wenn das Oberver- 
waltungsgericht in der den Paiteien bekannten P^nt.scheidung vom 
18. Oktober 1904 ausfuhrt, dass die den Scliii'nenwegeu eingcräunite 
Befreiung sich auf alle Arten von Schienenwegen erstrecke, so ergibt 
doch die Begründung, dass es sich in dem dort entschiedenen B'allc um 
die Frage handelte, ob unter „Schienenwegen der Eisenbahnen" im Sinne 
des § 24 lit. d des Kommunalabgabengesetzes nnr die Flächen zu ver- 
stehen seien, anf denen die yon Station zn Station durchlaufenden 
Schienen liegen, oder auch diejenigen« anf denen sich Rangier-, Neben- 
nnd Ladegeleise beAnden. Dieser Streit wurde dahin entschieden, dass 
das Gesetz keinen Unterschied zwischen den Terschiedenen Arten von 
Schienenwegen mache, abo auch die der letzteren Kategorie Steuerfrei 
seien. Um „Schienenwege der Eisenbahnen" im Sinne des § 24 a. a. 0. 
aber handelt es sich hier überhaupt nicht. Die Hauptwerkstätte um- 
fasst ein in sich abgeschlosseiie.s Gebiet, das zwar mit dem Bahnhofs- 
terrain durch Schienen verbunden ist, aber nicht einen Teil desselben 
bildet. Sie stellt eine besundere, von dem eigentlichen Eisenbahn- 
betriebe getrennte Veranstaltung dar, innerhalb deren ein Betrieb auf 
Schienen vor sicli geht. Die Schienenwege aber dienen nicht dem 
affoitlichen Verkehr, sondern ausschliesslich deraYei^ehr innerhalb der 
Hauptwerkstätte. Sie stehen Tßllig gleich den Schieneugeleisen anderer 
gewerblicher Unternehmungen und werden nicht dadurch zu Schienen- 
wegen der Eisenbahnen, dass die Werkstätte im Interesse des Bisen- 
bahnbetriebes angelegt ist. Der Befrdnngsanspruch aus § 24 lit. d 
a. a. 0. ist daher unbegründet. 
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Nr. IK. Klitsch, des Pronss. Oborronvaltiiiij^si^eriehts. 

2, Senat. Vom 16. Oktober 1906. 

(D.IZ. XII (19071 Nr. 12 S 719 ill 20071 ) 

Den BahMteiy und der Bahnsteighalle kommt die nach § 24 des Preuss. KommAbgG. 
im 8eHMHw«iMi mtlifeMMl» StaMriMItll iMit n. 

Die den «Sebienenwegen* gewährte Freiheit erstreckt sieh nicht 
auf den ganzen Bahnkörper, sondern nur anf die Grundflächen, die von den 
Gleisen selbst eingenommen werden, so auf die neben nnd zwischen 
den Gleisen liegenden Flächen, die Zubehör des die Schienen tragenden 
Bahndanmes mit seinen Böschungen und Seitengräben sind, nicht also 
anf die Bodenflächen, die zu anderen Zwecken als zar Aufnahme von 
Schienenwegen verwendet sind. Der Vorderrio liier irrt deshalb nicht in 
der Annahme, dass dem Bahnsteip^ nnd der Bahnsteiglialle die den 
Schienenwegen zustehende Steuerfreiheit nicht ziikonnne. Auch darin 
geht der Vorderrichter nicht felil, dass er den Bahnsteig und die Bahn- 
steighalle nicht zu den zum „öffentlichen Dienste oder tiebrauciie" 
bestimmten (iruiidslücken des Staates rechnet. Die Eisenbahnbetriebe 
des Staates sind in der Gesetzgebung und Rechtsprechung als gewerb- 
liche Unternehmen angesehen; es ist jedoch stets unterschieden worden 
zwischen denjenigen Gmndstflcken und Gebäuden, die unmittelbar zur 
AnsQbnng der kaufmännischen nnd technischen Tätigkeit dienen, welche 
den Betrieb des TranqH>rtgewerbes anf der Eisenbahn ausmacht, und 
denjenigen, welche fQr die Verwaltungstätigkeit der die technische 
Betriebsrerwaltung beaufsichtigenden und leitenden Behörden dienen. 
Erstere sind als zum Gewerbebetrieb, letztei e als für den «öffentlichen 
Dienst" bestimmt angesehen worden. Deshalb gehören zu ersteren der 
Bahnkörper mit Zubehör, die Stationsgebäude, die FJahnsteige nebst 
Hallen, Gitter- und Lokomotivschuppen, Reparaturwerkstätten u. dgl., 
die Wassertürme, Von atsräume, "Wärterbuden und alle für den Dienst 
des techniselien Betriebspersonals bestimmten Räume, die Wartesäle 
für die zu befördernden Personen und die Lagerräume für die zu be- 
fördernden oder beförderten GAter. Die Bahnsteige nebst Hallen sind 
auch nicht zum «öffentlichen Gebrauch* bestimmt, da sie nicht wie die 
öffentlichen Wege zur Benutzung fttr jedermann offen stehen, sondern 
nur den Reisenden bzw. denjenigen zugänglich sind, die sich durch 
Lösung einer Karte die Berechtigung zu ihrem Betreten Terschaflt 
haben. Hiernach ist die Steuerfreiheit gemäss § 24 des Kommunal- 
abgabenges, nicht begründet. 



Digitized by Google 



Entflcb. des Kammergerichts in Herliu vom IH. Oktober a. 12. November 1906. 17 



Nr. 19. Entoeh. des KunmergeriehtB In Berlin. 
Strafsenat. Vom 18. Oktober 1906. 

fDas R«M!ht XI (19071 Nr »8 S. 783 t 

Babihofswirtochafteii. Ortspolizeiliclie Vorsohriften über die zeitliche Beschränkung de« 
AMtdmlM von SpIrHiweii halm für die Fahrglst« der BtMbalui keine WlrksMikdt 

Allgemeine polizeiliche Vorschriften, durch welche der Aosschank 
von Spirituosen in Wirtschaften zeitlich beschränkt (z. B. in den frühen 
Morgenstnnden verboten) ist, haben, wie dies bezitglich der Polizei- 
stande in der Judikatur anerkannt ist (EG., Johow Bd. 20 S. C8 und 
BGSt. Bd. 37 S. 260), ancli für Bahnhofswiitschaften hinsichtlich des 
dort verkeliieudeu niebtreisenden Publikums Geltung. Anders liegt 
der Fall, sobald es sich um die Bewirtung von Personen, welche 
Falirf^äste der P^isenbaliii sind, handelt. Hier steht eine Eisen- 
bahnbetriebsangele{?enheii im Sinne des i< 70 der Betriebsordnung 
vom ö. -luli 1892 bzw. i? 70 derjenigen vom 4. November 1904 (RGBl. 
S. H87) in Frage, deren ansschli essliche Regelnng auch soweit, als 
polizeiliche luteresseu in i'rage kommen, der alleinigeu sachlicheu 
Zuständigkeit der Eisenbahnverwaltung unterworfen ist. Rechtlich 
belanglos ist der Umstand, dass der Babnhofswirt die Eigenschaft eines 
Gastes als Reisenden schwer ericennen kann. 



Nr. 30. Entsch. des Kammor&;ericht8 in Berlin* 

1. Strafsenat. Vom 12. November 1900. 

(Das Kcclit .\1 1.1907 Nr. 11 S. 719. l'rVi>rwl{l WMll St. 29 .S. 554 ) 

Bahihofsautomaten sind den Vorschriften der Gewerbeordnung nicht unterworfen. 
Automaten sind in den Bahnhülen zur Bequemlichkeit für das 
reisende Publikum bestimmt und deshalb auch daun, wenn die Eisen- 
bahn?erwaltung den Betrieb der Automaten rertragsmässig anderen 
Unternehmern flberlassen hat, nach § 6 GewO. den Vorschriften dieaet 
Gesetzes entzogen, sofern die Eisenbahnverwaltung in den ihr zur Ver- 
fügung stehenden Bäumen die Veranstaltung in ihrer Eigenschaft als 
Eisen bahnuntemehmerin getroffen hat. Die Bahnhofsautomaten smd 
also den Vorsdiriften über den Gewerbebetrieb an SoUn- und Festtagen 
nicht unterworfen. Es ist gleichgültig, ob sie vor oder hinter den 
Schranken der Bahnsteigsperre aufgestellt, also auch dem nichtreisenden 
Publikum zugänglich sind. 

Nr. dl. Entseh. des Oesterr. Kasaattonshofes. 

Vom 1 :i Noveinl)er 1906. 

(Oetterr. EUenb.-Veroiau Hl. X.\ (1907; Nr. 75 S. 1853,i 

Dm Bahnaufslcbtsperaenal ist berechtigt, bei der im § 102 EBO. vorgesohrielienen 
Aabattang voa Bahaffkrevlern nÜlBenralle aaeli «iae aafaie n eae Sewalt annweadaa. 

Der § 102 EBO. vom 16. November 1861, RGBl. Nr. 1 ex 1869, 

Sft, BeaUMbuMhUlolw tofBUeMmisea ZZIV. 8 
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Eutsch. des Dentachen Keicbsgerichts TOm 24. November IiMJ6. 



berechtigt, ja Terpffichtet geradezu die Angestellten der Bahn, Pei'sonen, 
die eine die Sicherheit des Betriebes stOrende oder sie gefährdende 
Handlung bereits verttbt haben, in Fällen, wo die Hilfe der Polizei 
(politischen) oder richterlichen Behörde nicht sogleich bei der Hand 
ist, anzuhalten und der nächsten hierzu kompetenten Behörde zur 
weiteren Beliaudlung zu übergeben. Dass Johann H. den Wenzel N., 
dessen niutwilli^cs Tun eine Zuf^entf^Uisuiifr lierbeitüliren konnte, also 
zweifellos den Betrieb gefährdete , aiizuli.ilten und der Behörde anzu- 
zeigen, zu diesem Hehufe aber zunürh.st dc.sseu Iiioutitäi festzustellen 
berechtigt war, ergibt sich ohne weiteres aus obiger Bestiuiniung der 
Eisenbahn-Betriebsordnung. Setzte der Knabe dem Versuche, ihn 
festzunehmen und in die Wächterbude zu bringen, physischen 
Widerstand entgegen, so war Johann H. wohl auch diesen 
Widerstand durch angemessene Gewalt zu bezwingen be- 
rechtigt. 

Nr. 2*2. Entseh. dc^ Dentselieii Ki'iehsjjerichts. 
2. Zivilsenat. Vom 24. November 1906. 

(PrBlaMiliAnk. 1907 Heft i 3. lOM.) 

I 2S PrElMnlitt. vm 3, NmilMr 183ft Htpfipflicht der EltMtahs fir dM Ueler- 

fahren von Vieh. 

Nach 25 haltet der Eisenbahnuiiternehmer für den bei dem Be- 
triebe verni'sachten ^^achs^•lla(len , falls er nicht beweist , dass der 
Schaden auf schuldhaftes Verhalten des Geschädigten oder höhere 
Gewalt (RGE. Bd. 19 S, 37; zurückzuführen ist. Abweichend von den 
Grundsätzen, welche für die unter das Reichshaftpflichtgesetz fallen- 
deu Unfälle zur Anwendung kommen — ygl. Entscheidungen des 
Beiclisgerichts in ZiviUachen Bd. 53 S. 78 ff. — ist jedoch eine Ter- 
hältnismässige Teilung des Schadens, wie sie der vom Vorder- 
richter fttr anwendbar erklärte § 264 Abs. 8 BGB. vorsieht, 
bei Vorliegen des § 25 des prenssischen Eisenbahngesetzes 
niciit zulässig. In diesem Sinne hat das Reichsgericht in seiner 
Entscheidung vom 9. April 19ü() '.TW. 1906 8. 382) in Ueberein- 
stimmung mit Dronke in seinem .'\ul.satz über: _Dpii Einfluss des 
Verschuldens von Angestellten des Beschädigten auf die Haftung des Eisen- 
bahnunternehmers- (EisenbE. Bd. XXI S. ^2!, -422) mit iiberzeugender 
Begründung, auf die hier Bezug genommen wird, erkannt, indem es 
feststellt, dass das preussische Gesetz vom 3. November 1838 nur aus 
sich selbst heraus, ohne Heranziehung anderer gesetzlicher Bestim- 
mungen auszulegen sei In dem Falle, dass bei Sntstehung eines 
Sachschadens die Betriebsgefahr und eigenes Verschulden des Beschä- 
digten zusammentreffen, hängt demnach nach allgemeinen Rechtsgrund- 
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Sätzen die Entscheiduug der Frage, wer den Schaden zu tragen hat» 
davon ab, ob der Eisenbahnbetrieb oder das mitwirkende Verschulden 
die allein zn berftcksichtigende ^wirkende* oder sansschlaggebende* 
Ursache des Unfalles ist (Dronke a. a. 0. S. 421, 422). 

Der Beklagte hat nicht bestritten, dass das Rind im Eigentum des 
Klägers stand, dass er Unternehniei- im Sinne des Eisenbalingesetzei 
ist, und dass das Tier beim Betriebe des Eiseubaku zu Sctiaden ge- 
kommen ist. Fa- kann sich daher von der Verpflichtung zur Ersatz- 
leistung nur (liuin betVeifU, wenn er den ihm nach 25 dos Gesetzes 
ohliefjendtii Kntlastungsbeweis führt. Er hat das Vorliegen eines 
äussoKMi iiiiabwi-ndliaren Zufalls damit begründet, dass es für ihn un- 
möglich sei. den Bahnkörper an den Uebergäugen so zu schützen, dass 
Tiere denselben nicht betreten könnten, denn es bestände stets die 
H(}glichkeit, dass sie zn einer Zeit, wo die Schranken geOffnet seien, 
auf die Gleise gelangen könnten. In Uebereinstimmnng mit dem ersten 
Richter hftlt der erkennende Senat einen unabwendbaren ftnsseren 
Zufall, oder höhere Gewalt nicht für vorliegend, denn es lag nicht 
ausserhalb dos Bereiches des dem Beklagten möglichen, den Unfall 
durch geeigpiete Vorsichtsmassregeln abzuwenden, sei es, dass der 
Uebergang dauernd durch einen besomleren Bahnwärterposten bewacht, 
oder die Strecke vor Durchgang des Zuges von einem Wärter be- 
gangen wäre. Der Unfall ist daher niclit die Folge von äusseren, d. Ii. 
von ausserhalb des Betriebes des Unternehmers einwirkenden Ereig- 
nissen, welche auch <lurch die änsserste. nach den gegebenen Umständen 
gebotene Vorsicht und durch alle vernünftigerweise dem Unter- 
nehmer zuzumutenden Vorkehr ungeu weder abzuwenden noch in 
ihren Folgen unschädlich zu machen sind (RGE. Bd. 21 S. 13 ff.). 

In bezug auf den Einwand des eigenen Verschuldens des Beschft- 
digten hat der Beklagte ausgeführt, der Kläger habe seine Weide nicht 
ordnungsgemäss eingefriedigt und dadurch das Entkommen der Tiere 
aus derselben ermöglicht, und er habe es auch an der erforderlichen 
Sorgfalt insofern fehlen lassen, als er die Tiere ohne Aafsicht gelassen 
und infolgedessen ihr Entweichen ans seiner Weide nicht bemerkt habe. 
Den Beweis, dass die Weide des Klägers mangelhaft gesichert gewesen 
sei, hat der Beklagte nicht erbraclit. Wie den Tieren das Entweichen 
ermöglicht ist, hat er nicht aufireklärt; darin, dass die blosse Tatsache 
des Kntweichens ihn des Nachweises eines Verschuldens des Klägers 
überhebe, ist ihm nicht beizustimmen. 

Selbst wenn aber in dem erwähnten Verhalten des Klägers ein 
mit dem Unfall im ursächlichen Zusammenhang stehendes Verschulden 
zn erblicken wäre, oder durch von Amts wegen zu erhebende Sachver- 

2* 
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st&ndjgeiibeweiae besondere, du solches Verscbalden nachweisende Um-* 
sUbide ermittelt würden, wäre der Beklagte als für die Folgen des 
ünfalls haftbar anzusehen. Zwar ist dem Beklagten, wenngleich täglich etwa 
80 Züge die Bahnstrecke befahren, nicht als die Betriebsgefahr ver- 
grösserndes Verschulden anzai'echnen, dass er einen besonderen Wärter 
an dem Bahnübergang, wo etwa das getötete Kind den Bahnkörper 
betreten linben soll, nicht aufgestellt hat. Eine Ueberwachung aller 
Uebergänge ist. wenngleich ihre Möglichkeit das Vorliegen höherer 
Gewalt aus.'<( liliesst, praktisch so schwer dun-hfiihrbar, dass ihre 
Unterlassung nicht als eine scliiildhafte anzusehen ist. Aus dem Grunde, 
wie der Eisenbahnbetrieb derartige ihm ei!i:entiiniliche, praktiscli kaum 
vermeidbare Gefahren mit sich bringt, ist aber die besondere Haftung 
des Unternehmers für angerichteten Schaden festgestellt. Jedoch auch 
ohne Hinzokommen besonderen Verschuldens des Beklagten ist ab- 
weichend von der in der Vorentscheidung vertretenen Ansicht die 
Betriebsgefahr als die den Unfall hauptsächlich herbeifOhrende, die 
„wirkende" Ursache desselben anzosehen. Ohno den Betrieb drohte 
frei hemmlanfendem Vieh in der dortigen Gegend kaum eine ernstliclie 
Gefahr; nur die dem Eisenbahnbetriebe eigene Geschwindigkeit und 
Schwere des Zuges, sowie die durch die Scliienengleise festgelegte 
Richtung der Bewegung bilden die Ursache, dass das getötete Tier 
dem Zuge niclit auszuweichen vermochte, sondern unter Ilm f^ei iet. im 
Vergleiche zu dieser durcli den Kisenbalinbetrieli herbeigefülirten (iefahr 
würde ein etwaiges mitwirkendes VerschuUhMi des Kliigers bei der 
Unterbringung und Beaufsichtigung seiner Tiere soweit zurücktreten, 
dass die Betriebsgefahr als die wahre Ursache des Unfalles anzu- 
sehen wäre. 



Nr. 33. Entseh. des Prcnss. Yerwaltangsgertehtshafte. 

4. Senat. Vom 29. November 1 906. 

(FrVorwBI. XXVJII (i»)7i Nr. 26 S, 49:. - l'rRistnb \r Ii. I9ü7 S, laio.) 

Die formelle Vorauasetzung zur Inanspruchnahme eines Weges für den SffenUiohen Ver> 
kehr ist tehon gegeben, wenn Jemand ein die OeflSmillelikeft «vsMbHMMMlM ReoU ain- 

drUckllch behauptet; ein tatsächlicher den öfTentlichen Verkehr hindender Dngriir M 

nicht erforderlich. Die den Eisenbahnbehörden unterstehenden Zufuhrwege zu den Bahn- 
littfen und sonstigen Eisenbahnanlagen sind keine öffentlichen Wege im Sinne des Wegerechts. 

Der (jeiiciitshül hat in gleichbleibender Rechtspi'ecliung die In- 
RUspinichnahme sclion dann als berecliti^rt angesehen, wenn jemand ein 
die Oeffentlichkeit beschrankendes Recht am Wege auch nur ausdrück- 
lich behauptet. Denn schon diese Tatsache allein legt die Befürch- 
tung nahe, daas kfinftig auf Grund eines solchen behaupteten Rechts 
der Verkehr auf dem Weg gestört werden k$nno, und die Wegepolizei- 
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behörde ist anbedenklich befugt, sulchen Störungen durch ihre Anurd- 
nungen vorzubeugen (vgl. Urteil d. OVG. vom 1. März 1900, Eutsch. 
Bd. XXXVII S. 223). Mit diesen Grundsätzen steht auch die vom 
Bezirk.sausschuss heranLn-zogene Entscheidung des Gerichtshul'es vom 
4. Dezember 1891 (l'rVerwBI. Jalirg XIII S. 271) nicht in Widerspruch. 
Demi hier handelte es .sich danun , d;iss es an einer bestimmten ein- 
zelnen Person, an die die Inanspi uclniahnieverfügung gerichtet war, 
fehlte, indem die WegepolizcibehOrde nar mittels Aushangs an der 
AmtssteUe sowie dareh Bekanntmachang im Amtsblatt und in Ter- 
schiedenen Zeitnngen zur OiFentlichen Kenntnis gebracht hatte, dass sie 
einen bestimmten Weg fttr den öffentlichen Verkehr in Anspruch nehme. 
Dieser Hangel der bestimmten einzelnen Person, an welche die Inan- 
spmchDahmeverfttgnng gerichtet war, nahm ihr den polizeilichen 
Charakter und, wenn es in der Entscheidung dann weiter hiess, dass 
eine wegepolizeilichc Anordnung, welche die Inanspruchnahme eines 
Weges für den oft entliehen Verkehr betretl'e, nur aus Anlass eines be- 
stimmten kitiikieleii Falles ergehen könne, so war hierbei kein Zweifel 
dariiber gelassen, dass neben dem tatsächlichen Eingritt' in den I^estand 
des Weges auch die ausdrückliche Behauptung des ausschliesslichen 
Eigentums oder eines die Oeftentlichkeit beschränkenden Rechts genüge, 
um das Einschreiten der Wegepolizeibehörde gemäss § 56 Abs. 1 des 
ZnsUUidigkeitsgesetJEes vom 1. August 1888 zn rechtfertigen. Im 
liegenden Falle hatte nun die Eisenbahndirektion wiederholt den 
städtisch^ Behörden gegenüber ihr ansschiiessliches Eigentumsrecht an 
dem Wege behauptet; die Voraussetzung für dessen Inanspruchnahme 
far den öffentlichen Verkehr lag mithin vor, und dies ist mit Unrecht 
vom Bezirksansschus.s verneint worden. 

In der Sache hat jedoch der Bezirksausschuss recht, wenn er die 
Widmung des zweifellos durch die Rheinische Eiseubahngesellschaft 
von dem (lUtsbesitzer W. als unbeschränktes Eigentum erworbenen 
Weges für den öftentlichen ^'erkehr sowohl bei Anlage der Haltestelle 
als später nicht anerkannt hat. Es ist zutreffend, dass dem von der 
Eisenbahnverwaltung im Jahre IBOii angelegten Wege damals die 
Eigenschaft der Oelfentlicbkeit nur durch eine dahin gehende Bestim- 
mung der Landespolizeibehörde nnter Zustimmung des Ministers für 
Handel und Gewerbe verliehen werden konnte, jedoch in dieser Weise 
nicht verliehen worden fot. Die Bheinische Eisenbahngesellschaft selbst 
hat auch nicht die Absicht gehabt, den Weg zu einem Öffentlichen zu 
machen. Dies ergibt sich klar aus dem mit W. geschlossenen Vertrage, 
wonacli dem letzteren ein Mitbenutzungsrecht an dem Wege eingeräumt 
worden ist, was nicht erforderlich gewesen wäre, wenn der Weg bereits 
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üflfentlicli war. Ebensowenig verleiht ihm die Bestiinniitng als Zufulir- 
weg die Ocffentlichkeit. Allerdings sind diese Art Wege in p:t!\vissem 
Sinne öffentliche Strassen, indem sie tatsächlith dem Verkehr des 
Publikums nach dem Bahnliot dienen. Gleichwold sind sie keine öffent- 
lichen Wef!;e im Sinne des Wegeiechts und unterstehen, wie die Eisen- 
bahuauiuge selbst, den Eisenbahnbehörden (Urteil des OVG. vom 8. Mai 
1884, Entseli. Bd. X a 217). 



Nr. 84. Entsdi. des KammergeriehtB In Berlin. 
1. Strafsenat. Vom 29. November 1906. 

OaOMa. f. KMab. Jahrg. U Heft 7 8. US.) 
ftitativtrordnunoen , die das Anbriii|«n vm Reklameanzelgen an oder in Strassenbahn- 
waien vor einer Eriaubnia der Polizeiverwaltung abliän|i| mnolien, sind reciitsungültlg. 

Die Vorschrift der beiden Polizei Verordnungen, dass Reklaniean- 
zeigen oder Anzeigen in oder an den Wagen der Strassenbahn oiine 
polizeiliche Erlaubnis nicht aiigebrai lit werden dürfen, fällt unter den 
im § 43 Abs. 1 der RGewO. vorgesehenen Tatliestand, enthält aber auch 
zugleich eine Ausdehnung und Erweiterung dieses Tatbestandes. 

Anzeigen oder Reklameanzeigen sind Bekann tumcbuugen oder 
Plakate. Die Anbringung derselben in oder an den der 
Strassenbahn kann auch in der Form des Anheftens und Anschlagens 
erfolgen. Das Anheften nnd Anschlagen in und an den Wagen der 
Strassenbahn stellt sich aber als ein Anheften nnd Anschlagen an 
einem Ofi^tlichen Orte dar, da das Innere der Wagen der Strassen- 
bahn ein für jedermann zugänglicher Baum ist nnd die Aussenwftnde 
der sich durch die öffentlichen Strassen bewegenden Wagen dem 
Strassenpnblikum sichtbar sind. 

Da die Polizeiverordnuugen aber das Anbringen von Anzeifjen von 
einer polizeilichen Erlaubnis abhängig machen, und das Anbringen mehr 
umfasst als das Anheften und Anschlagen, so erweitern sie den in dem 
§ 10 a. a. 0. nnd § 43 Abs. 1 der RGewO. also durch gesetzliche Vor- 
schriften geregelten Tatbestand in unzulässiger Weise und setzen sich 
sonach mit diesen gesetzlichen Vorschriften in Widerspruch. Ans 
diesem Onmde entbehren sie nach § 15 des Polizeiverwaltungsgesetzes 
vom 11. Mftrz 1850 der gesetzlichen Gültigkeit. 

Es war nun noch zn prfifen, ob etwa der Angeklagte durch sein 
Verhalten gegen den § 10 des Gesetzes vom 12. Hai 1851 Verstössen 
hat nnd auf Grund des § 41 dieses Gesetzes zu bestrafen war. 

Dass der Tatbestand des § 10 gegeben ist, kann jedoch nicht an- 
erkannt werden. 

Das Anheften oder Anschlagen einer Bekanntmachung hat zur 
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Vonuissetzuiip:, dass ein Gegenstaud, auf dem sich die Bekanntinacliuug 
beäiidet, aut einen audeieu Gegeustaud auf irgeud eine Weise be- 
festigt wird. 

Ein Anlieften oder Aiisclilagen liegt dann nicht vor, wenn z. B. 
au einen an der ullentlichen Strasse beündlicben Gegenstand, wie au 
eine Wand oder Mauer, etwas mit Farbe oder Kreide angeächriebeu 
wird. 

Die von dem Angeklagten angebrachten BeklameinschrifteD waren 
auf Glasacheiben eingeätzt. Diese Glasscheiben sind als Fensterscheiben 
in die Wagen der Strassenbahn eingesetzt worden. Es sind also nur 
die Fensterscheiben als ein notwendiger Bestandteil des Wagens an 
diesem angebracht worden, es 8ind aber nicht die durch Ein&tzen anf 
den Scheiben hervorgerufenen Inschriften als Bekanntmachungen an 
dem Wagen befestigt worden. 



Nr. 35* Eniseh. des Prenss. Oberrerwaltiingsgerlehta. 

2. Senat. Vom 30. November 1906. 

iKntsch. <1 OVO. IM. 49 S. 147 i 

§ 24 IH. c u. d Preuss. KommAbgG. Ein für den Kaiser und den Kaiserlichen Hof be- 
stinntes Gebäude auf dem Bahahof einer Eisenbahn i«t kein zu einen tfffentliohen 
OtoMte besllmstot GeMaie istf daher vea der GeiMlitfeinNiileteMr lielit keHratt. 

Wenn der Vorderrichter aus der unstreitigen Tatsache, dass der 
Kaiserpavillon den Allerhöchsten und Höchsten Herrschaften bei der 
Benntzang der Eisenbahn als Änfenthalts- und Warteraum dient, 

folgert, dass er dem Transportgewerbe der Eisenbahn dient, so ist 
darin ein Kechtsirrtnm nicht zu finden. Es ist zwar richtig, dass sich 
der Kaiserpavillon wie auch die sogenannten Ftirstenzimmer auf den 
Bahnhöfen von den .sou.s(igen Warteräunien dadurcli unteisclieidet, 
diiss er nur den Allerhuch.steii und Höchsten HerrsehatttMi ullensleht 
und in ihm kein Restaurationsbetj ieb stattfindet. Die daraus von dem 
Klager gezogene Folgeiung aber ist unrichtig. Auch die übrigen 
Warteräuiuü sind nach Klassen eingeteilt uud dürfeu nicht von jeder- 
mann benutzt werden. Wenn also die Eisenbahnverwaltuug fftr die 
Allerhöchsten und Höchsten Herrschaften einen besonderen Raum zur 
ausschliesslichen Benutzung zur Yerfftgung stellt, so erflUlt sie damit 
nur eine Aufgabe, die ihr als Transportnntemehmerin nach den be- 
sonderen Verhftltnifls«! der betreffenden Station gegenüber einer be- 
stimmten Klasse von Reisenden obliegt. Dass in dem Kaiserpavillon 
kein Restaurationsbetrieb stattfindet, ist ohne Bedeutung. Auch die 
Wartesäle für die übrigen Reisenden dienen dem Transportgewerbe 
nicht deshalb, weil in ihnen ein Restauratiousbetrieb stattfindet, sondern 
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weil sie zum voiübergeliendeii Aufenthalte für die Reisenden bestimmt 
sind und damit zu denjenigen P^iiirichtuugen gehören, die zum Betriebe 
des Eisenbalinunteruelimers im Interesse des Publikums notwendig sind. 
Sie winden der Gebäudesteuer auch unterliegen, wenn mit ihnen ein 
Bestauratiousbetrieb nicht verbunden wäre. Ebensuwenig kummt in 
Betraeht, dasa der EiMntaliiiverwaltiuig aus dem Kaiserpavillon keine 
besonderen Einnahmen erwaehsen. Aach die WaitesiUe sind als solche 
fOr die Eisenhahnyerwaltnng keine besondere Einnahmequelle. Ein- 
nahmen erwachsen der Eisenbahnverwaltangf nur durch die Verpachtung 
des Beetonrationsbetriebs in den Wartei^en. Mit einem zum Öffent- 
lichen Dienste bestimmten Ciebäude kann liier auch nicht deshalb 
gerechnet werden, weil der Kaiseipavillon zugleich Kepriiseniations- 
zwecken dient. Sein Hauptzweck ist es keinesfalls, zur Repräsentation 
benutzt zu werden. Für die Anwendunir des i? 24 lit. c a. a. 0. ist 
aber nur die Hauptbestimmung des Gebäudes entscheidend, und deshalb 
ist es unerheblich, ob der in der Hauptsache dem Transportgowerbe 
der Eisenbahn dienende Kaiserpavillon nebenbei auch Repräsentations- 
zwecken dient. Schliesslich ist auch nicht entscheidend, dass der 
Kaiserpavillon nicht mehr znr staatlidien Qmnd- and Geb&ndesteuer 
▼eranlagt ist. Die Gemeinde F. erhebt eine besondere Qemeindegrund- 
stener nach dem gemeinen Werte der Gmndstacke, ist also an die 
staatliche Veranlagung nicht gebunden. 



Nr. 96« Entscli. des Bezlrkscorlclits ftlr Ilandclssaekeii tn Wien. 

Vom 27. Dezember 11)00, 

(AUgcra. Tarif Anz XXVI iiw" Nr 24 s i^i 

Haftung der Eisenbahn für Lieferfristüberschreitung nach Massgabe des Tagesstempels 
dar AbfMTtlissgtttolle. M Berashnsag ier n arwtfeiHtoii FrtoMtiotte ist vm dar 
relNe Fracht vorerst der Betrag einer erstatteten Refaktie abzuziehen. Verzift- 
zlMSi VMi dan EataobUiQiniabetrage (§ 87 BetrRgi.) Itafaa van Taga das AabrlaiaBa 

der Reklamation. 

Nach § 63 (4) BetrRgi. beginnt die Lieferfrist mit der auf die 
Annahme des Gutes nebst Frachtbrief folgenden Mitternacht Wann 
die Annahme des Gutes nebet Frachtbrief als erfolgt anzusehen sei, 
wird durch § 54 (1) BetrBgl. bestimmt. Da weiter § 64 (3) BetrBgl. 
noch ausdrücklich bestimmt, dass der mit dem Stempel versehene 
Frachtbrief als Beweis fikr den Frachtvertrag dient; da femer dem 
Frachtbriefe der Tagesstempel der Abfertigungsstelle, der Station Efirt, 
vom 14. Augast 1905 beigedruckt erscheint, da endlich, wie oben aus- 
geführt, der von der Beklagten unternommene Gegenbeweis, dass das 
zu befördernde Gut am 14. August 1905 noch gar nicht vollständig 
zugeführt worden sei, die Annahme also gar nicht am selben Tage er- 
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folgt sein könne, nicht als gelangen angesehen werden kann, so niuss 
auf Grund der reglemeiitariacben jBestimmungen gegen die Eisenbahn 
als feststehend angenommen werden, dass nicht bloss der Frachtbrief, — 
was niclit bestritten ist, - sondern auch dns (lUt l;ereits am 14. August 
1905 von der Bahn zur Bet'ördernng angcnoinuieii wuide. G3 (4) 
BetrRgl. greift allerdings im Falk- des § 55 (H) BetrKgl. iiicbt Platz. 
Dass aber diese Annahme vorliege, wurde seitens der Beklagten gar 
nicht behauptet. Diese Ausnahme setzt eine bestimmte Vereinbarung 
zwischen der Eisenbahn und dem Absender voraus, und zwar muss das 
Einyerstftndnis des Absenders auf dem Frachtbriefe erldftrt, auf dem 
Frachtbriefdaplikate wiederholt sein. Diese beiden Urkanden ent- 
halten aber keine derartige Erklfti'ang des EinverstAndnisses des 
Absenders. 

Es liegt somit eine SVitägige üebcrschreitung der Liefei*fri8t vor, 

welche zum Ansprüche von vier Zehntel der Fracht berechtigt. Nach 
Ansicht des Gerichtshofes ist jedoch von der Fracht vorer.st die rück- 
vergütete Miihlenrefaktie in Abzug zu l)ringen. Denn die Refaktie ist 
nichts anderes als eine im Kiickveigütungswege realisierte Fracht- 
begünstigung. Wuide die Refaktie tatsächlich ausbezahlt, dann ist 
eben die Fracht um ihren Betrag gekürzt. Die wirkliche Fracht betrug 
demnach im vorliegenden Falle 238.15 K (das ist 268 K — 29.85 K). Der 
von diesem Betrage zu berechueude vier Zehutelteil macht mithin 
95.26 E ans. Mit dem Mehranspmche war dia Klagebegehren ab- 
zoweisen. 

Was die beanspruchten Verzngsainsen betrifft, so konnte das 
Gericht nicht der Ansicht der Beklagten beipflichten, dass dieselben 
erst vom Tage der Beklamationserledigung gebühren; denn der An- 
spruch bestand schon am Tage der Erhebung der BeUamatioB, and war 
daher der Kläger berechtigt, schon von diesem Tage an Verzugszinsen 
zu begehren, da dieser einem Verschulden entspringende Ersatzanqprnch 
mit seiner Erhebung auch fällig war. 

Nr. iT. Entsch. des Oborlaiidesirericlits KlUn. 
4. Zivilsenat. Vom 28. Dezember 1906. 

■ Bayr. Verk in. XXIll 11907^ Nr. 0 .S. m.) 

§ I HaftpflG. Haftpflicht der Eisenbahn f&r Unfälle durch Herabfallen von Gepäck- 

•MokM SM ita Btpieiiieliii. 

Mit Becht nimmt der Vorderrichter an, dass gerade die bestim- 
mnngsgemftsse Beförderung von Personen immer zu dem Betriebe der 
Bahn gehdrt, nnd dieselbe daher für einen dadurdi herbeigeführten 
Unfall ersatzpflichtig ist, wenn der Unternehmer nicht nachweist, daas 
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der Unfall durch liölieie Gewalt oder einreiips Vfrscliulden des Verhetzten 
entstanden ist. Beklagte beruft sich darauf, dass eine dritte Person, 
der das Gepäckstück nicht gehörte, dasselbe in das Gepäcknetz Uber 
den Sitz der Klägerin gelegt habe, uud zwar oidnuugsvvidrig, darin sei 
höhere Gewalt zu erblicken. Diese Aaffassong ist rechtsirrig. Nur 
dann wftrde höhere Gewalt vorliegen, wenn der Unfall auf ein Ereig- 
nis zarUckznfabren ist, welches derartig ungewöhnlich ist, dass der 
Untemebmer mit dessen Vorkommen nicht rechnen konnte. Untergebens 
handelt es sich nm ein Ereignis, welches mit einer gewissen Hiofigkeit 
bei dem Betriebe einer Eisenbahn vorztikommen pflegt. Es ist eine 
allbekannte, auch in den Naturgesetzen begründete Tatsache, dass die 
in die Netze der Abteile irelegteu Gepäckstücke durch das Schütteln 
der Wagen leicht das Gleichgewicht verlieren und dann lierabslttrzon. 
Diese Gefahr besteht besonders dann, wenn Gepäckstücke unordentlich 
in die Netze gelegt werden. Die Hahnverwaltung, der nicht unbekannt 
sein kann, dass Reisegepäck nitdit selten aus dem Netze herausfällt, und 
dass es von den mit den Gefahren des Betriebes nicht vertrauten Reisenden 
bei der Hast, die der Betrieb mit sich bringt, häufig unordentlich in 
die Netze gelegt wird, kann sich von ihrer Haftpflicht nicht dadurch 
befreien, dass sie sich anf die Bestimmungen der Eisenbahnverkohrs- 
ordnnng beruft, wonach das Zugpersonal lediglich berechtigt, aber nicht 
Terpflichtet ist, grössere zur Mitnahme in die Wagenabteile ungeeignet 
erscheinende Gegenstftnde zarückzaweisen, und wonach der Beisende 
nur den über und unter seinem Platz befindlichen Raum für Unter- 
bringung seines Handgepäckes benutzen darf. Diese letzter(> Hcstimraang 
ist nicht geeignet, dio Gefahr der Verletzung der Reisenden durch aus 
den Netzen herabfallende ( Jcpäckstücke zu beseitigen, denn cinnial sind 
keine geeigneten Vorrichtungen getroffen, dass diese Bestimmung zur 
Kenntnis jedes Reisenden kommt, uml sodann bringt die auch bei den 
Reisenden herrschende Hast es mit sich, dass die Bestimmung häufig 
unbeachtet bleibt. Für die Haftpflicht der Beklagten ist unerheblich, 
ob das GeiAckstück ordnungsgemäss in das Netz gelegt worden war 
oder nicht, denn wie ausgeffthit^ ist die Einrichtung eines Gepäcknetzes 
Uber dem Kopf des Heisenden infolge der Eigentümlichkeit des Be- 
triebes auf einer Eisenbahn stets mit der Gefahr eines die Beisenden 
verletzenden Herabfallens rerbunden. Insbesondere vermag die Bahn- 
Verwaltung infolge des anf einer Bahn herrschenden Maaienvt ikehres 
nach der eigenen Darstellung de)* Beklagten es nicht zu verhindern, 
dass ein Reisender während der Fahrt ein Gepäckstück ordnungswidrig 
in ein Netz legt. Die Beklagte ist in der Lage, diese Gefahr 
ganz zu beseitigen, indem sie den JEleiseudeu genügenden Raum 
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zur Unterbringung ihres in den Abteil mitgenommenen Gepäcks ge- 
wfthrt, oder das Mitneluueu des Gepäcks iu die Abteile überhaupt 
untersagt. 

Nr. 28. Entseh. dos Deutselicn Uoichs^criclits. 

5, Stial'senal. Vom 2. Januar 1907. 

(Zeltschr. f Rpcht^pfl 1 Bayorn .lülirg 3 Nr. 9 8. 1».) 

§ 222 StGB. Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Fahrlässigkeit nnd Ted lie|l 
dni itaM vir, wem i«r TraMtalmfceltiilier, weleber verMimitIlob Pabrfcerbel bei 

Verlassen des Wagens stecken Hess, den hiermit vertrauten SchafTner ersieht hat, die 
Kurbel abzuziehen, und dtesur dureb UuflMObiokiiebkeit hierbei verunglückt ist. 

Die Feststellnng des ursächliclien Zusammenhanges des Todes den 
Tratnbalinschaftners B. mit der allein in Betracht kommenden Fahr- 
lässigkeit des .Angeklagten — eines Tranibahnkntschers, — nämlich 
dem pflichtwidrigen Steckenlassen der Faiirkurbel bei dem Verlassen 
des Wagens, ist zu beaiistamlen. Der Angekln;zte hat diese 
pfliciitwidrige Versäumnis bald nach dem Verlassen des Wagens 
bemerkt, bevor sie eine schlimme Folge gehabt hatte, und das Ver- 
säumte nachzuholen versucht, indem er den Bediensteten, die den 
WRg«n ttbemommen hatten nnd zu denen aneb B. gehörte, znrief: 
.Zieht doch die Fahrknrbel ab*. B., der Fachmann war nnd schon 
seit 25 Jahren im Dienste der Strassenbahn stand, kam der Auffor- 
demng nach, hantierte aber so ungeschickt nnd nnrichtig, dass der 
seiner Absicht entgegengesetzte Erfolg eintrat nnd seinen Tod herbei- 
führte. Hätte er die Kurbel ordnungsmässig abgezogen, wäre dieser 
.schädigende Erfolg nicht eingetreten. Bei dieser Sachlage hätte der 
Erstiichtcr prüfen miis.sen, ob nicht B. vermöge seiner Fachkenntnis 
und Dieiistesstellung berufen war. die versehentlich stecken gebliebene 
Kurbel altziizii'lien, ob nicht der Angeklagte bei seinem Zurufe davou 
ausgehen konnte und ausging — ni. a. W , ob er den B. nicht als sein 
Werkzeug bei der Nachholung des Versäumten benutzen durfte und 
benatzt hat und ob daher nicht der Fall ebenso zu beurteilen ist, als 
ob der Angeklagte selbst vor dem Eintritt einer seUdKchen Folge das 
Versäumte derart nachgeholt hätte, dass sein Verschulden mit jenem 
von B. beachteten Zuruf beseitigt und fttr den Unfall lediglich das 
Verhalten des B. als seines Stellvertreters kausal war. Sollte eine 
Feststellnng in diesem Sinne getroffen werden, so würde des § 222 
StOB. keine Anwendung finden können. 
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Nr. Entseh. des Oesterr. Obenten CNsrtehtsliofts. 
Vom 4. Janoar 1907. 

(OMtin. Sltanb^VtioMbL-BL XX (W») Nr. 77 8. 18B1.) 

Wird zufofgp eines Eisenbahnbaues die Umlegung einer bestehende! Weganlage vor- 
genommen und ergibt sich daraus für die Anrainer des bestandenen Weges der Ent- 
gang tatsäcbiiclier Vorteile, wie bequeme Verbindung, reger Verkehr etc., so haftet 
dl* ElteiriMimaiterMliNni» wrieho «lie Mtopnehatie ErtatikomMlIuitlti l«r|Mtalll 
hat, fftr iM EitiMg dftMr Vartitit nlehi 

Es kann hier blom ein indirekter Eingriff in die Interessensphüre 
der kiSgeriseben Partei vorliegen, keineswegs aber in ihre Becbtssphftre, 
und diesen Eingriff mass sich die klägerische Partei nach dem Wort- 
laute des Gesetzes schon aus Grllnden der Billigkeit und der Gleichheit 
vor dein Gesetze gefallen lassen, da ihr gewiss auch kanm beifallen 
würde, im entgegengesetzten Falle, wenn ihr nämlich die Veränderung 
des alten Znstandes einen niateiielleu Gewinn brächte, diesen Gewinn 
der beklagten liahn zur Verfügung zu stellen. Im gegenwärtigen Falle 
handelt es sich also nur darum, ob die Bahn, wenn ein Kausal- 
zusammenhang vorliegt, auch dann einen Ersatz leisten soll, sobald ein 
Nachbar praktischer Vorteile verlustig wird, die er bisher durch die 
Gonst der Verhältnisse genofis, anf deren weiteren Gennss ihm aber 
kein Bechtstitel zusteht, nnd da kann nnr darauf hingewiesen werden, 
dass die klSgerische Partei keinen Ersatz verlangen kann für den Ver* 
Inst eines faktischen Vorteiles, der in dem Bezüge höherer Mietzinse 
oder in der intensiveren AusnQtzung ihres Besitzes beruht, da sie 
selbst, bzw. ihre Vorgänger für die Erlangung dieser Vorteile seinerzeit 
keine Entschädigung geleistet hat. Ein Ersatz kann um so weniger an» 
gesprochen werden, da die klägerische Partei in allen Beschwerde- 
punkten, welche in dem Prozesse behandelt wurden, kein privates 
Recht dargetan hat, das ihr pegen die geklagte Bahn in der Richtung 
zustehen würde, dass der status quo ante bewahi t werden mUsste. Die 
Entscheidung der gegenständlichen Frage im Sinne des Begehi-ens der 
klägerischen Partei würde eine Entwickelung der Eisenbahnen geradezu 
nnmöglich machen, da einerseits die Ansprüche gegen die Bähn ans 
derartigen Verhältnissen sich ins anendliobe steigern würden nnd nirgends 
ein Ende hätten, anderseits jedoch dieselbe Bahn fttr solche unzählige 
Vorteile, welche dritten Personen aus der Anlage und dem Betriebe 
der Bahn erwachsen, kein Entgelt verlangen kann, was gewiss der 
Billigkeit nicht entspräche. 
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Nr. 90. Entseh. des Dentsehen Belehsgeriehto. 
Vom 15. Januar 1907. 

(PrKispnliArrh 1907 Heft 4 R. lOSI.i 

Die Bßfreiungsvorschrift des § 4 Abs. I Buchst, e LStG. ist auf Verträge nicht an- 
wendbar, In denen GrHndstüoke von den Eigentümern nicht an den Entelfningaberech* 
•n§tm, Miitni aa «laM Dritlmi vsriUMaert werdm. Hieran Murt aieh dar Unttaaa 
niclits, data IIa Verkäufer aaek Inhalt der Verträge verpflichtet sind, aaf Verlaegee 
des Käufers die Auflassung unmittelbar an den Enteignungsberechtigten zu erteilen. 

Die Parteien st reiten zunilclist darüber, ob ilie Klägerin zu den 
an der Enteignung -Beteiligten- im Sinne dieser Vorschrift gehört. 
Einer Entscheidung hierüber bedarf es aber nicht. Denn selbst wenn 
man mit der Klägerin die Bedeutung des Wortes „Beteiligte" im 
weitesten Sinne nimmt and die Klägerin als an der Enteignung beteiligt 
deslialb ansieht, weil das Bnteignuugsuutemelimen anch das Gebiet der 
Kllgerin trifft (vgl § 19 Abs. 2 Satz 2 nnd § 25 des pronssischen Enir 
eignnngsgesetzes vom IL Jnni 1874 nnd Entscheidung des Bdchsgerichts 
vom 25. April 1891 Bd. 28 S. 263), so scheitert docii die Anwendung 
der Befreiungsvorschrift auf die in Frage stehenden Vertragsnrknndeu 
daran, dass deren Gegenstand nicht eine Besitzveränderung ist, der 
sich zu unterwerfen für die Vertragsparteien oder irgend einen anderen 
Interessenten eine gesetzliche Verpflichtung bestand. Eine solche 
Pflicht bestand zwar für die durch das Enteiguungsunterneliinen be- 
troffenen Grundeigentümer gegenüber dem Eisenbahnt i.'^kus, da 
diesem das Enteignuiigsrecht verliehen wurden war. der Ei.senbahnfiskus 
ist aber beim Abschlüsse der zur Steuer herangezogenen Verträge nicht 
beteiligt. Diese sind zwischen dem einzelnen Grondeigentttmer als 
sVerkftafer' und dem Magistrat in N. als ,K&nfer" geschlossen. 

Qefat man aber auch davon ans, dass die von der KlSgerin ge- 
schlossenen VertrBge lediglich «dem Enteignangsontemehmen dienen 
sollten und gedient haben, so ist doch weder aus dem Wortlaut des 
Gesetzes noch ans seiner Entstehungsgeschichte ein Grand dafQr za 
entnehmen, dass die Stempelfreiheit ancli den die AasfQhrang des Ent- 
eignungsunternehmens vorbereitenden Verträgen dann zugute kommen 
sollte, wenn sie das Recht zum Eigentumserwerb für einen anderen 
als den zur Enteignung Berechtigten begründen. Wenn auch, wie der 
Revision zugegeben ist, das wirtschaftliche Endziel der Verträge, 
soweit dabei die Absicht des Käufers in Betracht kommt, darin be- 
stand, dem in der Enteignungsorder bezeichneten Unternehmer das 
Eigentum zu Aber tragen, so steht doch keineswegs fest, dass auch die 
Verkäufer an der Erreichung dieses Zieles ein solches Interesse hatten 
und dass diese Erreichung za einem Element ihres Vertragswillens 
wurde, sie also den Vertrag als nicht geschlossen ansehen wollten, 
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wenn er nicht znr üebereignuug an den Fiskus fahrte. Entscheidend 
aber für die Frage der Stempelbefreiuug ist nicht der wirtschaftliche 
Zweck, sondern die rechtliche Natnr des Vertrages. 

Nr. 81. Entseh. des Oesterr. TerwaltnngsgerlehtshofoB. 
Vom 19. Januar 1907. 

(OMtarr. ■iMab.-VevordiL-BI. XX (1W7) Mr. «6 S. 1061.) 
Bw l ito cii s riktsr der der Oesterreich. Nordwestbahn konzessionsmässii |6«AlirtM 
drelesigjährigen Steuerbefreiung. Anfangstermin derselben. 

I. Die in 55 17 der Konzessioiisurkunde vuin 2b. Juni 1870, HGBl. 
Nr. 109, für (las sof^enaiinte Ei jräiizun^SDelz der k, k. priv. Oesterr. .\ord- 
we.stbalui t^ewnlirie (lreissi<riä!irige ISteucrbetreiiui^ ist eine sul)Jektive, 
den urspriuif^liclien Konzessionären, bezw. deien Kechtsnaelilulgern 
eingeräumte Begünstigung, uiclit aber ein objektives, den dieses 
Bahnnetz bildenden einzelnen Bahnlinien adhirentes SteoerprivUeg. 

II. Als Anfangstermin für die Berechnung der dreissigjährigen 
Stenerbefreinng ist nicht erst der Tag der Betriebseröflfnung auf der 
letzterOffneten Linie, sondern schon der, Zeitpunkt der Betriebser- 
öibnng auf der ersten, dem Verkehre flbergebenen Linie anzusehen. 



Nr. 9SL Entaeli. des Befttsdien BAteksgerlclits. 
6. Zivilsenat. Vom 21. Jannar 1907. 

(Zettsebr. t ReehtqpO. L Bayoni Jahrg. • Nr. 9 a lOi.) 
1 1 RHafliilia Bs UsfUI tsfslfs SeMsflniikceiMK banriit »IM uf Uhsrar IltwaK. 

Die Ansfllhrnngen der Revision finden keine Stütze in der Recht- 
sprechung des erkennenden Senats. Dieser hat stets daran festgehalten, 
dass diejenigen Unfälle nielit als Folgen einer höheren Gewalt gelten 
können, die ihre Ursarhe in der mit der Art des Betriebs unmittelbar 
zusaninienliän<?eiiden (icfalir haben (vgl Kntsch. Rd. 54 S. 404). Denn 
die Haftung fiir diese (iefahren i.st eben vom Gesetze dem niiternehnier 
auferlegt. Nun bringt der Betrieb einer Strassenbahn in den belebten 
Strassen einer Stadt notwendig die Gefahr mit sich, dass in der 8tra.s.se 
verkehrende Personeu überfahren werden. Auf diese Gefahr ist der 
Unfall zorftckzafBhren. Die durch die Schlaftrunkenheit bewirkte 
vorübergehende Bewusstlosigkeit des Verletzten ist mithin nicht ein 
von aussen in den Betrieb der Beklagten eingreifendes Ereignis ge- 
wesen, sondern ist nur ein Vorgang, der die durch den Betrieb ge- 
schaffene Gefahr wirkend machte. 
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Nr. 33. Entsch. des Sehweizer Bnndesgcrlehts. 
Vom 24. Januar 1907. 

(MlW. JZ. Jftlur in (1909) Heft 19 8. tu.) 

EIM. V. TB. mn 1906, Art 1 iMit. 1 iiMl Art 5. RMhotorto NafIpIMit M vir- 

nrsachender Mitwirkung von schuldhaftem Verhalten des Verunglückten und allgemeiner 
B«triebsgefahr. Eine solche Ursachenkonkurrenz liegt vor. wenn dem Verunglückten 
ein geringer Verstoss gegen die pflichtgemässe Aufmerksamkeit zur Last rälit 

Nach Art. 1 Ab.*«. 1 des EHG. vom 28. März 1905 hattet der Inhaber 
der Eisenbahnunteniehnuing für den aus der Tötung oder Verletzung 
eines Menschen entstandenen Schaden, sofern er nicht beweist, dass 
der Unfall durch Verschulden des Getöteten oder Verletzten (oder durch 
höhere Gewalt oder Verscholden Dritter) venirsacht ist. Die Bestiminiuig 
ist wörtlich dem alten Gesets (Art. 2) entnommen , und in der Ana- 
legong des letztem ging die Praxis in Anlehnung an den Wortlaut 
dahin, dass, abgesehen Tom Falle des Hitverscholdena der Bahn, jedes 
Verschulden des Betroffenen die Bahn von der Haftpflicht befreit, dass 
somit weder auf den Grad des Verschuldens, noch darauf Rücksicht 
genommen werden kann, ob gemäss der Sachlage neben dem Verhalten 
des Betroffenen nicht auch die Eigenartigkeit des Bahnbetriebes, die 
dadurch geschaffene Betriebsgefahr, als Ursache des Unfalls zu be- 
trachten ist. Angesichts der wörtliclien Uebereinstimmung des neuen 
mit dem alten Gesetz und im Hinblick auf die PiUtstehungsgeschichtc 
des erstem — ein Antrag zu Art. 1, den Haftbefreiuugsgrund des 
eigenen Verschuldeus des Betroffenen auf die B'älle groben Verschaldens 
zu beschränlcen und bei leichtem Verschulden die Entschftdigiing zu er- 
massigen, wurde im Nationalrat. abgelehnt (St Bulletin 1902 S. 844, 
378 ff.) — dürfte eine Abstufung der Haftpflicht nach dem Grade des 
Verschuldens im angegebenen Sinn nach wie vor unzulftssig sein. Wohl 
aber hat das Gesetz durch eine besondere Bestimmung den Gedanken, 
dass bei Ursachenkonkurrenz von Verschulden des Betroffenen und Be- 
triebsgefahr eine ermässigte Haftpflicht stattfindet, zur Geltung gebracht. 
Nach Art. 5 ist die Entschädigung unter Wtirdigung aller Umstände 
nach Verhältnis zu ennässigen, wenn den Getöteten oder Verletzten 
ein Teil der Schuld an dem Unfall trifft. Die Auslegung, wonach 
die Vorschrift sich nur auf die Fälle bezieht, wo auf der Balm ein 
Mitverschulden lastet — wo der „andere Teil der Schuld" die Bahn 
trifft — , wird, obgleich sie auf den ersten Blick dem Wortlaut zu 
entsprechen scheint, von der Vorinstanz mit Recht abgelehnt. Schon 
der französische Text, der als ursprünglicher Text der Gesetzesvorlage 
für die Interpretation des Gesetzes erhöhte Bedeutung hat (.si Tacddent 
est dfk en partie & une fante de la victime *), weist nuyerkennbar 
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darauf Irin, dass die Bestimmnog jene weitere Bedeutung hat, sich 
Tomehmlich auf die Verursachung eines Unfalls durch Verschulden des 

Betroffenen in Konkurrenz mit der Eigenartigkeit des Bahnbetriebes be- 
zielit, und diese Auffa.ssung ersdieint zwingend begrCmdet, sobald man 
auf Wesen und Zweck der Eiseiilialniliaftpfliclit zurückgeht. 

Dass Art. 5 1. c. im aii^egebeufii Sinuc einer Ausdehnung der Haft- 
pflicht über den bisherigen auf dem allen lie.setz und seiner Auslegung 
in der Praxis beruhendeu Rechtszustand hinaus zu interpretieren ist, 
zeigt ferner Art. 7, der gegenüber Art. 4 des alten Gesetzes eine 
ähnliche Erweiterung der Haftpflicht f&r den Fall bringt, dass der 
Verletste oder Getötete sieh durch wissentliche üebertretung polizei- 
licher Vorschriften mit der Eisenbahn in Berflhrnug gebracht hat. 
Endlich mag noch auf das deutsche Becht verwiesen werden, wo die 
dem Art. 51 Abs. 2 OB. analoge Bestimmung des § 254 BGB. durch 
die Gerichtspraxis geradezu als auf das Beichshaftpflichtgesetz an- 
wendbar erklärt worden ist, und zwar speziell für den Fall einer 
Konkurrenz von Selbstverschnlden und Beiriebsgefahr (s. z. B. Entsch. 
d. RG.53 Nr. 21 u. 98, ferner Urteile des R(;. in Eger, Eisenbahnrechtl. 
Entsch. XX, Nr. 190: XXI, Nr. 11 und XXIII, Nr. 50, n.'). ßOl 

Was die Bemessung <ler Haflpfliclit bei verursachemler Mitwirkung 
von schuldhafteni Verhalten des Hetroftenen und Eigenart des Balin- 
betriebes nach Ar. 5 1. e. anbetrifft, so ist nach dem Gesagten der 
grandsätzlich richtige Massstab darin zu linden, wieweit die genannten 
Faktoren für den Eifolg von Bedeutung gewesen atnd. Im praktischen 
Besnitat wird sich dies freilich — trotz der Entstehungsgeschichte von 
Art. 1 (s. oben) — von einer Schadensverteilnng nach dem Grade des 
SelbstTeischuldens im Sinne einer reduzierten Haftpflicht bei leichtem 
Verschulden kaum wesentlich unterscheiden. Das Schuld-Moment darf 
scliliesslich auch um deswillen unbedenklich herbeigezogen werden, als 
ja hier bei der Frage nach dem Kausalzusammenhang an ^nor ethischen 
Wertung des Veihaltens des Betrotfenen nicht vorbeigegangen werden 
kann und als in Art. 5 dem Bichtei' die , Würdigung aller Umstände'' 
zur Pflicht gemacht ist. 

Prüft man im Lichte dieser Ausführungen die Verhältnisse des 
vorliegenden Falles, so ist anzuerkennen, dass das schuldhafte Be- 
nehmen des Klägers nicht die ausschliessliche Ursache des Unfalles, 
dass für diesen die Betriebsgefahr nicht bloss eine rechtlich irrelevante 
Bedingung, sondern eigentliche Hitnrsache war. Dem Kläger fällt 
keineswegs ein durchaus singuläres, aller Bogel des Lebens wider- 
sprechendes Verhalten, wie es den Kausalzusammenhang zwischen 
Betrieb und Erfolg ausschliessen wOi*de, sondern ein zwar nicht völlig 
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zu entsclmMio;en(ler. aber (loch ans dtT menschli(then Natur erklärlicher 
und begreiflicher Alanj^el an Vorsicht zur Last. Dass man beim Ueber- 
schreiten der Geleise einer 8tra.ssenbahn die an sicli gebott ne Aufmerk- 
samkeit einmal ausser acht Hisst. infolgedessen die Distanz bis zum 
sich nähernden Zuge aus Irrtum unrichtig einschätzt, gehüi t zu denjenigen 
mit mehr o4«r weniger Begelmässigkeit wiederkehrenden Vorkommnissen, 
die allgemein, also anch vom Standpunkte des Bahnbetriebes ans, Tor- 
anssehbar und deshalb nach dem Gesagten nicht imstande sind, den 
ursächlichen Zusammenhang zwischen Unfall und Betrieb zu unter- 
brechen. Dazu kommt, dass der Unfall, dessen Opfer der Elftger 
geworden ist, nicht allein aus der Basis der Eigenart igkeit des 
Strassenbahnbetriebes, der Betriebsgefahren im allgemeinen, sich ent- 
wickelt hat und schon darnach als fktriebsunfall charakterisiert ist. 
Vielmehr hat ausseniem noch der von der Voriiistanz hervorgehobene, 
spezielle Hetriebsvorgang, dass ein Leerzug unmittelbar dem Personen- 
zug voranging, unverkennbar zum Erfolg beigetragen. Hierdurch war 
allgemein die Möglichkeit von Verwechselungen der beiden Züge und 
damit wohl eiue gewisse Uefahrserhöhung, eine weitere generelle Be- 
günstigung Ton Unf&llen der Torliegenden Art gegeben. In der Tat 
ist der Klftger durch jenen Betriebsmodus in den verhängnisvollen 
Irrtum versetzt worden (dem er allerdings nicht h&tte nachgeben 
sollen), dass der Zug an der Station anhalten werde oder noch anhalte. 
Auch von diesem besondern Gesichtspunkte aus erscheint somit der 
Unfall als mit durch den Betrieb verursacht. 



Nr. 34. Entsek. des l^esterr. Obersten OertektshoCes. 
Vom 25. Januar 1907. 

^Ofstcrr. Eiscnb. Vcrordn -Bl. XX (1907) Nr. sr. S. 20Mi ) 
Der Unfall, welchen ein Reisender beim Aussteigen aus einem stillstehenden Eisen- 
hahnzuge infolfle Heralietürzens von den Wagenstufen erleidet, ist keine Ereignnng in 
V«rk«ln Im Starae iw EI«mlalahaflvilsM|MSt<M* 

Die auf den Anfechtungsgi und der Z. 2 des § 503 ZPO. gestützte 
Revision der ElAgerin erscheint unbegrandet. Zunächst ist vorauszu- 
schicken, dass nach den Feststellungen der ersten Instanz (Handels- 
gericht Wien) der Stadtbahnzug bereits stille stand, als die Kl&gerin 
beim Aussteigen aus dem Waggon eine Stufe verfehlte und stürzte. 
Hieraus ergibt sich, dass im Gegenstandsfalle die Haftung des k. k. 
Aerars auf Grund des Kisenbahnhi^tpfliGhtgesetzes vom 5. März 1869, 
RTtBI. Nr. 27, nicht in Anspruch genommen werden kann, weil eine 
Kreignung im Verkehre im Sinne des § 1 dieses Gesetzes nicht vor- 
liegt. Dieser Begriff ist mit Rücksicht auf den Zweck des Gesetzes 

figer, ElMBbabArtcbtUclie fintsehvldaiiCMk JUUV. S 
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zu begrenzen. Das bezogene Gesetz soll eben den Schutz l)ieten gegen 
dio mit Auweiiduug eiuei ElemcuUikiatt veibuudenen besonderen Ge- 
fthroD des Betriebes. Es setst daher voraus, dass die eingetretene 
Verletznng iu der besonderen Gefahr der als Motor yerwendeten Natnr- 
kraft ihren Qrand bat. Diese Voraussetzung trifft im Gtegenstandsfalle 
nicht zu, weil das Verlassen eines stillstehenden Waggons fiber Stufen 
ausserhalb des Bahnbetriebes gelegen ist. 



Nr. 35. Entsch. des ]>entsclien Beiehsgericlito* 
2. Zivilsenat. Vom 29. Januar 1907. 

(JW. Jahrg. M (\907) Nr. 6 8. 192.) 

§ 36 Abs. 2 PrEntG. v. II. Juni 1874. Verjährung der Zinsen einer Enteignungsent- 
schädigung, die erst nach Ablauf der Verjährungsfrist im Prozesse beansprucht sind. 

Dio Kläger hatten mit der Klage auf EnteignungsentschRdigung 
Zinsen von der, über den im Verwaltungsverfahren als Entschädigung 
festgesetzten Betrag hinaus, erhobenen Forderung nicht beansprucht, 
sondern lediglich beantragt, die Entschädigung von 252 Mark pro Ar 
nach Feätüetzuug duich Sachverstäudige zu crliühuu. Zinsen hiervon 
waren erst gefordert in dem bei der mündlichen Verhandlung vor dem 
OLG. vom 31. Mai 1906 verlesenen Antrag. Das 0L6. hat danach auf 
die bezflgliehe Einrede des Beklagten hin die Zinsen der weiter 
zuerkannten Entsehfidignng nur insoweit zugesprochen « als sie nicht 
gemäss § 197 BOB. in Verbindung mit Art. 169 EGBGB. verjährt 
waren. Die Anschlussrevision dm* KU^r wurde zurückgewiesen : Daraus, 
dass die Entiichädigungssnmroe nach § 36 Abs. 2 des Enteignungsge- 
setzes vom 11. Juni 1874 vom Tage der Enteignung kraft Gesetzes von 
dem ünternelimer zu verzinsen ist, folgt nicht, das.s die Zinsen der 
Verjährung auch (l;iiin nidit unterliegen, wenn sie mit der Klage auf 
Erhöhung nicht gefordert wurden. Wenn sie auch einen Teil der Ge- 
samtentschädiguug bilden mögen, wofür sich die An.schlussrevi.sion auf 
die Entscheidung des dritten Senats des RG. vom 11. Mai 1880 (RG. 1,349) 
berufen liat, so ist das fär die vorliegende Entscheidung nicht von 
Bedeutung, weil nach der Fassung der Klage und auch des Antrags 
in I. Instanz dieser Teil der Oesamtentschädigung nicht den Gegenstand 
des Bechtsstieits bildete, wie denn auch das LG. Zinsen von dem von 
ihm für gerechtfertigt erklärten, erhöhten Betrage nicht zuerkannt hat. 



Digitized by Google 



I 



Bntldi. des Detitaohni Beichägericbta vom 89. Junar 1907. S5 

Nr. Kiiteeh. des Deutseben RelehsgerielitB. 

2. Zivilsenat. Vom 29. Januar 1907. 

(Das Recht \l iliX)? Nr 10 S GS« i 

§ 8 PrEntG. vom II. Juni 1874. Einfluss einer 2ukünftigen günstigen Entwickeluag 

aif ils Wartt«aMnii| d«» araaditlelw. 

Eine in Aussicht stehende, günstige Bntwiekelang der den Wert 
des Grandeigentnms beeinflussenden VerhUtnisse ist insoweit, aber auch 
nur insoweit, bei Bemessung der Enteignnngsentschädignng zu berflck- 
sichtigen, als dieselbe sdion zor Zeit der Enteignung auf den Grund- 
stttckswert, insbesondere den Veikaufswert eingewirkt hat, da es immer 
nur auf den zur Zeit der Enteignang bereits vorhandenen Wert an- 
kommen kann. 



Nr. 37. £nt8eh. <U's Oestcrr. Obersten (icrichtshofes. 
Vom 30. Januar 1907. 

(OMtm. tiMiib.*Tererte.-BL IS (1107} Nr. M & IBM.} 

Om AbmlMliM eiatr Ltlme tmf dm BiluikiriMr M dam alt «fai MMliwMdbarer Zifiill 
(vis Major) zu betrachten, wenn nach Lage der Verhältnisse ein Anlass zu besaadtrar 

Sicherung der Lehne nicht gegeben war und die gewöhnlichen Sicherungen in einer daa 
Anforderungen der Technik entsprechenden Weise vorgenommen worden waren. 

Die Revision vermeint, dass aus dem (Gutachten allenfalls eine vis 
major im technischen Sinne, nicht aber im juristischen Sinne, im Sinne 
des Gesetzes resultieren k6nne, da eine absolute Unabwendbarkeit 
deshalb nicht vorliege, weil durch Aufwendung wenn auch kostspieliger 
Torsichtsmassregeb jede Geffthrdung h&tte vermieden werden können. 
Bie Bevision stützt sich hierbei insbesondere auf die Erklftrung der 
Sachverständigen: »Man könne jede Stelle einer Bahn vollkommen 
sicbern, auch die gefährlichste, wenn es nicht auf die Kosten ankäme", 
hierbei verschweigt aber die Revision die Fortsetzung dieser Antwort, 
welche lautet: „Man hatte aber die Gefährlichkeit dieser Stelle nicht 
vorauszusehen vermocht und ... es lag keine Veranla.ssung zur Auf- 
wendung besondeiei Kosten vor". Da somit nach der Beschaffenheit 
des Terrains eine (ietahi , welche besondere Vorsichtsmassregeln er- 
heischt hätte, nicht erkennbar war, die Rutschung durch eine plötzliche 
und nicht vorhersehbare Veränderung der Abflussverhältnisse veruisacht 
wurde, auch plOtzlidi und ohne voransgegangeue Anzeichen erfolgte, 
muss die Ereigunng auf einen unabwendbaren Zufall auch im Sinne 
des Gesetzes zurQckgeffthrt werden. Wenn aber die Bevision weiteis 
geltend macht, dass die nnvoUstftndige Sicherung nicht durch den 
Streckendienst suppliert wurde, es also an gehöriger Beaufsichtigung 
der gefthrdeten Stelle gemangelt habe, so ist hervorzuheben, dass 
zugegeben wird, dass der StreckenwSchter M. die Unfallstelle vor- 
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schriltsinässig voi Passiei ung de.** (iiiterzii|^es revidierte, und dass eine 
nochmalige Keviäiou vor Passieren des Personenzuges nicht vorge- 
Bebiiebeii ist. Richtig ist» dass Tidleicht, wenn statt eines Strecken- 
wächters zwei oder noch mehr solche bestellt wären, die Abmtschnng 
hätte bemerkt nnd der Personenzag rechtzeitig gewarnt werden kdnnen, 
aber anderseits mnss auf die auf Grand des Gataebtens erfolgte Fest- 
stellang hingewiesen werdoi, dass wegen Pfötzlichkeit des Ereignisses 
und wegen der frülien Moigenstnnde die Batschnng nicht znr Wahr- 
nehmung des ßalinaufsichtspei-sonales gelangen konnte, und dass die 
Abrutschung überhaupt niclit vorausgesehen werden konnte. Ist aber 
erwiesen, dass das Ereignis auf einem unabwendbaren Zufalle beruht, 
dann ist die Vernuitung des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, RGBl. 
Nr. 27, überhaupt nicht mehr aiiwendbai , und es hätte Kläger erweisen 
müssen, dass trotz dieses unabwendbaren Zufalles durch ein Ver- 
schulden der Unternehmung uder ihrer Orgaue die Folgen des Ereig« 
nisses nicht abgewendet wurden. Kläger behauptet aber selbst nicht, 
dass eine Vorschrift bestände, wonach die fragliche Strecke dorch 
zwei Wächter oder öfters zn revidieren gewesen wäre, nnd dass die 
Abmtschnng in einem Zeitpankte stattfand, welcher es ermöglicht 
hätte, sie rechtzeitig walurznnehmen nod den Zag warnen zn kOnnen. 
Es kann also eme Haftpflicht aacb von diesem Standpunkte ans nicht 
begründet werden. 

Nr. 88. EntBch. des Dentselieii Belehsgeriehts. 
8. Zivilsenat. Vom 1. Februar 1907. 

(Dm I{«cht -VI 1.1907) Nr. 5 S noi ) 

§ I Haftpfl6., § 254 BGB. Eigenes Verschulden liegt is der Niolithsaditiio| dar 9t- 

wöhnlichen Vorsicht. 

Wer infolge seiner Gebrechlichkeit sicii am Rahmen der Tür des 
Eisenbahnwagens festhalten muss, handelt fahrlässig, wenn er, obwohl 
er sich der Gefahr bewnsst sein mnsste, der er sich durch dss Fest- 
halten an der TOr aussetzte, die Tfir nicht Im Auge behält, um 
g^benen Falles einer ihm drohenden Gefahr sich rechtzeitig entziehen 
zu können. 

Nr. »iD. Eutsch. des Oberlaudes!;eriihts Stuttgart. 
Vom 1. Februar 1907. 

(Dm Bach» XI (IMV) Mr. S 8. 9».) 
§ 831 BGB. Verletzung einer auf dem Perron wartenden Persoi daroh des Hud- 
liarreii elms Poetunterlieainten. Verschulden der Eisenbahn- wid PeetverwaltiNii dsrcb 

mangelnde Dienstvorschrift. 

Der der Kisenbalin- bzw. Postverwaltung ol)lie<^ende Hewei.s der 
Beobachtung verkehrsüblicher Sorgfalt in der Leitung der Ausführung 
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von Verriclituugen ist als erbracht nicht anzuerkennen, wenn die 
DienstTonclirift, dass mit dem Fahren von Handwagen anf dem Perron 
nach Ankunft der Zllge zozawarten ist, nicht anf die Zeit vom 
Einfahren der ZQge in die Bahnhofshalle an erstreckt worden ist, 
and infolge hiervon es geschehen konnte, dass eine dem einfahrenden 
Zog entgegensehende Person durch einen von hinten herkommenden, 
durch einen Postunterbeamten gesogenen Handwagen angestossen nnd 
verletzt wurde. 



Nr. 40. Entsch. d«'s Landesi^erichts Wien. 

Vom 4. Februar 1907. 
(AUgea. T«r.-Aas. ZZTI (1907) Mr. 18 S. MO.) 

WflM durch rechtskrUftige, gerichtliche Entscheidung einem Ansprüche auf Nadizahlmi 
zu wenig, beziehungsweise Erstattung zu viel gezahlter Fracht stattgegeben wurde, 
kann ein weiterer Nachzahlungs-, beziehungaweiae Erstattunoaaaapruoli nicht darasf 
geatIHzt werdea, itss sufh iler im VtrpreifMe aaimmiMt Tarif «i im|«wtMi im 

KHgert «iriohtii wir. 

Wenn mit der nunmehrigen Klage das Eisenbahn&rar von dem- 
selben Beklagten aus dem gleichen Frachtgesehifte eine neuerliche 
Frachtgebtkhrdifferenz von 90 K verlangt, weil eine andere Tarifpost 
zugrunde zu legen ist, kann nicht angenommen werden, dass ttbcr 
diesen neuerlichen Anspruch schon mit dem ersten Zahlungsbefehle 
rechtskräftig? erkannt wurde. Denn nadi § 411 ZPO. wird ein Urteil 
nur soweit dei Reclitskraft teilliaft, als in ileinselben über den Klage- 
anspi iu Ii enlscliieik-n wunle. Mit dem IViilieren Zahlunt^sbefehle wurde 
nur über die Gebiihreuditl'erenz von 25 K entschieden, keineswegs aber, 
dass der jeuer Klage zugrunde liegende Tarifsatz allein in Anwendung 
ZU kommen habe. Es ist daher eine irrige Annahme seitens des Erst* 
liehters, wenn derselbe die Stattgeb ung der Einrede der entschiedenen 
Streitsache damit begründete, dass dieselbe Frachtgebfthrenforderung 
desEISgers gegen denselben Beklagten geltend^ gemacht nnd durch den 
froheren Zahlungsbefehl entschieden wurde. 



Nr. 41. Entsch. des Deutschen Beiehsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 11. Februar 1907. 

<0m Beek» XI (1M7) Nr. • 8. S» Ziff. m) 

I 3 Haftptie. §§ 842, 843, 845 BGB. Umfang der Schadensansprüche der verletzten 
Ehefrau in bezug auf Kur* und Pflegekosten, Verminderung der ErwerbafälilgKait, 
Wegfall häuslicher Dienste, Vermehrung der Haushalts- und Geschäftsausgaben. 

a) Der verletzten Ehefiau steht nach den 842, H43 BGB. der 
Anspruch auf Ersatz der Kur- und Pflegekosteu zu, den sie unab- 
hängig von der tats&chlicben Verausgabung, also auch dann erheben 
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kann, wenn der Ehemann die fraglichen Kosten yeranslagt hat; sie 
hat ferner 

b) nach denselben gesetzlichen Bestimmungen den Ansprach auf 

eine Rente wegen Vermindernng der Erwerbsfäbigkeit und Vermehiting 
der Bedürfnisse. lu ersterei Beziehung ist aber vorausgesetzt, dass 
ihr selbst ein Schaden entstanden ist; ilir Anspruch ist daher einge- 
schränkt auf den selbständigen Erwerb, dem sie ausserhalb des Haus- 
halts und Geschäfts ihres Ehemannes nachgeht (§ 1356 Abs. 2 BGB.), 
und auf die etwaige Eiubusse in einer niügliclien kfinftigeu Ausuutzuug 
ihrer Erwerbskraft nach Auflösung der Ehe, wogegen 

c) der Anspruch auf Ersatz des durch Wegfall der häuslickeu 
Dienste und der Hil&t&kigkeit der Ehefrau im Gewerbe des Ehemannes 
entstandenen Schadens nach § 845 BGB. dem Ehemanne, und nur 
diesem zusteht. Lediglich insoweit 

d) die Vermehrung der Ausgaben für den Haushalt und das Ge- 
schäft eine Rückwirkung auf das Mass des von dem Eliemanne der 
Ehefrau zu leistenden Unterhaltes (§ 1B60 BGB.) möglicherweise aus- 
üben würde, kann auch ihr mittelbar eine Vermögenseinbusse entstehen 
und de.slialb von einem selbständigen Schadenersatzansprüche ihrerseits 
die Rede sein, der aber selbstverständlich dureh den vom Eheraanne 
wegen seines Schadens erliobcnen Anspruch aufgezehrt wird und nicht 
neben diesem bestehen kauu, da der Ersatz des Schadens des Ehe- 
mannes denjenigen der Ehefrau aufhebt. 

Nr. 4SL Bntseh. des Dentsehen Beiehsgeriehts. 
6. Zivilsenat Vom 11. Februar 1907. 

(DJZ. X!I 1907) Nr 10 S.697.) 
Besondere Ansprüche auf Grund des HaftpflG. stehen einem im Dienste bei einem 
Eiaenkahnunfall verunnlUckteii Beamten neben den Ansprüchen aus dem BeamtFürsG. 
VfM 10. JmI 1901 tfmn atolit n, wem riuroh UiidMgattti (fm omv «Xoht. Gm. v«n 

1. Juli 1902) derarüie Assprliche ausgeschlossM sImI. 

Kläger ist als Amtsstrassenmeister in Sachsen angestellt. Ihm 
steht als solchem u. a, eine Mitwirkung bei dem Bau von Staatsstrassen 
zu, er ist insofern in einem staatlichen Hetriel) anjrestelK. der reichs- 
gesetzlich der Unfallversi( lit rung unterliegt. Im September 1S>03 fuhr 
er auf der sächsischen Staatsbahn von B. nach N., um dort dienstliche 
Geschäfte zu eiledigeu. Auf dieser Reise ist er infolge eines Eisen- 
bahouufalls schwer beschädigt und völlig erwerbsunfähig geworden. 
Er ist pensioniert, fordert nun aber von dem sIM^isehen Eueubahn- 
flskns Ersats seines durch die Pension nicht gedeckten Schadens. Er 
gründet seine Klage auf das Haftpflichtgesets und auch — unter der 
Behauptung eines vorliegenden Verschuldens der Bahnangestellten — 
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auf den Beförderangsvertrag. Der Verklagte wendet ein, dass solche 
Ifehranaprlkche nach den FUreoticegesetzen aaegeschlossen seien. Vor- 
instanz weist ab. BG. weist die Revision sorllck. Es h&lt für nicht 
nnbedenklieh, ob die Vorschriften der §§ 14, 10—18 des Bdchsgesetaes 

vom 10. Juni 1901 auch besondere Ansprüche der Beamten gegen das 
Beleb oder einen Bunde.sstaat aus Unfällen ansschliessen, die ihnen 
zwar im Dienst, aber nicht bei einer Tätigkeit in einem refchsgesetz- 
lich der Unfallversicheinuf;: unterliegenden Beirieb znstossen. Wenn 
der Kläger aber, wie festgestellt, nach N. gefahren sei, um eine dort 
im Bau begriffene Briicke zu besichtigen, so sei er im Baubetrieb 
dienstlich tätig gewesen, obwohl er sich erst auf dem Weg dorthin 
befand. Das gedachte Gesetz schliesse in solchem Fall aber ausdrück- 
lich nur besondere Ansprüche aus dem § 1 des Haftpflichtgesetzes gegen 
Boich and Bandesstaaten aas. Ob mit der Vorinstans ansanehmen sei, 
dafls anch Ansprüche gegen den EisenbahnUskos auf Gmnd des Be- 
fSrderongsvertrags oder auf Grond dei* §§ 823, 881 BGB. dorch das 
Beichsgesetz ansgeschlossen seien, sei freilich zweifelhaft. Eine Bnt- 
scheidang dieser Frage sei aber hier nicht nötig. Denn es sei jeden- 
falls anzunehmen, dass es der Landesgesetzgebung möglich sei, diese 
Ansprüche ausznschliessen , sofern sie den Staatsbeamten gegen die 
Folgen eines im Dienst erlittenen Betriebsunfalls eine den reichsgesetz- 
lichen Vorschriften mindestens gleichkommende Fürsorge angedeihen 
lasse. Die allgemeinen reicli.sriclitlichen Vorschriften ständen hier 
nicht hindernd entgegen, da Ansprüche der gedachten Art nicht wie 
Ansprüche aus dem Haftptiichtgesctz (vgl. § 5 dess.) zwingender Natur 
seien. Nun sei hier aber festgestellt, dass das im Anscbluss an das 
Beichsgesetz erlassene, s&chsische Gesetz vom 1. Joli 1902 diese An- 
sprüche ansBchliesse. 



Nr. £ut8ch. des Deutschen Reichsgerichts« 
7. Zivilsenat. Vom 8./ 15. Februar 1907. 

(JW. Jaktg, m (tWV) Nr.« S.«IO Ziff. n — Dm Beoht ZI (IM?) Nr.f 8.411.) 

ff 8, II PrEnte. Dw EIgmtlMr, im faUHfß der ElttaHsif ist EstelfSMitvar- 

fahrens die Nutzung des abzutretenden 6iiii4stiicl(ft entzogen oder letohmälert 
werde« iet, kuo hierfür besondere Entschldigung fordern. Oleeer Asepmoli «teht 

auch dem Mieter und Pächter zu. 

In bezug auf Mietausfälle ist dies in den, in RG. 31, 215; 43, 357 
veröffentlichten Urteilen des V. ZS. eingehend dargelegt. Hiervon ab- 
zuweichen besteht um su weniger Veraulassung , als nach § 42 Abs. 1 
Sata 2 EntO. der Unternehmer anch im Falle des Bttcktritts 
▼on dem Unternehmen dem E!ntschftdigiingsberechtigten für die ihm 
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dui'cli (las Enteignungsverfahren erwachsenen Nachteile haftet. Um 
Nachteile, die durch das Enteignangsverfahren verursacht sind, handelt 
es sich aber anch hier; die Planfeststellung hat bereits im August 1902 
stattgefunden, seit jener Zeit stand bereits fest, dass das Grundstück 
zur Enteignung gelangen werde, die Klägerin verlangt aber nur den 
ihr seit 1. April 1903 durch den h'ückgang der Wii tsclinft erwachsenen 
Schaden ersetzt. Dass ihr iiberhauitt Sciiaden in dieser Richtung in- 
folge der bevorstehenden Enteignung zugegangen ist, hat üa.s Berufungs- 
gericht einwandfrei als feststehend angenommen. Ein Grund, warum 
der EntachSdigungsausprucb, den gegebenenfalls der Eigentümer geltend 
machen konnte, nicht anch der Pftchterin zustehen sollte, ist nicht 
erfindlich. Nach § 11 EnteignnngsG. wäre er nur aufgeschlossen, wenn 
er schon in der dem Eigent&mer nach § 8 gewährten Entschädigung 
begrilfon wftre. 

Nr. 44. Eiitsi'Ii. des Schweizer Itundcsgcrieht». 

Vom 20. Februar 1907. 
(Sakwjz. in am) Heft ai a ns.) 

Art. 10 Abs. I Eisenbahnrückkaufgeaetz. Der aarg. Stempel auf Rechtsschriften ffilH; 
weil eine Gebühr, nicht unter die Steuerfreiheit der Schweizer Bundesbahnen. 

Art. 10 des Eisenbahnrückkaufsgesetzes vom 15, Oktober 1897 
lautet: „Die Bundesbahnen sind von jeder Besteuerung durch Kantone 
und Gemeinden befreit". Der Regierungsrat von Aargau anerkennt, 
dass diese Bestimraunp: sich auch auf indirekte Steuern bezieht, Hierüber 
kann nach der Formulierung des Gesetzes m der Tal kein Zweifel 
sein. Anderseits geben die Bundesbahnen — und zwar gewis.s mit 
Beeht — zu, dass sie von der Entrichtnng von Gebahren, die für die 
Inanspruchnahme kantonaler Ämtsstellen nnd Verwaltnngseinrichtungen 
erhoben werden, nicht befreit sind. Es ist daher zu prttfen, ob der 
aaiganische Stempel auf Bechtsschriften sich als Steuer oder als 
Gebühr darstellt 

Der Unterschied zwischen Gebühren und Steuern beruht, wie das 
Bundesgericlit im Anschluss an die Doktrin der politischen Oekonomie 
schon wiederholt festgestellt hat (s. z. B. A. S. XXIX 1. T. S. 45, XXIV 
2. T. S. 646), darauf, dass die Gebühren sich als spezieller Ent;2:elt 
für bestimmte, durch den Pflichtigen veranlasste Leistungen dei StiuUs- 
gewall kennzeichnen, welcher Entgelt demgeniäss Uber die eliekiiveu 
Kosten der betrettenden staatlichen Tätigkeit und der liieliir erlurder- 
lichen Einrichtungen im aligemeinen nicht iiinausgehen soll, während 
die Stenern als Beitrüge des einselnen zur Durchführung der all- 
gemeinen, dem Wohl der Gesamtheit dienenden Staatsanfgaben er- 
scheinen. 
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Wer in einem Beclitsstreite als Partei beteiligt ist, nimmt die 
Tätiglceit der staatlichen Rediispiege in Ansprach; dass hierfür ein 

angemessenes Entgelt geleistet werden iimss, ist allgemein Qblich. Die 
Abgabe f&r die Inanspruchnahme der Justizorgane des Staates kann in 
einem vom Richter festzusetzenden Pauschalbetrag, der sog. Gerichts- 
gebühr, bestehen. Sie kann aber auch in der Form von festen Einzel- 
gebiihren erhoben werden, die an bestimmte Prozessvorgänge, wie 
/.. B. die Eiiireiciinng von Rechtsschritteii . anknüpfen. Es ist auch 
deniibar, dass beide Formen von Gebühren komtiiiiiert werden, wenn 
in jeder allein kein hinlängliches Entgelt liu die staalliche Leistung 
gefunden wird. Da nun wohl zweifellos die aargauischen Gericht»-' 
gebühren die Kosten der Einriehtnng der Rechtspflege bei weitem nicht 
decken — von den Bundesbahnen ist nicht das Gegenteil behauptet — , 
so können die anf den Bechtsschriften zu entrichtenden Stempeltaxen 
sehr wohl als weitere Gebühren für die Tätigkeit des fiichteramtes 
betrachtet werden. Dass die Abgabe in ihrer Höhe nach Zahl und 
GriSsse der Seiten sich richtet und nicht weiter differenziert ist, steht 
dieser Auffassung nicht entgegen, denn der Umfang der Rechtsschriften 
bildet immerhin einen, wenn aucli groben Massstab für die von den 
(iericli(snrfjr;iiit^ii aut/uwendende Tätif^keit. Auch gehört e.s keineswegs 
zum Begritt der Gtdtiilir, dass sie genau nach dem Werte des staat- 
liehen Dienstes abgestuft sei. Es ist freilich nicht zu verkennen, dass 
der Zusammenhang zwischen der Stempeltaxe auf Rechtsschriften und 
der Leistung der Justizorgane eher ein loser ist und dass deshalb 
diese Abgabe sich bereite einer Yerkehrsstener nähert. Da aber das 
Moment der speziellen Entgeltlichkeit nach dem Gesagten hier doch 
noch deutlich hervortritt, so rechtfertigt es sich, den aargauischen 
Bechtsschriftenstempel nicht den Stenern, sondern den Gebähren 
zuzuzählen. 



Kr.4o. JEIntsch. der KOnigl. Ungarischen Kurie. 

Vom 20. Februar 1907. 

Klseni. Tarif- n. Verk.-Anz. \l U907; Nr. J5 S 171.) 

s) Oer Sit dir Mangelhaftigkeit dsr ZolMskeMente enUtekend« SelHUla« fillt swar 
im AbsMriir w» Last. Ba jedsdi M« Eisenbahies variif ioktst tfad, ven des Traes- 

porthindernisspn den Absender zu benachrichtigen, hat die Eisenbahn Jeden Schaden 
ZV ersetzen, der durch die Verspätung dieser Benachrichtigung herbeigeführt wurde, 
k) Die infolge der Saisenänderung eingetretene Wertminderung der Modeartikel bildet 
aaeli eiaea iateirlereade« Teil dea vallaa Sckadaaaraataaa. 

. (Ans dem von der Egl. Kurie bestätigten Grttnden des Erk. des 
Bndapester Handels- und Wechselgerichto): Eine am 19. März 1906 
am Budapester Westbahnhofe als Rückfracht nach I^yon aufgegebene 
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und ans Modeseidewaren bestehende Sendnog ist am 84. März bei dem 
franz^teischen Grenziollamte fiellegarde angelangt 

Die franzOsiselie Zollbehörde hat jedoch in Ermangelang der er- 

feierlichen Zolldeklarationen das Gut zurückgewiesen. DieStation Genftve 
verständigte am 27. März die Versandstation von diesem Transport- 
liindcrnisse, sie bezeichnete jedoch weder den Namen des Absenders 

noch den Aufnahmebalmhof. 

In dem Glauben, dass die Benachrichtigung eine andere Buda- 
pester Bahnstation betrifft, hat die Station Budapest Westbahnhof 
bei den übrigen Budapester Bahnstationen Nachforschungen eingeleitet; 
\la jedoch dieselben erfolglos blieben, hat sie am 23. April die Station 
GenÖYe aufgefordert, behufs Feststellung des Absenders genauere Daten 
mitzuteilen. 

Dieses Ersuchen hatte die Station Oendre erst anfangs Juli er- 
ledigt, so dass der Absender Ton der Anbaltung seines Gutes erst am 
8. Jnli vei-ständigt werden konnte. Nachdem der Lyoner Fabrikant 
mit Rücksiebt auf das Verstreichen der Saison nicht melir geneigt war, 
die Seide zu übernehmen, iiatte der Absender das Gut zurücksenden 
lassen und dasselbe mit der Forderung des vollen Wertes der Ware 
der Bahn zur Verfügung gestellt. 

Die Eisenbahn verteidigte sich damit, dass der Kläger zur 
Forderung des Wertes der Ware nicht berechtigt sei, da die Seide 
nicht in Verlust geraten ist, sondern im Gegenteil, in vollkommen 
unversehrtem Zustande durch den Absender zu Jeder Zeit übernommeu 
werden kOnne. 

Uebrigens sei die ganze Verwirrung daraus entstanden, dass der 
Absender entgegen den Bestimmungen des Art. 10 des Bemer üeber- 
einkommens die zur ZoIImanipnlation erforderlichen Dokumente nicht 
beigeschlossen hat, daher die Verantwortung ihm zur Last falle. 

Das Gericht akzeptierte den Standpunkt der Bahn, dass die 
Anhaltung und die damit notwendigerweise verbundene Verspätung 
dem Absender zur Last f:l^l^^, und er könne deshalb auch nicht die Ware 
als in Verlust geraten betrachten und den Wert derselben fordern. 

Da jedoch laut Gutachten dei- angehiutcn Sachverständigen die 
Seide ein Modeartikel war, welcher infolge des Verstreichens der Friih- 
jahrssaison eine derartige Wertminderung erlitt, dass der laut Faktura 
ausgewiesene Wert derselben gelegentlich ihres Zurflckgelangens statt 
ö K 45 h, höchstens 2 K 50 h per Meter betrug, musste die Bahn im 
Sinne des Art 41 des Bemer Üebereinkommens wegen grober Fahr- 
lässigkeit bei der Ausführung des Transportes zur Zahlung dieses 
Wertanterschiedes verhalten werden. 
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Ate grobe Ffthrl&ssigkeiten worden seitens des Geilchtshofes 
folgende Tatsachen qualifiziert: 

1. dass die Station Genftve von der am 24. März erfolgten An- 
haltnng des Eilgutes die Versandstation erst nach Ablanf von 3 Tagen, 
also am 87. Hftrz Terständigte; 

2. dass die bezügliche Benachrichtigung weder den Namen der 
YeisHiiilstation noch ileu Namen des Absenders enthielt, obzwar im 
Fraciitbrief*' beide Daten ersichtlich waren : 

3. dass sich die Station Biidapest-Westbahnhof, als sie die mani^ei- 
hal'te Henachrichtii^iing erhielt, nicht sofort um die erforderlichen Daten 
an die Slatiuu (Tcnt'Ve wandte, sondern in Budapest Nachforschnngen 
einleitete, obwohl sie wissen inusste, dass bei der Masse des Budapester 
Güterverkehrs die Daten bezüglich der Aufgabe nicht zu ermitteln 
waren; 

4. dass die Station Genö?e die am 18. April verlangte Anfklftmng 
erst im Monate Jnli erteilte, sonach der Absender von der Anhaltnng 
erst am 8. Jnli verständigt wnrde. 



Nr. ify. Entseli. des Devtschen RelchsgcrtclitB. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Februar 1907. 

;I)as HiM iit X! 19071 Nr.« S. 378."i 

§§ 823 fr. BGB. Haftung der Eisenbahn für einen zur Haltestelle führenden Fussweg. 

Führt zu der auf freiem Felde gelegenen Haltestelle einer Neben- 
eisenbahn ein breiter, gefahrloser Weg vou der Chaussee aus, seitens 
der Ortskundigen wird aber aneh ein Aber eine Kiesanfsehflttung füh- 
render, nicht gefahrloser Fnssweg mit stillschweigender Duldung der 
Bahnverwaltung als Zngangswag znr Haltestelle benutzt, so darf die 
EisenbahnTerwaltnng davon ausgehen, dass im Dunkeln dieser Zugangs- 
weg nur von Ortskundigen benutzt wird, Ortsnnkundige aber den ge- 
fahrlosen Weg wählen. Ein Verschulden trifft die Bahnverwaltong da- 
her nicht, wenn auf diesem. Fnssweg ein Reisender zu Falle nnd zn 
Schaden kommt. 

Nr. 47. Entseb. des Deutscheu fteichsgcriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 26. Februar 1907. 

(Dm B*At XI (1N9) Nr.«w&M ffiftna) 

§ I HafIpflG. Das Belassen der Hand am Rahmen oder der Kante der EisenbahnwaBM- 
tJiHr ist dann kein eigenes Verschulden, wenn der Fahrgast ein plötzlich«« ZM«oliia|ei 
derselben nach Lage der Sache nicht erwarten konnte. 

Wenn ein Fahrgast während der Fahrt im Eisenbahnabteil schläft, 
wenn er seine Handschuhe in das Gepäcknetz legt, wenn er, solange 
der Zug, mit dem er angekommen ist, noch nicht znr Weiterfahrt 
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fertig ist, uocb eiumal wieder einsteigt, um seine in jenem Netz ver- 
gessenen Handschulie zü holen, .SU kann darin kein Verschulden gefunden 
werden, so dass es darauf, ob denn eine Kausalität dieses Verhaltens 
für den Unfall erkennbar ist. nicht einmal ankommt. Richtig ist da<?e{^en 
aber auch, dass in den meisten Fällen der Falir<jast falirlässig: handelt, 
wenn er seine Hand an den Türrahmen oder bei nicht weit geöffneter 
Wagentür an der Kante derselben in einer Stellung belässt, dass sie 
bei plötzlichem Zuschlagen der Tür gequetscht zu weiden üefahr läuft. 
Im vorliegenden Falle bat aber der Fahrgast nach den konkreten Um- 
ständen annehmen dttrfen, dass in seiner Nithe flberbaupt keine andere 
Person sich aufhalte , welche die Tflr plötzlich zuschlagen könnte. 
Schlug aber trotzdem von rttckwirts plötzlich ein Schaffner die Tflre 
zu und zerquetschte den Daumen des Fahrgastes, so liegt ein ent- 
schädigungspflichtiger Eisenbabnunfall vor. 



Nr. 48. Entsek. des Dentscheii Reichsgeriehts. 

6. Zivilsenat. Vom 25. Februar 1907. 

vDas Itecht XI 1907 Vr 7 S, 4tS.i 

§ I Haftpflfi. § 257 BGB. Abwägung des koakurriereaden Verschuldeas des Eisen« 
labNitsnitlHiert eioh dir aNguMimi imI keikretia BtMcbigefUir. 

Im Falle eines mitwirkenden Verschuldens des Verletzten ist für 
die Abwägung nach § 254 BGB., ob und in welchem Umfange von dem 
Eisenbahnanternehmer dennoch fttr den Schaden Ersatz zu leisten ist, 
jenem Verschulden auf der Seite des Betriebsnutemehmers die seine 

Haftung begründende Betriebsp^efahr gegenttber zu stellen, dergestalt, 
dass sowulil deren allgemeine Erscheinung, wie konkrete, ihr Mass be- 
einflussende Umstände in betracht zu ziehen sind, zu denen auch ein 
Verschulden der Betnebsorgane gehört. 



Nr. 49. Entgeh, des Dcutf^ehen Reichsgerichts« 

6. Zivilsenat. Vom 25. Februar 1907. 

Hat der Kläger den neben dem Anspruch auf Erstattung der Kurkosten in bestimmtem 
Batraie in erster Instanz erhobenen Anspruch auf Feststellung der Schadenersatzver- 
pflfoMeH der Bekla|tM MitloMlleh dm weiteren Seliadeie !■ der BereftagetattMi 
In einen Leistungsansprooh auf Zahlani efaier vor den Gericht festzusetzenden, lebens- 
länglichen Rente umgewandelt, so kann nicht der ganze Anspruch des Klägers zu 
einer Quote dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, sondern ea um ia eine 
Prlftiei eingetreteo Wirdes , eb eed Inurtewelt der wm e rto he i e Lelstupampreeb 
■•eil Meaeiabe der H 3«* 7 RHafIpm. md g 843 MB. reeUlieh beiriiMlet let. 

Der ElSger ist in das erwerbsf&hige Alter hoch nicht eingetreten, 
würde mithin eine Rente wegen Verminderung seiner Erwerbsffthigkeit 
zurzeit noch - nicht verlangen können, vielmehr auf Erhebung der 
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Feststcllniigsklage iiacli dieser Riclilunf? angewiesen sein Ea ist vom 
Berufungsgericht aber überhaupt keine Feststellung getroffen worden, 
ob dem Kläger, von den Kurkosten iibg-»'selien. ein weiterer Schaden 
entstanden ist. Von einer Aiifhel)nnj^ des Urteils des Berutiingsgericliis 
\v(n^en dieser Mängel ist nur deshalb abgestdien worden, weil iiacli 
La<::e der Saclie, nach der Art der erlittenen Verlet/.unjreii, anzunehmen 
ist, dass dem Kläger in der Ciegenwart und für eine gewisse Zeit der 
Ansprach auf eine Bente wegen Vermeiiruog »der Bedürfnisse zusteht, 
so dass bei der EinheitUchkeit des Rentenanspraches, mag die ficnte 
wegen Hindernng der ErwerbsfUiigkeit oder ans dem letxteron Gmnde 
oder aas beiden Grttnden gefordert werden, immerhin ein Anspruch des 
Ktftgers bestehen bleibt, der schon jetst mit der Leistongsklage yerfolgt 
werden kann (vgl. die Urteile des erkennenden Senats JW. 1905 S. 236 
Nr. 23, S. 359 Nr. 21, S. 472 Nr. 33). Auch das ist vom Rerufungs- 
geiicht nicht erörtert w^orden, ob denn ein lebenslänglicher Anspruch 
des Klägers auf eine Rente, und aus welchem Gesichtspunkte anerkannt 
werden kann (vgl. JW. 1905 S. 283 Nr. 4, S. 493 Nr. 19, 1906 S. 308 
Nr. 13, S. 472 Nr. 23, S. 548 Nr. 15, S. 710 Nr. 5, S. 718 Nr. 19); 
doch kann diese Prüfung (s. das zitierte Urteil JW. 1906 S. 472 
Nr. 33) unter Umständen dem Nachverlahren über den Betrag über- 
lassen werden. 



Nr. 50. Entseh. des Dentselteii BelehsgeriehtB. 
4. Zivilsenat Vom 25. Februar 1907. 

Das Recht XI 1907 Nr 12 S. 7645 Zlff 1849.) 

§ 843 BGB. § 3 HaftpflG. Feststellung der Dauer der Rente. 
Hat ein Verletzter als denjonii^f^n Zeitpunkt, bis zu welchem er 
die Rente bejielirt, „die Wiedererlanguiij^ seiner vollständigen Krwerbs- 
fäliifrkeit" bezeichnet, und hat der Ersatzpflichtige gegen diesen End- 
punkt des Rentenbezuges nichts einc^ewandt. so darf das Prozessgericlit 
davon ausgehen, dass der Er.satzidiichtige sich diese Art der Begrenzung 
des Rentenanspruchs gefallen lassen wolle. In solchem Falle kann, 
wenn die Sache selbst nach dieser Richtung zu Bedenken keinen Anlass 
gibt, z. B. wenn die baldige völlige Wiederherstellnng des Verletzten 
in sicherer Aussicht steht, ein Urteil Ober den Grund des Anspruchs 
erlassen werden, ohne die sonstigen, in femer Zukunft liegenden Ver' 
hftltnisse und deren voraussichtliche Gestaltung , namentlich die Ver- 
minderung der Erwerbsfähigkeit mit <lem zunehmenden Lebensalter 
und ähnliche Umstände besonders in Erwägung zu ziehen. 



Digitized by Google 



46 



ßifsdi. des Oberlandemvriditi Dmilen ▼om 96. Februar 1907. 



Nr. 51. Entseh. dos Obcriaiidesscriehto Dresden. 

Vom 26. Februar 1907. 

(.Säcbs. Arch. Jahrg. 8 Nr. 11 S. 856. — Das Recht XI Nr. 18 M. 762.) 

HtfliinB des UilinMiMrt liatr StratMiibahi fUr StchtchadM wegen Unterlaesung von 
WamiMgtvorrfflMmim. EtgMM VwrsoliiMM iM BMoMMIitM. f 254 88B. 

Am 10. Oktober 1905 ist der Kutscher L. mit einer dem Elftger 
gfebOrigen HoehseitBkntsche yom Batbaosportale in Zittau an dem Bat- 
haose entlang nacb der in gerader Fahrtrichtung gelegenen Johannis- 

gasse zu gefahren. Als er an den 20 ni von dem Portale entfernten 
Uebergang über die Geleise der von der Beklagten betriebenen Strassen- 
bahn j^ekommeu war, ist »m- mit einem von dem Motorwagenfiihrer Z. 
bedienten, in demselben Augenblicke von rechts lier kommenden Motor- 
wagen zusammengestossen. Durch den Zusammenstoss sind Wa^^^en und 
Pferde des Klägers bescliadifrt worden. Der Kla<j:er l)ezitlert seinen 
Schaden auf insgesamt 346,95 M. und macht hierfür die Beklagte ver- 
antwortlich, weil ihr Wagenführer Z. zu schnell und ohne zu klingeln 
gefahren sei, weil ausserdem die Bremsvorrichtungen des Motorwagens 
nicht gehörig funktioniert hfttten und die Beklagte es unterlassen habe, 
an der geffthrlichen Kreuzungsstelle einen Wärter aufzustellen. Er 
fordert deshalb von der Beklagten Zahlung von 346,95 H. nebst 
Zinsen. 

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt und geltend gemacht, 
dass der Kutscher unvorsichtig gefahren und dadurch den Zusammen- 
stoss herbeigeführt habe. 

Das LG. hat den Anspruch dem Grunde nach festgestellt. Die 
Berufung der Beklagten wurde zui ückgewiesen. 

Mit Recht hat da.s LH. die Haftpflicht der Reklagten l)ejaht, weil 
sie es unterlassen hat, die zur Veinieidung von Zusammenstössen der 
vorliegenden Art erforderlichen Warnungsvorrichtungen ') an der gefähr- 
lichen Unfallstelle zu treffen. Dass die Beklagte von ihrer Haftpflicht 
nicht deshalb befreit wird, weil die Bahn in ihrer technischen Anlage 
oberbehOrdlich genehmigt worden ist und hierbei Ausstellungen wegen 
der Sicherheit des Verkehrs nicht gemacht worden sind, ist gleichfalls 
schon vom LG. horvoi^ehoben worden. 

Zu bemerken ist nur noch, dass sich die Beklagte auch nicht 
darauf berufen kann, dass der Kutscher L. den Unfall durch unvor- 
sichtiges Fahren mit verschuldet iiabo. Denn § 254 Abs. 1 BGB. setzt 
ein mitwirkendes Verschulden des Beschädigten voraus. Dass aber der 
Kläger selbst den Unfall mit verschuldet hätte, behauptet die Beklagte 

') Hiermit war die Avfrtellaiig eittes Wlcbters oder die Attbrinfiing elnea waUf 
matiscben Signalappanta gemeint 
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selbst nicht. Ein Vcrscliuldeii L s würde die Beklagte lioclisteiis dann 
entlasten, wenn ein Fall des § 254 Abs. 2 BGB. vorläge (§ 254 Abs. 2 
Satz 2). Da ein solclier Fall abei- niclit in Fi-ago steht, würde ein mit- 
wirkendes Versclinlden Ls nur zur Fo)(^e lial)en. das.s dieser l'ür den 
entstandenen Schaden neben der Beklagten zu hatten hätte. 



Nr. 5'-2. Kntseli. des Deutschen K<'U'h8u:erichts. 
6. Zivilsenat. Vom 28. Februar 1907. 

(Zeltselir. f. B««htM|>fl l Bsyern JahrK. S Nr. f S. IM.) 

I 831 BGB. Umfang der HaftHng in Eisenbahnllakua für Verschalden d«r B««Mton bei 
■■iielMlar BaleMMMi dar Kiltorlnppa «IMS BihrfMfk 

Es liegt auf dei* Hand« dass der Terftmiiagaiiiässige Vertreter des 
Beklagten, hier der Vorstand der znstftndigen Betriebsinspektion, die 
nntergeordnete T&tigkeit des AnzQndens von Laternen nnd des Schliessena 
einer Ketlertür anf den Stationen nicht selbst vornehmen kann. Deshalb 

darf dem Beklagten der Nachweis nicht versagt werden — and insofern 
berilhrt sich der Entlastnngsbeweis aus § 823 mit dem aus § 831 — , 

dass er geeignete und zuverlässige Personen mit dieser Verrichtung 
beauftragt und sie mit den erforderlichen Weisungen versehen habe. 
Allerdings hatte der ik^klagte hiei iiiil noch nicht gennj? }j::etan. Er war 
auch verpllichtet, seine Angestellten zu beautsichtigen und die Befolgung 
der ihnen erteilten Anordnungen zu überwachen. Hier hat nun nicht 
bloss am Unfallabend oder an mehreren Abenden die Beleuchtung ver- 
sehentlich gefehlt, sondern unstreitig hatte der Stationsvorsteher ange- 
ordnet, dass die fragliche Laterne während des Sommers Oberhaupt 
nicht angezttndet werde. Es ist daher unter Berücksichtigung der 
konkreten Verhiltnisse, namentlich der Zeit, seit wann die Anordnung 
des Stationsvorstehers ergangen war, der Bedeutung der Station, ihres 
sommerliclien Personenverkehrs zur Abendzeit und auch des allgemeinen 
Dienstbetriebes anf der Station, der möglicherweise auf Nachlässigkeit 
in den einzelnen Verrichtungen schliessen Hess, zn nntersnchen, ob dem 
Betriebsinspektor und den zu seiner Unterstützung dienenden Betriebs- 
ingenieuren bei gehöriger Aufsicht und Kontrolle der auf jenci- An- 
ordnung des .Stationsvorstehers bestehende Zustand verborgen bleiben 
konnte. Da der ordnungswidrige Zustand feststeht, ist es auch in dieser 
Kichtung äache des Beklagten, sich zu entlasten. 
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Nr. ^ Eutscli. dos Oestorr. Oborstoii üoriehtHhofes. 

Vom 28. Februar 1907. 

(Oeaterr. Kiseiib.-Vcrordii.-Bl. XX (I9ö7i St. 73 S. 1818.) 

§ 2 EisenbHaftpflfi. Ein Scbiemnbmoli i«t kein unabwendbarsr Zifall im Simie der 

MharM Heiralt 

Die Verleteang des Kl&gers ist darauf zarUckzaf&lireii, dass der 
letzte Waggon des Schnellzuges, in welchem derselbe am 16. Jinner 1905 
sich befunden hatte, infolge einer Entgleisung des Zuges zwischen X. 
und Y. über den Balindamm hinahstQi'Zte. Die Entgleisung war eine 

Fo]f!;G eines Sdiienenbruches, welciier wieder in eiuem verborgenen 
Fehlor einer Schiene seinen Grund hatte, indem der in einer Blase be- 
stehende Anbruch laiifrsam furtschreiieiid zum Vollbruche der ISchiene sich 
gestaltete, welcher allerdings nicht leiclit, bemerkt werden konnte. W enu 
die Vorinstanzen die.^e Tatsache nicht für ausreichend befunden haben, 
um hierin einen Exkulpationsgruud im Sinne des § 2 des Kisenbahu- 
haftpflichtgesetzes vom b. März 1869, ROBl. Nr. 27, zu erkennen, so 
beruht diese Entscheidung kein«iwegs anf einer unrichtigen rechtlichen 
Beurteilung der Sache. Denn nm sich von der gesetzlichen Vermutung, 
dass die gegenstiUidliche Ereignnng durch ein Verschulden der Bahn« 
Unternehmung, rttcksichtlich ihrer Organe herbeigeführt worden sei, zu 
heftreien, oblag der Beklagten die Verpilicbtnng, nachzuweisen, dass 
diese Ereignung durch einen unabwendbaren Zufall im Sinne einer 
höheren Gewalt — vis major — verursacht wurde. Der Begriff „höhere 
Gewalt", welcher schon nach Art. 395 RGH. den Frachtführer beim 
Transporte von Gütern exkulpiert, bezeichnet aber eine solche nicht 
überwindbare Schadensquelle, welche ausserhalb des Betriebes der 
Transportunteinehmnng entsprungen ist, welche also, wie die Vor- 
instanzen zutreffend angenommen haben, in dem Wirken einer von 
aussen kommenden Kraft besteht, welcher mit Erfolg zu begegnen, die 
menschlichen Kräfte nicht ausreichen. Ein, wenn auch verborgenes 
Gebrechen an einer Schiene fällt ebensowenig wie ttberhaupt eine 
Mangelhaftigkeit der von der Bahnuntemehmung verwendeten Betriebs- 
mittel unter den Begriff einer höheren Gewalt, wie es beispielsweise 
ein Erdbeben oder ein kriegerischer Ueberfall sind. Im vorliegenden 
Falle ist weder eine solche Ereignung eingetreten, welche den Begriff 
vis major im Sinne des Gesetzes erschöpft, noch ist der Beklagten der 
"Beweis freiungen, dass der die Entgleisung bewirkende Schienenbrnch 
niclit (Inicli entsj)iechpnde Vnisic|itsmassiPü:Hln. wiederholte und genauere 
tlntersucluing oder öftere Auswechselung der Schieneu, liätte vermieden 
werden können. 
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Nr. 54. Bntseli. des Dentsehen Betelugeriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 8. M&rz 1907. 

i JW. Jahrg. S6 (1907) Nr. 9 S. M Ziff. «.) 

S 406 All«. 2 ZPO. Die in I. Instanz unterlassene Ablehnung eines Saehverttiladiien 

hindert nicht die Ablehnung in der Berufungsinstanz. 

Der Henifiingskläger liatte in der l^frutiing.siii.'^tanz gegen den 
Laudesbauin.spektor F., der als Sachverständiger vernommen werden 
sollte, ein Ablehnungsgesuch augebracht, welches er darauf stützte, 
dass der Sachyerstftndige Uitglied der StadtTerordnetenversammlang der 
beklagten Stadtgemeinde sei. Das KG. hat, ohne auf die sachliche 
Frage einzugehen, das Gesneh ans einem formellen Omnde abgewiesen, 
n&mlich deshalb, weil der Sachverständige schon in I Instanz Aber den 
Wert der enteigneten Fläche, Uber den er auch jetzt wieder vemoromen 
werden solle, ein Gutachten erstattet habe und vom Berufungsklilger 
nicht j^laiibliaft gemacht sei, dass er den Ablehnungsgrund nicht schon 
in T. Instanz hiitte geltend raachen können; das KG. erklärt deslialb 
das Ablelinungsgesuch nach § 406 Abs. 2 ZPO. t'iir unbef^ründct: Dieser 
.\usk'<i:ung und Anwendung des § 406 Ab.';. 2 ZPO. vermag der er- 
kennende Senat nicht zuzustimmen. Erliebliciie praktische Gründe 
mögen allerdings dal'iir sprechen, allein auf der anderen Seite ist das 
Gewicht der Ei wägung, dass es sich iu der Berufungsinstanz um ein 
noTom jndieinm handelt, so bedeutend, dasi es für ausschlaggebend 
erachtet werden mnss. § 406 Abs. 3 ZPO. steht im zweiten Bache der 
ZPO., das von dem Verfahren in I. Instanz handelt, nnd in den anf 
die Bemfong bezüglichen Bestimmongen des dritten Boches findet sich 
keine, die ebenso wie in des §§ 432 , 533 bezeichneten Fällen, nach 
für den Fall des § 406 Abs. 2 ZPO. die Folgen der in I. Instanz unter- 
lassenen rechtzeitigen Ablehnung eines Sachverständigen auf die 
Berufungsinstanz erstreckte. Dass § .^)23 ZPO. hier nicht in Betracht 
kommen kann, bedarf kaum der üU'wäbuuug. 

Nr. 55. Eutüch. des Deutschen Ueichsgeriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 12. März 1907. 

(Om aeeht ZI (IMT) Nr. lO & M.) 

I 823 B8B. Uiifuf der PlWit der ElHnkthn iiir Betauohfamg dir ZagtigsiMga um 

Bahnsteig. 

Der Satz, dass der Eisenbahnunterneluner den Fahrgästen gegen- 
über für den ordnungsmässigen Zustand der Zu- und Abgänge zu ihren 
Beförderungsmitteln haftet, gilt nicht ohne weiteres fiir jeden Zugangs- 
weg zum Bahnsteig, sondern nnr für die zu den Bahnanlagen gehörigen 
Wege, die nach den von der Eisenbahn getroffenen Einiichtnngen die 
Beisenden nehmen müssen, am an den Zog zu gelangen oder nm die 

■g«r, KlNiDbaliiirMlitUeli« BatMlieMuigMi ZZIV. 4 
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Bahnanlage sn verlassen. Bei Annahme einer Beleachtangspflicht ist 
weiter zn pr&fen, ob im konkrei^n Falle zur Zeit des Unfalls — 
mondhelle Nacht — eine Beleachtnng geboten war. 



Nr. 56. Entsch. des Oesterr. YerwaltnngagerlchtBhofes. 

Vom 13. März 1907. 

Opstcrr. Eisend -Zi'itK X\N il907' \r t" S 155.'. 

Befreiung eines Dienstgebäudes der Staatsbahndireiition von der Hauszinssteuer (§2 
Gebäudesteuerpatent von 23. Februar 1820). Einiluas der Gemeinden auf die Steuer- 

¥OT«llllrVHmi|Wi Wr OlMVrSIMinivH bII Wk 

Aas der regelmftssig in allen Oesetzen Uber die direkten Stenern, 
so insbesondere aneh in den Oebftndestenergesetzen vom Jahre 1820 
und den Mero erfloesenen Nachtragsgesetzen enthaltenen Nora, dass 

nur demjenigen, von dem die Steuerleistnng gefordert wird, das ist 
dem Steuersubjekte, ein Rechtsmittel gegen den Ausspruch der Finanz- 
Verwaltung beziii^lich der Steuerpfliclit, bzw. des Ausmasses der Steuer 
eingeräumt wird (§ 44 des Hofkaiizleidekretes vom 26. Juni 1820, § 4 
des Gesetzes vom 2b. März 1880, RGBl. Nr. 39 usw.). folgt, dass die 
Gemeinde den Aussprucii der Staatsbeliürdo ül)er die in ihrem (Teliiete 
erfolgte Vor.schreibung an direkten Stenern zum Zwecke der Zusclilags- 
grundlage bedingung.slos hinzuneinnen hat. Da.s unleugbare lnteres.se, 
das die Gemeinde an der in ihrem Gebiet erfolgten Steuervorschreibung 
hat, kann sich ohne ausdrückliche gesetzliche Bestimmung schon deshalb 
nicht zu einem Rechtsansprüche bezüglich einer Einflussnahme auf die 
einzelne Stenervorschreibnng verdichten, weil dies tief in den Rechts- 
kreis des Steuersubjektes eingreifen würde und daher im Gesetze be- 
sonders festgestellt sein mDsste. Ein noch viel grösseres Interesse 
hätte mit Rücksicht auf die Kontingentierung der Erwerbsteuer bei- 
spielsweise jedes Mitglied einer Erwerbssteuergesellschaft erster Klasse 
an der Steuervorsohreibung der anderen Mitglieder , ohne jedoch 
legitimiert zn sein , diese Steuervorschreibung im Keehtsmittelwege zu 
bekämpfen. Der bescli werdet iihrenden Gemeinde steht daher ein 
Rechtsanspruch in bezug auf die Frage der Hauszinssteuer- Vor- 
schreibuug für das in Rede steheude Gebäude nicht zu, und es er- 
scheint die angefochtene Entscheidung des Finanzministeriums gesetzlich 
begründet. 

Nr. 57. Entsch. des Deutsehen Reichsgerichts. 

ö.Zivilsenat. Vom 14. März 1907. 

iJW. Jabrg. 36 Nr. 10 S. 815 Zilf. 19.) 

S 1 RHaftpflG. Ein Betriebtinfall lleot nicht vor, wenn iloli derteHw erst naoh Ab> 
•ttioM von aii|skMiiMMM Zog« Mf dMi Balmsleli dsroh AmtoMM an nis dort auf- 
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gMMNM Stritt irrtgiit hat. WtM «Iwr M ite Bata MMieto trffnlirloltr SMMr* 
leNsvorkahrmgen gemäss §§823, 831, 889 BGB. ersatzpflichtig. Konkurritr«At Ver- 
schulden des Verletzten bewirlit Teilung nach § 254 I. c. 

Der Uulall der Klägerin hat sich ereignet auf dem Bahnsteig der 
Bahnliofshalle , huI" welclieni die Klägerin iiacli dem Verlassen des 
Zuges dem Ausgange zuschritt. Mit dem Still.siehen des P^iseiibahn- 
zuges liört nun die BefördenmgstiUif^keit der Eisenbahn, die vorzugs- 
weise die (Jefahrenquelie des ISahiibetriebes darstellt, auf; indessen 
können auch beim Aussteigen gewisse geluiirliche Eigentümlichkeiten 
dieses Betriebes Unfälle erzeugen, die alsdann unter § 1 RUaftpflG. 
fallen. Dabin gehOrt DameDtiich die durch des Betrieb der Eiseababn, 
die baldigst za erwartende Weiterbewegong des Zuges auf Zwisdien- 
Stationen gebotene Eile. Unfälle dagegen, die der Passagier nach dem 
Aussteigen anf dem Bahnsteig erleidet, gehüren hierher nicht; wohl 
können Gedränge und Eile eines Beisenden auf dem Wege zum Zuge 
den ursächlichen Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetriebe herstellen, 
nicht aber das Verlangen, schnell den Zug und das Gedränge des 
Bahnhofsverkehrs hinter sich zu lassen, wenn er am Bestimmungsort 
angelangt ist. Die Klägerin wollte aber nicht etwa umsteigen und 
nach einem anderen, alsbald abfahrenden Zuge sich begeben, sie strebte 
vielmehr nach Hause; wenn sie hierbei Eile entwickelte, su hat diese 
mit dem Eisenbahnbetriebe nichts zu tun. (Vgl. ausser der vorange- 
fuhrten Entscheidung des RG. die Urteile JW. Ol S. 84, 85; 04 S. 484 
Nr. 6, 8. 486 Nr. 11; Eger, RHaftpflG. 6. Aufl. S. 11, 12, 14, 16, 27, 32.) 
Das Berufungsgericht nimmt nun an, dass der in die Halle einfahrende 
Zug, mit dem die Klftgeriu ankam, Verspfttung hatte, und, da er um 
80 eher aus der Bahnhofshalle wieder leer hinausgesehoben werden 
mnsste, für das Aussteigen Eile geboten war, die Klägerin wenigstens 
diese für geboten erachtet habe. Auch damit wäre aber nur die Eile 
des Aussteigens, nicht die des Weitergehens auf dem Bahnsteig mit 
dem Eisenbalmbetriebe in ursächliche Verl)indung gebracht, und so er- 
klärt das Berufungsgericht den Vor;^ang weiter so. dass die Wirkung 
des eiligen Absprunges auch auf die nächsten Schritte der Klägerin 
auf dem I^ahn.steige sich fortgepflanzt habe, und in dieser AVeise 
der Unfall mit dem Aussteigen in einen Akt zusammenfalle. Allein 
diese Erklärung des Vorganges ist nicht nur in hohem Grade unwahr- 
scheinlich das Hinausschieben der entleerten Züge aus der Halle 
der grossen Endstationen pflegt erfahruugsgemlss nicht so eilig zu sein, 
dass nicht das Aussteigen der Paasagiere ganz ruhig sich abwickeln 
konnte ~, sie Ist auch in dem Parteiyorbringen und in der Beweis- 
aufbahme ohne Jede Unterlage und ist daher von der Revision mit 

4» 
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Becht als tatbestandswidiig bezeichnet worden. Die Klägerin bat xwar 
im allgemeinen sich auf die Eile des AuBBteigens berufen; danmter 
kann aber nur die naheliegende, auch vom ersten Richter angenommene 
und rechtsirrigcrweise mit dem Eisenbahnbetrieb in Beziehung ge- 
brachte Eile veistaiiden werden, mit der der angekommene Passagier 
sich bestrebt, den Waggun und den Bahnhof mr>giiclist rasch zu ver- 
lassen und nach Hause oder in das Hotel zu kommen; das;s sie an ein 
drohendes Wiederabt'ahren des Zuges gedacht liabe und deshalb eilends 
ausgestiegen sei, hat die Klägerin selbst nicht geltend gemacht. 
Ebensowenig aber, dass sie nicht sowohl ausgestiegen, als ans dem 
Waggon heraus- und heruntergesprungen und vermöge der Kraft dieses 
Sprunges sofort gegen das Hindernis des GerQstes gestfirat oder ge- 
flogen sei. In Wahrheit liegt nichts weiteres vor und konnte nichts 
weiteres festgestellt werden, als dass die Klägerin mit einer gewissen 
natürlichen Eilfertigkeit ausgestiegen und mit derselben Eilfertigkeit, 
ohne sich umziiblicken, auf dem Bahnsteige dem Ausgange zu weiter 
gegangen und hier bei den ersten Schritten gegen das Winkeleisen des 
Gerüste.s gestossen ist. Dieser Tatbestand rechtfertigt aber die An- 
wendung des § I KHaftpflG. nicht. Dagegen war, wiederum im (Gegen- 
satz zu den Urteilen der V' orinstanzen , eine Haftung de.s Beklagten 
für den Unfall und seine Folgen wegen Verschuldens nach Jij; 823, .31, 
89 BGB. anzuerkennen. Wenn auch in der Aufstellung des Gerüstes 
Oberhaupt eine Fahrlässigkeit eines Vertreters des Beklagten nicht sn 
erblieken ist, so liegt doch die offenbare Tatsache vor, dass das OerOst 
f&r den Uenscbenverkehr auf dem Bahnsteige ein Hindernis bildete, das, 
insbesondere bei der auf den Bahnsteigen gewöhnlichen Eile der 
Passanten, Gefahren für die körperliche Unversehrtheit zu erzeugen 
geeignet war. Auf ein solches Hindernis musste das dort verkehrende 
Publikum in zweckentsprechender Weise aufmerksam gemacht werden. 

Ein mitwirkendes eigenes Verschulden der Klägerin an dem Unfälle 
ist von dem Berufungsgericht zu Recht angenoninfcn worden. Auch 
wenn dieses Verschulden nicht der vom Beklagten auf (iruud des § 1 
RHaftpflG. zu vertretenden Betriebsgefahr, sondern dem nach Hl, 
89 BGB. von ihm gleichfalls zu vertretenden Verschulden seiner Ver- 
treter gegenübertritt, erscheint die vom Berufungsgericht nach Mass- 
gabe des § 254 BOB. vorgenommene Verteilung des Schadens je zur 
H&lfte auf beide Parteien gerechtfertigt. Die erörterte schuldhafte 
Unterlassung von Sicherheitsvorkehrungen seitens des Beklagten und 
die Unachtsamkeit der Klägerin, die bei Beobachtung der auf dem 
Bahnsteig eines Bahnhofes stets gebotenen Aufmerksamkeit auf Hinder- 
nisse allerart, die den Passanten sich entgegenstellen kOnnen, das 
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Gerfist nnbedingt hätte wahrnelimeii rnttssen, halten einander das 
Gleichgewicht, so das» die getroffene Ahwftgang zu billigen war. 



Nr. 58. Entsoh. des ntsehen Sclehsgerlehts. 
7. Zivilsenat. Vom 15. März 1907. 

§ 30 PreiM. EitO. H 319, 517 ZPO. Hat ein EiittoMMi|WitfiNlttelliii|akeicbliM «ragea 
•hier nrlchtigen tatsächlichen Grundlage durch einei zweiten BesoiilMe eine Ver- 
besserung oder Berichtigung — nicht eine blosse Beseitigung von Fehlern ~ erfahren, 
80 beginnt die sechsmonatliche Frist mit der Zustellung des zweiten Beschlusses. 

Der erste Bescliluss beruht auf einer uiirielitigen , tatsiichlichen 
Grundlage; er ist aber nicht otfeubar unrichtig im Sinne des § 319 
ZPO., was sich deutlich daraus ergibt, dass das wirklich Gewollte 
keineswegs mit Sicherheit aas den Gründen entnommen werden kann. 
Zu ersehen ist wohl, dass 4 ha za wenig in Ansatz gebracht sind, aber 
nicht, dass sie dem Ackerland znznrechnen sind, und auch nicht, 
welcher Betrag dafür zu berechnen ist. Diese Faktoren der Ent- 
scheidung werden erst durch den Bescbluss vom 18. Januar 1905 ge- 
schaffen, in welchem das Ackerland auf 4 ha 41 a 67 qm (statt auf 
41 a 67 qm) richtig gestellt und gesagt ist, dass auch fUr die bisher 
niclit berücksichtigten 4 ha der Einheitssatz von 36 Mark für das Ar 
bewilligt werde. Hierin liegt abfr eine neue Entscheidung, die man 
Wdlil als eine Verbesseiuns oder Üfriclitigung der friiheren bezeiclmen, 
niclit aber als blosse Beseitij^ung von Fehlern im Ansdruck ansiireclien 
kann. Der Hezirksausschuss hat denn auch die Entschädigung ^für 
die zu enteignenden ö ha 93 a 05 qm" anderweit auf 23287,12 Mark 
festgesetzt. Hiemach versagt die entsprechende Anwendung des §319 
ZPO. nnd des Satzes, dass die Berichtigung eines Urteils gemäss 
dieser Vorschrift auf den Laaf der Rechtsmittelfrist keinen Einfloss 
flbe. In Frage kann nur kommen, ob nnter den obwaltenden Um- 
ständen gegen beide Beschlftsse des Bezirksansschnsses selbständig nnd 
mit gesondertem Fristenlauf der Rechtsweg eröffnet WMden ist. Die 
Bejahung der Frage würde sich zunächst mit der ausgesprochenen 
Absicht des Bezirksausschusses in Widerspruch setzen, dass als die 
eiHlfjiiltige Entscheidung, mit deren Zustellunp: erst die Frist nach § 30 
Entti. zu lauten beginne, iler letzte Beschluss zn betrachten 
sei. 8ie würde auch zu dem unbefriedigenden Ei*jrebnis fuhren, dass 
der erste Beschluss rechtskräftig geworden sein könnte, der zweite 
noch der Anfechtung durch den Fiskus unterläge und im übrigen es 
zweifelhaft bliebe, ob, sofern er nicht angefochten oder erfolglos ange- 
fochten ist, der Kläger dennoch (trotz der Rechtskraft des Mheren 
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- Beschlusses) die höhere, im zweiten Beschluss festgesetzte Samme zu 
erhalten h&tte. Diese UDziiträglicbkeiten wären aur dann hinzunehmen, 
wenn gesetzliche Vorschriften sie anvermeidlicb machten. An i^olclien 
Vorschriften fehlt es. Im Gegenteil wird man im HiiiMick auf v> 517 
ZPO. sagen können, dass der Gesetzgeber die oben aufgeworfene Frage 
verneinend entschieden haben würde, wenn er sie sich Vürj;elei;t liiitte. 
Nach § 517 ZPO. beginnt, wenn innerhalb der Berufungsfrist ein 
Urteil in GemässheiL des § 321 durcli eine nachträgliche Ent- 
scheidung ergänzt worden ist, mit der Zustellung der nachträglichen 
Entscheidang der Laaf der Bemfangsfrist aach für die Berufung gegen 
das zuerst ergangene Urteil von neuem. Die Vorsclirift benilit auf dem 
Gedanken, dass das Nebeneinanderlanfen zweier Berufungen niclit 
wünschenswert und möglichst zu Termdden sei. Dieser Gedanke trilft 
auch den gegenwärtigen Fall. Sieht sich in dem fSr Enteignungssachen 
Torgeschriebenen Beschlussverfahren (§§ 150 ff. des Zuständigkeitsge- 
setzes vom 1. August 1883) der ßezirksausschuss veranlasst, innerhalb 
der für die Beschreitung des Rechtsweges offen o:elassenen Frist seinen 
ursprünglichen Entschädigungsfeststelliingsbeschluss über den Rahmen 
einer blossen Berichtigung im Sinne des § 319 ZPO. hinaus zu ergänzen, so 
entspricht es der Sachlage, jene Frist erst mit der Zustellung des die 
Entschädigung endgültig fe.stsetzenden Beschlusses beginnen zu lassen, 
und es muss dies um so mehr gelten, wenn die Verwaltungsbehörde selbst 
eine solche Auffassnng zu erkennen gibt Darum ist der massgebende 
Zeitpunkt im gegenwärtigen Falle die Znsteilung des Beschlusses vom 
18. Januar 1905, und es wird darauf ankommen, ob dieser Beschlnss 
dem Justizrat K. als Vertreter des Kl&gers am 19. Januar 1905 mit 
Wirkung fftr den letzteren zugestellt worden ist. 



Nr. 59. Entseh. des Deutsehen Betohsgericlits. 
6. Zivilsenat. Vom 21. Uftrz 1907. 

Art. 109 EG. z. BGB. §§ 907,823, 831 BGB. §§ 12, 17 Preuss. KleinbG. vom 28. Juli 1892. 
§ 25 EisenbG. vom 3. November 183S. Wegen Beschädigung eines Hauses durcli den 
Wagei einer Kleinbahn ist eine Klage auf Beseitigung der Bahnanlage genis« % 907 BGB. 
NieM nlSMlg, wdil aler tif SohaiewMrtsti. 

Die von der Beklagten betriebene Kleinbahn ffihrt durch eine 
Strasse von H., die eng und gekrümmt ist und ein starkes Gefälle hat 
Ein die Strasse hinunterfahrender Wagen ist aus dem Gleis gesprungen 
und hat, gegen das Hans des Kl&gers anprallend, dieses erheblich beschädigt 
Das Beruftingsgericht hat den Anspruch des Kilvers, wegen dieses 
Schadens von der Beklagten Ersatz zu erhalten, dem Grunde nach fllr 
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gerechtfertigt . erklärt. Es geht zutreffend davon ans, dass der An- 
i^roch weder auf das Preussische Gesetz über Eisenbahnunternt'liniungen 
vom 3. November 1838, noch auf das Haftpflichtgesetz, sondern allein 
auf das RGB. gestützt werden könne. Es hält aber weitei- dafür, dass 
nicht zu untersuchen .sei. ob di« Beklagte den Hchaden durch eigenes 
Verschulden verursacht liabe oder einen von ihrem Wagenführer wider- 
rechtlich zugefügten Schaden nach § 831 BGB. zu ersetzen habe. Denn 
nach dem hier gegebenen Tatbestande sei die Beklagte ersatzpflichtig, 
ohne dass der Kläger einen dem § 823 BGB. entsprechenden Beweis 
m IBbreii habe und ohne dass der Beklagten der Entlastnngsbeweis 
dee § 881 BGB. offen stehe. Im Anschlnss an die Aosführongen des 
UrteOs des V. Z8. des BG. Tom 11. Hai 1904 BG. 58, ISO — nimmt 
dasBemfongsgericht an, dass, weil die Bahnanlage die an der engen Strasse 
liegenden Hftnser gefährde , ihren Eigentftmem aber nicht das Becht 
anstehe, gemäss § 907 BGB die Beseitigung der Anlage zu fordern, 
sie statt dessen den Ei'satz des aus dem Bestehen und der Benutzung 
der Anlage ihnen erwachsenden Schadens vom Unternehmer der Bahn 
fordern könnten. Die Revision iiat den in dem augeführten Urteile 
begründeten Keclitssatz nicht beanstandet und nur seine Anwendbar- 
keit auf den hier gegebenen Tatbestand bestritten. Auch der er- 
kennende Senat tritt den Ausführungen des V. ZS. bei. Es ist also 
davon auszugehen, dass, wenn der Tatbestand vorliegt, der nach § 907 
BGB. dem Eigentümer eines Grundstücks das Becht zum Widerspruch 
gegen eine auf dem Nachbargrundstnck bestehende Anlage gibt, ihm in 
den Ffillen, wo ihm dieses Becht ausnahmsweise gesetzlich versagt 
wird, ein Anspruch auf den Ersats des Schadens ansteht, der aas der 
nnsnlässigen Einwirkung der Anlage auf sein Grundstück entsteht. 
Nun sind nach Art. 109 EGBGB. die landesgesetzlichen Bestimmungen 
Über die im öfientlichen Interesse, erfolgenden Beschränkungen des 
Eigentums bestehen geblieben, mithin auch die Vorschriften des 
Preussischen Gesetzes über Kleinbahnen vom 28. Juli 1892. Nach 
diesem ist ein Widerspruch des einzelnen Aiilie<i:ers gegen den Bau und 
den Betrieb einer Kleinbahn, insbesondere gegen den von der Behörde 
festgestellten Bauplan ausgeschlossen (§§ 12 u. 17 a. a. 0.). Demnach 
fragt sich allein, ob die Baluiaiilage, so wie sie jetzt steht, eine un- 
zulässige Einwirkung auf das benachbarte Grundstück des Klägers mit 
ffieberhdt ▼oianssehen liess, die jetzt auch tatsächlich kerrorgetreten 
ist. Das Berufungsgericht hat diese Frage bejaht, weil die ungünstigen 
SteigUDgs- und Krümmungsverhältnisse der Bahn, namentlich beim 
Hinzutreten anderer die Gesch?rindigkeit der Wagen erhöhender Um- 
stände, die Wagen trotz starker Bremsen dergestalt ins Gleiten bringen 
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könnten, dass sie mit grosser Wncht aus dem Gleise und gegen di« 
anliegenden Häuser geschlendert würden, wie das auch die Erfahnnig 
im vorliegenden Falle gezeigt habe. 

Die Gründe des Beriifnnf^surteils geben nicht Anlass zu der An- 
nahme, CS sei rechtsirrig davon ausgegangen, eine im Sinne des § 907 
BGB. gefahrdrohende Anlage sei stets schon dann vorhanden, wenn 
die Gefahr allein aus ihrer fehlerhaften Handhabung entspringe. Viel- 
mehr können die Gründe nur iu dem Sinue verstanden werden, dass 
SO, wie gelegentlich Regen and Schnee, anch Fehler des Wagenführers, 
zn schnelles Fahren oder zu starkes Bremsen, die schädlichen Wir- 
knngen aosUtaen kOnnen, die ihre erste Ursache in der gefahrbringenden 
Beschalfenheit der Anbge haben. So ist auch der von der Revision 
angegriffne Sats des Bemfnngsnrteils ansznl^en, dass die anf der 
gefahrdrohenden Anlage berahende Gefahr stets nur durch Menschen- 
band zum Ausbruch gebracht werden könne; denn es wird weiterhin 
hervorgehoben, dass der Unternehmer einer gefährlichen Eiseubaiin<- 
anlage mit der Möglichkeit einer vom Betriebsbeamten begangenen 
Unvorsichtigkeit recUueu müsse. 



Nr. 60. Entsch. des Dcutsclioii Kclch-sgcrichts. 

6. Zivilsenat. Vom 11. April 1907. 

(Das lUcLt XI (1807) Nr. 10 S. tii'J Ziff. 18S3. - J\V XXXVI i l907i Nr. 11 S 310 i 

f 3a HaftpflG. Sohadeisersatz für Aafliebung oder Minderung der als GeMIfln im 

flewtrlie in Valtr« tätigen TecMsr. 

a) Der Umstand, dass die Verletzte als Gehilfin ihres Vaters in 
dessen Gastwirtschaft ohne eine bestimmt abgegrenzte Entlohnung 
wirkte und nur ihren Unterhalt in der hftnslichen Gemeinschaft mit 
ihm fand, schliesst nicht aus, dass bei Bemessung des der Verletzten 
wegen Anfliebung oder Minderung ihrer Erwerbsf&higkeit zuzusprechen- 
den Schadenersatzes der gewöhnliche Ertrag einer solchen Erwerbs- 
tätigkeit zugrunde gelegt wird, wie die Verletzte ihn bezogen haben 
würde, wenn nicht im Gewerbebetiiebe ihres Vaters, sondern bei 
einem Dritten eine solche Stellunj^ eingenommen hätte. 

b) Die Annalime, dass die l^^rwerbsfahigkeit re^jehnäsijig als bis 
zum Tode fortbist ehend anzusehen sei, und das.s im Kinzelfalle das 
Gegenteil zu beweisen sei, ist nicht zu billigen. Es muss vielmehr 
bei Zubilligung einer Rente wegen aufgehobener oder geminderter 
Erwerbsfähigkeit festgestellt werden, wie sidi annehmbar die Erwerbs- 
ffthigkeit der verletzten Person in ihrem höheren Lebensalter ohne den 
Unfall gestaltet haben wflrde. 
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Nr« €1. Entsch. des Dentsehen Mehsgeriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 15. April 1907. 

(JW. Ja]nf. W (1W7) »r. 11 a SN ZU. 6.) 

Alf «Ihm SdiwlMMrMtiMtpnieli weim ZiwIderliaiirfhiiiiM |«iim 0le iureb dM Alh 

schluss eines Transportvertrages für den Unternehmer begründeten Pflichten findet die 
••Ohsawiatlge Verjährung des ^ 638 BGB. keine Anwendung (Unfail durch Zusammea- 
stoss des Motorwagens einer Strassenbahn mit einem Güterzuge). 

Es ei hebt sicli die Frage, ob nicht die kurze — seclii>inoiiatige — 
Verjährung des § 638 BGB. für die Ansprüche de.s Klägers Platz 
greift, die für die Ansprüche des Bestellers aus einem Werkvertrage 
wegen Mängel des Werkes gegeben ist and auch neben den eigeut- 
liehen Oewährleistungsansprüchen die Ansprüche auf Sehadeosersatz 
umfasst. Der erkennende Senat hat in einer Entscheidung vom 
19. Jnni 1905 (JW. 05 S. 484 Nr. 1) auf Grund der Bestimmung des 
§ 646 BGB. ausgesprochen, dass die Icnrze Veijährung des § 638 nicht 
nur fßr die Herstellung einer Sache, sondern auch für Leistungen nicht 
körperlicher Art, die Erziehing eines Erfolges Platz greift und alsdann 
mit der Vollendung der Leistung beginnt; er hat diesen Grundsatz 
alsdann auch auf einen Schadensersatzanspruch der vorliegenden Art aus 
einem Transportvei trage, da dieser als ein Werkvertrag sicli darstellt, 
angewendet. Die erstcre Aufstellung, die die Ausdehnung des Geltungs- 
bereichs des ij 638 auf Werkverträge jeder Art, auch auf unkörperliche 
Leistungen, zum (regenstande hat. ist grundsätzlich aufrecht zu er- 
halten, an der konkreten Anwendung der kurzen Verjäiirung des ^ 638 
auf Schadensersatzansprttche der vorliegenden Art hftlt dagegen der 
erkennende Senat nicht fest, schliesst sich vielmehr den Entscheidungen 
des Vn. Za an (BG. 62, 119; 64, 41; vgl. auch das Urteil des L ZS. 
BG. 62, 210), worin § 638 BGB. ffir ananwendbar erkl&rt wird, wenn 
es sich nicht um einen Mangel des gelieferten Werkes handelt, sondern 
um eine „durch positives Zuwiderhandeln gegen die pflichtmässige 
Sorgfalt bei der Herstellung des noch nicht vollendeten Werkes be- 
gangene Vertragsverletzung": (liesci- Fall ist gerade gegeben, wenn ein 
Fahrgast während der BeiVtrdeiung durch den Tiansportunternehmer 
infolge Ausserachtlassung der vertragsmässigen Sorgfalt seitens des 
letzteren körperlich verletzt wird. Die Werkleistung des Transport- 
unternehmers ist die Beförderung des Vertragsgegners von Ort zu Ort; 
Alängel dieser Leistung unterstehen der kurzen Verjährung des § 638; 
dass der Transportunternehmer die Person, der er zu jener Leistung 
sich verpflichtet hat, vor Gefahren sichere, die ihm auf dem Transport 
durch die Transporteinrichtungen und -Massnahmen begegnen können, 
ist eine daneben lanfende Verpilichtting, die zwar auch auf dem 
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Vertragsverliftltnis bernht und zu den Vertragspfliehten gehOrt, die aber 

mit der Traosportleistang selbst nicht ziisammeiirdllt; durch tiinen 
Mangel der vcrtragsmässigeii Sorgfalt in der AusfUlirung des Werkes 
wird hier dem Vertragsgog^ner ein positiver Schaden rechtswidrig zu- ' 
gefügt, für dessen Geltendmachung die Bestimmung des § 638 BGB. 
nicht gegeben ist. die die kurze Veijährung für «iewährleistuugsklagen 
(Wandelung und Minderung) aus den bislier geltenden Rechten über- 
nommen und diesen nur die Schadenseisatzklage wegen schnldhaft 
mangelhafter Leistung hinzugefügt hat; imnur aber mu^s es .sich um 
einen Mangel des Werkes oder der Leistung handeln, der, von dem 
Vei-schniden des Verpfliehteteii' abgesehen, mit der Wandelnngs- oder 
Mindemogsklage zu yerfolgen sein wttrde. 

Nr« 63. Entsch. des Deutschen Kcli'hss:crlelits* 

T.Zivilsenat. Vom IH, April 1907. 

(Das Kecht .\I 1 1907) Nr. 10 S tUO /AÜ. 1336 u. Nr. Ii S. 782.) 

Zi § 833 ZPO. Die Pfändung des Oienateinkommen« eines Beamten umfaset ohne weiteres 

aseh daa Piaaltilauwpnieh 4m Beamtsi. 

Wie die Begründung erkennen Usst und auch ans der Absicht des 
Gesetzes ohne weiteres entnommen werden kann, sind die im § 8d3 
Abs. 1 ZPO. anfgefOhrten Fälle von Verftndemngen nur Beispiele, die 
eine Anwendung auf ähnliche Fälle nicht ansschliessen. Damm unter- 
liegt es auch keinem Bedenken, die Versetzung eines Beamten in den 
Ruhestand nicht als einen Vorgang zu betrachten, der die Wirkung der 
vorher ausgebrachten Gehaltspfändung beseitigt und eine neue Pfän- 
dung erforderlicli macht. Ancli di<i Pension ist ein in einer Gehalts- 
quote ausgedrückter Bestandteil der dem Beamten für sein Amt aus- 
gesetzten Rente (vgl. RG. .Bd. 38 S. 322, 323; Bd. 55 S. 6), mithin 
Diensteinkommen, wobei es unerheblich ist, dass die I'tiicht zur Dienst- 
leistung aufgehört hat. In der Literatur herrscht denn auch, soweit 
eisichtlicb, Einverstftndnis darOber, dass die Pfftndong des Diensidn- 
kommens die Pension mit ergreift. 

Nr. 63. Entseli. des Landgerichts I Müneken. 

Vom 17. April 1907. 

.Spe't u Schill -Zeitg .XV il907;i Nr. 28 8.842.) 

g 459 B6B. ^ 77 EisenbVerkO. Haftung fUr mangelhafte Verladung von Möbelwagen 

auf efflBMa QMsrwafM* 

Unbestrittenermassen hatte die KlSgerin naeb den Bestimmungen 
des Tarifs fttr die Verladung des Hdbelwagens selbst Sorge zu tragen, ' 
bat dies anch getan, hat es jedoch unterlassen, den Möbelwagen, 
wie dies in der Anlage H znr ESisenbabnverkebrsordnung vorgeschrieben 
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ist, durch Ketten oder starke Stricke an dem Wagen festzabinden. 
Die Verladnng war also mangfelhaft. Klägerin gibt selbst za, dass 
eben dorch diese mangelhafte Verladnng das Herabfallen des Möbel- 
wagens durch den Startn ermöglicht wurde. Es fragt sich nnn ledig- 

licli, ob die im § 459 HOB. mit § 77 EVO. dei- Eisenbahn zugestandene 
Haftbcfrciung hiusichUich des durcli mangelhafte parteiseitige Ver- 
ladung des Wagens erwachsenen Schadens ausgeschlossen ist oder 
nicht. Klägerin sucht den Ausschluss der Haftbefreiunf; d;imit zu be- 
gründen, dass sie der Eiseubahnverwaltung die N;iiliprütungspfliclit 
bezüglich der Ordnungsniässigkeit der Verladung aulei le^4 und aus dem 
Unterlassen dieser Prüfung im vorwürfigen Falle ein Verschulden der 
Eisenbahn bzw. ihrer Leute gemäss § 459 Abs. 3 HGB. kuustioiiert. 
Diese Ansehanuug geht fehl. Der Bisenbahn ist nach Ziffer 5 der mehr- 
erwähnten «Anlage H" eine Weisung nur bezOglich der Behandlung 
der einschlSgigen Ottter an den üebergangsstationen gegeben. Die 
Haftbefreinng in der angegebenen Bichtang hfttte gar keinen Sinn, 
wenn man die Eisenbahn fQr verpflichtet erachten wollte, in jedem 
Falle eine genaue Nachpriifung hinsichtlich der Art und Weise der von 
dem Absender betätigten Verladung vorzunehmen. Damit stimmen auch 
die Ausführungen beiEger, Deutsches Frachtrecht 2. Aufl. Bd. III S. 275 ff. 
überein. Danach hat die Eisenbahnverwaltung keine Verpflichtung 
zur Kontrolle der Art und Weke der Verladung, sofern diese dem 
Absender obliegt, und ist auch nicht zur Vurnalinie besonderei' Schutz- 
niassregeln verpflichtet, sofern sich solche Schäden etwa unterwegs 
zeigen (s. S. 279), cf. auch Egers Eisenbahnrechtliche Entscheidungen 
Bd. XX 8. 809. Es liegt somit im gegebenen Falle ein die Haftbe- 
freiung der Eisenbahn aosschliessendes Verschulden der Bahn, oder 
ihrer Leute nicht vor, womit der Ungrand der Klage dargetan ist. 
Die Klage war daher abzuweisen. 



Nr. 64. Kntsch. des Deutseheii Reichsgerichts. 

6. Zivilsenat Vom 18. April 1907. 
(JW. Jshi«. M (iwrf) Nr. ii a mo ZUf. M.) 

§ 1 HaftpflS. Die Haftpflidit der Eisenbahn kann durch an sieh den Fabrikarbetteri 

eines AnschtussetabMssements nicht obliegenden Handlungen an den Anschlussgleisen 
dann begründet werden, wenn die Eisenbahn diese Handlunfen trotz einzelner WarnHinu 

geduldet hat. 

Wenn unberufene Diitte einen irgendwo auf einem Gleise stehen- 
den Eisenbahnwagen in Bewegung setzen und dadurch Schaden ver- 
ursacht wird, so fehlt es an dem ursllchlichen Zusammenhang des 
letzteren mit dem Bahnbetriebe. Allein nach den besonderen Umstftnden 
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des hier zar Entscheidung stehenden Falles triüt dieses Bedenken 
nicht so. Die Bahnyerwaltnng hat die hei der Fabrik entladenen 

Eisenbahn wageu niclit immer an der Drehscheibe abgeholt, sondern es 
ist, wie das Berufungsgericht feststellt, mit ihrem Wissen vielfach 
vorgekommen, dass die Fabrikarbeiter, statt die Abholung der Wagen 
abzuwarten, diese vermittels des vorhandenen Gefälles den» Hauptgleise 
zurollen Hessen. Allerdings ist zugleich als erwiesen augcnumraen, dass 
das geschehen ist, obwohl dit; Bahnverwaltung warnte und jede Ver- 
antwortung für einen dabei vorkonuneiiden Unfall ablehnte. Aber das 
Berufungsgericht hat dieses Verhalten der Bahnverwaltuiig so aiifge- 
fasst, dass sie die Ausführung der ihr obliegenden Betriebshandlung 
durch die Fabrikarbeiter und in der beschriebenen Weise nicht emst- 
lich gdiindert, sondern, indem sie sich auf Warnungen und Ver- 
wahrungen beschrfinkte, geduldet hat. Darin liegt eine wesentlich 
tatsächliche Beurteilung der Vorginge, der rechtliche Bedenken nicht 
entgegenstehen. Hiernach ist mit Recht angenommen, dass der Ver- 
letzte auf Grund des § 1 HaftpflG. Anspruch auf Schadensersata 
gegen die Beklagte gehabt hat, der auf die Klägerin im Umfange 
ihrer durch die Versicherung begründeten Entscbädigungspflicht über- 
gegangen ist. 

Nr. €5. EntBch. des Dentselien Selelugerielits. 
7. Zivilsenat Vom 2S. April 1907. 

(Das Recht XI (1907) Nr. ll 8. 719.^ 
Die im § 6 des Preuss Bahneinheitsgesetzea vom Ii. Juni 1902 vorgesehene Entsciiä- 
diflung soll sich nur materiell, nicht formeil nach den Vorschriften des Enteignungs- 
iMetess rIoMts, kam ■miHltlbir In RtoMtwege geltsml fWMOht wfrfis. 

Nach § 6 des Oes. Uber die Bahneinheiten vom 19. August 1895 
u. 11. Juni 1902 (68. 1903 S. 238) findet die Verfolgung dinglicher 
Rechte an einzelnen zur Bahneinheit gehörigen GrundstDcken bis zum 
Erloschen der Genehmigung (fUr das Unternehmen) nur statt, soweit 

die Bahnaufsichtsbehürde bescheinigt, dass durch die Verfolgung die 
Betriebsfähigkeit des Bahnuntei*nehmens nicht beeinträchtigt werde; 
wird die Bescheinigung versagt, so kann der Berechtigte gegen Aufgabe 
seines Rerhtes von dem Eigentümer der Bahn eine Entschädigung 
fordern, welche sich nach den Vorschriften über die Entschädig:nng für 
den Fall der Enteignung bestimmt. Mit diesem Hinweis auf das Ent- 
eignungsgesetz ist nur die Anwendung der materiell reclitlicheu Ent- 
schädigiin;^.s;j;rundsätze dieses Gesetzes vorgeschrieben, wälireud die 
foimalen Normen des Entscliädigungsverfahrens ausser Anwendung 
bleiben, die Geltendmachung des Entsch&digungsanspruehs also 
unmittelbar im ordentlichen Rechtswege erfolgt. 
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Nr. M. Entw^. des Dentsehen Belehsgeriehts. 
3. Zivilsenat. Tom 26. April 1907. 

(IW. Jahrg. 8« (1907^ Nr 12 S STS Zift 25 1 

Die Zuerkennung eines Betrages für die Kosten des Heilverfahrens bzw. der Ver- 
■ebrung der Bedürfnisse ist — wie oaob § 843 BGB. und g 7 HaftpflG. — so auch 
umIi § I Ata. 4 des BeantUsfFIrtH. vm 18. Jul 1887 In RMtMf«ni »llMi|. 

UnbegrOndet ist der Einwand der Revision, dass die Zaerkennnng 
in Form einer Rente nicht zniftssig gewesen sei. Zo den aEosten des 
Heilverfahrens" im Sinne des § 1 Abs. 4 des Gesetzes, betreffend die 
Fürsorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen, vom 18. Joni 1887 
(Prenssische Gesetzsamml. S. 282) gehören aiu h die Kosten für eine 
bessere Verpflegung, die zur Herbeiführung der Heilung oder zur Ab- 
wendung einer Verschlinimerun«!: des Gesundheitszustandes notwendig 
ist (vgl. Urteil dos R(i. III. ZS. vom 23. Mai 11K)5, JW. 1905 S. 443 
Nr. 29, und vom 3. Januar 1904. III 276/04; RG. 25, 50). Sind diese 
Aufwendungen nicht ledip:licli zeitweiliir und vorübergehend erforder- 
lich, so liegt die Voraussetzung für Zuerkennung einer Rente vor. Wie dies 
schon fr&her nach dem RHaftpflG. in seiner alten Fassung angenommen 
wnrde (vgl. B6. 3, 3; Urtefl des RG. III. Z8. vom 28. Oktober 1885, 
JW. 1886 S. 28 Nr. 34, vom 25. September 1886 bei Bolze III Nr. 405, 
vom 11. Februar 1890, SenffA. 48, 45, und vom 26. Febmar 1891, 
Gruchot 35, 1158), so bildet jetzt nach § 843 BGB. und § 7 RHaftpflG. 
in der Fassung des Art. 42 EOBGB. die Form der Geldrente die 
Regel auch für „Vei*mehmng der Bedürfnisse". Das Gleiche muss 
auch für das UFürsG. vom 18. Juni 1887 gelten, welches die Zuer- 
kennung oder Erhöhung einer Pension, also eine Rente als Regel 
vorsieht. 



Nr. 67. Entsch. des D<Mitst'hen ReH'hs£;:oriehts« 
6. Zivilsenat. Vom 29. April 1907. 

(JW. Jahrff. M (iwt) Mr. tt S. MB ZUT. I9i — Da« Reaht ZI Mr. 11 8. 7» ZMT. ua«.) 
§ I HartpflG. In der Benutiung eines zum Soheue« genelgtea Pffefist auf einer neben 
der Bahs lallenden Landstrasse liegt liein eigenes Verschulden, wenn dir Fihrer alle 

erforderlichen Vorsichtsmassregeln getroffen hat. 

Würden die Zeugen der Beklagten bestätigen, was sie behauiitet, 
so würde sich daraus in Verbindung mit der bereits geschehenen Be- 
weisaufnahme nichts weiter ergeben, als dass das Pferd des Klägers 
zeitweib'g fromm, zeitweilig zum Scheuen vor der Bahn geneigt war. 
Die Verwendang eines solchen Pferdes anf einer Strasse, anf oder 
neben welcher die Eisenbahn länft — hierfiber wie ttber die sonstigen 
Örtlichen Verhftltnisse an der Unfallstelle fehlt jede Feststellung — 
würde indes dem Klftger nicht als Verschulden anzurechnen sein. Die 
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Landstrasse ist in erster Linie fOr den Fahrverkehr, nicht fikr die 
Eis«ibahn bestimmt, nnd es kann dem Besitzer eines nicht völlig 
frommen Pferdes nicht angesonnen werden, die Strassen, auf welchen 
oder in deren unmittelbarer Nähe die Balm fährt, zu meiden und damit 
sich der Benützung seines Pferdes viflfacli iiberlianpt zu begeben. 
Vgl. RG. 62, 147. Wohl aber wiircU.' Kläger die gebotene Sorgfalt 
ausser Augen gesetzt haben , wenn er vom Fahren und Pfeidelenken 
nichts verstünde und dennoch die Falirt auf der Strasse neben der 
Eisenbaiiu unternommen hätte. Jedoch würde für den hier fraglichen 
Unfall diese Unfähigkeit nicht nrsächlich gewesen sein. Denn der 
KIftger hat alles vorgekehrt, was znr Verhütung einer Oefahr erforder- 
lich war. Mehr nnd anderes hätte auch ein kundiger nnd tüchtiger 
Fuhrmann nicht tun können. Die Beweisantrilge der Beklagten waren 
daher unerheblich, und es ist ohne Belang, ob, wie die Revision 
rttgt, die Begründung des Berufungsgerichts fUr ihre Zurttckweisung 
unzureichend ist. 

Kr. 08. Kutsch, des Oesterr. Obersten Oerlehtshofes. 

Vom 6. Hai 1907. 

cOaMMf. ■lNiili.<V«vofda.-n. XX (I90f) Hr. 87 &mm 
Diroh die Uebernahme ehemaliger Bediensteter der Ii. k. priv Kaiser-Ferdinands-Nord- 
bahn in den Staatseisenbahndienst hat eine Aenderung in der Person des Dienstherrn 
299 AI. 2 £0.) stattgefunden, welche das Erlöschen der vor dieser Uebernahme 
H dti OitMtfeetOieii dM letrelTeniaa P«rtoMl<« «rMsrlMiMi Pffanireoirto bewirkte. 

Es ist in der Tat das seinerzeit erwirkte Zahlungsverbot derzeit 
unwirksam. Denn dieses erging an die k. k. priv. Kaiser-Ferdinands- 
Noidbahn ais vormalige Dienstgeberin des Verpflichteten, Es konnte 
daher auch nur gegenüber dieser gelten, wie sich einerseits schon 

daraas, dass die gerichtliche Zustellung des Zahlungsverbotes an den 
Drittschuhlner zurBewirknng der Pfändung erforderlich ist (§ 294 EO.), 
eine solche Zustellung an die k. k. Nordbahndirektion nicht erfolgte, 
aber aiicli mit Wirkung für den betreil)endeii (iläubif^er nicht durch 
irgendwehdie andere Abmachungen ohne InaDsimichnahme des Gerichtes 
ersetzt werden kann, anderseits aus dem Schluss.^atzc des § 299 EO. 
ergibt, wonach die im Abs, 2 dieses Paragraphen getrotlene Bestimmung 
aui den Fall der Aeuderuug des Dienstherrn keiue Anwendung findet. 
Eine solche Aenderung des Dienstherni hat stattgeAmden. Es liegt 
auch keine Universalsnkzession vor, welche es eim(^lichen wflrde, eine 
Identitilt sämtlicher Bechte und Pflichten des alten und neuen Dienst- 
herrn auch bezüglich solcher Personen, die im Uebereinkommen zwischen 
dem Staate und der .k. k. priv. Eaiser*Ferdinands-Nordbahn nicht be- 
nannt wurden, anzunehmen. Der Staat hat sich lediglich verpflichtet, 
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die Beamten der k. k. priv. Kaiser^Ferdinands-Nordbabn mit ihren 
Besfigen sn ttbemehmen; die Beamten waren aber nicht rechtlich ge- 
bunden, ttbetzntreten, sie konnten, wie früher, so auch jetit andere 
weitigen Erwerb sochen. Machten sie von der zu ihren Gunsten 
getroffenen Bestimmnng Gebrauch, so lag hierin nach § 863 ABOB. 
eine stillschweigende Willenserklärung, mit einem neuen Dienstberm 
einen neuen Lohnvertrag, wenn anel) unter den gleichen Vertrags- 
bedingungen, wie den vorigen, abzuächliessen. Die alte Gehaltslorderung 
war hierdurch untergegangen, das Pfandrecht niusste erlöschen (§ 407 
ABGB.) Der k. k. Nordbahndireklion, d. i. dem Aerar, gegenüber ist 
daher die weiteie Durchführung der Exekution vor Einwirkung eines 
neuerlichen Zahlungsvcrbotes unzulässig. 

Nr. Besehlnss des Oesterr. Obersten Geriehtshofts. 

Vom 7. Mai 1907. 

lAMg Tarif Anz XXVF (1907) Nr 27 S. 588.) 

Die Geltendnacbuag von Entschädigungsansprüchen wegen Verspätung ist an den in 
9 90 (2) Z. 2 BetrRgi. nornierten konservatorisohen Akt eiier binien 14 Tagen ai- 
nbriaieirim ReklsMlion dins slolit isbmdm, wsss ier Sefetie dsroh Arfltot Mtor 
grebe FtlirilMl|ktlt dar Etenbalm liirb«l|tlllHrt wnrdt. § 90 (2) 2. 1 BürRtl. 

Dem Rekurse wird keine Folge gegeben, weil die Begründung 
des angefochtenen Beschlosses dem Gesetze und der Sachlage ent- 
spricht, wobei hervorgehoben wird, dass die Vorschrift des § 90 (2) 
Z. 1 BetrRgi., welche auch bei Entschädigungsansprüchen wegen Ver- 
spätung, wenn dieselbe durch Arglist oder grobe Fahrlässigkeit der 
Eisenbahn verursacht wurde, zur Anwendung kommt, eine .selbständige 
Bestimmung ist, welche von der Einhaltung der Reklamationsfrist 
unabhängig ist. . 

Nr. 70. Entsch. des Orosshcrzogl. Lands^erichts Karlsnihe« 

.I.Zivilkammer. Vom 7. Mai 1907. 

(Spcd.- u. Sellin. -Zeitg. XV (1907; Nr. Sl S. 886.) 

lUe. Art. 31 Abt. 1 ZW. 4. f 459 Abs. I Ziff. 4 N8B. § 77 Abs. I Ziff. 4 CtessbVsrkO. 
Eier gehSrMi is ien der besoidertn fiefahr des Brsobs tss|eeetiten oatern. Zer 
EstkräffUiasg der Vermutung aus lUe. Art. 31 Abs. 2 und § 459 Abs. 2 NGB. bsdarf 

es eines besonderen Gegenbeweises des Beschädigten. 

Durch besonders sorgfältige Verpackung kann dieser Bruchgefahr 
zwar bis zu einem gewissen Grade vorgebeugt werden, aber die eigen- 
tümliche natürliche Beschaffenheit der Eier wird durch die Verpackung 
nicht verändert: sie bleiben auch bei der besten Verpackung 
Bich dieser ihrer Datfirlichen Beschaffenheit der heeoDdereii Brach- 
gefahr ansgesetsi. ~ Die Eäsenbahn haftet aher nach Art 81 Abs. 1 
Ziff. 4 lUe. (§ 459 Abs. 1 Ziff. 4 HOB., § 77 Abs. 1 Ziff. 4 EVO.) 



Digitized by Google 



64 



Entscb. des nezirksgcrichts Jiudapcut vom 13. Mai 1907. 



nicht f&r den Schaden, welcher ans dieser Gefahr entstanden ist. 
Nach Abs. 2 a. a. 0. wird aber, wenn ein eingetretener Schaden nach 
den Umständen des Falles aus einer solchen besonderen Gefahr 
entstehen konnte, ,bis zum .Nacliweise des Gegenteils' vermutet, 
dass der Schaden aus dieser Gefahr auch wirklich entstanden 
ist. Diese Vermutung trifft auch für den vorliegenden Fall zu ; 
der behauptete Schaden ist «lerade durch Bruch der Eier ont- 
standen, also gerade au.s df^r hesoiideren, in der natürlichen Bc^jchatlen- 
heit der Eier liegenden Gefahr. Zum Nachweise des Gegenteils genügt 
es aber nicht, dass der Kläger die Vermutung aufstellt, das Zer- 
brechen könne nur oder müsse durch einen heftigen ßangierstoss 
herbeigeführt sein. Vielmehr milsste der Kläger znr Widerlegung der 
fiechtsvermatnng einen nfther tatbestftndlich darzulegenden Vorgang als 
alleinige Ursache der Beschädigung nachweisen, fftr welchen Vorgang 
die Eisenbahn die Vertretnngspflicht trifft. Eine solche Behauptung 
ist aber vom Kläger nicht einmal aufgestellt worden; seiner Vermutung 
aber, dass die Beschädigung nur durch einen aussergewöhnlich heftigen 
Rangierst oss lierbeigeführt worden sein könne, ist nach den Erfahrungen 
des täglichen Lebens nicht beizupflichten. Die Eier waren unbestritten 
lagfnwf'is in Stroh verpackt; Stroh aber ist spröde und glait; ein 
Veischieben und Kutschen der ohne schmiegsame und elastische Aus- 
füllung der Zwischenräume — wie es z. B. durch Verpackung in 
HulzwuUe herbeigefüliri werden kann - nebeneinander liegenden Eier 
ist sehr leicht schon bei der gewöhnlichen Transportbewegung der 
Eisenbahnwagen — nach dem physikalischen Gesetze der „Trägheit" 
— möglich, und dadurch tritt, je längere Zeit eine Beförderung dieser 
Art dauert, um so mehr Bnichbeschädigung ein, ohne dass es dazu eines 
besonders starken Bangierstosses bedOrfte. Aber selbst der Nachweis 
eines solchen starken Bangierstosses wäre nicht geeignet, die Haftung 
der Bahn zu begründen, weil auch dann noch immer nicht die be- 
sondere Bruchgefahr der Eier und damit die vom Gesetze über die 
Schadensarsache aufgestellte Vermutung beseitigt wäre. 

Nr. 71. Eutseh. des Bezlrkssjerkhts Budapest. 
Vom 13. Mai iyü7. 

(BlNBb.-Tutf- o. V«riL-Au. ZI Nr. M 8. tM.) 

1. Die Balm kann sich nicht auf die anstandlose Annahme des Gutes iMrafen, sobsM 
•Imt Ihrer Hit der Manipulation der Güter betrauten Bediensteten von des eligt* 

treteieo Sohadea noch vor der Ausliefornao Kenntnis erhielt. 

2. INS Bai« lat Ha UMliade das Sihadaat protaiialiarlMh fattnatallaa, weaa sie 

anah aar vtrantat, daaa das Bit Sehaian ariltt 

Den Gegenstand des Prozesses bildete eine Kiste mit Hohlglas- 
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waren, bezQglich welcher gelegentlich der Auslieferang kein Tatbestands- 
protokoll anfgenommen wurde. Auf Qmnd des § 90 verteidigte sich 
die Bahn mit der anstandlosep Annahme des Gates, was auch von dem 

Gtericlitp I. Instanz akzeptieit wurde. 

Der Gericlitshof ist jedoch von der festgestellten Tatsache aus- 
gegangen, dass (lur das Gut übernehmende Fiilinnann bei dieser Gelegen- 
heit aus dem Klirren des Glases in der Kiste wahrgenoninien hatte, 
dass das Glas ^^ebroclion sei. und dass derselbe diese Wahnieliniung 
dem mit der Auslieferung des Gutes betrauten Hahiiwächter mitgeteilt 
hat; bei diesem Sachverhalte konnte der Gerichtshof die auf die 
anstandlose Uebemahme des Gates basierte Verteidigung der Bahn nicht 
akzeptieren, da laut Punkt (2) 8 des § 90 BetrRgl. der Fall, der durch 
Verschulden der Bahn erfolgten Unterlassung der auf Grund des § 71 
EBB. vorgeschriebenen Tatbestandsaufnahme eine Ausnahme von der im 
§ 90 (1) entsUndenen Regel bildet. 

Die Auffassung des Gerichtes I. Instana, dass der Punkt (2) 3 des 
§ 90 in dem vorliegenden Falle nicht anwendbar sei, da auch die 
Partei die Feststellung des Tatbestandes nicht verlangte, ja sogar den 
Schaden dem zur Aufnahme des ProtokoUes berufenen Organe nicht 
meldete, ist durchaus nicht einwandfrei und kann nicht akzeptiert 
werden, da die Bahn im 8innti des § 71 des EBR. auch ohne jedwede 
Forderung der Partei zur protokollarischen Feststellung des Zustandes 
der Sendung verpflichtet ist, sobald sie das Vorhandensein einer Be- 
schädigung auch nur vermutet. 

Wenn sich auch die das Gut übernehmende Partei oder deren 
Beauftragter wegen der Untersuchung des Gutes nicht an das hierzu 
berufene Organ gewendet hat, war die Verpflichtung der Bahn, den zu 
vermutenden Mangel zu prfifen, keineswegs erloschen. 

Die Verantwortung konnte die Eisenbahn auch durch die Erklärung 
nicht von sich abwälzen, dass der von selten des Uebenu Inners auf den 
Schaden aufmerksam gemaciite Bedienstete nicht berufen war, die 
Feststelluiiir des Schadens zu bewiiken. da der § 71 des BetrRgl. die 
Hattptlichl der Bahn nicht für den Fall beschränkt, wenn die Be- 
schädigung von einem „kompetenten'' Orj^an walngeuommen oder ver- 
mutet wud; soliald sonach irgend eines ihrer bei der Erfüllung des 
Frachtvertrages diensttuenden Organe einen derartigen Mangel wahr- 
nimmt, vermutet oder davon Teratändigt wird, ist sie gehalten, die 
erforderlichen Massnahmen zu treffen. 

Da nun der Beauftragte des Klägers den Umstand, dass das Gut 
einen Schaden erlitt, dem mit der Auslieferung betrauten Bahnbe- 
diensteten — wenn auch derselbe nur ein Weichenwächter war — 

8ger, BlMBlnhiureehUlate KMatttoMugMi JtZiV. 5 
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mitgeteilt hat, fällt der Beklagten eine Unterlassung zur Last, weil sie 
kein Tatbestands-Protokoll aufnahm, und aomit kann sie sich auch auf 
die anstandlose Annahme nicht berufen. 



Nr. 78. Entseh. des Itontsehen KdelisgerlehtB. 
6. Zivilsenat. Vom 13. Mai 1907. 

JW. JahrK- 38 (I907i Nr 13 S 394 Ziff. 15. - Zeitscbr. t itc ht.spfl. t Bayern (1907) Nr. u S. 294.) 
§ I HaftpflG. Eine Lokomotive, die zum Zwecke des Oampfsammelns stillhält, befindet 
«ich zwar im Betrieb. Tritt dieser Betrieb aber aicbt ia die äasaere Ersebeiauas, 
M lit Sil UlffiH, ier Mrsli alstrltl, dut PTerie vtr risr UkoiMtlve Mlimi, ktls 

BetriebMufall i. 8. det Naflirtn. 

Der Transportzag der Beklagten hat sich allerdings zu dem Zeit^ 
ponkte des Unfalles im Betriebe befanden. Die Pause, während deren 

er seine Fahrt unterbrach, bedeutete nicht etwa einen Zustand der 
völligen Betriebsruhe, diente vielmehr nur dazu, durch das Sammeln 
von Dampf die Fortsetzung der Fahrt unmittelbar vorzubereiten. Allein 
mit Recht geht das Hernfungspfericht davon aus, dass 7ai t^inem Betriebs- 
unfall im Sinne von § 1 RH.it'tpflG. nicht nur ein äusserer, d. Ii. zeit- 
licher und örtlicher Zusammenhang des Unfalles mit einem Betriebs- 
vorgang der Eisenbahn, sondern auch ein innerer, ursächlicher 
Zusammenhang zwischen beiden gehöre. (Vgl. K6. Bd. 50 Nr. 20 
8. 92 ff., Bd. 55 Nr. 53 S. 229 ff. Auch Urteil des BG. vom 28. Februar 
1907 VI. Nr. S14/06.) Dieser ursftchliche Zasammenhang muss zwar, 
soweit es sich nm den Betrieb im engeren Sinne, die eigentliche Be- 
förderungstfttigkeit der Eisenbahn handelt, nicht im Binzelfall noch 
besonders nachgewiesen werden, allein wenn der konkrete Hergang ihn 
von vornherein als aasgeschlossen erscheinen lässt, so kann auch beim 
Vorliegen eines äusseren Zusammenhangs des Unfalles mit der Be- 
förderungstätigkeit der Eisenbahn die Haftung des Unternehmers nach 
§ 1 RHaftpflG. nicht l)egriindet sein. Die Folgerung des Berufungs- 
gerichts nun, dass im gegenwärtigen Falle «im deswillen, weil der Betrieb 
garnicht in die äussere Ki-scheinung trat, auch kein Betriebsvorgang 
die Ursache für das Scheuen der Pferde sein könne, ist nicht rechts- 
irrig. Was hier in der Aussenwelt zur Erscheinung gekommen ist und 
schftdigend gewirkt hat, ist nnr die äussere Form eines Betriebsmittels 
der Eisenbahn, der leblose, im gegebenen Zeitpunkt unbewegte Gegen» 
stand für sich. Dieser Gegenstand hatte durch die EInwirkang auf den 
Gesichtssinn der Pferde vermOge seiner fQr diese ungewohnten Gestalt 
die Tiere erschreckt und scheu gemacht, ohne dass hierbei die Betiiebs- 
tätigkeit der Bahn eine Rolle gespielt hat. Denn der Umstand, dass 
die Lokomotive dwch die Ausführung des Bahnbetriebes in die Nähe 
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der UnfftUsteUe gelangt war, kann hier nicht entscheidend in Betracht 
kommen. Der Betrieb hat inaofem nicht anders gewirkt, als es ein 
gleiches Vorkommnis beim Nichtbetriebe,' etwa während einer Betriebs- 

mhe getan hätte. In einem derartigen Falle, wenn also der Zustand, 

der den kausaU n Verlauf in Frage kommt, genan derselbe war, wie 
wenn kein Betrieb stattp:prmi(len hÄtU\ i.st, soweit es sich um dritte 
ausserhalb des Bahnbeti iebes stehende Personen liandelt, ein innerer, 
ursächlicher Zusammenhang des schädifremien ?]iei^;nisses mit dem 
Eisenbahnbetriebe nicht als gegeben anzusehen. Solche Fälle liegen 
nicht mehr im Bereiche des RHattpflG. 

Nr. 78. Bntsch. des Dentsehen Belehsgerielits. 
7. Zilsenat Vom 17. Mai 1907. 

(ÜM Recht XI (1907) Nr. 18 8. M ) 

NmIi § 10 Abs. I Preuss. EntG. begrenzt der Kaufpreis eines gleichartigen Grundstüokt 
die HShe der Entschädigung. Auf die flelobe GrSsse kommt es nicht an. 

,Der § 10 Abs. 1 des Enteignungsgesetzes zieht zugunsten 
des Unternehmers dem Entschädigungsanspruch des Expropriaten 
eine Schranke für den Fall der Bemessung des Wertes des enteigneten 
Ornndsttlcks nach der bisherigen Benntznngsart. Mehr soll der Eigeu- 
tfimer keinesfalls erhalten, als erforderlich ist, nm ihn in den Stand 
zn setsen, sich ein Qrundstlick zn beschairen, das in derselben Weise 
und mit demselben Ertrage genutzt werden kann, wie das enteignete 
Besitstnm. Es kommt deshalb nicht sowohl darauf an, dass der 
Expropriat tatsächlich ein anderes gleiciiwertiges Grundstück erworben 
hat, als darauf, dass ein sohdies Grundstück vorhanden und verkäuflich 
ist. Vgl. RG. Bd. 4;') S. 353. Dei' Kaufpreis des letzteren ist zu be- 
rechnen und mit dem aus der bisherigen Benutzungsart des enteigneten 
Grundstücks ermittelten Wert zu vergleiclien, jener Kantpieis begrenzt 
die Höhe der Entschädigung. Vgl. RG. in Gruchot, Bd. 40 S. 173, und 
Koffka, Enteignuugsges. S. 118 und 119. Erheblich ist nur, dass das 
Brsatzgrnndsttick im wesentlichen von gleicher Beschaifenheit nnd 
mit Eigenschaften versehen ist, die es als tonglich zn dem Zweck er- 
seheinen lassen, dem das andere Omndstfick gedient hat. Ob es dieselbe 
Grosse hat, ist gleichgflitig. Vgl. RG. in EisenbE. Bd. 4 S. 418 nnd 
Bd. 10 S. 169. 

Nr. 74. Entsch. des Dentsehen Belehsgerichts. 
7. Zivilsenat. Vom 17. Hai 1907. 

§ 8 Prfsst.Erii. M Bmimmbi iw Werte mik iir Ertra|tfllil|kitt biü« «sm 

hl aalnr Aatilsfet etahwi. 

Wenn der Wert eines Grnndstttcks nach Massgabe nicht seiner gegen- 

6* 
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wSrtigen Benatsnngsart, sondern seiner Ertmgsf&higkeit festgesetzt 

wird, so muss in sicherer und einigcrmassen naher Aussicht stehen, dass 
das Gmndstttck auch wirklich in dieser Weise vom EügentQmer mit 
dem angenommenen Ertrage benatzt werden kann. 

Nr, 75. Entseh. dos I)<'utseheii Hci('hs<::erie]it8. 

T.Zivilsenat. Vom 28. Mai 1907. 

(Das Kecbt XI (1907) Nr. u M. 9i3.) 

§§ 7, 8 Presse. Este. v. II. Issl 1874. Dis EelaeUMigung ist la dtr Rsfel Is Kapital 
asd Bsr assaaliBiswstae Is Reate n gswibrsa, lastosesders bei EatiMisBi voa 

Nutzungsrechten, Auferlegung von Beschränkungen, Entschädigung von Nebenrechten, 
auch bei Wertvernlsderingen, wenn feststellt, dass sie veräbergekeid snd liünftig 

wegfallend sind. 

Darüber, ob die EuleiguungsenUchädiguug (es handelte sich um 
Erhöhung der Anstaltsumzäunung einer Irrenanstalt infolge Anlegung 
des Teltowkanals) in Kapital oder in einer Rente zn gewahren ist, 
enthalt das Enteignungsgesetz keine Bestimmung. Nach den allgem^nen 
sowohl früher nach dem ALR., wie jetzt nach BGB. geltenden Grund- 
sätzen ist davon auszugehen, dass die Entschädigung in der Regel in 
Kapital, und nur in Ausnahmefällen in Rente zu gew&liren ist. 
Nun nia^r es zu eng sein, wenn die Revision diese Ausnahmen auf die 
Fälle beschränkt, in denen die Enteignung in Entziehung von Nutzungs- 
recliten inid in der Auferlegung von Besclnänkunpen besteht oder wo 
es sich um Entschädigung von Nehenrechteii handelt. Auch wenn eine 
nur vorübergehende Wertsvermiudei ung des Restgrundstückes stattündet, 
mag die Gewährung einer Rente unter Umständen am Platze sein. 
Allein in solchem Falle niuss es wirklich sicher feststehen, dass es sich 
nur um eine Tortlbergehende, in absehbarer, nicht allzu langer Zeit 
wegfallende Wertsverminderung handelt. 



Nr. 76« Entseh* des Dentseken Betehsgerlelits. 
6. Zivilsenat. Vom 3. Juni 1907. 

(JW. .lahrg 3rt (igoTi Nr H S. 4H2.'i 

304, 554, 559 ZPO. g 3 HaftpflG. Die zeitliche Begrenzung der Rente muss 
in der VorabentsoheidiMB über de« Grund des Anspruchs erfeigen und darf nicht dem 
Nsehverführia Ober ies Mra| »srhel w ltsa wsries. 

Das Berufungsgericht bat den Anspruch der Kläger auf eine 
Gesamtrente bis zum 70. Lebeniijahre des Get&teten dem Grunde nach 
fttr gerechtfertigt erklärt, ohne zu erörtern, ob der Verunglttckte mut- 
masslich solange am Leben geblieben wftre, und ohne zwischen dem 
Rentenanspruch der Witwe und dem des mindeij&hrigen Sohnes — 
dessen Alter nicht einmal festgestellt ist — zn unterscheiden, obwohl 
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die Ehefnw unbedingt» der Sohn nar fl&r die Dauer der Unterludtiings- 
badttrfligkdt ein Beeht auf Unterhalt hatte, §§ 1360, 1001, 1602, 

1603 BGB. Die zeitliche Begienziiufr der Renten beider Kläger hätte, 
wie der erkennende Senat schon häufig für die Fälle des § 844 BGB. 
aOBgesprochen hat, in der Vorabentscheidung über den Grund des An- 
spruchs festgestellt weiden sollen. Indes ist anzunehmen, dass das 
Berufuuffsgericht die eiuschlä?:i^!:eii Voisclirifteu des BGB. nicht ver- 
kannt hat, sondern dass es die Entscheidunf? insoweit dem Nachver- 
fahren über den Betrag vorbehalten wollte. Hierin liegt eine Verletzung 
des § 304 ZPO., die jedoch in der Kevisionsbegründung nicht gerügt 
ist, daher zu* Aufhebung des Urteils nicht führen kann, §§ 559, 
654 ZPO. 



Nr. 77. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Zivilsenat. Vom S.Juni 1907. 

(Dag Recht XI (lüOTi Xr 13 S. H2i YAff 1786.) 

§ 254 BGB. § I HaftplIB. Konkurrierendes Verecbulden bei Betreten von Balingleieen 

ttae Umobaa. 

Anf Seiten dessen, der ohne Umschau ein Bahngeleise betritt und 
dabei von einem Znge erfasst wird, ist allerdings regelmissig ein er- 
hebliches eigenes Verschulden anznnehmen. Dieses eigene Verschulden 
kann jedoch im Einzelfalle gegenüber der Betriebsgefahr der Eisenbahn 
erheblich zurücktreten, wenn der Verletzte mit den Bahn Verhältnissen 
bekannt war und nach den gegebenen Verhältnissen damit rechnen 
durfte, dass der von ihm zn b»_'iiiitzeii(le Zwj; auf einem bestimmten 
Geleise einlaufen werde und das Betreten der übrigen Geleise lUr ihn 
gefahrlos sei. 

Nr. 78. Entseh. des Hentsehen Beiehsgerielits. 
6. Zivilsenat Vom IS. Juni 1907. 

§ I HiflpflG. BeMibMMifiill Mm Aitetei|«i aat etim EtMabahaisge Isfelie ier 

Benutzung hoher nd steiler Trittbretter. 

Zum Eisenbahnbetiieb gehört auch das Aussteigen der P\^hrgäste 
ans dem Eisenbahnznge. Ereignet sich hierbei ein Unfall, tiit den die 
dem Eisenbahnbetrieb eigentümliche Einrichtung ursächlich ist, dass die 
Fahrgäste relativ hohe und steile Trittbretter von ,!.^t'riii<jrer Breite 
benutzen müssen, wodurch die Gelähr und die Folgen eines Fehltritts 
bedeutend verstärkt werden, so liegt ein Betriebsunfall vor; denn e.s 
ist sowohl ein zeitlicher und örtlicher Zusammenhang des Unfalls mit 
einem Betriebsvorgang der Eisenbahn wie auch ein innerer, ursächlicher 
Zusammenhang zwischen beiden gegeben. 
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Nr. 79. EntBeh. des BesdrkagerlehtB in Lemberg. 
Vom 14. Juni 1907. 

(Allg. Twir-Alli. XXVI (1M7) Nr.n 8. MI.) 

1. Art 12 Abs. 4 Internattonales Uebereinkommen findet keine Anwendung auf Ansprüche 
wegen Erstattung der zuviel erhobenen Beträge, wenn bei Berechnung derselbe* dar 

Tarif richtig aagewendet wurde und keine Recbnviigsfehler vorkonmen. 

2. AnprMM Mf tlM Ultl|«ra alt il« m dar ElatiktlM vtr|«M«MM Abflwliini 

tili mr lM«fiani bcfritailtti «It ditulbea dircb Tarif« gawUriaiatet aiai. 

Da Yom Absender die gebrochene Abfertigung in den internationalen 
fVachtbriefen niebt Torgeschrieben war und die Eisenbahn s&mtliche 
oben angeführte Güter auf Grund der direkten Tarife abgefertigt hatte, 
so ist zu entscheiden, ob naehträglich eine billigere Frachtberechnung 

verlangt werden kann. 

Art. 12 Abs. 4 lüe. bestimmt: „Wurde der Tarif unrichtig ange 
wendet oder sind RecbnungsfelUei' vorgel(ommeU| so ist das zuviel 
Erhübeue zu erstatten". 

Die Parteien stimmen darin überein, dass VDrlicgendenfalKs keine 
Rechuuugsfeliler vorkommen; auch wurde bei Abfeiti{,'ung sämtlicher 
strittiger Sendungen der direkte Tarif — der ja doch rechtsgültig be- 
steht — angewendet. 

Deswegen kann der Elagsanspruch — auf Vornahme einer 
billigeren Abfertigung — auf Art 12 Abs. 4 des lUe. ~ dem die Kraft 
des Gesetzes zukommt — nicht gest&tzt werden. 

Da sich aber die persönlichen Sachenrechte, vermöge welcher eine 
Person (Eisenbahn) einer anderen (dem Kläger) zu einer Leistung (Ge- 
währung einer billigeren Frachtberechnung) verpflichtet wird — 
gemäss § 859 ABGB. — nicht nur unmittelbar auf ein Gesetz, 
sondern aucii auf einen Vertrag' gründen können, .so ist in den Tarifen, 
welche als Vertragsbestimmungen beim Frachtgeschäfte zur Anwendung 
gelangen, die Entscheidung der strittigen Frage zu suchen. 

Im österreichisch-ungarischen Lokalverkehre kann unter bestimmten 
Voraussetzungen eine billigere Abfertigung nachträglich verlangt werden 
(Zusatzbestimmnng VI zu § 61 BetrBgl.), dagegen ist dies, nach § 12 
des Gfttertarifes, Teil II Nr. 240 A des Oesterreicbisch- ungarisch- 
russischen Eisenbahnverbandes, gestattet nur unter der Voraussetzung 
— welche gegenwärtig nicht zutrilTt — dass Frachtermässigungen 
in internen Verkehren eingeführt werden, die in direkten Tarifen noch 
nicht ttbernommen worden sind. 

Da also der klägerische Anspruch weder im Internationalen 
Uebereinkommen noch im Tarife begründet ei*8cheint, war die Klage 
abzuweisen. 
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Der Umstand, dass die Verbsndskonfereiiz die klägeriacheBaklamation 
berttcluichtigt hatte, ändert nichts an der Sache. 

Solange die Berechtigung, nachträglich eine billigere Frachtbe- 

rechmiiig: zu verlangen, in dei- Form einer rechtsgültigen Tarifbestimmuns; 
nicht zugestanden wird, kann diese auf Grund eines mündlichen uder 
schrittlichen Veittages nicht erworben werden, da nach Art. 11 lUe. 
jedes PrivatUbcreinkümmen, wodurch einem oder mehreren Absendern 
eine Preismässigung gegenüber den Tarifen gewährt werden suil, ver> 
boten und uichtig ist 

Nr. 80. BnfBch. des DentBehen BefehsgeriehtB. 

6. Zivilsenat. Vom 17. Juni 1907. 

Dan Recht Xr (1907) Nr. 1< 8. 881 Ziff. 1973.) 

§ 1 Haftpfl. 9 254 BGB Der Umstand, dau WegesohrankM fehlen und die Loko> 
Mtlve dei SolitaM de« Zuges bildete, luum awib M diwi MhwirH VtraohiMei 4m 
VffrmgllektM Me Aewndmi «tat § 254 ler Felie halmi. 

Wenn ein Fuhrmann auf einer die Eisenbahn kreuzenden Strasse 
am hellen Tage und obwohl er den Bahnkörper and einen heran- 
kommenden Zog vor sich sehen, dasGetfise des Zuges unddasLftnten des 

anf dem ersten Wagen befindlichea Bediensteten hören musste und 
trotz der warnenden Zurufe verschiedener Personen in den Zug hinein- 
gefahren und dabei verunglückt ist. so schliesst das ihn treffende 

schwere Verschulden docli niclit aus, dass für einen wenn auch geringen 
Teil des Schadens die Eisenbahn haftbar ist, wenn die Betriebsgefahr 
der Eiseiil)alin durch das Fehlen von Wegeschranken und dadurch, 
dass die Lukuniutive den Schluss des Zuges bildete, gesteigert 
worden war. 



Nr. 81. Bntseh. des Deutschen Relehsgerielits. 
6. Zivilsenat. Vom 17. Juni 1907. 

Dil!« Rrcht XI (1907) Nr. U & 907 ZItr.aUl.) 

§ I HaftpflG. § 254 BGB. Die Beobachtung der gewShnlichen Sioherheitsmassregeln 
mu88 von Jedermann gegenüber der strengen Haftpflicht der Eisenbahn gefordert werden. 

Ivommt, ein Fahrgast Ijeini Aussteigen aus einem Eisenbahnwagen 

zu Fall, so liegt ein Betriebsunfall vor, da der Unfall nicht bloss im 

Ortlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb steht, 

sondern anch dnrch die diesem Betrieb eigentflmliche, nicht ungef&hr- 

liche Einrichtnng der Trittbretter, deren relative Höhe, Steilheit and 

geringe Breite die Oefahr eines Fehltritts erhohen, veranlasst wird; 

letzteres gflt um so mehr dann, wenn auf den Trittbrettern infolge des 

starken Luftzuges gefrorene Wassertropfen vorhanden waren. Aber 

gegenftber der strengen Haftpflicht der Eisenbahn mnss von den 
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Keiseiiileii gefurdert werdeu, dass sie die gebotmien und jedeiiuaim 
geläufigen Sicherungsvorkehiuiigen benutzen. Auch fttr einen Mann 
im rfistigen Alter ist es daher ein Gebot der gewöbnliehsten Vonncbt, 
dass er sieh beim Aussteigen wenigstens mit einer Hand an der Griff- 
stange festhUt, zumal wenn er in der anderen Hand ein Gepftcle- 
stftdL trägt 

Nr. 82. Entscli. dos Ohorlandesgerichts Hamburg. 
Vom 19. Juni 1907. 

(Dm Besht XI (19U7) Nr. 14 8. 907 Ziff. ms.) 

§ I Hsflpiil. § 2S4 BW. Dto IImm BetrMMotfiliHlohkeR der EiMibidM kmt» 
legeiQber dem ursäcblichen eigenen Verschulden des Verunglückten nIeH al« ein mit- 
wirkendes Verschulden im Sinne des § 254 BGB. angesehen werden. § 254 BAB» 
findet auf die dem § I HartpflG. unterstellenden Fälle keine Anwendung'). 

Der iu der Entscheidung des Keicli.sgeiicht.s (Hans. Gericlitsztg. 1906 
Beibl. Nr. 156) ausgesprochenen Auttassung, dass ein beim Betrieb 
einer Eisenbahn sich ereignender Unfall niemals allein aut das V'er« 
schulden des Besehädigten als Ursache zurQckgefBhrt werden kOnne, 
sondern stets auch auf der Gefährlichkeit des Eisenbahnbetriebes mit> 
beruht, kann nicht zugestimmt werden und steht im Widerspruch mit 
§ 1 HaftpilG. 

') So auch von demselben Gerichlshofe untinn 22 Pczeinber ]'JÜ2, HlisenbE. XX 
S. 83, erkauut iu Debereinstiuiuiiiug mit der geisauiieu Literaliir, aber im Widerspruch 
mit den Beichsgericbt (s. Bger, Komm. s. HaftpBO. 6. Anfl. 8. 196— 90B, und Watiow 
in dies. ZeitMhr. Bd. XXIV S. 78 Am. 8). 
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Abhandlungen. 
1. 

Ble reebtliche Bedcntung der Verleihung von Htmssenbalinllnlen 

im ZastimmangsTertnige. 

{% 6 des PreoBS. KleinlmhiigesetEes vom 28. Juli 1892.) 

Von Dr. Felix Stterk, 

GehdmeiD Jnstizrat und ordentlichem Professor der Rechte in Greifswald. 

Ans dem umfassenden VVidei-spiel von Zusagen und Forderungen, die im 
Znstimmnngsvertrag ihre Feststellung flndeiit biw die rechtliche Bedentang 
der Verleihung von Strassenhahnllnien nnm Gegenstaad nlherer ünter- 
snchvng gemacht — Im Vordergrund aller dem üntemelimer gemachten 
Zosagmi nnd Kinifmmnn^'on stellt <!!(> p:pnane AnfsUhlnng der ihm «tther- 
lassenen', .{jcwahrten", „einjferäiuiiten" Linien. 

Hier müsseu oAenbar Aufwand und Ersatz der Parteien ilir Gleicligewiclit, 
ilire BUanjBiemng finden. Ohne diese inhaltliche Parität der nngesicherten 
Letotnogen wSre das Interesse der Stadtverwaltang nnerftndlich an der mOg- 
lichsten Sicherung einer für die Strasseamflge X, Y, Z geplanten Verkehrs- 
retjelnng, und ebenso unverständlidi wäre es, warum die werbenden ünter- 
uelimungen j^orade in der Erlangung: dos BenutznngBrechts am öffentlichen 
Wege in bestimmten Stadt- and Vorstadtgebieten das Ziel des beissen 
Bingens erblicken. 

An dieser Stelle Ist ehen die im Gnmdgesdiftft liegende wechselseitige 
iGAterschiehnng"), die Einrllamnng eines Gegenwerts fftr wirtschaftliche 

Wertleistnn? /n siuheii tmd damit also der IQttelponkt der rechtsgeschftftr 
liehen Ahniacliuiifreii iKjider Parteien. 

Dciiiiiacli nniss daran festgehalten wordi n, dass die Stadt ilur< Ii ihren 
Zuhtiiniuungävertiag der ätrassenbahnunternehmung bestimmte Verkehrslinien, 
d. h. hevorsngte Bichtangen in der Bewegung des stidtischen 
Pnbllkams aar Befrledignng nnd damit sngleich aar finanaiellen 
Ansnntznng zuweist. Unter „Linien* im Sinne der Znstimmangsvertriipre 
sind also nicht nnr die dort verzeichneten Strassenzilgc verstanden, sondern 
weit mehr noch das dentUcb hervorgetretene BeförderongsbedUrfnis gewisser 

*) 8. Uenn B. Stampe, Des C9ansa>ProUflm des Zivihndits, lüOL 
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Bev(Uk6nuigsiiiM«eii, die sich erfabrnogsgeinlss in fest erkennbaren Rich- 
tungen inneriielb bestimmter Stadtteile bewegen. 

Indem die Stadtverwaltung; diese Verkelirsanff^ben innerhalb solcher 

Aiifanfrs- nnd Zielpunkte als .Linien" verjribt. kommt sie ihrem riffenrn 
»Irin^renikMi Vt'rwaltun^'sbediirfnif nacli nnd überträft dabei auch dem l iiter- 
nehmen uiciit etwa bluss ein ertraglubes Gebiauciisrecht auf, über oder unter 
dem stidtischen Stranrnnkörper, seadem einen wirtschaftlichen Wert, 
dessen Hobe Toranssichtlicb dem im Verkehrsontemehmen investierten Kapital 
die notwei^ttge Bentitl^lit&t iicheni soll. 

Suchen wir fSr die hier ins Änprc trefasste Erscheinung die Klnstellnng 
unter die massgebenden Kateporien der Heclitslehre zu gewinnen, so ergibt 
sich, dass der ZuHtiminnnpsvertrai: in dem liier beliandelten Teile seines 
mannigfaltigen iuitaltb für das weciiselseitige Verltiiltniü der Parteien einen 
indivldnell charakterisierten Vertrag darstellt, bei dem das Versprechen 
seinen Bestimmnngagrund als integrierenden Bestandteil in sich aufnimmt mit 
der Wirkung, dass nach dem Willen der Parteien der Bestimmungsgrund des 
Versprechens massgebend werden soll, sowohl für die Existenz der Ver- 
l>fliclitunir, die dnreli den Vertrajr hefrründet wird, als fin den Inhalt der 
Leistung, auf die die Verptiielitunp gellt (Windscheid-Kipp, Lehrbuch 
des l^andektenrechts, 8. AuH. Bd. II S. 293). 

Der geschlossene ZusÜmmungsvertrag geh5rt daher zur Klasse deijenigen, 
welche darauf gerichtet sind, ^en Austausch von Leistungen zu bewirken; 
jede der vertragschliessenden Parteien soll für die Leistung, die sie zu 
fordern berechtigt wird, ihrerseits ein Aequivalent in einer eigenen Leistung 
zu geben, verpfliclitet sein. Der Satz würde daher eine Banalitüt einschliessen, 
wenn wir sajren wollten, die Strasseiilialin hat keineswegs sich ilnich ab- 
stiakten Vertrag zu , Verkehrsbewältigung verpflichtet und sicli su abstrakt 
In den Dienst der stftdtlsehen Verwaltnngsaufgabe gestellt. Hier wirkt d«r 
Zustimmnngsvertrag eben regulatorisch, aasgleichend fOr die beiderseitigen 
Leistungen. Die Stadt gewHhrt dem Personenverkehr innerhalb ihres Bereichs 
nnd ihrer nachbarlichen Bezirke durcli eine bestiramte Form des Transport- 
systems die niclit zu veiweigernde Bedürfnisbefriedigung; sie gibt ihre Zu- 
stiuiuiung. dass der gewöhnliche „öffentliche Weg" durch die Veranstaltungen 
einer privaten, auf Gewinn berechneten Unternehmung zu einem „gehobenen 
Verkehrsweg* umgewandelt werde. 

Fir diese Sicherung des Verkehrsbedttrfnisses in technisch 
gehobener und rechtlich geordneter Form gewährt die Stadtver- 
waltnng der Unternelnnerin die Ertrafjskraft des Personen- nnd 
Güterverkehrs in örtlich trenan umschriebenen Bezirken. Die 
Strassenhahngesell schalt empfängt als Uegenleistung etwa eine „KuinLschaft" 
in bestimmten verkehrsreichen Gegenden; dem Znstimmnngsvertrag fällt also 
die Aufigabe zu, wie dies zutreffend bezeichnet worden ist, ,Ol|fekt und Art 
der in concreto gewollten Güterschiebung, also den wirtsdiarfUichen Geaamt- 
erfolg, der gewollt wird, festzustellen" (Stampe a. a. 0. S. 24). 
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Ueber die Bedeutung der Caoaa fftr die Leiire vom Bechtegesolitfb, — 
dessen Anwendungsgebiet aodi im Verwaltongsrecht erst die Arbeiten von 

Laband, 0. Mayer, v. Sarwey, Tezner u. a. sdiUrfer erkennbar frcmacht 
haben. — hat sich erst in der den praktischen Fordernnfren des Lehens 
enipt'änplichertn neueren Kechtslehre alliuiShliiro Kliniiiir und Ueberein- 
stimniung eingestellt. Eine knappe Fassung für die uns liier beschiittipenden 
Fälle der die eigene Vermügeassphäre des kontrahierenden Teils belastenden 
WillenserkllU^ngen ist jüngst ia der wehl xntrelfenden Fermel gegeben 
worden: , Solehe vermSgensmindemde WiUenaerklftnmgen nimmt mnn nicht 
um ihrer selbst willen vor, sondern um eines anderen Grundes oder Zweckes 
willen, der durch sie erreicht werdea soll. Die rechtliche Absidit. den 
Zweck, den Jemand durch die .\bf?abe einer sein Vermögen mindernden Er- 
klärung erreichen will, nennen wir Causa (im subjektiven 8inne)" ^). 

Stellen wir den Znstimmangsvertrag and seine Juristische Bewertung in 
die Richtung dieses Gedsnltenganges ein, so er^bt eich, daae sein redita- 
gescldUllieher Elfelct für die Stnweenbahn, als Yertnigdnmtrahentin, nidit in 
einer allgemeinen Gestattnng des Betriebes auf städtischem Boden liegt, 
sondern in der ihr eingeräumten Speziesleistung bestimmter Kichtungen 
des grussstildtischen Personenverkehrs. Dieses Aequivalent für die von ihr 
Ubemummene, durch alle Mittel der modernen V'erkehrstechnik sichergestellte 
Befrlediguug der grossstldtiiehen Maanabewegung kann weder als »Bann- 
recht' noch als .Monopol* beaeiehnet werden. Einem solchen Spiel mit 
Worten fehlt jedes ernste nnd wissenschaftliche Fnndament. 

Weder die Stadtverwaltang hat Machtliefngnis and Bedarf nach Ein- 
rHamnng eines solchen den ganzen Wohnbezirk ausschliesslich erfassenden 
jMonopoP-Botriobes, muli die I ntcrnehmerin , die sich dadurch einer Snnime 
von Aufgaben und Ptlichteu gegenüber gesteilt sähe, zu deren Erfüllung ihre 
Kraft und Bestimmnng nicht anirdehten. Bs liegt aber in der Natnr der 
Dinge, daes efaie Einrichtung von so komplisierter Art, wie es eine anage- 
dehnte Balinanlage mitten im Wohngebiete einer Riesenstadt notwendig ist, 
im Angenblicke Ihrer Anfrichtung das ihr innewohnende Beharrungsver- 
mögen und die Erhaltungstendenz bei ihrer juristischen Begrün- 
dung zur Geltung bringen inuss. r)ips(' ans dein innersten Wesen der zu 
schaffenden Lebenseinrichtuug notweudig tliessendeu Bestandsnormen als 
— Honopolanspmch an bezeichnen, ist theoretisch el>en8o vericdirt, wie 
praktisch irreführend, weil die Anebedingnng jeder spesifischen Oegen- 
leistnng diesei den Charakter der »Ansschliesslidikeit" anfdiückt. ohne dass 
deshalb di( jiu istischen and wirtschaftUehea BegrifismerluDale des Monopols 
Anwendung finden könnten. 

Die andere Auffassung kommt der Wirklichkeit um vieles niiher, die mit 
Gleim davon aasgeht, dass der Kleinbaimanteraehmer die Eisenbahn auf 
Omnd des staatlichen Hoheitsrecbtes baut nnd betreibt, aber im eigenen 
Namen nnd fflr eigene Rechnung. .Er fibt daher das Hoheiterecht nicht für 



') Enneccerus-Lebmauu, Das Bürgerliche Kecbt Bd. I S. 240. 
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den Staat alt dessen Mandatar aus, vielmehr ist Uun die Befuinüs nur Ans» 
flbnng desselben zu eipronem Rechte verliehen" 

Diese in der Poleinik ppt'oii das deutsclie Kleinbahnwesen immer wieder- 
kehrende Annaliuie, dafss die {renelimiprte Kleinbahn Monopol-Ansprüche erhebe, 
macht sich eben des wesentlichen Verseheus schuldig, dass der rechts- 
gesebäftliclie Teil jedes ZaBfeinmnngeTertrages den gewollten 
rechtlichen Effekt nicht von der nnentbehrliehen VoransBetsnng 
des vermögensrechtlichen Gleichgewichts swischen Leistung nnd 
Gegenleistung: trennen kann. 

Diese liegt aber nach Sinn und W'nitlaut eines jeden Znstimuninj^sver- 
trages in der Einräumung eines ausschiiesslichen Linienbetriebes. 
Diese juristische Erwägung' wird durch ein zweites ausschlaggebendes Moment 
logisch nnabweisbar. Die der Kleinbahn in Znstfanmnng nnd Genehmignng 
anfeilegte, öffentlich rechtliche Betriebepflicht ist im System unserer privat- 
rechtlichen Wiitschaftsordnun;? nur denkbar unter der Voraassetzung: einer 
fresicherten Krtragskraft des erworbenen Liniensystems. Diese in 
die \'('ruiöt.'ensspliäre der werbenden ünternehmunfr zu bringen, ist das 
rechtsgeschäftliche Ziel des kleinbahngesetzlichen Zustimmungs- 
vertrages. 

Unsere deutsche Sprache hat in ihrem reichen Sprachscbats keine vSllig 
Mitsprechende Wiedergabe des flunuBidschen Wortes: exploitation. Die 

deutschon Ansdriicke: „Ausnutzung", gAnsbentung" haben einen sittlich ent- 
wertenden Heigeschmack, der die Anwendung auf die normalen Erscheinungen 
unseres Wirtschaftslebens hindert. Nacli dem Dictionaire Francais von T^ittre 
bedeutet exploiter: faire valuir, tirer le produit, und das ist in der 
Tat der rechtliche Zweck des Vorgangs, der in der Zuweunng einer Stressen- 
buhnUnie sowohl auf selten des Gebers (Stadt, WegeunterhaltnngspIlichÜge) 
wie des Empfängers (Strassenhahn) gelegen ist. 

Löste sich der juristische (Tohalt des Vertragsverhftitlllsses wirfclidi in 
Parteionabsiclit auf. städtischen Boden zur Gleiseinlegunp- r.n mieten nnd 
solchen an die Strassenhahn zu vermieten, su w.'tre es sclilciliterdings völlig 
unverständlich, warum Stadt und Bahn gerade solche StrassenzUge und Stadt- 
teile auswihlten, in denen der Onrchfühmng des Unternehmens das denkbar 
grteste Mass von Hemmnissen, von technischen Störungen, llnanxiellen Ge- 
fahren usw. entgegenstehen. Warum legt die Stadt so grosse Bedeutung 
gerade auf die Belegung der frequentesten Quartiere mit Strassenbahnen, 
nnd warum verschiebt sie deren Trace nicht in abgelegene, stille Winkel, die 
abseits vom betriebe des Bevölkernncsstnims liegen? 

Antwort: Weil sie hier ihrer eigenen Verwaltungsaufgabe nachkommt, 
indem sie iu den verkehrsreichsten StrassenzUgen über das gesetzliche 
Minimalmass der Wegebaulast kraft freien Entschlusses hinausgeht, um 



') (ileim, Das Recht der Eiscnbabueu iu Preussen. l. Bd. Das Eisenbabnbaa- 
reeht Beriia 1886» 8. 74 ff. 
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dort für das n^ktelgerte Verkehnibedfirfiiis ein leiBtnngaffthigeB Mittel der 

Verkelirsbewiiltipnntr sicher zu stellen. 

I'ikI die .Strassenbalinen ? Warnin driii!:rn sie mit allon Kriiften darauf, 
dass die städtisclu' VcrwaltiniL'- iluicii die v» rkelirsreielistcii Str;issfnzii<rt' zum 
geschäftlichen Betriebe iibtrwei.sf , obwoid hier gerade bei Benutzung des 
Strassenkörpers, bei Pflasterung and ümpflastemng, Legnng der Schienen, 
Beilügiing des Straasendamms, durch Hänfung von ünflUlen nnd StOnmgen, 
Abnatmng d«r Schienen dnrcb den ttbrigen Wagenverkehr nsw. nsw. dne 
Fülle von Nachteilen in sicherer Aussirlif steht, die bei anderer Traclemng 
der Bahn prewiss vermieden oder wesentlich gemindert würden? 

Auch liier die Antwort: Weil die Bahn nur durch die Ueberweisung 
der Verketu'i^befriedigung inueriiulb dieser Strahlen und Stadtbezirke, zwischen 
dm Endpunkten A und B den notwendigen Ertrag ihres grossen liostspieligen 
Unternehmens erwarten kann. Ihre gesamte geschAftllche Kallralation beruht 
anf der berechtigten Erwartung, dass Ihr der rege Verkehr dieser Gegend 
cum gewerbsmässigen Betriebe fiberlassen wird. Bei der Planfeststellang für 
da.s frp«!amte Liniennetz spielt die Verwertung dieser Linien mit der Massirabe 
die ausschlaj^gebende Rolle, d;iss die Linien X. Y. Z mit geringerer und 
geringster Uewinnchance nur dann mit in den Plan aufgenummen werden 
konnten, wenn die hier zu gewärtigenden AusflUle oder rechnnugsgemftssen 
HIndereinnabmen durch den üeberschnss der angesicherten Hanpilinien ge- 
tragen und gedeckt werden können. 

Also hier wie dort handelt es sich keineswegs im Zweck der VertragS- 
abmachnng um den Gebrauch von Stadt oder Kreis gehörip:em Boden. Dieser 
maff der rnternehmung auf oder unter der PHasterdecke oder im Luft- 
raum eingeräumt werden, — da» räumliche Moment spielt nur die Rolle des 
Mittels. Der ZwscIl bleibt ffir beide Teile Verkehrsbewftltignng in 
bestimmten Beairken des städtischen Lebens: für die Gemeinde in der 
Absicht der Erfällnng einer nnabweislichen Verwaltnngsanfgabe , — für die 
Stra8,senbahnnnteniehmun'j: -/.wv Quelle wirtsrliaftUdH-n Krtrages. Dort wurzelt 
das Unternehmen im Verwalninpsrecht der autunonien Gemeinde, — hier 
findet es Inhalt und Richtung durch den Nurmenkomplex des Privatrechts, 
speziell des Vermögensrechts. Immer jedoch anter weitgehender Kontrolle 
und ^Wirkung des Sffentlichen Rechts, das auch in der Privatrechts- 
aphilre das Unternehmen durch Betriebspflii^t, Feststellung des Fahrplans, 
des Fahrpreises, Aenderung der Trace etc., schweren BeschrSnlcBngen und 
Belastungen unterwirft. 
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9. 

Der Elnfluss des § 254 dos Biirs^orliclieii Gesetzbaehs auf die 

Elsen ball ii huf tpiliclit. 

Vnu Dr. Fritz Wustow, 
Rechtsanwalt and Syndikus Yereinn ileutscher Strasseabalui- and 
Kleiubaliu-\ erwaltungeu in Berlin. 

Bi8 zum Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches wnrde der Betriebs- 
nntemehnier von der Haftitfliclit refrelinUssitr völlii: tVtn, falls er nachwies, 
dass der Unfall in (teniilssheit der vurj^telifuden Darlefiungen urKilchlich 
zuriickzQfUhren war auf ein Verschulden de» Verletzten. Nur in einem Falle, 
nftmlicb wenn gleichzeitig ein Verschnlden des Betriebfinnternebmera oder 
seiner Angestellten yorlag und zur Herbeifübrnng des Unfalles mitgewirlct 
liatte, konnte trotz ögenen Versebnldeni des Verletzten die Haftpiliebt des 
Unternehmers festg:este11t werden. Tn diesem Falle war nümlich abznw&gen, 
welches von beiden Verschulden überwieireiid doii Unfall verursacht habe; 
nur wenn das Verscliulden des Verletzten überwos'. war der Betriebsunter- 
nebmer von der Huftptiicht befreit, während er bei überwiegendem VerscUulüen 
anf seiner Sdte oder waf selten seiner Leute and aadi bei gleich stariter 
ICitwirlnumr der beiden Verschnlden in voller HQhe fQr haftpfliefatlg beAinden 
wurde'). 

Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches hat sich diese 
Rechtshi^'e weseTitlich peilndert. Das Reicb}»«?ericht erachtet in Ntiunliircr 
KerlitsintMiniii^^ den § 254 .\bs. 1 BGB. auch für das Kechtsgebiet des Keichs- 
liatLptiichtifesotzes für anwendbar^. 



>) Bger, RefcbabsftplHehtgesets 6. Aall. 8. 189 ff. vnd die dort angesograen Er- 
kenntnisse. 

») RG. V. 24. 11.02, Entsrli i Zivils Bd ö."? S. 7.'). EisenbE. Bd ly 8. 344 : vtrl 
ferner die in den nächstfolgenden Anmurkungen zitierten Entscheid, a. Eger, Reiclis- 
haftpflichtgescts 6. Avil. 8. 196 ff. Gegen diese Annahme des Beldisgeriehti bat sidt 
jedodi fast die gesamte LIteratar erklftrt, insbesondere Planck, Konam. z. BGB. Bd. 6 
Xr. 7 zu Art. 42 EG ; Aron, EisenbE XIV S. 190; v. Rutz, Blätt f. Rechtsanw. 
Bd. 04 S. 91, 92; Mugdan, Mater. I S. 129, 130; Eger, Komm. z. HaftpflG. 0. Auti. 
S.199ff.; Reindl, Komm. z. HaftpflG. 1901 8.81; Zachariae-Dr cjer §444 Anm.II; 
T. KönigslSv. UnsnUssigkeit der Sebadensteilang gemlas % 954 BGB. In dmi FUIen 
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i; 2;j4 Abs. 1 piitliillt finc vun den im allireiiu'iiif n Teil dor Stliuldver- 
bältninse dt's Hiii'^filifiu'n Ciesetzbuclis für die Leistung' von SdiadeiiseisHtz 
aufgestellten Regeln. Er lautet: ;,Hat bei der Entstehung des Schaden» ein 
Vetsehuldeii des BeMhttdigten mitgewirkt, so hftagt die VerpfHehtmig zum 
ErsfttiBe, sowie der Umfang des zu leistenden Ersatses von den ümstilnden, 
insliesdndere davon ab. inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen 
oder drill anderen Teile vernrBarht worden ist". DIp Anwendung' dieser Be- 
stiniiiinng auf das Gebiet des Reiclishaftittliclitu'i setzes liat die weittragendsten 
Folgen. § 254 bezieht sich ganz allgemein auf Fälle, in denen jemand 
einem anderen znm SctiadensersatKe verpflichtet ist; er beti'ifft also auch 
Fülle, wo die Ersatzpflidit nicht avf einem Versebniden des Ersatzpflichtigen, 
sondern anf anderen Momenten — z. B. ht\m Tierlialter anf der OeflUurllch- 
keit der Tiere etc. — beruht. Wenn in diesen FftUen gemSss § 264 abge- 
wogen werden s(dl , inwieweit drr Schaden vorwiegend von dem einen oder 
dem anderen Teile verursadit worden ist, m ist zu prüfen, wie stark das 
eigene Verschulden des Beschädigten einertseits und die nach dem Willen des 
Gesetzgelters die Ersatzpllieht begrlndenden ünmUbide anderseits vergliclien 
miteinander snr Herbdrähmng des Schadens vrsftdilicli mitgewirkt haben. 
Daneben sind die sonstigen begleitenden Umstftnde an bm^ckslditigeB, wobei 
insbesondere in Betracht zu ziehen sein würde, ob das Verschulden des Ver- 
letzten in Vorrat/., grobem oder nur leirliteni Versehen bestunden hat, .Je 
nach dein F>ri.'(liiiis dieser vergleichenden l'riifuiiLr ist dann zu entscheiden, 
ob überhaupt eine \'erpflichtung zum Ersatz angesichts des Verschuldens des 
Beschädigten billigerweise aaeikaont werden dOrfe, nnd falls dies na bcjalien 
Ist, ob der ganxe Schaden oder welcher Bmchteil desselben dem Bescbftdlgten 
so ersetzen ist. 

Bei Anwendung dieser aus § 254 folgenden Grundsiltze ist das Reichs- 
gericht zu folgenden Ergebnissen gelangt. Da ein I nfall „bei dem Betriebe 
einer EisenV^alin" nnr dann vorliegt, wenn derselbe in dem Betriebe selbst 
seine Ursache tindet, so kann ein eigenes Verschulden des Verletzten über- 
banjpt nur als mitwirkende, niemals aber als alleinige Ursache In Betaidit 
kommen. Darans. folgt, dass in Jedem einzelnen Falle, in dem eine Verletzung 
im Betriebe einer Eisenbahn in ursächlichem Zasammenhange mit einem 
eigenen Verschulden des Verletzten festgestellt wird, in eine Prüfung nach 
Massgabe des 254 B(I]?. eincretreten werden mns's't Es ist also dann 
stets die Frage, ob Uaftpilicht überhaupt vorliegt, und in welchem Umfange 

des BüaftpiiCt. I»ü5i v. Weinrich, Haftpflicht S.87; Lass u. Maier, Haftpflicbt- 
reobt etc. 2. Aofl. S. 99; Biesenfeld, Das besondere Haftpfliditredit etc. S. 266. Aach 

das OLG. Hamburg in d. Ent.sdi. v 22 12. 19()2, EiscnbE. XX S. 33 und v. 19.6. 
1907, Mas Kf'cbt XI S iK)7 und EiscnbE, XXIV S, 72. Abweichend nur Schier- 
linger, ül. i. Uecbtsanw. lid. 7U Nr. 4, u. (iottscbalk, Das mitwirkende Verscbulden 
ete., Berlin 1903. 

0 BO. r. 19. 10. 08, JW. Bd. 82 Beil. S. 186 nnd Bgera EisenbB. Bd. 20 S. 866; 
BG. V. 28. ö. 0.% JW. fid. 82 Bell. 8. 101 nnd Egen EisenbE. Bd. 20 S. 178. 
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<ler tntstandene .Schaden 7A\ eisptzcn ist. nach den besonderen Umstilnden des 
Eiiizi'ltalles jtn entscheiden; insbesondere liierbei darauf IJiicksicht zu 
neliniPii, inwieweit die Unist.'lnde, weicht' für don Gesetzgeber zur Statuieruuu: 
der Eräutzpilicht aus § 1 des ReichBiiaftptlichtgesetzes geführt haben, d. h. 
die dem Eisenbahnbetriebe eigentttmliche Gefährliclilceit nnd inviewdt du 
eigene Vencholden des Verletzten den Schaden vemnaclit hat*). Bei dieser 
ÄbwSgnng kommen als Momente, dnreh die die Betriebsgefahr erhöht wird, 
insbesondere ein etwa mitwirkendes Verscbnlden des Betriebsnnternehnier» 
oder seiner Angestellten, untrünsti<re Witterunfrsverhaitnisse, scliwicriiro öit- 
liclic Verhaltnisse n. a. in Hetraclit, wiilirfiid auf .selten des Verletzten der 
Urad de» Vcrschuldeuti eine wesentliche Rolle spielt. 

WAhrend also naeh der Reehtsqirecbong vor 1900 der Unternehmer 
stets ganz frei wnrde, wenn ein Unfall durch Verschulden des Verletzten 
herbdgeflihrt wurde, oline dass ein Verscbnlden des Unternehmers oder seiner 
Angestellten mitwirkte-), hat der Unternehmer auch in diesem Falle nach 
der neueren RechtsjjreclHinir rcprclmässip: weniirstens einen Brurliteil des ent- 
standenen Schadens zu tiufifii. Nur dami wird er von der Haftuii«; «ranz 
frei, wenn das eigene Verschulden des Verletzten so überwiegend die Ursache 
des Unfalles bildet, dass die Betriebsgefahr als Ursache vSllig in den Hinter» 
grnnd tritt*). Umgekehrt hat er den ganzen Schaden trotz völliger Scbnldlosig- 
keit auf selten des Bahnbetriebs zn tragen, wenn das eigene Verschulden des 
Verletzten im Vergleich zur Betriebsgefahr als Unfallsursacbe von völlig 
untergeordneter Bedeutung ist. 



») KU. V. 5. 2. Ü3, .IW. Bd. 32 157, DJZ. 11K)3 S. 177; KG. v. 12 3 OS, 
Egers BisenbE. Bd. 20 8.150; Rd. v. 90.4 08, JW. Bd. 39 Beil. 8.76: RG.v.^aß.OS, 

ebd. Beil. S. 101 und E^crs EisenbE. Bd 20 S 178; KG. v. ll f,. O:?. .IW. Bd. 32 Beil. 
S. »2 und Ekits EisenbE. Bd. 20 S 17.'); H(i. v. 22. 6 OH. .IW. Bd. H2 IVil. S 92 und 
Egcra EisenbE. Bd. 20 S. 179: v. ö. lU. 03, JW. Bd. 32 Beil. S. 121; KG. v. 
19. 10 03, ebd. BeiL 8. 186 und Egers EisenbE. Bd. 80 8. 266; RU. v. 2. 11. 03, Seafferts 
Archiv Bd. fiO 8. 224 und Egers Ei^ßubE. Bd.21 8. 14; R». v. 9. 1 1 08, Entsch. L Zivils. 
Bd. 56 S. 154. .nV. Bd. 32 Beil. S. IHß und Egers EisenbE. Bd. 20 S. 263; RfJ. v. 
3 12. 03, JW. l!d :« S. 87 und Eger.s EisenbE, Bii 20 S. 3^3; Rü. v. 14. 4 04. JW. 
Bd. 33 S. 287 und Egers EisenbE. Bd. 21 S. 6Ü; KG. v. 27. 10 04, JW. Bd. 34 8. 15; 
RU. V. 1. 12. 04, JW. Bd. 34 8. 77. 

») KG. V. 19. 10. 0:\. .1 W Bd. 32 Beil. S. 136 und Egers EisenbE. Bd. 20 S. 236. 

*) na. T. 11. 6 03, JW. Bd. 32 BeU. S. 92 und Egers KisenbK. Bd. 20 S. 17ö. 
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8. 

Der strafi'cchtliclie Scliiit/ (l<>r Klsi iibahiifulirkarteuiiutoinaten'). 

Von Dr. H. Compter, 
QerichtsassesBor in Apolda (^Thüriugeu). 

ni. Kaiiii die widerrechtliche Benvtxmiflr eines Aatomaten als 
schwerer Diebstahl im Sinne des § 243 StGB, bestraft werden? 

Difsp luehrfadi aufgeworfene Frage ist nieist, uii«l zwar mit Recht, ver- 
neint wnniiu-). Srliwcrer Diobstalil würde mir aiiucnuuiim'ii werden können, 
wenn Zill. 2 oder 3 des § 243 StGB, anwendbar wären. Hier wird Dieb- 
stahl mit Zachthausstrafe bedroht, wenn . . . 

2. ans einem Üebünde oder umschlossenen Baome mittels Elnbmchs, Ein- 
steigen» oder Erbrecliens von Behältnissen gestohlim wird, oder 

3. der Diebstaid dadurch bewirkt wird, dass znr EröfFnnng eines Gebiludes 
oder der Zugihiirp eines umschlossenen Kaiimes oder zur Krdffnuntr der 
im Innern befindlidien Türen oder Bdialtnisst' falsche Schlüssel oder 
andere zur ordnnngsmässigen Erüfi'nuug niclit bestimmte Werlczeuge an- 
gewendet werden. 

Gegen die Anwendbarlceit von Ziffer 2 sprechen mehrere Grftnde. Da 

als emhwerendes Moment in Betracht kommt, dass aus oincni Gebäude oder 
uniJ^<li!nssf'noii Räume gestohlen wird, so fallen solche Fälle, wo die Anto- 
inatt'n auf Strassen, Plätzen und Dun li<riUigen aufgestellt sind, schon nicht 
nnter die angeführte Ziff. 2, Weiter kann von „Einbrucli" nicht gesprochen 
werden, wenn der Automat durch Einwerfen von Bleistttcken, Knüpfen usw. 
in Funktion gwetit wird, da Einbrach die gewaltsame mit Yerletsung der 
Sachmbstans verbundene Beseitigung der Hindemisse ist*). Schliesslich ist 
awar der Automat ein Behnitnis. von „Erbrechen" dieses Beh.'iltnisses kann 
aber keine Rede sein. Selbst mit Jülfe der Hegrift'sbestimmung Dindings*), 
der unter Hrlirechen jede anormale Autliebung des Verschlusses versteht, ist 
der Automateudiebstahl nicht unter ZiH. 2 des § 243 zu subsumieren. Wenn 
nftmlicb auch, «rein juristisch genommen, die ErOffkinng eines Automaten 
mittels eines Surrogates statt eines Zehnpfennigstfickes, weil unerianbt^ 

') S. den entm Artikel (Absch. I u. II) ttber diesen Oegenstsnd Bd. XXm & aosif. 

diej*. Zeitschr. 

*) s. B. Olabanaen, Komm. s. SttiB., 0. Aufl. 1901, Bd< II S. 901 Note 33 n. 35; 
Meyer, Ldnrbneh desdeutseheB Stnfrechts, 6. Aufl. 1896, S. 661 Anm. 88; Sehiller, 
BechtaverhältnisBe des Automaten, Zürich 1898, S. m, Hl . Secfcel a. ». 0. 8. 22 ff. 

") Frank a. a. <). S. 323; v. Liszt n, a O. S. IM 

*) Lolirbu. !i ili's i^M'iueinen ileiifsrlH«n Straf rechte*. IHyCi, .S. 160. 

Ggar, Klüoubaliarecütlicbe KDUclieiUuageu XXIV. 6 
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anormal ist, so int doch das „Erbreeben* bdn Jaristiscber, sondern ein 

technisclier Betriff. Eine aninnialt' Kröffnang des Versclilnsses ist daher eine 
Bolche, dit' den trcwühiiliolicii \'f rliältnissen tPcliniHcli widerspriclit, wie z. B. 
Loslösen einer Sdiraube nsw. 'Pedmiscli ist es aber fjerade so normal, wenn 
der VerscbluBs mittels eines Bleistücks wie mittels eines ZehnpfennigstUckes 
geOlbet wird" 

Für Ziffer 3 des § 243 StßB. güt nnftcbst dasselbe wie für Ziff. 2: 
ihre AnwMiditiig wflrde anf FUle besehrtbikt sein, wo der Äntomat in einem 

Gebäude oder doch wenigstens in einem umschlossenen Räume aufgestellf ist. 
Zwei Scin iftsf eller ^) »^ind in der Tat iler ^l^'inl^lL^ ilass in diesen Füllen der 
Automateniliehstahl als srliwerer Diebstahl bestnilt wcnicii könne, weil Blei- 
stücke, Knüpfe usw., die statt der (reldstücke iu den Automaten eingeworfen 
werden, als flhlselie Sehlttmel oder and«re snr ordnungunässigen ErMhnng 
lüeht bestimmte Werkzeage ansnsehen seien. Dieser Ansicht ist entgegenza- 
halten: Bas Behältnis des Automaten wird bei dieser Art missbrünohlicher 
Benatcang gar nicht , eröffnet", denn es entsteht keine Oeffnnng, durch die 
man nngehindert, z.B. mit der Hand oder einem lan(^en Haken, an den Inhalt 
des Apiiarates irelan^reii könnte. OctVneii lieisst aufmachen. Vnn Oeftnen 
kann daher nur die Rede sein, wo etwas umschliesseudes derart getrennt, 
anselnandergedrftckt, — geschoben, zerrissen oder sonstwie aufgemacht wird, 
dass das hinter der Umsehliessnng Befindliche offen liegt. Belm Antomaten« 
diebstahl ist das nicht der Fall. Der Mechanismus ist nnr so konstruiert, 
dass ein schon vorhandener Spalt, der in der Ruhelage versperrt ist, wilhrend 
der Automat in Ganjr gesetzt wird, für einen Auijenblick von der Sperrnn>r 
frei wird, .so dass die Fahrkarte liindurclif,''leiten kann. Dieses zeitweilige 
Anslöseu der Sperrung kann man also schwerlich ein ,ErütVueu~ nennen, ohne 
diesem Begriffe eine Auslegung zu geben, die der Gesetzgeber nicht im 
Sinne gehabt lut. Auch ist Ja die mechanische Sperrung kein Verschluss, 
denn sie bezweckt nicht die Sicherung eines Gutes wie ein Schloss, sondern 
gerade die — wenn auch nur stückweise — Abgabe der Fahrkarten an jeden, 
der die Sperrung auslöst. Schliesslich dürfte der Gesetzgeber mit „falsclien 
Schlüsseln oder anderen zur ordnungsmiissigen Erötlnung nicht bestimniten 
Werkzeugen" wohl an Werkzeuge gedacht haben, die zur nicht urdnuug»- 
mftssigeu Erttfbnng n. dgl. bestimmt sind, wie Dietriche, Haken, nicht aber an 
GeldraAnzen sowie deren Surrogate, also Sachen, die ihrer Bestimmung nach 
Oberhaupt nicht als Werkzeuge dienen''). 

Diese .Ansicht veitritt andi da.s Reichsgericht in der Ent.scheidung 
vom 13./ 20. Dezember 1900^), wo es in den Entscbeidungsgrüudeu folgender- 

>) Sockel a. a. 0. S. 23 

^ Lisst a. a. 0. 8. 486 nnd Brie], Der Automateominbrauch und mine 

Charakterisierung als Delikt nach tleui Bdebsstiafgesetsbueb, Berlfai 1808, 8. 87 ff. 

■) So ancb Seckel a. a. 0. S. 25. 

*) Abgedruckt in den Entscheid, des BG. in Straf s. Bd. 34 ff. und iu der DJZ. 
1901 8. 306. 
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masgen hei!>Bt: „. . . Um auf dii* vom Eigentümer des Automaten beabsich- 
tijrtp Woisp in dvn Besitz einer der darin belindlielien Schokoladentafeln zu 
trelanjxi'ii , hat man den Versohlnss des liehiiltnisses <rar nicht anzutasten, 
letzteres gar nicht zu erötlnen. sondern es nuiss lediglich durch den Einwurf 
der Münze der innere Senknieclianismas herabgpedrückt werden, was zur Folge 
hatf das» durch eine schon voriiMideiie OelAm»? der heranesiiholeiide Gegen- 
etaad hindnrehAUt. Allerdings ist nsngeben, dass in gewissem Sinne anch 
hier ein „Eröffnen" stattfinden muss, ohne das ja das Herausfallen des 
(Jegenstandes nicht denkbar wäre, und dass das mechanische Tfilfsmittel, das 
den .Mechanismus zu dem gewollten Zweck in (Vanjr setzt, sehr wohl als ein 
Werkzeug bezeichnet werden kann. Imles würde man sich der ausdehnenden 
Interpretalten eines Strafgesetzes schnldig machen, wollte man aach liier einen 
.Verschluss* und ein .Eröffnen' im Sinne des § 243 Nr. 8 StGB, aanebmen. 
Denn nicht ein Oeffnen des Tow^oBsenen Bdbiltars (der ja Terschlossen 
bleibt), sondern die zeitweise Hebang einer den Anstritt ans der dazu be- 
stimmten Oeffnunp hindernden Sperrunsr wird bewirkt, indem durch den Ein- 
wurf auf den Meciianisimis ■icilrückt wird. Das Schloss des Automaten soll 
ferner das darin belindliche Out vor unberechtigtem Zugreifen sichern, der 
Mechanismns hingegen soll das nicht, sondern er soll den Antomaten 
gewissermassen sam Verlcftnfer machen ^ der gegen Empfang des Preises die 
Ware übergibt. Und nicht ein nnr in den HKnden des Eigentümers oder 
de.s Berechtigten befindlicher Schlüssel ist hier zum Einjfrifl" in <ias innere 
des verschlossenen Beliiilters bestimmt, sondern eine Geldniünze, wie sie in 
zahlloser Menge vorlianden ist und sich in jedermanns ilanil Itetindet; während 
also der § 243 Nr. 3 SttiB.s, wenn er von dem Erütinen eines Beliältnisses 
mittels falscher Sclüflssel nsw. spricht, nnr an ein Verschlnssmittel denken 
luuu, das bei ordnnngsmRssiger Oeffbong ausschliesslich durch ein eigens 
hieran Terfertigtes Werkzeug von aussen zn Offnen ist, kann doch hier- 
Von dann nicht die Rede sein, wenn Jedermann sieb nur einer seiner Geld- 
miin/en y.u bedient ii braucht, um o rd n un ^'Sire m ä ss Zutritt /.um Inhalt des 
Autoniateii zu erhalten. Alle diese Erwägungen aber lassen es als ausge- 
schlossen erscheinen, den § 243 Nr. 3 StGB.s auf den sogenannten Attte- 
matendiehetahl in Anwendung su bringen . . .* 

Wir haben bei unserer Betrachtung bisher nur den FMl berttekslchtigt, 
dass der Dieb, um die Fahrkarte herauszuholen, ein Bleistttck eder dgl. 
einwirft. Es ist aber auch iiiriL'lith und tatsächlich schon versucht worden, 
das llerau.sgleiten des .Automateiiinhalts dadurch zu bewirken, dass mit einem 
Taschenmesser oder einem ähulicheu Werkzeuge die Sperruug des Mechanis- 
mus — gewObnlieh eine F^si* -~ surfickgebogen wurde. Dieser FMl 
bietet nichts Besonderes fir die Beurteilung, ob § 248 Ziff. 3 StGB, anwend- 
bar ist, da aneh Meibei kein Verschluss des Antomaten im gesetslichen 
Sinne geöffnet wird. Audi in diesem Falle hat das Reichsgericht in einem 
neuerdings wgangeami Urteil ') das Vorliegen des schweren Diebstahls verneint. 

0 vom 11. Desenher 1906 hn ,fieeht« 1907 S. 71 Nr. 109. 

6* 
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Nach aUedem ist die Frage, ob der Antomatendiebstahl avch nach § 243 

SUtB. strafbar sei, zn verneinen. 

IV. Lässt sich auf den gedacliteu Tatbestand § 303 StGB. 

anwenden? 

Seckel hat die Frage, ub man vielleicht in der widerrechtlichen Be- 
aitanng eine« Automaten die nach § 808 StGB, strafbare Sachbesehädigang 
erblicken kOnne, mit Recht verneint^). Wollte man annehmen, dass dnrch 
Jede Benutzung der Mechanisuuis des Autnniaten abgenutzt, mithin besdiädigt 

werde, dann läge folgericlitip in jedem Falle von Gebtanclisanniassnng- Sach- 
bescliHiligung vor. Dan wiüc denn liotli eine Konstniktiun , die gepon ilen 
Sinn des § B03 SKtH. fringe. Aber wollte man selbst eine EiuwirkiuiK auf 
den Stuft des Apparates als vorliegend ansehen — merkbar wUrde sie erst 
nach sehr oft wiederholter Benntanng des Automaten sein — , dann würde es 
in dm meisten Fällen sehr schwierig oder ansgeschlossen sein, beim Tftter 
den Vorsatz der Beschidignng festsnstellen. Sachbeschädigung ist deshalb 
nicht anzunehmen. 

V. Kann die Verwertung der misshrauehlicli erworbenen Karten 
als Urkundenfiilschuug, §i; 267 ff. StGB., autgetasst werden? 

Bei Legitimationspapierantoroaten aU der Antomatengattung, die Urkunden 
abgibt, wire UrknndenfUschnng immerldn denkbar. Bei lUssbraaeh von 
Fahrkarten- und Bahnsteiglcartenantomaten sind aber die §§ 267 ff. StGB, 
nicht anwendbar, weil die verabreichten Karten echte Urkunden sind, auch 
wenn der Tnliaber sie gestohlen hat, nnd weil der Dieb eine Veränderunu; 
weder an dem Papier noch an der anfgednu kten Krkläning vornimmt, weil 
er also weder von einer verfälschten oder lillsciilich angefertigten Urkunde 
Gebrauch macht, nodi dem Paider durch Ansfüllung Urknndenlidmlt gibt. 

VI. Macht sich derjenige, welcher ans dem Automaten eine 
Fahr- oder Bahnsteigkarte entwendet, des Vergehens gegen % 133 
StGB, schvldig? 

Da die irenannten Karten öftViitliclie Leo:iliniatiims|)a|Mere .sind, ist die 
Frage zu bejahen -j. § 133 St(+Ii bedrolit mit StiatV denjeiii^^en, der 

„eine Urkunde . . . oder einen sonstigen Gegenstand, welche sich zur 
amtlichen Aufbewahrung an einem dazu bestimmten Orte befinden, . . . 
TorsätBlich vernichtet, beiseite schafft ..." 

Nach der herrschenden Meinung sind die gedachten Papiere öffentliche 

Urkunden. Im Zweifel würde man sie auf jeden Fall unter den Begriff 
„Gegenstand" fassen können In der absiehtlirli widen erhtlichen Wetrnalime 
ans dem Automaten liegt das vorsätzliche Beis^eite^<■llafi■en der TTrknnde, denn 
sie wird durch örtliche Entfernung der tatsUchlichen Ausübung der umtlicheu 
Verfügungsgewalt entzogen^). Endlich befinden ddi ^e im Automaten ent- 
haltenen Karten, wenigstens bei Staatebahnen und vom Staate betriebenen 

') a. a. 0. S. 15. 

*) Ebeu.io Stickel a. a. ü. S. 33. 
Vgl, Entwbeidmigim des HO. in %Stmfs. Bd. 10 8. 189. 



Digitized by Google 



U. Compter, Der strafrechtliche Scliutz der EUeubabafaiirkarteuaiitoinateii. t)5 



PiivalbaUueu, „znr aiiitlicliuu Aufbewahiimg an einem dazu beotituuiteu Orte''. 
Seckel vergleieht nicht vnricbtig die Anfatapelmig der Fthrkarten im Anto- 
maten mit derjenigen der Briefe im PostbriefkaBten. Der Briefkasten hat 
den Zweck, die darin heflndUchen Postsachen vor doin Zagriffe zn verwahren. 

Der Antonmt bezweckt zwar gerade die „Lösnng" der Karten, er verwahrt sie 
aber ebenfalls, wenn auch diesf Verwahranpr nnr xeitlicli becrrenzt ist. 
indem sie hei ordniingsmilssiger Benutzung des Auluniaten mit dem Willen 
der Eisenbalinverwaltung uufgelioben wird. Demnach ist in der ordnangs- 
vridrigen Benntanng eines Falirkarten- oder Bahneteigaatomaten das 
vorsfttzUche Beiseiteschaffen einer Urkunde oder doch eines Gegenstandes ans 
amtlicher Verwahrnng zn erblicken. Man mnss Seckel bei.stimraen, wenn er 
Bestrafunp nach ?; 133 Abs. 2 StGl? eintreten lassen will, weil die TTand- 
Inntrsweise des TiltorR nur dei- Absiebt, die Kosten für die Karte zu sparen, 
also seiner (Gewinnsucht entspringt. 

Zum Scblnss ist noch kurz das Verhältnis dieses Vergehens zn Betrug 
nnd Diebstahl zn erörtern. Das Vergehen gegen § 188 StGB, nnd Diebstahl 
werden durch dne nnd dieselbe Handlang begangen. Beide sind vollendet 
mit der vollendeten Wefrnahme der Papiere. IJeide Vergehen stehen also zu- 
einander in Idealkonknrrenz, gemäss § 73 StGB, ist somit die Strafe auf 
(iniiid von § 133 Abs. 2 StCtB. festzusetzen, also Ueftingnis.strafc von 
3 Monaten bis zu 6 Jahren; daneben kann auf Verlast der börgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. Der Betrog dagegen beginnt erst, wenn der 
Tftter von der Karte Oebraach macht, nnd ist vonendet, wenn die Vermfigena- 
beschldigvng der E^enbahnverwaltang begonnen hat. Beiseitesehaffen der 
Urkunde nnd Betrup: werden also durch verschiedene Handlungen begangen, 
sie konkurrieren daher real. Nach § 74 StGB, ist auf eine Gesamtstrafe 
zn erkennen hie schwerste verwirkte Strafe iGefiintiiiis nicht unter 3 Monaten) 
bildet die Einsatzstrafe, die um eine Zasatzstrafe zu erhöhen ist. 

Das Ergebnis der Untersnchong ist also folgendes: Wer einen Fahr- 
karten- oder Bahnste^kartenantomaten in der angegebenen Weise missbrancht, 
ist zn bestrafen: 

1. wenn er rieh das Papier nur aneignet, wegen Diebstahls in Ideal- 
konknrrenz mit Vergehen irefren 133 Abs. 1 St(Tn., 

2. wenn er es verwertet, jrleicliviel , ob er es der Eisenbahn zaiiickuibt 
oder nicht, wegen Vergehens gegen § 133 Abs. 2 StGB, in Ideal- 
konknrrenz mit Diehstalil nnd in Realkonknrrenz mit Betrog. 
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4. 

Haftung filr »SeliÜdeii duivh Uhs einem St rasseiihulin betriebe 
angcjj^licflerte OmnlbuHniitcrnchmen. 

Vun Dr. Benno HilM, 
Kreisgerichterat in Berlin. 

Eine (lesellscliaft, welche eine Strassrnl»alin mittt ls f'l('ktrij*( her Kraft 
liitrieb. nahm als Nebenlictrieb die lk't(>nleinii<^ \i>n I'i-isnnrn niittrls Omni- 
bussen auf, welche als Triebkraft teilh Klüktri/.itäi, teil» Beuzin benutzten. 
Die Verwaltung beider, d. b. des StraBsenbiihn- and des Omnibasbetriebee, wird 
dnrdi dieselben Organe, d. h. Vorstand and Anfsiehtsrat, besorgt, wSlirend im 
fibrigea jeder Betrieb sowolil llnanziell wie in seiner Benennung ein für sich 
bestehendes and ab^^esondertes üntprnchmen bildet. Die im Omnibnsbetriebe 
zur Verwendurc: kommenden Kraftwa{?en haben auf ihrem VenliM ki' Sitzplätze 
znm Gebrancbe für ihre Fahrpilste. Von den FalufrUstcn liabrn wiilirtiid der 
Fahit einzelne dadurch Schaden erlitten, dass die an Schienenstränge nicht 
gebnndenen Fahraeoge beim Aosweieben bsw. Umfahren sonstiger anf der 
Fahrbahn sieh bewegenden Oefthrte den an der öffentliehen Eonststrasse aa- 
(;cpi1anzten Bäumen sd nahe kamen, dass durch die Aeste Körperverietzangen 
und Sachschäden herbeigreführt wurden. Einzelne Kahrpftste haben AnsprUrhe 
auf Si lia<iloshaltun}r trefreu die Betriebsunternehmerin ircrirhtli« h {geltend pe- 
macht, und zwar mit der Begründung, dass sie die Tat.sailie der Benutzung 
eine.s Deckeitzes und der durcli die Überhängenden Baumäste erlittenen Ver- 
letzungen nnter Beweis stellten, Jedoch einen Beweis dafiir nicht antraten, 
dass der Unternehmerin, sei es ein vertragliches, sei es ein ansservertragliehes 
Verhalten zur Last falle, wofür sie zu haften liabe. Bei der prinaipiellen 
Bedentnnp. welolie die Klilrnnir dieser Streirfrai.'t^ hat. erscheint es SWeck' 
dienlich die einander widerstreitenden Ansichten zu erörtern. 

Die Kläger verkennen augen.scheinlich den Kechtsgrund ihres Anspruches, 
indem sie dem zufälligen Umstände, dass das Omnibusantemehmen einem 
Strasaenbahnbetriebe angegliedert ist, die rechtliche Tragweite beilegen, es 
sei die ErsatBTerhiBdlidikeit beider die i^eidie, mithin ans der Biseabahn- 
Hafiiiflicht die S> h.idlnslialtnng zu leisten. Dies ist ein Rechtsirrtum. Denn 
es hat die Ücchtsiirechnnir des Hticlisperichtes lediglieh aus der Erwätrung 
die Reciitsregelu des Uaftptlichtgesetzes vom 7. Juni 1871 auf die Strassen- 
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bahiibetriebe fOr anwendbar erkliit, das» diese mit den Eisenbahnen das 

GebnndenNein an Schiencnsttilnn;e, die grossere Falii^eschwindigkeit und das 
erheblichere Gewicht der Fahrzenfre {rfMiiriiisani haben , mithin hei beiden die 
gleichen l^rsarlien für den Eintritt nmi die Koltrosihwore einen f'nt'alls 
zusammentreft'en. Hei dem Omnibnsbetriebe füllt jedotli das Ciebundenhein an 
Schienenstränge furt, so dass hier die Gleffthrte anderen anszaweichen ver- 
m9gen and Omen auch die leichte Forthewef^icMieit auf den glatten Oleisen 
nicht eigen ist Nnr wenn tiei dem Betriehe einer Eisenbahn ein Mensch 
getötet oder körperlich verletzt wird, tritt die Haftung ans § 1 HaftpflG. ein, 
genügt uiitliin der Beweis für die Tatsache der erlittenen Verletznntr beim 
Eisenbahnbetriebe ohne jfleic !iz('itip:en Nachweis eines dabei dem Betriebs- 
unternebmer oder seineu Ciebilfen zur Laut fallenden Verbchuldens. Denn die 
Reehtsvermatnng lässt hier den Betriebsuntemehmer als Schädiger erscheinen, 
nnd es ist sefaie Sache, sich dnrch den Nachweis der höheren Gewalt, bnw. 
des eigenen Verschnldens des Vnletaten von dtt Haftpflicht »i beftwien. 
Nnr der Untemehner des Strassenbahnbetrlebes hat als Schadensnrheber die 
Eechtsvernnifnnp jrepen sich, nicht aber auoli der Unternehmer des ümnibus- 
betricbes. ;:leichviel ob beide von denselben Verwaltunpsorpancn {geleitet 
werden oder nicht. Es reicht deshalb zur Entschiidigungsklage nicht ans, 
bloss fttr die Tatsache der erlittenen Verletzung gelegentlich der fienatsong 
dnes Kraftomnibus den Beweis annatreten, es mnss TleUnehr ein Verscbnldnngs- 
(rrund dargetan werden, d. h. der nrsftchliche Zaeammenhang zwischen einem 
Verstösse gegen eine vertragliche oder ansservertragliche Pflicht nnd den 
zugezogenen Verletznngen Eine Klage, welcher diese Begrändong fehlt, 
mnas der Erfolg versagt werden. 

Vermag nicht auf die gesetzliche Haftpflicht der Eisenbahnen der Ent- 
schfldignngsanspmch gestfitat m werden, so liommt weiter in Frage, ob er als 
Vertretung der Folgen eines vertraglichen oder efaies ausservertraglichen Ver^ 
schnldens sich würde rechtfertigen las.sen. Nnr wer aus Fahrlftssigkeit wider- 
rechtlich verletzt, ist auf Grund des § 823 BGB. schadensersatzptlichtig. Ein 
widerrechtliches Verhalten kann fiiirlicli jedoch in dem Ihustande ni<'lit cre- 
t'nnden werden, dass der (»iiinibuhfiilirer beim Ausweichen bzw. Umfahren 
sonstiger auf der Verkehrsstrasse sich bewegender Gefährte, den Chausseeo 
hftnmen sich so sehr nähert, dass hierbei Äeste mit den auf dem Verdeck 
befindlichen FahigAstmi in schldigende Berfihmng kommen. Und dies genügt 
bereits, um einer EntscbKdigungsklage die rechtliche Unterlage zn nehmen. 
Mithin bleibt nur ein vertragliches Verschulden übrig, um daraus Ansprüche 
ableiten zu können. PVeilich i.st aus § 212 BHI?. der Schuldner veipH lebtet, 
die Leistung so zn bewirken, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die 
Veilrahrasltte es erfordern, und er hat zufolge § 278 BGB. ein Verschulden 
der Personen, deren er sich in Erfllllnng sdner Verbindlichkeiten bedient, In 
gleichem ünrflsnge zu vertretmi wie eigenes VerschuUeB. Unzweifelhaft hat 
deshalb der Unternehmer des Omnibnsbetriebes für die durch .seinen Wagen- 
lenker herbeigeführten Schildignngen einzustehen, insoweit für ihn selbst eine 
Vertretungspflicht rechtlich in Frage kouuuen konnte. Zwischen dem Eahr- 
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gaste und dem Betriebsnnterneliiiier ist ein Befördernngsvertrag znslande 
fi^ekommen, welcher zum Gei^enstande hat, den Fahrprast innerhalb einer 

bestimmten Frist an den Best inimnnErsort zn schafton. Die einen beurteilen 
ihn als Werkvertrag?, <lie andt reii als Dienstvertrat.'. Ubsclion nun /.n^:eg^eb<Mi 
werden soll, das« die üeberwindung der Wegstrecke bzw. die Ankuntt an dem 
Endsiele als der dnrch die Tfttigkett des Omnlbnsbetriebes herbeiznfGhrende 
Erfolg beiderseits in das Auge gefasst wurde, so finden doch nicht die 
Bechtsregcin des W^erkvertrages, sondern die des Dienstvertrapes auf das 
bezügliche RechtsgeschUft Anwendung. Hierfür spricht der Umstand, dass 
der 1. Entwarf zum BGB. als sj 575) vorsah, es solle bei einem Vertrage, 
welcher nicht die Herstellung oder VerHndernng einer Sache, sondern einen 
anderweitigen, darcb Arbeitsleistung oder Dienstleistung zu bewirkenden Erfolg 
mm Gegenstande habe, an Stelle der Abnahme des Werkes die YoUendnng 
der dem üebemehmer obliegenden Leistongen treten. Ans dieser vorge- 
schlagenen Rechtsregel ist der 2 des jetzigen § 631 BGB. entstanden. 
Daraus rerhtfoi titrt sich jedoch di' ."^f lilnssfidjrernnL'. es finden auf den Be- 
nirdernnsTsvei traL-" nach dem peset/pebt ri.sriien Willen überhaupt nicht die aus 
Vertretung der Werkmilngel in den ♦iH4, (JSö BGB. dem Besteller zuge- 
standenen Ansprüche oder höchstens nnr anf die Vollendung der seitens des 
Beförderers ftbernommenen Leistnngen Anwendung. Hiemnter fiUlt aber 
nnstreitig nidit dne nnbegrenste SidMmng g^n etwaige, dnrdi andere 
ürsaeben dem Fahrgaste znstossende Schäden, gegen die sich allein zu schützen 
er bei gehihriger Vorsicht in der Lnce ist Falirlitssig handelt gemäss 5; 276 
BGB. jeder, wer die im Verkehr erturderliche Sorgfalt ausser acht Hisst. 
also gleich dem Betriebsunternehmer bzw. dessen Wagenführer auch der 
Fahrgast. Letsterem lag daher ob, andi seinetwdta steh an bemfihen, dem 
dnrch die herttberragenden BonmRste drohenden Schaden vonnbengen. Eäne 
Verabsänmnng iSsst ihn als Miturheber des eingeü^tenen Erfolges erseheinen. 
Er hat Mimt das Mitverschnlden aus § 25-1 BGB. mit zu tragen. Ans diesen 
P>w;i£rnmrRgründen liegt aber das I'ebercrewiclit der Wahrseheinliclikeit dafQr 
vor, einem Entsuhädigaugsanspruche den Erfolg zu versagen. 
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Die ciNeiibabnrrachtrccIitliclu; ITaftuii^r im allgeniciiicii 

Von Dr. jHr. Ruminagel, 
B^eraogsrat in Posen. 

Die grundlegende Vorschrift fiber dto Voranstetenngen der Haftung der 
Eisenbahn far Verlost und BeechAdignngen enthält der § 456 Abs. 1 HOB.'): 

«Die Elambahn haftet fiir den Sehaden, der durch Verlnst oder Be- 
schädigung der Güter in der Zeit von der Annahme znr Beförderung bis zur 

AblioreriMiir entstellt, es sei denn, dass der Schaden dnrcli ein \'erschulden 
(uivv eine nicht vim der El.senbaiin vei srlmldore Anwt isnnjj: der \'erfiiernnis's- 
berechtiglen, durcli höhere Gewalt, ilureli ausserlich nicht erkennbare Mängel 
der Verpackung oder durch die natttrllehe Besehaffenbelt der Güter, nament- 
lich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage Temrsaoht ist". 

Die entsprechende Vorschrift Tür die Haftnng für LieferMstttbMVchreitung 
ist im § 466 Abs 1 HOB. (- § 8« VerkO.) enthalten: 

-Die Eisenbahn haftet fiir den Schaden, welcher durch Versiiumnnp: der 
Lieferfrist entsteht, es sei denn, dass die Verspiituntr von einem Ereiirnis 
berriihrt, weichet» sie weder herbeigeführt hat noch abzuwenden vermochte". 

Geht man davon ans, dass § 466 Abs. 1 dahin zn verstehen ist, dass 
die Etsenbalin auch hier bis zur hSheren Gewalt (h. G.) haftet, so ist üi 
beiden Fällen die Haftpflicht der Eisenbahn eine strengere als bei den sonstigen 
Vertragsverhältnissen, bei denen der Schuldner nur für Verschulden einzu- 
stehen hat. also stets frei anspeht. wenn der Sehaden auf Zufall znrück- 
zuführen ist und nicht nui' dann, wenn ein unter den Begriff der b. G. 
fallender Zufall vorliegt. 

Dieser Versddlrfung der Haftnng, dem Einstehen fftr eine gewisse Zn- 
fallsart, den sogenannten niederen Zufall, steht auf der anderen Seite eine 
Milderung im T'nifanir der Er-satzverbindlichkeit ircnüber. Während näm- 
lich sonst der S'ertra^'sschnldner in Jedem Falle dem Gcirner den Kisatz des 
vollen Schadens leisten muss, ^üt dies für die Eisenbahn im Falle des Ver- 
lustes, der Beschädigung und der Lieferfristüberschreitung schlechthin nur 
dann, wenn ihr Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit nr Last flÜlt. 1^ allen 
fibiigen Ftilan ist — wenn wir von dem der InteressendeldaratloB vorlänflg 
absehen — ihre Brsatzverbindlichkeit durch dm Wert des Gutes znziiglich 
der BefBrdemnirskosten bei Verlust und Beschädijrnns: 457 Abs. 1 n. 2 

HGB. - und die Hidie der Fracht bei Lieferfristüberschreitung — § 466 
Abs. 2 HGB. — begrenzt. 

Diese gesonderte Behandlung der Eisenbahn bezieht sich, wie besonders 
hervorgehoben werden m&g, lediglich auf die Fälle, in denen ein Schaden 

') .\ns des Verf kiir/.Iirh t i s< hienenem W. rke ,Üie Uaftmig der Eisenbahn für 
Verlast, Beschädigung etc. nach deutsch. Frachtrecbt". 

*} Die entsprechende Versdirift ist in der VerkO. hu § 76 Abs. 1 enthalten. 
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durch Verlast, BeschKdigong oder LieferfrUtttberschreltaiiK ent- 
standen ist. In allen Ubritron Fällen haftet rie nur bei einem Verschnlden 

und alsdann auf vollen iSchadensersatz 

Aber aiicli in diesen Fullen, in denen die Eiseiitialin an sidi nur bis zur 
regelniässiis'en Grenze des bürgerlichen Rechls, der VerHclinIdenfrrenze, iialtet, 
ist ihre Haftung strenger, als die der Übrigen Vertragsschaldner, da sie nach 
§ 458 HGB. in Yerblndang mit § 9 VerltO. fHr ihr Personal in einem 
weiteren ümfug einsnstehen hat, als nach § 878 BOB. der QeeeUlftaherr 
fftr seine Gehilfen 'O- 

Die die VoransBetzuniren der Haftnnp: für Verlust und Beseb.ldijrunp 
regelnde Vursdii itt des § 4ö(» Hdli. bezieht sich lediglich auf den zwischen 
der Annahme der Güter zur Beförderung einer- und der Ablieferung 
andererseits liegenden Zeitraum. 

Die Attfangsbegrensnng ist seibstverständlidi, da der Al>schlnss des Eisen- 
bahnfraehtvertrages die Uebergabe des Gates mit Fx«chtbrief erfordert*). 



Z. Ii. der Absender, der bei einer Vertragsstrafe bestimmte Cuiier in einem ge- 
wissen Derirk nteht sbsetsen darf, gibt dn saldies Oat nach einem ausserhaU» disaer 
Zone liegenden Ort anf. I>sr BmpAnger bestimmt die Etssnbahn, ihm das Gnt, wSh* 

rcnd OS sich noch in der Zone befindet, aoszaliefern. Hier kann der Absender von der 
Eist riliiihn vollen Schadensersatz, also insbesondere Zahlung der verwirliten Vertrags- 
strafe fordern. 

>) Das gldöhe gilt «bfigena auch fttr das Landfrachtraeht (§ 481 HGB.). 

*) § n4 Abs. 1 VerkO. Die Aofdnh kung des Tagesstempels der Annahmestation 
anf den Frrirhtliricf ist dni^c^rn znm Abschliiss des Frarhtvortragcs nicht erfordt rlich. 
bie bezeugt nur den Vertragsabscbluss. Ist der Brief nicht abgestempelt, so muss 
und kann der Nachweis des VertragsabstAbuses in anderer Wase eibtacht werden. 
Ist der Fraditbrief abgestempelt, so steht umgekehrt der Nachweis oiTen, dass die Ab- 
stcmpi liin^j vf-rsebentlich crfolfjt. das Gnt z P nur zwecks vorlilufiger Lagerung auf- 
geliefert worden ist t K(i. in Spcd - und Schift.-Ztg. Bd 14 [06] S. 52 t 

Dem Frachtvertrag kann ein besonders gearteter Verwabrungsvertrag vorangehen. 

Nach § das Ahe. 2 HGB. braacht die Bisenbahn nnr Insoweit OBter sur Beför- 
donin){ ansonehmen, als diese sofort ertVdgen kann. Der VerkO. ist Obertassen, zu 
bestimmen, inwieweit die Kisi-nbahn verpflichtet ist. (iüfiT. deren fielSrdemng nicht 
sofort erfolgen kann, in einstweilige Verwahrung zu nehmen. 

In Ansfflhmng dieser Bestimmung schreibt § b6 Abs 8 VerkO. vor, dass die 
Eisenbahn verpflichtet Ist, 

,die ihr zagcführton (Ultcr. deren RcfOrdernn^ nicht sofort erfolgen kann, soweit 
die Küumllcbkeitcn e^ gestatten, gegen Empfangsbescheinigung mit dem Vorl>el>alt in 
einstweilige Verwahrung zu nehmen, dass die Annahme zur Beförderung und die Anf- 
drflckong des Abfertigangssteovels anf den Frachtbrief . . . erst dann erfolgt, wenn 
die Meförderung möglich ist. Der Absender hat im Frachtbriefe sein PMnverständnis 
mit diesem Vertahien zu erklären In diesem Falle haftet die Jüisenbahn bis zum Ab- 
scbluss des Frachtvertrages als Verwahrer". 

Auch dieser Vertrag ist ein Formalvertrag: er Itommt nur sustande durch Über- 
gabe des einen Vermerk bestimmten Inhalts tragenden Fnu^briefss. (Vgl. RO. in 
Sped- u Schifl -Ztg. M 14 [Or.) S II.) 

Ist weder ein Frachtvertrag noch ein Verwahrungsvertrag zustande gekommen, 
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Vor Annahme den Gates znr Befördemn;, oder gleiohbodenteod ansge- 
drfiekt, vor AbachlnM des B^ttchtvertrages kann daher dne ffiif^dt der 
Eisenbahn anf Grttnd des Eisenbahnfraehtvertragfes fiberiiaapt nicht besteben. 

Der Absrhlnss des Frachtvertrags erfolgt Btets in den Rilnmen der 
Versandstation. Uebernimnit alsn die EiKenbalim crwaltunfr die Abliolnnp: der 
Güter aus der liehansnnfr der Absender — da-s so^. Anrollen so finden 
anf diese Beförderung, da sie eben vor Abscliluss des Eisenbahntrachlver- 
trages erfolgt, die för diesen mas^benden Vorschriften keine Anwendung. 
Sie unterliegt ausschliesslieh dem Landfraohtreeht Die Bäsenbahn haftet also 
nur, wenn ihr ein Verschulden zur Last fällt*). 

Unter Ablieferung haben wir den VorcranG: zu verstehen, durch den 
ilif Kisenbaliii den zum Zwecke der mit dem Absender vereinbart r-n Beför- 
derung erlangten Gewaliisani des Gutes mit ausdrückliclier oder stilLsdiweigen- 
der Einwilligung des Empfangsberechtigten wieder aufgibt, und diesen in den 
Stand setzt, Aber das Ont au verfUgen. 

Sie erfolgt teils anf dem Ladegleis oder dem Gttterboden der Empfangs- 
station, teils in der Behausung des Empfftugers. Im zweiten Fall folgt also 
auf die eigentliche Eisenbalinbetorderinifr noch eine Landbeförderung. Anrh 
diese unterstellt da sie vor der Ablieferung liegt — , den Sondervor- 
schriften des Eisenbalintiachtrechts. 

Gesclüeht die Ablieferung bereits auf der Empfangsstation, so ist oline 
weiteres klar, dass durch sie die vertraglichen rächten der Eisenbahn ihr 
Ende noch nicht erreicht haben. Die ESsenbahn mnss insbesondere welter 
dem Empfänger die Möglichkeit einer zweckentsprechMkden Abladung und 
Abfuhr bis zur Grenze des Bahngebiets gewahren. 

Kommt (las Gut. solange es sich noch in diesem (iebiet betindet, /.n 
Schaden, wird es z. B. dadurcii beschädigt, dass beim Bedienen des Freilade- 
gleises andere Wagen auf den in der Entladung befindlichen gestossen werden, 
so ist die Baftnng der Eisenbahn etaie frachtvertragliche. Jedoch kQnnen für 
die VoraossetEungen der Haftpflicht die Vorschriften des § 456 HGB. nicht 
als massgebend angesehen werden, da dessen Geltungsgebiet nach dem klaren 
Wortlaut dieser Bestimmung mit der Ablieferung sein Ende erreicht hat. 
Mangels einer Sonderregelunp: in dem das Eisenbahnfraehtreeht entfallenden 
Abschnitt des HGB. und in der VerkO. kommen — nach § 454 HGB. — 
die fQr das Landfrachtrecht massgebenden Grnndsfttze, und zwar | 4t9 zur 
Anwendung: Die Eisenbahn haftet also nur, wenn Ihr ein Verschnlden zur 
Last fUlt^")^)- 

insbesondere z. H. ein Uut ohne Frachtbrief aufgeliefert, so regeln sich diu rechtlichen 
Besidiungen der Bisenbfthn sum AufHeferw nscb den für die nngereebtfertigte Be- 
rdcberung massgebenden Vorschriften. (§§ 872 ff. fiUB ) 

'1 a. A.Makowc! Bt-iii TlTd 2 /ii i? 4.')S S lölofl,!. Kiiringcr- H iu htnbarg 
Bern. Hl 3 zu § 46K «.S. (MUj. ii^iiie in diesem binnc ergangene £Dt8cheidang des 
BOHG. Bd. 24 S. 303 if. iut fttr das jeUige Recht ohne B«deatang. 

*) Cosaok § 90 Ziff. II 1 (S. 448). 

*} Üies Brgebnis ist allerdii^ ein recht eigenartiges: l£in KaagierstOBB, durch 
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Fallen diese FSUe gewiBsermaaMn an» dem RahmeD des EiBenbahiuonder- 
rechts, wis die Voranssetsangeii der Ersatzpflieht anlangt, so gilt dies 
nicht fOr den Umfang der Err>aty Verbindlichkeit. 

Der für diesen masstrebonde § 4ö7 HGH. bopfinnt mit den Wniteii: 
,Muss auf (irund des Fracht vcitiaircs v(»n der Eisenbahn für piinzlithen 
oder teihveisen Verlust des Gates Ersatz geleistet werden, so ist der gemeine 
UandeUwert ... an ersetzen ..." 

Die Vorschrift findet also nicht nnr auf die E^le des § 456 Anwendung, 
Hondern anf alle die, in denen ein Verlust oder eine Beschftdigung Überhaupt 
entstanden nnd anf (inunl di^s Eiscnbalinfraehtvertraps zn vertrrtcn ist. 
Sie ist daher auch masägebend, wenn der Schaden nach der Abliel'erong 
eingetreten ist 

Aach diese FftUe nnterliegen daher wenigstens teilweise eiseubalinfracht- 
rechtUehen Sondervorschriften. 

Der die Voranasetznngen fBr die Haftung für Lieferfriatfibersehrei- 

tnng repelnde § 46fi Abs. 1 HOB. enthftlt eine Begrenzuni; anf den zwischen 
der Annalmie zur Bofiu derunp: nnd der Abliefeninp: liegenden Zeitraum nicht. 

Als Anfanpstrrmin ist selbstverstiindlich der durch IJeherpibe des Fracht- 
briefes und des Gutes sich vollziehende Abschluss des Eisenbahnfrachtver- 
trages massgebend*, die Haftung beginnt also im gleichen Zeitpnnlct, wie die 
fOr Verlust und BesebMiiigong. 

Der Endtermin tritt ein, sobald die Eisenbahn diejenigen Hand- 
lungen vorgenr)mmen hat, die znr Wahmng der Lieferfrist erfor- 
de rlifli siinl. Dii's kann die Abliefernnir sein, so bei den bahnseitig 
zuzurolh nili II (iiiti'iii. N(tt\vendie: ist dies ai)er nicht. So wird /,. h. 
bei den zu avisierenden Gütern die Lieferfrist durch Aufgabe des Avises 
zur Post gewahrt. 

Das Ende der Haftung filr liieferfHstftbersehreitnng fUlt also nicht stets 

mit dem der Haftung fQr Verlust und Beschftdigung zusammen. 

Tritt eine Verziigernng in der Auslieferung ein, nachdem bereits die 
Lieferfrist gewahrt i.st, so sind für deren Rechtswirkungen lediglich die Vor- 
sciiriften des bürgerlichen Rechts massgebend, soweit nicht sonstige Sonder- 
vorachriften des Eisenbahnfrachtrechts eingreifen. Die für die Lieferfrist- 
fiberschreitung massgebenden Vorschriften finden also nicht etwa analoge 
Anwendung. 

dra das in der i:2ntladung betindliche Gut beschädigt wird, braucht nicht notwendig 
anf ein Vetsdien der Eisenbshnbediensteten nurflokBufUiren seui. Es kann insbesondere 
ein Zufall, der nicht unter den Begriff der liQheren Gewalt fällt, vorliegen. Wäre in 
einem solchen F;tll das Gut M'cnigc Minuten vor der (Überweisung an den Empfänger 
beschädigt wurden, dann wUrdc die Eisenbahn haften, während sie hier l'roi auagebt. 

') Ger&t der Empfänger, nachdem die Ablieferung erfolgt ist, in Verzug, 
entlldt er i. B. den ihm flberwleseBen Wegmi nicht rechtidtig, so hat die BlsenlMhn 
nach § 300 BOB. nnr fttr Vorsatz nnd grobe FafarMssigkeit einzustehen. (Anders, 
wenn die Säumnis des Empfängers vor der Ablieferung eintritt.) 

') Cosack § 8y II» 442). 
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AUe die FftUe. in denen auf die Haftno^r der Eiienbalin fSr Verlnet. 

Bescbädiguii^f und LieferfristiiherHcIneitunjr, sei p.s aiissclilirsslicli, sei es teil- 
weise, Sonderviirscliriften des Eisenliahnfraclitreohts Anweiidiuiir finden, wollen 
wir nnter dem Hefrriff der e Isen luilinf rac ht rech t liclien Huttuni:' /u- 
»aiuuientaiiäen, und zwar jene unter dem der eiseubahntruchtreclitlicUen 
Haftung im engeren, diese anter dem der eisenbabnfiwchtrecbtlicfaen Haftung 
im weiteren Sinne. 

Wir haben nach dem Gesagten sonach folgende Zeitrftnme m unterscheiden: 

T. Den Zeitraum vor Abscliluss des Frachtvertrages. 

In diesem bestellt die fi-ienbalmfraclitrcclitllclif Haftuiiir überhaupt noch 
nicht. RoWx die Eiscnhaliii da.s Gut an. su timlcii aiit' diese liefiirderun^f 
lediglicii die lür das Landtiachtreclit massgebenden IJestimmungen Anwendung. 

n. Den Zeitraum vom Abschluss des Frachtvertrages bis snr 
Ablieferung. 

Die Haftung der Eisenbahn für Verlust und Beschildig^nng bestimmt 
sich bezüglicli der Voranssefznniren und des Umfang» nach Eisenbahnfracht- 
reoht, und zwar ohne Riicksiclit darauf, nh die .Miliefei unu: auf der Empfangs- 
station oder erst in der Uehausunir des EmptiinüL-i > crfolf^t. 

Die Haftung für die Liet ert'riütübersciireitnng erreicht spätestens 
mit der Ablieferang ihr Ende, sie Itann jedoch berdts Torber enden. In 
diesem Fall regeln sich die Rechtsfolgen einer nachher eintretenden Ver- 
Kögernn^^ in di r .\bliefemng nach biajxerlichem Recht. 

III. Den Zeitraum nach der Ablieferung bis zu dem Zeitpunkt, 
in dem das Gut das liahnprebiet verlilsst. 

Die \ oruus.sel/.ungen der Haftung für Verlust und Beschiidigunff be- 
stimmen sich nach dem Landfrachtrecht, der Umfang nadi Eisenbahnfrachtrecht. 

Wird das Out bnhnseitig nicht angerollt, oder kommt vor AImcUusb des 
Eisenbahnfrachtvertrages ein anderes YertragsverhlUtnis, s. B. ein Verwahmngs- 
vertraff, nicht zustande, so haftet die Eisenbahn für einen vor .\b8chlQa8 des 
Eisenbalinfiachtvortraires eingetretenen Sciiaden, sofern nirlit etwa eine unge- 
rerhtfertiirte IJereiclienuiir |S|§S12ff. B(fR.) vorlie-rt' ;, nnr gerailss §§ 823 ft'. 
DüH., falls nicht anderweite landesgesetziiciie Vorschriften — z. H. § 25 
des prenss. Eiseubohogesetzes vom 3. November 1838 — eingreifen (Art. 105 
EG. z. BGB.}. Das Gleiche gilt, sobald nach erfolgter Ablieferung das Gut 
das Bahngebiet verlassen hat. Die Eisenbahnverwaltnng bat also stets vollen 
Scliadensersatz zn leisten. Sie haftet jedoch — nach Keidisrecht — nur, 
wenn entwedei- der Sciiaden auf eine schnldhafte llandlnni; ihrer Willens- 
orjrane ziirückzufüliren ist, oder wenn diesen l>ei Schilden, die andere Ansre- 
stellte versclmldet. haben, eine culpa in eligendo oder custodiendo zur Last 
fUlt, lUle, die in der Praxis ideht gerade Ulufig von«k<mun«n pflegen. 

Das preussische Recht enthalt in § 85 des BIsenbahngesetBes eine Ab- 

') Z. B. eine Kiste Niijrel. die versehentlich von einem Rollkutscher auf den (iUter- 
schappcn verbrac-ht ist, wird dort für lücnstgut irrtümlicherweise angesehen und im 
Bisenbahnbetrieb verimuiGht. 
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Weiching, die den Geechftdigten weeentlidi gflnstifirer stellt: die EieenlMliii 
haftet, fails der Scliaxlen beim Betrieb eingetreten ist, ~ «1. h. im iinmittel- 
bart'ti "fiel- niittflbarcii Znsammenlianjr mit den liesnndereii (Gefahren des Eiseil- 
baliiiJietrit'hs steht — autli hier stets bis zur iiolieren (Tewult. 

Der Umlang der Ersatz verbindliciilceit richtet sich uacb dem üiiÜ. Die 
Eisenhahii haftet also stets für vollen Schadensersats. Der Enatibereohtigte 
steht somit im Bereich des Anwendungsgebiets des § 25 des Eisenbahn* 
gesetaet giinstiger da, als nach dem Eisenhabnfrachtvertrag 

Zu beachten ist. dass die die Haftung lür um iluubte Handlungen regelnden 
ücstimmungen — zu denen insbesondere auch der § 2ö des preuss. EiäenbabngesetKes 
gehört, — dann nicht eingreifen, wenn und soweit sogleich eine Verietsnng eines Ver> 
tragsanspruchs vorliegt, dass sie mitbin nur subsidiär gelten. 

Kntgleist also infolt^e eines nicht als höhere (icwalt anzusehenden Zufalls ein 
Wagen, und wird hicrdurc^h das beförderte (iut bescliädigt , so kann der Ikrccbtigte 
seinen Entsdi&digangsanspruch nur anf den PraehtTertrag stOtsen, nidit etwa aodi wnf 
§ 25 des Eisenbabngesetses. 

Das l'.cbitelu'ti <'iri<'s Vi rf rLiirsvfrhältnissfs schlicsst aber dit» Anwendung der Vi>r- 
schrifton der §>| HJIitt. BUH. nur insoweit aus, als Ansprüche in Frage kommen, die 
in dem Vcrtragsverbältnis wurseln. Aasserbaib dieses Rahmens kommen sie uneiiige- 
sdurlairt sor Änwendnng. 

Gesetzt den Fall, der Eisenbahn ist durch (besetz oder Polizeivorschrift im Inter^ 
v^9P der V'iehbesitzer anf^'ti»ebcn. Vieh nur dann /ur IScförderun? an/unrhinen, wenn 
eine tierärztliche Bescheinigung Uber den Ciesuudheitszuätand beigebracht wird, and 
kranke Tiere, deren Annahme ohne ein soiclies Attest Yersehentlich erfolgt ist, stecken 
anf dem Ti unsport andere Tiere und diese wiederum nach der Kin^tallunc den ganzen 
Vielistand lit s Kmitfiinircr.s i\r\. Hier simi tiii (lit> Ersatzvcrl»imili( lik-< it der Eisenbahn, 
soweit die beförderten Tiere in iktracbt kommen, die fracbtrcchtlicbcn Vorschriften, 
soweit der sonstige Viehstand In Frage' steht, die der §§ 838 ff. BGB. massgebend. 

Die Lente der Eisenbahn stehen sn den Berechtigtai in keinem Vertngsrer- 
bältnis. Sie kQnnen also auf Grand des JP^htvertrages nicht in Anspmdi genommen 



Dies gilt insbesondere auch von dem bahnamtliclien Kollfuhrmann, [a. M. bezüglich 
des Rollftthrmanns Eger Bern. 361 su § 68 (3 428 fr.). Seine AnsfQhrangen sind nichts 
weniyjer als überzeugend j 

Wohl aber kann eine Haftung auf t. rund der ^^ij fi2 < ff IKJH. in Frage kommen. 
Zu beachten ist, dass riclitiger .\nsicht nach eine Haftung aut Grund des § 823 nicht 
daxmns hergeleitet werden kann, dass der Angestellte dnrch seine Handlung den An- 
sprach des Berechtigten aaf anbeadiidigte and rechtaeitige Abliefernng des Fracht- 
gutes verletzt hat, sondern nur daraus, dass ein an dem (Jut selbst bestehendes 
Itecht, z. H. das Eigentum, verletzt ist. Aus dem (besagten fol^t weiter, dass auch 
nicht der auf (jrund des Frachtvertrages Berechtigte aar Erhebung des Ansprachs ans 
§ 823 BüB. keAigt ist, sondern nar der dinglich Berechtigte, in der Hanptsache also 
der Eigentümer. 
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Beitrige xnr £rliluteraiie di's Prensstaehen EutoiKnungügesetaes 

vom 11. Juni 1S74. 

Von Dr. Georg Eger, 
Geheimer Regierungsrat in Berlin. 

vn.») 

Die üeberDahmepfliclit des UBternehmers bei teilweise in Ansprneli 
genommenen Gebftnden gemftss § 9 Abs. 8 des QesetEes. 

Die Pflicht des Unternehmers, bei teilweise in Ansprach genommenen 
Grnnilstückoii das (^anze gegen Ent.scliäiliprnnjr zu ribernplniipn , setzt nacli 
t{ II Abs. I ilt's Kntt ii:nuiij^sg»'SPtz('s voraus, dass infoljrt' lU r Zerstückelnntr das 
Kest^rundstUck naoli seiner bisherigen Bestimmung niclil mehr zweckmässig 
benutzt werden kann. Diese Voraassetznng ist im § 9 Abs. 3 bei tdlweise 
in Ansprach genommenen Oebänden nicht vorgeschrieben. Abs. 3 bestimmt, 
dass .bei Gebinden, welche teilweise in Anspruch genommen 
werden, die Uebernahmepflicht jedenfalls das ganze GebAade um- 
fasst". Die Tatsache allein, dass ein Teil des (icliändrs fntfiignet wird, 
soll absolut und ohne jedes Eingehen auf die konkreten \'< i h;Utnisse genügen, 
um die Ptiicht zur Uebernatuue des ganzen Gebäudes zu begründen. Weil 
es erfahifnogsgemtss nnsweifelhaft ist, dass die Abtrennnng eines 
Oebftndeteils die zweckmässige BenntslNurkeit des Bestes nach sebier Ms- 
herigen Bestimmung aufheben mnss, bedarf es einer PrQfung nnd Feststellung 
dessen im konkreten Falle nicht. Es kann die Uebemahme des Ganzen (des 
gesamten GebSudes) anter allen Umstttuden verlangt werden (RQ. 24.6. 1880, 
EisenbE. 1 S. 229, RGZ. II 8. 279). 

Der ßegriil' „Gebäude'" ist jedoch ein schwer detinierbarer (OVG. 
16. 4. 1901, EisenbE. XVm S. 818), so dass es im EinselfUle leicht aweifel- 
baft werden kann, ob ein in Ansprach genommenes Bauwerk als Teil eines 
anderen zn betrachten ist und die Uebemahme dieses letzteren nach rieh zidit. 

a) Zunäch.st ist der Fall denkbar, dass der Eingriff ein so gering- 
fügiger ist, dass mau fttgUch von einer .wenn auch nur teüweisen Inan- 



') Siehe Beiträge Nr. I— VI in dies. Zeitachr. Bd. XIX S. 171, 181, Bd. XX S. 197, 
Bd. ZXI 8. aiS, Bd. ZXU 8. 428, Bd. XXm & 812. 
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spraehnaliine eines GebHndeH" weder nach der allgemeinen Verkebnanscliaiiiiiig, 

noch im Sinne de« § 9 Abs. 3 spreclien kann. Wird z. Ii. nnr die gitnzliche 
oder foilwpisp Wcernaiitne von für dit^ Benntzune des GebUudes innvfspntlichen 
Schornsteinen, Erkern, Balkons, Treppen, Dekoratinnsstücken etc. erforderlich, 
so wird darin eine teilweise , Inanspruchnahme des Gebäudes'' nicht {gefunden 
werden können (RQ. 3. 4. 1897, ROZ. Bd. 39 S. 273, EisenbE. XIV S. 234). 

b) Sodran kann es aber auch zwdlfelbaft sein, ob ein in Anspruch ge- 
nommenes Bauwerk als ein selbgtnndiu'es (lebände anzusehen ist. welches 
die l'riidit zur Uebernahnie eines damit in Zusammenlianf^ otle»' Verbindung 
stehenden (Jeliäudcs nicht bedin^'t. So ist es zweifelhaft f^ewt»rden. ob die 
Enteignung; eines an ein Haupty-ebHude angebauten oder in der Nähe belegenen, 
zugehörigen Nebengebäudes, einer Stallung, Remise, Scheune, Retirade, eine» 
Garten-, Gevftchshaiises etc. die Pflicht Sur Uebemahme des Hanptgeb&ades 
bedingt oder ancb umgekehrt die Enteignung des Hauptgebftndes die Pflioht 
zur üebernahme des Nebengebäudes, mithin derartige FJUle als „teilweise 
Inanspruchnahme" im Sinne des .Absatz '^ H anziisflien sind? Da Abs. 3 
des § 9 unzweifelhaft nur von der teilweisen Kntci^nung eines einzelnen 
Gebäudes spricht, so tritt, wenn es sicli um die einzelnen zu einem Gebäude- 
komplexe gehörigen Gtobftnde handelt, die Enteignung des Ganzen niclit von 
Rechts wegen ein, sondern in diesem Falle kommt es auf das Chitaichten der 
Sachverstilndigen an (v. Rohland S. 98» 94, Dnleke S. 63 Anm. 24). Es 
verhSlt sich bei Gebäudekoroplexen und Grundstücken ohne Bauten anders 
wie bei einzelnen Gebäuden, weil letztere :ils unteilbar nnircsflien werden, 
erstere nicht. Bei teihveistr Entei<rnnng dersiHun ist (ialicr l inc relMinahme- 
püicht von »eiten des Enteigner.s nicht von selb:<t gegeben, sondern e.s kommt 
auf den einzelnen Fall an. 

o) Indes, wenn man auch GebSudekomplexe von der Anwendung des 
Abs. 3 ansninimt nnd nur einzelne Gebäude dieser Norm unterwirft, so 
bleibt doch gerade die Feststellung schwierig, ob es im Einzelfalle sich am 
ein einzelnes Gebäude oder um einen Gebäudekomplex handelt. Sind 
die ihrer Bestimmung nach zusammengehörigen Gebäude räumlich getrennt, 
wenn auch nur in geringem Masse, z. Ii. ein Gutsgebäude von seinen Wirt- 
schaftsgeUinden, Stallungen, Scheunen, so ist die Annahme begrflndet, dass 
ein GeUludekomplex vorliegt. Wenn aber die wirtschaftlich nnd bestimmnngs- 
gemäss znsainmengehßrigen Bauten räumlich nicht getrennt bzw. baulich 
miteinander verbunden sind, z B ein Ifaus mit Stallung. Wagenreraise, so 
kann es im Einzelfalle sehr zweifelhaft sein, oli das Ganze als ein Gebäude- 
komplex oder als ein einzelnes Gebäude zu betrachten ist. Es wird in 
solchen Fällen die Entscheidung davon abhängen, ob der Anbau des Neben- 
gebäudes nur ein loser und derartiger ist, dass die Trennung, der Abbmeh 
des einen die Substanz nnd Bestimmung des anderen nicht berührt, oder aber 
80 eng und organisch verbunden, dass eine Trennung eines Teils die Be- 
stimmung, den Zweck, das F'undament des anderen ändern oder aufiieben. 
seine Sul)stanz und sein Wesen ergreifen würde. Grundsätzlich findet also 
Abs. 3 dann Auwendung, weuu der zu enteignende Teil zur Substanz des 
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Ganzen bsw. zn den wesentlichen BestandteOen des Ganzen gehört — dagegen 
nicht, wenn er sirh als ein nicht wesentlichpr , ItMflit ticimbarer , vorüber- 
jrehenden Zwecken dieaeinler Teil des Uanzeii darstellt, luid diese Fra^i^e ist 
nach den Normen des allgemeinen bür};erliclien Rechts unter ev. Zuzielmng 
Ton Sachverständigen zu entscheiden (BGB. §§ Ü3, i)4 Abg. 2, 95 Abs. 2). 

Lieirt ova im TmrerSrterten Sinne die tdlweise Inansprachnalune eines 
Gebftndea vor, so vmfUBt die üebernahmepflielit Jedenfalls dms gesamte 
GebUnde". Die besondere P.cstiinmong in Abs. 3 des § ?> bedeutet, dass 
Schnii lediulirli die teilweise lnan8|ivnr!innbme eines (Teliiiudes ohne die 
weitere N'nraussetzunf;- des Abs. 1 das Verlauf^en der Uebernahnie des ganzen 
Gebäudes beg:rUudet. Nur in bezug auf das sonstige Areal muiis im Falle 
des Yerlangens seiner üebemahme das weitere Erfordernis des Abs. 1 erfüllt 
sein (RG. 80. 1. 1900. EisenbE. XVH S. 141). 

d) Aber in dm iüraglidieD Wiwten liegt ein noch wdter getoider Sinn. 
Das Gebinde, welches teilweise in Ansprach genommen wird, ist ohne dazu- 
gehöriges Terrain, auf welchem es steht, nicht denkbar. Auch pflegt 
es in der Regel nuch von zutrehörifrem Terrain — Huf-. Gartenranmen etc. — 
umgeben zu sein. „Das Wort , jedenfalls" soll ausdrücken, das bei der 
Enteignung dnes GefatodeMb die Tondirilt dieses Paragraphen (d. h. die 
Verpflichtung snr Uebernahme) sich stets auf das ganze Gebftnde iMdeht, 
dass unter Umstlnden aber auch noch sonstiges Areal, das mit dem 
GebJlude in Verbindung steht, darunter fallen kann" (Mot.) (Bering S. 43, 
Bähr u. Langerhans S. 41 Anm. 3. Grünhnt S. 150, Dalcke S. (l-l, 
Lob eil S. 64 Anm. 7, Bendi.x S. 22). Zum mindesten muss also da.s ganze 
Gebäude mitübernommen werden; inwieweit dagegen noch anderes zuge- 
hörige, das Gebinde umgebende Terrain, ist nach AIms. 2 des § 9, d. h. 
nach ]f assgabe der noch Terbleibenden Benntsbarkeit desselben, an entscheiden. 
Anders liegt die Frage in betreff des Terrains, anf welchem das am 
fibernehmende Gebände steht, des Fundamentbodens. Es kann nldit 
zweifelhaft sein, dass dieses unbedingt mit dem Gebiüide selbst gem&ss 
Abs. H iibernoninie n werden niu.ss. Das „fresauite (iehäude'* heisst; «das 
Bauwerk mit seinem Grund und Buden'" (Eger, Komm. 1 S. iJll, Seydel, 
Komm. S. 64 Anm. 3, ReknrsB. d.Hand.l[inist 8. 10. 1878). Denn beide gehören an- 
sammen und lassen sieh nicht trennen. Wie der Fnndamentiwden ohne das Ge- 
bftnde, 80 kann auch das GeUinde ohne das Areal, anf dem es steht, nicht enteignet 
werden (RekB. 5. 8. 1874 u. 7. 8. 1874, Eger I S. 312). Diese Annahme 
vertritt auch das Reichsgericht (RG. 24. (>. 1880, EisenbE. 1 S. 229; 
7. 2. 1883, III S. 5; 30. 1. 1900, XVII S. 141). 

e) Aach die einem Gebäude im Enteignongswege auferlegte Besch r 21 u- 
kung (§ 12) kann eine teilweise Inanspruchimluie des Gebttndes bilden. 
Daher findet § 9 Abs. 8 auch anf die Fllle des § 12 sinngemftsse Anwendung. 
Denn nach §12 ist die Entscliltdignng für Beschr.lnkungeu des Grundeigen- 
tums nach denselben (i rundsiltzen wie für die Entzieliung des Grund- 
eigentums zu bestimmen. Es würde allerdings zu weit trelien, wenn man 
unterscliiedslos in allen Fällen, wo einem Gebäude im Enteignungswege eine 
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Beschränkonia: antViIe^t wird, die Verptliclituntr des rnU'inehuier.s zur l'eber- 
nahme des ganzen Uebäudeti eintreten lausen wollte. Entsciieidend ist vielmehr, 
ob die BeBchiiBkimg dw GeibttadM dcanm einheitUcben Charakter zerstOit 
oder doch die fernere BenntiElNurkeit des OebAndes beeinträditigt (RO. 
3. 4. 1897, RGZ. Bd. 39 S. 273, EiaenbE. XEY 8, 284). 

f) Was das Verhältnis T s § 13 Abs. 3 des Flnchtliniengesetzes, 
wonach der Eigentümpr die l ebei iiahnit' des iranzen Grundstücks verlangen 
kann, wenn dasselbe durch die Flmlitiinic entweder ganz oder soweit in 
Anspruch genommen wird, dass dusi Kestgnmdhtück nach den baupolizei- 
licbeB Yorscbriften des Ort« siebt BMiir zur Bebammg geeignet ist, m 
Abs. 3 des 9 9 des Enteignangsi^tBes anlangt, so bat das Beicbsgeriebt 
ans dem Wortlaute nnd der Entstehungsgesebiefate beider Gesetze zutreffend 
dargetan, dass dem § 13 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. 7. 1876 die Bestimmunj? 
des § 9 Abs. 3 des Enteitrminprsijesetzes in keiner Weise entgegensteht. 
Mitlün kommt letztere Vorsclirift aucii in allen denjenigen Filllen, in welchen 
nach § 13 Abs. 1 des Gesetzes von 187ö zur Entsciiiiiiigung gefordert 
werden Icaim, znr Anwendung (RG. 24. 6. 1880, RGZ. Bd. 2 S. 279, EisenbE. I 
8. 229). § 18 Abs. 8 des Gesetzes vom 2. 7. 1876 erscheint nur als be- 
sondere Anwendung des im § 0 Absatz 3 des EntG. ausgesprochenen 
Prinzips (RG. 18. 8. 1882, EiseubE. II S. 32«) und bezweckt nichts weiter, 
als den Grundsatz des (t des Enteipnunfrsfresetzes auf die FiUle des § 13 
Nr. 1 — 3 des Fluelulinienf^esetzes anzuwenden (RG. 1). 18i><;, Ei.senbE. XV 
S. 206; ß. ö. 1893, X S. 83, RGZ. Bd. 31 S. 273; 30. 11. 1894, EisenbE. XI 
S. 846; 18. 12. u. 11. 12. 1897, Gmchot Beitr. 1898 S. 1068 o. 1068; 
22. 6. 1900. EisenbE. XVn 8. 262; 11. 8. 1904, RGZ. Bd. 67 S. 179, 
EisenbE. XXI 8. 144). Daher hat auch Uber das gemäss § 13 Abs. 3 
Flnchtliniengesetz «restellte Verlantren iles Eij^entümers auf Uebernahme des 
ganzen Gnindstüeks zunäclist die Enteijninnfrsbehörde, nicht das Gericht 
zu entsdieiden (§ U FluchtlG., §§ 24, 26 EntG.) (KG. 27. 5. 1891, 
EisenbE. Vlll S. 347). 
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I. Bes9ndere oisenbahnreehtliciiie Schriften. 

Kopp, Dr. Paul. Dal ▼dlkerrechtli<:]i< Verfahren and die Reebtsirirknngen 

bei Hcrstelluntr von Eisenbahn- VorbindnnRcn an den (rrenien sonre- 
räner iitaaten. Grcifswald 19Ü7. Diss. Druck von .lulius Abel. 

In der Torliegenden Schrift ist — meines Wissens zam ersten Male — der 
hOditk dankenswerte Versadi gemacht, aiystematiteb das ▼MkerreehtBdie Verfahren 

and die Rechtswirkungen bei Herstellung von Eisenbahn-Verbindungen an den 
Grenzen souveräner Staaten darzustellen. Mit grossem Geschick und besonderer 
Gründlichkeit hat der Verfasser die erheblichen Schwierigkeiten, die sich ihm auf 
dieiem dgenartigen, V51ker-, Staats- and Prlvatreoht herOhrmden ReehtageMete 
entgegenstellten, fiberwanden. Abgesehen von der einichligigen völkerrechtlichen 
Literatur hat er nach dem heigefiltrton Verzeichnisse etwa .300 auf die Herstellung 
von Eisenbahn-Verbindungen gerichtete Staatsverträge sowie andere auf das inter- 
nationale Eisenbahnrecbt bezQgliche Vertrage nnd sonstige völkerrechtlich in Be- 
tracht kommende ürkoacten benntst, am aas dieiem amf ästenden Material die 
Grundsätze, welche für das bezügliche Verfahren und die Rechtswirkungen gelten, 
klarzulegen. l>ie übersichtliche nnd klare Darstellung ist in h Paragraphen geteilt, 
von denen § 1 (Einleitung) eine kurze geschichtliche Entwickelung gibt nnd die 
Tdlkecrechtlkhen yoranmetsangen des EisenbahnanschInMes aafflihrt Im § 8 wird 
du Tölkerrechtliche Verfahren bei Ilcrstelluiiu des Eisenbahnanschlusses erörtert, 
und zwar gegliedert in A. die diplomatischen Vorstadien und 15. die juristische 
Technik; im § 3 die Rechtskontrollen des Grenzbetriebes: 1. die Organisation dos 
Oreatbetriebes, II. die hoheitsreditlidie Stdlnmg der Grenntaaten, inibenndere in 
beeng »af die Landeipolisel, das OeAllireeht and die Gerichtaboheit; im § 4 die 
Gestaltung des Bearatenrechts im Dienste der Grenzbahn (.\nstellung und Ver- 
pflichtung, allgemeine DienstverhiUf iiisse. persr.nliche V^erhältnisse, rechtliche Aus- 
nahmestellung der Gren/.buhnbeamten im jenseitigen Staatsgebiete). Der § ö 
ist einer abschliessenden Betrachtung gewidmet, welche snsammenfassend feststellt, 
dasü bei Herstellung und wihrcnd eines fortgesetzten Betriebs der auf Grund 
völkerrechtlicher Vereinbarungen erlianten internationalen Qronzbahncn im wechsel- 
seitigen Zagestehender Kontrahenten gewisse , Beschränkungen" statuiert werden, 
.daae aber tob einer Begründung gVäkarreAtUeher teTifentan" im intniMitifliidieii 
Eiaeabahn-Orensverltdir, von einem .Vergehen einea Hoheitsreehti'' nicht geiprocheo 
werden kann, sondern nur von Jnterfiskalischen Servituten". Diese Bezeichnung 
dürfte mit gerui|.;cn(ler Deutlichkeit daraufhinweisen, dass im internationalen Eisen- 
bahngrcnzverkehr keine eigentlich völkerrechtlichen Beschränkungen, keine Be- 
idninkongen der OeUetshoheit der kontrahierenden Staaten dadurch begründet 
werden, dass ein (frenzstaat dem anderen gestattet, innerhalb der Grenzen seines 
Territoriums eine Eisenbahn zu betreilien oder idurch eine Gesellschaft) betreiben 
zn lassen. — Im Interesse des interstaatlichen Verkehrs räumt der eine der Kon- 
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tnbenten dem Flskas des nnderon Staates — oder einer von der jcnseitigi-n Staats- 
regierang konzessioniorton (it'St llsclüift — das Recht tili, in grösserem rmfangc firund- 
cigontam in seinem Staatsgebiete zu erwei'ben und inncrlialb der Grenzen dieses den 
EisenlMliiklMtriAlMwweek«» dtenendoi Temiiis rein UtiHehUohe bsw. priTattedililioh 
in Betfacbt kommende, internationalreobtlleh jedenfalls nicht relevante Hand« 
lungen zu bewirken. Von einer Vornahme vnn Sf a at s:ikt cn seitens des fremden 
Staates (oder gar seitens der von diesem konzessionierten (icsellscbaft) im diesseitigen 
Staatsgebiete kann jedoch nicht gesprochen werden". 

Dieee Annahme eneheint als eine wohl begründete nnd den eigenartigen Bechts- 
bczfcbangcn durchaus entsprechende. Die Beicbhaltigkcit des Inhalts der Schrift, 
welche alle wesentlicheren Fragen in den Kreis der Betrachtung zieht, spricht für 
den grossen Fleiss und die ausserordentliche Sorgfalt des Verfassers. Die Arbeit 
wird nidit nnr fttr die Theorie, eondem andi Ar die Praxis von grossem Werte 
sein und ohne Zweifel an weiteren Untersnehnngen auf diesem überaus mditigen 
Gdiiite besondere Anregung bieten. Dr. G. Egcr. Berlin. 

Gleim, W. Das ücsetz über Kleinbahnen und rrivatanschlussbahnen vom 
28. Jnli 1882. 4. Aufl. Berlin Idm. Fnuu Vehlen. 

Der Verfasser h^ im Vorwort hervor, dass die sdir erhebliche Vermehrnng 
des Stoffes in den letzten 8 .Tahren seit Erscheinen der vorigen Auflage anf dne 
Neubearbeitung hingewiesen habe. Indes eine Neubearbeitung liegt eigentlich nicht 
vor. Der grüsstc Teil der früheren Erläuterungen ist unverändert geblieben nnd 
die ZmdUse sind so gering, daas der Text der Erlftnterungen verhMtnismüaeig nnr 
wenig zugenommen hat. Dagegen ist der Anhang &u angeschwollen, dass er etwa 
die Hälfte des Buches einnimmt und dasseUx nnniititj voluminös und teuer 
macht. Der Inhalt des Anhangs kann von den Interessenten aus den amtlichen und 
privaten Snmminngcn, den Varordnnngsbl&ttem nnd der Zeitschrift für Kleinbahnen 
leicht nnd ohne weiteres entnommen werden. Anf die sahlrdchen Unrichtlgkdten 
in den Erläuterungen einzugehen, verbietet der Raum. Es wird dies an anderer 
Stelle geschehen. Der Verfasser beharrt bei seiner irrigen und sattsam widerlegten 
Ansicht, dass die Genehmigung einer Kleinbuhn ciu bloss polizeilicher Akt, nicht 
eine Bisenhahnkonaession srf. Hierbei verkennt er aber vollstllndig die Tendens des 
Gesetzes nnd würdigt in höchst unzureichender Weise die Oesetzesmatcrialicn. Aach 
verschweigt er gänzlich, dass er mit seiner Annahme allein steht und die gesamte 
Literatur (Jerusalem, Schelchcr, Arndt, Stölzel, Stoerk, Flcischmann, Kittel u. a.) so* 
wie die Beohtsvteohnng den cntgegengesetsten Standpunkt einnelmien (s. in meinem 
Kommentar 2. AnlL 8. 32 IT. nnd EisoibB. XV 8. 182 ff.). Wie bereits früher im 
T'reuss. Landtage regierungsseitig konstatiert wurde, dass die Strassen- und Pferde- 
bahnen wirkliche K i sen bahn niit er nehm inigen seien, so wurde später auch 
von der Kgl. Sächsischen iiegierung , entsprechend der in allen anderen Staaten 
nur Geltung gclangtMi nnd von der Beobtawissenschaft einhellig adoptierten Anf- 
faisnng* dem Landtage unterm 29. .\pril 1898 die motivierte Ki kliiiung abgegeben, 
dass CS , abgesehen von der reinpolizeilichen Genehmigung nach dem bestehenden 
Rechte für die Anlage einer Strasseubabu einer besonderen Konzession (eines 
■taatUdien Verieihni^sahtesi) bedürfe*. Gleim ttbersidtt, die gesetsliche Be- 
tiidwpflioht der Kleinhahnen vom Betehi|(ericht aasdrflckliöh anf Gmnd dee | 24 
KleinhG. anerkannt ist (Entsch v 12. Oktober 1904. .IW. 1904 S. 566, EisenbE. XXI 
S. IHfi). Auch ist die l!th;iuptung unrichtig, dass nach der Verwaltungspraxis die 
BedUrfnisfragc nicht geprüft werde. Gerade das Gegenteil ist zutreffend. Der Vcr- 
Ihsser würde hiernach gut daran tnn, sich endlicb der herisdienden Meinung ann- 
•oUieBaen. Dr. 0. Bger, Beriia. 
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Kr. 83. Entseh. des Dentsehen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 29. Jannar 1906^). 

(BatMh. d. Beishiser. L ZItUi. M. « & SM.) 
Wenn eine Berufsgrnosscnschafl auf firund des § 136 GewUVG. von einem Betriebs- 
unternehmer Ersatz dessen fordert, was sie einem bei ihr versicherten Arbeiter oder 
dessen Hinterbliebenen gewähren muss, so kann ihr der Einwand nicht entgegengesetzt 
wtrim, dam der ArlMitor den •rliHMH« UifMt mIM verMbikM halM. Ehi mMmt 
Anspruch ktM auch dann erhoben werden, wenn der Betriebsunternehmer im Straf- 
verfahren von der Anklage, die Körperverletzung bzw. den Tod des verletzten Arbeiters 
fahrlässig oder durch qualifizierte Fahrlässigkeit veranlasst zu haben, freigesprooheii 

worden Ist 

Zutreffeud sind auch die Erwägungen, aus denen die Vorinstanzen 
den Einwand des Beklagten, dasa 0. durch eigene Unvoisichtigkeit den 
Unfall herbeigeführt habe, für nnbeachtlich angesehen haben. Ab- 
weichend von der Vorschrift in § 140 OewüVG., der von der Haftung 
dritter, in den §§ 185, 136 nicht bezeichneter Personen handelt und 
in gewissem Umfange den Uebergang der den entschftdignngsberech- 
tigten Personen erwachsenen Ansprüche auf die Berufsgenossenschaften 
vorschreibt, ist diesen in § 136 gegenüber den dort benannten Personen 
ein selbständiger Anspruch verliehen, der unmittelbar fUr die Berufs- 
gmiossenschaften kraft Gesetzes entsteht. Sie sollen unttM den in 
§ 136 bezeichneten Voraussetzungen von diesen Personen Ersatz der- 
jenigen Aufwenduiifreii verlangen diufen, welche ihnen infolge des rechts- 
widrigen Verhaltens »lieser Personen erwachsen sind. Bei dieser recht- 
lichen Konstruktion kommt es im Verhältnis zwischen den Berufs- 
genossenscbaften und den regresspflicbtigen Personen nur darauf an, 
welche Leistungen dm ersteren nach dem Gesetze gegenüber dem Ver- 
unglückten oder seinen Hinterbliebenen obliegen; soweit eigenes Ver- 
schulden des Verunglückten für die Verpflichtungen der Bemfogenossen- 



Ebenso erkannt miterm 26. Febmar 1906 Bd. 6S S. 488. 
B(«r, UaeBbahanahaiahs SaiMheldiiagra ZXIV. 8 
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Schaft uuberücksicbügt zu bleiben hat (§ 8 GewüV« i ), kommt es auch 
fttr den der Genossenschaft zu leistenden Ersatz nicht in Betracht. 

Beizutreten war aber auch der Vorinstanz bezügb'ch do?jenigen 
Frage, welche den Haiiptstieitpunkt der Parteien gebildet liat , ob 
nämlicli der Ersatzanspruch der Klägerin dadurch ausgeschlossen wird, 
dass der Beklagte in dem wider ihn eingeleiteten Strafverfahren von 
der Anklage, durch Ausserachtlassung der Aufmerksamkeit, zu der er 
vermöge seines Amts und Berufs besonders verpflichtet war, den Tod 
des G. herbeigeftthrl; zu haben, freigesproehen worden ist. 

Das UnfallTersicheniDgsgesetz vom 6. Jnli 1884 gab den Berafs- 
genossensehaften das Recht, fUr alle Aafwendangen , welche sie auf 
Grand dieses Gesetzes infolge eines Unfalls gemacht hatten, Ersatz 
von denjenigen Betriebsunternehmem, Bevollmftcbtigten oder Beprftsen- 
tanten, Betriebs- oder Arbeiteranfsehem zn fordeni, gegen welche 
durch strafgerichtliches Urteil festgestellt war, dass sie den Unfall 
vorsätzlich oder durch Fahrlässigkeit mit Ausserachtlassung derjenigen 
Aufmerksamkeit herbeigeführt hatten, zu der sie vermöge ihres Amts, 
Berufs oder Gewerbes besonders verpflichtet waren. Diese sli africhter- 
liclie Feststellung bildete somit die einzige Tatsache, von deren Vor- 
handensein der Ersatzanspruch abhing; die Ersatzpflicht ders Hetriebs- 
unternelimers und der übrigen im Gesetz benannten Personen war ohne 
weiteres gegeben, wenn diese Feststellung vorlag, und sie bestand an- 
dererseits auch nur in diesem Falle. 

In da* ersteren Bichtiing ist auch Ar die Bera^enossensehalten, 
obwohl sie im ersten Satze des § 136 Abs. L nicht miterwähnt sind, 
nach dem zweiten Satze eine Aendemng des bisherigen Bechtszustandes 
durch das Gewerbe-Unfallversichemngsgesetz vom 30. Juni 1900 nicht 
eingetreten; dagegen sollen nach den Bestimmungen in § 136 Abs. 1 
Satz 8 dieses Gesetzes die mehrfach genannten Personen jetzt der Ge- 
nossenschaft für deren Aufwendungen „anch ohne Feststellung durch 
strafgerichtliches Urteil" haften. Unzweifelhaft ist hiernach der An- 
.«»pruch der Genossenschaft nicht mehr schon dann ausgeschlos.sen. wenn 
gegen den Bet i iebsunternehmer etc. unter der Beschuldigung, den Unfall 
vorsätzlich uder durch (lualifizierte Fahrlässigkeit (§§ 222 Abs. 2, 230 
Abs. 2 StGB.) verursacht zu haben, ein strafgerichtliches Verfahren 
überhaupt nicht eingeleitet worden ist. weil entweder der Unfall nicht 
zor Kenntnis der zuständigen Behörden gekommen ist, oder die zur 
Entscheidung über die Strafverfolgung berufenen Behörden ans recht- 
lichen oder tatsftchlichen Erwftgungen keinen genügenden Anlass zur 
Erhebung der öffentlichen Klage gefunden haben (§§ 168 f. StPO.). 
Das gleicbe ist aber nicht bloss in den Ffillen, wo es aus anderen 
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Grflndeu nicht nir Ei'öffoiug^ des HanptTerfahrens gekommen ist 
§§ 178 f., 201 f. StPO.)i sondern selbst dann anzunehmen, wenn das 
Hanptverfahren eröffnet, der Angeklagte aber ans tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen freigesprochen worden ist, und es begründet inso- 
weit anch kdnen Untersehied, ob das Strafgericht Umstinde, die den 
Tatbestand der dem Angeklagten beigemessenen strafbaren Handlang 
bilden, bloss fttr nicht genügend erwiesen erachtet liat, oder zu der 
Ueberzeugnng gelangt ist, dass diese ganz oder zum Teil nicht gegeben 
seien, wie dies im vorliegenden F:\\\c geschehen ist, in dem das Straf- 
gericht zwar eine qualifizierte Faiirlässigkeit des jetzigen Heklagteu 
festtrcstellt, aber angenommen hat, dass der Kausalzusammenhang 
zwisclien seinem Verhalten und dem Tode des G. durch dessen eigene 
Unvorsichtigkeit unterbrochen worden sei. 



Nr. 84. Entsch. dt's Pr<^uss. Obcrrerwaltuiii^gerldlls. 

4. Senat. Vom 22. Februar 190ü. 

(PrRltmliAnk. tgo7 a«ft » 8. UM. — BntMb. OVO. Bd. 40 a 14*.) 
Die ErliebMg von Anliegerbeiträgei gemäss § 15 des Ges. vom 2. Juli 1875 ist Mf MWtH 
zulässig, als die Gemeinde selbst Kosten aufgeweniet hat. 

Der Anspruch der Gemeinde auf Auli^erbeiträge zu den Strassen* 
herstellungskosten nach § 15 des Gesetzes vom 2. .luli 1875 ist ledig- 
lich ein Erstattnngsanspruch. Die Gemeinde kann also Beiträge nur 
für den Fall, dass, und nur in dem Umtaiiire, wie sie selbst Aufwen- 
dungen für die .\nlegung der Strasse tatsächlich gemacht hat, erheben. 
Sind der Gemeinde keine Kosten t utstanden , so kann sie keine Bei- 
träge beanspruchen; namentlich ist sie nicht berechtigt, Beiträge zu 
gunsten eines Dritten zn fordern, der seinerseits die Strasse auf eigene 
Kosten angelegt oder der Gemeinde die Ifittel xnr Anlegung der Strasse 
gegeben hat 

Eine Aufwendung der Gemeinde ans eigenen Mitteln ist dagegen 
vorbanden, wenn die Strassenanlage zwar mit Mitteln anderer Personen 
gemacht, die Gemeinde aber verpflichtet ist, diesen Personen die Gelder 
zn erstatten. 

Xr. Hö. Entsch. des Preuss. Otjerverwaltungsgerlehts. 

1. 8enat. Vom 6. März 1906. 
(Salbstmimbiiag Jahrg. M (itOT) Nr. M 8. HO.) 

§ 10 Tit. 17 Tl. II Preuss. ALR. § 24 EisenbG. vom 3. November 1838. Voraussetzungen 
für die iwUzeUiolie Auflage der Errichtung einer Bedürfnisanstalt aaf «iiiMi Balwtofl- 

vorpiatze durch die Stadtgemeinde. 

Gemäss § 24 des Eisenbahngesetzes vom H. November 1838 liegt 
dem Eisenbahuuntcrnehmer die Ptliclit ob, itie Bahn nebst den Trans- 

8* 
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portanstalten fortwährend in einem solchen Stande za erhalten, dass 
die Beförderung mit Sicherheit and auf die der Bestimmung i]es, üntw- 
nehmens entsprechende Weise erfolgen könne. Zu diesen dem Interesse 
der Eiseiibahniinternehniung und des die Eisenbahn benutzenden Publi- 
kums dienenden Anlagen, deren Errichtung herbeizuführen Aufgabe der 
Balinaufsiclitsbehörde ist, gehören anoh Aborte und Pissoirs. (Entsch. 
d. OVG. Bd. '^2 S. 344.j Auch bes( liiänkt sich die Erfüllung dieser 
Pflicht, soweit es sich um einen Bahiiliul handelt, in räumlicher Be- 
ziehung nicht auf den Bahnhof im engsten Sinne des \\ ortes, sondern 
nmfasst auch etwa vorhandene Zufuhr wege und Vorplätze, soweit sie 
Teile oder Zabe1i5r der Eisenbahoanlage selbst «nd. Vorausgesetzt 
daher, dass der hier in Bede stehende Vorplatz, soweit er im Eigen- 
tum des Eisenbahnfiskns steht, einen Bestandteil der Bahnhofs- 
anlage ansmaeht, and weiter vorausgesetzt, dass der Elftgerin (Stadt) 
aufgegeben sein sollte, auf diesem Teil der Bahnhofsanlage das Pissoir 
za errichten, würde der Klage stattzugeben sein. Denn die Zuständig- 
keit der Ortspolizei erstreckt sich, soweit sie den Anlass zum Ein- 
schreiten aus dem Verkehr auf dem Bahnhofe entnimmt, nicht auf die 
Bahnhofsanlagen. (Entsch. d. OVG. v. 7. März 1899; PrVerwBl. Jahrg. 
20 S. 558.) 

Ob die erstere jener beiden Voraussetzungen zutrifft, bedarf keiner 
Erörterung. Denn jedenfalls ist die andere nicht gegeben. Jeder 
Zweifel, der in dieser Beziehung nach dem VVorllaul der Verfügung 
vom 12. April 1905 entstehen kann, wird durch den Bescheid des Re- 
gierungspräsidenten beseitigt. Danach handelt es sich um die Errich- 
tung eines Pissoirs auf demjenigen Teile des Bahnhofsvorplatzes, der 
in städtischem Eigentume steht. Die OrtspolizeibehOrde war daher 
zu ihrer Anordnung znst&ndig, und die Stadtgemeinde ist auch ver- 
pflichtet, ihr nachzukommen, es sei denn, dass sie den Nachweis fOhrt, 
dass die tatsächlichen Voraussetzungen nicht vorliegen, die die Behörde 
za der Anordnung berechtigen, mit anderen Worten, dass ein Bedürfnis 
zur Errichtung eines Pissoirs auf dem städtischen Teile des Vorplatzes 
nicht vorhanden sei. 

Zum Teil ist die Klägerin der Führung dieses Nacliwei.ses durch 
die P^rklärungen drs Polizeidirektors und der Besrhwerdeinstanzen 
überhoben. Der Verkehr in der Vniiiaile des Baiiiihofs, überhaupt auf 
dem Bahnhofe, der von den Behörden betont wird, kommt nicht in 
Betracht. Dem Bedürfnisse des die Bahnhofsanlagen benutzendeu Tu- 
blikums ist die Stadtgemeinde abzuhelfen nicht verbunden. In Betracht 
kommen kann lediglich der ausserhalb der Bahnhofsanlage stattfindende 
Verkehr. Sein Umfang kann jedoch nicht lediglich danach bemessen 
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werden, wieviel Menschen den Platz oder seine nähere Umgebung 
passieren, nni Ton einem Teile des sUdtischen Gebietes za einem an- 
deren zn gelangen. Auch das Pablikam, das sich anf dem Wege znm 
Bahnhofe oder von dem Bahnhof nach der Stadt befindet, ist zu be- 
rflcksichtigen. Denn für das Pabliknm, das den Bahnhof noch nicht 
erreicht oder ihn bereits verlassen liat, sind die Einrichtungen inner- 
halb der Balmliof>!anlage von keiner oder doch nur o:eringerer Bedeu- 
tung; jedenfalls goliört dieses Publikum nicht zu den Leuten, die die 
Bahnhofsanlage benutzen; sif^ wollen sie erst benutzen oder liahen sie 
bereits benutzt. Dass der Verkehr von und zum Bahnhofe gross ist, 
hat die Klägerin nicht bestritten. Damit ist dann auch die tatsäch- 
liche Unterlage gegeben, die die Anlage einer Bedürfnisanstalt zwischen 
dem Bahnhofe und der eigentlichen Ortslage erfordert. 



Nr. 80. Entsch. dos Preuss. Oberverwal tun s^sgcriclits. 
Diszipliuarsenat. Vom 9. März 1906. 

(Bntnb. d. OVQ. Bd. 48 S. 415.) 

PreMt. DItzfpIfi. von 21. Jiill 18S2. Die DItzIpIhMrbeliSnl« M zwar heftoit, Ikar Oiimt< 

vergehen eines Beantaa is mImii früheren Dienststellungen zu urteilen, iMt aber Uber 
Handlungen, die er vor dem ersten Eintritt in eine Beamtenstellimg beiaagen hat. 

Mit Unrecht behauptet der Angeschuldigte, dass seine in H. be- 
gangenen Handluniren nicht mehr zum Gegenstande disziplinarer Ver- 
folgunf;^ freniacht werden dürften. Das Oberverwaltungsgericht ist zwar 
im Gegensatze zur Auffas.sung des Staatsmiiiisteriums und zu den Aus- 
führungen in dem Werke von Seydel (Gesetz vom 21. Juli 1852. be- 
treffend die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten, Erläute- 
rungen zu 2 Ziü. 2 S. 42 und 43 Aum. 3 und 4, 2. Aull.) stets da- 
von ausgegangen, dasü Handlungen, die ein Beamter vor dem ersten 
Eintritt in eine Beamtenstellung begangen hat, nicht den Gegenstand 
einer selbständigen Bestrafung im Disziplinarverfahren bilden können 
(vgl. Urteil vom 30. März 1892, Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
geiicbts Bd. XXII S. 42$). Der Grund aber, auf dem diese Bechts- 
auffassung beruht, besteht allein in der Erwägung, dass das Diszipli- 
nargesetz vom 21. Juli 1852 nur die Bestrafung der „Dienstvergehen" 
im Sinne des § 2 dieses Gesetzes znm Gegenstande bat, solche aber 
nach der dort gegebenen Begriffsbestimmung nnr von einem Beamten, 
also nicht von einer Person, die noch keinerlei Heamtenstellung erlangt 
hat. begangen werden können. Dieser Grund trittt jedoch nicht zu auf 
diejenigen Handlungen eines Beamten, die er in früheren Amt.'jstellungen 
begangen hat. Hierauf ist schon in dem angeführten Urteile dadurch 
hingewiesen, dass in den das Ergebnis dei' Erwägung zusammeufasseu- 
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deo Satz die in Klammer gesetzten Worte.: »über die in früheren 
Aemtern begangenen verhUt sich die ObertribmiabeDtscheldung vom 
15. Hai 1865, JMBI. 8. 147" eingeschaltet und dem Worte »Hand- 
langen' erlftntemd beigesetzt sind (vgl. 8. 427 a. a. 0.). In späteren 
Entscbeidnngen hat das Oberverwaltangsgericht in Uebereinstimmung 
mit dem angeführten Urteile des Obertribnnals ansdr&cklich ausge- 
sprochen, dass die Disziplinarbehörde, der ein Beamter vermöge seiner 
gegenwärtigen Amtsstelhing nnterstelli ist, aach die Befugnis bat, Uber 
seine in früheren Amtsstellnngen beiG^angenen Dienstvergehen zu urteilen, 
und zwar selbst dann, wenn nicht nur ein Wechsel des Amtes, sondern 
auch ein solcher dos unmittelbaren Diensthemi vorliegt, so z. B. wenn 
ein unmittelbarer Staatisbeamter iu den niittelbaien Staatsdienst über- 
geht. Dieser Satz findet seine Rechtfertigung darin, dass die Diszi- 
plinargewalt Uber mittelbare wie unmittelbare Staatsbeamte Ausfluss 
der einheitlichen Staatsgewalt ist, und ist wiederhholt vom Oberver- 
waltungsgericht angewendet worden. 



Nr. 87. Entseh. des Deutsehen Relehscerichts. 
7. Zivilsenat. Vom 23. März 1906. 

(Lelpstger ZsItMhr. Jfthrg. i (190?) Nr. i ä. 66.) 

Auslegung der Vertragsbeetinmung ii dem Haflpiiohtveriloberungevertrage einer 
SIrMtMriiihiitMllMiliafI, isM dit VtraMianNif ii€b mit 40000 Mark pra Kopf iar 

verletzten Fahrgäste oder der verletzten Mitglieder des Publikums, Im ganzen aber nur 
«af 100000 Mark pre Ereiiirie erstreckt, wenn durch dieses zwai adar aiahrara Par- 

sonen verunglücken sollten. 

Der Berufungsrichter legt den § 2 des Versicherun<isverlra<2;es, 
welcher den Gegenstand des Streites zwischen den l^arteieii bildet, in 
Uebereinstimmung mit dem LandgtMicht dahin aus, dass durch die Be- 
grenzung des Umfangs der Haftung der Klägerin auf die Summe von 
100000 Mark für den Fall eines sogenannten Massenunglücks der vor- 
hergehende Satz nicht berührt werde, wonach fttr den einzelnen Vemn- 
glOckten nicht mehr ab 40000 Hark zn zahlen sind, dass also auch in 
dem enteren Falle die Versicherangssumme sich auf 40000 Mark pro 
Kopf beechrftnke. Diese den Standpunkt der Kl&gerin teilende Aus- 
legung ist fttr das Beyisionsgericht bindend, sofern sie nicht Rechts- 
normen verletzt oder erhebliche Tatumstände nnberttcksichtigt Iftsst* 
Die nach beiden Richtungen von der Revision erhobenen Angriffe er- 
scheinen iudessen unbegründet. Zunächst ist es ohne Belang, dass die 
Worte „im ganzen" im zweiten Halbsatze dt*s § 2 des Vertrages in 
der bei den Akten befindlichen Abschrift nicht unterstrichen sind. 
Wenn sie der ßerufungsrichter unterstreicht, so will er damit seine 
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Anffaflsong besonders betonen, dass für den einzelnen Vernnglfickten 
nicht mehr als 40000 Mark und zusammen in Iceinem Falle mehr als 
100000 Hark zn zahlen seien. Dafür liegt nichts vor, dass diese Anf- 
fassnng doreh die irrtttmliche Annahme beeiiiflnsst worden sei, die be> 

zeichneten Wort<^ seif ti auch von den Parteien in ihrem V^ertrage nnter- 
strichen. Wenn die Revision ferner rügt, dass der Berufangsrichter 
die Rechtsgrundsntze iiber die Auslegung von Verträgen und insbeson- 
dere von Versicherungsvertrageil verletzt habe, so ist dem nicht zuzu- 
stimmen. Auch schon nach friihereni Rechte galt jedenfalls bei Handels- 
geschäften vor allem die Auslngungsregel , dass zunächst der wahre 
Wille der Parteien zu erfnrsciien und nicht an dem buchstäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu haften sei (Art. 278 HOB.; vgl. jetzt § 133 
BGB.}. Ein Handelsgeschäft steht zweifellos in Frage, und es bat der 
Bemfangsrichter nicht yerkannt, dass der Wortlaut des Vertrages in- 
sofern Bedenken errege, als von einem Ereignis die Bede sei, bei 
welchem zwei oder mehrere Personen verletzt, würden. Er erwägt 
aber, dass die Fassnng nur anf einem Versehen, einer Ungeschicklich- 
keit bemhen kOnne, nnd begründet dies damit, dass es QomOglich in 
der Absicht der Parteien gelegen haben könne, in dem ohnehin fftr die 
Klägerin nngfinstigeren Fall eines MassenanglUcks deren Haftung der- 
gestalt zu erweitern, dass sie innerhalb des Höchstbetrages von 100000 
Mark für die einzelne vernnglftckte Person mehr, als die unmittelbar 
vorbei- festgpsotzle Summe von 40000 Mark habe zahlen sollen. Der 
fierufungsrichter ermittelt also in tlurchaus scliHi.s.siger Weise den wirk- 
lichen Willen der Vertragschlie.ssenden gegenüber dem Wortlaute der 
Urkunde. Man kann auch nicht etwa sagen, dass jener Wille überhaupt 
nicht erklärt worden sei, weil er in dem Vertrage keinen Ausdruck 
gefunden habe, dass demnach nnr der Fall des Irrtums gegeben worden 
sei. Vielmehr findet der Bemfnngsriehter gerade in dem sonstigen Inhalt 
des streitigen § 2 die Meinung der Parteien niedergelegt, dass pro Kopf 
nnter allen Umständen h(ichstens 40000 Mark zn entrichten seien; mit 
dieser klar erkennbaren Meinung setze sich nnr der Hinweis anf zwei 
Personen bei einem Yersichernngspflichtigen Ereignis in Widerspruch. 
Der T'ri nfungsrichter wai hiernach wohl befugt, dieser Bezifferung, bei 
welcher der vorausgehende Satz dem Schreiber in seiner Tragweite 
nicht mehr gegenwärtig war. die massgebende Bedeutung abzusprechen 
und sie nicht in dem Sinne der Erhöhung des Risikos der Klägerin, 
für welches sonst jeder Anhalt fehlte, gelten zu lassen. Hat aber der 
Berufungslichter den wahren Willen der Parteien innerhalb der durch 
den Art. 278 des Handelsgesetzbuches gezogenen Grenzen festgestellt, 
so kann von einer Verletzung der Kegel — wenn überhaupt eiue sulche 
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schlechtbin anzaerkennen ist — , dass im Zweifel zugansten des Ver- 
sicherungsnehmers zn entscheiden sei, keine Rede sein. Ebensowenig 
kann sich die Beklagte darauf berufen, dass ihr die Intentionen der 
Kl&gerin niclit erkennbar geworden seien. Uebrigens ist doch auch zu 
beachten, dass im Zweifel für den o:erinp:eren Umfang einer ttbeiiiom- 
menen Verptlichtung zu entscheiden ist, und dass auch danach die sich 
lediglich an das Wort .zwei" haltende Auslegung der Beklagten za 
missbilligen sein würde. 



Nr. 88. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. ZiTiUenat. Vom 27. März 1906. 

(Zrttaebr. t DMtaeh. Vtag. n. Fnas. ZlvUr. Bd. n Haft 1 & Mt.) 

f 400 B8B. I 050 Abt.3 ZPO. lliMiMil «Im RMte aM § 043 MB. (§ 7 RHaftvOa.) 
■Mrt pfliMar, M aicb «• Abtretung derselben unzulüMig. Dtot |llt amb fflr Miak* 

stäade der Rente. 

Die Abweisang der Klage von N. ist erfolgt, weil die Abtretung 
nnziilässig gewesen sei. Der Ansprach der Klägerin U. auf die Rente 
sei nach § 850 Abs. 3 ZPO. nicht der IM'iindung unterworfen und künne 
darum nach § 400 BGB. nicht abgetreten werden. Der Anspruch auf 
das Schmerzensgeld sei zur Zeit der AblretunL-^ noch nicht ret litshängig 
gewesen und habe darum nach § 874 BGB. ebenfalls nicht auf den 
Kläger übertragen werden können. Dieser Grund i.st richtig und auch 
ausreichend, weil der Klägerin U. ein Anspruch auf die M. 242,11, der 
abgetreten werden konnte, dem Obigen nach nicht zusteht, und weil 
die ihr zuerkannte Rente nicht den Betrag erreicht, ttber den hinaus 
die Beute pfändbar sein w&rde. Eb hatte sich allein der Zweifel auf- 
werfen lassen, ob die Vorschrift des § 850 Abs. 3 ZPO. sieh auch auf 
die zur Zeit der Abtretung bereits fftlligen ROckstände der Rente be- 
zieht und auch diese der Pfändung nicht unterworfen sind. Allein mit 
Recht hat das Berufungsgericht den ganzen Rentenanspruch der Klä- 
gerin U., einschliesslich der Bückstände als nicht pfändbar und darum 
seine Abtretung im ganzen Umfange nicht als zulässig angesehen. 
vSchon nach der Wortfassung des § 850 umfasst seine Vorschritt alle 
Leistungen, die aus den dort angegebenen Rechtsgründen geschuldet 
werden. Sollte sie auf die bereits fälligen Rückstände nicht miterstreckt 
werden, so hätte es eines einsehränkemlen Zusatzes bedurft, wie bei 
der Nummer 1 daselbst durcii die Bezugnahme auf das Reichsgesetz 
vom 21. Juni 1869 auch hinzugefügt worden ist. Zu demselben Er- 
gebnis fährt die Erwägung, dass es dem Zwecke des Gesetzes zuwider- 
laufen wttrde, wenn der Zahlungsverzug des Schuldners der Rente be- 
wirken könnte, dass die Pfändung der Räckst&nde zulässig und damit 
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nach § 294 BGB. zugleich die HQgliebkeit einer Aafrechnong des 
Schuldners gegen den Bentenansprach gegeben sein wQrde. 

Nr. 89. Beschliiss des Oherlando8?oriolits Colmar. 

1. Zivilsenat. Vom 2 8. März 1906. 

(Jur. Zeitscbr. f. Hls.-Lotb. Jabrg. 32 Heft 6 .S. 246 ) 

Klage eiBM BatHtm illi«r vernV|6Mreditlleiie Antpriiolie aus nrinm OtaMtveriilltait. 
— VwrusMtaMi i«r Ertugmi «ioer Uafiallreatt auf flrmd des fies, von 20i Mai 19Q2. 

1. Znr Vermeidung des Verluste» dieses Elagerechts muss der Be- 
amte binnen 6 Monaten nach der Entscheidung der obersten fieichs- 
behOrde Klage erheben nud, wenn die Entscheidung (gemäss § 54 BBG.) 

nur Ton einer höheren Reichsbehörde getroffen worden ist, in gleicher 
Frist Beschwerde au die oberste Reichsbehörde einlegen. 2. Voraas- 
setznng der Erlan^nnn^ einer Unfallrente nach dem Gesetze vom 20. Mai 
1902 ist der Nachweis des nrsäcliliclien Zusammenhangs zwischen dem 
behaupteten Uufall und der Invalidität. 

Nr. 90. Futsch, des 01)erlaiHlesu:erlehts Colmar. 

3. Zivilsenat. Vom 24. April 1906. 
(Jnr. KaiiMlir. fl Bft-Letlir. J»hrg. n H«lt b S. hol) 

ttslaltsriiskftnIenNil gegaii einea in Msiliilimrwef aas den Maaat enttaMsaan Ba< 
antaa. — Zalisaigkatt des Reclitsweges gegen den Fiskus für angeblicli durch die Sctiuld 
aelner Vorgesetzten erlittene Verminderung der Erwerbsfähigiceit eines Beamten. Vor- 
aussetzung. — Vorbedingung der Widerlclage eines Beamten gegen den Fiskus. 

1. Der § 128 Abs. 1 HBG. betiit^'t mir den Zeitpunkt des Beginnes 
der Einbehaltung des (lelialtes infolge der Suspension eines Beamten 
vom Dienst, hat aber flu die Frage, mit welchem Zeitpunkt im Kalle 
der disziplinaren Dienstentlassung der Anspruch auf Gehalt aufhört, 
keine Bedeutung. Solcher Ansprach hört anf mit dem Augenblick der 
Rechtskraft des auf Dienstentlassung erkennenden IHsziplinarnrteils. 
Die Zarfickfordernng des im voraus zuviel bezahlten Gehaltes erfolgt 
nach den Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicherung. 2. Der 
Rechtsweg gegen den Fiskus ist an sieb zulässig zur Geltendmachung 
eines Schadenersatzanspruches für Minderung der Ei wcrbsffthigkeit, 
welche angeblich ein Beamter durch die Schuld seiner Vorgesetzten 
während seiner Dienstzeit erlitten hat, da der Anspruch aus dem Dienst- 
verhältnis hergeleitet wird (§ 149 RBG ). Nach § 40 AGBGB. haftet 
aber der Kiskus als Bürge nur insoweit, als ein Ersatz von dem schul- 
digen Beamten nicht zu erlangen ist. 8. Vor Erliebuiig der Wider- 
klage eines Ikaniten gegen den Fiskus hat derselbe die Entscheidung 
der obersten Vei waltungsbehörde einzuholen. 
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Entitcb. des Kaiuuicrgericbts in Berlin vom 19. Mai 1906. 



Nr. 91. Entsch. diM Kammergerichts in Berlin. 
8. Zivilsenat. Vom 19. Hai 1906. 

(PrBiMobAroh. 1907 Heft I 8. MI.) 

Auf die Bezeichnung „Architekt** hl einem behördlichen Zeugnisse hat ein Bautechniker 
M€h dar barraehMilM Uebung nur bei Selbständigkeit seiner Tätigkeit Md var9lB|l|ea 

akademischen Studium Anspruch. 

Nach § 1 des Gesetzes. beti eflFeiid Ei Weiterung' des Rechtswegs, vom 
24. Mai 1861 findet übei- verniönreiisrechtliclie Ansprüche der Staats- 
beamten aus ihrem Dienst voihültnis der Rechtswe<r statt. Dass der 
Anspruch auf Ausstelluii«,' eines Zeuy:niss»\> zu den verniögensi echtiichen 
Ansprüchen gehört, ist unbedenkiicli anzunehmen, da das Zeugnis dazu 
bestimmt ist, das wirtschaftliche Fortkommen desjenigen zu siclieru, 
auf dessen Leistnngen es sich bezieht. Die gegenwärtige Klage ist auch 
innerhalb der durch § 2 a. a. 0. bestimmten sechsmonatigen Frist er- 
hoben. Aach dann also, wenn — was dahingestellt bleiben kann — 
der Kläger als Beamter anzusehen ist, ist der Rechtsweg gegeben. 

Dass der Klftger den Ansprach erheben kann, dass ihm ein Zeug- 
nis fiber seine Leistungen ausgestellt werde, int rechtlich zweifellos 
und auch von dem Beklagten nicht bestritten. Der Beklagte bestreitet 
aber, dass ler Kläger den Titel „Architekt** verlangen könne, und will 
ihm nur den Titel „Bautechniker" zubilligen. Zur Entscheidung ist in 
erster Linie die Frage wesentlich, welche Stellung der Klftger im Dienste 
des Beklagten gehabt hat. Die Bekanntmachunj: der Königlichen Re- 
gierung in F. auf die liin <k'r Klüger engagiert worden ist. besagt: 
„.\ls Hilfsarbeiter im hochbautechnischen Bureau hiesiger Königlichen 
Regierung wird ein tiichtiger Architekt, der sich als guter Zeichner 
und Techniker ausweisen kann, auf längere Zeit gesucht". Es ergibt 
sich hieraus, dass die Stellung des Klägers eine unselbständige Stellung 
im Bureau der Königlichen Regierung gewesen ist. Der Kläger gibt 
femer selbst zu, dass er ein akademisches Studium nicht genossen habe. 
Wenn nun auch die Bezeichnung „Architekt* keine gesetzlich bestimmte 
ist, so wird diese Bezeichnung doch nach der herrschenden und als 
richtig anzuerkennenden üebang nicht allen Bausachverständigen bei- 
gelegt. Vielmehr sind dafür die beiden erwähnten Momente (Selb- 
stitndigkeit der Tätigkeit und akademisches Studium) wesentlich. Aus 
diesem Gesichtspunkte kann es niciit als unrichtig angesehen werden, 
wenn die Königliche Regierung dem Kläger die Bezeichnung als ^Ar- 
chitekf* versagt und nur diejenige als „Bautechniker" (welche übri- 
gens in § 13.Sa der Reichsgewerlieoidnung vorgesehen ist) zugebilligt 
hat. Der Umstand, dass der Kläger, wie er angibt, auch die wissen- 
schaftliche t>eite der Baukuude beherrscht, indem ei sich diesem höhere 
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Wissen durch Selbststudiuiu »lageeiguet hat, ist nicht entscheidend, 
ebensowenig der Umstand, dass die Königliche Regierung in ihrem er- 
wfthnten Anssehreiben einen »Architekten" verlangt hat ond dass der 
Kläger wiederholt in amtlichen Schriftatficken als „Architekt" bezeichnet 
worden ist. In letzter Beziehung ist daranf hinzuweisen, dass der 
Elftger in einer besonders wichtigen Urkunde, nAmlich dem Anfnahme- 
protokoU, als «Bautechniker* anfgeftthrt worden ist — wenn er auch 
nach seiner Angabe demnächst dagegen protestiert hat. 

Ebensowenig kann ein Ansprach des Klägers auf Beifügung des 
Vornamens and des Geburtsortes in dem Zeugnis anerkannt werden. 
Ein solcher Ansprncli kann unter Umständen begründet sein, insbeson- 
dere dann, wenn bei Hiintisrkeit des Namens die Gefahr einer Verwechs- 
lune: nahelieg-t. Dass dies im f^pf^enwärtigen Falle stattfindet, ist iiirht 
anzuerkennen, da der Name „L." weder überhaupt noch im Baugewerbe 
derart häufig vorkommt. Uebrigens ist in dem jetzt vorgebrachten 
Verlangen des Klägers auf Hinzufügung des Geburtsortes nur eine Er- 
weiterang der Klage, 'nicht das Vorbringen eines neuen Anspruchs im 
Sinne des § 629 ZPO. zu erblicken. 

Nr. 92. Entsch. dee Oberlandesgertehts Colmar. 

I.Zivilsenat. Vom 25. Mai 1906. 

(Jur. Zi'itscbr f. Els.-I.othr. Jahrg. 32 Heft 7 S. S41.> 

Wenn im Entei||nung«v6rfahren infolge der Entbindung eines HauptgeecliworeneR von der 
Mltwlrfcng ImI dtr EiilMhihliMg ErtatigeMiiwtreiMr herassef «tes wIH, M er sleM 
an de Stelle de» auegeeoMedeaM Haiptgeechworenen eiizureHien, sondern diesem rücken 

die verbliebenen Hauptgeschworenen nach, und dem letzten von ihnen schllessen sich 
die Ersatzgeschworenen an. Verletzung dieser Reihenfolge ist Kassationsgrund. 

Was den ersten l\as.sations<xnind anlangt. Verletzung des Alt. 34 
Ahs. 4 Ges. V. 3. Mai 1841. so bestellt in der Recbtslelire und Hecht- 
sprechung Einverständnis über folgendes: Wenn ein Hauptgeschworener 
infolge irgendeines Hindernisses wegfällt, riicken die übrigen Haupt- 
geschworenen nach, und der Ersatzgeschworene, welcher den w^- 
gefallenen Hauptgeschworenen zu ersetzen hat, kommt an den Schluss 
der Liste. Die Geschworenen sind in der vom LG. festgesetzten fieihen- 
folge berufen, bei der Entscheidung mitzuwirken. Ersatzgeschworene 
dürfen dann bei der Entscheidung nicht mitwirken, wenn noch Haupt- 
geschworene in genügender Anzahl — 12 — Torhanden sind. Ver- 
sUtost der leitende Richter gegen diese Grundsätze und hat dieser Ver- 
stoss eine dem Gesetze zuwiderlaufende Zusammensetzung der Ge- 
schworenenbank zur Fol<re. so ist eine Verletzung des Art. 34 Abs. 4 ge- 
geben, auf welche der Kassationsreknrs narh Art. 42 des gedachten 
Gesetzes gestützt werden kauu. SciiUesslicb kann ein Fehler in der 



1X0 EuUcb. de» Preuäs. Oberverwultungsgericbu vuui 7. Juli 1906. 

BesetiUDg der entscheidenden Geschworenenbank aaeh dadurch nicht 
geheilt werden, da«8 die Beteiligten, ohne den Fehler zu rfigen, vor der 

nngesetzlicb zusammengesetzten Geschworenenbank Terhandelt haben 
(gl. Dalloz, Sappl, v". Expropr. Nr. 428 und die dort angeführten Ent- 
scheidungen des französischen Kassationshofes ; insbesondere Dalloz. 
P. 74, 1, 248 und 78, 1, 437, ferner 89, 1, 263 und 89, 1, 39; 
Peyronny-Delamarre Ausg. 1859 Nr. 388—391 : Daffry de la Monnoye, 
Ausg. 1859 S. 200, 218; DHalleaii, Aus<r. IHliB Rd* I Nr. 530). Im 
vorliegenden Falle musste der Ersatzge.scliworene M. unter Nr. 16 in 
die Liste eingesetzt werden, nachdem der Hauptgeischworene N. ent- 
bunden worden war. Nach der Ablehnung der Gcschworeueu unter 
Nr. 3 und 8 bestand die Liste noch ans 14 Personen, yon denen die 2 
letzten gemäss Art. 34 Abs. 4 zu streichen waren. Der Leiter der 
Geschworenenbank hat dem Gesetze zuwider die Hauptgeschworenen 
B. und Schw. gestrichen, während letzterer nnd der Ersatzgeschworene 
M. gestriehen werden mussten. Auf diese Weise hat B., der nach dem 
Gesetze zur Mitwirkung berufen war, bei der Entscheidung nicht mit- 
gewirkt, dagegen hat an dessen Stelle der vom Gesetze nicht berufene 
M. mitgewirkt. Die entscheidende Geschworenenbank war demnach 
nicht in der gesetzlich vorgeschri('benen Weise besetzt : der Leiter der 
Geschworenenbank hat die den einzelnen Geschworenen durch das LG. 
bestininile Reihenfolge nicht beobachtet und durch die unriclitiii:e 
Streichung den Art. 34 Abs 4 verletzt ; die.se Verletzung hat die Nich- 
tigkeit der Entscheidung der Ge.schworenenbank zur Folge (Art. 42 
Ges. V. 3. Mai 1841). Nachdem die Entsciieidung der Ge.schworenen- 
bank für nichtig erldärt worden ist, muss auch die VoUstreckungs- 
erklämng des leitenden Richters nebst dessen Kostenentscheidung auf- 
gehoben werden (vgl. Cr6pon zu Art 42 Nr. 88 und Delalleau Bd. 1 
* Nr. 643). 

Kr. 93. tntscli. des Prouss. Oberverwaltungsgerichts. 

3. Senat. Vom 7. Juli 1906. 
(BatMb. d. ovo. Bi.4B8.tU. — PrBiMiibAreb. um Heft 5 & UM.) 

H 9f 25 OewUVa. Unffui dM Erttattmituspriolit iar KranfcMkasM aa dte Bsmfli- 

genossenschaft 

Eine Krankenkasse, die einem Unfallverletzten nach .'Mdanf der 
dreizehnten Woche seit dem Unfälle die gesetzlich vorgeschriebene 
Krankenuntei Stützung gewährt hat, kann für das von ihr bezahlte 
Krankengeld auf <4rund der §§ 2h W. des (Jewerbe-Ünfallver.sicherung.s- 
gesetzes Ersatz durch üeberwei.sung von drei halben Monatsbeträgen 
der Unfallreute, sofern das Kraukengeld soviel betragen hat, bean- 
spruchen. Tritt nach Beendigung der ersten UntersUltznng ein weiterer 
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neuer üntersttttssnngsfall ein, der mit dem Betriebsanfalle ebenfalls 
ni'Sächlich zusammenhängt, so entsteht füi die unterstützende Kasse ein 
neuer Anspruch auf drei halbe Monatsrateu als Ersatz für das Ton 
ihr gezahlte Krankengeld. 

Die Krankenkasse ist dagegen nicht berec liliy:L , fiir die Kosten 
des dem Unfallverletzten von ihr gewalirten Heilvertaliiens Eisatz 
durch Ue berweisung von Ren ten bei ragen nach Massgabe iler 
g§ 25 tf. a. a. 0. zu verlangen. Heauspruclit sie Ersatz durch Bar- 
zahlang unter Bezugnahme auf § 9 Abs. 1 Ziff. 1 a. a. 0. und nicht 
durah Ueberweiaung von Rentenbeträgeu nach Massgabe der §§ 25 if. 
daselbst, so findet der ordentliche Beehtsweg and nicht das Verwaltongs- 
streitverfahren statt. 

Nr. 94. £ntKoh. des Handelsgericlits Prag. 

Vom 13. Juli 1906. 

iAUg. Tar. Anz XXVI (ltH)7 Nr. SS Ü.IU.) 

Wenn die Lieferfrist durdi Verscbleppung der Sendung versäumt wurde, so liegt ein 
grobM VcTMtaMti dtr BaM vir wmI «• kam Im dtetMi f^alts § 88 BetrRgl. 
dto VeriMiNii dn voIIm SehadeM feferdert wardM. 

Die H5he, in welcher die Bahn beim Ueberschreiten der Lieferfrist 
den Schaden gntsumachen verpflichtet ist, richtet sich nach § 87 (2) 
BetrRgl. fftr den Fall, nm den es sich hier handelt, wenn das Interesse 
an der Lieferung deklariert war (§ 61 lit. f BetrBgl.)< Han unterschied 
wiederum zwischen dem Falle, wo ein Beweis Ober den Sdiaden nicht 
erbracht wurde, und dem Falle, wo der Schaden ei wiesen wird. Wfth« 
rend im ersteren Falle der Ersatz durch das Betriebsreglement 
nach bestimmten Anteileu der Fracht festgesetzt wird, gilt für den 
letzteren Fall (wenn der Beweis des Schadens erbracht ist), dass der 
Betrafi^ des Schadens befiehl t werden kann. In beiden Fällen al>er darf 
der Ersatz nicht dir Höhe des deklarierten Inteiesses übersteigen. 
Anf diesem Standpunkt steht die beklagte Bahn. 

Bei Beurteilung der Sache darf aber nicht die nachfolgende Be- 
stimmung des § 88 BetrRgl. übersehen werden : Der ganze Ersatz und 
der ganze Schaden können in allen Fällen beansprucht werden, wenn 
der Schaden dnrch Ärglist oder durch grobe Fahrlässigkeit entstanden ist 

Nach dem angefahrten Wortlaute bezieht sieh die Bestimmung des 
§ 88 anf alle in den vorangegangenen Paragraphen angeführten Fälle 
von Beschädigung einer Sendung und folglich auch anf den Fall der 
Beschädigung durch Ueberschreiten der Lieferfrist, wenn dieses Ueber- 
schreiten durch Ai'glist oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt 
wurde. 
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Nr. 95. Entseh. des IVürtteiiiber^ischon Vorwaltuussgericlitsliofes. 

Vom 23. Juli 1906. 

(OJZ. Xn (1907) Nr. M S. UM.) 

Bm ZwniSMrtfigiiiMg In iar BMdiriikMi auf iM rMl «b|«grMitM TaH «Iim üt- 

UlBdH Itt wnuliMli. 

In einem soleben Falle würde das Gebinde in das gemeinsanie 
Eigentum des Enteignenden und des Enteigneten in der Weise kom- 
men, dass die Eigentuinsanteile real abgegrenzt wären und die ge- 
nehmigte Baiilinie dabei die Grenzlinie bilden würde. Eine derartige 
Gemeinsamkeit des Eigentums an einem Gebäude ist jpdocli nach dem 
B(tB. nicht zulässig. Zu d(Mi wesentliclien Bestandteilen eines ('lebiiiides 
gehüien nach § 94 .Abs. 2 die zur Hei.stelhmg des Gebäudes eingetüg- 
ten Sachen, und diese wesentlichen Bestandteile können nach § 98 nicht 
Gegenstand besonderer Rechte sein, wie sie es infolge der angefochtenen 
Entscheidung werden miissten. Einwandfrei kann die Zwaugsenteig- 
nung nur so darchgeftthrt werden, dass sie das ganze Oeb&nde umfasst 
und am ganzen jQeb&ade Eigentum f&r den Enteignenden begrAndet 
wird. Ihm bleibt dann die Verwertung der rar Verbreiterung der 
Strasse nicht erforderlichen GrundÜftche nach der Beseitigung des 
ganzen Geb&udes überlassen. 



Nr. %. Eiitsch. des Deutschen Reichsgerichts« 

6. Zivilsenat. Vom ö. November 1900. 

iJW. JahrR. 3G 11907) Nr. 1 S. 23 ZIrt . 8fi. - R(!Z M 6i S a50 ) 

§§ 1, 3, 4 RHaftpflG. verb. mit §§ 843, 844, 1389, 1418, 1468, 1495 BGB. Anrechnung 
der PtatlMMUsfirlehe aai ElmahMm am de« ittarosMehitoliaflHoiMii VcrmiiM dar 
ElMgattan aaf dia NafliiflMitaaaprilaha dar Wttiva bN Kindar wafaa TVIaai daa Eha> 

nannes bzw. Vaters. 

1. Was die Pensionen betrifft, so ist in der bisherigen Recht- 
sprechung des Reiclisgerichts unterschieden worden zwischen Bezögen 
auf Grund eines privaten Vertra^^fes, Versicherungsvertrages und ge- 
setzlichen Pensionen, gesetzlichen Witwen- und Waisengeldern. Bei 
den (Msteren wurde die Anrechnung (der Witwenpeusionj auf die Haft- 
pflichtreute fiir unzulässig erklärt: es sei hier zwischen der Entstehuug 
des Voi'teils und dem schädigenden Ereignisse nur im natürlichen, nicht 
im rechtlichen Sinne ein Kausalzusammenhang vorhanden, da das Recht 
auf solche Pension in erster Linie durch den Abschluss des Versiche- 
rungsvertrages und durch Zahlung der Verslcherungsprftmie, also durch 
selbständige Entstebungsursachen mitbedingt gewesen sei (Orteil des 

V. ZS. vom 11. JnU 1883, R6. Bd. 10 Nr. 18 S. 60f. — Urteil des 

VI. ZS. vom 18. Oktober 1886, SenffA. Bd. 42 Nr. 120 S 172) Da- 
g^n sollen gesetzliche Pensionen, Witwen- und Waisengelder der 
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Anrechnung unterli<'<ren, weil der Ansprucli liicrwefren nicht auf einem 
Versiclieruiigsvertrage. sondern lediglicli auf (Jesetz lionilie. der pen- 
sionierte Beamte nicht um seine volle Be^ul(lll^^^:. viehnelir nur um sein 
Gehalt ahzfiglirli der Pension gesciiädigt sei. bzw. weil das besetz 
durcli (iewähriing von Pensionen an die Hinterhliebeiiei) des Beamten 
für deren Unterhalt Fürsorge trefle und ihr Anspruch nicht ein neben 
dem Entschädigungsanspruch erworbenes selbständiges Vermögensobjekt 
bilde. Urteil des n. ZS. vom 19. Januar 1886. BG. Bd. 15 Nr. 24 
S. 114, Urteil des IIL ZS. vom 14. Dezember 1886 Bd. 17 Nr. 11 & 451£ 
Die Bechtslehre stellt vorwiegend aaf demselben Standpunkte. Zu vgl. 
Lass & Haier, Haftpflichtrecht 2. Aufl. 8. 106 Not 49; Reindl, HaftpflG. 
§ 3 8. 151; Grome, System des Bfkrg. Rechts Bd. II. 1. § 151 S. 77, 
a 78 Not. 57, 62; Staudinger, Kommentar zum BGB. ßd. II 2 Anfl. 
Vorbemerk zu § 249 S. 28 f.; Walsmann, compensatio lucri cum damno 
§ 5 S. 93 fF., 98 ff., und namentlich Oertmann, Die VorteilsausgleichuDg 
beim Sciiadeusiersatzanspruch § 1 4 S. III ff., g 15 S. 123 ff. Andere 
allerdings verwerfen die Unterscheidung zwischen Vei niogenserwerb 
aus \'ei Sicherungsvertrag und gesetzlicher Pension als unbegründet oder 
irrelevant, v. Weinrich, die Haftpflicht wegen Körpei Verletzung und 
Tötung eines Menschen 2. Autl. § 21 S. 69ff. ; auch Lmckelmann, 
die Scbadensersatzpflicht aus unerlaubten Handlungen S. 65; und insbe- 
sondere Eger, Reiehshaftpfliehtgesetz 6. Aufl. S. 468 f., 458 f., S. 483. 
Allein die von den letzteren erhobenen Einwände geben keinen Anlass, 
von der seitherigea Rechtsprechung abzugehen; vielmehr ist an dieser 
auch fttr das jetzt geltende Recht festzuhalten. Die Amtspension ist 
nicht das Erwerbsergebpis einer Ersparungstfttigkeit des Beamten, 
sondern nur eine Form des Dienstgehaltes, welches kraft Gesetzes oder 
auch Anstellungsvertrages in gemindertem Betrag dem dienstunfähig 
giewordeuen Beamten fortgewährt wird. Und selbst in dem Falle, 
wenn der Beamte bestimmte Beiträge zu der Pensionskasse zu leisten 
hat oder ihm solche Beiträge von vornherein am Gehalte gekürzt wer- 
den, beruht der l^ensionsanspruch nicht auf einem Versicherungsver- 
hältnisse, sondern auf der entsju echenden Normierung der Amts- und 
Gehaltsverhältnis.se. Auch die Wit w t n und Wai.sengelder bilden einen 
Bestandteil der dem Beanitiii auf lirund des öffeutliciirechtlichen An- 
stellungsverhältnisses für sein Amt ausgesetzten Rente, sofern der Staat 
oder die Gemeinde hierdurch in dem gesetzlich bestimmten Umfange 
auch fOr den Unterhalt der Hinterbliebenen des Beamten Fürsorge 
trifft. (Vgl. RG. 15, 115; 38, 323.) Soweit also den Hinterbliebenen 
des Beamten derartige PensionsansprUdie zustehen, ist ihnen der bisher 
in dem Amtseinkommen des EmiUirers gewfthrleistete Unterhalt nicht 
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im ganzen Umfang entzogen, sondern nur geschmälert, ihr Schaden 
dalier ein entsprechend geringerer. 2. Anlangend die Einkünfte aus 
dem giitergemeinschaf tlich en Vermögen, so ist darüber wohl kein 
Streit, dass der Getötete neben seinem Amtseinkommen auch die Ein- 
köufte des gütergemeinschaftlicheu Vermögens zum Unterhalte seiner 
Familie mitverwendet hatte. Es entfiel von dem Gesamteinkommen, 
wie m unterstellen ist, je eine gewisse Qaote anf den Unterhalt aneh 
von Frau und Kindern. Insoweit als die Mittel zum Unterhalt ans dem 
Kapitalvermögen der Eheleute geschöpft wurden, ist diese Quelle in- 
folge des Todes des Ehemannes tatsftchlieh nicht versiegt, da der 
Verm^^ensstand im wesentlichen derselbe geblieben ist. Aber auch 
rechtlich liegt hier die Sache niclit so, dass gesagt werden könnte, es 
werde die Unterhaltspflicht und der Krsatz für das Uuterhaltsrecht von 
dem Vermögensbesitze der Ersatzberechtigten gar nicht berührt. Den 
Hinterbliebenen ist von dem Haftpflichtigen nach § 3 Abs. 2 HaftpflG. 
und § 844 BGB. insoweit f>("liadensersatz' zu leisten, als der Ge- 
tötete während der mutmasslichen Daner seines Lebens zur (Tewährung 
des Unterhalts vei ptiiclitet gewesen wäre. Gegt^nstand des zu leisten- 
den Ersatzes ist nicht ein abstraktes Unterhaltsrecht, sondern der 
Unterhalt, welchen unter den konkreten Verhältnissen der Getötete 
nach Massgabe der gesetzlichen Vorschriften ans seinen Mitteln dem 
Berechtigten zu leisten hatte und der dem letzteren nunmehr abgeht, 
a) Der Ehefrau ist von dem Manne nach § 1360 Abs. 1 BOB. nach 
Massgabe seiner Lebensstellnng, seines Vermögens und seiner Erwerbs- 
fShigkeit Unterhalt zu gew&hren; diese Verpflichtung ist danach unab- 
hängig von der Bedürftigkeit der Frau; vgl. Planck, Komm, zu § 1360 
Anm. 1, Dernburg. D. bürgerl. Recht Bd. IV § 35 Z. I und IL Aber 
bei bestehender allgemeiner Gütergemeinschaft nmfasst während der 
Dauer der Ehe der eheliche Aufwand sachlich auch den Unterhalt der 
Frau und fällt dieser iiisoferi) ziinäclist dem den beiden Eheleuten ge- 
meinschaftlich geiiürigen (t esanit LMite znr Tiast i BGB. § 1458. § 1389), 
obwohl auch bei diesem (ilülerstande der eheliche Aufwand von dem 
Ehemann zu tragen ist (vgl. Planck. Vorbemerkungen zu Buch IV 
Tit. 5 Nr. 1. 2. Aufl. 8. 80). Die Ehefrau hatte dem Manne zur Tra- 
gung des ehelichen Aufwandes ihren Beitrag in der Form geleistet, 
dass ihr Vermögen Gesamtgut wurde, welches dem Manne zur freien 
Verfügung flberlassen war. Die insofern auch ans dem eigenen Ver^ 
mögen der Ehefrau entnommenen Mittel zu ihrem Unterhalt können, 
wenn es sich um Schadensersatz fOr das ihr entzogene Unterhaltsrecbt 
bandelt, nicht schlechthin als Leistungen gelten, die der Ehemann 
fflr den Unterhalt der Frau zu machen hatte und welche Jetzt zu 
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ersetzen wären, b) Bezüglich der Ansprüche der Kinder kommt in 
lietracht, dass das Kfiteigemeinschatt liehe Vermögen, dessen Einkünfte 
bei Lebzeiten des \'aters zweifellos teilweise auch zum Unterhalte der 
Kin<lei- gedient haben, dieser Bestimmung dadurch, das.s jetzt an dem- 
selben Nies^sbraueh, V^eiwaltung und Verfügung der überlebenden Eiie- 
gattin zukommen, noch nicht entzogen ist. Und der Substanz nach 
ist dies&s Vermögen zum Anteil des verstorbenen Vaters auch den Kin- 
dern angefallen, sei es gemäss § 7 des Gesetses Tom 16. April 1860 
im Wege des Erbganges, sei es ohne solchen vermöge Eintrittes der 
Abkömmlinge in die Stelle des Verstorbenen (BGB. § 1483 Abs. 1 Satz 2). 
Wii-tschaftlich betrachtet ist entweder das Unterhaltsrecht der Kinder 
insoweit, als zu dessen Erfttllang das gfitergemeinschaftliche VermSgen 
zn dienen hat, ihnen durch den Tod des Vaters nicht entzogen, oder 
aber es trifft insoweit die Voraussetzung des Unterhaltsbedürfnisses 
nicht zu, indem die Kinder aus den Einkünften ihres eigenen Vermögens 
unterhalten werden. 



Nr. 07. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat Vom 12. November 1906. 

IJW. Jährt;, ac Nr. 1 .S. 10. i 

§§ 276, 823 BGB. Haftung de« Bauunternehmers für gefahrloses Passieren der Strasse 

wXlirnd de« Bus. 

Darin, dass das Qerttst dort, wo sich der Leitergang befand, nicht 
besser verwahrt worden ist, muss ein Verschulden dessen, der für eine 
den Verhältnissen entsprechende Gestaltung des Gerüsts einzustehen 
hatte, und ein Verstoss gegen die Scbutzrorschrift des § 867^* StGB, 
erblickt werden. Hierbei ist es ohne jede Bedeutung, ob von den in- 
soweit veiaiit wortlichen Personen vorausgesehen werden konnte, dass 
sich vielleicht einer der beim Bau beschäftigten Lehrlinge ohne bin- 
dern Auftrag damit befassen werde, unter Benutzung des Leitergangs 
Steine hinauf oder hinab zu tragen. Denn mit der Möglichkeit, dass 
beim Transport von IJauiiialerialieii oder ( ierätscliaften aut cinei (icrüst- 
leiter einmal, ohne oder mit Ver.^('llulde^ de.s Tragenden, diesem ein 
Gegenstand entfallen weide, muss immer als mit einer sehr naliliegen- 
den gerechnet werden, aiieii wenn zu dem Transport nur geübte und 
kräftige Pei soneu verwendet werden. Die hiernach vorliegende Ausser- 
achtlassung der im Verkehr erforderliehen Sorgfalt und der Verstoss 
gegen das erw&hnte Schutzgesetz ist aber den Inhabern der beklagten 
Gesellschaft zur Last zu legen, auch wenn der von ihnen mit der 
Leitung des Baues beauftragte Maurerpolier ein an sich t&chtiger und 
zuyerlftssiger Polier sein sollte. Denn es handelte sich, wie oben dar- 

Sger. BMababsnehUlehe BuCieliMiiBgm XXIV. 9 
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gelegt ist, nm anssei'gewöhittiche Verhältnisse, die besondere Sclintz- 
massregehi erforderten, und dies musste den Teilhabern der Gesellschaft 
bekannt sein und war ihnen, wie sie nicht in Abrede gestellt haben, 
bekannt. Mit Rücksicht hierauf liätttiu sie dem Polier besondere, der 
ungewöhnlichen Sachlage entsprechende Anordnungen erteilen müssen, 
sie haben aber selbst gar nicht behaui>tet. dies getan zu haben. Da- 
nach ei.Ntluiiit die Haftung der Heklaglen für den durch den Unfall 
erwachsenen Schaden au sich begründet. 

Nr. 98. Entseh. des Kammergerichts in Berlin 
1. Strafsenat. Tom 22. November 1006. 

(PrBiMabATob. IM HeA ft 8. litt.) 
§8 6, 41a, 146 a Reichsgewerbeordnung. Die Verkaufsautomaten auf den BahiiiBfm 
gehören zum Gewerbebetrieb der Eisenbahnunternehmungen. Die polizeilichen Vorschriften 
über den Gewerbebetrieb an Sonn- und Festtagen finden auf sie lieine Anwendung. 

Das Revisionsgericht findet keinen Anlass. von seiner im Uiteile 
vom 26. März 1903 -) (Gewerbearchiv Bd. 2 S. bbü) niedergelegten .\n- 
sicht abzugehen, wonach die Automaten in den Bahnhöfen zur Bequem- 
lichkeit für das reisende Pabliknm aufgestellt sind und deshalb auch 
dann, wenn die Eisenbahn verwaltuog den Betrieb der Automaten ver- 
tragsgem&ss anderen Unternehmern ttberlafisen bat, nach § 6 der Ge- 
werbeordnung den Vorschriften dieses Gesetzes entzogen sind, sofern 
die Eiisenbabnverwaltung in den ihr zur Verfügung gestellten Bäunen 
die Veranstaltung in ihrer Eigenschaft als Kisenbahnuntcmehmerin ge- 
troffen hat. Zu gleichem Ergebnisse, wie das Kammergericht, sind 
ausser den in jenem Urteile angeführten Cierichten fOberlandesgericht 
tjöln und Landtrericht Saarbi ncken), das Oberlandesgericht in Frank- 
furt a. M. (l'rteil vom (i. Kcbrnai- GewArch. 3 8.4) und das 
Überlandesgericht Stuttgart (Urteil vom 2(). dannar 1903. (lewArch. 3 
S. 5) gelangt, auf dessen Urteil sich auch ein württembergischer 
Ministerialerlass vuni 13. Dezember 1905 (GewArcii. 5 S. 378) stützt, 
der den Hahnhofsautoroaten von den Vorschriften Uber den Gewerbe- 
betrieb an Sonn- und Festtagen befreit wissen will. Aach die weitere 
Entwickelnng der Rechtsprechung nötigt nicht zu einer anderen Auf- 
fassung. Zwar hat das Reichsgericht durch Urteil vom 22. September 
1904 (RGEntsch. 37 S. 260 ff.) den § 365 Abs. 2 StGB, auch auf Babn- 
hofswirte für anwendbar erklärt, die solche Gäste über die Polizei- 
stunde hinaus dulden, welche nicht zum reisenden Publikum gehören, 



') Weitere Ausführung der in diesem Bande S. 17 Nr. 20 mitgeteilten Botscbeidiuig 
des Kauiuicrgertcbls. 

*) Vgl. in dieser Zeifachrift Bd. XX S. 08. 
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ein Stand puiik t . den das Kammergeiicht scliou in den Urteilen vom 
1. Oktober 1891 und 9. Februar 1900 (Kli. M. 12 S. 183, Bd. 20 S. c. 8) 
vertreten hat. Aus diesei* Aaffassong lässt sich aber nichts zugansten 
der staatsanwaltlichen Bevision eDtnebmen; denn sowenig aus jenen 
Urteilen folgt, dass die Bahnhofswirtschaften bei Beginn der Polizei- 
Stande sa schliessen seien, ebensowenig rechtfertigt sich das Verlangen, 
dass die Bahnhofsantomaten, ebenso wie Lftden nachts nnd Sonntags 
geschlossen za halten seien. Vielmehr geben hinsichtlich der Bahn- 
hofswirtschaften, ebenso wie hinsiclitlicli der Automaten die Interessen 
des reisenden Publikums den Ausschlag. Ebensowenig rechtfertigt sich 
eine verschieden rechtliche Behandlung der Automaten, je nachdem sie 
ausserhalb oder innerhalb der Bahnsteigsperre liegen. Zwar haben 
Miiii.'<terialverfüguiigen vom 25. Juli und 27 Juli 1905 (MBl. f. d. innere 
Ver\valtun<,' S. V66 und 134) hinsichtlich des Bahiihotsbuclihandels und 
der AnwtMidnnir der (T(-'\v»M"beordnung aiit" Halinhofswirtschaften (§ 33 
GewO.) jenen Unteischied eingeführt. Abci diese Vervvaltuiigsbestim- 
mungcn haben für die richterliche Entscheidung keine bindende Bedeutung 
nnd sind weder aualog, noch allgemein anzuwenden, zonial es Bahn- 
höfe ohne Bahnsteigsperre gibt. Solange die Eisenbahnverwaltong die 
Automaten nicht hinter die Schranken der Bahnsteigsperre .verlegt 
hat, mnss angenommen werden, dass sie anch vor diesen Schranken 
für das reisende Publikum angebracht sind. Der Umstand, dass daneben 
das nichtreisende Publikum sich der Automaten bedienen kann, ändert 
das Wesen dieser den Zwecken des Betriebes dienenden Einrichtung 
nicht und kann nicht dahin führen, die Aut omaten für eine erhebliche 
Zeitdauer dem reisenden Publikum unzugänglich zu machen. Es können 
deshalb die Bestininuingen der Gewerbeordnung keine Anwendung finden. 
Gehören aber die in den Bahnhöfen anfL^f stellten Warenautomaten zudem 
Gewerbebetrieb der Eisenbahnen, so ist auch die Anwendung der Polizei- 
verordnung vom 3. Januar 1854 auf sie ausgeschlos.sen. Es handelt sich 
um eine im Interesse des Eisenbahnbetriebes von der Eisenbahnverwaltung 
getroffene Einrichtung, die als solche aligemeinen orts- und regierungs- 
polizeilichen Vorschriften nicht unterworfen ist Die Aufstellung der zur 
Befriedigung der Bedürfnisse der Beisenden dienenden Warenautomaten 
stellt sich, wie dies das Reichsgericht in dem bereits erwähnten Urteile 
Tom 22. September 1904 hinsichtlich der Bahnhofswirtschaften ausgeffthrt 
hat, als eine Eisenbahnbetriebsaugelegenbeit im Sinne des § 75 der 
Bisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 4. November 1904 dar, deren 
ausschliesslidie Regelung auch soweit, als dabei polizeiliche Interessen 
in Frage kommen, der alleinigen sachlichen Zuständigkeit der Eisen- . 
bahnverwaltuug unterworfen ist. Eger in seinem Handbuch des 

9* 
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preussisclieii Eisenbalinrcclits Bd. 2 S. 43 vn tritt gleichfalls die Ansicht, 
dass die Zuständigkeit der allgemeinen Polizeiheliürden in Angelegen- 
heiten der Eisenbahnen auf solche Angelegenheiten beschränkt ist, die 
den eigentlichen Eisenbahnbetrieb nicht berühren. Da die Aufstellung 
der Warenautomaten in den Räumen der Bahnhöfe sich als eine zum 
Betriebe der Eisenbahnen gehörige Angelegenheit dai-stellt, so unter- 
steht ihr Betrieb, also auch die Anordnang darttber, weno sie offen zn 
lialten und wann sie zn schliessen sind, der Zuständigkeit der Eisen^ 
bahnbehOrde. Es kOnnen daher anf sie ancb die Btttimmnngen der 
Polizeiveroi'dnnng vom 3. Januar 1854 über die Schliessung der Läden 
und Warenlager an Sonntagen während gewisser Stunden keine An* 
Wendung finden. 



Nr. 99. Beschluss des Bayrischen Obersten Landosgerielits. 

I.Zivilsenat. Vom 23. November 1906. 

(Zcitsclir. f. Kechtspfl. i. Bayern Jalir^f .1 , I907) Nr. 2 S. 47.) 

Eine Einwirkung auf die Hypothelien an dem zu entelgnendra GrandttSok fliidet NieM 
•tati, wem die Osrckfllirmi dM Eiteiissngaverfahrem liifelie der Veretabanmi des 

Entdtnungsberechtigten mit dem Abtretungspflichtigen entbehrlich wird. Die Gewälir- 
Idttang des Eigentümers, dass das veräusserte Grundstück hypotheicenfreies Eigentum 
Mi, Jtt als Zustimmung zur Löschung der Hypothelien anzuseilen. §§ 18, 26 AG. z. ZPO. 

■. KO. « 22, 27, 29 GBO. 

Die Enteignung bezweckt, dem Berechtigten das unbelastete Eigen- 
tum an den zu enteignenden Grundstttcken zu verschaffen. Daher be- 
stimmt das Gesetz vom 17. November 1887 im Art. XI, dass die anf 
dem Grundstücke ruhenden Hypotheken durch die Enteignung erlfischen 
und ffir sie an dessen Stelle die Entschädigung tritt. Die Hypotheken- 
gläubiger mttssen zu dem Enteifrumigsverfahren zugezogen werden. Sie 
milssen naoli Art. XV von der ^'erwaltungsbebörde durch Anfrage beim 
Grnndbucliamt ermittelt und zu dem Termin, in dem iiber die Abtretung 
verhandelt wird (nach Art. 18 AG. z. ZPO. n. KO. auch zu dem 
Schätzungstermin), geladen werden: sie können auf F^ntscheidung über 
die .Abtretungsprticlit im Verwalf unfr.^rerhtsveii'ahren antrügen und 
wegen der Hohe «ier Kntscliailigung den Rechtsweg betreten. Die 
Enteignung und das Ei loschen der Hypotheken tritt erst mit Hinter- 
legung der endgültig festgestellteu EntschJldignngssamme ein. Erscheinen 
die vorschriftsmässig geladenen Hypothekengläubiger in dem Termin 
•nicht, so werden sie mit den Einwendungen gegen die Enteignung aus- 
geschlossen; eine in dem Termine erzielte Einigung zwischen dem 
Eigentümer und dem Enteignungsberechtigten Ober die Entschädigung 
bindet sie aber nicht; für die Hypotheken tritt nicht die mit dem 
Eigentfimer vereinbarte, sondern die im Enteignnngsverfahron und ge- 
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gebonenfalls im Rechtswege festgestellte Entscbädlgang an die Stelle 
des Grandstftcks. 

Die ümständliehkeiten nnd VerzögeruDgeD, die die Zuziehung der 
HypothekeDglftnbiger zu dem Enteignungsverfahren mit sich bringt, 
können es zweclcmössig erscheinen lassen, das Verfahren nur «gegenüber 
den Eigentümern durchzuführen und die Beseitigung der Rechte der 
H}'pot]ieiigl[inbi£rer uusserlialb des Verfahrens im Wege des rechtsge- 
schäftlichen Veikeliis lieiheizutTihivii Dann wird die Enteignung erst 
wirksam, wenn die Rechte <ler HyiiDtlickengUiubiger beseitigt sind und 
dem Enteignungsberechtigten nur nocli die Eigentümer gegenüberstehen. 
Es kann für den Enleignnngsbereclitigten aucii wünschenswert sein, 
das Eigentum au den Grundstücken sofort zu erwerben und zu diesem 
Zwecke mit den Eigentnmern das Uebeitraguugsgeschftft des bttrger- 
lichw Rechtes, die Anflassung, yorznnehmen. Damit auch das ohne 
Weiterung vor der fQr das Enteignungsrerfahren znstftndigen BehSrde 
geschehen kann, gestattet Art. 26 AG. z. ZPO. u. KO. die Erklärung 
der Auflassung vor dieser Behörde. Schliesst der Enteignnngsberech- 
tigte mit dem Eigentümer das üebertragungsgeschftft, so verzichtet er 
damit nicht auf das Enteignnngsrecht; er kann noch immer zur Ent- 
eignung greifen, wenn das üebertragungsgeschäft nichtig ist oder mit 
Erfolg angefochten wird. Hier konnte das Besch werdegericht aus den 
beurkundeten Vereinbarungen ohne Irrtum die Schliessung von Ueber- 
trajrungsgescliäften entnehmen. Es muss aber hierauf nicht näher ein- 
gegangen weiden, weil es für die Entscheidung nicht darauf ankommt. 
Wenn die Beschwerdeführerin in dem Termine das Enteignungsrecht 
ausgeübt und mit den Eigentümern im Enteigiuingsverfahren eine 
Einigung über die Abtretungsptlicht nnd die Entschädigung erzielt hat, 
so hat sie doch das Enteignuugsverfahien sieht auch den B^rpotheken- 
glftttbigern gegenüber dnrchgefflhrt Die Vereinbarung, dass die Be- 
schwerdeführerin die OrundbuchanszOge, anf Grund deren mit der Be- 
freiung der Grundstücke von den Hypotheken Torgegangen werden soll, 
anf ihre Kosten zu beschaffen habe, legt die Vermutung nahe, dass 
das Bezirksamt die Hypothekengläubiger nicht ermittelt und nicht ge- 
laden hat. Jedenfalls aber ist nichts geschehen, um eine ihnen gegMl- 
Aber wirksame Feststellung der Entschädigung herbeizuführen; die 
Beschwerdeführerin hat dem l^ezirksamte gar nicht angesonneu, in 
dieser Richtung tätig zu werden, insbesondere nicht ein Scliätzungs- 
verfahren beantragt. Sie hat, statt die Hypotiiekenpiäubiger zu dem 
Enteignuugsveriahren zuzuziehen, sich mit ihnen au>serhall) des Ver- 
fahrens geeinigt. Die Erklärungen der Hypothekengläubiger, dass sie 
befriedigt seien oder dass sie auf die Hypotheken verzichten, bedürfen, 
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um als Grundlage für die Löi>cliung zu dienen, nach §§i22, 29 GBO. 
öffentlicher Beurkundung oder üffentlicher Beglaubigung. Da diesem 
Erfordernisae nicht geo&gt ist, ist die Löschoog mit Becbt abgelehnt 
worden. 

Dagegen liaben die Voriiistanzen mit Unrecht die nach § 27 GBO. 
zur Löschung der Hypotheken erforderliche Zustimmung der Eigen- 
tümer vermisst. Die im Protokolle vom 12. Juni 1902 beurkundeten 
P^rklärungen lassen keinen Zweifel darüber zu, dass die Beteiligten die 
Befreiung der Grundstücke von den Hypotheken bezweckten, sie können 
nur dahin anfgefasst werden, dass die mit den Hypothekenglänbigern 
zn erzielende Einigung zur Anfhebnng der Hypotheken und zur LQechnng 
im 0mndbnche führen soll, nnd geben damit der Zustimmung snr 
LBschung nnzweidentigen Ausdruck. 



Kr. 100. Enlseh. des Dentseken Beiehsgeriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 4. Dezember 1906. 

(JW. Jakrg. M (tion Mr. 4 8. 118 ZU.mi 

f 10 AN. 2 PrMM. EirtG. von 11. Iwii 1874. §§ 406 und 548 ZPO. fiegen die Ab- 
lehnung von Sachverständigen, die durch Beschluss für unbegründet erachtet worden 
ist, kann nur sofortige Beschwerde, nicht Revision eingelegt werden. Mangelnde Be- 
gründung des Sachverständigengutachtens und des darauf beruhenden Urteils. BerBcii» 
itolilif mi des Wertes vm MeMlNuilMMi bei Erarittalmo ie« Wertet vmi Baslaiitf. 

Das Beruf ungsurteil beruht auf dem Gutachten der veruoinmenen 
Saehverst&ndigen, die die Beklagten in der letzten mttndlichen Ver- 
handlung wegen Befangenheit abgelehnt haben. Anf die Nichtbeaeh- 
tnng dieser Ablehnung kann ein Revisionsangriff mit Erfolg nicht ge- 
stutzt werden, da das Ablehnungsgesuch vom Berufungsgerichte in 
einem besonderen Beschlüsse fftr unbegründet erklärt worden ist nnd 
die Beklagten den ßeschlnss mit dem allein zulässigen Hechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde (§§ 406 Abs. 5, 548 ZPO.) nicht angefochten 
haben. Beachtung verdienen dagegen die von den Beklagten erhobenen 
maleiielliechtlichen nnd prozessualen Einwendungen gegen die Richtig- 
keit des Gutacliteiis. Den Sachvei. ständigen war durch ßeweisboschluss 
aufgegeben wurden, ein (juta(;hten darüber zu erstatten, welchen Wert 
die enteigneten Flächen im Juni 1^K)2 liaben winden, wenn der Be- 
bauungsplan vuiu 1. .Juli 1884 nicht existiert hätte, wobei sie davon 
ausgehen sollten, dass die enteigneten Flächen zur Zeit der Flucht- 
linienfestsetzung Bauland waren. Sie haben daranf den Gmnd nnd 
Boden anf 17,öO Mark pro Quadratmeter, die ganze Flftche also auf 
nm* 8015 Mark gesch&tst. Die Bewertung auf 8200 Mark im Berufnngs- 
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urteile beruht darauf, dass die Klägerin selbst diesen Wert gelten 
Iftsst; im übrigen folgt das Urteil dem Gntachten der SadiTerstftndigen. 
Es ist Dan znxngeben, dass der Beweisbescblnss Ton einer ganz zu- 
treffenden Aoffiusnng des § 10 Abs. 2 £ntG. ausgeht; zweifel- 
haft ist aber, ob dies auch vou dem Gntachten gilt. Das Bernfungs- 
urteil erklärt, das übereinstimmende Gutachten der Sachverständigen 
geht dahin, dass bei Streichung der durch den neuen Bcbaa> 
nnesplan eingetretenen Wertsteigerung der Wert fiir Juni 1902 
auf nur 17,50 Mark für das Quadratmeter zu Gemessen sei. Da die 
Sacliverstäniliueii als Wert für 1884 15 Mark pro Quadratmeter an- 
nehmen, so ergibt sich, dass fast die ganze, in dem Zeitraum von 1884 
bis \902 eingetretene Wertsteigerung nach ihrer Ansicht dem Bebau- 
ungsplan zuzuschreiben ist. Die JBeklagten hatten nun behauptet uud 
zu beweisen sich erboten, dass den am Loospfad gelegenen Grund- 
Stacken, und dem ihrigen insbesondere, der neue Fluchtlinienplan nicht 
nur keinen Vorteil, sondern eher Nachteil gebracht habe« dass ohne 
diesen Plan der Wert ihres Qmndstncks zufolge seiner Lage und 
der naturgemftssen Verkehrsentwickelung ebenso hoch, wenn nicht 
noch hoher, sein wfirde, als er jetzt tatsächlich ist. An sich Ist dies 
sein- wohl denkbar. Es ist aber kaum anzunehmen, dass die Sachver- 
ständigen diese Behauptung geprüft und für unbegründet befunden 
haben; ihr Gutachten gewährt hierfür keinen Anhaltspunkt. Schon 
das Ergebnis, zu dem sie gelangt sind, muss Bedenken eiTegen. Sie 
nehmen für das Jahr UK)2 t inen Wert von 17.50 Mark pro Quadrat- 
meter an, während die Klä*reriii selbst davon ausgeht, dass der Grund 
und Boden schon im .lalire 1884 einen Wert von 17,90 Mark pro 
Quadratmeter gehabt habe. — Zu dieser Ei wiifrung von mehr allge- 
meiner Art gesellen sich zwei besondere, mit Beweis vertretene Be- 
hauptungen der Beklagten, denen das Bernfungsgeri( bt zu Unrecht die 
Erheblichkeit abgesprochen hat. Die Beklagten behaupten, es sei ihnen 
schon im Jahre 188S fUr ihr Grundstück ein Kaufpreis von aSOOOMark 
geboten worden. Das Berufungsgericht hftlt dies für unerheblich, weil 
der Eanfliebhaber besondere GiUnde fllr sein hohes Preisgebot gehabt 
haben kSnne. Dies mag richtig sein, erschöpft aber den Beweisgehalt 
der behaupteten Tatsache nicht. Wenn auch die Annahme nahe liegt, 
dass der Preis von 33000 Mark, der den von den Beklagten im jetzigen 
Verfahren geforderten noch erheblich iibersteigt, ein ausserordent- 
licher war, so kann doch recht wohl diesei hohe Preis gerade nur 
deshalb geboten worden sein, weil der damalige K;iufliebhaber schon 
den ordentlichen Werl des ( irundstüt'ks auf mindestens 25000 Mark 
oder noch höher augeschlageu hat. Der Öchluss vou jenem hohen 



Digitized by Google 



128 



Entüch. i\es AyyaliUuftä Geuna voui Iii. Dezember 1906. 



PreisaDsrebot aof einen Grundwert für das Jahr 1884, der den von den 
Sachverständigen angenommenen (von 15 Mark pro Quadratmeter) be- 
deutend übersteigt, ist demnach naheliegend. Ferner liaben die Be- 
klagten bcliaiiptet, selbst Nichtbauljind sei in der fragliclien Gegend 
schon 1884 mit 15 Mark und 1902 mit 30 Mark pro Quadratmeter be- 
zahlt worden. Das Berufungsurteil bemerkt hierzu: diese Ausführung 
sei nicht erlieblicli ; wie es sich mit den W'ertverhältnisscn von Nicht- 
bauland verhalte, kOiine vollständig daliingestellt bleiben, da vorliegend 
nur Bauland in Betracht koniine. Allein der Bewt-iswt-i t der behaup- 
teten Tatsache liegt in ihrer Verbindung mit dem Erfaiirungssatze, 
dass Bauland regelmässig sehr viel teurer bezahlt wird als Nichtbau- 
land. Wenn es wahr ist, dass im Jahre 1884 iu der fraglichen Gegend 
Nicbtbanland 15 Hark pro Quadratmeter kostete, so werden sich die 
Sachverständigen mit dieser Tatsache, mit der ihr Gntachten nicht 
wohl vereinbar ist, aoseinandersetsen müssen. 



Nr* 101. Eiitseh. des A)>pellhofes Citenaa. 
Vom 16. Dezember 1906. 

(FerroTto ttallsae 16. Septbr. 1W7 S. m — Zeitaebr. f. il. Iittenist. BtBeab.-TnBtp. XV (iW7) ffr. 1« 

Art. 15 Abs. 6 Internat. Uehereink. Bei nachträglichen Verfügungen begründet die Nicht- 
benutzung dM in Internat. Uebereink. vorgeschriebenen Formulare (Anlage 4) keim 

abtflnte NioMigkelt *) 

Mit Bezug auf die behauptete Nichtigkeit der Verfügung (.\rt. 15) 
hat das Gericht bemerkt, dass durch den Art 15 nicht eine absolute 
Nichtigkeit, eine solche öffentlichen Rechts, habe aufgestellt werden 
wollen, sondern nur eine Bestimmung zum Schutze der Eisenbahnen. 
Diese können Anweisungen, welche in anderer Form als der vor- 
geschriebenen gegeben worden seien, als nichtig betrachten und znrttck- 
weisen. Habe aber der Absender in anderer Form als der vor- 
geschriebenen eine .Anweisung frf ??( lien und die Eisenbahn sie in gutem 
Glauben befolgt, so könne der Absender nicht die Ungültigkeit der 
Verfügung geltend machen Wenn sodann die Bahn nachträglich noch 
die Ausstellung der Voifiiffung auf dem Formular .\nlage 4 verlangt 
habe, so könne daraus nicht mit Recht ein Klagegrund gegen sie ab- 
geleitet werden; die Bahn habe das Hecht gehabt, die Sache aufklären 
zu lassen und sich über die Reclitmä.ssigkeit der gegebenen nachträg- 
liehen Anweisung zu vergewissern. 



*) I. dagegen Bger, loternat üeberdnk. 2. Anfl. 8. 279; Boeentbal, lateniat. 
BiaenlMluifrftelitneht 8. 137, 18S. 
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Nr. 108. Eiitsch. des Fraii/iis. Kassationshofes. 

Vom 7. Januar 1907. 

(BnlleUa des Trsnaporta 1907 S. 70. — Z«lta«br. f. U. mieruftt. ElMBb.-Tran8p. Jahrg. XV (1M7) 

Nr.lO&asi) 

Code civ. Art. 1150, 1384. Allgem. Eilgutiarife Art. 16. (Internat. Uebereink. Art. 3 u. 29.) 
Aieb MMSSls einer Deklaration als Wertsache ist die Eisenbahn für DMlttahl lirw 
Angestellten zum Ersatz des vollen Schadens verpfllditet. 

Kin eiserner Kofter, der eine Sammlung Postmarken im Werte von 
25000 Fr., ein goldenes Freimaiirerabzeiclien und verschiedene andere 
Gegenstände von geringerem Werte eiitliitdt. war von einem Rei^enden 
al.s Eilgut unter der Bezeichnung „Ktfekten~ von Cannes nach Golfe- 
Juan (Station der I'LM.I gleichzeitig mit anderem (iepäck der Bahn 
zur Beförderung aufgegeben worden. Auf der Aukuuftsstation bemerkte 
der Beisende, dass der Koffer aofgebroclien worden war; er liess durch 
den Bahnhofvoretand der PLM. konstatieren, dass die Sammlung Post- 
marken, das goldene Abzeichen und eine Anzahl anderer Gegenstftnde 
im Werte von zusammen nngef&hr 220 Fr. entwendet worden waren. 
Er klagte gegen die PLM. auf Zahlung eines Betrages ?on 25220 Fr. 
und 1000 Fr. Schadenersatz. Die PLM. setzte der Kla^ entgegen: 
1. das.s nach dem Wortlaute des Art. 48 der allgemeineu Tarifvor- 
scbriften der Absender den Inhalt der Kolli genau hätte deklarieren 
mfissen ; 2. dass gemäss Art. 1150 des Zivilgesetzbuches eine Ent- 
schädiginiET nur gesidmldet werde fiir ilen Schaden, dessen Möglichkeit 
bei Ab.'^chluss des Vertrages vorausgesehen werden konnte; dass 
nach den F?estimniungen des Art. 16 der allgemeinen Eilguttarife die 
Postuiaiken und das goldene Abzeichen unter die Kategorie der „Kunst- 
gegenstände, Gegenstände aus Gold und Silber und andere Wertsachen" 
gehören, für die eine besondere Deklaration notwendig ist. 

Mit Urteil vom 28. November 1903 hat das Handelsgericht in An- 
tibes erklärt, es gehe aus den Umständen henror, dass die Entwendung 
der fraglichen Gegenstände nur durch die Bahnangestellten habe er- 
folgen kennen, dass somit die von der PLM. angerufenen besonderen 
Tarifbestimmungen nicht anwendbar seien, sondern der Art. 1884 des 
Zivilgesetzbuches, wonach die Bahn für den durch eigene Schuld oder 
durch Verschulden ihres PersonaJs an den ihr anvertrauten Gegenständen 
verursachten Schaden verantwortlich sei. Der r^erichtshof fügte hinzu, 
das.«? selbst dann, wenn die entwendeten Briefmarken und das Frei- 
maurerabzeichen unter die Katetrorie der obgenannten Wertgegenstände 
einzureihen wären, was von ihm nicht angenommen werde, der Mangel 
einer Deklaration die Bahn im geneljcnen Falle nur berecht igpu könnte, 
die Entrichtung einer höheru, als der erhobenen Fracht zu fordern, sie 
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jedoch Dicht von der Zivilhaftimg für den von ihren Angestellten be- 
gangenen Diebstahl befreie. Infolgedessen wurde die Klage gatgeheissen. 

Dieses Urteil wurde unter Billigung der darin niedergelegten Be- 
gründung von (loni Gd iditshof in Aix unterm 26. Oktober 1004 be- 
stätigt. Die PLM. brachte die Angele<ceii!iHit ;tiif «lein Wege der 
Kassationsb^^scli werde an den Kassationshut , der <iie Beschwerde mit 
Eiitsclipidnnp: vom 7. .Tanna! 1907 abwie.s, „weil die von der Eisenbahn 
beanspriiclite Jnlei |n etalioii des Art. 16 der allfjenieinen Tarifvor- 
schriften nicht zutreffe, indem das Fehlen einer vorherigen Deklaration 
von in einem Kollo enthaltenen Wertsachen den Traiisportfiiiner nicht 
von der Verpflichtung befreie, den ganzen erlittenen Scliaden zu er- 
setzen, wenn dieser einem von den Angestellten des Frachtführei's be- 
gangenen Diebstahl siiKasebreiben sei*. 



Nr. 103. Besehluss des Oberlandesgeriehts Powb. 
5. Zivilsenat. Vom 14. Januar 1907. 

(Dm a«ekt XI (ttt7) Nr. 1t 8. m.) 
' Alf tfs RtoMiliHft to Dteziplinarsachen finden die Vorschriflm des StrafVsrfMrMt, alte 

auch §§ 159 fr. GV6.. Anwendung. 

Den Vorsteliern ilei- Disziidinarhehöiden. zu denen nach dem Gesetz 
vom 17. Juni 1880 § 1 auch die Präsidenten ih r Eisenbahndirektionen 
gehüien. sind strafrechtliche Funktionen libeitiagen , nämlich die Be- 
fugnis, die ihnen unterstellten Beamten zu bestrafen und ein Diszijdi- 
narverfahren gegen sie einzuleiten. Ihr Ersuchen um Vernehmung von 
Zeugen zur Beschaif nng einer Unterlage ffir ein eventuell einzuleitendes 
Disziplinarverfahren charakterisiert sich deshalb als Ersuchen um 
Rechtshilfe. Die Vorschriften des Strafverfahrens finden auf das 
Disziplinarverfahren entsprechende Anwendung, also auch die §§ 169 ff. 
GV6. Aber Rechtshilfe. Als Besehwerdegericht entscheidet das Ober- 
landesgericht, welches dem ersuchten Amtsgericht Übergeordnet ist 
Rechtshilfe findet nicht statt, wenn die ersuchende Behörde dieHand» 
lung selbst vornehmen kann. 

Nr. 104. Kutsch, des Oesterr. Obersten dtiricbtshofch. 
Vom 17. Januar 1907. 

(0«at»rr. Blaeiib.-VeroidB.-BL XX (1M7) Mr. MS S. MM.) 
Dit llrtemai Ueberelnk. Ist auf Reisegepäck nicht anwendbar. Wesentliches Erfordernis 
fir den internationalen Transport ist der durchgehende Frachtbrief. Das Eisenbahs« 
betriebsreglement gilt nur in den Grenzen des lUe. Haftung für Kostbarkeiten. 

Die Besliniiniiiiiren des riiteiiiationalen Uebereinkommens sind auf 
den Gegenstandsfall nicht anwendbar, weil es .sich hier nicht um die 
Durchführung eines l'rcichlverlrageü aul Gruud eines Fraclilbrietes, 
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sondern um die BefÖrdenuic: eines Reise<ri'päckcs auf Grand eines Ge- 
päckscheines handelt. Wie schou die Ueberschrift besagt, regelt das 
Internationale üebereinkommen den internationalen Frachtverkehr im 
eif^entlichen Sinne und findet dasselbe nach Art. 1 Anwendung auf jene 
Sendungen von welche auf Grund eines durcligehenden Fiaolit- 

briefes zur Befördeiung angenniDnieii worden sind. Auch haftet nach 
Art. 27 die Hahn nui für (Hitei welche mit dem Frachtbriefe zur Be- 
förderung gegeben worden sind. Dies ist keineswegs eine nebensäch- 
liche Anürdnung, denn nach Art. 391 HG. dient der Frachtbrief eben 
als Beweis Uber den zwischen den FrachtfOhrern und dem Absender 
geschlossenen Frachtvertrag, and moss derselbe nach Art. 392 Z. 1 
HG. auch die Bezeichnung des Gates nach Besehaifenheit, Menge 
und Merkzeichen enthalten. Aach diese Anordnang ist wesentlich, 
weil bierdarch die Bahnontemehmang erst zar Kenntnis gelangt, dass 
das Frachtgut im gegebenen Falle wegen seiner Art oder wegen seines 
Wertes eine besondere oder mehrere Fürsorge erheischt and weil schon 
nach Art. 395 HG. der Frachtftihrer für KostbarkeitPii nnr dann haftet, 
wenn ihm diese Beschaffenheit oder der Wert dos Gutes angegeben 
worden ist. Hiernach ist der Klageanspruch überhaupt und. insoweit 
ilerselbe die Pretiosen betiifft. schon nai'h den allgemeinen Grundsätzen 
über das Fraditgeschäft nicht begründet, da der über das Reisegejjäck 
ausgestellte Gepäckscliein die Beschaffenheit oder den Wert des Gutes 
nicht entiiält. Uebrigens sind nach § 1 der Ausführungsbestimmnngen 
zum Üebereinkommen über den internationalen Eisenbahnfrachtverkehr 
Pretiosen von der Bef5rderang aasgeschlossen, and ist ein diese Ver- 
füguug abänderndes staatliches Üebereinkommen in betreif der hier in 
Frage kommenden ausländischen Bahnen nicht getroffen worden. Eben- 
soweoig Iftsst sich der Klageanspruch anf Grand der Bestimmungen des 
EisenbBetrBgl. vom 10. Dezember 1892, RGBl. Nr. 207, stützen, weil 
ein Frachtvertrag zwischen dem Anfgeber des Gutes and der in An- 
spruch genommenen Bahn nicht zustande gekommen ist, vom Kläger 
nicht behauptet wird, dass die Spoliierung des ReisekofFers im Inlande 
geschehen sei, und auch nach § 71 Betrl^gl. ein durchgeliender Fracht- 
brief die Voraussetzung der Haftung der Mehrheit von Eisenbahnen 
bUdet. 

Auch kann § .34 BetrBgl. mit Erfolg nicht liciangezogen werden, 
weil durch das KisenbBetrKgl. die einschlägigen Bestimmungen des 
Internationalen Uebereinkonimens und die hierzu erlassenen Ausführungs- 
bestimmungeu nicht abgeändert worden sind, dieses EisenbBetrRgl. so- 
mit nor insoweit zor Geltung gelangt, als nicht die Bestimmungen des 
Internationalen Ueberainkommens ond die hierzu erlassenen AusfUhrnngs- 
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bestimmongen entgegenstehen. Was aber die mit Art. 41 lUe. identische 

Bestimmung des § 86 BetrBgl. anbelangt, so regelt dieselbe nicht den 
Grund des Anspruclies, sondern nur die Höhe der Entschädigung. 
Unter diesen Umständen lässt die Abweisung des Klag-ebegehrens eine 
unrichtige rechtliche Beurteilung des SUcitl'alles nicht erkennen. 



Kr. 105. Bntseh. des Dentsehen Retehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 24. Januar 1907. 

lElltSCb. (1 i 'li-L-f-r 1 /iviN n.1 t;'. Ifrfr 1 S IIS/ 

Verpflichtung der Berufsgenossenschaften, behufs Verhütung eines den Postfiskus 
•ohädigenden MlMbrauchs für eine tunlichst sichere Aufbewahrung der im Geldan- 
wetemisverfcelir verweadutN Fenmilar«, SteMpel iN Siegel le ttriM. 

Soweit sich ans dem Gesetze nicht etwas anderes ergibt, sind auf 
das Becbtsverhftltnis der Parteien die Vorschriften des Bfirgerlichen 
Oesetzbnches analog anzuwenden; nach ihnen ist das Mass der Sorg- 
falt SU beurteilen, das die Parteien in ihren Beziehungen zueinander, 

insbesondere im Geldanweisungsverkehr, ZU betätigen haben. Besteht 
eine Pflicht der Beklagten dem Kläger gegenüber, fär eine Aufbewah- 
rung der Formulare. Stempel, Siegel etc. in der Weise zu sorgen, das« 
damit kein Missbranch getrieben werden kann, der zu einer ScliRdigung 
de.s Klägers ITilnen würde, .so niuss daher anrli ilire Verletzung die Ik- 
klagte zum Ersätze des dadurch dem Kläger entstandenen Seliadens 
nach Massgabe der analog auzuwendenden Vorächritten der §§ 276, 31, 
89, 278 BGB. verpflichten. 

Nun kann es keinem begründeten Zweifel unterliegen, dass eine 
solche Anfbewahrungspflicht der Beklagten dem Kläger gegenüber an 
sich besteht; der Elftger, den das Oesetz verpflichtet, gemäss der von 
der Beklagten ausgestellten Anweisungen Zahlung zu leisten, kann ver- 
langen, dass die Beklagte Einrichtungen tiilft, die die möglichste Gle- 
währ dafür bieten, dass die ihm in der fibliehen Weise zugehenden An- 
weisungen auch wirklich von ihr ausgestellt sind. Dazu gehört ancfa 
die sichere Aufbewahrung der Formulare, der Stempel, Siegel etc., und 
mit Recht macht die Revision geltend, dass es hierzu nicht erst einer 
Verfüguncr des Reichsversicherungsamtes bedurfte, wie sie in dessen 
Rundseineiben vom ."^O. September 1905 erlassen worden ist. Denn 
gerade die mis.sl)raucliliclie Benutzung der Formulare, besonders aber 
auch des den Erlass iler Beglaubigung der Quittung ausdriirkenden 
Stemiiels von .seiten des mit der Benutzung diet^er (legenslände nicht 
unmittelbar betrauten Angestellten der Beklagten konnte, wie auch die 
ron Br. begangenen F&lschungen beweisen, zu einer Schädigung des 
Klttgm führen, der die Beklagt« tunlichst vorzubeugen verpflichtet war. 
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Allerdings lässt sich eine solche AiifbewAbrnngspfliclit nicht abstrakt 
annehmen; es ist zn itrüfen, inwieweit eine jeden Missbrauch aus- 
scbliessende oder doch erschwerende Aufbewahinng sich mit einem ge- 
ordneten nos('li!iftsgano;e ve^eini^■en lüsst, und es ist zu erürtein wie 
sich der Geschäftsfranfr bei der AnsCülliinj; und Absendung der Zalilunj^s- 
anweisungen, sowie der (^uittun;.'sfonuulare iui einzelnen abwickelt, 
weiche Bedeutung die einzelnen .Akte haben, und welches Mass von 
Sorgfalt bei ihnen anzuwenden ist. Erst auf Grund einer solchen 
Prüfung und Erörterung läsat sich der Umfang der Aufbewahrungs- 
pflicht beurteilen, und die Frage beantworten, ob diese Verpflichtung 
verletzt worden ist, ob sie am* Schädigung des Elllgcrs geftthrt hat, 
und ob ein Verscbiilden der Terfassungsrnftsaigen Vertreter der Be- 
klagten (§§ 31, 89 BGB.) oder ein solches derjenigen Personen, deren 
sie sich zur Erf&IIang ihrer Aufbewahrungspflicht bedient hat (§ 278 
BGB.), Yorliegt. 

Das Bernfungsgeiicht hat es au einer solchen ErOrtenmg und 
Prüfung vollständig i'ehleu lassen. 

Jir. 1(>6. Entsch. des Deutschen Keiehssfericllts« 
7. Zivilisenat. Vom 25. Januar 1907. 

(Da« R«ebt Jahrg. X( (1907) Nr. 17 & 1090.) 

Preist. SteniMlsteasrvesels vea 31. lun 1895. Tarifitelle 75, 32 M 10, 3. Ueber- 
■ahae ier AnfMUgiag, Uereriag wH Aufstellung der EtoeaktattnikHeaea n Elseabalii- 

Uirttr- und Ueberfiihrungen. 

Hat ein Unternehmen die Anfertigung;. Lieferung und Aufstellung 
der Eisenkonstruktfonen zu Eisenbahn-Unter- mid -Ueberfiihrungen 
übernommen, s.o ist für die Stemiielberechnung zu utittM scheiden zwischen 
den Zinn Zweck der Herstellung lies Werkes zu liefernden beweglichen 
Gegenstiiuden und der zur Vollendung des Werks ei forderlichen Arbeits- 
leistung. Auf jenen Teil des Vertrage.s findet die Turilstelle 82 mit 
ihren Befreiungsvorschriften Anwendung. Für die Anwendung dieser 
BefreiuDgsvorschriften kommt es, wie aus der ihrem Erlasse er- 
folgten Absicht des Gesetzgebers zu entnehmen ist, nicht darauf an, 
ob die Voraussetzungen der Befreiung aus der Vertragsnrknnde selbst 
hervorgehen; es genügt vielmehr, wenn diese Voraussetzungen noch 
nachträglich objektiv festgestellt werden kOnnen. 

Nr. 107. Entseh. des Preuss. OberYerwaltnn^gerichts. 

2. Senat. Vom 29. Januar 1907. 

(PrKisenbArch. 1907 Heft 4 8. lOK.) 

Ms an die MTshIMm KanallMliM NteM asieMMeessaea Wirtorbwlea, AifaalliallBrliiiis 
der BtMlMhaMisBStetea, Laierplitie asw., die des aafsaflhietSMNa Balnliaftgnni- 
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•ttekM alt wIrtMliafllali selbstMmtige Grundstücke g«g«illMr«tolmi, tind vm itr 

KanalisatioflsgebUJir iMfreit 

Der Vorderrichter hat dem Antrage des Klägera entsprechend 
einige Wärterbiidcii für gruiidsteuerhei erklärt, well er s<ie als zu 
einem öfff^ntliclien Dienste oder Gebrauche bestimmt ansieht. Er be- 
fiudet sich damit im Widerspruche mit den Hechtsausfiihningen des 
zwischen denselben Parteien ei crangenon Erkeuutnist^es des Senats vom 
2. Februar UK)(). Deswegen musste seine Entscheidung, soweit sie die 
Grundsteuer betriflft, aufgehoben werden. 

Dag'egen ist kein Rechtsirrtnm oder Verfahrensmangel erkennbar 
bei der Entscheidung wegen der Kanalgeliiilif. Der Vorderrichter er- 
klärt die gedachten Buden sowie eine Anzaiil von Lagerplätzen und 
anderen Flächen, welche wie diese Yon der Eisenbaünverwaltung ver- 
pachtet sind, fttr nicht gebtthrenpflichtig, weil sie selbst keinen An- 
Bchluss an die Kanalisation hfttten and den angeschlossenen Bahnhofs- 
gmndstQdcen als selbständige Ornndstttcke gegenüberständen. Er geht 
also von der richtigen Anschauung aus, dass die Gebfihr zu entrichten 
ist von der ganzen wirtschaftliehen Grundstflcksdnheit, ffir welche 
der Anschluss besteht. Wenn or dann weitei- annimmt, dass eine der- 
artige Einheit in den gedachten Fällen nichi bestehe, so bewegt er 
sich auf dem Gebiete der Würdigung tatsächlicher Verliältnisse und ist 
insoweit dem Angriffe der Revision entzogen. Er hat nanientlirli auch 
nicht etwa dadnicli gefehlt, dass er nicht bis zum Nacliwoise des (legen- 
teils die Kinhoitlichkcit angenommen hat. denn eine rechtliche Ver- 
mutung für sie liesteht nicht, und auch nacli der Natur der Sache ist 
es gerade im Hinblick auf den wirtschaftlichen Zweck, dem der Kanal- 
anschluss dient, nicht geboten, jenen Zusammenhang der Buden und 
Plätze mit den Bahnh()fen etwa bis anf weiteres anzunehmen. 

Nicht völlig zutreffend ist es, wenn der Vorderrichtcr meint, das 
Oberverwaltungsgericht erblicke in der Herstellung eines Kanal- (oder 
Wasserleitnngs-) Anschlusses deswegen einen Grund ffir die Gebfihren- 
pflicht, weil es infolge jener Herstellung die Benutzung des Kanals 
(durch Zuleitung von Abwässern) präsumiere, vielmehr geht die Ansicht 
des ObeiTerwaltungsgerichts dahin, dass in der fientellnng und in dem 
Haben des Anschlusses an einen Kanal (oder eine Wasserleitung) eine 
einmalige bzw. dauernde Benutzung der Anstalt liege, und da.ss es den 
Gemeinden gestattet sei. wegen dieser Benutzung ohne Rücksicht auf 
die Abführung (oder Entnahme) von Wasser eine Gebühr — insbe- 
sondere wegen des Habens des Anschlusses eine laufende Gebühr - 
zu erheben. Aber der Vorderrichter hat jedenfalls mit der Meinung 
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recht, dass oimo Anscliluss eines sclbsländigen Grundstücks keine Ge- 
babrenpflicht bestehe, and auf ibr betuht seine Eutscbeiduug. 

Nr. lOS. Eiitseh. des Oberin iidesgericbts Celle. 

2. Zivilsenat. Vom 7. Februar 1907. 

Si-llistviTwaltilllK 1907 Nr 3S S filO ) 

In Disziplinarsachen kann das Amtsgericht das Ersuchen des Untersuchungskommissars 
Hm eidliche Vernehmung der Zeugen nur aus denselben Gründen ablehnen, wie das Er- 
wiehw «iia« UKtmrwiclimiirlclitar» !■ larioMIMiM Strafvcrfakraii. 

Soweit ersichtlich, herrscht Einverständnis dar&ber, dass in Dis^ 
zipUnarsachen die Amtsgerichte den Ersncben der Untersuehnngskom- 
missare um eidliche Vemehmnng von Zeugen anf Grand des § 32 des 
Gesetzes betreffend die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten, 
vom 21. Juli 1852 zu entspreclien Imbcn (v{jfl. Rheinbaben, Die preuss. 
Disziplioarges., 1904, S. 157 ff., Müller, Justizverwaltang II S. 1482). 
Allerdings fehlt es, wenigstens für unsere Provinz, an einer ausdrück- 
lichen Vorschrift in dieser IIin.sicht, wie sie für andere Provinzen in 
der V. vom 2. Januar 1849 iGS. S. 1) § 38 und in den drei Verord- 
nungen vom 2t). Juni 1807 (G.S. S. 1073, 1085, WM) ^36 bzw. §29 
bzw. § 28 gefunden werden, nach denen die Gerichte und die Verwal- 
tungsbeiiörden sieh gegenseitig bei Erledigung der ihueu obliegenden 
Geschäfte Unterstützung zu leisten haben. 

Indessen dieser letztere Satz ist von dem Kammergerichte mit 
Recht als ein allgemeiner staatsrechtlicher Qrnndsatz bezeichnet, der 
auch ohne ansdrQckliche Vorschrift mit dem prenssischen Staatsrecht 
in die nenen Provinzen eingefQhrt ist (vgl. KG. 3 S. 7, 23 S. A. 214). 
Auf demselben Standpunkt hat sich auch der Gesetzgeber bei der Fas* 
snog der oben angeführten Bestimmung des Art. 130 Zilf. XI des Preuss. 
FGG. gestellt; denn in der Begründung zu dieser Vorschrift (Art. 128 
a. E. des Entwurfs zu diesem Gesetze hei.sst es: „Daiiiber, dass die 
Gerichte nnd Verwaltungsbehörden verpflichtet sind, einander Unter- 
stützung m leisten, brauchen in i; 87 (des Preuss. AG. z. GVG.) Be- 
stimmungen niclil getr(»tten zu werden". 

Vor allem aber ergibt .sich die Verpflichtung der Gerichte zur Gewäh- 
rung von Rechtshilfe in Disziplinarsachen aus der Erwägung, da.^s die 
allgemeinen Vorschriften des Strafprozesses, soweit dieselben mit dem 
Wesen und dem Zwecke des Disziplinarverfahrens vereinbar sind und 
nicht Sondervorschriften des Disziplinargesetzes entgegenstehen, auf das 
Disziplinarverfahren ergänzend zur Anwendung kommen, wie sowohl in 
den Motiven des Gesetzes betreifend die Abänderung von Bestimmungen 
der Disziplinargesetze vom 9. April 1879, als auch von dorn ehemaligen 



186 



Bntwb. des Prenu. Obervsiiraltaiig^Kerichts rom 7. F«bnur 1907. 



preussischen Obertiibunal , dem Reichsgericht und dem Kammergericht 
anerkannt ist (vgl. KG. 10 S. 9, B6. i. Strafe. 10 S. 429, 19 S. 440 und 

die Zitate daselbst). 

Demnach kann ein Anit.sgerichl das Ersuchen eines Unt ersuch ungs- 
knnunissars in I)iszii)liiiais;)clK'n nur aus ilcnselben (iründeti \vi«' das 
Ersuchen eines Untersuchungsrichters im gerichtlichen Stratveifahreu 
ablehnen. 

Nr. 1(W. Eiitsi'h. des Prenss. Oherverwaltnngsgeriehts. 

4. Senat. Vom 7. Februar 1907. 

(rrVfrwB) Jahr« XXIX iMTi Nr i Ö. 8.) 

Die allyemeine Befugnis der Polizei, bei gefahrdrohenden Znst&nden einzuschreHen 
(§ 10 ALR. I1 17), ist direh die H 12 md 13 de» Geeetiee Vber dM Teie ra pheniie e ea 

Im Denteche« Reiche vom 6. April 1892 und durch die §§ 5 und 6 des Telegreiiliei- 

wegegeeetzes vom 18. Dezember 1899, welche die Rechtsverhältnisse der Tetegraphen- 
linien der Reicbe-Telegraphenverwaltung zu anderen, die Verkehrswege benutzenden 
elektrleehei Anlegen ordnen, nicht eiaieeohränkt werdee. 

IMe Bechtsverhältnisse der Telegraphenlinien derReichs-Telegraphen- 
Yerwaltnng zu anderen, die Verkehrswege benutzenden elektrischen An- 
lagen sind durch die §§ 12, 13 des Gesetzes ttber das Telegraphen* 
wesen des Deutschen Reichs vom 6. April 1B92 (BGBl. S. 467) and die 

§§ 5, 6 des Telegraphen\vegege.setzHs vom 18. Dezember 1899 (BGBl. 
S. 705) geregelt. Durch diese Hestiuimuii^en sind die allgemeinen Be* 
fugnisse der Poliz**ibehürden , l)ei gefahrdrohenden Zuständen einzu- 
schreiten (§ 10 Tit. 17 Tl II ALR.), nicht berührt worden. Der poli- 
zeiliche Schutz der TelcgiMptit n- und Fei nsprccliaiilagen des Reichs 
gegenüber anderen clektri.sclicn Anlai^en beschränkt sich demgemäss 
auf den allgemeinen Sciiulz für LebeJi und Eigentum, also auf <len 
Schutz für den Bestand der Telegraphen- un<l Fernsprechanlagen und 
auf den Schutz für Leben und Gesundheit des Bedienungspersonals, 
wie dies ancb in der Verfügung der Minister des Innern und der öffeut- 
liehen Arbeiten 7oni 3. April 1904 (HBl. f. d. i. V. S. 120) ansdr&ckUch 
henrorgehoben worden ist. Der Beklagte erkennt das an, behauptet 
jedoch, dass durch die städtische Lichtleitung derartige Gefahren fOr 
die Boichs- Telegraphenleitung und deren Bedienung hervorgernfen 
würden. Träfe dies zu, so wQrde das Einschreiten der Polizeiyerwal- 
tung gegen die Stadtgemeinde berechtigt sein (vgl. Urt. vom 11. Februar 
1901, Entsch. des OV(i. Hd. XXXVIII S.371, 373). Die Klägerin hat 
aber bestritten, dass hiei- die tatsächlichen Voraussetzungen für ein 
solches Kiuschreiten gegeben seien, und der darüber vom Gerichtshof 
gehörte, vom Kiniigliclien Oberpräsidenten dei- I'rovinz Posen vorge- 
schlagene Siuliverständige, dei Künigliclie Gewerberat Plotke zu Posen, 
hat die Behauptungen der Klägerin bestätigt. 



Digitized by Google 



EDticb. 4m Pmws. Obervenraltnigflgerfdits yom 16. Febniar 1907. 



137 



Der angefochtene Besclieid und die in ihm aufrecht erhaltene Ver- 
fii^mig waren mithin ansser Kraft zu setzen, da die städtische Leitung 
den Bestand der Eeiclis-Telegraphealeitung und das Dienstpersonal 
nicht gefährdet 10 ALR. II 17). 

ür, 110. Eiitseh. dos Prou«(s. (Miervorwaltuiigsgeriehts. 
1. Senat. Vom 15. Februar 1907. 

(PrVerwBI XXVIIf (1907) Nr 49 .S.881.1 

In der Zittellung eines Zahlungsbefehls ist die Einleitung einer gerIchtlicheR V«rf»lf«R| 
hl Wege dtt ZMIprKMwt m tMlm, waldw Me Erhabni 4u KwrfNkte zhmmIm 
ciMt BmmIm (BthiMMittora) zuMmIi mmM. 

Die Erhebung des Konflikte zngoiisten eines Beamten setzt 
nach § 1 des Gesetzes vom 13. Februar 1854 (GS. S. 86) voraus, dass 
gegen ihn wegen einer in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung 

seines Amtes vorgenommenen Handlung oder wegen Unterlassung einer 
Amtshandlung eine gerichtliche Verfolgung im Wepre des Zivil- oder 
Strafprozesses eingeleitet worden ist. Auch in der Zustellung eines 
Zahlungsbelelils nach §§ 688 ff. der Zivilprozes.sordnimg ist die Kin- 
leituug einer gerichtlichen Verfolgung im We<ie des Zivilprozesses zu 
linden. Denn nach § 693 der Zivilprozessordnung treten mit der Zu- 
stellung des Zahlungsbefehls an den Schuldner die Wirkungen der 
Bechtsh&ngigkeit eiu; jede Partei kann, sofern die wegen des Anspruchs 
zu erhebende Klage vor die Amtsgerichte gehört, den Gegner zur mfknd- 
liehen Verhandlung laden (§ 696 Abs. 2 a. a. 0.), und die Klage gilt, 
wenn rechtzeitig Widerspruch erhoben ist, mit der Znstellnng des 
ZahloDgsbefehls als beim Amtsgericht erhoben (Abs. 1 das.). Bei An- 
sprüchen gegen Beamte wegen Uebetschreitung ihrer amtlichen Befug- 
nisse oder wegen pflichtwidriger Unterlassung von Amtehandlungen ist 
flür Preussen ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes die 
ausschliessliche Zuständigkeit der Landgerichte begründet (§ 70 Abs. 3 
des Gerichtsverfassungsgesetzes, ij 39' des Ausführungsgesetzes vom 
24. April 1878). Dalier erh')Si;]ien. wenn wegen eines solchen Anspruchs 
ein Zahlungsbefehl gegen einen Beamten erlassen ist, nach § 697 der 
Zivilprozes.sordnung die Wirkungen der Rechtshängigkeit, falls nicht 
hinnen einer sechsmonatigen Frist, welche von dem Tage der Benach- 
richtigung von der Erhebung des Widerspruchs läuft, die Klage bei 
dem zuständigen Landgericht erhoben wird. Unterstellt man mit dem 
Konfliktebeschlnsse, dass der Bahnmeister W. von R. wegen einer Amts- 
ttberzehreitung oder wegen der Unterlassung einer Amtshandlung auf 
Zahlung von 95 M . in Anspruch genommen ist, so bestanden zur Zeit 
der Erhebung des Konflikte und bestehen noch jetzt die Wirkungen der 

Bffsr. BiMababarMbtllehe RntMlMAdiuigMi XXIV. 10 
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Bechtsliiingigkeit, letzteres deshalb, weil infolge der am 4. August 1906 
angeordueten Unterbrechung des Verfahrens nach § 249 der Zivil- 
prozessordnung der Lauf der sechsmonatigen Frist zur Klageerhebung 
aufgehört hat und iiacii Beendigung der Unterbrechung die volle Frist 
von neuem zu lauten beginnt. Mit dem Beginne der Rechtshängigkeit 
ist aber im Sinne des Gesetzes vom 13. Februar 1854 die gerichtliche 
Verfolgung im Wege des Zivilprozesses eingeleitet, da es dem Willen 
des Gesetzgebers entspricht, für die Zeit zur Erhebung des Konflikts 
den denkbar weitesten Spielraum zu gewähren (zu vgl. hierüber die 
n&heren Darlegungen in dem Urteile Yom 28. Mäns 1888, Bd. XVI 
S. 418 der Entscheidungen des OVG., anch Bd. XXV S. 428 a. a. O.). 



Nr. III. £ntsch. des Deutscheu lieiehsgcrichtä. 
S. Zivilsenat. Vom 15. Februar 1907. 

(FrVerwBl. XZTUl (1907) Mr. «I & aii.) 

Oer Bsirteilung der ordentlichen Gerichte unterliegt auch die Frage, ob eine P tndm 
nach dem Pensions- oder nach dem UnfallfUrsorgegeaetze zu berechnen war. 

Die Zulässigkeit des Rechtswegs hinsichtlich der Frage, ob einem 
unmittelbaren Staut.sbeamten in Prenssen eine Pension in der durch das 
Gesetz vom 27. März 1872, betr. die Pensiunierang- der unmittelbaren 
Staatsbeamten, oder in der diucli das Gesetz vom 18. Juni 1887, betr. 
die Fürsorge für Beamte infolge von Betriebsiiutiillen, normierten Höhe 
zusteht, ist zu bejahen. Zwar sind die Ansprüche aus dem Gesetze vom 
18. Juni 1887 PensionsansprQcbe und unterliegen daher auch hinsichtlich 
der Znlftssigkeit des Rechtswegs den fttr letztere geltenden Vorsehliften 
(Entsch. des BG. in Zivils. Bd. 39 Nr. 88). In letaterer Beziehong 
sind nach § 5 des Oes. vom* 24. Mai 1861, betr. Erweitemng des Rechts- 
wegs, die Entscheidungen der Disziplinar- und VerwalUmgsbehOrden 
darüber, ob nnd von welchem Zeitpunkt ab ein Beamter ans seinem 
Amte zu entfernen oder in den Ruhestand zu vorsetzen sei, f&r die 
Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrecht- 
lichen Ansprüclie massgebend und ebenso erfolgt, nach § 21 des Ges. 
vom 27. März 1872 (in der Fassung vom April 1884) die Bestim- 
munjr darüber, ob und zu welchem Ze i tpu ii k te dem Antrag eines 
Beamten auf Versetzuu}; in den Ruhestand stattzugeben ist, durch den 
Departementschef (bzw. durch eine dem letzteren nachgeordnete Be- 
hörde). Hieiaus folgt, da.ss über die Frage der Pensionierung selbst 
und den Zeitpunkt des Eintritts derselben eine selbständige Kognition 
der Gerichte ausgeschlossen ist. (Entsch. d. BG. in Zivils. Bd. 38 
Nr. 79.) Dagegen erfolgt nach § 22 desselben Gesetzes die Entschei- 
dung darfiber, ob und welche Pension einem Beamten bei seiner 
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VenetzuDg in den Ruhestand zusteht, dnrch den Departementschef in 
Gemeinschaft mit dem Finanzniinister (bzw. diiich diejenige unterge- 
ordnete Behörde, welcher d'm Bestimmung über die Versetzung des 
Heamten in den Ruhestand zustellt) und steht nach § 28 desselben Ge- 
ütiut's die Beschreitung des Rechtswegs gegen die Entscheidung darüber, 
ub und welche Pension einem Beamten bei seiner Versetzung in den 
Ruhestand zu gewähren ist, dem Hoaniten unter Beobachtung gewisser 
(vom Kläger eingehaltener) Vorschriften offen. Hieraus folgt, da.ss auch 
die Frage, ob die Höhe der Pension nach dem Gesetze vom 27. März 
1872 oder nach dem Gesetze Yom 18. Jani 1887 zu berechnen ist, der 
Kognition der Gerichte anterliegt nnd letztere an die Entscheidung 
fiber den Grund der Pensiouiening insoweit nicht gebanden sind. Ledig- 
lich die Pensioniemng selbst nnd deren Zeitpunkt haben die Gerichte 
zu beachten. Dies ist auch vorliegend geschehen, zumal ilber die 
dauernde Dienstnnfäbigkeit des Klägers gar kein Streit herrscht. Streit 
heiTScht nur darlkber, ob die dauernde Dienstonfähigkeit des Klägers, 
wegen der dieser in den Ruhestand versetzt worden ist, die Folge 
eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalls gewesen ist oder nicht. 
Nirgends abei' ist vorgeschrieben, dass diese Frage, soweit sie auf die 
Höhe der Pension einwirkt, der Entscheidung durch die Gerichte ent- 
zogen ist. Das Keiclisgericlit hat denn auch bereits diese Frage dahin 
entschieden, dass insoweit die Gerichte selbständig zu entscheiden haben 
(Eutüch. d. RG. in Zivils. Bd. 44 iNr. 63; vgl. auch Bd. b2 Nr. 19 und 
Bd. Ö4 Nr. 53). 

Nr. 118. Entseh. des Oesterr. KussatloiislieiN. 

Vom 18. Februar 1907. 

(üestorr. Klscnb -Verordn -Hl. .\.\ <I9u7 .Nr. 104 S 2430.) 

Ba di S B Stete einer Straesenbahn mit elektriecliem Betriebe geniessen den Schutz des • 
{ 68 Stfi. «Mit Um M VcrrleMmg Htm MmIm In StraMMbalimiraiea Mlbtl^ 
Miidsni aseb aiMirlMib dMaelbe«, soweit sie poiizeilielia FasktlMiM Im Slüe doi 

I t02 EisenbBetrO. ausUben. 

Aus dieseu Bestimmungen der Betriebsordnung erhellt der Rechts- 
irrtum der Beschwerde. Die jetzt vom § 68 StG. ohne Rücksicht auf 
die Beeidigung geschützte Dienstesvcrrichlung eiues Stra.ssenbahukou- 
dukteurs ist gewiss in erster Linie mit dem ihm tibergebenen Wagen 
verbunden und besteht vorwiegend ans denjenigen Obliegenheiten, 
welche ihm seine dienstliche iStellung im Verkehre mit den Fahrgästen 
auferlegt; er vollzieht aber nicht minder unter dem Schutze dieser Ge- 
setzesstelle den ihm vom § 102 EisenbBetrO. zugewiesenen Dienst, 
wenn er, gleichviel, ob während oder nnmittelbar nach der Fahrt, znr An- 
haltnng von Personen mitwirkt, welche die Sicherheit des Betriebes stOrten. 
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Tm vorliegenden Falle hat der Angeklagte durch Befahren des 
Bahogleises eine solche Störung verschnldet und damit den von der 
Betriebsordnung vorgesehenen Anlass zum Einschreiten gegeben. Die 
Beteiligung der Kondukteure an der Feststellun<i: der Identität des An- 
gehaltenen geschah in Erfiillnng ihrer Berufspfliclit, und der Versuch 
des Angeklagten, deren Tätigkeit mit gewaltsamer Handanlegung zu 
vereiteln, \Yurde mit Kocht als ein Fall des Verbrecheus nach § 81 
StG. beurteilt. 

Nr. 113. Etitseh. des Beutsehen Betelisgerlehts. 

7. Zivilsenat. Vom 19. Februar 1907. 

(PrVerwBI. XXIX :i907 Nr. 3 S. b4.\ 

§§ 8. 10 Preuss. EntG. vom 11. Juni 1874. Die Entschädiguiit für ein GruBdstUck, welches 
Baupiatieigensohaft iMiHzt, ktM and tmtk 4m ErtavgtwnrI dMt fkigltrtfla rttfMdlM 

BMprejekto fMtfeetollt Wirten. 

Dies beanstandet die Revision der Klägerin mit der Ausffibrang, 
das Berafungsgericht gehe zu Unrecht davon an^, dass der individuelle 
Wert des Grandstücks massgebend sei, auch widerspreche die Schätzung 
den eigenen Absichten des Beklagten, welche nur auf ein Umbauen und 
Durchbauen der früheren Gebäude, nicht aber auf einen Neubau hin- 
gezielt hätten. Zu einem Eingehen auf die Frage, inwiefern rein indi- 
viduelle Wertfaktoren bei Festsetzung der Enteignungsentschädigung 
zu beachten sind, bietet jedoch der vorliegende Fall keinen Anlass, 
denn individuelle Momente sind zugunsten des Beklagten keinenfalls in 
Berücksichtigung gezogen. Zugrunde gelegt ist der Entschädigung 
lediglich ein Bauprojekt, welches sich nach Ansicht des Bemfungs- 
richters als schlechthin rationell erwies und dessen AnsfQhrung sich 
jedem EigenttUner des Grandstttcks als vorteilhaft empfohlen haben 
^ würde. Dass ein solches Projekt beachtet werden darf, steht in der 
Bechtsprechnng fest. Hit früheren Absichten des Beklagten, nnr einen 
Umbau oder Dnrchbau vorzunehmen» beschäftigt sich der Berafongs- 
richter in dem hier fraglichen Zusainnu nhang ttberhaupt nidit, sondorn 
nur bei Würdigung des Einflusses der Baupolizeiverordnung, auch war 
ihm dazu von der Klägerin iStadtgemeindc) Anlass nicht jregeben. Ein 
materieller Verstoss aber liegt nicht vor, denn mag <ler Beklagte sich 
in einem früheren Stadium der Anirelegenheit mit Umbau- oder Durch- 
banpliineii getragen haben, so brauchte daraus docii nicht nidwendig 
gefolgert zu werden, dass er an diesen Plänen festgehalten und nicht 
die grössere Zweckmässigkeit eines Neubaues erkannt und danach ge- 
handelt hätte. Weiter findet die Revision der Klägerin einen Verstoss 
darin, dass ihre Behauptung, der Beklagte kOnne mit einer geringeren 
Summe Ersatzgrondstttcke erwerben, für unerheblich erachtet ist. Auch 
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hier liegt jedoch ein Bechtsirrtam nicht vor. Nach § 10 des Enteig- 

nongsgesetzes kann die bisherige Benntznngsart bei der Abschätzung 

nur bis zu demjenigen H eidbetrage Berftckaichtigung finden, welcher er- 
forderlich ist, damit der Eigeiitiimer ein anderes Grundstück in der- 
selben Weise und mit gleichem Ertrage benutzen kann. Aus der bis- 
herigen Benutzunfrsart leitet hier der Beruftui^rsrichtt'r aber tatsächlich 
nichts zugunsten des liekla^^ten lifr. sondern er le'^t lediglich die Ge- 
eignetheit des Grundstücks, bei zweckmässiger Besetzung mit Neubauten 
einen höheren Ertrag zu ergeben, der Eutscbädigungsberechnung zugrunde. 

Nr. 114. Entsch. des Oesterr. Obersten GerIchtsliofiM. 

Vom 6. März 1907. 

Alls Tar Aiiz XXVI 19071 Nr M S 

Das durch die bahnamtliche Abwäge konstatierte Gewicht ist bei Beurteilung des Um- 
•taniae, eb «tae MMtormi der 8eidMg wHIireMl det TnuMperlM digetreteii ist, 

raassoebend. 

Der vorliegende Fra( litl)rief ist in Ansehung des in demselben mit 
10.180 kg. angegebenen Gewii htes des betreffenden Frachtgutes be- 
weiswirkend. weil dieses Gewicht nach Ausweis des Frachtbriefes auf 
Grund einer« dem Verladen des Waggons seitens des Versenders nach- 
gefolgten bahnamtliclicn Abwäge in der Aufgabestation erhoben wurde. 
Am Bestimmungsorte wurde an dieser Frachtsendung ein Gewichts- 
manko von 107 kg zollamtlich ermittelt und im Giunde der beeideten 
Aussage des als Partei einvernommenen Klägers ein Verlust von 1966 
St&ck Eier im Werte von 137 K. festgestellt. Fttr diesen Verlast 
haben die beklagten k. k. Osterr. Staatsbahnen in GemAsshdt der Art 
395 und 400 HGB. sowie nach § 75 BetrBgl. anfznkommen, weil dieselben 
inhaltlich des massgebenden Frachtbriefes das Frachtgut in dem im 
Frachtbriefe ersichtlichen Gewichte von 10.180 kg zur Bef&rderung 
ftbemommen, bzw. angenommen haben und der festgesteUte Verlust am 
Frachtgute somit nur in der kritischen Zeit seit der Annahme der 
Ware bis zu deren Ablieferung an den Destinatar entstanden ist. 

Die berufungsgerichtliche Annahme, das (iewicht der Kiersendung 
sei olfenbar vor der Verlailung erhoben worden und das Gewichtsmanko 
lasse sich überdies auch aii> einem In tiim beim Erbeben des Gewichtes 
erkläi'en, findet in der Aktenlage keine ätUtze. 

Nr. 115. Eniseh. der KQnl^. eerlehtstafel Budapest 

Vom 7. Hftrz 1907. 

(Elaanb.-Tar - u. Vprk.-Aai. ZI (1907) Nr 17 S. 198.^ 

i 77 Us|. BetrRdl. Oto Eitmliahn haftet für den SoliadM km« der 6ettellyii| schad- 
hafter Decken. 

Die Zusatzbestittimuug zum § 77 des Betriebsreglements steht mit 
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dem Wortlautp des Betiiebsreglements in engem Zii^ainmenbaDg, soroit 
können bei der Anwendung der Zusatzbestimmung die sonstigen Ver- 
fügungen des § 77 nicht ausser acht gelassen werden. 

Hieraus folgt nun, dass die folgende Verfügung der Zusatzbestim- 
Btimmung I: „wenn die Eisenbahn Decken überlässt, so übernimmt sie 
dadurch keine weitergehende Haftpflicht, als ilir bei Beförderung in 
oflFen gebauten Wagen ohne Decken obliegt nicht in der Weise inter- 
pretiert werden kann, dass die Bahn von der Haftung für die Schäden, 
welche durch die Schadhaftigkeit der von ihr aberlassenen Decken 
herbeigeführt wurden, auch in dem Falle befreit ist, wenn der Schaden 
aof die Fahrlässigkeit der Bahn xorlkekgefftbrt werden kann. 

Da nnn der Schaden nach dem festgestellten Sachverhalt daraus 
entstanden Ist, dass infolge der fehlerhaften BeschaiTenheit der von der 
Bahn ftberiaasenen Decken — nachdem die Wagendecken teils zerrissen, 
teils nicht wasserdicht waren — der Hanf nass geworden ist, und da 
es ferner ausser Zweifel steht, dass der auf diese Weise entstandene 
Schaden auf die Fahrlässigkeit der Bahn zurückgeführt werden kann, 
zumal die Bahnbediensteten nicht nur in der Lage, sondern 
auch verpflichtet gewesen wären, fehlerlose, zuni Bedecken 
der Ware wirklich geeignete Decken beizustellen, musste die 
Schadenersatzpfliciit der Eisenbahn auf Grund des § 77 (1) 3 des Be- 
triebsreglements festgestellt werden. 



Nr« 116. Eiitsch. des Deutsehcn Bciehsgeriehts. 

ö. Zivilsenat. Vom 13. März 1907. 

(Dm Keciit Jahrg. Xi (1907) Nr. 17 S. 1068 ZIIT. a&58.) 

§§ 1018, 1090 MB. Ist einer Eisenltahndesellschaft da« Reokt eingeräNat wsrlM, asf 
•liiB fr — ide n firiiMltllcIte dn fltato n inltei, so huMt m steh ildit «si eise Snisd- 
tfeselfesriiell, eeMleni «n eis enbJekilvHMrtMleliee Reeht 

Es lässt sich weder das durch die Rechtsvoi^ängerin des Beklagten 
von der Chemischen Fabrik gekaufte Gelände, auf dem später eine 
Ladestelle errichtet worden ist, noch das gesarate Eisenbahnnetz der 
Eisenbahn als herrschendes Grundstück erachten. Denn nicht diesen 
Grundstücken als solchen dient die Berechtigung, ein Gleis zum Güter- 
transport auf dem belasteten Grundstück zu haben, zum Vorteil, sondern 
das Eisenbahnunternehmen erfahrt durch die Beieclitigung eine För- 
dt ruiig. Es ist also die Unternehmerin des Bahnbetriebes diejenige, 
der die Berechtigung zum Vorteil gereicht. In der Regel wird anzu- 
nehmen sein, dass deijenige, der ein dingliches beschränktes Recht an 
seinem Gmndstttcke besteUt, die flbemommmie VerpfUchtung in der Be- 
lastung des Grundstücks erschöpfen und sich nicht auch noch persön- 
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lieh, obligatoriscli, zur Erfüllung der Verpflichtung verbinden will; je- 
doch ist die Üebernahme der persönlichen Verpflichtung neben der 
dinglichen Belastung keineswegs ausgeschlossen. 



Nr. 117. Entseh. des Oest^rr. Obersten C^eriehtsliofes« 

Vom IH. März 1907. % 

lOfüierr. Kl-t-nli - V> r. rilii -B!. XX i ITOT Nr IDI S 2375,) 

Die einer durch einen Elsenbahnunfali verleUten Person auf die Dauer der Erwerbs- 
MrflMllMtt irMItirilMlfl iiMrfcaiHile ENtoeMdlftsflsrMto tot In Falto etasr BeMmring 
des QiSMiillMHiiustandes der verletiten Person und daatt varlMidMM ErMbiig dir 

Erwerbsfähigkeit entsprechend zu vermindern. 
Bei Festsetzung der letzteren Herabmiaderung ist auf die gegenwärtige! Einiiommeas- 
varUUtnisse der verletilm Paraoa kshw MekiiaU la nahmo, da aa Uaaa aif dto 
FIMgfcaH lar EnlalaBi daaa MHnraa Bakaanaiia, aloM abw aaf dasaaa wirkleba 

ErlaaiUBg anltommaa kaaa. 

Wenn die unteren Instanzen die Rente mit Rücksicht anf die ein- 
getretene Erhöhung der Erwerbsfähi^^keit des Ignaz St. in einem der 
Verhältnisse beider entsprechenden Masse herabgesetzt haben, so er- 
scheint dies vollkommen begründet, weil Rente und Erwerbsunfähigkeit 
sicii gegenseitig bedingen, die eisterc in dem Masse steigen kann, als 
die letztere wächst, und es geradezu eine Erhöhung der urteilsmässig 
zuerkannten Rente bedeuten würde, wenn diese bei gesteigerter Er- 
werbsfähigkeit die gleiche bliebe. 

Nur darauf aber kommt es im Verhältnisse zum beklagten Aerar 
an, ob Ignaz St. zufolge der Steigerung sfliner ErwerbfifUiic^eit ein 
grosseres BiDkommen eraieien kann, nicht ob er w wirklich erzielt, 
denn das Aerar haftet nur Ar die notwendigen Folgen des Eisenbahn- 
nnfaUes, mithin für jenen Vermögensnachteü, welcher infolge der ver- 
minderten ErwerbsfUiigkeit des Klagers eintreten moss, und ersdieint 
in dem Hasse von seiner Haftnng befreit, als dieser Nachteil vermieden 
werden kann, weil dann zwischen dem Unfälle und den schädlichen 
Folgen desselben der vom Gesetze geforderte ursächliche Zosammen- 
hang nicht besteht. 

Auch vom Standpunkte des von der Revision des Nebeninterveni- 
enten berufenen § 1325 ABGB. erscheint daher der Spruch der 
Untergerichte gerechtfertigt, weil auch § 1325 ABGK. nur im Zu- 
sammenhange mit den übrigen Restiuimuiigen de.s Gesetzes über den 
Schadenersatz angewendet werden kann und in erster Reihe Kausalität 
zwiscbeu dem Gewinnstentgang und der schäcligenden Ereignung vor- 
aussetzt. 

Anf die gegenwärtigen tatsachlichen EänkommensverhUtnisse des 
Ignaz St. ist dabei nicht einzugehen, denn wenn sich diese verschlechtert 
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haben, trotzdem seine Fähigkeit zum Erwerbe gestiegen ist, so ergibt 
sich der notwendige Schhiss, dass dies auf andere, ausserlialb der Un- 
fallst'olgen liegende Umstände zui iickzuführen ist, für welche das Aerar 
uicht verantwortlich gemacht werden kann. 



Nr. 118. Bntscli. des Bentsehen Betchsg^riehti. 
6. Zivilsenat. Vom 18. März 1907. 

(Bntnh. d. Rt/Uhagn. L ZMli. Bd. « Hflfl t & KM. - Das BWht Jabi«. XI (1909) Nr.lt &iau 

Ziff. 3038, 8039.) 

Der Unternehmer einer Kleinbahn kann Kostenfreiheit nach 6 Abs. 2 Satz I des Tele* 
irapbeawegegesetzes vom 18. Dezenber 1899 aicht aus dem firunde betRspmobeB, 
wsH asf Iba xafolge der Assflbrtnt S«r KleMabn dto WaiMsttrhaNiniaMleM Ifcer^ 
leoui^n ist. Wobl aber kommt die erwihnte VerglnUfSSO tm (aUeiiilgea) Uster- 

nehmer der späteren besonderen Anlage, die auf dem Wege eines dritten Unterhaltungs- 
pfliobtJgen errichtet wird, hinsichtlich dieses Weges zugute, wenn sich die Getaait- 
anläge auch auf eigene Wege des Unternehmers erstreckt. 

Der Anspruch auf die in § 6 Abs. 2 Satz 1 Telei^n W egG. dem 
Unternehmer einer besonderen (sj)iUeren) Anlage unter beslimmten Vor- 
aussetzungen gewährte Vergünstigung (Verlegung der Telegraphenlinie 
auf Kosten der Telegrraphenverwaltung) steht nur demjenigen zu, dessen 
Wegennterhaltangspflicbt unabhängig von der Herstellnng der beson- 
deren Anlage schon besteht, nicht auch demjenigen, dessen Wegeunter- 
haltnngspflicht erst ans Anlass dieser Anlage zur Entstehung gelangt. 
Beansprucht die besondere Anlage nur einen bestimmten öffentlichen 
Weg oder Platz oder eine Brücke und wird diese Anlage von einem Unter- 
nehmer (sei das auch einer Gemeinde) hergestellt, der weder selbst der 
ünterhaltaogspflichtige bezüglich des betreffenden Verkebi'sweges ist, 
noch auch den Wegeunterhaltungspflichtigen als einen an dem Unter- 
nehmen (überwiegend) Beteiligten zur Seite hat, so kann von Anwen- 
dung des § 6 Abs. 2 Satz 1 nicht die Rede sein, vielmehr greift dann 
§ 6 Abs. 2 Platz. Wenn aber die besondere Anlage, als einheitliches 
Unternehmen, sich iiber mehrere zusammenhängende Wege erstreckt 
und von einer Gemeinde (oder einem anderen öft'entlichen Verbände) 
auf ihrem eigenen Wege und zum Teil auf dem Wege eines anderen 
Unterhaltungspflichtigen ausgeführt wird, dann kommt das den gemein- 
nützigen besonderen Anlagen zugedachte Vorrecht und die entsprechende 
Eostenfreiheit dem Unternehmer auch dann zugute, wenn durch die 
Gesamtanlftge die Verlegung oder Veränderung der Telegraphenlinie 
auf dem Wege des dritten Unterhaltungspflichtigen veranlasst wird. 
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Nr. 119. Eutseh. des Deutschen Relcksgerlehte. 
7. ZiTiUenat. Vom 19. März 1907. 

(4 W. Jalii«. M (tSOT) Nr. l« S. fl«. — Batwb. 1. ZMift. M. « S. 8» Kr. HD 

H 3, 10 Abs. I. ^ 16 StempG. Tarffstelle 32 Abs II, Tarifstelle 75. Besteuerunn von 
VtrtraQtiirkunden über die Lieferung von Eisenbahnüberführungen. Frage nach der 
Herstellung im Betriebe des Pflichtigen. Trennung der Werte. 

Das StenipU. (Tarifstelle 75} schreil)t bei Werkverträgen über un- 
bewegliche Sachen, mithin insbesondere über die Herstellung von Bau- 
werken, die Zerlegung des Vertragsiohalts Tor: es soll gesdiiedai 
werden zwiseben den zum Zwecke der Herstellang des Werkes zu 
liefernden beweglichen 6qi;enstanden und der dafür d. i. zur VoUendang 
des Werkes mittels dieser Gegenstände erforderlichen Arbeitsleistung. 
Auf jenen Teil des Vertrages findet die Tarifstelle 32 mit ihren Be- 
freinngsvorschriften Anwendung. E.s kommt mithin nnr darauf an, ob 
die zu liefernden Sachen als Mengen im Sinne dei- Bcfreiimgs Vorschrift 
anzusehen sind, nicht in ihrem Znstande nach der Einfügung oder 
Verwendung in das Werk, sondern in dem Zustand, in welchem sie 
sich bis zu diesem Zeitpunkte befanden. Dass aber die für den 
Hiiii der lieberfühningen gelieferten Materialien (Eisen- und Stahlteile) 
vor ihrer Zii.saninien.setzung als Mengen von Sachen d. i. als grössere 
Zahl von gleichartisi-eu (ipgenstanden , die nach ihrer natürlichen He- 
schaft'enlieit und nach dem Willen der Vertragschliessenden lediglich 
als solche, nicht als Sachiudividuen, in Betracht kommen konnten, zu 
gelten hatten, ist nnbedenklich. Die Art, wie sich der Bemfungs- 
richter mit dem nach Tarifstelle 75 entsprechend anwendbaren § 10 
Abs. 1 StempG. abfindet, ist zu beanstanden. Ans dem Vertrag und 
dessen Anlagen war wohl zn ersehen, dass es sich zum Teil, und zwar 
zum ttberwÜBgenden Teil, nm Hengesachen handelte, die im Betriebe der 
Klägerin hergestellt waren. Nicht aber liess sich ans den Urkunden 
ermitteln, welcher Teil des Entgelts auf jene Mengesachen entfiel. 
Dass der Preis nach dem Gewichte des Materials bestimmt war nnd 
also die festgesetzte Gesamtvergtitung von 68071 Mark 'sich je nach 
der endgültigen Feststellung des Gewichts erhöhen oder ennässigen 
konnte, bot keinen Anlialt für die Hestininunig des auf die Produkte 
der Klägerin zu rechnenden Einzelwertes. Auch iunerhali) der im § 16 
Stemp(j. angegebenen Frist ist dieser Einzelwert nicht augegeben. 
Warum eine Trennung der Werte nicht möglich gewesen sein sollte, 
wie die Klägerin behauptet hatte, leuchtet nicht ein. Trotzdem war 
das den beklagten Fiskus auf Rttekgewähr des gezahlten Stempels ver- 
urteilende Bemfungsurteil aus einem anderen Gesichtspunkt aufrecht 
zu erhalten. In Ansehung der BefreiungsTorschriften in Abs. 11 der 
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Tarifstelle 32 hat sich die Rechtsprechong des BG. namentlich auch für 
die ZilT. 3 dahin befestigt, dass es nicht darauf ankomme, ob die Vor- 
aussetzungen der ßefreiun^ ans der Vertragsurkunde selbst hervor- 
gingen, dass es vielmehr genüge, wenn diese Voraussetzungen objektiv 
festgestellt werden könnten, dass daher insoweit der § 3 Abs. 1 StempG. 
nicht Platz greife (vgl. RG. 53 S. 214, 287; Hummel-Specht, 
Anm. 781, II zu Tarifstelle 32 S. 818, 819i. Die Absicht des Gesetz- 
gebers war bei Erlass der bezeicimeten I3efreiui)o:svorschrift auf die 
BegUiistiguug der inländischen Produktion gerichtet ; es walteten öffent- 
lichrechtliche Interessen ob, denen Rechnung getragen werden sollte. 
Darum erschien eine strenge Durchführung des im § 3 ausgesprocheueu 
Orandsatzes nicht augemessen. Iis wttrde von der mehr oder weniger 
geschickten Abfassung der Uricnnde abgehangen haben, ob die Befrei- 
ung eintrat oder nicht; deshalb sollte der wirkliche Tatbestand, nicht 
der Urknndeninhalt entscheiden. Diese Erwftgungen trelfen aber anch 
fttr den gegenwärtigen Fall zn. Es handelt sich um ein Rechtsgeseh&ft, 
das mehrere, an sich (abgesehen von der Befreiungsvorschrift) dem- 
selben Steuersatze, nämlich v H. nach Buchst, c der Tarifstelle 32, 
unterliegende Gegenstände betrifft. Wenn also die Angabe der Einzel- 
werte versäumt worden ist, so muss entweder der volle Stempel von 
dem gesamten Entgelt erhoben werden, obwohl jetzt ziffermässig fest- 
steht, dass dessen giüsserer Teil auf steuerfreie Gegenstände entfällt, 
oder es muss noch zulässig .sein, die versäumte Angabe nachzuholen. 
In dem einen Ealle wird die Befreiungsvurscliiift, in dem anderen der 
in § 10 StempG. niedergelegte Grundsatz ausgeschaltet. Die Ver- 
waltungspraxis steht nach dem Zitat bei Hummel -Specht Anm. 115 
an Tarifstelle 32 S. 864 auf dem ersteren Standpunkt, ebenso die Lite- 
ratur (Hummel-Specht a. a. 0., Heinitz, 2. Aufl. Anm. ib zn Tarif- 
stelle 32 S. 458). Der Senat hat aus den oben angegebenen Grttnden 
geglaubt, die fiefreiungsrorschrift mit Rücksicht auf die bei ihrem Er- 
lasse verfolgte Absicht des Gesetzgebers auch gegan&ber dem $ 10 
StempO. zur 'Geltung bringen zu sollen, wie dies gegenüber dem § 8 
bereits geschehen ist, und dies konnte unter den obwaltenden Um- 
ständen nur so verwirklicht werden, dass die nachträgliche Trennung 
der Sachen bzw. ihrer Werte in stenerpflichtige nnd stenerfreie zn- 
geiasseu wurde. i 

Nr. 190. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 20. März 1907. 

lOcsferr Eitenh.-Veroriln -PI XX .\m7' St ilß S 2fi»,') > 

BMtlenttete der Postverwaltung, welchen in Ausübung des Dienstes der Zutritt zu 
den Bahnallagen offen steht, haben auf ihre körperliche Sicherheit entsprdchend lu 
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athtaa. Eta imiihti diesbezOglich zur Last fallender Mangel der geliBrl|M Alf- 
merkiamkeit befreit die Eisenbahn von der Haftpflicht 

Wiewohl die beiden unteren Instanzen übereinstimmend angenom- 
men haben, dass der Kläger in der Nacht zum 5. April 1905 im Dienste 
sich befand, und obwohl nach Art. 6 lit. d der Instruktion Nr. XIX 
den Postorganen, wenn dipsoll»en im Dienste .^idi betiiidpii, das Be- 
treten der Bahnhofe gestattet ist, so enscheiiit doch das Verhalten des 
Klägers als ein in hohem Grade unvorsichtiges, weil derselbe seine 
Absicht, sicli zu dem Zuge Nr. 63 zu begeben, dem diensthabenden Be- 
thebsbeamten A. K. nicht gemeldet und anbedacht neben dem Gleise 
Nr. 2 dne mlelie Stellung nahm, da» er sich der Gkfalir, dnreh doen 
auf diesem Geleise rollenden Wagen bescb&digt zu werden, nnvoisiehtig 
selbst aosgeaetst and dareh dieses Verhalten einen auffallenden Hangel 
der notwendigen nnd Ton jedem Menschen von nnr gewöhnlichen Ffthig- 
kdten Angewendeten Anftnerksamkeit bekundet hat. Dieser Mangel 
der gehörigen Vorsicht auf seiten des Klägers fällt um so mehr ins Ge- 
wicht, als derselbe kraft seiner Anstellung als Postorgan am 
Bahnhofe in D^bica mit der Bahn daselbst immer in Be- 
rührung kommt und daher als mit der Einrichtung des 
Bahnhofes vertraut angesehen werden muss. Andererseits kann 
aber den Orf^aneii der Bahn nicht zugemutet werden, da.ss dieselben 
auf Angestellte der Post, welche ohne Anmeldunp: das Bahngeleise zur 
Nachtzeit passieren wollen. ()l>a(:lit geben, zumal auf (Trund der Aus- 
sagen des Zeugen A. Ii. fe.stgestellt ist, dass es demselben nicht be- 
kannt war, wohin der Kläger mit L. C. nach Vorbringung der Bitte, 
dem C. die Fahrt mit dem Zog Nr. 63 zn bewilligen, sieh begeben hat. 



Nr. 181. Entseh. des Deutschen Reiehsgerlohts. 
e.'Zivil Senat. Vom 4. April 1907. 

(Dm B«ob( XI (1907) Kr. 10 & MB ZMT. im.) 
Zu § 259 ZPO.; § 844 Ab. 2 BGB. Den Kindern steht bei Tötung dpr Mutter gcflen 
den Ersatzpflichtigen ein vom Ableben des Vaters — bedingter Schadensanspruch 
«HS § 844 Abs. 2 BGB. zu. Sie kSnaen bei Lebzeiten ihres Vaters avf Feststellung 
des Bttttfeeat Mese» SchidtMrtatiantpraeli», «i« ktaasa aber, w««» Sie Fettsetnaf 
•Im« bMitaiatM ÜMtrabetrages mSgllch ist, auch taftrt aaf VflrartaiisBi n d«r 

künftigen Leistnng klagen. 

Die Klage auf künftige Leistung ist grundsätzlich auch bei rechts- 
geschäftlich bedingten und bei solchen Ansprüchen zulSs.sig, deren ge- 
setzliche: Vurausttzunj^en sich noch nicht oder nur erst teilweise ver- 
wirklicht haben (vgl. R<t. Bd. 51 8. 243, Bd. nS S. im. Es fragt sich 
allerdings, ob oinc solche Leistungsklage in Fällen zuzulassen s»'i. wo 
für den Eintritt der Bedingung oder der Verwirklichung des gesetzlichun 
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Tatbestandes nur erst eine entf'einte Möglichkeit vorliegt. Indessen im 
gegenwärtigen Falle besteht kein hinreichender Anlass, der Anwendung 
des § 259 ZPO. auf den Anspruch der klagenden Kinder entgegen- 
zutreten. Unsicher freilich — und vielleicht wenig wahrscheinlich — 
ist der vorausgesetzte Fall, dass der Vater stirbt, bevor die Kinder das 
sechzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben; aber im ttbrigen Hat das 
Bemfangsgericht hinsichtlich des Verhältnisses, TermOge dessen die 
Getötete den Kl&gem »unterhaltspflichtig werden konnte" (§ 844 Abs. 2 
BOB.) und beztlglich der sonstigen rechtlichen sowie tatsächlichen Vor- 
aussetzungen dieser erentuellen Unterhaltspflicht die erforderlichen Fest- 
Stellungen getroffen. — Eine Feststellung des Bestehens des Schaden- 
ersatzanspruches im Sinne von § 256 ZPO. (die in zweiter Linie von 
den Klägern auch beantragt war) wäre unbedenklich zulässig gewesen; 
das Interesse der niitklagenden Kinder an der alsbaldigen Feststellung 
wäre aus den vom Berufun^'^stiericht angefiüii ten Gründen anzuerkennen. 
Wenn nun der Berufuug.sricliter noch einen Schritt weiter gegangen 
ist und — bei einer Sacli- und Beweislage, welche die alsbaldige Fest- 
setzung eines bestiniuiten Rentenbetrages ermöglichte — sofort die Ver- 
urteilung zu der künftigen Leistung für den vorausgesetzten Fall aus- 
gesprochen hat, so lässt sich das aus Gründen der Zweckmässigkeit, 
aber zugleich auch dadurch rechtfertigen, dass fUr die Kläger ein Be- 
dttrfnis des in § 259 ZPO. vorgesehenen Bechtsschutzes immeiliin be- 
steht. Als zweckmässig mochte die einheitliche endgültige Entscheidung 
über die sämtlichen Klageansprüche erseheinen. Ob aber die Besorgnis, 
dass der Schuldner sich der rechtzeitigen Leistung entziehen würde, 
schon durch sein Bestreiten der Yeipflichtung begründet werde, ist 
wesentlich eine Frage der tatsächlichen Beurteilung des Einzelfalles; 
gegen die Annahme des Berufungsgerichts, dass es hier zutreffe, ist 
von der Revision ein besonderer Angriff nicht erhoben. 



Nr. 122. Entseli. des Preuss. OborvcrwaltungsgeridiiB. 

2. Senat. Vom 5. April 1907. 

iPrEi.-ioiibArcli Jahrg r,i*iT Ht it n s r>55.) 

Weder nach der Städteordnung für die Rheinprovinz (§ 16) noch der östlichen Pro- 
vinzen (§ 17) kann ein Weichensteller ais Bahnpolizeibeanter zum Stadtverordneten 

gewiliit wsrdMi. 

Der von den Klägern gegen die Wahl des Beigeordneten O. ge- 
richtete Einwand, dass er als Polizeibeamter nicht StadtTerordneter sein 
könne, war berechtigt. Ueber die Eigenschaft des Weichenstellers G. 
als Babnpolizeibeamter kann nach den Vorschriften der §§ 46, 74 der 
Eisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 4. November 1904 ein Zweifel 
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nicht bestehen. Dass zu den Polizeibeamten, die iiacli 16 der Städte- 
ordnung für die Rlicinprovinz bzw. nach der gleichlautenden Bestimmung 
des § 17 der Städteordnang für die östlichen Provinzen nicht Stadt- 
verordnete sein können, auch die Bahnpolizeibeaiiiten gehören, hat das 
Oberverwaltungsgericht bereits in den Urteilen vom 17. Februar 1888^) 
uud vom 3. Juni 1893-j (Bd. XVI S. 72 und Bd. XXV S. 127 ff. der 
Sammlung'! dargelegt. Üb G. seinen regelmässigen Dienst im Bezirk 
der Gemeinde D. oder auf dem Bahnhof in 0. zu verseilen hat, ist 
schon deshalb unerheblich, weil nach >j 75 der erwähnten Bau- und 
Betiiebsordnung der Amtsbereich der Bahnpolizeibeamten — ohne Sttck- 
sicht anf den Wohnort oder Dienstbezirfc ~ artUch das gesamte Bahn- 
gebiet der Verwaltung, bei der sie angestellt sind, nmfasst. Dieser 
Vorschrift gegenOber ist die Bescheinigung der Königlichen Eisenbabn- 
direktion zu E. vom 20. Oktober 1906, wonach fttr G., solange er in 
0. stationiert bleibt, eine polizeiliehe Tätigkeit im Bezirk yon D. nicht 
in Betracht kommt, ohne Bedeutung. Ueberdie^ sind PoUzeibeamte von 
der Walil ausgeschlossen, ohne Rücksicht darauf, ob der Bezirk ihrer 
amtlichen Tätigkeit innerhalb oder ausserhalb der Gemeinde liegt, in 
welclier die Wahl der Gemeindeverordneten stattfindet (vgl. PrVerwBI. 
Jahrg. XIX S. 344 und Jebens, Die Stadtverordneten, 2. Auflage 
S. 4Ö/46J. , 

Nr. Entodi. des Oestenr. Verwaltnngsgerlehtsliofts. . 

Vom 5. April 1907. 

(f)ta&n. BlMBb.-Verorte.-fil. tehig. XZ (IMT) Mr. «8 S. to«7.) 

Verfahren bei Konsentierung eines Elsenbalinbaus, wenn noch anderweitige Rechte- 
fragen in Betracht kommen. Erlangung der Befygnis zu einer Wasserbenützung. 

1. In jenen Fällen, in welchen e.s sicli nicht nur um die Konsen- 
tierung eines Kisenbahnbaue.^. sondern um <iie Lösung anderweitiger 
KeclitslVagen handelt, richtet .'^i(.'h da.s Verfahren iiiclit ausschliesslich 
nach den formellen Vorschriften über die Bewilligung von Ei.senbahn- 
baulen; es nHi.*<s vielmehr jene Behörde, die durch das Gesetz zur Ent- 
scheidung solcher Rechtsfragen berufen ist, unter Einhaltung des für 
diesen Zweck normierten Verfahrens an die Ldsnng der Frage heran- 
treten. 

2. Die Befugnis zu einer WasserbenOtzung seitens einer Eisenbahn- 
Unternehmung kann nicht im Wege der Enteignung erlangt werden, 
sondern die Konsentierung des von der Eisenbahnuntemehmung ange- 
strebten Wasserbenfktzungsrechtes kann nur auf die im Wasserrechts- 



») Vffl. in .lieser Zoitsrlirift Bti. VI S. 121. 
*) Vgl. in dieser Zeitscbr. Bil. X S. 223. 



IGO Entseb. d« PreoM. OberrawaltaiigigerfebtB vom SS. April 1907. 

gesetze angegebene Weise erfolgen, wobei es irrelevant ist, ob die 
Eisenbahnonternehmang zur DurcbfiUinmg ihrar Absichten aach einer 
Enteignong bedarf oder nicht. 



Nr* 124. £iitsch. des Prenss. OberTorwaltiii^merlehts* 

8. Senat. Vom 23. April 1907. 

(Das Recht XJ (l907i Nr. >0 H. 1S78.) 

BMptllzeillehe fimthnlsung fltk^tsbtr BialM. 

Fiskalische' Bauten sind grundsätzlich der baupolizeilichen Prüfung: 
und Genehmigung ebenso unterworfen, wie Priyatbanten; der Staat als 
Trftger von Privatrechten nimmt in dieser Beziehung keine Sonder^ 
Stellung ein. Praktische Erwägungen lassen es zwar mit Bttcksicht auf 
die Zuverlässigkeit des bei fiskalischen Bauten Ultigen technischen Auf- 
sichtspersonals und auf die bei Militftr- und Marinebauten häufig vor- 
handene EilbedQrftigkeit wünschenswert erscheinen, Ausnahmen zu- 
gunsten des Fiskus zuzulassen. Der Umfang dieser Ausnahmen und die 
Beschränkung der Befugnisse der Baupolizeibehörde muss jedoch in dem 
örtlichen Baurecht zum Ausdruck gelangen. Soweit dies nicht ge- 
schieht, sind alle Vorschriften des örtlichen Baurechts auch auf 
den Fiskus anzuwenden. Vgl. OVG. Bd. 2 S. 407; Bd. ö S. 324 und 
PrVerBl. Bd. 22 S. 131. 



Nr. 12&. Entsch. des Bentsefaeii Aetehsgeriehts. 

7. Zivilsenat. Vom 3. Hai 1907.. 

f JW. Jahrp. 36 Nr 18 S. 897 Ziff. 20.> 

Stempel für Anfertigung, Lieferung und betriebsfähige Aufstellung einer Schiebebühne. 
Tarifstelie 75 Abs. 2 in Verbindung mit Tarifstelle 32 Abs. II Ziff. 3. Die Befreiung«- 
verwhrift dsr Tarlfttelle 32 tot, wsm darti Vtraitislzug o<HhM, uol ftttaHier 

1 10 siir Aawsütfani xo trinim. 

Das Berufungsurteil geht von der zutrelTenden, auch von der Re- 
vision nicht angefochtenen .\iinahrae aus, dass der Vertrag vom 
30. Juli / ö. August 1904 eiu Werkvertrag ist. Gegenstand des Ver- 
trags war, wie schon seine Ueberschrift ergibt, die „Anfertigung, 
Lieferung und betriebsfähige Anfstellnn2f einer Schiebebühne". Die 
Schiebebühne bildete da.s herzustellende Werk. Mit Recht hat ferner 
das Berufungsgericht auf den vorliegenden Werkvertrag die Tarif- 
stelle 75 Abs. 2 des Preussischen Steuipelgesetzos vom 81. Juli 1895 
(GS. S. 413) angewendet. Aus §5 des Vertrags geht hervor, dass es 
sich bei dem herzustellenden Werke um Sachen handelte, die „mit dem 
Qrund und Boden in dauernde Verbindung gebracht werden" sollten. 
Das Werk im gauzen, wenn es „angefertigt, geliefert und betriebsfähig 
aufgestellt" war, bildete also eine nicht bewegliche Sache (Abs. 2 der 
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TaTifstelle 75), mochte auch ein Teil davon (woraaf der Name „Schiebe- 
bühne" hinzudeuten scheint) innerhalb eines gewissen Umkreises g:e- 
schoben werden können, also beweglich sein. Fest steht nach Inhalt 
des Vertrags (§ 5), dass von <ler vereinlnuien Gesamtver},ä"itnng von 
7190 Mark anf die zn dem \\'erke erfonlei lielien. von der Klägerin an- 
zu.schafl'enden beweglichen Sachen in demjenigen Zustand, in welchem 
sie in die vorhin erwähnte Verbindung mit dem (Jrund und Boden ge- 
bracht werden sollten, GG4Ü Mark entUeleu. Ferner ist vom Berufungs- 
gericht auf Grand der Beweisergebnisse einwandfrei festgestellt, dass 
hierron 3566,26 Hark auf ^Mengen von Sachen" kommen, die im In- 
land im Betriebe der Elftgerin hergestellt sind. Hinsichtlich dieses 
Teiles der zn dem Werke angescbaiften und verwendeten Sachen ist 
demnach die Klftgerin nach Abs. 2 der Tarifstelle 75 die Befreinngs- 
TOTSchrift der Tarifstelle 32 Abs. 11 Ziff. 3 für sich in Ansprach zn 
nehmen berechtigt. Freilich sollen nach der, gemäss Abs. 3 der Tarif- 
stelle 75 entsprechend anzuwendenden Vorschrift des § 10 des 
Stempelgesetzes bei Rechtsgeschäften Uber mehrere, verschiedenen 
Steuersätzen unterliegende Gegenstände die Aussteller der Urkunde, 
wenn in dieser das Entgelt ohne Angabc der Einzelwerte ungetrennt 
in einer Summe verabredet ist, auf der Urkunde die Werte füi' die 
einzelneu (xegenstände innerhalb der Frist des § 16 noch nachträglich 
angeben; geschieht dies nicht, so soll für die Berechnung des Stempels 
der höchste der verschiedenen Steuersätze zur Anwendung kommen. 
Bei der angeordneten „entsprechenden Anwendung" dieser Vorschrift 
kdnnte man annehmen, dass in einem Falle der vorliegenden Art, in 
dem es sich nicht nm verschiedene Stenersätie handelt, sondern die 
eine Grappe der zn liefernden Sachen einem vnd demselben Steuersätze 
(■/s Prozent) unterliegt, die andere Orappe stenerfirei nt, die Vergtttnng 
aber (aach in der gedachten Frist) nicht nach diesen Gruppen ge- 
sondert worden Ist, nunmehr der Stempel nach dem genannten Steuer- 
satze von dem ganzen Betrage der Vergütung für die zu liefernden 
Sachen zu entrichten sd. Allein der erkennende Senat hat bereits in 
dem ebenfalls eine Streitsache der Parteien des gegenwärtigen Rechts- 
streits betreifenden (demnächst zum Abdrucke gelangenden) Urteile vom 
25. Januar / 19. März 1907 VII 132/06 entschieden, dass die Befrei- 
ungsvorschrift, sofern und insoweit nur ihre Voraussetzungen an sich 
gegeben sind, auch gegenüber dem § 10 zur Geltung zu bringen ist, 
wenngleich die dort bezeichnete Frist versäumt ist. 
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Entfldi. des Pnnw. Obenrenmltungsgeriehto vom 7. Hai 1907. 



Nr. 126. £ntscli. des Prenss. Obcryorwaltangsgerlehts. 

2. Senat. Vom 7. Mai 1907. 

iPrKisenJiArch. Jahrg. 1901 Hell 5 S. I2ü«.t 

Bahnhoftvorplatze, die in der Hauptsache den Zwecken des Eisenbahnverkehrs dienen, 
•iid der SmelmtoirntolMer interw«rfeii; tn «Im StniiMiibalniaMlIieliafI v«r- 
nivMe elsenbahnllskalisohe Grundstücke, die von dieser mit Gleisen belegt sind und 
alt Endhaltestelle, zum Rangieren der Wagen und zur Aufstellung von Resarvawagea 
benatzt werden, sind von der Gemeindegrandsteuer befreit. 

Wegen des Platzes vor dem Bahnhofe konnte der Bezirksausschuss 
nach Lage der Akten davon ausgeben, dasa er als ZabehSr des Bahn- 
hofes in der Haoptsache dessen Zwecken diene und gleich ihm der Ver- 
fngungsgewalt des Klftgers unterstehe, nnd wenn das sntriflft, so war 
es richtig, die Steuerfreiheit zu verneinen, weil diese nach § 24d des 
Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1888 nur den Schienenwegen 
der Eisenbahnen, nicht aber den übrigen Eisenbahnanlagen wogen dieser 
ihrer Eisenschaft, znstelit Krk. vom 2 Februar 1906, Entsch. des OVÖ. 
Bd. XXXXVIII S. 87). Der Vensnch des Klägers, seinen Anspruch auf 
§ 24 c des Kommunalabgabengesetzes deswegen zu stützen, weil der 
Platz vielfach von Kindei n und Kindermadclien als Aufenthalt und auch 
von anderen Personen als Uebergang von einer Strasse zur anderen 
benutzt werde, ist verfehlt. Solch eine ürtenlliche Nebeiilieiiutzung 
nacht den Platz nicht zu einem für den uttentlichen Dienst oder Ge- 
brauch bestimmten. 

Ebenso hat der Bezirksausschuss hinsichtlich des zweiten Grund- 
stocks recht Schienenwege der Eüsenbahnen geniessen, sofern sie mit 
Genehmigung des Staates zum öffentlichen Gebrauch angelegt sind, nach 
§ 24d des Kommunalabgabengesetzes Steuerfreiheit wegen dieser Eigen- 
schaft, ohne BQcksicht darauf, in wessen Eigentum sie stehen (dies im 
Gegensatze namentlich zu a, b, c) und ob der Eigentumer ans ihnen 
durch entgeltliche Ueberlassung an den Unternelimer der Eisenbahn 
Nutzen zieht. Das Gesetz macht ancli keinen Unterschied zwischen 
anderen Eisenbahnen nnd öftentliohen iStrassenbahnen, und zwar weder 
ausdriicklich noch seiner .Absicht nach. Die 'Absicht niuss deswegen 
verneint wei-den. weil das (lesetz, welches nucli ötTentliche Kunst- 
strassen, Brücken und Kanäle von der ( ii iiiidsteuer betreit, augenschein- 
lich derartige Verkelii>anlagen t'oideiii will und darum begünstigt. 
Endlich durfte der Vorderrichter auch daniit rechnen, dass es sich um 
Schienenwege, das heisst um Gleisanlagen handle, welche der Be- 
förderung der Fahrgäste dienen. Zu ihnen gehören ausser der soge- 
nannten Strecke auch diejenigen Nebengleise, auf denen die Wagen 
rangiert und Züge zusammengestellt werden (Erk. vom 18. Oktober 
1904, Entsch. des OVG. Bd. XXXXVII S. 76), nnd dass nur solche 
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Anlagen auf ü&a Platze vorhanden seien, konnte der Vorderrichter 
nach dem Vortrage der Parteien aniK linien. Wenn insbesondere davon 
die Rede gewesen ist, dass auf den Gleisen auch Reservewagen auf- 
gestellt Wiarden, so war das zu verstehen von einer vorübergehenden 
Anfstelliiiig' im Dienste stehender Wagen und nicht etwa von der Unter- 
bringung des ausser Dienst belindiichen rollenden Materials. Fulir})arks 
und Depots, mögen sie sich nun unter freiem Himmel oder in bedeckten 
Räumen befinden, sind, auch wenn sie mit Gleisen versehen sind, nicht 
Schienenwege im Sinne des §24d a. a. 0. und geuiessen die dort ver- 
liehene Steuerfreiheit nicht. Aber es war, wie gesagt, nichts dafür vor- 
gebracht, dass ein Teil des Platzes ein derartiges Depot bilde. 



Nr. 137. Ent^h. des Schweiz. Buiidesgeriehts. 
Vom 7. Mai 1907. 

(SehwJS. IV (ItOT) Btn M 8. U.) 

Art. 3 EidgenExprS. Störung durch Lärm, welchen der Btlrieh fiMr iber den ent- 
•ifietna Teil eines Grundstücks gelegten Strassenbahn verursacht, gehSrt za dea 

y Sohüden des Restgrundstücks infolge der Enteignung. 

Es ist in der neuern Praxis des liundesgerichts anerkannt, dass der 
ExiiroprianL dem Expropriat vollen Ersatz zu gewähren hat. nicht nur 
für die Nachteile, die unmittelbar aus der Abtretung entstehen, sondern 
auch für diejenigen, die aus dem Unternehmen, dem die Expropriation 
dient, aus der Anlage und dem Betrieb dieses Unternehmens, ent- 
springen; nnd die Grenze der Entsehftdignngspflicht des Ezproprianten 
ist dabei fiberall nor die, dass Entsch&dignng nicht zu gewähren ist 
Ar einen Nachteil, der anch ohne die Abtretung zu dem betielFenden 
Unternehmen eingetreten wäre. (8. namentlieb A. 8. XXXI, 2. T., 
8. 8 f.) Diese Entwickelong der Praxis befindet sich in Uebereinstim- 
muDg sowohl mit der neueren deutschen Rechtssprechiing nnd Lehre, als 
auch mit neuem Expropriationsgesetzen, wie dem sldmischen vom 
24. Juni 1902, und steht auch im Einklang mit der neueren Auffassung 
über den Kausalitätsbegrift" im allgemeinen. Bei der Frage, ob der 
Nachteil auch ohne die Abtretung eingetreten wäre, ist davon auszu- 
gehen, dass das planierte Uuternehmen auch das rationelle sei und die 
Anlage nicht ohne die Enteignung hätte rationell ausgeführt werden 
können. Die Beweislast dafür, dass die Anlage ohne die Enteignung 
hfttte ausgef&hit werden können und der Nachteil also auch ohne die 
Enteignang, nnr dorch das Unternehmen, entstanden wäre, liegt somit 
dem Ezproprianten (Unternehmer) ob. Bs ist demgemiss vorliegend an- 
znnehmen, die Erwdtemng der Strasse sei ansschliesslich m dem Zweck 
der Anlage der Tramgeleise erfolgt, da eben in der konkreten Ans- 

Bger, BaeabateMehOieiM BBiMheUniigeB ZZIV. U 
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ftthniiiK beides eines einhdtlieheo Akt darstellt. Die Erweiterung 
ihrerseits wurde nur dnreh die Abtretung ermöglicht; dass sie ohne die 
Abtretung möglich gewesen wäre, ist von der Expropriantin vor der 
Schätzongskommission nicht behauptet worden ; aach war die Strassener- 
Weiterung nnr auf Grund der bundesrätlich genehmigten Pläne möglich. 
Ferner handelt es sich um Nachteile ans der konkreten Anlage und 
niclit um solche aus der Unternehmung ohne Rücksicht auf die ge- 
wäliltc ])e.stimnite Art der Ausführung. Ob dabei Nachteile in Frage 
kommen, die nur den Exproi>riaten als solchen trefteu, oder auch dessen 
Nachbarn, die keine Rechte abzutreten haben und daher nicht ent- 
schädigungsberechtigt sind, ist gleichgültig. Die bessere Stellung des 
Expropriaten erklärt sich hinlftnglieh ans dem besonderen Nezns, in 
dem er TermOge der Expropriation zum Exproprianten steht. 

Nr. 188. Entsch. des Bentschen Kefchsgeriehts« 

T.Zivilsenat. Vom 10. Mai 1907. 

(Dm B«clit Jahrg. XI ^lM7j Nr. 14 S. 914.) 

EattoliiiliflHngarorderiiiia fir AMrttmi vts firssdelitstHSi isr Mtalllahra Shrtsss 
fMlts § 13 ZNT. I. Presti. FlMhtliniengMetz VSM 2. JeH IB75. ZaÜSiliksit ist 

Rechtswegs. 

Nach § 13 Ziff. 1 des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875 kann 
wegen Entziehung des von der Festsetzung neuer Fluchtlinien be- 
troffenen Grundeigentums Entschädigung gefordert werden, wenn die 
zu Stiassen und Plätzen bestimmten Grundflächen auf Verlangen der 
Gemeinde für den öffentlichen Verkehr abgetreten werden. In 
der Verwendung der Parzelle zur Öffentlichen Strasse ist der Aus- 
druck des Verlangens der .Abtretung fttr den Sffimtlicheii Yerkehr* 
und diese Abtretung selbst zu finden. Vgl. BO. Bd. 61 8. 827. Das 
Verlangen einer Abtretung zu Eigentum wird im § 18 a. a. O. nicht 
erfordert. Ffir die Feststellung der Entschädigung und die Vollaehnng 
der Enteignung kommen nach § 14 a. a. 0. die |§ 24 ff. des Eateig- 
nungsgesetzes vom 11. Juli 1874 zur Anwendung. Der Entschädigungs- 
anspruch kann in solchem Falle nur im Wege des Enteignnngs- 
Verfahrens, nicht aber durch eine gewöhnliche Schadenersatz- 
anspruchs klage geltend gemacht werden. Der Grundeigentümer kann 
aber im ordentlichen Rechtswege veilangen, dass die Gemeinde verui^ 
teilt wird, das Enteignungsyerfahreu zu beantragen. 

Nr. 129. Bntseh. des De«tselien Belehsgeridits. 

1. Zivilsenat. Vom 15. Mai 1907. 

f eil 7 Zeitschr. Jabrg i Nr 8 S. 592, SM.) 

157, 242, 383 BGB. Derjenige, welcher für ein BabnuiterBehmen (AktieiiQeseli- 
ishsfl) ehM ihiSssMIiMesde gegen Zisaie ist AstoMsitee telsee EtabliateneiU aa 
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die Bahn garantiert hat, kann nicht deshalb eine Minderung seiner Verpflichtung aus 
der DividendeiBarantie beanspruchen, weil sicli niclit aila vnn ihn oewUnschten und 
•rwtrtetei AiMhlmittolM mMmt IteatM. 

Die AktieDgeaeUwsliaft hat im Sione des Vertrags ziir EiTüUung 
ihrer Znaicbemng alles getan, was too ihr nach Lage der Verhält- 
nisse verlangt und erwartet werden konnte, wenn sie dem Beklagten 
ein Ansehlnssgleise längst seines Hanpthfittengebändes herstellte. Sie 
hätte, den Wünschen des Beklsgten entgegenkommend, auch noch 
weitere Ansehlnssgleise auf seinem Etablissement hergestellt, w«in sich 
nicht unfiberwindliche Schwierigkeiten ergeben hätten. Es ist nicht 
einzQseben, wie der Beklagte diesem durchaus loyalen Verhalten der 
Klägerin gegenüber die Erfüllung seiner Verbindlichkeit sollte ablehnen 
oder eine Minderung derselben sollte begehren können. Es kommt 
dabei uoch in Hetraciit. (hiss die Uebernalime ilcr Dividendengarantie 
für die Garanten der Natur der Sache . nach ein gewagtes Geschäft 
war. Zweitelsohne haben sie sich zu derselben entschlossen, um das 
ganze Bahnunternehuien zu ermöglichen, von dem sie sich eine Heiiie 
direkter und indirekter Vorteile versprechen konnten. Prosperierte 
die Bahn gut, so konnte der Fall eintreten, dass sie fiberbaopt nicht 
ans dem Qarantieversprechen in Anspruch genommen wurden. Sie Aber- 
nahmen also einen Teil des Risikos, das mit dem Unternehmen im 
ganzen verknilpft war, und es ist einleuchtend, dass diese Oefahräber- 
nähme nicht in einem kommensurablen Verhältnis mit der AusftUimng 
der Gleisanschlttsse steht, welche sich in jedem Einzelfalle fOr den 
einzelnen Garanten je nach den Lokal- und Terrain Verhältnissen mehr 
oder weniger vorteilhaft gestalten konnte. Fttr die getroffene Ent- 
scheidung ist wesentlich, dass der im Vertrag zugesicherte Gleisan- 
schluss zu dem Etablissenient des Beklagten tatsächlich erfolgt ist. 
und dass eine weitere An.sgestaltung desselben nach den Wünschen des 
Beklagten nicht an dem guten Willen der Klägerin, sondern lediglich 
daran scheiterte, dass betriebstechnische und Terrainschwierigkeiten, 
die nicht zu überwinden waren, sich entgegenstellten. 



Nr. ISO, fintseh. des Obergerichts in Solothnm. 

Vom 2.5. Mai 1907. 

(SehwJZ. Jabrg. Iii (1907) Haft 8« S. 817.) 

«•MritaMf das ArL4 iie B«. betr. «• ArMt la dM FaMküi. OeHUtfiiriiksit 
der Sehwtitsr. BaiiMbshsss. B8. iMir. die HaflMMit der TraetportaettaNM. 

1. Der StatioDBVorstand H. in L. (Station der SBB.) brachte am 

4. August 1906 den Schweizer. Bundesbahnen zur Kenntnis, dass er am 

13. Juli bei seiner dienstlichen Verrichtung einen Unfall erlitten habe. 
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Bntseb. des Ob«rg«ridits in Solotbnni Tom 85. Md 1907. 



Er liabe sich nämlicli bei Bedienang des Zcntialapparates (Weichen- 
Stellvorrichtung) einen rechtsseitigen Leistenbruch zugezogen. 

Am 7. September HKK) machten die Sclnvei/ü. Kundesbahnen dem 
Oberamte BK., als der nach Art. 4 de.s Fabrikge.setzes und Art. 1 
Ziff. 1 der Verordnung des Rei^nerungsrates des Kts. Solothurn vom 
5. Januar 1888 kompetenten Lokalbehönle, die Unfallsanzeige. 

Nach der von Dr. B. ausgestellten Erkrankuugsbescheinigung vom 
4. August 1906 handelte es sich um eiueu Leisteobruch, der eine vor- 
ansdebtliche Dieiistunffthigkeit von 6—8 Wochen znr Folge hatte. H. 
unterzog sich einer Badikaloperation, worde ToUsUlndig geheilt nnd trat 
seinen Dienst mit dem 1. Dezember 1906 wieder an. 

2. Am 6. Febmar 1907 reichte der Staatsanwalt des Kts. Solo- 
thnrn im Auftrage des Regierangsrates dem Kiehteramte BE. ^ne 
Strafklage gegen die Schweiz. Bundesbahnen ein, in welcher dieselben 
der Uebertretung des Art. 4 des Fabrikgesetzes beschuldigt wurden, 
indem die am 7. September 1906 erfolgte Unfallanzeige in strafbare 
Weise verspätet sei. 

Die Beklagten haben der Strafklage gegenüber eingewendet, dass 
iliueu der Unfall vom 13. Juli erst am 4. August 1906 mitgeteilt worden 
sei. Sie hatten aus diesem Umstände schlies.sen zu dürfen geglaubt, 
dass der behauptete Leistenbruch kein Uufalllnucli sei. Durch die an- 
gestellten Erhebungen, nameutliüh durch den Arztbericht habe sich der 
Fall als „zweifelhaft" dargestellt, weshalb dann die vorliegende An- 
zeige erfolgt sei. In seinem heutigen Vortrage hat der Vertreter der 
Beklagten die Frage aufgeworfen, ob die Beklagten als juristische 
Person deliktsfähig seien. Er verneint diese Frage. 

3. Die Frage der Deliktsffthigkeit der juristischen Personen ist in 
der Theorie eine bestrittene. Bejaht wird die Frage u. a. durch Dr. 
jur. E. Hafter, Die Delikts- und Straffähigkeit der Personenverbände, 
Berlin 1908. Die Praxis des Bundesgerichtes steht dieser Auflassung 
nicht entgegen, steht vielmehr auf dem nämlichen Boden. (S. Zeitschr. 
f. Schweiz. Strafrecht, Bd. 11 S. 283 Ziff. 2.^ Es mag hier besonders 
auf den 1. c. angeführten Hinweis autinerksam «gemacht werden: 

„Uebrigens mag daran erinnert werden, dass Art. 34 des BG. 
über Hau und Betrit^b der Eisenbahnen gegenüber den Bahngesell- 
schaften eine Strafandrohung für den Fall wiederholter, ver- 
schuldeter Zugsverspätungen enthält, woraus wohl hervorgeht, dass 
der eidgen. Gesetzgeber juristische Personen als deliktsfähig ansieht*. 
Auch die solothnmische Geiichtspraxis steht auf diesem Boden, 
wie aus mehrfachen gegen Aktiengesellschaften fttr üebertretungoi dea 
Fabrikgesetzes durchgeftthrten Strafverfahren hervorgeht. 
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Die Deliktstähigkeit liegt also auch bezüglich der heute einge- 
klagten Schweiz. Bundesbahnen vor. 

4. Die andere m beantwortende Frage ist die, ob die Beklagten 
der AnzeigepÜicht des Art. 4 des Fabrikgesetzes unterstellt sind. So- 
weit bei den Schweiz. Bundesbahnen ausser dem eigentlichen Bahn- 
betrieb noch ein solcher Betrieb vorkommt, der im Art. 1 des 66. betr. 
die Ausdehnung der Haftpflicht genannt ist, kann es nicht zweifelhaft 
sein, dass für den Umfang dieses besondern Betriebs die berührte An- 
zeigepllicht besteht, von Gesetzes wegen, da der zitierte Art. 1 auf der 
Haftpflicht des Fabrikgesetzes nach Massgabe seiner übrigen Bestini- 
ninngen berulit. Für das aber, was über den Ralinien (li(!ser Gruppen 
von Betrieben, die in Art. 1 des erweiterten Ilaftpflirlitj^csetzes auf- 
gezählt sind, hinausgeht, sucht man umsonst nach einer gesetzlichen 
Bestimmung, die die Schweiz. Bundesbahnen dem Fabrikgesetze unter- 
stellen würde. Insbesondere kann eine solche gesetzliche Bestiniuuing 
nicht in dem Kreisschreiben des Bundesrates vom 8. August 1873, noch 
in demjenigen vom 5. November 1886 (Bbl. 1886 Bd. m S. 681 und 
688) erblickt werden. Abgesehen davon, dass diese Ereisschreiben eine 
Strafandrohung nicht enthalten, haben sie Überhaupt den Charakter von 
Strafgesetzen nicht. 

Sofern also der Unfall sich beim eigentlichen Bisenbahnbetriebe 
ereignet hat, waren die Beklagten jedenfalls zn der Anzeige nicht ver- 
pflichtet, die in Art. 4 des Fabrikgesetzes vorgeschrieben ist, und es 
war die Unterlassung keine strafbare nach dem Grundsatze: Nulla 
pcena sine lege. 

5. Die Arbeit, bei welcher H. den Unfall erlitten haben soll, ist 
keine solche, bei der eine Haftpflicht gemäss dem erweiterten Haft- 
pflichtgesetze besteht. Sie ist eine mit dem rein teclini.schen Betriebe 
der Bahn verbundene gewesen. Bestand sie doch in der Bedienung der 
Zeutralanlage mit dem Zwecke, einen vorbeilaLreudeu Eisenbahuzug 
auf das richtige Geleise zu lenken. Somit könnte es sich lediglich um 
die Anwendung des B6. betr. die Haftpflicht der Transportanstalten 
bandeln, wonach im vorliegenden Falle die Anwendung des Fabrik- 
gesetzes Art 4 ausgeschlossen wAre. (S. Oskar Erismann, Das 
Schweiz. Eisenbahnhaftpflichtgesetz S. 12 IT.) Das Bnndesgesetz betr. 
die Haftpflicht der Transportanstalten vom 28. März 1906 statuiert eine 
Anzeigepflicht nicht. Die Schweizei*. Bundesbahnen sind aus den an- 
geführten Grftnden freizusprechen. 
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Nr. 131. Entseh. des B^ntschen Reichsgerichte» 

6. Zivilsenat. Vom 30 Mai 1907. 

(Das Hecht XI il907p Nr, 15/16 S. 982 Ziff. 8487.) 

^ I RHaftpflO. g§ 254, 823 BGB. Gesteigerte Betrlebegefalir daroli Geriiach an 
•iMr SMto, wt thit EltMlaini aittolt Utbarllhraiig übtr «Im Mf iar ÜMittrasM 

Iwfmile DuipfMrftNMriMiHi isM. 

Gerät jemand auf einer Landstraase an einer Stelle, wo die Land- 
strasse von einer mittels üeberflUining daiüber geleiteten Eisenbahn 
gekreuzt wird, unter eine auf der Landstrasse herfahrende Dampf- 

stra.ssenbahn, weil er infolge des Gertusclies eines gerade über die 
Ueberführung fahrenden Eisenbahnznges das Herankommen der Danipf- 
strassenbahn nicht gemerkt hatte, so ist bei Abwägung eines etwaigen 
eigenen Verschuldens des Verletzten gegenüber den von dem Strassen- 
bahuuuteniehmer zu vertretenden, für den Unfall ursäclilic hen Um- 
ständen besonders auch zu berücksichtigen, dass die Betriebsgetaljr der 
Dampfstrasseiibahn an der Unfallstelle infolge des Zusammentreffens 
ihres Betriebs mit den Einwirkungen der über die Eisenbahnbrücke 
fahrenden Eisenbahnz&ge erheblich gesteigert ist. Aach kann im Hin- 
blick auf 4iMe besondere Geffthrlichkeit der Anlage eine Verantwortr 
lichkeit des ätrassenbahnnnternebmers ans § 829 BGB. in Frage kommen, 
wenn es unterlassen worden ist, die Lokomotivführer mit entsprechenden 
Anweisungen betreffs Langsamfahrens nsw. zn versehen. 



Nr. I<i3. Entseh. des Oesterr. ViTwaltongsgerlchtshofes. 

Vom 31. Mai 1907. 
(OMierr. Bla«ik.V«roTdii..BL Jakif . XX (|W7) Mr. US & im.) 

Ols Bdia Ist naeh f 10 IK. o EM. »ioM verpiMilet, asliMHsb der Legung altts «•> 
Mm» Obsr siaen Weg Jene Herstellingen zn pristieren, welehe fOr die aafacnaillia 

UeberfOhrung des Geleises über eine im Lagerplane an Stelle des Weges vorgesehene 
Strasse in Zulianft erforderlich werden, wenn nicht feststeht, dass auoh schon der 

bestehende Weg gestSrt wird. 
Et Ist leeetzlioii ■loht Mgrlndel, die 6eMMe MieleMlMi der dsrek die eelaentltlie 
8lraeeeaer5iresig bedingten Herstellungen auf Bahngrund und der Kostentragung auf 
das Einvernehmen mit der Bahnverwaltung zu verweisen, da im gegebenen Falle über 
dea aeuerllohen diesbezdgliohen Anspruch der Gemeinde die BebSrde (Eisenbahn- 

aiMeterine) za eateeheMen bat. 

Der § 10 lit. c des zitierten Eiseubahn-Konzessionsgesetzes kann 
den Anspruch der Gemeinde Wien, so wie er bei der kommissio- 
nellen Begehung des Proj-^ktes gestellt wnrde, kebesfalls 
stfttzen. Dieser § 10 ordnet snb lit c an, dass, wenn durch den Bau 
der Eisenbahn Öffentliche Wege, Brftcken, Stege oder sonstige Kommu- 
nikationsmittel ganz oder zum Teile, zerstört oder unfahrbar ge- 
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macht werden, die EieentMdinimtenieliiiiinig Terpllichtet iat, nach 
jedesmaliger Anordnung der Behörden die gestörte Eommonikation 
anderweitig Tollkommen wieder herzustellen. Die primitivste Voraus- 
setsnng der Anwendbirkeit dieser Norm ist also, dass durch den Bau 
einer Eisenbahn ein Kommanikationsmittel gestört oder nnfahrbar 
gemacht werde, eine Yoranssetznng, die aber vorliegendenfalls nicht 
gegeben ist. Es mag ja die Möglichkeit zugegeben werden, dass durch 
die Legung eines dritten Geleises nm\ die mit ihr ermöglichte Ver- 
dichtung des Eisenbahnverkehres die Kommunikationsmittel, die bisher 
nur zwei Geleisestiätige zu übersetzen hatten, eine Störung im Sinne 
des Gesetzes erleiden, die dann den Anspruch auf Schaffung einer Er- 
satzkommunikation und die im letzten Absätze des § 10 lit. c vorge- 
sehenen besonderen Bauherstellungüu erheischt. Allein, dass eine solche 
Störung durch die Genehmigung des konkreten Projektes schon jetzt, 
und zwar für das bestehende Kommunikationsmittel herbeigefOhrt 
werden könnte, haben ja die Vertreter der Gemeinde Wien hei der 
kommissionellen Begehung des Projektes nicht einmal behauptet, 
da sie doch die Herstellung einer Unterfahrt bei km 3.7 erst für die 
Zukunft, nimlieh fttr den Zeitpunkt als erforderlich erkUlrten, da an 
Steile des heutigen Fnssweges die dort nach dem Generalregulierungs- 
plane projektierte neue, 17 m breite Strasse eröffnet sein wird. Der 
Anspruch der Gemeinde Wien war also auf jeden Fall verfrüht. 

Dagegen widerspricht derjenige Teil der angefochtenen Entschei- 
dung, in dem die Gemeinde Wien angewiesen wurde, in dem gedachten 
Zeitpunkte wegen der durch die Stiassenerüffnung bedingten Herstellung 
auf Bahugrund und der Kostentragung das Einvernehmen mit der 
Aktiengesellschaft zu pflegen, dem Gesetze und musste, da dieser 
Teil sich nicht etwa nur als Begründung der angefochteneu Entschei- 
dung, sondern als selbständiger Ausspruch darstellt, der in die 
Bechtssphftre der Gemeinde Wien einzugreifen geeignet war, als ge- 
setzlich nicht begrfindet au^ehoben werden; denn gerade nach dem 
Vorgesagten wird es seinerzeit, wenn die Gemeinde Wien ihren An- 
spruch abermals stellt, im Sinne des § 10 lit. c, Sache der Behörde, 
d. h. des EisenbahnministerinmB, sein, die Herstellung der Eisatzbauten, 
wenn der Anspruch begründet sein wird, anzuordnen, und es 
kann daher nicht angeben, die Gemeinde Wien zur Austragung 
ihres Anspruches an die Aktiengesellschaft der Wiener Lokal- 
bahnen zu verweisen. 
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Nr, 188. Entselu des Oesteir. Olienteii tteriditBlidlBB. 

Vom 1. Juni 1907. 

lOesterr Efsenb Verordn.-Bl XX fl907i Nr 117 S. M«? 1 

Streitigkelten über Rechtsbeziehungen, welche sich zwischen dem Aerar und den In- 
habern einer sogenannten Vorkonzession für eine Eisenbahn aus der Vorkouzession 
erftbai, M wm wMMm ÜMbtowai« amietoblfttw wi gallrti vor ilt Ai- 

■laMrallvNhMN. 

Die Klage atlktit aich aaf die im Erlaase des iE. k. Handekmini- 

steriums vom 18. Oktober 1890, Z. 38.241, enthaltene Bestimmung, dass 
die Bewilligung zur Vornahme technischer Vorarbeiteo die Verpflichtung 
in sich schliesst, der Staatsverwaltung das ausgearbeitete Projekt &ber 
ihr Verlangen gegen angemessene Entschädiguiie' abzutreten. Dieselbe 
Bestimmung enthält der Erlass desselben Ministeriums vom 1 Juli 1891, 
Z. 20.147. Die Kläger machen geltend, dass dadurch, dass sie als ge- 
wesene Inhaber der Firma E. S. Söhne, Vorkonzessionärin, das in dem 
erstzitierten Erlasse enthaltene Veisprechen angenommen haben, ein 
Vertrag zustaudegekommeu sei, aus welchem das k. k. Aerar verpflichtet 
sei. Wenn sich die Sache so verhält, liegt eventaell ein für die Vor- 
konzession&rin begründetes Privatrecht Tor, worftber aaf Gnmd dessen, 
was eingangs betont wurde, nach dem vorzitierten § 18 die Admini- 
stratiybefaörden zu jadizieren haben. Der Rechtsweg ist daher aosge- 
sehlossen» weshalb ans Anlass der BeTisionsrekoise nach §§ 477 Z. 6, 
478 nnd 618 ZPO. wie oben entschieden werden musste. 



Nr. 134. Bntsflk* des Dentsehen Belehsgerlckts. 

5. Zivilsenat. Vom 8. Juni 1907. 

(Dm BMht XI (1907) Nr u s 911.) 
Die Genehmigung von Bahnanlagen gemiss §§ 4, 46 Preuss. EisenbG. vom 3. Novenbar 
1838 Ist nicht eine polizeiliche Verflgung. Für Aiapriiche aus dieser fie«elinigu| 
(SsIUm 0IO.) Ist 4ar RMMiwai nllttl|. 

Die vom Eisenbahnkommissariat InBeriin aaf Gmnd iiee Sr^ 
mftchtigung des Handelsministers vom 1. Hftrs 1864 der Berlin-Stettiner 
EUsenbahngesellschaft (Bechtsvorgiagerin des Prenss. Eisenbahnilskns) 
erteilte Genehmigung der Bananlagen zwecks Ehitnahme des znm Eisen- 
bahnbetriebe erforderlichen Wassers ans dem M.-See ist nieht eine 
polizeiliche Verfügung im Sinne des Gesetzes vom 11. Mai 1842 
Uber die Zulässigkeit des Rechtsweges, sondern ein Akt der Aufsicht 
der staatlichen Aufsichtsbehörde gemäss §§ 4, 46 des Gesetzes 
vom 3. November 1838 und § 1 des Regulativs vom 28. November 1848. 
Vgl. RG., Gruchot Bd. 34 S. 1132. Es handelt sich also um eine 
bürgerliche Eecbtsstreitigkeit, für welche der Rechtsweg zulässig ist. 



Digitized by Google 



BntMb. dw Dentecben Keidugericbto vom 10. Jani 1907. 



161 



ür, 135. Entseh. des Deutschen Reiehsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 10. Juni 1907. 

(JW. Jahrg. 3« (1907) Nr. H S. 480.) 

§§ 844, 1603 BGB. Anspruch des Vaters eines durch einen Unfall getSteten Sohnes 
|«|eiäli«r den zum Sohadensersatz Verpfliolitetea nach IMassgabe der Unterhaltsver- 

irltohfaisi dM ll«tlt«tei. 

Nach § 844 BGB. hat der Beklagte dem Kläger insoweit Schadens- 
ersatz zu leisten, als dnreh den Tod des ihm gegenüber unterhalts- 
pflichtigen Sohnes w&hrend dessen matmasslicher Lebensdauer ihm der 
Unterhalt entzogen ist, zn dessen Gewährung der Sohn kraft Gesetzes 
verpflichtet war. Diese Verpflichtnng ist aber an bestimmte Vorans- 
setzangen gebunden. Nach § 1612 BGB. ist der Vater gegenüber dem 
Sohne nur dann unterhaltsberechtigt, wenn er ansserstande ist, sich 
selbst zu unterhalten, and der Sohn nach § 1603 BGB. nur unterhalts- 
pflichtig, wenn er bei Berücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtnngen 
imstande i.st, ohne Gefährdung seines standesgemässen Unterhalts dem 
Vater den Unterhalt zu <^H\vä!iren. Der Kläger hatte also für seinen 
Ersatzanspruch gegen den Beklagten darzutun, dass er nach diesen Be- 
stimmungen einen Unterhaltsanspruch gegen seinen Sohn in dem von 
der Klage geltend gemachten Umfange gehabt hat. Das Berufungs- 
gericht liat aber von einer näheren Erörterung der Bedürftigkeit des 
Klägers und der Leistungsfähigkeit des Soli lies abgesehen. Die Urteils- 
grfinde sagen nur: der Getötete habe zu dem Kläger in einem Verhält- 
nisse gestanden, yermfige dessen er kraft Gesetzes diesem gegenüber 
unterhaltspflichtig gewesen sei. Tatsächlich habe auch der Sohn schon 
auf Grund dieser Verpflichtnng dem Kläger einen Beitrag zu seinem 
Unterhalt gegeben. Der Sohn sei zur Zeit des Unfalls 16 Jahre alt 
gewesen und habe nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge seinen zur 
Zeit des Unfalls 48 Jahre alten Vater bis an dessen 70. Lebensjahr 
unterstlHzen mttssen. Das Berufungsgericht verkennt hiemach, dass 
die Unterhaltspflicht des Sohnes erat wirksam wird, wenn der Vater 
bedürftig ist, also nicht ohne weiteres mit dem Unfallstage, und dass 
es nicht darauf ankommt, was der Sohn dem Kläger bisher von seinem 
Verdienst tatsächlich abgegeben hat, sondern was er kraft (Tesetzes 
leisten musste. Es würde also unerheblich sein, wenn der minder- 
jährige Haussohn dem Kläger seinen Verdienst zur Verwendung für 
den Haushalt zum Teil Überlassen hätte. Der daraus fttr den Kläger 
entsprungene Gewinn wäre nicht ein Ansflnss der gesetzU^en Unter- 
haltungspflicht des Sohnes. 



102 Eotflcb. des OberIaude»gerichts Statt^art vom 14. Juni 1907. 

Nr. 18A. Entselu dM OberiandmgeriehtB Stuttgart 

Vom 14. Jani 1907. 

(Das Roc-ht Jahrg. XI 19071 Nr. 17 8. 1088 Ziff. 2615.> 

UifallflrMri«MHti vom 18. Juni 1901. Leistenbruch als Betriabniifiil M UMer* 

gewöhnlicher Anstrengang im Betriebe. 

Im Sinne des angeführten (Gesetzes (womit das wiirttcmbergische 
UnfalltürsorgecTPsetz vom 23. September 1902 übereinstimmt) kann das 
Austreten eines Leistenbruchs als Betriebsunfall nur dann gelten, 
wenn die Entstehang des Brochs anf eine aussergewöbnliche, Ober den 
Rahmen der gewöhnlichen Betriebsarbeit hinausgehende Anstrengung 
znrficksnfnhren ist Durch eine Torher bestehende Brachanlage wird 
hieran nichts geändert, da diese regelmissig schon vorhaaden ist, wenn 
infolge TJeberanstrengang ein Brach aastritt. — Der ausgetretene Broch 
bringt gegenfiber dem Znstand der Bmchanlage eine die Erwerbsfähig- 
keit vermindernde Vei*scblimmerung des Gesamtbefindens mit sich (Hand- 
hoch der Unfall?ersicherong 2. Aufl. S. 31). 

Nr. 137. Entseh. des DiMitsehon Keichsgcrlehts. 
6. Zivilsenat. Vera 17. Juni 1907. 

(Dm B«eht Jfthrg. XI (1907) St. WU S. aet Ztff. M88.) 

§ I BH a f ly K L Oes EallidM elsit stoasi Balmaiilieger »gefafertsM WftfMt dsnh 
ithis ArbaNar oiii iNs dmlt mianenli&ngende Tätlfkslt ilartdbMi |tb6rt nisht sisi 

ElSMtahnbetrlebe. 

Werden Eisenbahnwagen 7on dei' Bahn Verwaltung einem Bahn- 
anlieger zur eigenen Entladung zugefahren und zur Verfügung gestellt 
und nach Entladung von Arbeitern des letzteren wieder in Bewegaü«:^ 
gesetzt, so ist, da das Tun dieser Arbeiter nicht als ein Vorgaug im 
Eisenbahnbetrieb des Eisenbahnuiitei iiehmers anzusehen ist, ein dabei 
eintretender Unfall nicht als ein Betriebsunfall im Eisenbahnbetrieb za 
erachten. 

Nr. 188. Entsdi. des Deotsehen Reichsgerlehts. 

T.Zivilsenat. Vom 18. Juni 1907. 

PrVenvBl XXIX (1907i Nr. 4 S ^^^ 

9 8 PrtiM. Entfi. van II. Juni 1874. Der Enteignete darf siok bei der Veriiisserung 
ist Mit stseai NssbM i S Htil se firssdttlid» (is ibsi aetishiBdM Vtrtslls feartsbitn, 
•fear iilelit iwalBial, iadaai ar tla alnartalta bai iar Kalkalatlaa des Preises nach daa 
Ertragswart berSoksIchtIgt und andererseits sie noch besonders In bestimaitar SwHia 

ausgedrückt diesem Preise hinzufügt. Ersatz für Mietsausrdlle. 

Die Revision meint, es hätten der Verkehrs wert (Verkaufsvvert) 
und die nach dieser Richtung angetretenen Beweise berücksichtigt 
werden mü.sson. Allein wenn es auch unter TIraständcn zu empfehlen 
sein mag, deu Verkuufswert des euteigneten Grundstücks -iü ermitteln 
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nnd ihn mit dem aus der anderen iScIiätzuugsmelliude gewonnenen Er- 
gebnisse zu vergleicben, su besteht ducU für dieses Verfahren ebenso- 
wenig eine rechtliche Notwendigkeit, wie f&r die ansscblieBsliche Taxe 
nach dem Vericaafswerte. Ein Qegensats zwischen der Abechfttznng 
nach diesem Werte nnd der Abschfttznng nach dem Ertragswert ist 
nicht ansnerkennen. Welche Methode im Einzelfall anzuwenden ist» 
bleibt dem Ermessen der Sachverstftndigen nnd den Verwaltnngs- bzw. 
richterlichen Behörden überlassen. Nor das ist festzuhalten, dass bei 
der 8chadensausmittelang nicht mehrere Metlioden nebeneinander ge- 
braucht und sich ausschliessende Faktoren nicht gleichzeitig in Rechnung 
gestellt werden dürfen. Insoweit ist nun dem auf die Art der Wert- 
fest<;etziin<i bezüglichen Angrifte der Revision dit* Berechtigung nicht 
abzusprechen. Die Sachverständigen waren gt^t'ragt, welches der volle 
Wert sei, den das enteignete (Jrundstlkk zur Zeit der Enteignung im 
Juni 1900 nach Massgabe seiner vollen Ausnutzungsfähigkeit, ins- 
besondere unter Berücksichtigung des klägerischen (Jeschäfts- 
betriebs, gehabt habe. Sie haben nach der Sachlage einen Neubau 
ffti* zweckmässig erachtet, ein Projekt entworfen nnd danach den Er- 
tragswert berechnet, davon die Baukosten abgezogen und sind so 

zn der Summe von M. als Wert dee Omndst&cks gelangt. 

Nach der Fragestellung muss angenommen werden, dass bei der Schfttznng 
der Oewerbebetrieb des Klftgers in dem Grundstock als werterhOhender 
Umstand in Betracht gezogen und der Neubau unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse des Klägers fftr diesen Betrieb konstruiert worden ist, 
dass also ein nicht für jedermann, sondern insbesondere für den Kläger 
und dessen Leihbibliothek benutzbarer Bau unterstellt ist. Mindestens 
erhellt nicht das Gegenteil aus dem Gutachten, das vier Laden im Erd- 
geschosse mit Mietswerten von .... vorsielil. Hicnnit steht die Aus- 
führung des BerufnnKsriciitcrs nicht im Einklage, dass die von den 
Sachverständigen gefundene Summe den Wert ergebe, den das Grund- 
stück für jedermann habe, und dass deshalb (nach den in dem Ur- 
teile des y. ZS. des BG. ?om 4. November 1893, Entsch. Bd. 32 S. 298, 
entwickelten Grundsätzen) dem Klftger ausserdem noch für die ihm er- 
wachsenen geschäftlichen Nachteile eine besondere Vergütung von 
26000 M. gebfihre. Ist die Wertsermittelung nach Hassgabe eines Be- 
trags erfolgt, der sich in dem Vermögen des Eigentttmers befinden 
würde, wenn er das Gmndstflck nach seinen individuellen Verhältnissen 
möglichst ausgiebig genutzt hätte, so wird man zunächst anzunehmen 
haben, dass sich in diesem Betrag auch die geschäftlichen, auf dem 
Besitze des Grundstücks beruhenden Vorteile des Enteijrneten ausdrücken, 
und dass er mit ihm aucli für deren Verlust entschädigt wird. Damit 
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ist die ZubilliguQg einer SonderentBch&diguug fftr GesefaftfisnachteHe, 
die ans der Veriiiasenuig des GmndsMeks erwachsen, nieht vertriglich; 
sie würde zo einer Doppelentseliidigiing Ittliren, indem die Hetbode der 
Schfttznng nach dem individuellen Ertragawert in nicht solftssiger 

Weise mit der Schätzung nach dem subjektiven Verkaufswerte ver- 
bunden wird. Der Berufungsrichter sagt ausdrücklich, dass der Ell^^ 
nach einer Bauzeit von l'/a Jahren, während deren er sich ein Ersatz- 
lokal hätte mieten müssen, das Geschäft wieder an der allbekannten 
Stelle in einem andern eingericliteten Lokale liätto weiter betreiben 
können. Er ist also selbst der Meinung, dass der Neubau im Hinblick 
auf die Leihbibliothek des Klägers und deren Unterbringung in ihm 
gedacht worden sei, und dass die Sachverständigen diesen Umstand bei 
Findung des Ertragswerts berücksichtigt habeu. Darum entbehrt die 
auf der Unterstellung eines Verkaufs beruhende Gewährung einer 
Somme von . . . . fOr Oeschlftsverlnst der genügenden Begründung. 

Unbegründet ist der sich auf die HietsansfUle besiehende AngrilF. 
Nach der Bechtsprechnng des SG. hat der lUgentttmer, dem durch die 
Einleitung des Enteignungsverfahrens schon vor Yollriehung der Ent- 
eignung die Nntiungen des abgetreteneB Grundstücks entaogen oder 
geschmftlert werden, Änsprudi auf besondere Entsc^idigung. Es ist 
dies namentlich auch ffir Verluste an Mieten anerkannt, die dadurch 
entstehen, dass ein zur alsbaldigen Ausführung bestimmter Fluchtlinien- 
plan festgestellt und veröffentlicht wird (R(4Entsch. iu Zivils, Bd. 43 
S. 356). Dabei handelt es sich um einen selbständigen Anspruch, der 
in dem Ersätze des Wertes des enteigneten Grundstücks, auch in dem 
nach individuellem Massstabe geniej^senen Werte, keine Deckung findet. 
Darum ist die Rüge der Revision . dass solche Mietsausfälle bei Be- 
wertung des Grundstücks uach einem üugierten Neubau nicht zu er- 
statten seien, nicht gerechtfertigt. 



Kr. läy. Entsch. des Deutsehon Reichst^erichtB. 
7. Zivilsenat. Vom lö. Juni 1907. 

(Dm Redht Jahrg. XI (1907) Nr. IVI« aiOOt.) 

I 8 Prtast. Eaifi. vm N. Jati 1874. gmisitie f8r Me W ar tt ss i s n iai slais tili* 
walte eatoiflsetM flekiiiairandttacfcs, welehes zn wirttebafUMiw ZwsokN ies Eifr 

eigneten benutzt wird. 

a) Der Eigentiimer ist, da durch die Entschädigung sein Vermögen 
nach der Enteignung wieder auf denselben Stand gebracht werden soll, 
in dem es sich vorher befand, auch für solche in ursächlichem Zo- 
sammenhang mit der Enteignung stehende Nachteile besonders zu ent- 
schädigen, weiche nicht in dem Werte des enteigneten Grundstückes 
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ihre Deckung finden. Wenn daher dei- Eigentümer das enteignete 
Grundstück für seine wirtschaftlichen Zwecke benutzt hat und infolge 
der Enteignung genötigt worden ist, bis zur Beschaifung eines geeig- 
neten Ersatzes Itesondere Aufwendungen zu machen, so ist dies bei der 
Bemessung der Entschädigung als selbständiger Faktur zu berücksich- 
tigen. Andererseits soll der Eigentümer durch die Entschädigung nicht 
mehr erhalten, als er durch die Enteignung verloren hat. Verbleibt 
ihm die Möglichkeit, auf der Eestfläche einen dem enteigneten Gebäude 
entaprechenden Nenban au&ofllhreii» so kann er Erstattong d«r Kosten 
dieses Neubaues daher nur yeilangen, wenn der Wert der enteigneten 
Oebände jenen Eosten gleicbkemmt; denn die Frage, ob nnd anter 
Aufwendung welcher ICittel an Stelle der enteigneten Baulichkeiten ein 
anderweites Oeb&ude sn errichten ist, liegt ausserhalb des Enteigaungs- 
Verfahrens, das den Eigentümer entschädigen, aber nicht dadurch be- 
reichern soll, dass es ihm für ein bereits seit Jahren vorhandenes Oe- 
bände auf Kosten des Unternehmers einen Neaban verschafift. 

b) Wenn auf einem einheitlichen, zum Teil enteigneten (Jrundstück 
ein einheitliches Gebäude eri ichtet war, und die Teile des Grundstückes 
keine selbständige Bedeutung hatten, sondern insgesamt den Zwecken 
des Grundstückes dienten, so wird ein Vergleich des Wertes des ganzen 
Grundstückes vor der Enteignung mit dem Wert des Restbesitzes nach 
der Enteignung bei Unterstellung der möglichsten Ausnutzung beider 
regelmässig ein richtiges Ergebnis liefern. 

c) Will man den Wort einer Badliche, also den reinen Baustellen- 
wert finden, so kann dafttr nicht das jeweilig Torbandene Qebäude der- 
gestalt massgebend sein, dass sein Wert, der sog. Materialwert, Ton 
dem Ertrage abgeoogen wird und die so berechnete Summe den Boden- 
wert ergibt Dieser Wert bestimmt sidi vielmehr nach der Ausnutsungs- 
ffthigkeit der BauilSche. Damm ist bei der Ansmittelung des Bau- 
Stellenwertes von dem nach einem zweckmässigen Neubauprojekt 
berechneten Ertrage auszugehen und sind alsdann die Kosten der Er- 
richtung dieses Gebäudes, der Aufwand, der notwendig ist, um die 
Baustelle bestimmungsgeraäss auszunutzen, abzuziehen. 

d) Bei der Frage der Bewertung, insbesondere der Bebauungs- 
fähigkeit eines Restgrundstückes, haben die durch das neue Unternehmen 
— Verbreiterung der Strasse — zufliessenden allgemeinen Vorteile 
ausser Betracht zu bleiben. 

e) Ob die Bewertung der enteigneten Fläche nach dem Verkanfis- 
werte oder nach dem Ertragswerte Torsunehmen ist, darüber entscheidet 
das Ermessen des mit der Festsetsung der Bntschidignng befsssten 
Tatrichters. 
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fi Der Eigentümer findet, dat'iir. dass er mit dem Besitz des ent- 
eigneten Grundstückes aueh dessen Nutzungen verliert, Derkiing in den 
Zinsen, die ihm nach feststehender Kechtspreoliung seit dem Tage der 
Besitzeinweisung des Unteroelimers gebühren. Vgl. RG. Bd. 31 S. 280; 
Oraehot Bd. 45 8. 345. 

>ir. 140. Eutsi'h. des Seliwei/.er BiuiUesgericIits« 
Vom 20. Juni 1907. 

(e^tMbr. d. Bwa. Jwt^Vm. Bd. tt Heft • &aa. - SflhwJZ. IV (1M7) Haft • a W.) 

FabriMMftyflioM. Die vfiMMlUoM Zabla«| dM LoIhim a> alMa vmafNelitM 
ArMter bildet keine grundeafziiche Anerliennung alier Forderungen tie dem Unfalls 

und bewirkt nicht olme weiteres die Unterbrecliung der Verjährung derselben. 
Unter Anerkennung im Sinne des Art. 154 Ziff. 1 OR. kann nur 
ein solches Verhalten verstanden werden, das klar und unzweideutig 
in einer dem Gläubiger erkennbaren Weise das Bewusstsein de.s Scliuidners 
von der Existenz der 8i;huld bezeugt. Nun mag die Zahlung des 
Lohnes an einen verunfallten Arbeiter während der Zeit vollständiger 
Arbeitsanfibigkeit und von Heilmigskosteii im allgemeinen and, falls 
nicht Anhaltspunkte fttr die Annahme einer Liberalitftt vorliegen, daranf 
bemben, dass der Arbeitgeber sich hierzu rechtlich Terpllichtet hUt, 
und die Zahlung mag dies anch cum Ausdruck bringen. Allein das 
Bewusstsein dieser Verpflichtung braucht sieh keineswegs auf die Ge- 
samtheit aller Anspräche, die aus dem Unfall möglicherweise in Zukunft 
entstehen, zu erstrecken, sondern wird sich aller Bogel nach auf dra 
Ersatz des damals erkennbar vorhandenen oder zu erwartenden Schadens 
l)eschränken. Die vorbehaltlose Zahlung des Lohnes und der Ai-zt- 
rechnung hat denn auch nicht die Bedeutung einer Absc hlagszahlung 
an einen künftigen Gesaimhaltpflichtanspruch, sondern sie soll einen 
bereits vorhandenen und geltend gemachten Anspruch tilgen. Sie bildet 
daher keine grundsätzliche Anerkennung aller Forderungen aus dem 
Unfall überhaupt, sondern eine Anerkennung nur jenes bestimmten An- 
spruchs, sowie etwa noch der Ersatzpflicht In besag auf allf&llige 
weitere Schadensfolgen des ünfallSy die zur Zeit der Zahlung bereits 
— dem Arbeitgeber erkennbar — vorlagen oder zu erwarten waren. 
Damit eine solche Zahlung den Lauf der Veij&hrung sonstiger Ansprache, 
namentlich des Anspruchs wegen dauernder Invalidität« nnterbrieht» 
muss somit feststehen, dass zur Zeit der Zahlung weitere Folgen des 
Unfalls nicht mein- ungewiss waren, sondern bereits objektiv vorlagen 
oder mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten waren, und dass dies dem 
Arbeitgeber bekannt war oder hätte bekannt sein sollen. Und die Be- 
weislast hiertiir trittt den Uaftpflichtkiäger, der die Unterbrechung der 
Veijährung geltend macht. 
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Nr. 141. SntMh. des ItovtMheii Belelugeilehto. 

7. ZiYilsenat. Vom 21. Jnni 1907. 
(UZ. Iii (1N7) Mr. 1» & lon.) 

§§ I, 8, 34 PreNSS. EntG. Bei Enteignung im Dringlichkeitsverfahren kann auch fBr 
tfM Salwii« Ersatz varlaugt werden, der durch die BealtzeatzielMM Mt «ir Zabtaii 

der Entschädigung entsteht. 

Dem Kläger wurde in 8. bei Goleo^enlieit der Anlegung einer 
Eisenbahn ein Teil seines (irundstiicks eiitzügen. auf dem er eine Ma- 
sch inen Werkstatt mit Schmiede hatte, und zwar aucli der Teil, wo die 
Schmiede stand. Der Bezirksausschuss setzte eine Entschädigung von 
9644.25 M. fest, die Kläger nicht annahm. Im Mai 1900 wurde dieser 
Betrag hinterlegt und dem Kläger im DringUchkeitsTerfahren knrz 
darauf das eateigDete Qmodsttck entzogeo. Kläger hat sein Gewerbe 
seitdem ohne Umtanten dorch Einschränkang anf blosse Beparatnren 
der Maschinen fortsnsetzen gesneht. Er hat im Proiesswege eine er^ 
hebUeh höhere Entschädigung gefordert und diese im Laufe des Pro- 
sesses in der Art berechnet, dass er durch Vergleich seines Jahresver- 
dienstes vor der Enteignung (nach zehnjährigem Durchschnitt) mit dem 
Jahresverdienst nach der Enteignung (im Durchschnitt der ersten 5 
Jahre) den Minderertrag berechnet, diesen mit dem 15 fachen kapitali- 
siert und von der so gefundenen Summe 47504 M. den Betrag von 
25979 M. als „Geschäftsschadeu" fordert. Das Berufungsgericht nimmt 
auf Grund eines in II. Instanz von Sachverständigen aufgestellten 
Projekts an, dass Kläger durch einen Umbau auf dem Restgrundstück 
zwar nicht seine bisherige Werkstatt mit Schmiede in dem alten Um- 
fang nnd der bisherigen Brauchbarkeit herstellen könne, billigt ihm aber 
ausser den Umbaukosten nnd Verlust an Grund und Boden nur eine 
besondere EntschidiguDg fttr Verdlenstentgang während einer vier- 
monatlichen Bauzeit und ftlr den bei der kleineien Werkstatt in Zu- 
kunft entstehenden MinderTerdienst su. Dadurch gelangt es zu einer 
Gesamtentschädignng von 5873.60 M. mehr als der Bezirksausschuss 
festgesetzt hattOi die dem Kläger mit Zinsen seit der Enteignung zn- 
gesprochen werden. Kläger beschwert sich nun mit der Revision da- 
rüber, dass ihm durch diese Entscheidung keine vollständige Entschä- 
gung im Sinne des § 1 Enteignungsgesetz gewährt sei, da er im wesent- 
lichen seit der Enteignung sein (Tpschäft habe aufgeben müssen, in- 
zwischen die Kundschaft verloren habe und daher nicht mehr in der 
Lage sei, das Geschäft nach dem vorerwähnten Plan neu aufzurichten, 
jedenfalls aber grössere Zwischenverluste erlitten habe, für die ihm 
nichts zugebilligt sei. Er hält daher einen weiteren Ansprach von 
10000 M. aufrecht BG. hebt auf und weist in die Vorinstanz lurtek. 
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Wenn, dem Eigentümer der Besitz erst nach endgültiger Festsetzung 
der Entschädigung entzogen werde und er diese gleichzeitig mit der 
Besitzentziehung in die Hand bekomme, so sei er damit allerdings in 
in die Lage vei-setzt, gemäss des zugrunde liegenden Planes zu ver- 
fahren, also vollständig entschädigt. Anders liege die Sache alter, 
wenn die Besitzentziehung im Dringlichkeitsverlahren schon erlulf^l 
war und die im Verwaltungsweg festgesetzte Entschädigung, die ihm 
dabei angeboten warde, unzulänglich war. In solchem Fall müsse nicht 
nur f&r die in Zukunft entstehenden, sondern anch für den dordi die 
Enteignung bereits entstandenen Schaden entschftdigt werden. Der 
Eigentfimer müsse nnn freilich auch unter diesen Umstftnden nicht 
Tfillig tatenlos die Hftnde in den Schoss legen, er müsse — wie analoge 
Anwendung des g 264 BOB. ergebe — das seinige tun, um den Schaden 
zu mindern. Kläger habe sich aber auch nicht tatenlos verhalten, er 
habe auf dem BestgrundstQck weiter gearbeitet. Keinesfalls sei er 
vei-pflichtet gewesen, dem der Beruf ungsentscheidnng zugrunde liegenden 
Plan näherzutreten und ihn zur Ausführung zu bringen. Abgesehen 
davon, dass dieser Plan keineswegs so selbstverständlich war, dass 
Kläger ihn selbst erfinden konnte, war vorher (in erster Instanz) über 
die Annahme eines Ersatzc^rundstücks verhandelt, und vor allen Dingen 
waren dem Kläger nirlit die Mittel angeboten, um jenen Plan durch- 
zuführen und nach dessen Durchführung den verbleibenden Schaden 
zu decken. Es konnte dem Kläger auch nicht zugemutet werden, jenen 
Flau auf die Gefahr hin durehzufUiren, dass die Gerichte denselben 
verwerfen würden. Es stehe ihm also ein Anspruch auf Ersatz des 
Schadens zu, der ihm dadurch erwachsen sei, dass er jetzt nach Ver- 
lauf Ton 7 Jahren den Plan nicht mit Sicherheit ausführen kOnne. Sei 
die Kundschaft inzwischen ganz oder zum Teil verloren gegangen, so 
müsse er dafür entschüdigt werden. 

Nr* 142. Entscli. des Deatsclion Reichsgerichts. 
T.Zivilsenat. Vom 21. Juni 1907. 

(Dm BmU Jahrg. XI (1907) Mr.lirit a IMB.) 

gl 8» 34 PreiM. Eatfl. vta II. Jml 1874. § 254 BSt. g 287 ZPO. «• is«ltlsl- 
bare Anwendung das | 254 BGB. ist im Enteignungsverfahren ausgeschlossen, da w 
sieh bei der Entelgningtentschädigung nicht nm den Ersatz eines Schaden i. S. dieser 
BwtiMaiHif haadalt. Aich der § 287 ZPO. ist in Enteiiiaigsverfalirsi aaoh fest* 
stslNMidMr ReeMsBreoliHM Ssa ML iMutwiMNiari 

Will man den im § 254 a. a. 0. enthaltenen Grundgedanken in 
sinngemässer Weise auf das EnteignungsYerfahren anwenden, so ist 
richtig, dass der Enteignete dem durch die Enteignung geschafBenen 
Znstande nicht Tdllig tatenlos zuschauen, also die Hände in den Schoss 
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legen durfte, sondern, soweit, die Verljaltnisse 68 ZüUessen, sein Gewerbe 
anf dorn Restf^rmulstuck (es handelt sich um sog. Geschäftsschaden) 
weiter betreiben musste. Ks besteht diesfalls aber keine VerpHiclitiing;, 
einen bestiiiinitcii von den Sachverstiuidii^eu ausgegebenen Plan für den 
Weiteibetrieb seines (^esc)iiiftes ziii' Ausfülining zu bringen, es sei 
denn, dass dieser I*lan nach der (iestaltnng der Verhältnisse so selb>t- 
versländlich unil naheliegend war, dass der Enteignete ohne weiteres 
selbst ihn eründeu und als richtige und gegebene Art und Wei^e, 
seinen Oewerbebetrieb anf dem Restgrundstfiek weiter za fuhren, er- 
Icennen mnsste, nnd ihm bei der Enteignong (im Dringh'chkeitSTer» 
fahren) die Mittel zn seiner vollständigen Entschädigung nach Mass- 
gabe dieses Planes zur Verfttgnng gestellt werden. Der Unternehmer 
kann sieh nicht darauf bemfen, dass er die vom Bezirksansschnss fest- 
gesetzte Summe dem Enteigneten angeboten habe. Es handelt sich 
nicht um ein Verschulden des Unternehmers, sondern um die durch ihn 
herbeigeführte Tatsache, dass dem Kläger im Dringlichkeitsverfabren 
sein Eigentum entzogen ist, bevor er vollständig entschädigt wurde. 



Nr. 143. Entsch. des Bentsehen Beiehsgerichts. 

T.Zivilsenat. Vom 21. Juni 1907. 

(Das Reclit Jahn:. Xf (1907) Nr. 17 S losö l 

§ 8 Preuss. EntG. vom II. Juni 1874. Nichtanrechnung allgemeiner Vorteile auf die 
Entaobädidung. Die SchätZMngsart, ob Ertrags- oder Verkaufswert, stellt im freien 

rleMerliehM EmesMi. 

a) Eine Anrechnung der allgemeinen Torteile, die ans dem Unter- 
nehmen, für das die Enteignung erfolgt, entstehen, findet weder auf 
die Entschädigung für den dem Eigentämer durch die Enteignung ent* 
zogenen GrundstOcksteiJ, noch auf die Entschädigung ffir den Minder* 

wert des ihm verbliebenen Restgrundstlicks statt, Vgl. RGZ. Bd. 67 
S. 242. Lediglich als ein allgemeiner Vorteil ist es anzusehen, wenn 
infuli^e der mit der Enteignung bezweckten I mu Idegang einer Strasse 

die Resttliuhe eines von der Enteignung getrollenen (irnndstücks Eck- 
grundstück wird nnd als solches nicht nur eine f,n'üssere Baufront, 
sondern nach den für Efk}.'rnndstücke niassfrelienden Bauvorschriften 
auch eine j^rüssere Bebaubai keil erhält; denn es handelt sich hier um 
einen Vorteil, der allen in einem gleichen A'erhaltnis zu der neuen 
Strasse, hier in dem Verhältnis der Ecklage, befindlichen Grundstückeu 
gemeinsam ist 

b) Ein Bechtsgrundsatz, wonach der Richter gehalten wäre, bei 
Bemessung des Wertes einer enteigneten Fläche nach deren Ertrage 
zur Eontrolle auch die Schätzungsart nach dem Verkau&wert heranzn* 

Bg«r, BüeBbabancbtUQbf EntMheMinigMi ZXIV. IS 
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ziehen, besteht nicht. Es mnss vieiraehr nacli den Umständen des ein- 
zelnen Falles geprüft werden, auf welchem Wege das richterliche Er- 
gebnis zu gewinnen ist, wobei unter Umständen ein Ausgleich zwischen 
den abweichenden Ergebnissen der beiden Schätzungsarten in Betracht 
kommen kann. 

Nr. 144. Entsch. des Deutschen Reielis^erlehts. 
6. Zivilsenat. Vom 24. .1 uui 1907. 

(DJZ. XII (1907 Nr. 19 S 1087.) 

Unter Austeraohtlassung derjenigen Aufmerksamkeit, zu der der Unternehmer ver- 
Mige «alRM 6«w«ril«t bettiMtort varfiMittt ist (§ 136 6ewUV6.), kam «leli ile 
ItatM'lMMng von Soliutzvorkehrungen bei häufiger Benutzung eines Batalbtr|U|t 

dnrch Fabrikarbeiter zum Zwecke des Fabrikbetriebs gebOren. 

Das FabrikgrundstQck der Verklagten (Papierfabrik) wird von 
einer eingleisigen Bahnstrecke durchschnitten. Es befindet sich auf 
diesem Grundstück ein Bahnübergang. Verklagte hat es geduldet, dass 
die Arbeiter vielfach diesen benutzen, sie liat die Durchgangstür nicht 
unter ständigem Verschluss gehalten, keine Bewachung angeordnet, 
auch den Fiskus nicht zu weiteren 8chutznia.s.^re{.reln zu veranlassen 
gesucht. Auf diesem Uebergang ist einer ihrer Arbeiter verunglückt. 
Er wird von der ßerufsgenossenschaft wegen des Unfalls entschädigt. 
Letztere nimmt gegen Verklagte aof Onind des § 136 OewünfVG. 
Regress. Yonnstanz weist ab. Allerdings habe die Verklagte fahr- 
lAssigerweise es onterlassen, wirksame Schntzmassregeln za ergreifen; 
aber damit habe sie nur die Sorge, die einen jeden Gmndbesitxer 
treffe, der einen Privatweg unterhalte, ausser Angen gesetzt, also keine 
Pflicht verletzt, die ihm kraft seines Gewerbes besonders obliege. 
Die Sicherheit des Weges habe mit der Papierfabrikation nichts zn 
tun. RG. hebt auf und verweist in die Vorinstanz zurück. Zwar ge- 
nüge nicht jede Fahrlässigkeit, um den Anspruch zu begründen; es 
müsse die Aufmerksamkeit verletzt sein, zu der der Unternehmer im 
Sinne der §§ 222, 230 StG. besonders verpflichtet sei. Es konnten in 
dieser Beziehung besonders die Vorschriften der §§ 120a ff. GewO. zur 
Richtschnur dienen. Der Umstand, dass jeder Grundstücksbesitzer ver- 
pflichtet ist, den seinen Leuten oder dem Publikum eröffneten Weg ge« 
fahrlos herzustellen und zn unterhalten, stehe nicht gmndtiUadich der 
Annahme entgegen, dass der Betriebsontemehmer, wenn ihn in dieser 
Beziehung ein Verschulden treffe, die Aufmerksamkeit verletze, zu der 
er vermöge seines Gewerbes besonders verpflichtet sei. Vorliegend 
komme es wesentlich darauf an, ob der Betrieb des Verklagten es mit 
sich brachte, dass ein häufiger Verkehr der Arbeiter unter Benutzung 
des Bahnflbergangs fflr die Zwecke des Betriebes stattfand. War 
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dies der Fall, so hatte Verklagte als Unternehmerin kraft ihres Ge- 
werbes die besondere Pflicht za entsprechenden Vorkehrungen. 



Kr* 146. Entseh. des Deutschen Relehs^erichts. 

I.Zivilsenat. Vom 26. Juni 1907. 

(Du Uecht Jahrg. XI (1907) Nr. 17 S. 1061 Ziff. ibOL) 

1 133 MB. Prüpikt ilsfr tsülteeliafl sia Bas sid Belrlih «•■ s l i fc i r lishss sei 

Allerdings ist anch bei der Auslegung eines Gtesellscbaftsrertrages 
der wirkliche Wille sn erforschen und nicht an dem bachst&bliehen 
Sinne des Ausdrucks zu haften; jedoch darf aus dem zur Vorbereitung 
der Oesellschaftsgrfindnng Terfiffentlichten .Prospekte" nichts in den 
Vertrag hineingetragen werden, das in seinen Worten keinen Anhalt 
findet. Die.*» Wörde der Fall sein, wenn bei einer Gesellschaft, als deren 
Gegenstand im Gesellsrliattsvertraf^e der Bau und Betrieb von elektrischen 
und anderen Bahnanlagen, in.sbesondere der Bau und Betrieb bestimmt 
bezeichneter Linien angegeben ist, ans einem vorher veröffentlichten 
Prospekt angenommen wird, der Zweck der Gesellschaft erschöpfe sich 
in dem Bau einer kurzen Bahnstrecke mit Pferdebetrieb. 



Nr. 146. Sntseh. des Bentsehen RelelisgeiielitB. 
6. Zivilsenat. Vom 27. Juni 1907. 

(ZeltNhr. t neohttplL 1. Bayern Jahrg. 8 (1907) Nr. IB S. US.) 
§ I RHaftpflG. Betriebsunternehmer auf einem AnsohlussglelM Itt derjenige, welchem 
die Betriebseinnahmen unil Ausgaben zufallen und die eelbstindige Verfägung über 
den Betrieb zieteht; die Hauptbabi bl« z«i den Pinkte, wohia voi ihrer Lofconotive 
üe Wif« lelrasM Mi m wt sie li t thsll wtrits, das as|stshlott«M Werk Jes- 

Es kommt fQr die Frage, wer der Betriebsantemehmer sei, auf das 
wirtschaftliche Interesse der beiden Beteiligten an dem Betrieb, so wie 
es vom BQ. verstanden wird, gar nicht an, also auch nicht darauf, ob 
die Mälzerei oder der Beklagte sich aus der Ausnfitzung des Geleises 
Gewinn versprochen und ob diese Erwartungen sich erfüllt haben oder 
nicht. Der Unternehmer hat vielmehr dann für seine Rechnung den 
Betrieb ausgeführt, wenn ihm die Betriebseinnahmen und Betrielisau.s- 
gahen zugefallen sind. Da die Frage auftuuclieu kann, ob der Betrieb 
auf dem Anschlussgeleise nicht bloss eine Dienstleistung für die an- 
geschlossene Fabrik war, wird noch zu prüfen sein, wem die selbständige 
Verfügung Aber den Betrieb anstand. Nach den Feststellungen des BG. 
war auf dem Tdl des Anschlussgeleises, wo sich der Unfall zugetragen 
hat» unzweifelhaft der Beklagte Betriebsuntemehmer; er hat mit seinen 
Betariebsmitteln den Betrieb bis zum Fabrikgeb&ude ausgeführt; er hat 

12* 
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in Gestalt der Zustreifgebühren die Betriebseinnahmen bezogen, und 
die saclilichen und persönlichen Ausgaben für den Betrieb getragen; 
die Ansicht des BG., es habe die Mälzerei mittels der Entrichtnnor der 
Zustreifgebühren die Kosten des Betriebs bestritten, ist verfehlt. Der 
Beklagte hat auch nach den Bestimmungen des Vertiags mit der 
Mälzerei nach eigenem Ermessen die Gestaltung und Ausfüliruug des 
Betriebs angeordnet, seinen Bedingungen und Weisungen hatte sich die 
Mälzerei zu ffigeo. Der Betrieb auf dem Anschlussgeleise war nicht 
etwa eine IMeiut- nnd Hilfeleistong des Beklagten fftr die M&lzerei, 
der er die Betriebsmittel zur Verfttgang gestellt hfttte, sondern ein 
Teil und Ansfloss des Gesaratbetriebs der Staatsbahn. In ständiger 
Beehtspreebnng hat das Reichsgericht angenommen, dass auf einem An- 
schlussgeleise bis zu dem Punkte, wohin von der Lokomotive der Haupt- 
bahn die Wagen für das angeschlossene Werk gebracht und wo sie 
wieder abgeholt werden, die Hauptbahn, jenseits dieses Punktes 
das Werk Unternehmer des Eisenbahnbetriebes sei. 



Mr. 147. Entsch. des Deutschen Rcichsgeriehts. 

6. Zivilsenat. Vom 4. Juli 1907. 

(D»s Recht Jahrg. XI (1907) Nr. 17 S. 1088 Ziff .'643. j 

g§ 3 a, 7 Rltaftpi6. Ersatz der VernSsenseinbasse aus der Auflösung eines Pacht- 
vwMItsitttt and der HsNisgikattiB. Art uw» Mmt dar SMMrtMitsMtiNf. 

a) Zu den zu ersetzenden VermOgensnachteilen, die der Verletzte 
durch eine Aufhebung oder Verminderung seiner ErwerbsAhigkeit er- 
leidet, gehört, wenn der Verletzte infolge der durch den Unfall heibei- 
gef&hrten völligen firwerbsunfilhigkeit zur vorzeitigen LOsnng eines 

Paclit Verhältnisses genötigt worden ist, auch die Vermögenseinbusse, 
welche dem Verletzten hierdurch, sei es auch nur als mittelbare Folge 
des Unfalls, erwachsen ist; dies gilt insbesondere auch von dem Ver- 
luste, den der Verletzte infolge des vorzeitigen Abzugs von dem Pach^ 
gut an dem Wert des Inventars erleidet. 

b) Die zu ersetzenden Heilungsko.sten umfassen auch solche Auf- 
wendungen, welclie Hucli nur zur Linderung des Leidens als notwendig 
oder angemessen erscheinen, wie Badekuren, Luftkuren u. dgl. 

c) Allerdings setzt der Anspruch auf Ersatz von Heilungskosten, 
wenn er ftkr die vergangene Zeit erhoben wird, regelmässig die Liqui- 
dation der Kosten nach dem tatsächlich aufgewendeten Betrage 
voraus. Wenti jedoch, wie es bei einer dauernd eingetretenen Auf- 
hebung oder Verminderung der Erwerbsffthigkeit oder bei dauernder 
Vermehrung der BedOrfliisse der gesetzlichen Bogel nach zu geseheben 
bat, aber auch hinsichtlich der Heilungskosten bei einem danemden 
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Krankheitszustande geschehen kanu« der Ersatz im voraus verlangt 
und in Form einer Bente fflr die der Klageerliebnnff nachfolgende 
Zeit zugebilligt wird, so können die Geltendmacbnng nnd die Zuer- 
kennnng der Rente nicht von dem Nachweise der bisher tatsftchlich 
gemachten Anfwendnngen abhängig gemacht werden. Denn der Ersatz- 
pflichtige, der die erforderlichen Beträge dem Verletzten yorzoschiessen 
oder doch jedenfalls seit der Rechtshängigkeit des Anspruchs zn be- 
zahlen gehabt hätte, befindet sich insofern im Erfüllungsverzuge; er 
ist also damit nicht zu hören, dass der Verletzte die Geldmittel, welche 
er zum Zwecke der Heilung und Pflege bedurft hätte, bisher nicht 
aufgewendet habe. 

d) Das Gericht liat darüber, ob, in welclier Art nnd für welchen 
Betrag der Ersat/.pflicliticre Sicherheit zu leisten hat, unter Berücksicli- 
tigung der Umstände des Einzelfalles nach freiem Ermessen zu erkennen. 
Die Ausübung dieses Ermessens unterliegt an sich der Revision nicht. 

Nr. 148. Entseh. des Dentsehen Belelisgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 4. Jnli 1907. 

iZeHschr, f Rfrhtspfl in Bavrrt! Tal rfr. 3 '1907: Nr I? ris« Da« Recht XI N'r IS S ins.i 

Wenn durch ein Zwischenurteil nach § 304 ZPO. über den Grund eines Rentenan- 
spruchs entschieden wird, der auf § 844 Abs. 2 BGB. gestätit ist, so ist es Rieht 
■iMsf t srfirisrnslit tess das Urteil aaeh Mar Ma saHffala Bsfraenag dar Hanta« 

entscheidet. 

Die Revision rügt, dass das OLG. die zeitliche Begrenzung der 
Renten, deren Dauer für die einzelnen Kläger verschieden sei, im Ver- 
fahren zum Grund des Anspruchs hätte vornehmen müssen. Dieser 
Angriff konnte nicht zur Aufhebung des Urteils führen. Zwar hätten 
die Vorinstanzen auf eine Verbesserung des Klag^eantrags hinwirken 
sollen, der eine nach Betrag und Dauer einheitliche Rente für die 
Witwe und die in verschiedenem Alter stehenden Kinder verlangt, 
während der Witwe nur für die mutmassliche Lebensdauer des Ge- 
töteten , den Kindern in diesem Rahmen nnr fftr die Zeit ihrer Unter- 
haltsbedttrftigkeit eine Bente zukommt (§§ 3 Abs. 2 HaftpflG., 1601, 
1002 BGB.). Indes ist bereits in der Klageschrift bemerlct, dass die 
Bente mit dem Eintritt der EhrwerbsfKhigkeit der Kinder sieh ermSssigen 
werde. Es ist daher anzanehme&f dass nnr die Fassung des Klage- 
antrags nngmau ist, und der Klageanspruch in Wahrheit nach Mass- 
gabe der gesetzlichen Bestimmungen hat erhoben werden wollen; dass 
jedenfalls das Berufungsgericht ihn so verstanden nnd nur mit der 
aus dem Gesetz sich er^e])enden zeitlichen Einschränkung 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, die Festsetzung der Dauer 
der Heute für jedeu eiuzelueu Kläger aber dem Nachverfahren vorbe- 
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halten hat Bei dieser AuslegaDg des Bernfangsnrtefls ist die Yer- 
weisiBK der zeitUehen Begrenzang der Renten in das Nachverfahren 
nicht xechtsirrig. 

Nr. 149. Entj^ch. dos Deutschen ItefehKßericbts. 

6. Zivilsenat. Vom 8. Juli 1907. 
(ZtMhr. l KMab. ZIV (xm) Hr. lo 8. m.) 
§ I RHaflpflfi. Bei AMMnuMlMtMt der lewStaltohttM AsftaMrkMHkelt I« Utbar- 

schreiten der Gleise einer Strassenbahn überwiegt das eigene Verschulden des Ver- 
letzten die Betriebsgefalir ais mitwiricende Ursache derartig, dass die Anwendung 
des § 254 BGB. zur gänziiclien Abweisung des Schadensanspruchs führen mass. 

Das Beiufuii<2;sgericlit bezeichnet das Verhalten des Klägers, das 
dessen Verletzung durch den Strasseiibahnwagen verursacht hat, zu- 
treffend als ein völliges Ansseracbtlassen der Vorsicht, die das Strassen- 
leben der Grossstadt tod jedem Fussgänger, besonders beim Ueber- 
schreiten der Strassenbahngleise, gebieterisch fordert. £s nimmt aber 
zugleich an, man IcOnne nicht so weit geheui die groese Unachtsamkeit 
des Kligers allein als die Ursache seines Unfalles zu bezeichnen; denn 
andererseits trete der die Gefahr des Strassenbahnbetriebes erhöhende 
Umstand hervor, dass die fragliche Strecice zweigleisig in entgegenge- 
setzter Richtung befahren werde. Das komme dem Kläger zustatten, 
dessen Entschädigungsanspruch als zum Teil begründet anzuerkennen 
sei. Dieser von der Revision beanstandeten Ausfi\ln ung hat nicht bei- 
getreten werden können. Das Urteil des erkennenden Senats vom 
3. Juli 1905 (teilweise abgedruckt in der Juv. Wuchen.schrift 1905 
S. 490 Nr. 10), das der Berufungsrichter für sich anführt, iiat auch 
nicht den darin gefundenen Iniialt. Es tritt nur der damals von der 
Beklagten aufgestellten Behauptuug entgegen, dass in einem f'alle, wie 
er auch hier vorliegt, von einer Mitwirlcnng der Betriebsgefahr bei der 
Entstehung des Schadens ftberhanpt nicht die Bede sein könne. Das 
Berufungsgericht hat daher zwar mit Recht angenommen, dass zwischen 
dem Unfall des Klägers und der Betriebsgefahr ein ursächlicher Zu- 
sammenhang besteht und gemäss § 254 BGB. erwogen, inwiefern der 
Schaden vorwiegend aus der einen oder anderen Ursache entsprangen 
ist, aber weil die in dem angefochtenen Urteile festgestellten Umstände 
ergeben, dass der Kläger die Betriebsgefahr durch Anwendung der 
gewöhnlichsten Aufmerksamkeit abwenden konnte, so ergibt sich daraus, 
dass das eigene Verschulden des Klägers die Betriebsgefahr als mit- 
wirkende Ursache in dem Masse überwiegt, dass die riclitige Auwen- 
dung des § 254 BGB. zur gänzlichen Abweisung des vom Kläger er- 
hobenen Ersatzanspruches führen muss. 
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Sr, 150. Entsoh. des Oberlandesgerichts Hamburg. 
Vom 9. Jali 1907. 

(Dm BMht n (1M9) Nr.n 8. UTI.) 
Art. ^14 Internat. Uebereink.: § 438 D. HGB.; § 90 EisenbVerkO. Bei Frankoseiding 
eriisobt durob Aaaabiie des Guts Jeder Anspruch gegM di« Eiadabaha ans deai 

Frachtverträge. 

Die Annahme, dass § 438 HGH. nicht für Fiankosendiingen , son- 
dern nur dann gelte, wenn der Empfänger die Fracht bezahlt hat, 
kann nicht geteilt werden. Jedenfalls ist diese Annahme fQr das Eisen- 
bahnrecbt anzatreffend. Art. 44 des Internationalen Eiaeobahn-Ueber- 
einkommens, dem § 90 EisenbVerkO. nachgebildet ist, regelt diese 
Frage erschöpfend. In Abs. 1 ist der allgemeine Gnindsats anfgestellt^ 
dass, wenn die Fracht bezahlt und das Gat angenommen ist, die Haf- 
tung der Bahn erlischt; in Abs. 2 sind die Aasnahmen von der Regel 
angeführt, und unter ihnen ist der Fall, dass der Absender die Fracht 
bezahlt, nicht anfgeführt. Er kann daher anch keine Ausnahme bilden. 



Nr. 151. BBtseh. des Ocaterr. Olienteii Cteriehtshofts. 

Vom 10. Jnli 1907. 

(OMierr. niaBb.'T«i«Mlii..fiL XZ (1M9) Rr. US 8. tm.) 

1. Ein VaratlNiMaa eines Reisenden an de« Iba zageetoaaenea Unfälle Itogt ileM ertt 

dann vor, wenn derselbe eine durch das ElsenbBetrRgl. direkt verbotene HandlMf 
vornimmt, sondern auch schon dann, wenn der Reisende jenen Grad von Aufmerksam* 
keit sobttldbarerweiae ausaer acht llaat, welchen das Besetz (§ 1297 ABGB.) bei 
fawMtlMMN PiMgkaltaa kal JadcnMaa veraiMetit 

2. Die Bahnverwaltung haftet bloss für die Einhaltung bestehender Vorschriften, ist 
aber tiebt vanvflicbtet, Sicherheitsvorkehrungen in denkbar weitettaai Uafanga iid 

ohne Jede Rücksicht auf die Kosten zu treffen. 

Die Annahme, die Klägerin sei beim Verlassen des Zuges nicht 
acht- oder sorglos vorgegangen, stellt sich nicht als eine Feststellung 
von Tatsachen, sondern als ein rechtlicher Schluss dar. Die Feststel- 
lung der ersten Instanz, dass die Elftgerin an eine Stelle der Stirn- 
wand griff; wo die Quetschung möglich war, erscheint daher durch die 
zweite Instanz nicht geftndert. In dem Eingreifen auf eine Stelle, wo 
eine Quetschung durch die zufallende TQr mOglich ist, muss aber eine 
Unvorsichtigkeit der Elftgerin erkannt werden, welche den Mangel der 
gewöhnlichen Aufmerksamkeit bekundet. Siemusste sich der Gefährlichkeit 
ihrer damaligen Stellung bewusst sein, sie mnsste wissen, dass das An- 
lehnen der Hand an jene Stelle ein Einklemmen derselben leicht zur 
Folge haben könne. Sie hat sich daher die Folgen des ihr eben nur 
durch dieses ihr unvorsiclitio;es Verhalten zugestossenen Ifnfalles selbst 
zuzuschicibeu. Es war auch zu erwägen, dass ein Verschulden des 
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Passagiers nicht erst dann vorliegt, wenn er eine durch das Eisenbahn- 
Betriebsreglement direkt verbotene Handlang Tornimmt, sondera viel- 
mehr ein solches schon dann g^egeben erscheint, wenn nr jenen Grad 
▼on Anfinerksamkeit, welche das Gesetz (§ 1297 AB6B.) bei gewöhn- 
lichen Fähigkeiten bei jedermann voranssetzt, scbnldbarerweise aasser 
acht l&Bst, was bei der Klägerin, wie oben gezeigt, im vorliegeaden 
Falle tatsächlich der Fall war. Das Berurungsgericht hat erachtet, dass 
der Bahnverwaltung ein Veischulden zur La.st falle, indem sie gegen 
das selbständige Zuschlagen der Tür nicht Abhilfe geschaffen habe. 
Dieser Anschauung vermajr das Hevisionsgericht nicht beizutreten. 
Laut des (lutachtens des Sachveiständifren j>t('lit das selbständige 
Schliessen der Tiir mit den besiehenden ^'ol•SL•h^i^ten nicht im Wider- 
spjui lu? und ist eine piaktisrh unveimeidliclie Erscheinung. Laut des- 
selben Gutachtens bestriit tiir das ganze Personal bezüglich der Waggons, 
welche mit Stirnplaleaus versehen sind, auf welche die Wagentüren 
ausmünden, keine Verpflichtung zum Oeffnen der Waggontttren. Ins- 
besondere besteht keine Verpflichtung des Zugbegleitungspersonales znra 
Fixieren der Tären in ganz geOlAietem Zustande. Die Bahnverwaltung 
haftet bloss für die Einhaltung der bestehenden Vorachriften. Es ist 
ftbrigens. vollständig richtig, dass der aus dem selbsttätigen Zuschlagen 
entstehenden Gefahr dadurch begegnet werden könnte, dass auf jeder 
Plattform dnes jeden in Frage kommenden Waggons ein Zngsbegleiter 
postiert werden würde, welchei- die Tür entsprechend zu bedienen hätte. 
Dadurch würde zwar jede Gefahr beseitigt sein, aber der ganze Ver- 
k.(!hr aufhören müssen, weil das Ziii:>beyleitnng8personal so stark ver- 
mehrt werden müsste, dass die nahnunternehniunp' p:ezwnnfjeii wäre, 
den Betrieb wegen Unerschwiii^liClikeit der Ke;Lneaii.sla<ren einzustellen. 
Uebrigens hattet die Bahnvei waltung scli(»n deslialb nicht fiii- die Unterlas- 
sung einer solchen ^lassregel, weil letztei e nicht vorgeschrieben ist. Ange- 
sichts des Umstandes. da.ss ein Sellistverschulden der Klägerin festge- 
stellt ist, dass ein konkurrierendes Mitverschulden der Bahn nicht ver- 
mutet wird und auch nicht festgestellt erscheint, ist es unerheblich, zu 
untersuchen, ob die übrigen Voraussetznngen des § 1 des Haftpflicht- 
gesetzes zutreffen. Auf Grund des § 2 lit c musste die Klage jeden- 
falls abgewiesen werden. 



Nr. 152. Entseh. d«8 Deutschen lleichsgerlcllts. 

6. Zivilsenat. Vom 11. Juli 1007. 

# 254 BGB. g I RHaftpflG. Bei Uebersobreiten einer Straeeenbabn auf der öffeat- 
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HohM UoMrasM tot dto AmlMt lieht n btiMtaidM, dast w urtoiwd «• 8t- 
flferliahkait iM Batatolrtabt *m UnfiH VMurMMht tat 

Die Öffentliche Landstrasse steht auch anf dem mit den Geleisen 
einer Strassenbahn belegten Teile dem allgemeinen Fussgängerverkehr 
offen. Ein Fussgängei-, der dort geht, hat jedoch die Verpflichtung, in 
kurzen Zwischenräumen sich danach umzuschauen, ob nicht ein Strassen- 
bahnwagen herannaht. Unterliisst er dies und wird er infolgedessen 
von einem Strassenbahnwagen erfasst, so trifft ihn der Vorwurf eigenen 
Verschuldens. Es ist indes auch in solfheiii Falle die Aniialiiiie nicht 
zu beanstanden, dass vorwiegend die iTeliihrlichktMt (le> Strassen- 
bahnbetriebs, du die Mntoi wagen ziemlich geriluschlus iieraunahen, nicht 
auszuweichen vermögen und nicht in kurzer Zeit zum Stehen gebracht 
werden können, den Unfall verursacht hat. Dies gilt um so mehr, 
wenn die Betriebsgefahr dureh ein Versehnlden des MotorfUhrers noch 
erhobt worden ist, indem dieser die Strecke nicht mit der gehörigen 
Anfmerksamkeit ttberschaut, nnd infolgedessen den sich bereits seit ge- 
raumer Zeit in den Geleisen bewegenden Fn^sgftnger nicht wahrge- 
nommen hat. 



Nr.loS. Entseh. des Oostcrr. Obersten dertehtshofes. 

Vom 17. Juli 1907. 

lOesterr Kisenb -ViTonhi Hl .\\ (1907) Nr. 114 S -idO^.i 

Für Körperbescbädigungen, welche nicht auf die mit der Anwendung der Oampfkraft 
vertaniemn Oefskrea tai Verkehre elnr Eleeetalra lerflekzvfflbren eM, taflet Ae 
Eisenbahn nicht nach dem Haftpfliohtgesetze vom 5. März (869, RGBl. Nr. 27 (Ver- 
latimi elite Reieeaie« diroii Ausgleiten beim Austleiiei sie eiaen etiltttelMatfes 

Eisenbahnzuge). 

Das Revisionsgericht vermag sieh der Auffassung, dass eine Er- 
eignung im Verkehre im Sinne des Eisenbabu-Haftpfliclitgesetzes vor- 
liege, nicht anznschliessen, da das Beschmutzen eines Trittbrettes dnrch 
den Vomitns eines Passagiers auch bei einem gewöhnlichen Fuhrwerke 
denkbar ist nnd mit den dem Dampfbetriebe eigenen Gefahren nichts 
gemein bat. Denn nur die mit der Anwendung d^ Dampfkraft ver- 
bundenen Gefahren sind das Motiv für die Statnierung eines bahnamt- 
lichen Verschuldens im Falle einer Körperverletzung. Die Voraus- 
setzung ist daher, dass die Beschädigung mittelbar oder unmittelbar 
auf Anomalien des Betriebes zariick/ufi'ihren ist, welche sich bei An- 
wendung des Dampfes als bewegender Kraft ergeben. Von diesem Ge- 
sichtspunkte fällt die gesetzliche Präsumtion des Verschuldens der 
Bahnunternehimuig weg, und wäre es VerpHichtung des Klägers ge- 
wesen, ein solches nachzuweisen. Diesen Beweis hat Kevisionswerber 
nicht erbracht. Wenn die Verhältnisse des Staatsbahubetriebes in einer 
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GrosBsUdt berttekBichtigt werden, encheint es im Hinblicke auf die 
Massenbeförderung des Publiknms, die yielen rasch aafeinancter fulgenden 
' Haltestellen und den kurzen Anfeiitbalt in denselben ungerechtfertigt, 
zu verlangen, dass die Bahnuntemehmnug im gegebenen Falle bitte 
Vorsoi'ge treffen sollen, dass das Trittbrett des Stadtbahnwaggons so- 
fort nach seiner während der Fahrt eingetretenen ßeschmotzang wieder 
gereinigt werde. Hierin liefet somit keine widerrechtliche Unterlassang 
im Sinne des § 1294 A60B., weshalb die Klage mit Becht abge- 
wiesen wurde. 

Nr. 154. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerfehtshofes. 

Vom 23. Jnli 1907. 

(Oestorr Blsenb.-Verordo -Bl. XX (IWff'i Nr. 128 S. 8881.1 
Enteignung. Bei der Feststellung der tatsäcliliclien Verhältnisse behufs Ermittelung 
der Entschädiuangsieistung ist auch auf den Umstaad, daaa das enteignete Grundstück 

tai Baeverbsttwege dsr Bilm Ifogt, MtspreslMMl BsisiM ra aslMMlk. 
fieaiss §§ 24 und 25 des Sm. vm 18. Felrstr 1878. RSBL Nr. 30, sind die der- 
zeitigen tatsächlichen Verhältnisse, nicht bloss künftige MSgttchkeiten, wie Einbe- 
ziehung der zu enteignenden Grundstücice in einen noch nicht genehmigten und über- 
dies erst nach Jahren seine Wirksamiieit äussernden Regulierungsplan, für den Umfang 

der EilNMUi|Osg n a i t iet w i. 

Die enteigneten Parzellenteile sind derzeit noch Ackerboden 
und Wiesenrain. Bei Bestimmung der Entscbftdigiingsziffer wurde 
wesentlich die Eignung der Grundstücke als Holzlager- oder Bauplatz 
in Betracht gezogen. Da jedoch die enteigneten Objekte Yollst&ndig 

im Banverbotsrayon liegen, so erscheint deren Verwendung als Holz- 
iHgerplatz mit Rücksicht auf die Bestimmung des § 99 Abs. 2 der Eisen- 
bahn-Betriebsordnung vom 16. November 1851, RGBl. Nr. 1 ex 1852, 
wenn nicht ausgeschlossen , so doch mindestens in Zweifel gestellt. 
Das ploiche gilt beznglicli ihrer Verwendung als Bauplatz, da nach 
§ 18 der hierfür zunächst massgebenden Bauordnung für Kärnten vom 
13. März 1866, LGHl. Nr. 22, Neiil)auten in einer Entfernung von 
weniger als 9.5 ni vom Beieiclie der Halmkione einer Lukomotivbalin 
regelmässig nicht zu gestatten sind, wobei die politische Behörde eine 
Alffinahme von dieser Bestimmung bewilligen kann. Dass diese für die 
Bestimmung der Entschädigungssumme entscheidenden Umstände von 
den Sachyerständigen, wie dieses das Rekursgericht annimmt, berftck- 
sichtigt worden wären, liegt nicht vor, es innss Tielmehr das Gegenteil 
hiervon angenommen werden, nachdem das Gericht erster Instanz, das 
sich ohne weiteres dem Gutachten der Sachverständigen angeschlossen, 
hervorhebt, dass der Wert der enteigneten Flächen trotz ihrer Lage 
im Bauverbotsrayon dem Werte der übrig bleibenden Parzellenteile 
folgen muss, da ja auch bei einem Baugründe nicht alle Teile desselben 
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vei baut sein müssen. Diese Annahme ist in solcher Allgemeinheit ge- 
wiss unrichtig, und ergibt sich dieses schon aus dem Gutachten der 
SachventftDdigen, welche mit Rücksicht anf die nnnmehrige Ueber- 
tragmiK des Baaverbotsrayoos aaf die übriggebliebenen Grandteile eine 
Wertvennindening derselben annahmen. 

Hierbei blieb jedoch unbeachtet, dass die Lage im Banrerbots^ 
rayon aoch fttr die enteigneten GrondfUlchen eine Wertverminderang 
bedeutet, eine Unterlassun(>-, die nicht etwa durch den Hinweis auf das 
Wachstum der Stadt V. und auf die mögliche Einbeziehang der in Rede 
stehenden Grundstücke in den noch nicht genehmigten und über- 
dies erst nach Jahren seine Wirksamkeit äussernden Re- 
gulierungsplan behoben werden kann, weil nach den §§ 24 und 
25 des Gesetzes vom 18. Februar 1878, RGBl. Nr. HO, die derzeitigen 
tatsächlichen Verhältnisse, nicht blosse kiiiiltige Möglichkeiten, für 
den Umfang der Entschädigung massgebend erscheiueu. 



Kr. 15"). Entsch. des Deutselien Heiclissoriclits. 

6. Zivilsenat. Vom 1 ti. Se|)tember 1907. 

§ 2 HaftpflG. II 823, 254 BGB. Wer sich zur Rettung anderer selbst in Lebens- 
lefahr befibt, handelt nur dann ohne Versohulden, wenn er naob den Umständen des 
Fans SBSsksN« dsrffls, ssli VsriMlMii wsrdt vss ErfMf ssls. DIss Ist aber nIsM 
fssi gtondpankts kIMsr Usberlegung, sondern dsr NsIwsnAiksK shiH rssshss EM- 

Schlusses zu beurteilen. 

Das Beruf ungsereri cht führt ans : Bei der gegebenen Sachla<je habe 
für den Getöteten der Gedanke an die ihm selbst (holiende Lebens- 
gefahr zurücktreten müssen, und es könne ihm nicht der Vorwurf der 
Ausserachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt gemacht 
werden, wenn er im Interesse des Rettnngswerkes jede Rücksicht auf 
sich selbst abgewiesen habe. Der Revision kann zugegeben werden, 
dass dieser Satz, für sich allein betrachtet, das Bedenken hervor- 
rnft» dass, wer einem anderen das Leben za retten Tersocht, nicht auf 
Gefahr des haftpflichtigen Betriebsnntemehmers ohne jede Vorsicht 
nnd Ueberlegnng nnd ohne jede Aassicht anf Erfolg handeln darf. 
Wer sich selbst in Lebensgefahr begibt, am andere zn retten, bandelt 
Dar dann ohne Verschnlden, wenn ei* nach den Umstanden des Falles 
berechtigterweisc annehmen durfte, sein Vorhaben werde von Erfolg 
begleitet sein, und nur beim Vorliegen solcher Umstände kann von Er- 
füllung einer sittlichen Pflicht die Rede sein. Das Berufungsgericht 
hat indessen derartige Umstände, die nicht vom Standpunkt kühler 
Uebeilegung. sondern unter Berücksiclitigung der zu einem raschen Ent- 
schlüsse drängenden Aufregung zu beurteilen sind, festgestellt; es legt 
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dar, der Getötete habe dauiit rechnen dürfen, dass der Zugang zu dem 
Baam, in dem die gefälndeten Arbeiter lagen, allmählich durch den 
Hinzatritt atmosphärischer Luft ungefährlich geworden war, er habe 
annehmen diirfen, dass Hilfe, wenn sie unverzüglich gebracht werde, 
Aussiclit auf Erfolg habe, und es ist ihm auch darin beizustimmen, dass 
er nicht fahrlässig handelte, wenn er unter dieseu Umständen nicht erst 
auf die Herbeiscliaffuug des Rauchhelms wartete. Hiernach ist der ihm 
von der Beklagten gemachte Vorwurf, er habe tollkühn und ohne jede 
Ueberlegung gehandelt und sein Leben durchaus zwecklos in die Schanze 
geschlagen, unbegründet; in der durch die Sachlage gerechtfertigten 
Annahme, dm seine Hilfe Yoransslehtlieh von Erfolg begleitet sein 
werde, hat er zur Erfttllnng einer sittlichen Pflicht nnd im Interesse 
seiner Prinzipalin, der Beklagten, sich in Gefahr begeben. 



Nr. l'j«. Entsch. des Deutschen Reiehsaforichts. 
7. Zivilsenat. Vom 20. September 1907. 

i.lW Jahrg 3f» mii Nr. 20 S. 78il Ziff 34, i 

g 8 PretM. ERtfi. von il. Juni 1874. E« kann nicht aaerkannt werden, das«, wen« 
iw wlitllohe, dwroh «o SHIIthn led nmMm Vwrklltniws Mfif te V«rkMfüw«rt 
•ine« einzeliM, bMti«ntM firMdstioks ensittelt wtrtfM «olit lediglich dvroh aeoha» 

nische Halbteilung des Unterschiedes zwischen Grund- und 6ebäudewert einerseits 
und Ertragswert andererseits mit irgendwelcher Sicherheit der wlrkllebe Verfcaifswert 

gefunden werden könnte. 

Es ist nicht einzusehen, welche allgemeinen theoretischen Er- 
wägungen und Gründe die Richtigkeit dieses Ergebnisses fhr den einzel- 
nen Fall verbürgen soUtep. Ein allgemein gültiger Erfahmngssatz 
dieses Inhalts kann aber nicht bestehen, da die massgebenden Örtlichen 
ünd seitlichen Verhältnisse zn verschieden sind. Im allgemeinen ist 
unter den heutigen Verhältnissen der Verkanfswert nach Ifassgabe des 
Ertrs^swertes, jedoch nnter Berftcksichtignng etwaiger enispieehender 
Vergleicbskänfe oder der sonst festzu.«;te11enden Preise der in der be- 
trefiendcn Oertlichkeit belegenen gleichartigen Hansgrundstücke zu er- 
mitteln. Dabei ist in der Regel zu erfordern, dass die Feststellung 
des Ertragswertes in eingehender Weise erfol«:!, dass insbesondere die 
Abgaben, Lasten und l'nkosten nicht summarisch nach einer allge- 
meinen Schablone, sondern im einzelnen berechnet und dabei auf Alter 
und Beschaffenheit des Gebäudes und die daraus für die Ertragsbe- 
messung sich ergebenden Faktoren Rücksicht genommen wii'd. 
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Nr. 157. Eatseh. Devtsehen Seiehsgerichts. 

7. Zivilsenat. Vom 27. September 1907. 

iJW. Jahrg. S6 '1907) Nr. 20 S. 780 Ziff. 851 

§§ 8, II Preuss. EntG. vom II. Jini 1874. Ansprach des Mieters auf Ersatz aller 
8«Uilei «M der Enteignung. Dnr Rtoktor bat MllttiiMlii id prüfen, ob nnd iawid- 
mit dar Bdrap daraaHiad Ii dar EBtaiaauiiiarataaliidliaai für daa finmdstlait la< 

NirMTaa lat 

• 

Nach § 11 Enteignungsgeaetz vom 11. Januar 1874 hat der Kläger 
als Mieter £rsatz, iitid zwar ebenf^o. wie der enteignete Orundstficks- 
eigentQmer vollständigen Ersatz des Scliadens zu beanspruchen, den er 
durch die Enteignung erlitten bat. Bei der Bemessung des vScliadens 
sind alle vermögensreclitlichen Voitt-ile zu berücksichtigen, die ihm aus 
der mietweiseu Beiiutzniig des Grundstücks erwachsen waren und durch 
die Enteignung entzogen worden sind. Der Kläger hat dalier Anspruch 
nicht nur auf den Betrag, um den für die Zeit vom 1. Oktober 1901 
bis zam 1. April 1903 die zu zahlende Miete hinter dem ob- 
jektiven Mietwert des von ihm genatzten Ladens znrftckblieb, 
sondern darüber hinaas aaf Ersatz aller sonstigen SehMon« die 
ihm dadurch entStenden sind, dass er sein Geschäft nicht erst am 
1. April 1903} sondern schon am 1. Oktober 1901 ans dem enteigneten 
Gmndstttck verlogen mnsste. Dabei macht es keinen Unterschied, 
ob das Mietrecht des KIftgers dinglicher oder nnr persönlicher Art ist 

(RG. 29, 273) Der BernfttOgsrichter wird aber weiter zu prüfen 

haben, ob und inwieweit der zu ermittelnde Schadenbetrag in der na^h 
§ 8 Enteignungsgesetz für das enteignete Grundeigentum bestimmten 
Entschädigung begriffen ist. Diese Entschädigung, die durch den Be- 
schluss des Polizeipräsidiums auf 662929 Mark 50 Pf. festgesetzt 
worden ist, sollte freilich nach der Absicht dieser Behörde eine dem 
Kläger gebührende Kiilschatliguug nicht mit umfassen, denn nach der 
Meinung dieser Behörde standen dem Klager Ansprüche auf eine Ent- 
schädigung überhaupt nicht za. Der Beruf ungsrichter wird aber selb- 
stftndig zn prüfen haben, ob nicht die Begründung des Beschlusses er- 
gibt, dass in der dort festgesetzten Entechldigung der dem Kläger ge- 
btthrende Batrag ganz oder zam Teil enthalten ist. 



Nr. 158. Entseh. des Deiitseheii Retehsgeriehts. 

7. Zivilsenat. Vom 27. September 1907. 

i l'a-! Kccht Jabrg. XI (19071 Nr. 21 S. 13421 

§ 9 Preuss. EntG. vom II. Juni 1874. Das Uebernahmerecht ist vom Eigentümer zur 
Varaieidung des Verlustes zunächst bei der Enteignungsbehörde gemäss § 25 I.e. 

faltosd ZI awoita. 

Der Eigentümer mnss das ihm nach § 9 znstehende Becht, beim 
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Vorhandensein der dort bestimmten Voraussetzungen von dem üeber- 
nehmer zu verlangen, dass dieser das Restgrundstück ganz oder teil- 
weise übernehme, geuiHss § 25 a. a. 0. unbedingt zunächst vor der 
Enteignungsbehörde geltend machen. Hat er dies unterlassen, so hat 
er jenes Recht verloren und kann daher weder nat litriiglicli im Rechts- 
wege jenes Verlangen stellen, noch auch seine Unterlassung dadurch 
unschädlich machen , dass er, der Eigentümer, zu diesem Behufe die 
Einleitung eines neaen Enteigiiungsverfahrens beillgUeh des Restgrund- 
sttteks beantragt. 

Nr. 159. £nt8eh. des Bezirks&^orlehts für Handelssaehen in Wien. 

Vom 30. September 1 907. 

(AUg. Tar.-Anz. Jaiirg. XXVI {1901 f Nr. «3 S. 8^9.) 

Wenn dircb dt« Attslbiiig im iir EiMilmlia Mtor gewittM VoraiMetziiiei n- 
tttbtMtoi RmMm. «iaaa aniartii alt dM !■ FraaMbiitr« uos|«bMM TraMftriwaf 

zu benOtzen, die Sendung des Anspruches auf eine Refaktie verlustig wird, welche 
M 9«aiitzung des vorgeschriebenen Weges zustand, so Ist die Eisenbaha zur Er- 
stattung der hieraus resultierenden FrachtdifTerenz verpflichtet. 

Ans dem Fiachtbriefe Beilage A, der die Angabe „Bares transit" 
enthielt, musste der abfertigende Beamte in Essegg ersehen, dass Bares 
nicht die Bestimmungsstation fttr die Sendung sei, dass die Sendung 
vielmehr von Barfs ans werde weiterbefSrdert werden. Ans dem Um- 
stände ferner, dass die Sendang aas einem Oute besteht, fttr dessen 
Transport im Falle des Einlangens aof der Route Nasioe— Slatina eine 
Refaktie mit Publikation vom 7. Dezember 1905 eingerttumt wurde, im 
Znsammenhalte damit, dass es sieh gerade um dieses Out handelt ond 
dass gerade diese Route vom Absender vorgeschrieben war, musste der 
abfertigende Beamte in Essegg bei Anwendung auch nur der gewöhn- 
lichsten Aufmerksamkeit entnehmen, dass die Routenvorschrift vom Ab- 
sender wegen der zu erlangenden Refaktie beigesetzt wurde und dass 
bei Instradierung des Gutes iibei die kiinifrl. ungar. Staatsbahnen dem 
Absender die Refaktie verloren ut lie. Wrnn nun der abfertigende Be- 
amte trotzdem die Instradiei un^;; des (4utes über die königl. ungar. 
Staatsbahnen vorgcnonmicii liat, s(» stellt sich dies als grobes Ver- 
schulden eines Bahuurgans dar, für das die Bahn aufzukommen hat. 
Allein selbst wenn ein grobes Verschulden der Bahn nicht angenommen 
Wirde, wttrde dies an der Saeh-^ and Rechtslage nichts ändern. Es 
darf nicht Qbersehen werden, dsss der Absender den Transportweg an- 
gegeben bat and dass die Eisenbahn daher nur nnter den im § 61 1 
Z. 1—3 BetrRgl. bezeicbDeten Voraossetzangen berechtigt war, für die 
Beförderang der Sendang einen anderen als den yorgesehriebenen Weg 
sa benfltsen. Von diesen Voranssetsangen liegt nan die aoter Z. 8 be- 
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sseichiiete weht vor, <la durch libereinstiramendos Paiteivorbringen fest- 
gestellt, dass die Fracht auf der Liuie der königl. angar. Staatsbahnen 
eine höhere ist, als die Fracht aaf der Bottle Masice — Slatina abzüglich 
der Refaktie. 



. Är. IGO. Klitsch, des Deutsehen Refehss:ericllts. 

3. Zivilsenat. Vom I.Oktober 1H07. 

f I BeamtFürsG. § I HaftpflG. Ein Betriebsunfall liegt nicht vor, wenn ein Lokt> 
Mtlvfflhrer ««»serhalb des Dienstes auf eine im Masdiinensohuppen stiiisteiiendt 
HaaefelM nr ErtMdNM wumm Witter* fir ttlitR ptrtItallelNi Marf tttigt uid 
fetta N«rttoltl|tt in Fall ktamtp that data Iriaatfwtieha Eilt itbttta war. 

Der Kläger hatte am Morgen des 1 1. Oktober 1905 den Personen- 
zug 306 von Landsberg a. W. nach dem Bahnhofe Grunewald gefahren, 
wo er 9*" vormittags eingetroffen war. Auf dem Bahnhofe Grunewald 
hatte er bis 1^^ abends Ruhepause, zu welcher Zeit er den Zug 303 
nacli Landsberg zurückzufaliren halte. Die Maschine des Zuges 806 
wurde in den Maschinenschuiipen eingestellt. Am Nachmittag begab 
sich der Kläger, der inzwischen zu Mitlag gegessen hatte und einige 
Zeit spazieren gegangen war, wieder in den Maschinenschuppen, um 
sein Bettzeug von seiner Maschine zu holen. Dabei bestieg er, in der 
Absicht, warmes Wasser zum Guigelu für sich zu eutoehmen, eine neben 
Milier Masebine im Schoppen atefaende andere Masehine nnd kam beim 
Herabsteigen von ihr dadurch zu Fall, dass er irrtOmlich annahm, diese 
Haschine habe ebenso wie die seinige zwei Stufen, während sie deren 
drei hatte. Die dnrch den Fall herrorgeinfene Verletzung hatte die 
Dienstnnffthigkeit zur Folge. Bei dieser Sachlage kann der dem Klftger 
zogestossene Unfall nicht als ein „Betriebsunfaill* gelten. Damit, ein 
solcher vorliege, wird neben dem zeitlichen nnd örtlichen Zusammen- 
hange auch ein nrsiu hlicher Zusammenhang zwischen dem Betriebe und 
dem Unfälle erfordert (RG. 52, 77). An dem letzteren fehlt es hier. 
Der Kläger ist nicht bei der Beförderungstätigkeit der Eisenbahn, also 
dem eigentliclieii Ei.senbahnbetriebe, vei ungliickt . sojulern bei einer 
Tätigkeit, die nur im mittelbaren ZusauimeniiHuge mit dem Betriebe 
stand und von ihm nur zufällig auf einer Maschine vorgenommen wurde, 
während sie sonst normalerweise in dem auf dem Bahnhofe vorhandenen 
Wasch- und Schlafraume auszuführen war. Ein Unfall, der bei solcher 
Tätigkeit eintritt, kann aber nur dann als Betriebsnnfall angesehen 
werden, wenn der Vemnglflckte den besonderen Betriebsgefahren zum 
Opfer gefallen ist, wenn die Umstände, unter denen sich der Unfall er- 
eignete, eine Erhfthung des in der allgemeinen Lebensführung liegenden 
Unfallrisikos heryorbrachten, den Vemngttickten als im Gefahrenbe- 
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reiche des Betriebs befindlich eischeitien lassen. Einer solchen Be- 
triebsgetahr ist der Kläger nicht erlegen, als er von der im Maschineo- 
schuppen stehenden .Maschine, ohne dass irgendeine Eile geboten war, 
herabstieg, sondern einer vom Uofalirisiko des gewühnlicheD Lebens 
nicht verschiedenen Gefahr, die mit dem Herabsteigen von einem er- 
höhten Standpunkte, mittels Stufen jedesmal verbiinden ist, wenn der 
Herabsteigende sich in der Zahl der Stufen irrt und infolge dieses Irr- 
tums fehl tritt 

>ir. ICl. Klitsch, des Deutseheii Keichs^erichts. 
7. Zivilsenat. Vom 1. Oktober 1907. 

(J W. JtLttg' U (IM?) Nr. » 8. nt ZUt SB.) 

§§ 8, 9 PresM. EslS. vtn II. Jtsl 1874. ZwIbsIim tfm Ertr«|t- (Mmweht-) warls 

URd dem Tausch- (Verkaufs-) werte Grundstücks besteht kein Gegensatz. Tritt 
•in solcher bei der Schätzung hervor, so ist die Annahme begründet, dass eine vta 
beiden Schätzungen nicht zuverlässig ist, und die nochmalige Prüfung geboten. 

Die Ertragstaxe bcnilit im wesentlichen auf fiktiver Grundlage, 
auf Konibiiiatiunen, die naturgeniass nicht den .Anspruch ununistüss- 
licher Richtigkeit erheben können. Ihre sorgfältige Nachprüfung iat 
jedenfalls dann nicht m umgehen, wenn ihr Ergebnis sich mit einer 
unstreitigen Tatsache in einen nicht ohne weiteres zu losenden Wider- 
spruch setzt, wenn also die Wirklichkeit der blossen Berechnung gegen- 
ttbertritt und die Vermutung eines Fehlers in der letzteren wadi werden 
muss. Zahlt ein Käufer einen Preis, der betrAchtlich hinter dem ge- 
schätzten Gebrauchswerte znräckbleibt, ohne dass besondere Umstände 
für eine solche Differenz erkennbar sind, so liegt die Annahme nahe, 
dass der Gebrauchswert zu hoch p:egriffen ist, und dass der Nutzen, der 
in erster Linie den Preis bestimmt, geringer, als berechnet, sein wird. 
Gerade bei der Ertragsberechnun», die nicht von gegebenen Faktoren 
ausgeht, sondeiii .sich auf die grösstmögliche Ausiiutznii'^sfäliigkeit des 
Grundstlicks griiiidel, ist die grösste Vorsicht gcbuteii, damit nicht eine 
Eiitschadigtingssumnie dem Enteigneten zugebilligt wiid, die in keiiicni 
Verhältnis zu dem wahren Werte des (Trundstücks steht und den bei einem 
freihändigen Verkauf unter günstigen V'erhältuissen zu erzielenden Preis 
weit ttbersteigt. ___ 

Nr. £ntsch. des Obcrlandestrerfehts Uambug. 

Vom 2. Oktober 1907. 

DoH Rc. lit Jahrg. XI (I907i Nr. s 1337 ZIff i 

Art. 12, 16, 17 lUe. §§ 61, 67 EisenbVerkO. Gegen die Forderung der Eisenbahn auf 
NaehisMiii eiser vertdMStlloii Si itedrig ItrsebietsQ FraoM iarf ier Esipfisfir 
dis Iba irisrast eststasdeBSs SslMtfss sisht sifflraolUMM. 

Ist bei einer unfrankierten Sendung seitens der Bahnverwaltung 



Digitized by Google 



BDtsch. des Uentschen BeldwKuIcihts vorii 14. Oktober 1907. 



186 



versehentlich ein zu niedriger Frachtsatz in ihm Fraclitbriel vermerkt 
worden, so kann die BahnverwaUuiig sowohl nach der deutschen 
EisenbVerkO. vom 28. Oktober 1899, welche gemäss § 454 HGB. den 
Charakter «iser Beehtsordnmig hat, als auch nach dem lotemation&len 
Bemer Uehereinkommen (vgl. Art. 11) Nachzahlung der fehlenden Fracht 
Yon dem Empfänger verlangen, der das Gnt angenommen nnd den im 
Frachtbrief angegebenen Sata bezahlt hat (vgl. §§ 61, 67 VerkO.; 
Art 12, 16, 17 Intemat-Uebereink.). Der Empf&nger ist nicht berechtigt, 
gegen diesen Ansprach mit dem ihm aus der falschen Frachtberech- 
nnng erwachsenen Schaden anfzarechnen. Der Empfänger könnte einen 
solchen Gegenanspruch nur auf ausserkcnitraktliches Verschulden der 
Bahn .stützen, und eine derartige Begründung versagt, weil durch dieses 
Vei'schulden nur das Vermögen des Empfängers, nicht aber eins der in 
§823 BGB. bezeichneten Guter verletzt i^^. 



Nr. 163. Entaeh. des Deatscken Beidisgerlelits. 
6. Zivilsenat. Vom 14. Oktober 1907. 

I JW. Jahrg. 36 {1907( Nr. 90 S. 7J7 Ziff. 80.) 
§ I HaftpflG. ^ 140 GewUVG. Haftpflichtiger Betriebsunternehmer ist während der 
Herstellang von Eisenbabnbauten nicht die Eisenbahn, sondern die Baagesellschaft, 
«rasa Istittrt die Kestan ies Baingsbttrtals trägt aiMI Usr dlMw verfiigungs- 

bwnohtlit Ist 

Ein Eisenbahnbetrieb geht anf Bechnnng dessen, der die Ausgaben 
für den Betrieb bestreitet nnd die Eännahmen daraus bezieht. Unmittel- 
bare Einnahmen wirft der Betrieb von Arbeitszügen nicht ab. Hier 
fragt sich daher, wer die Kosten für den Bauzugshetrieb bezahlt hat. 
Nach § 4 der Bedingungen hatte die Eisenbahnbaugesellschaft, falls ihr 
von der Beklagten ArbeitszOge gestellt wurden, die Kosten der Züge 
zu tragen. Aus dem Wortlaut ergibt sich nichts anderes, als dass die 
Beklagte der Baugesellschaft Arbeitszlige , das sind Lokomotive und 
Wagen, zur Verfügung stellte, und dass die (lesellschalt die Be- 
triebsk(Tsteu zu tragen hatte, geradeso, wie wenn sie ihre eigenen in 
erster Linie zu benlitzenden Hahumeister- oder Rollwagen verwendet 
hätte. Das Berufungsgericht gibt denn auch einwandfrei der Bestim- 
mnng die Auslegung, dass die Baugesellschaft alle Kosten des Banzngs- 
betriebs zn tragen hatte. Hatte diese mittels der ArbeitszQge die Ober- 
banmaterialien vom Lagerplatz zur Verwendnngsstelle zu befördern, so 
ergibt sich ans der Natnr der Sache, dass sie anch die verfAgnngs- 
berechtigten Herrin des Banzngsbetriebs war: Denn nnr die Baaanter- 
nehmerin konnte beorteilen, wann, wo und welche Materialien gebraucht 
wurden, von welchem Lager sie abgeholt, in welcher Menge sie ver- 

■8«r, SliMMianobtJtoko KntMliaMmgia XXIT. 18 
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wendet werden sollten. Dei- Betrieb der Bauzüge musste daher not- 
wendig ihrer Leitung und Weisung unterstehen. Durch die Befognis 
der Beklagten, Veikebrsvorschrifteii allgemeiner Natur zu erlassen, hat 
die selbständige Verfügungsmacht der Bauunternclimei in über die Aus- 
führung des Betriebs der ArbeitszQge keinen Eintrag erlitten. 



Nr. 1S4. Entseh. des l^ntschen Retehsgertchts. 

6. Zivilsenat. Vom 17. Oktober 1907. 

(JW. .Tahrß 96 (1907) Nr 20 S "lO Ziff. 18 ) 

8§ I, 3 HaftpflG. § 844 B6B. Solangs nioiit fettgestellt Ist, daM da» grotojibrlge 
Klad dH GatitttM 21« StAtlnitariMlIa auMtnlMHle Iii, kawi atolit mit Rmt!», 
Midm rar raf FwttMtedo der NaftyllleM dea Uatarneluiere fir dea Fall das Eto- 
trltte dieser Vorauseetzung geklagt werden. 

Sowob] nacb dem HaftpflG. wie nach § 844 BGB. ist der Beklagte 
nur insoweit zum Schadenersatz verpflichtet, als der Getötete während 
der mutmasslichen Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts 
gesetzlich verpflichtet gewesen sein würde, und die gesetzliche Pflicht 
besteht nur, wenn das grossjährige Kind ansserstande ist. sich selbst 
zu unterhalteu. Öuhinge nicht festgestellt ist, dass dieser Fall vorliegt, 
besteht nur die Möglichkeit, dass der Getötete kraft Gesetzes unter- 
haltspflichtig werden konnte, und es kann dann nicht die Verurteilung 
zur Zahlung einer den Unterhalt ersetzenden Rente, sondern nur die 
Feststellung gefordert werden, dass, im Falle die erwähnte gesetsliche 
Voraussetzung spater eintreten sollte, die Ersatzpflieht des Beklagten 
besteht. Demnach musste das Bernftingsnrtdl aufgehoben werden, in- 
soweit es den Leistungsanspmch fOr dem Grunde nach gerechtfertigt 
erU&rt hat 
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7. 

Die hoheltsreehtlfelie Stellung der Chrenzstaaten gegenflto Inter- 
BAttonalen Bahnniiteniehinvngeii. 
Von Dr. PmI Ktpp 

in Bromberg. 

Jedem eoaverftBen Staate stebt kraft seiner Territorialhoheit die ans dem 
Begriffe des VSlkerr^chto fliesBende B^tignia za, nnbeichrSiikt und ungestört 
innerhalb seines Gebietes schalten ond walten an dttrfen. Alle Personen, die 

in seinem Gebiete weilen (von den Ausnahmen, wie den Exterritorialen ete. 
ahtresehen), alle (Jesdu'linisse , die sich in seinen Grenzen ereignen, unter- 
wirft vY mit reclitlitli-absoluter Wirkung seiner staatlichen Willensgewalt. 

Diese selbstverständliche völkerrechtliche Voraassetznng jedes interstaat- 
lichen Lebens wird in den internationalen Eisenbahnvertragen aosdrücklich her- 
vorgehoben als grundlegendes Prinzip fttr die Segetnng des Komplexes von Be- 
niehnngen, die sieb bd nnd ans der Yerbindang der läsenbabnnetse sonveriner 
Staaten ergeben. So hcisst es in dem öf^terreichlsch-italienischen Vertrage 
vom 2. Oktober 1879, betr. Tarvis-Udine : La pleine souverainete est exprcs- 
säment r^servee au Gouvernement du territoire. ,snr leqnel la gare internati- 
onale et la section entre cette gare et la fruiitiere sont sita^es. 

Jenem generalen Prinzipe entfliessMi alle weiteren Rechte nnd Befug- 
nisse der staatlichen Macht Aus der Orondtatsaehe der Innehabnng der 
sonTerinen Gewalt in einem bestimmten Gebiete ergibt sich nicht nor, welche 
Bestimmnngen im allgemeinen fQr Eon7:e.ssinniernng und BaaaosfBhmng — 
jenes Gebiet berührender - internationaler Kbenlialinen gelten, sondern auch 
welche Bestimmungen (und wie weit sie) für Betrieb und Verwaltung die Grenze 
benachbarter Staaten überschreitender Bahnlinien zur Anwendung kommen. 

I. Land es pol iz ei. 

Wie die Landeshoheit im allfremeinen, su verbleiben, bezüi,'! der resp. 
Teilstrecken internationaler Grenzbahnen, einer jeden der kontrahierenden Re- 
gierungen auch alle einzelnen, ans dem Begriffe der Souveränität logisch not- 
wendig fliessenden qieziellen hoheitlichen Befugnisse. Es wird fast in allen 
BisenbahnvertiAgen ansdrftcklich betont, dass die allgemeine Landespolizei 
(nnd zwar besonders die .Sielierheitspolizei*) einer jeden der beteiligten Re- 
gienmgen hinsichtlich der in ihrem Staat s^'ebiete liegenden Bahnteile verbleibe. 

Dieser Grundsatz bewährt sich auch gegenüber der (bei Vorhandensein 
zweier Wecliselstatiuneu : gegenseitig zugestandenen) Befugnis der betrieb- 
leitenden Ebenbahnverwaltungen, die Bahnpolizei im engeren Sinne auch auf 
der im jenseitigmi Staatsgebiete liegenden Teilstrecke der Grensbahn ansza- 

la* 
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ftben: In allen FäUen, in denen eolehe Angelegenheiten in Betracht konunen, 
die über den Berich der eigentlichen Bahnpolizei Uoanflgehen, haben die 

Bahii[polizei]beamten der Eisenbahnverwaltnngen die Landeepoliseiorgaae dea 
Territorialstaates um ihre Mitwirknnf? zu ersuohen. 

Gegenüber dieser Befugnis der Bahnverwaltnngen — ev. im fremden 
Staatsgebiete balinpolizeiiiche Funktionen anszutiben — erweist sich aber die 
laadedM^beitlidie Gewalt der Territorialregiernng vor allem darin all au- 
schlieesliche Quelle aller jener Ibchtbefagnisse, dass die betr. Beamten der 
Grenabahnverwaltnngen von den resp. LandesbehSrden vereidigt werden. 
BarSber heisst es im Verti-ap:e vom 2. Oktober t879 (Tarvis — üdine): Lea 
penonnes employ'ps sur Ics litjnes antrichiennes h poste fixe et avec des 
attribntions de police . qui ne Meraient pas sujcts de la Monarchie austro- 
hongroise, seront, pour l'exercice de leurs fuuctiona sur les chemius de fer 
engag^es an aioTW de la promeiae aolemielle par la nnin, par rantorit6 
chargte en Antriche de la snrveillanee des chemins de fer. 

Kit der allgemeinen Landespolizei steht den Begiernngen der beteiligten 
Grenzstaaten, je für die in ihrem Staatsgebiete liegende Teilstrecke, insbe- 
sondere die Bau- und W(>fxept>lizpi zu. Die polizeiliche Prüfunp: der Bau- 
projekte, sdwcit dieBelVien die Jlerstclliiiifr von Weircn, Brücken, rebere.'tneen. 
,Triften und Waääerzügen', ferner von Fluaskurrekiiuneu, Vurhutunlagen und 
IParallelwegen betreffen: — erfolgt demnadi ansnahmdos nadt Maaagabe 
der jeweiligen Landesges^e; ebenso verbleibt einer jeden Begiernng fBr ihr 
GeUet das Becht der Genehmigang bez&gl. der Herstellong nener Bahnanlagen 
(anch solcher Einrichtnngen, die nicht anmittelbar einem eisenbahntechnischen 
Zwecke dienen), ferner in Hinsicht auf Aendernngen hestehender Stationen 
(und ,VerIeguni; freier Strecken') sowie luziij^'l. der Zut'alirts\ve<re zu den 
Babuhüfe». In allen diesen Beziehungen liaben sich deshalb die bau- und be- 
triebnbrenden Eisenbahnverwaltnngen den Anordnnngen der mstibidigeii 
LandesbehSrden ohne weiteres an fügen. Insbesondere kann, fttr den FaO, 
dass kflnftigbin eine der beteiligten Staatsregiemngen, nm den BedSrfnissen 
eines wechselnden Verkehrs zn genügen, die Anlegang nener ,StÄats-, Krels- 
oiier Vizinalstrassf'Ti' . welche die projektierte (Irenzbahn kreuzen, anordnet 
oder frenehmiprt , die (lien Hau lizw. den Betrieb leitende) Ciesellschaft oder 
die von der jenseitigen »Staatsregierung ressortiereude Eisenbabnverwaltuug 
liiergegen keine Einsprache erheben; es gilt jedoch als Intemational-eiseiilMüin- 
rechtlidies Axiom, dass in solchen Fftllen seitens der anordnenden (Territorial-) 
Hcgicrnng alle irgend erforderlichen Massregeln zu treffen seien, damit durch 
derartige Anlagen weder der Betrieb der Bahn gestört werde, noch der be- 
triflifiilirenden Verwaltung ein anderer Aufwand oder weitere Lasten daraus 
entjitehen, als die für die Bewachung der neuen Lebergänge. 

II. GefUllsrecht. 
Nilclist dem Kerlito <!er laiidespolizeilichen Aufsicht über Betiieli iiud 
Verwaltung interuatiunuler Verbindungsbalineu tliesst, aus dem Li ruudprinzip 
der Sonveränetät. den von der Grenzbalin berührten Staaten das „Qefftllsrecht'' 
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m: jador Staat hat kraft sainar laadaaholieitliehan Gawalt dla fiaftigiilB, dia 
in Tarritoriam entfaUenden Tailstreckan intamationaler BahnUnien dar 
Saataaanuig nach Maesgabe seiner Landesgesetze zu unterziehen. 

Fast allgemein üblich war in der früliostpu Zfit der pisfiibalinrcclifliclipn 
Ent\N ickclung; die Erhebung der Bop-. .I)urrligan<.'sabtjalie' . mit welcher die 
auf den (irenzbabnen .transitierenden' (iiiter belegt wurden. Allerdings suchte 
aaii aia nOglialist wenig ▼arkahnbanuMnd au gaitalten: So arklftrten, bezttgl. 
dar Bahn KagdabnrgC — BramiBdiwaig — Haimovar) — Mindan, dia drai Kontra- 
henten des Vertrages vom 10. April 1841 (Prenssen, Haonovar nnd Braun- 
schweig), zum Zwec ke der I?elebnng des Waren-Durchgangsverkehrs eine Ver 
einbarung anstreben zu Wdllen, nm die Durchgaiijrsabtrabeii „jrefren«eltip:' zu 
ermässiffen. — AUuialilich dransf man alier zu der l eberzeuirun^^ dnrcli. dass 
solche Abgaben keineswegs der Förderung der wechselseitigen \'erkelu»be- 
ziahnngan za dianan geeignet wären. Später nahm man allgamain davon Ab- 
stand, darartige Dnrehgangsahgaben an erheben. 

Bezüglich der wichtigara» ,6mndstener' ist hervorzuheben, dass für die 
Entwickelnng difst i Be.steuerungsart in Hinsicht auf die Gestaltung des inter- 
nationalen Eisenbaliiiwpspiis (weniffstens der mittelenroprtischen Staaten) die 
ältere preussisthe tTesetztrelmnf; von EiuHuss srcwpsrii ist. Nach § 4 (Zift\ d) 
des Gesetzes ^betr. die auderweite Regelang der Grundsteuer" vom 21. Mai 
1861 waren die Schienenwege (d. h. die BahnkSrper mit ilireni nntrainbaran 
Zobahftr) dar FriTateiaenbahnen in Pranaaen von dar Entriditmig der Omnd- 
steuer l)efreit'). Dieser Grundsatz fand im interstaatlichen Verkehre vielfach 
Anwendung. Su wurde im Vertrage vom 3. März 1H().") (Prenssen — ^Württem- 
berg) festgisetzt. dass ^mindestens die Schienenwppi' " ih r von der wiirttem- 
berpischen Kegierung im preussischeu Staate gebauten Hahnen von der Grund- 
steuer frei sein sollten, — während in V. vom 11, Juni 1875 die Kegierung 
von Anhalt dar pransalachan Regierung gegenflbar erldärta, dasa dia aeitana 
des prenaa. Staates von Berlin nach Wetzlar an arbananda Bahn, dia durch 
anhaltiachea Gebiet geführt werden sollte, «mit allem ZnbahSr' von dar Gmnd- 
staner frei sein wird. 

Allerdings findet sich, da nicht alle europäischen Staaten dem erwähnten 

« 

Grundsatze der preussisdien Gesetzgebung beigetreten sind, hinsichtlich der 
Heranziehaug internationaler Eisenbahnauternehmungen zur Ornndsteaer nicht 
selten anch die entgegengesetzte Uebnng: So vereinbarten Prenssen nnd Oester- 
reich im Vertrage vom 83. Febmar 1861 betr. Nanbemn— Oswiaczim, dass 

von den österreichischen Teilstrecken dei- dort in Rede stehenden Lokal- 
(^renzbahnen, in Rücksicht auf ihre ireringe L.Inge und ilire l iiselbständigkeit, 
keine Abgaben zur Erhebung gelangen werden; ,niit Ausnahme der Grund- 
steuer". — In den Fällen der letztgenannten Art kommen somit die Steuern 
zor Erhebung, die sich „für die za den Bahnen verwendeten Immobilien ohne 
Bfleksidit anf diese Vanrandnng" beraehnan. 

Dia wiehtigsta Kategorie der zur Brhabnng gelaagendan Abgaben ist dia 

') Eüi da« jeUige preusii. Recht vgl. Übrigens das (ieaetz vom 14. Juli 1893. 

I 
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(rechüidi als Oewarbesteaer in qvalillsiereiide) ,Ss«iitw]iiialigal>e*, mit der die 

Eisenbahnen als reine ErwerbB-ünteniehmnngen von je belastet worden sind 
Bei der Foststellnng der von den einzelnen Teilstrocken einer Grenzbahn 
liiernacli zu erliebfinden Stener wird entweder der anf den Bau der betr. 
Grenzstrecke verwendete Teil des Gesamtanlagekapitals. oder die „nach dem 
Verhältnis der Streckenlängen ermittelte Quote der aas dem Betriebe sich er> 
gebenden SelneimiahiDe' als steverpfllditiger Beinertrag mgnmde gelegt. 

m. Oeriehtilioheit. 

Jedem an einer internationalen Bahn beteiligten Staate eteht sehUenlidi 
bezUglieh der in adnem Territorlmn liegenden Teilstrecke die ydle Ansfibnag 

der Geriehtshoheit zu. Das negative Moment, dass ihm diese Befugnis eben 
nur innerhalb seiner Staatsgrenzen gebührt, hebt besonders der französisch- 
spanische Vertrag vom 20. Juli 1882. betr. Tarrag^na— Harreldiia, mit Nach- 
druck hervor: La comp^tence des tribunaux, si leur interveutiou e^t u^cea- 
eaire par nn aoddent oa par tont antra d\r6nem«it, anra ponr Umite 1* ftw^ 
titoe dea denx £tat8. 

Damit ist das Prinzip gegeben für die Entscheidung der wichtigen Frage, 
welche Gerichte kompetent seien für die rechtliche Beurteilung von Ansprüchen 
ans Schadenszufügnncen. die bei Ausführnng der Bauarbeiten ^) oder ira Be- 
triebe internationaler ürrnzbahnen erfolgt sin<i: über derartige Entsdmdigungs- 
ansprüche entscheiden, wenn die Schadenszutiigung sich im diesseitigen Staats- 
gebiete ereignete, stets die natibidigen diesseitigen LandeabehOrden*). — Es 
ist hierbd gleiebgtütig, ob eine PriTa^^sellsohaft oder der BIsenbahnllslnis 
(dea diesseitigen oder des Nachbantaates) die Grenzbahn betreibt» durch deren 
Betrieb der Schaden entstand; denn der Staat ist „liberall da, wo er eine 
wesentlich privatrechtliclie Tiitiirkeit betreibt und spe/iell: wo er Eisenbahnen 
eiploitiert, ein Keclitssubjckt des allj^enieinen bürfreriiehen Rechts" (Meili, 
Holtz. Handb. III S. 403. — Vgl. übrigens § 4 des EG. zui- deutschen ZPO.). 

Es gilt deshalb anch Im intwnatimialMi Bisenbahnrecfat dar Grundsatz, 
dass ein durch die Ausfibung eines staatlich geloteten läsenbahnbetriebes an 
seinem Edrper oder*YermSgen geschidlgter Pri^atsumn . . . pourrait citer 



*) Für das prcn.ss, Recht vgl. die (tesetze vom 30. Mai 18.53 und vom 16. März 1867. 

*) Vgl. Vertrag zwischen Freussen und Oldenburg vom IB Februar 1864: Die 
prenss. Reg. bat für alle den Anliegern erwacliseaden Schäden zu haften, .für die nach 
allgemeinen OrnndaftlMn Jeder PriTSteigeatflner den BeteUigtea Ersats so leisten bfttte*. 

') Es sei bemerkt, dasH auch im interuationalen Eisenbahnrecbt (dem zivilrecht- 
lichen Prinzip der Haftung des Unternehmers für seine Angestellten entsprechend) 
der Urundsatz gilt von der Haftung der eine Qrenzbakn exploitierenden Verwaltung 
fttr dss Tendiulden ihrer Beamten; er indet seinen Ausdraok s. B. im serUs^ 
tflrkiscben Vertrage vom 4. Juni 1887, m der priaisen Formnlierang des Art 18: 
Les avaries et <1A^'äts rt^-^iiltant de» fautes cotnmises par le personnel de l'nne des deus 
ndiiiitiistratiuii:^ (laiiK ia .s(aii<iiifrouii6rc de l'autre .... seront Supportes par radmini- 
atratiuns dont retö?e ce persouuel. 
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en Jastiee VttaA eomne ciTttement respoBBable des futes des fonctioniuüres 
prfposÖB par tai ä Fexploitation de U voie (PMeal Fiore, bei Heili S. 364). 

Dieses Prinzip ist als völkerrechtlich all^^emein anerkannt anzusehen and 
findet regelmässig in den Texten internationaler Eisenbahn vertrajjs-Instrnmente 
seinen formalen Ausdruck, sowie innerhaUi des (aus dem weclisclseitigen Grenz- 
eisenbalinverkehr entstehenden) Komplexes von Beziehungen der Nachbar- 
stMten: konkrete, tataftchlich-rechtUche Anwendung. In dem Vertrage vom 
10. April 1841, betr. Magdebur^Bnumseliweig, erUIrto die bramuebweigisebe 
Bogtemif, welche «nf Gnmd der Yerdabanmgeii dieses Vertrages dm Betrieb 
auf der Orenzbahn Oschersleben — Wolfenbflttel leiten sollte, der prenssischen 
Re^'iernnc: gegenüb»^r sich damit oinvorstanden . dass die iiirerseits (von der 
braunscinv. Refripinnfr) in Osrheisleben zu licstellonde Eisenbabnverwaltnng 
gWegen aller Entschädigangsan.sprüche, welche auä Anlass der Eiäeubahnan- 
lage Mf prenaaischem Gebiete oder des Betriebes auf derselben gegen sie er- 
hoben werden möchten, der Entseheldnng d«r kompetenten Edniglich Prensa. 
Getielitshfife naeh dra Etaiglieb Prensafschen Oesetaen sich m vnterwerfen 
habe '\ und dass die gegen die vorgedachte Eisenbahnverwaltung in Vertre- 
tung der Herzoglieli Hi annsdiweigischen Regierong erjrebenden Entscheidungen 
ihrerseits als verbiiidli( Ii anzuerkennen seien". — In ergünzender Weise be- 
stimmt Alt. 8 de» deutsch-üsterreichischen Vertrages vom 2. März 1877, betr. 
Altwnasw— Friedlamd— -Ghotaen: Diejenigen Entscbftdigungsansprfiche, welche 
Ton Untertanen der Wen der kontrahierenden Begiernngen gegen die dem 
üntertananyerbande d«r anderen aagehSrende BahnTorwaltong erhoben werden, 
Unternien der Gerichtsbarkeit und den Gesetzen des Staates, in welchem die 
Schadenszufögung stattgefunden bat : „sofern dieselbe bei dem Bahnbe- 
triebe veranlasst ist und der Entschädigungsanspruch nicht aus einem mit 
der betriebführendeu Bahnverwaltung (oder einer der übrigen an dem Trans- 
port beteiligten Bahnen) abgeschloaaenen Fradftgesehftft hergeleitet wird* 

Dieser ansschliesslichen hoheitsrechtlichen BeAignis des Territorialstaates 
gdit allerdings die ihm obliegende TÖlkerrechtlldie Verpflichtang parallel, den 
gegen die Grenzbabnverwaltnng Baeht snchcndon Staatsfremden sowie der 
jenseitigen (ev. Staat s-^Eisenbahnverwaltung, wtlehe eegen die diesseitiere Ver- 
waltung Klage führt, rechtliches Gehör zu trehen. d. b. jenen die «persona 
stand! in judicio' (Lammasch S. 348) zu gewähren^). 

•) Vgl. Vertrag vom 27. Februar 1882 zwischen Frankreich und der Schweiz. 
Die betriebführende Verwaltung hat in Frankreich wie in der Schweiz einen Spezial- 
vertreter zu bestellen und Domizil zu nehmen: cette ^lection de domicile eutrainera 
eeupMeaee jodidaire. 

") . . . dann käme nämlich das foiam eontraetos in Frage, d. h. das Gericht des 
Ortes, an welchem der Sitz der Verwaltung begröndet wurde; denn die Verwaltung ist 
Schnlduerin — aus dem Frachtvertrage — in der Richtung auf ordnnngsmässige Aus- 
fBhrong der Frachtbesorgung . . vgl. Art. 27 des internationalen üeberdDkonmens Uber 
ta Hsaabaha-Flradrtveifcehr vom 14. Oktober 1890. 

'j Ein ebenfalls allgemein anerkannfer Sats dee Völkerrechte ist es, Anas bei 
dinglifiben Klagen die tterichte des Staates der belegenen Sache aostttodig sind (vgl. 
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Dm gleiche wie hliiridiilich der gerichflidieD Eatacheiäiuig siyflreeht' 
Udler Aneprüdie gilt andi besfiglich der Benrteilniig strafreditlidier Tatbe- 
stibide und bezQgl. des Rechtes auf Verarteilang der betr. kriminellen Indi- 
vidnen: Die gerichtshoheitlichen Befngrnisse verbleiben auch nach dieser Rich- 
tung dem Territorialstaat und seuien kompetenten Org-anen Tin preussisch- 
brannschweipisclien \'ertra2'e vom 10. April 184 1 . betr. Magdeburj?— Braun.schweier. 
wurde vereinbart, das» ;,alle innerhalb des prenssischen Gebietes vorkommenden, 
die Behnanlage oder den Betrieb auf der fiahn betr. Polisei- imd Erininal- 
Tergehen* den prensBleclien Behörden aar üntersnolrnng and Bestaratang anin- 
aeigen nnd nach den preuss. Gesetzen zu beurteilen seien. 

Da es im Interesse beider Grenzstaaten lie^'t, da.ss den Ver^'ehen nnd 
Verbrcclien, welche auf der im Staat-s-iebiete des » inen Kontrahenten belefrenen 
Teilstrecke dei- (iieiizbahu btiraiif^en worden sind, eine anfreraessene straf- 
rechtliche Siihne folge so statuieren die Staatsregierungen, um ,die aus 
der Territoriallioheit der Staaten sieh ergebenden Schranlcea fBr die Titigkdt 
der Stral^echtepflege dersdben ... an besdtigen (Lamnaieh S. 474), neben 
oder an Stelle der erwähnten, ans der souveränen Staatsfrewalt fliessenden 
Strafbefnp^nis nicht selten eine völkerrechtlich bindende Verpflichtnnpr. Die 
kontrahierenden Tfeprierunfren sagen sich gegenseitic: ^die den bestellenden 
Gesetzen entsprechende, von den kompetenten Behörden zu bewirkende Unter- 
suchung nnd Bestrafung der Polizei- nnd Kriminalvergelien zu, welche die 
Anlage dieser Bahnstredum nnd den Transport anf densdben betreffisn nnd 
Von ihren resp. Untertanen im Gebiete des anderen Staates werden begangen 
werden" (Vertr. vom 27. Dezember 1874 zwischen Preussen und Hessen, 
betr. Berlin - Wet/Iar). — Betindet sich der Täter nicht mehr in dem Macht- 
bereiche des verletzten Staates, «iondern etwa im 'rerritoriiini des Nachbar- 
staates, so wäre ein über jenen cr<ran}renes Urteil von imaginärem Werte, 
tatsächlich jedenfalls kraftlos. Um dieses wenig w&nschenswerte Ergebnis 
lowdt als mUglich an vermdden, sidiem deh die Kontralienten gegensdtige 
«VoHstredamg der Straf erkeontnisse* (Vertr. Tom 24. Jnli 1848 awisdien 
Preussen und Sachsen, betr. Breslau — Dresden) 7.n'\ insbesondere der , voll- 
streckbaren Strafverfiipunjren" . welche die l'olizeibehörden des ei-snchenden 
Staates .wetren ZnwiderhandlunKen treireii polizeiliclie, anf die Balmaniage und 
den Bahnbetrieb Bezug habende Vorschriften' erlasfien sollten^). 

Zorn, YR. S. 51), — also auch in den Fällen, dsss die an dem Grentbetiiebe betdllgtea 

Staatsverwaltungen die rartpi^»!! sind 

') Es sei daran erinnert, dass die Eisenbahnen wegen ihrer hoben volkswirtsdiatt- 
liobsa nnd politischen Bsdeatnng vielfach einen erhöhten strafrechtlichen Sehata ga* 
niflssaD, s. s. B. das DStOB. §§ 31Ö, 316, 319. 

, . . denn nach einem alltrenicinen v^IkerrecIitiiclkMi Prinzip bedürfen Urteile 
ausländischer Gerichte zur VoUstreckiing iin lulande ,dc-r Vollstrcckbarkeitserklämog 
VCD Seiten der iuUudiscben Behörden* (cf. von Bar, bei Lammascb 8. 400). 

Ygl. anch ArL 66 des Intenationalen Uebereinkommens Uber den Biseabaka* 
Fiachiverkebr. 
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8. 

Btiatzaiisprüclic der Kiscnhahii für i\W BeschttdiKUiitr von rolleiidciii 
Eiscubaiiiuuatcrial durch Pferdetransporte. 
Von Dr. Paul Altnann, 
Landrichter in Berlin. 

Ks nit'Iii i'Ti sich in letzter Zeit die Pi u/.csst , in welchen die Eisenlialinen 
Bcliiuienheiäatzauä^i liehe gegen den Befrachter und Tierhalter erheben, wenn 
dessen Pferde urfthrend des Tranq^ortes ICaterlalschaden anrichten. 

Audi in einem kiirslich zur Bnteeheldnng gelangten Falle handelle es 
sich um Ersatz des Materialschadens, den die Pferde des Beklagten an einem 
\Vagg:on des Klägers (des Eisenbahnfiskus), welcher bei der amtlichen Revision 
als durchaus betriebsfähitr erachtet worden war. beim Transport von Aachen 
nach Berlin, indem sie Tiirbretter durch Hufschläffe zersclila^jren hatten, ver- 
ursacht haben. Unstreitig war, dass 10 Pferde in dem Waggon behufs 
Transportes sidi befanden, nnd dass sie von einem Bediensteten des Beklagten 
begleitet wurden. Bei Entoeheidong des erhobenen Ersatxanspmches fragte 
sich, ob für dieselbe die Bestimmungen der §§ 823 ff., 833 BGB., oder die 
Vorschriften der §^ 454, Öö6, 459*^ HOB. in Verbindung mit §§ 68, 44, 
77 der EisenbVerkO. entscheidend ins Gewicht f;illen. 

Zunüclist war davon auszufeilen, dass die Anwcnduntr der §§ H23 ff., 
833 BGB. keineswegs nur auf Schadenszufügung aus unerlaubter Haudlung 
beschrankt ist, sondern dass sie auch auf Vertragsverhftltnlsse Anwendung 
linden. (Vgl. RO. vom 27. November 1908, JW. 1904 S. 54^ Soergel, 
Bechtspr. 1904 S. 185.) 

Vorliesend handelte es sich in er.ster Linie darum, das zwischen den 
Parteien bestehende Vertra^sverliHltnis bezütrlich des Transportes festzustellen. 
Es konnte nicht zweifelhaft sein. da,ss die Beförderung: der Pferde dur( h den 
ElSger als ein Frachtgeschäft sicli darstellt, welches gemäss § 4ö4 UGB. 
nach den Bestimmungen des 6. und 7. Abschnitte des HOB. au beurteilen ist, 
wozu engend noch die Vorschriften der EisenbVerkO. Bek. vom 26. Ok- 
tober 1899 (RGBl. S. 557) hinzutreten. Nach § 459 Ziff. 6 HGB. haftet 
die Eisenbahn in -Ansehung derjenigen Güter, welchen nach der EisenbVerkO. 
dem Tarif oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbamng 
mit dem Absender ein Begleiter beizugeben ist, für den Schaden, welcher 
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ans d«r Gefahr enteteht, deren Abwendung dsreh die Begleiftnnir ^ 
zweckt wird. 

Im gegebenen Falle hat die EisenbahnTerwaltnng von der ihr im § 44 
Abs 4 der pjseiibVerkO. erteilten BefngTiis, eine TJpfrleitnnp: zu fordern, 
Gebrauch gemacht. Der Be^^leiter hatte die Pferde während des Transportes 
zu beaafsicbtigen. Es lag kein Anhalt dafür vor, daas der Begleiter dieser 
sdiier Verplklitn^ alelit naciigekeniiMii wer. Es fireurte eieh, eb der Be- 
gldter, wenn er leiner BeanfalelitignngBplIklit nfechgekemmen ist, den dnrdi 
du AuBsehlegen der Pferde mit den Hufen ugericbteten Schaden hätte Ter- 
httten können. IHese Frage mnaete yemeint werden, da bei einem Transport 
von 10 Pferden anf einer so lan^i^en Fahrt mit Rücksicht auf di<' fortwäh- 
rende BewegUDfj: und Erschütterunfr der \Vai;en , zeitweilitres i'leiten und 
Rasseln der Üäder und die dadurch bedingte Unruhe der Tiere es unmüglicb 
Ist, trotz gröseter AvUnerinankeit ^ stete plOtdieh erfolgendes AnsscUagen 
der Pferde zn verhAten. 

Der ünstaad, dass der Transport des Gates w^n seiner eigenartigen 
BeacliafTenheit mit besonderen Gefahren verbanden ist. macht an sich den Be- 
frachter nicht haftbar für den durch dieso Bosrhaffcnheit verursachten Schaden. 
Kannte der Verfrachter die hetrcflrndf l^^ifjenM liaft des Gutes, und hat er 
trotzdem den Transport ülternuiumen, su hat er auch die betreffende Gefahr 
tthemonunen (RG. Bd. 16 8. 161). Der Absender haftet nur bd Venchalden. 
(Vgl. Ifakower, HGB. 8. 1402 Anm. d an § 426 HGB.) Daher Iconnte sich 
der Kläger auf die Ausnahmebestimmong des § 469 Ziff. 6 HGB. und % 77 
Nr. 6 der EisenbVerkO. nicht berufen. Ebensowenig griff § 77 Nr. 5 der 
EisenbVerkO. Platz, da der Schaden nicht aus der für die Pferde verbundenen 
besonderen Gefalir entslanden ist. Die unter Abschn. VII in den §§ 44 — 47 
enthaltenen Be.'^tinuuungen der EisenbVerkO., welche die Beförderung von Tieren 
in besonderen regeln, berlUiren die hier nur ErSrtemng stehmde Frage über- 
haupt nicht Bine Anwendung der diesbezüglichen Vorschriften bei der Be- 
förderung von Gutem im § 58 der EisenbVerkO. erschien trota der Beetim- 
mnng des § 48 für den vorliegenden Fall ausgeschlossen. 

Da hiernach für den dem Klilper erwachsenen Scliaden weder den Be- 
klafften noch dessen Angestellten eiii Verschulden traf, sinidern derselbe auf 
die Gefabren dcü Betriebes der Eisenbahn zurückzuführen war, so konnte der 
Kl&ger .von dem Beldagten einen Ersata des Sehadens niebt beanqinulieii. 
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Haftunj? der SchlafwagoiigeHellschaft für die Ton den Reisenden 
in die Sclilafwagen eingebrachten Suchen und fttr Personen» 

beBehBdig^ng. 

Von Dr. Max Reiadl, 

Regierangsrat im Königl. bayer. Staataroinisteriam fQr Verlcelirsangelegenheiten 

in Mtnehen. 

T. llaltung für SachboHcliäditrung. 

Ueber die Fraj^e, ob die Scblafwagengesellschaft für die von den Rei- 
senden in die Wagen eingebrachten Gepäckstüclce and Sachen liafte und wenn 
ja, in wflldiem Umfange, herrscht imnMr noch lelbhafta If^iuigsvendiiadea- 
heit ^/f^rend die einen ^ behaupten, der awlschen dem Bdaenden und der Schlaf- 
wagongeaeUachaft abgesebloaaene Vertrag aei ein Beherbergnngayertrag, 
die Gesellschaft hafte dalier für die vom Reisenden in die Srhlafwapen ein- 
gebrachten Sachen nach Ma.ss{rabe des § 701 BGB. in der gleichen Weise 
wie der Gastwirt, qnalilizieren die andern") diesen Vertrag als Beforde- 
rungsvertrag und nehmen eine Haftung der Schlaf wagengesellschaft für die 
Sadien des Beiaenden nur nach Massgabe der einachlägigen reglementariachen 
Bestimmongen (§ 34 Abt. 6 EieenbYerlLO.) aa. 

Ich bähe nieh hi meiner Abhandlung in den EiienbE. Bd. XVm S. 367 
unter ansfQhrlicher Begründung gegen die aamentUch von Fnld in DJZ. 1900 
S. 227 mit Lebhaftigkeit vertietene Auffassung der Schlafwagen als .rollende 
Hotels" gewendet und naciizii weisen versucht, dass der Betrieb der tichlaf- 
wagengesell Schaft nicht nach solchen Schlagworteu, die den in die 
ErMheinnng tretenden Aeniaerlichkeiten vidlelelit geredit wwden mögen, 
sondern nach der wirklichen Gestaltung der YeriiUtnisse und den awiediea 
der Sehlafwagengeaelbdialt nnd den Eiaenbahnverwaltuigen abgeeddossenen 
Yertrtgen beortcdlt werden mttsaei dasa dauidi aber die SeUafmigengesell- 

1) Pianek, Komm. a. BGB. f. Anfl. Ann. III sn § 701 BGB., Oertmaun, 
Komm. a. BOB. Note Ib S aa § 701 BOB., Jacabeaky, Bern, nm Batw. «aoi BOB. 
F 141 und taAtB, Faid, DJZ. 1900 8. 337, Bger, YeifcO. 3. And. 8. 130, ahamt 

Miete an. 

*) Staudinger, Komm. z. BGB. 2. Aufl. Anm. Ha y zu g 7Ü1 BOB.; Beiudl 
hl BiseabB. XYin 837; BrOekner ha Beebt 1903 8. 903; Dernbnrg, BOB. Bd. II 
Ab(.n Anm. 4 zu §363 S. 526; Mittelstein, Miete S. 26, Urteile de« Tribunal de b 
Ssiae and zu Nizza in Pucbelta Z. Bd. 84 a 416 and 483, aoine des Pariser Kass.- 
Hofes in Puchelts Z. Bd. 27 S. 598. 
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Mluft ein Transportnuteraehmen sei, welehe« dcb cur Aufgabe feeetst 
Iwbe, im Vereine mit den beteiligten Eisenbahnverwaltungen die 

Reisenden in einer den Anfordenngea der Beqnemlichkelt besonders Rechnung 
tragenden Weise über {jrossp T.inien von einem Orte znm andern zn befördern. 

Dieser letzteren Auffassnnjr bat sich nnnmehr auch das Obprlandes- 
gericht Köln in einem Urteile vom 17. Januar 1907 ') angescblossen. Der 
Sachverbalt, der diesem Erkenntnisse zugrunde lag, war folgender: N. be- 
ntttste an 86. Hai 1908 naclito an einer SUirt von Paris naeli KMn eln«i 
Schlafwagen der Sdüafwagengesellsehaft Unterwegs awiseliiii 1 Uhr nnd 
4Vs Uhr morgens vor der deutschen Grenzstation Horbeathal wurden ihm, 
als er schlief, Wertsachen, die er bt i sirli führte, im Preise von 1895 Mark 
gestohlen. Seine Klaffe Ke*fen die Si lihit'wauengeNelKscbaft auf Ersatz dieses 
Betrages wurde vom Land- und vom Oberlandesgericht« Köln abgewiesen. 
Das Urteil des letzteren Gerichts vom 17. Januar 1907 fOhrt folgendee ans: 

,,Es ist nicht aagSni^, ans dem rein insserlichen Umstände, dtse der 
Reisende im Schlafwagen Mudldi wie in einem Hotel nntergebraeht, wfäbgt 
nnd bedient wird, auf oincn Beherbergungsvertrag v.n schliessen, und zwar 
um 80 weniger, als ja bekanntlich auch die Eisenbahnverwaltiuipon, ohne des- 
wegen als Gastwirt angesehen zu werden, bei manchen sofrtiiannteii durch- 
gehenden Zügen von sich selbst aus Schlaf- und Speisewagen stellen, mit 
denen die ScUafwagengesellsehaft nichte m tan hat. Man denke femer an 
den ScbilfsbefQrdeningSTertrag. Nach § 85 des Gesetsee vom 9. Jvni 1897 
mfisam Vertrüge tber die Überseeische BefOrdernng von Answaaderem auf 
BefBrdemng und Verpflegung bis zur Landung im anssereuropJlischen Aus- 
schiffungshafen gerichtet sein (vgl. auch § «571 HGB *. Trotzdem ist der 
Ueberfahrtsvertrag unbestritten nur ein lieförderungsvertra;: . wie sich auch 
aus seiner Einreibung in Abschnitt 5 de» 4. Buches des HUB. ergibt, der das 
.Frachtgeschftft aar BefSrderung von RdMnden* behandelt. 

Um den rechtlichen Charakter des vorliegenden Vertrages richtig an er- 
kennen« mnss man vielmehr, wie es auch von Brflckner (vgl. Recht 1908 
S. 30.')) undReindl (vgl. EisonbE Bd XVIII S. 367) geschieht . das zwischen 
der Sehlafwagengpsellschaft und den Ki^eubahnverwaltungen bestehende Ver- 
tragsverhJiltnis ins Auge fassen. Dana( Ii kann es nicht zweifelhaft sein, dass 
ein gemeinschaftliches Transportunteruchuien vorliegt. Die Schlafwagengesell- 
achafb stellt a. B. für bestimmte Züge, die sogenannten LwEBSsUge, die gmnd- 
satalich an Ihrer ansschliesslichen VerfBgnng stehen, das gesamte Zngmaterial, 
bestehend ans Schlaf-, Salon-, Speise- und Gepäckwagen. Nnr Dampfkraft 
nnd Schienenweg entnimmt sie von der Eisenbahnverwaltung. In den Gepäck- 
wagen werden niclit M(»ss ilie von den Reisenden bei der Eisenbahnverwaltung 
autVeirebenen (ieiKirkstürke . sniHh rn mit Genebmiguiifi der Eisenbahnverwal- 
tung auch kleinere Frachtgüter und Warensendungen, sog. Sclmellzugsgüter 

'i Aufizugsweise bereits kurz mitgeteilt in Bd. XXIII S. 394 dieser Zeitschrift. 
Die griind.-tiiuliclie Bedeutung der Frage läMt aber eine genauere Mitteilung d«* GrAsd« 
dea Urteils als augezeigt erscbeiiteu. 
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befSrdert. Ja, sie mnw sogai* nnter gewissen Bedingmigren Postoendinigeii 

mitnehmen. Die Vertrage hierüber Kchliesst sie selbst und nicht etwa die 
Eisenhalinverwaltumr mit der PoHtverwaUnnp ab. I>ie Befitrdenmp der Rei- 
senden sowohl wie der Fraclitirütor ireschieht nach den einsciilUfripen regle- 
mentarischen BcBtininuingen und den tarit'iuiUsbigen Ciebiihren der Eiüenbaim- 
▼emaltangen gegen Entriolitimg einer tarifteierigeii festgesetsten ZnschlBga- 
gebilhr, die sie aiclit belieUg erlidlieii oder eralaalgen oder sach erlMsan darf. 
Der Reisende hat eine Fahrkarte erster Klasse vad eine für das Kilometer 
sidi berechnende Znschlagskarte zn lösen, und zwar ohne Rücksicht daraaf, 
ob er von der Schlafpelegenheit (iebraiuh ma<'hen will «)der nicht. 

Einen Ikeiseiuh n, der diese Gebühren entrichtet hat und den l^eförderungs- 
bedinguugen nicht zuwider handelt, darf sie nicht zurückweisen. Umgekelul 
kann die Elseitlialmvennütaiig aienaiidMi In diese ZIge ndaMen, der aw 
rine Falirkarte mter Klasse gelOet hat, mag er aiwli von den dnidi die 
Schlafwagengeaellaehaft' gebotenen BequemlichkeitMi keinen Gebrauch machen 
wollen oder kennen. In die Schlaf- und Salonwagen darf nur das eisenbahn- 
regrlementraässig znlilssifre Freigepäck mitgenommen werden. Für Wagen, die 
etwa aus besonderer VeranlasHUug von der Eisenbahnverwaltung in ihre Züge 
eingestellt werden, hat die Schlafwagengesellschaft Wagenmiete za bezalilen. 
Zn gewissen anderen Zogen hat die Sehlafwagengesellsehalt nnr Sdüaftvagen 
an stellen, die aher anoh Sitze etater nnd «weiter Kknae enthalten nad in 
denen die Schlafabteilnng im Notfall anch von anderen Reisenden, die kein 
Bett beanspmchen, benutzt werden kann. Die Bedienunfr in den Schlafwagen 
wird stellenweise von der Eiscnbahnverwaltuuff übernommen. So hat z. B. 
die Kgl. Eisenbaliudirektion in Köln in den Schlafwagen Ktiln — Calais bzw. 
Ostende bzw. Paris auf der Strecke Köln — Verviers die erforderlichen Schlaf- 
wagenwirter an itellea, deren staatanlssige Enolwnente die Sehlafwagen- 
geeellaehaft trigt. (VgL Vertr. der Eäsenhahndirektton mid der BekL vom 
1. n. n. Sept. 1887.) Nach einaehien Vertrügen liegen der Eisenbahnverwal- 
tnng die Reparaturen am Aeusseren der Wagen ob. die der Bekl. gehören, 
sowie die gute Instandlialtunjj: <ler Rjlder, Achsen, des Wa»jren>restells und der 
Fenster mit Eiaschluss de.s Anstriches und des Lakierens des Wagenkastens. 
(Vgl. Vertr. vom 30. Juni 1874 und 3. nnd 10. Jnni 1884) usw. 

Alle diese ÄbmachiiBgea haben aar Sinn, wenn man — wie Beindl 
(EisenbB. Bd. XVm S. 871) anafUhrt — die Schlafwagen nieht ala ein »Oaat- 
wlrtsuntemehmen" ansieht, dessen gewt>rbsinäs8iger Betrieh darauf gerichtet 
ist. die Reisenden bestimmter, von den Eisenbahnverwaltnngen gestellter Züge 
auf iluen Wunsch in einem bi'sondereii , dtT Gesellschaft gehöri{j:en Wagen 
gegen besonderes Entgelt „wilhrtnd der Stacht zu beherbergen'^, suudeni wenn 
man sie Wehnehr als ein „Transportantemehmen* anffasst, das aieh Im Yar^ ' 
mit den heteillgten Eisenbahnverwaltnngen aar .Avfjsahe gemneht hat, aelhat 
nnd mit eigenen Fahraengea besondere Züge einrarichten oder doch ihre 
Wagen in die ZQge der läsenbahnverwaltnngen einzustellen, um Reisende in 
einer alb>n Anforderungen der Beiiuemlio.hkeit entsprechenden Weise über 
grosse internationale Linien zu befürderu. (Ebenso Bruckner im Recht 1902 
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S. 305.) Der BegriflF „rollende» Hotel", wie Faid sich ansdrückt, wurde nur 
zutreffen, wenn der Reisende den Schlaf wahren aufsuchte als besonders geeip- 
nete KUutiilichkeit. um darin zu srhlafeii und dafür die Ortsveränderunjr in 
Kauf nähme. Dan (Icgentcil ist der Fall. Dem Heisenden kommt es auf die 
yOriiTttliidenuig'' an, und je beqaeaer er diose erreieht, vm m «agwiehmcr 
ist et Um, Da er sie non snrsdlt im ScUafmgen an bequemsten erreicht, 
sncht er diesen als BefOrdemngsmittd auf. Weiterhin fragt man sich mit 
Recht, wamm der in einem Schlafwagen reisende Fahrgast bezüglich seiner 
nicht aufgegebenen, sondern in den Abteil niit^^enommenen Habe besser gestellt 
werden .soll, wie der in einem anderen Wag-en de.s Zuges Reisende, der sein 
Gepäck sogar aufgegeben hat. Letzterer erhält z. 13. iu Deotsdiland nach 
§§ 80 and 88 der EiaenbVerkO. aar den Wert oder lünderwert seines ab- 
handen gekommenen oder beschXdigten Oepicka Tergfltet, wShread die Schlaf- 
wagengesellschaft als Gastwirt nach §§ 701 und 252 BGB. neben dem posi- 
tiven Schaden auch den entgangenen Gewinn ersetzen müsste. Bedentsam 
für die vorliegende Entscheidung ist endlich der Beschlnss des Reichsver- 
sicherungsamts vom 12. Oktober 1896 (vgl. Arch. f. Eisenbahnwesen 1897 
S. III), in dem es hinsichtlich der Schlafwagengesellschaft u. a. heisst: „Als 
selbstlndiger Betrieb charaicteridert das Unternehmen sich nach sriner Eigen- 
art and nach seiner Zweckbestimmimg im wesentlichen als »Eäsmbshnbetrieb*, 
der sich in der Weise ToUzieht, dass anter Benataang fremder Damptlcraft 
rollendes Material mit Bedienungspersonal in die Züge eingestellt wird Der 
Gesamibetrieb ist .somit ein kombinierter, indem auf der einen Seite die be- 
tretfende Eisenbahnverwaltuug, auf der anderen aber die Schlafwagengesell- 
schaft als Unternehmerin . . anzusehen ist . . . Zufolge seines Charakters als 
Eisenbahnbetrieb Ist das Untenehmen auf Oraad der §§ 34, 37 Ahe. 4 desUnfhll- 
versidienuigsgesetBes . . . der Privatbahnbernftgenoasenschaft aa ttberweisen*. 

Der Kläger hat mithin nicht, wie Faid meint, mit der Schlaf wagenge- 
sellschaft einen Heherbergungsvertrag und unabhilngig davon mit der Eisen- 
bahnverwaltnng einen Tran.sport vertrag, sondern mit beiden ledielich einen 
Vertrag über die Beförderung seiner Person abgeschlossen, wobei ihm 
seitens der ersteren besondere Bequemlichkeiten bei der Beförderung zuge- 
sagt Warden. 

Ist aber der awlschea den Parteien abgeschlosseae Vertrag nnr ein Be- 

fördernngsvertrag, dann scheidet selbstverstlndlich jede Haftung für die dem 
KlSper abhanden {rekommenen Gegenstände aus dem Art. 15>.')2 und 1953 C. c. 
(vgl. §§ 701. 702 BGB 's aus, und die heklatrte (iesellschaft würde nur auf 
Grund der Art. 1782 und 17H4 C. c. Iiaften, wenn ihr die Gegenstiiude an- 
vertraut gewesen wären. Dies war aber nicht der Fall, denn der Kläger hat 
die Sachen nicht abgegeben, sondern bei sich behalten". 

(Absebn. II .Haftaag Ar Penonsabssebidigmig* folgt im nIchsteB Heft.) 
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10. 

IHe snrilekkartterte Naehnahme. 

Von Dr. RMnrd SMOkpiehl, 
Amtsrichter in Kolmftr i. P. 

Stellt sich der Ablieferung eines Ciutes, welches mit Kosten- unrl Wert- 
nacbnabme belastet ist, ein AblieferangsbiDdernis entgegen and wird das Gnt 
deswegen TOS der Eisesbfthn gemSss § 70 Abs. 2 EisenbVerkO. einem Spedi- 
teur auf Lager gegelieii, ■» ptcgt die Wertuicliiialiaie »uiickkartiert, d. h. 
alkiKerecbiiet sn werden. Durch die Vermittelniig der Versandatatioii wird der 
Abspnflpr in Kenntnis gesetzt, dass das Gut dem Spediteur auf Lager gegeben 
und die Wertnachnahnie ab^'-f setzt ist. Die Kostennachnahme bleibt jedoch 
bestehen. Die Eisenhahii ^ribt nilralich gemiiss § Abs. 2 EisenbVerkO. das 
Gut aar „unter Nachnahme der darauf haftenden Kosten und Aus- 
lagen* a«f Lager, d. h. der Spediteur lalilt der Eisenbahn bei der Ein- 
lagemag den Betrag der Koetennadmahme ans. Es ist dann Sache des Spe- 
diteors, diese von ihm Teranslagfeen Kosten, ebenso wie seine Lagergeld- 
fordemng, entweder toid Abeender oder vom Empfänger des Gntee bel- 
zutreiben. 

Wie verhält sich aber der Spediteur gegenüber der znrückkartierten 
Nachnahme? Hat er bei einer etwaigen Auslieferung des Gutes an den Emp- 
ftager aneh flbr die Eriiebnng des Wwtuchnahaebetrages an sorgen oder 
Ist mangels «stgegenstehender Welsnng die Wertnachnahme eadgOltig fttr ihn 
abgesetzt? Diese Frage ist in der Speditions- nnd Schttbbrtsaeitang 1907 
Nr. 26 S. 317 dahin beantwortet worden, dass der Spediteur mit der Wert- 
nachnahme nichts mehr zu tun habe , der Absender wisse ja, dass die Wert- 
nachnahnie abgesetzt sei, nnd es spi seine Sache, wenn ihm noch an der Er- 
bebung der Wertnadmahme gelegen sei, dem Spediteur die Erhebung der 
Wertaaefanahne besonders vomschreiben. Diese Aasführongen stehen im 
Gegensata an den Anordnangen einzelner prenseiBcher Eisenbahndirektionen, 
die den Bahnspeditenren ihres Bezirkes znr Pflicht gemacht haben, die gemlss 
§ 70 Abs. 2 EisenbVerl^. hinterlegten GQter nur gegen Zahlung aller Nach- 
nahmen, auch der etwa znriickkartierten Wertuadmahme, dem Empfänger 
auszuliefern 0. Welche Ansicht ist die richtige? 



*) VgL die Erürterungen des Vorstandes des Vereins Deutscher Spediteure in der 
Speditions* und SeUftihrtSBeitang 1907 Nr. 41 B. 188. • 
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Der Spediteur, bei weidiem die Ont geaftss § 70 BiienbYerltO. Idnter- 
legt wird, nimmt die BechtsateUnng eines Lagerhalten ein (§ 416 HOB.), 
aber die Eüeenbahn ist nicht der Anftrag^ber des Spediteurs, obwohl sie et 
auf den ersten Blick zu sein scheint. Die Eisenbahn gibt das Gat nicht im 
eigenen Namen dem Spediteur auf Lacer, sondern im Namen des nach dem 
FrachtvertraKe Verfiipruiiirsberechtifrten. das ist — sdlan^re der Empfiinp:er 
weder Klage gemU.ss ^ 46b HGB. erhoben, noch ihm der Frachtbrief uber- 
geben iet — der im Frachtbriefe venseichnete Absender. Das ergibt sidi lae 
§ 70 Ahe. 2 EisenbVerkO.: 

Sie ist jedoch nach ihrem Ermessen auch berechtigt, solche Gfiter unter 
Nachnahme der darauf haftenden Kosten und Auslagen bei einem öffent- 
lichen Lagerhaus oder einem Spediteur für Rechnung dessen, den 
et! ;inu:elit, zu hinterlejren. 

Der Aufdruck »für Rechnung und Gefahr dessen, den es angeht'', ist 
allerdings ungenau. Fttr fiechnung und Gefahr ^es anderen kann man 
handeln, ohne es zugleidi im Namen des anderen zn tun, d. h. ohne des 
anderen Stellvertreter an sein. Wie ane den .Allgemeinen Abfertigungsvor- 
schriften" aber hervorgeht, will die Eisenbahn hier im Namen des Verfügungs- 
berechti{rten den Lapervertrajr mit dem Spediteur abschliessen. Die Eisen- 
bahn erwirbt also ans ilem Lapci vcvtrafre keine Ileolite und keine Pflichten 
gegen den Spediteui'. i* ür sie iüt die Angelegenheit erledigt. Indem sie da.s 
Gut los wird and die Eostennachnabme ausbesahlt erfaUt, ist der Frachtver- 
trag ffir und gegen die Eisenbahn erfüllt. 

Der Auftraggeber des Spediteurs (d. i. der „Einlagerer" Im Sinne des 
HGB. i ist also in der Regel der Absender des Gutes. Er hat das Recht und 
die Pflicht. Uber das Gut zu verfü(ren und insbesondere die Pflicht, dem Spe- 
diteur die Auslagen zu ersetzen und die Lagerspesen zn zahlen. Der Spe- 
diteur wird unmittelbarer Besitzer des Gutes j über der Absender bleibt mittei- 
bärer Besitzer desselben. Letzterer hat das Recht, jederzeit die Herauagabe 
des .Gutes an verlangen, und zwar entweder an sich selbst oder an einen 
anderen, z. B. den Adressaten. Das Gut steht also zn seiner Verfügung, 
allerdings unbeschadet des dem Spediteur nach § 421 HGB. zustehenden 
Pfandrechts. Der Spediteur braucht daliei- ilie Verfügung des Absenders nur 
zn befolgen, .soweit sein Pfamlreiht nicht beeinträchtigt wird. Ein Pfand- 
reclit au dem Gute steht ihm zu: 

a) wegen des bedungenen oder orteftbliehen Lagergeldes, 

b) wegen der Auslagen fSr Fracht und Zölle und sonstiger Eostennacli- 
nahmen, 

c) wegen der etwa son.st auf das Gut gemachten Aufwendungen. 

Da der Tjjigerlialter die Wcrtnachnalirne nielit verauslagt bat. so hat er 
seinem Auftraggeber (dem Absender des Fraelitguts) gegenüber natürlich auch 
kein Pfandrecht wegen des Betrages der Wertnachnahme. Daraua folgt aber 
nicht, dass der Lagerhalter das Gut dem zum naehtrSgUchen Bezüge sich 
meldenden Empfänger ohne Erhebiing der Wertnachnahme aus- 
händigen darf. 
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Ueber die Art und Welse, wie der Lageilialter sicli za der Wertoach- 
nabme zu Terhalten hat, entscheidet der Lagervertnig. Der Abeehlnse des 
Lagervertrages erfolgt regelmässig in der Weise , dass die BSeenbahn ibreai Bahu- 

speditenr das Gnt nebst Frachtbrief übergibt; letzterer kann nnn aas dem 
Fraclitbrief ersehen, dass der Alispiidor die Aushändigung des Ontrs nnr gegen 
Erhebung der Wertnachnahuie !j;e\V(dlt hat. Diese Nebenbestimmung des Kracht- 
vertrages gilt auch für den Lagerv ertrag, wie überhaupt der Fraclitvertrag 
nodi anf das BechtsrerliSltiiis zwischen dem Lagperhalter mid dem Absender 
des Ontes einirirkt. Der Lagerlmlter erhttit das Qnt znr Verfttgrinig des Ab- 
senders; daraus folgt nach allgemeinem- Handelsgebraach (vgl. mein , Spedi- 
tionsgeschäft" §37 S. 50 und §91 S. 133, 134), dass er dem Absender von 
dem Krapfanf? des Gutes .Vnzeiire maolit und ihn um Vorfügiuitr über das Gut 
ersucht. Dies« Anzeijr*' des Laf^erlialters ist für sein Kechtöverliäitnis za den 
Frachtbeteiligten vun Erheblichkeit. 

Vor Absendnng der Anzeige darf der Spediteur wenigstens dann, wenn 
andi die Eisenbahn noch Iceine Anzeige Ton dem Abliefeningsliindemis — 
weil nicht tunlich — dem Absender erstattet hat, das Gnt dem znm Besage 
sich meldenden Empfänger ausiiändigen , ohne hierzu einer Zustimmnng des 
Absenders zu bedürfen. Die im Frachtvertrag enthaltene Weisung, das Gnt 
an den Empfjinger auszuliefern, besteht jetzt noch uneiuf^eschrStnkt fort. Die 
Anslieferang darf aber nnr gemäss dem Frachtvertrage erfolgen, d. h. nur 
gegen Zahlung der gesamten Nachnahme, also auch der Wertnachnalime. 
Denn von der Absetzung der Wertnachnahme weiss ja der Absender noch 
niclits. Sobald aber die Anzeige von der Einlagerang des Gates nnd der 
Znrückkartiernng der Wertnachnahme an den Absender abgegangen ist, 
ist die Heclitslafre geändert. .Jetzt darf das Gut überhaupt niclit eher ausge- 
liefert werden, als bis entweder zustiuiiiii iide Antwort auf die Anzeige eiti- 
getroffen oder eine Autwort innerhalb angemesseuer Zeit gar nicht eluge- 
gangen ist Der Spediteur darf das Out auch nicht gegen Zahlung der Naeli- 
nahmebetrSge dem inzwischen zum Bezage sidi meldenden Empflbiger aus- 
hAndigen; noch viel weniger darf er es ohne Erhebnng der Nachnahme, 
sei es der Kostennachnahme, sei es der zurftckkartierten Wertnachaahme, 
herausgeben. 

Erteilt der i\liseiider dem Spediteur Vtitiigunir übei- das Gut, so ist diese 
massgebend. »Sie iät iufjbesonderu auch nach der Kichtuug hiu matisgebund, 
ob das Gat gegen Erhebung einer Nachnahme und ev. weldien Nachnalime- 
betrages ausgeliefert werden soU. Schweigt der Versender Uber diesen Punkt, 
so ist die Weisung nnvollstflndlg, und der Spediteur wird vom Absender voU- 
sttndigere Weisang einholen mfisseu (vgl. mein , Speditionsgeschäft" §08 S. 101). 

Trifft innerlialb einer angemessenen Frist eine Vei tugiing des Absenders 
überhaupt niilit ein, so muss der Laj,'eriialter anneiiraen, dass die — auf 
Gefahr des Frachtgutali.senders reisende — Anzeige bei diesem überhanpt 
nicht eingegangen ist. Andernfalls hätte der Fraehtgntabsender auf die An- 
zeige antworten müssen. Wenn er nftmllcb noch keine Weisung fiber Aus- 
lieferung des Frachtgutes erteilen kann, so k5nnte er zum mindesten den 

Bg«r, BMBlMharMhUiohe BataeheMnozeB ISIV. 14 
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Lagtrlialter nm weitere Anfbewahrnng des Gutes ersnchen. Aber aatworten 
mnss er nach sllgemeinem Handelsbrauch, damit der Lagerhalter von seinem 
Einlagerer eine Bestätigung für den abgeschlossenen Lagervertrap erhält 

Antwortet der Frachtgntabsender auf die Anzeige des Lagerhalters nicht 
oder hat ihn diese Anzeige überhaupt nicht erreicht, so ist die Rechtslage 
flr den Lagerlialter diesdb«, als wenn eine Anzeige von der Binlagerung aoa 
itgendeinem gesetsliehen Grande an den FraehtgntalMender gar nleht abge- 
schickt worden ist. Der Lagerhalter hat also nach dem rnntmassüchen men 
des Absenders zu verfahren und dementsprechend dem mm Bezüge sich mel- 
denden Empfänger das Gut auszuliefern, jedoch nur gegen Erhebung der ge- 
samten Nachnahme, einschliesslicli der zuriickkartierten Wertnachnahnie. Es 
liegt kein Grand zu der AnDabn)e vor, dass der Erachtgutabbender , welcher 
dem FrachtfUirer die Erhebnng der Kosten- nnd Wertnnehnahm« Torgeschiieben 
hat, jetat eines anderen WUlens geworden sei nnd dem Lagerhalter gegen- 
liber von der Einkasaiermg der Wertnacfanahme absehen wolle. 



') Vgl. in dieser Zeitschr. Bd. XXI 8. 2l)4 ff. nnd 398 flF. Wollte man, wie S, 399 
a. a. 0 rou Bundnagel ausgeführt ist, annehmen, dass der Lagerbalter, welcher keine 
Verfügung auf seine Anaeige erhält, du Ost auch nach Ablaaf einer augemessenea 
FHit den tptter dch sam Besage meldendea Empflager aidit auliefera dttrfe, w 
würde dem Lagerhalter in der Regel nichts anderes flbrig bleiben, als den Selbsthilfe- 
verl<auf oder den Pfandverkauf vorzunehmen. Dadurch ist aber dem Interesse des 
Fracbtgutabsendcrs keineswegs gedient, denn es ist immer vorteilhafter für ihn, dass das 
Gat dem Empfänger gegen Bihebang der gessmten Naelmahaw aasgebändigt wird, ab 
dass ein mit Korten Teriniflpfter nnd in leineBi Bigebnis vaaiciMrer MreatUdMr Ver^ 
kauf lUttfiadet. 
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11. 

lieber den Beginn der Lieferfrist bei naeli und naeli (siikzessiTe) 
stattfindender Auflieferung und Verladung des (iutes. 

Von Dr. M. Epstein, 
Landesadvokat in Brünn. 

Eb kommt nicht selten tot, dass der Frachtbrief Aber das der Bahn zum 

Transporte zngeführte Gnt mit dem Ta^resstempel versehen, das Gat jetloch, 
aamentlicli bei WapenladuTiafn. niclit an ileinselVn'n Tair^ vnllstiUidi^if verladen 
wird. Ks entsteht alsi) die Fiaj^e. mit welclieui l'age die Lieferfrist bef,'innt, 
ob mit dem Tage, der nach dem Stempel des Fraciitbriefes als Tag der üeber- 
gabe aasnaebeu iit, oder mit demjenigen Tage, mit welchem die Verladung 
erst abgeseUosseii ist. Eb taneht auch oft die Frage anf , ob die Stellnng 
dee AdreBBatm gegenüber dar Bahn dieselbe ist, wie die des Aufgebers. 

Der ,Allgem^e Tarif-Anzeiger"- Nr. 34 vom 18. Aunriist 1907 bringt nnn 
eine Entscheidunir des Wiener Handelsprerichtes vom 2. Juli 1907. in welcher 
beide Fr;if2:en znungriiiisten der Balm entschieden wurden. Gleichzeitip- ver- 
öffeutllcht das Augustheft der , Zeitschrift für den internationalen Eisenbahn- 
toansport' (Jahrg. XV Nr. 8 S. 296) ein Urteil eines französischen Gerichtes, 
des Appellbofes ▼ob Agen, vom 28. JoU 1906, in welchem die erste Frage 
svgnnsten der Bahn oitsdiieden wurde. 

Wir teilen hier die ürt^ beider Gerichte ihrem wesentlidien Inhalte 
nach mit. 

1. Urteil des k. k. Besirksgerichtcs für Handelssachen, Wien, 

vom 2. Juli 1907. 

Laut Frachtbrief ward«' in der Station Demeczer eine Wagenladung der 
Bahn zur Verfrachtung: am 3U. Au<ru.'<r 1906 übergeben. Die Sendung wurde 
dem Destinatär abur erst am 14. September 1906 in der elften Staude avi- 
siert. Da die Lieferzeit bloss sechs Tage beträgt, so beansprucht der Kläger 
EntschSdigung für Lieferfiristttberschreitang in der HQhe der ffiUffee der Fracht, 
well die Lieferfrist am meiir als Tier Tage iil»erschritten wurde. Die Bahn 
verwies darauf, da.ss es sich nm alla rinfusa verladenes Gnt (Roggen) 
handelt, das in Säcken zugeführt und der Waggon bestellt worden sei. Die 
seitens der Partei zu be.sorpeude Verladung konnte erst nach Einlangcu des 
Waggons durchKefühit werden. Die Uebernahme des Gutes sei abo erst im 

14* 
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Zeitpunkte der wirklicbeu Verladung' erfolgt. Irrtümlicberweise sei schon 
nach Zufuhr der Sendung: dem Frachtbriefe der Tagesstempel beigedruckt 
worden. Dieser Irrtum ist jedncli dadurch repariert worden, dass nach darch- 
getiilnti'V Verladung neuerlich der Tagesstempel aufgedruckt wurde. 

Ana den Verladescheinen ergebe sich, dass die Verladung erst am 7. Sep- 
tember dnrcligefiUut wurde. Da dieser Zeitpunkt für den Begfam des Laufes 
der Lieferfristen massEebend sei, liege auch Iceine VenOnnrang der Liefer- 
fristen vor. Der Klage wurde jedoch vom Gerichte ans folgenden Gründen 
stattgegeben: 

„Durch die vorgelegten Verladescheine ersclieiiit wohl festgestellt, dass 
die tatsilchlichc Verladung am 7. September stattfand. Dem Khigeltegehren 
musste jedoch gleichwohl aus folgenden Erwägungen stattgegeben werden: D&ss 
die Bisenbabn selbst Wagenladungsgüter, deren sofortig« Befördern^ nicht 
möglich ist, gleichwohl zum Transporte annehmen kann, erhellt deutlich ans 
§ 56 BetrRgl. Nach § 63 BetrRgl. beginnt die Lieferfrist mit der anf die 
Annahme des Gutes nebst Frachtbrief folgenden Mitternacht. Nach § 54 
BetrTfirl. gilt als Zeichen der Annahme die Aufdrückung des Tagesstempel.«? 
der Abfertignngsstelle auf den Frachtbrief. Dem Frachtbriefe wurde im vor- 
liegenden Falle der Tagesstempel vom 30. August aufgedrückt. Die Sendung 
war daher als aa diesem Tage znr Beförderung angenommen anznseben, nnd 
die Uef erfrist begann von der folgenden Hittemacht zu lanfm, wofern nicht 
anzunehmen ist, dass die Ausnahme des § 56 (8) BetrRgl. vorliege. 

Eine solche Annahme erscheint aber ausgeschlossen , und zwar selbst 
dann, wenn sich der Alisender tatsflclilich damit einverstanden erklärt haben 
fiullte, ilass für die in Ucde stehende JSeudung die Lieferfrist erst mit dem 
Tage zu laufen beginne, an weichem die Absendung tatsächlich erfolgte; denn 
für diesen Fall Ist ausdrftclcUch vorgeschrieben, dass der Absender sein Eln- 
verstftndnis anf dem Frachtbriefe zu erkUren und auf dem FrachtbriefdupU* 
kate zu wiederholen habe. Dieser Vorschrift wurde aber im vorliegenden 
Falle nicht entsprochen. Darum ist auch die neuerliche Aufdrückung des 
Tagesstempels zur Fixieruntr des Zeitpunktes der Absendung ganz bedeutungs- 
los. Die Fiseiibaliu kann sicii daher nicht auf die Bestimmung des § öö 
lietrKgl., und zwar weder Abs. 2 noch Abs. 3 berufen. Sie kann insbesondere 
das etwa ohne Beobachtung der vorgeschriebenen Förmlichkeiten mit dem Ab- 
sender getroffene Einverständnis nicht dem Empfänger des Gutes, welcher 
die Rechte aus dem Frachtbriefe kraft selbständiger Legitimation geltend 
macht, entgegensetzen " . 

2. Urteil des Appellhofs von Agen vom 2:5. .luli 190<). 
Am 2. März um 2 Uhr 30 Minuten nachmittag,s liatte ein Herr S. der 
Station F. eine Versanddeklaration übergehen, laut welcher als Eilgut mit 
Bestimmung nach der Station St. — H. 600 Stück Abfallbretter tan Gewichte 
von 7000 kg befördert werden sollten. Die Bretter, welche sich in diesem 
Augenblicke auf dem Abladeplatze der StaÜon befanden, wo sie im Lanfe 
des Ta<res auf'tr»'liefprt worden waren, wurden um 3 Dir 3.") Minuten desselben 
Kachmittags in die Eilgutlialle verbracht. Die Leute der Eisenbalm begannen 
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•ofort mK der Aimihm der Sendung nnd konttatierten, dass deren Gesamt- 
gewieht snr 8073 kg betrog. Sie beendigten diese Operation erat am fol- 
genden Tig» (8. lOlTz) om 10 übr morgens. Dann gbig die Sendung an den 

BeBtinimnngsoi-t ab. wo sie am gleichen Tage om 2 ülir 38 ^Tinuten ankam. 
Der Absender behauptete, dass die Semlnncr am 2. MKrz mit dem nm 2 Uhr 
54 Minuten abends abgehenden 7av^i- hatte befördert werden sollen und be- 
langte die Eisenbahn auf gerichtlichem Wege für den durch die verzögerte 
BefSrdemng entstandenen Sebaden im Betrage von 200 Fr. Die Eisenbabn 
erwiderte, dass geulss der bestebenden MinisterialTerordnnngen nnd dem 
Art. 64 der Anwendnngsbedingongen der EOgvttarife Eilgftter allerdings mit 
dem ersten anf die Aufgabe folgenden, mit allen Klassen versehenen nnd mit 
der Bestimrannf^ der Sendnnp: korrespondierenden Personenzug befördert werden 
müssen, unter der Voraut^setzuntr indessen, dass sie wonip-stens 3 Stunden vor 
der reglementarischen Abgangszeit des Zuges zur i^iuhckit-ibuug präsentiert 
worden seien. Dia 600 Bretter seien aber erst nm 10 Uhr Tom^ttags des 
3. Kärz, nachdem ihre Annahme nnd AbwBgong beendigt gewesen, znr £3n- 
schrelbttng gelangti sie seien mit dem ersten inneriialb 3 Standen naeh der 
Einschreibung zur Abfahrt gelangten Zage befördert nnd vor Ablauf der regle- 
mentarischen Lieferfrist dorn Empfänger znr Verfü^nng gestellt worden. Mit 
Urteil vom 26. Dezember lUOä hat das Handelsgericht von Agen, als erste 
Instanz, die Forderung des Klägers gutgeheissen, weil die in Frage stehende 
Frist Ton drei Standen von dem Angenblieke an an rechnen sei, wo die 
Sendnng den mit der üebemahme nnd Yerifllcation beaoftragten Leuten der 
^senbahn übergeben worden sei nnd nicht erst von der Beendigung der 
TJebernahine an Der Appelllkof von Agen hat dagegen dieses Urteil abgettndert 
mit folgender Begründung: 

,(Teuifiss dem Art. 50 der Verordnung vom 15. November lH4(i müssen 
die von der J^seubahn zu befördernden Gegenstände unmittelbar nach ihrer 
Ankunft auf der VetflandstaHon unter Angabe der (Versandstation) znr Er- 
hebn]^[; gelangenden gansen Fracht bi den Bfichem der Bahn eingetragen 
werden; Jede Sendung muss von einer nnteraeidmeten Anfgabedeklaration be- 
gleitet sein. In welcher die Zahl, das Gewicht and die Art der an befSr- 
dernden Stttcko, sowie deren liammem, Marken oder Adressen angegeben 
sein sollen. 

Diese Deidaration muss nach stattgefundener Uebematune durch einen 
Angestellttt der Bahn vfaiert werden, weldmr das Deb^ der Transportkosten 
festansteUen nnd dem Abeender einen Empfangsschein au fibergeben hat, in 
welchem die Art und das Gewicht der Stocke, der gesamte Transportpreis 

und die Lieferfrist aasgesetzt sein soll. Hierauf erfolgt erst der Abschlnss 
des Frachtvertrages zwischen den Parteien. Um zn beweisen, da.ss die Sendung 
zur Einschreibung prJlsentiert worden sei, genügt es nicht, das Gut im Üahn- 
hofe anzubringen und eine mehr oder weniger genaue Versauddoklaratiun zu 
flbe^geben ; die Einadureibang findet erst statt, nachdem das Gut ttbemwmmen 
und der Thutsportprebi festgestellt und dem Absender darüber ein Empfangs- 
schein ausgestdlt worden ist. Allerdings darf dabei die Üebemahme in keiner 
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Weim in PlMkeral «nsaiteii und die Oeiehäfte des AbB«iiden etttren, aber 
daa Gut wird nr Einacbr^bimg erst prisentiert in den Angenblick, wo der 

Frachtvertrag abtreschlossen wird, nnd dieser kann sicli nicht bilden, bevor 
die Eisenbahn in der I.app frewesen ist. durch die Verifikation über den 
Gegenstand desselben sich zu Yerf,a-\vissern, was erst dann der Fall ist, wenn 
diese Gegenstände tatsäclilich , gemäss Art. 50 der Verordnung vom 15. No- 
vember 1846, in den Bflcbem der Abgangsstation nur Elnsclireibang gelangt 
sind. Die vorherige Prüfung ist aber nm so notwendiger, als dabei Diffe- 
renzen «ieh hemosstellen können, wie es vorliegend wirUldt der IUI war, 
indem ein betrtchtlicber Unterschied zwischen dein wirklidien Gewicbte des 
Gutes nnd demjenijren, welches in der Aufsabedekluration aneep-eben war, 
konstatiert wurde"*. (Nach den Annales des chemins de fer l!t()7 S. 28.) 

Dazu bemerkt die Redaktiun des Berner Zentrai-Amtes folgendes: „Die 
fransSiisdie Bechtsprechnng im Sinne des vorstebttidett Urtdles sidieiat fesb- 
msteben. Sie verlangt, dass, wenn der Frachtvertrag als abgescbloosen gelten 
nnd die Elsenbahn die darana folgenden Verbindlicbkeiten tibernehmea soll, 
das Gut von der Eisenbahn wirklich übernommen worden sei. In einem Urteil 
vom 7. Juni 19üö des Appellhofs von ( aeu (Bulletin annott' des dumins de 
fer 1906 S. 29) ist, entgegen der Entseiieidnng des Untergerichtes, ausgetührt, 
dass zur Begriindung eines Frachtvertrages die Tatsache der Unterzeichnung 
der Abgabedeldaration dnreh den Absender nicht genüge, und dass diese, so- 
lange sie von dem die üebemabme der Sendung besorgenden Bahnangesteilten 
nicht uiteraeichuet sei, nur als ein Qesaeh na die üebemalune einer Sendnng 
betrachtet werden könne, welches keine Rechtsbeziehnngen unter den Par- 
teien begründe. Im iilinlirlien Sinne lauten auch die in Z. 1906 S. 261 und 
1907 S. 107 mitgeteilten Urteile deutscher Gerichte". 

Meines Erachtens ist der vom Wiener Handelsgerichte eingenommene 
Standpunkt, obwohl er für das PnbHknm der günstigere ist, wenigstens nach 
dem positiven Oesetee — de lege lata, — als unrichtig za beseiciinen, denn 
da bei den meisten Wagenladungen, namentlicb bei alla rlnfosa-SendungMi, 
die Selbstverladunir durch die Partei vorgeschrieben ist, kann Uebergabe resp. 
Uobernahme nicht als \ i>llzngen angesehen werden, insolanpe die Selbstver- 
ladung nicht vollendet ist. Ohne Fertigstellung des (iutes zum Transporte 
seitens der Partei kann auch für die Bahn die Lieferfrist nicht zu laufen 
beginnen. Wenn nun auch nadi § 54 BetrBgl. die AafdrSckung des Tages- 
stempels als Zeichen der Annahme des Gutes an betrachten ist, so gUt dies 
nur als Beweisregel, die den Gegenbeweis nicht ansschlieest. Wenn nnn er- 
wiesen wurde , der Sclilnss der Selbstverladong erst am 7. September 
stattgefunden hat, also das Gut erst an diesem Tage zum Transporte bereit 
gestellt wurde, sn kann erst von diesem Tage die Lieferfrist zu laufen be- 
ginnen. Es bedurfte daher, streng genommen, nicht erst einer neuerlichen 
Abstempelung. Auch ohne diese Utle der Beweis tber die fUctiache Ver* 
ladnng angelassen werden mOssen, denn § 64 BetrBgl. Abs. 2 erklirt ans- 
drilckllch: Die Abstempelung hat nach vollstftndiger AnfUeferong zn ge- 
schehen. Insolange das Out nicht voUsttndIg aa|geliefert ist^ kann die Liefisr- 
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frist zn laufen nicht beginnen. Es erscheint daher gar nicht nötig, auf die 
in dem französischen Urteile näher ausgeführten Modalitäten der Manipulation 
der Bahnen bezüg-lich der Abwafre, der Buchung und der Berechnung der Ge- 
bühren etc. einzugeben, weil diese rein intenien Vorschriften für das Pablikum 
doch nicht massgebend sind. Die Hinweisong des Urteils des Wiener Handels- 
gerichtes auf die Tatsache, dass die im § 65 Abs. 8 und 3 vorgeschriebene 
^TerslAndniserkUnmg dM Abieiiders nicht vorliegt, erscheint woU nicht 
zutreffend, weil der dort statoierte Fall hier gar nicht vorliegt. 

Eine andere Frage ist aber die. ob der Absender, der in der ihm ob- 
liegeiiileii Verladung; nicht durcli eif^enes Verschulden, sondern durch dasjenige 
der Bahn behindert wurde, da sie ihm den bestellten Wagen erst nach 7 Tagen 
lieferte, idobt aus diesem Beditstitel einen ErsatsMupmch an die Bahn hitte 
stellen kOnnen. Und diese Frage mnss offenbar betJaht werden, denn nach 
dem österreichiselMD BetrBgl. Anhang II ist die Bahn verpflichtet, dem Be- 
steller des Wagens, wenn die Stellung desselben nicht rechtzeitig erfolgt, 
eine dem Wagenstandgelde entsprechende Entschadifrnntr (9 K fiO h per Tag) 
zu leisten. Allerdings ist diese Entschädigung eine minimale, aber durch den 
oft beklagten üebelstand des Waggonmangels leicht erldärlich. 
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12. 

Zur Avsleguug der Bestünnmiip; ^fta. AvslUnuig der IHenstrer- 
rlehtnngen*^ Im § 2 des Belehshaftplllelitgeiietses. 
Von Otto von K6ii|tNlw, 

Direktor der Yereiclieniiigs-Gesensclnft Nordstern in Berlin. 

Ein Hontenr — einer Fabrilc — hatte den Auftrag erlialten, in der^ 

selben oino Gasn:p1)1iis<'niaschiiic wieder instand zu seteen, xu welcliiiB Zwecke 
ilini die erforderlichen llilisarbeiter beiprepehen waren. Der ihm vorpresetzt« 
Oberinfjenieiir hatte ihm aber aiisdrücklicli verboten, nach beendiffter Repara- 
tiM" die Maschine anzulassen (d. h. in Gang: zu setzen), oliue dass er — der 
Oberingenieur — oder ein anderer Ingenieur zugegen sei. Verbotswidrig ver- 
Bvdite der Hontenr das Anlassen ohne Znziehnng ^ea Ingenievrs nnd öffnete 
die Gassnleitnng, ohne jedoch die elelctriache AntriebsTorriehtong in Gang an 
setzen. Infolgedessen wurde durch das avsströmeiulr Gas ein Hilfsarbeiter 
und ein Ingenieur, welcher einen Rettungsversuch machen wollte, getötet; 
dessen Erben verlaiip:en von der Betriebsnntemelimerin Schadensersatz auf 
Grund des § 2 RHG. 

Da« Oberlandesgericht nahm an, dass der Monteur als eine sowohl zor 
Leitung wie aneh Beanf sichtigling des Betriebss, d. h. eines elnsehieB» im 
Bahmen des Fahrilcbetriebefl der Beklagten stehenden Betriebsvorganges 
angenommene Person anzusehen sei, dass es an sich ein selbstTerstlndücher 
Ausfluss seiner {rewnhnliohen Obliegenheiten als Monteur war, wenn er den 
ersten Betriebsversueli an der reparierten Mascliine vornahm. 

Den Einwand der Beklagten, dass ihm dieses Anlassen verboten gewesen, 
dasselbe also nicht in Ausführung der Dienstverrichtung erfolgt sei, wies das 
Oherlandesgerlcht anrflck, mit folgender BegrQndnng: 

.In diesem Verbot lag nichts weiteres, als dass jene Betriebshandlung 
wegen zn befflrchtender UnregelmSssigkeiten unter Aufsieht eines besseren 
Sachverstflndigcn vor sich gehen sollte. Der Monteur war also in diesem 
Falle lediiilich, und zwar seinem Vorgesetzten c-ecrnüber in seiner 
Selbständigkeit beschränkt, und er handelte verbotswidrij^ und auch hier 
wiederum schuldhaft, wenn er trotzdem selbständig die Ingangsetzung der 
ICasddne antemahm. Damit ist aber keineswegs gesagt, dass er den 
ihm von der Beklagten angewiesenen Oesehäftskreis fibersehritten 
hatte: wie denn auch jenes Verbot des Oberingenieurs lediglich eine in- 
terne Anweisnnir darstellt, durch welche die leitende Aufsicht- 
stellung des Monteurs seinen ihm zugewiesenen Hilfsarbeitern gegen- 
über nicht berührt wurde". 

Das Reichsgericht (VI. ZS.) hat mit Urteil vom 23. September 1907 — 
JW. Jahrg. 1907 8. 678 — dieses Urteil bestätigt: es führt hieran aus: 

Das Bernftangsgericht hat festgestellt, dass das lagangsetsen der Ha- 
schine behufs Prüfung ihrer BetriebsfHhigkeit an sich zu den Funktionen des 
Monteurs gehörte, nnd es ist ihm darin beizustimmen, dass sie aus dem 
Kreise der Dienstverrichtungeu des Monteurs nicht deswegen fiel, 
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weil ihm in ▼orliegenden Falle ihre Vornahme ▼on seinem Vor- 
geeetsten verboten gewesen war. 

Das Oberlandesgericht vertritt also nnter BilligniiK des Beiehsgeiicbts 
den Standpunkt, dass dnrcli das Verbot dio Aufsiclitstellunir freuenüber den 
Hilfsarbeitera nicht horührt wurde, mit anderen Worten; dass oinf» Ein- 
scliränknng des dem Monteur an ^ich zugewiesenen Gescliäl'tskreises den iiilfs- 
arbeiten! and sonstigen Dritten gegenüber nnwirksam war. — 

Diese Anfhssnng würde richtig sein« wenn es eine gesetsllche Bestim- 
mvng gibe, dass mit der Stellnng eines leitenden Montenrs ein gewisser ftblicher 
oder präsumtiver Umfang seines Gescliäftskreises verbanden sei, und dass die 
Bescbränknng dieses Umfanfres dritten Personen gegenüber entweder — analog 
der Prokura — <ihne Wirkung: oder — analop der Handluntrsvollmarlit — 
nur dann von Wirkung wäre, wenn der Gescliädigte die Besclirünlcuug kannte 
oder kennen masste. — 

Schon alldn diese Hermssehilnng der Kecht^kage genOgt, nm erkennm 
an lassen, dass diese AnffiMsnng nnricbtig ist: es gibt weder eine gesetaliche 
Bestimmung, dass mit der Stellang eines leitenden Montears ein gewisser 
Gescliäftskreis verbunden ist. noch pribt eine pesetzliche Bestimranner, nach 
welcher die Beäcliraiikung- desst lben dritten Personen gegenüber von gar keiner 
oder nui* von bedingter Wirkung wäre. 

Beehtlich war eine B^preaanag des GheseUftskrebes des Uontenrs Dritten 
gegenflber vSllig wirksam. Selbst wenn man anf die an den Moutenr erfolgte 
Anftiigssrteilnng anr Beparator den §676 B0B. analog anwenden will» so 
wurde der Monteur Dritten gegenüber nur innerbalb des ihm laut Anftrag zu- 
stehenden Gescbäftskreises enuJichtigt »:ewesen sein und wUre eine eigenmäditipre 
Erweiterung auchDritten gegenüber nur dann wirk'^ani jj::ewesen. wenn der Jlniueur 
— analog § 6öö BGB. — zur Abweichung von den Weisungen des Autirag- 
gebars bsreohtigt war, was natlMieh dnem direkten ansdrSekUehan Verbot 
gegenflber aasgescUossen ist, somal keine Gefahr im Vennge war besflglieh 
das Anlaasms. 

Lag also in dem Verbot eine EiaschrSalniag des sonnt üblichen Ge- 
schäft^krciseä eines leitenden Monteurs, so war diese Kinsoliriinkutis,' durchaus 
niclit nur lediglich als interne Anaflt^iulicit zwischen Moni »Mir und der Be- 
Idagten der letzteren gegenüber wirksam, sondern sie wai* auch dritten Per- 
sonen gegenüber wirksam. Welche Bedeatang hatte mm das Verbot? 

Zar Entseheidnag dieser Frage Ist an nntersnchen, wie die Bestimmung 
in AnsfQhrnng der „DienstTerrlehtnngen* aassnlegen ist, ob im Shme .der 
dem betr. leitenden Monteur als solchen bestimmt aafgebagenen Dienstver- 
riclitungen" oder im Sinne .einer nnch üblicher Weise zu den Funktionen 
eines leitenden AInnteurs geliin rmii n Dit nstvi rrichfunfr" oder sogar ganz ab- 
strakt im Sinne „uberbaapt irgcndemer Dienätverrichtung". 

Zanichst ist hieran folgendes an bemerken: 

Eine üblieherwdse an den Funktionen eines Monteurs gehfoende 
Dieuatverrichtnng kann, da es eine gesetaliche Bestimmung ttber den ümfaug 
des Gesehftftskreises nicht gibt, nur dann und nar insoweit in Frage kommen, 
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als die VertragBeUieBsenden nichts andsres bestinnt habsn. Die üeblieh- 
keit kennt lediglich erpritnzend zur Ermittelnng des Parteiwillens 

in Frage, wenn keine ansdrückliclicn Bestimrauni^en vorliegeil imd deshalb 
anzunehmen ist, dass die Parteien das Ff^blirhe gewollt haben. 

Hieraus ergibt sich, dass in Wirklichkeit nur zwei Möglichkeiten in 
Frage kennen: 

Entweder die Anilegniig in Sinne der dem leitenden Monteor als 
soleben vertraglieh an^setragenen Dienstrerriehtnngen, sei es, dass 

der Umfang ansdriicklich bestimmt war, sei es. der Umfang nach dem 
stillscbweipreuden Paiteiwillen durcli die IV hlirlikoit bestimmt werden sollte; 

oder die Auslegung im Sinne irgendeiner Dienstverrichtuug über- 
haapt, welche von dieser Person ausgeübt wurde, also auch solcher 
DienstTerrichtungen, welche vertraglich nicht nnter den Oeschäftskreis 
der Ihn als leitendon Montenr anfgetragenen Dieastverrlehtnngeii fielen. 
Wbn die letstere Anslegnng richtig, se würde es also tlberhanpt nieht 
darauf ankommen, ob die betr. Verrichtung zn dem vertraglichen Geschäfts- 
kreise des leitenden Monteurs gehörte, sondoi-n ledip-lich darauf, ob die Ver- 
richtung von einem leitenden Monteur vorgenommen wurde, und ob es sich 
dabei nm Verrichtung irgendeines Dienstes handelte. 

Alsdann würde z. B. § 2 RHG. Anwendung finden, wenn der betr. Monteur 
Yon seiner Arbeit abgerufen wurde, nn an anderer Stelle auf Weisung des 
Betriebsontemehmers bei einer beliebigen Arbeit vorabergehend ansUlfinreise 
als gewöhnlicher Arbeiter, z. B. beim Vernieten, mitzuhelfen, und wenn der 
Montenr bei dieser Tätigkeit als cewnlmlicher Hilfsarbeiter einen anderen 
fahrliissig verletzt liätte. Denn der M()nt<'nr hätte zweifellos eine Dienstver- 
richtung ausgeführt, er wäre ja an sich zu der Zeit auch noch leitender Montenr ge- 
wesen, da die seiner Leitung unterstellte Arbeit noch nicht beendigt war. 

Ebenso mflsste § 2 Anwendung finden, wenn der als Leiter der Dreherei- 
werkstatt angestellte Weriistattvorsteher ^genniehtig in der Qiesserelwerk- 
stttte, in welcher er gar nichts zn suchen hatte, eine fahrlässige falsche An- 
ordnung getroffen hätte, durch welche jemand verletzt wurde : auch hier hätte 
Ausführung einer Dienstverrichtung seitens einer als Leiter — freilich einer 
anderen Abteilung — angestellten Person vorgelegen. 

Die Eigenschaft als leitende Aufsichtsperson wäre also gewissermaesen 
ein Charakter indelebOla solange, als fiberhaapt Leitnng and AnfUehtsbefognia 
bestlade, und zwar aaeh für solche Dienstverriehtongen, welche gar nicht 
znm Geschilftskreis seiner LeitongS- und Aufsichtspflicht gehörten. 

Dass der (tesetzgeber dieses gewollt liabe, wird dorli niemand emstUch 
behaupten wollen; ge^^enüber den unsinnigen Konseqnenzen, welche sich nach 
der zweiten Auslegungsmögiichkeit ergeben müssen, kann es überhaupt nicht 
zweifelhaft sein, dass sie falsch ist 

Bichtig ist nnr die entere Avslegiing, d. h. die scholdhaft schldigeBde 
Verrichtung nnsste zun Kreis derjenigen Dienstverriehtongen gehOren, welche 
auf Grund ausdrücklicher oder stillschwdgender Vertragsabaieht zn dem Qe> 
sehttftskreis der leitenden Anfsichtsperson gehörten, d. h. also za ^frjfmgtn 
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DienstverrichtiiiigMi, deren Leitung nnd BeanfBiehtlgnng ihr vertrag- 
lich nicht nnr zustand, sondern anch ehlag, fiber deren Vornahme 

oder Unterlassang sie also dio verantwortliche Entsclieidnng zn trefTen hatte. 

Da es. wie oben henieikt, kpino cresetzliclie Vorschrift über den Umfans: 
des Gescliäftskreisps eines leitenden Mnntenrs p'ihi. da demnach anch eine ge- 
setzliche Vorschrift, welche deren Abänderung verbietet, hier nicht in Be- 
laradit komnit, so kann also der Betriehsantemehuer ftrel beslinuttai nnd Ter» 
einharen, welcher Kreis von Funktionen der Leitnog nnd Anlsicht des Mon- 
teora nnterstdlt werden soll. Hierans ergibt sieh ohne weiteres, dass der 
Abliebe GeschUftskreis im Einzelfalle vertraglich abgeftndert nnd elngeschrftnltt 
werden darf, und dass fiir den § 2 RIIG. nur diejenipren Dienstverrichtunfren 
in Frage kommen, welche vertraglich in dem betreffenden Falle zu dem 
(jreschäftäkreise des betreffenden Monteurs gehörten. 

War dem Montenr fir gew^Hmlieh stülsebweigend ein weiterer Gesddlfte- 
Icrds aavertrant, war derselbe aber Ar eine bestimmte Arbdtsaosflibmng Ter- 
tmi^ch beschrtakt worden, so kommt fBr diesen Fall anch nnr der he- 
scbrftnkte Geschftftskreis in Betracht, nnd swar, wie oben bemerkt, nicht nnr 
gegenüber dem Betriebsunternehraer, sondern auch ereprenüber Dritten. 

Welche Bedentnng^ hatte nun das Verbot des nberingenienrs, die .Ma- 
schine allein, ohne Zuziehung eines Ingenieurs, anzulassen, unter Beriick- 
siehtigung des Vmstandes, dass dieses an sieh som OesehtftdEreise eines 
leitenden Montenrs gehörte? 

Das Oberlandesgerieht war anf dem richtigen Wege, wenn es sagt, dar 
dnreh lUltte jene Verrichtung unter die Aufsicht eines besseren Sachverstän- 
digen gestellt werden sollen, und wäre der Monteur in seiner Selbstitndigkeit 
beschränkt worden; es hat aber diesen Weg nicht konsequent weiter verfolgt. 

Das Verbot beschränkte in zulässiger Weise den für derartige Aus- 
ftthnmgen sonst ÜUichen G^sehftftslcreis eines leitendci Monteurs, indem es 
ihm fBr diese bestinunte Yerrichtong die Selbstlndigkelt, die Leitong nnd 
Anfsicht derselbfla entscg nnd ihn für diese Veniehtnng adbst nnter die 
Leitung nnd Aufsicht dnes höheren Beamten stellte, mit anderen Worten: 

Dem Montenr wurde für diese Verrichtung die Eigenschaft 
als leitende Aufsichtsperson entzogen, er wurde hierdurch 
für diese Verrichtung einfacher Arbeiter; denn ein Monteur 
an sich ist nichts, als ein besssrer Arbeiter. • 

Blne andere Auffassuig des strikten Verbots ist nnmUg^eh. Handelte 
aber der Montenr befan Anbunen nur als Arbeiter, nidit als leitende Anf- 
sichtsperson, so findet § 2 RH6. keine Anwendung. 

Dass es sowohl dem Betriebsonternehmer wie Dritten gegenüber anwirk- 
sam war, wenn der Montenr sich wirklich eigenmächtig für diese Verrichtung 
die Eligenüchaft als Leiter und Aufsichtsführer angemasst liätte, folgt aus dem 
oben AnsgefOhrten. 

Die eingangs erwfthnten Urteile, so sebr sie tob rein menschlieben 
Standpunkt ans erklttrlieh erscheinen, sind also joristisch nicht haltbar. 
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18. 

Beltrige zur Erlintorang dos Preiisslscheii KlelnbainigcMtses tob 

28. JnU 1898. 

Von Dr. Bmr§ Egar, 
Geb. Begiemngsrat in Berlin. 

VI.») 

Die Königliche Genehmigang zur Anlegung von Bahnen in den 

Strassen Berlins nnd Potsdams. 

§ 39 des Prenssiscben Kleiiibahngesetzes enthält eine ergänzende lie- 
•tiaimung za der Yersehrlft des § 2, wonach es sowohl asnr Herstellnng und 
zun Betriebe, wie aneh so wesentlichen Erweitemngen oder sonstigen wesent- 
Hohen Aendemngen Kteinhahnontemebimngen, ihrer Anlage oder ihres 
Betriebes der Genehmigang der znstlndigen Behörde (§ B) bedarf. Nach § 89 
muss zu der beliördlichen Gciichmiiining gemäss § :} in betreff der Anlegnng 
von Bahnen in den Strassen Berlins nnd Potsdams noch die Königliche 
Genehmigung hinzatretea. Die behördliche Genehmigiing 3j genügt nicht, 
es ist tberdies noch für die Anlegung von Bahnen in jenen beiden St&dten 
Königliche Genehmigung erforderlich. Es wnrde für angemessen erachtet, 
dem Lsudesheim in seinen beiden Haa^ResidenzBtftdten einen entBcheidea- 
den Einfln88 auf die Anlage öffentiicher Verkehrsanstaltcn oinznrtlnmen. 

Wahrend für die dem Gesetze vom H November 1838 nnterworfenen 
Bahnen die Genehmigung zu ihrer Anlaj^e gesetzlich (i? 1) dem Landesherrn 
vorbehalten war, bestand für andere Bahnen eine gleiche gesetzliche Befug- 
nis desselben nicht. Ah» dvreh die Terwaltungspraxis war es ge- 
wissermassen snm Gewohnheitsrecht geworden, aas dem angeAhrten Gronde 
für die Anlage aller soleher Btlmfin anmahmslos in den Stadtgahieten Ton 
Berlin nnd Potsdam die Königliche Genelunlgang einzuholen. Dieses Gewohn- 
heitsrecht ist durch § 39 zn einem gesetzlichen gemacht worden. 

1. Die Bestimmung des § 39. dass es zur Anlegung von Bahnen Inden 
Strassen Berlins und Potsdams Königlicher Genehmigung bedarf, ist 
mangels Jeder Blnaeiirittkung absoluter Natur; sie konstituiert für den 
Landesherm ein Hoheitsrecht, welches dem KOnigl. Genehmigungsredit In 

Siehe Beitrag Nr. V iu dies. Zeitsclir. Bd. XXI 0.331-334. 
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betreff der dem Eisenb.-Ges. vom 3. November 1838 (§ 1) und 1. Mai 1866 
(§ 1) unterworfenen Hahnen adiiqnat ist. Daran«* folf^t nacli alleoraeineil 
staatsrechtlichen Grundsiitzeu , das« diese s Kiiniirl. (Jenclnnig-nnirsrecht anf 
andere Personen bzw. auf Behörden nicht übe r tragen werden darf. Zwar 
iit in d«i ]«g;isUt. Terluttdhngen ImrTOtgdiolini wordon, daw tSm Delegation 
diMes landesherrliclMii Rechts auf Behdrden — der bisherigen Gewohnheit 
entsprechend — nach weiterhin in betreff der minder eleganten Stadtteile 
gefibt werden werde. Indes diese Beschränkang hat im Gesetze selbst keinen 
Ansdrnrk gefunden. r)araus fol<rt, dass die Könit^l. (if'Tiehmipnng' aus- 
11 all ms los für dit' Anlegung aller Bahnen in den Stadtgehieten von Berlin 
und Potsdam erforderlich ist, dass eine Delegation derselben auf nachge- 
ordnete Instaaien nnxnlftssig nnd eine Oenehmigong nur dnrdi letitere 
Ulegal nnd reehtsnngfiltig ist. Aach eine vorgftngige allgemeine Oenehmigang 
fBr alle Strassen in gewissen Stadtteilen ersclieint hiernach gesetzlich nicht 
statthaft. Der gefrenteiligen Annahme Gleims (Komm. 4. Anfl. S. 228) kann 
nicht l'eitrp]»fliclitet werden , denn es handelt sich hier nicht nm eine blosse 
Znstininiuti[; , sondern um eine wirkliciie Genehmi|2:nng. Das Gesetz anter^ 
scheidet scharf zwischen Zustimmung (arg. 0, 7 und 8) und Genehmigong. 
Hier ist dem Kanige aoscUlesseBd an § 10 des Flnchtliniengeeeties anadriek- 
lidi das Seefat der Genehmigung erteilt. 

2. Dnrch die im § 39 vorgeschriebene Ettnigl. Genehmigung wird 
aber die in den §§ 2 — 5 bestimmte behördliche Genehmignng weder er- 
setzt noch erübrigt. Violmohr sind beide Genehmigungen erforderlich; zu 
der behördlichen Genehmigung mass in den Fällen des § 39 noch die könig- 
liche hinzutreten. 

8. Di» Kdidgüehe Qemhmigmig ist nnrsnr «Anlegung von Bahnen* 
erforderlich. Ans der Wahl dieser Worte ei^bt sich, dass es sieh nicht im 
blosse Erweiterungen oder Aendemngen der Anlage oder des Betriebes be> 
stehender Bahnen handelt, sondern nm die Anlage nener Bahnen oder nm 
die Anlage neuer Bahnlinien bestehender Bahnen. Der Hetriernnpsvertreter 
hat in der Kommission des Abtf. -Hauses ohne Widerspruch die Erklärung 
abgegeben , dass unter Anlegung von Bahnen keineswegs alle nach ^ 3 ge- 
nehmigungspflichtigen Anlagen zu verstehen seien, sondern nur die Nenan- 
lagen von Bahnen mid die Erweitemng bestdiender Bahnen dnrch nene 
Linien. Andere Aendemngen bestehender Bahnen und Linien aber seien nicht 
unter der gedachten Bezeichnung inbegriffen und bedürfen daher aoch bei der 
Annahme des § M!» der königlichen Genehmignng nicht. 

4. Da.s Königliche Genehmigungsreeht erstreckt sich ferner nur auf 
Bahnen in den Strassen Berlins nnd Potsdams, nicht auch Charlotten- 
bnigs, anf welche ideh die zugrunde liegende Bestimmung des § 10 des Ge- 
setzes, betreffend die Anlegung und Verindemng von Strassen und Plätcen 
usw., vom 2. Juli 1875 (GS. S. 561) mitbezieht. Andererseits umfasst da.s 
Königliche Genehmignngsrecht ausnahmslos alle Strassen der beiden Städte 
Berlin nnd i'otsdain einschliesslich aller öft'entlichen Pliltze und Wege. In- 
soweit es sich aber um die Anlage von Baiiueu anf privatem Grund und 
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68 4er Königlichen Genehmigiuig nicht. 

6. Für das Verfahren behnfs Einholung der Königlichen Ge- 
nehmigung sind weder im Gesetze, noch in der Ausfuhr-Anweisung Vor- 
schriften tregeben. Im wesentlichen werden die Bestimmungen, betr. die Her- 
beiführung der landesherrlichen Genehmigung zur Anlage und zum Betriebe 
der dem Eiaenb.-Ges. Tom 3. NoTember 1688 unterworfenen Efsenbathnen, 
analoge Anwendiug flndoi. DaiuMdi ist der GeneliinipmgiMwitrag auch in den 
Fallen des § 39 an die gemilss § 3 zur Genehmigung legitimierte Behörde za 
richten, welche das Prüfungsverfahren gemKss §§ 4ff. bewirkt. Lehnt die 
Genehmignngsbehörde auf Grnn«] dossplboii den .\ntrag ab, «o bedarf es einer 
Weiterlcitung desselben an den Landenherrn überhaupt nicht. Findet aber 
die Behörde den Antrag zur Genelimigung geeignet, ho legt sie denselben 
dem Könige snr Gen^mignng vor. Erklirt sieh aneh dieser mit der Ge- 
nelimignng einTorstanden, so nir^ dieselbe dem Bewerber erteilt. Wird die 
königliche Genehmigung von der ErfBlImig noch weiterer Bedingungen 
oder von Modifikationen der behördlich aufgestellten Bedingungen abhängig 
gemacht, so darf die Genehmipniifr nur unter den landesherrlich und behörd- 
lich vorbehaltcnen Bi'diTi{rnn<ren erteilt werden. Würden die landesherrlichen 
Vorbehalte und Auflagen mit den von der Behörde für notwendig erachteten 
nicht verdnbar sein, i. B. mit den im Interesse der mcherheit des Betriebes 
vorgeschriebenen kollidieren, so wflrde die Ablehnung des Antrags erfolgen 
mfissen. Dasselbe ist der Fall, wenn die königliche Genehmigung unbedingt 
und ohne Angabe von Grttnden versagt wird. 
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setzlichen Bestimmungen angegeben, sodann eine üebprRicht der fär die Hohe der 
Abgabe maasgebenden (irnndsStze, endlich die Gnmdsätze des Reichj^achatzanites. 
Der Anhang umfasst: A. die für die ätempelberecbuang massgebenden Bestimmungen 
der BiflenbVericO. und des deDteehen Eisenbelmglltertarife Teil I, B. ein 7emidule 
der Wagengattnugen und ihr Ladegewicht, C. ein VerseichnlB der Qttter mit den 
fflr die Stempelbeieehnnng meaigebenden Oewicbt^grenian. 
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Die in der Theorie und Praxis des prenss. Verwaltangareebts besondere erfab- 
raien Verfasser haben die neue Auflage und die beiden Ergänzini<(sb[iii(Io in ebenso 
mnstergtiltiger und vorzüglicher Weise bearbeitet, wie die voran(rtliiMide. Mit gröbstem 
Fleisse und ausserordentlicher Sachkenutuis haben sie die Sammlung auf der ihr ge- 
bttiuenden Hobe erhalten nnd auf das reichste Termdirt Entqreohend dem starimn 
Anwaehsen der amtliehen Sammlang der Entscheidungen des Ober? erwaltnngsgeri^ts 
ist die viert« Auflage um einen ganzen Band, in den die Entscheidungen in Staatv 
und Kommunalsteuersachen verwiesen sind, stärker geworden. Dem bewährten Systeme 
der früheren Auflagen, welches sich durch Klarheit und Uebersichtlicbkeit auszeichnet, 
sind die Vofasser aneb in der nmen Anflage treu geblieben. Wie bislwr behandelt 
die erste Abteilung die Angelegenheiten der Kommunal verbände, die zweite: Kultus, 
Scbulo, Personenstand und Staatsangehörigkeit, die dritte bis fiiufte: die polizeilichen 
Angelegenheiten, die uuderweite Zuständigkeit der Verwaltuugsgericbte und das Ver- 
valtnngsstrdtTerikbren, die sediste die SteneraaeheiL Besonders wertvoll endidnt 

- das dem Werke heigegebene ZeitfolgeTerseiehnis der Entsobeiduogen vomebmiieh des- 
halb, weil neben dem Datum der Entscheidung nnd der Stelle der amtlichen nnd 
privaten Sanimlung auch in Kürze der Gegenstand der Entscheidung angegeben ist. 
Die i?'est.stulluug der Identität der abgedruckten, mit einer gesuchten, aber nur dem 
Datom naeb bebannten Bntseheidang wird dadoreb wesentlieh erieiebtert nnd seit- 
nabendae Kachschlagen vermieden. Auch fttr das Eisenbahnrecht ist die Sammlmg 

- Ton grosser Bedeutung. Mit Rücksicht auf die zahlreiche, öffeutliclie Rechtsgebict« 
umfassende Grösse der Materie des Eiseubabnrechts sind die auf dieses Gebiet besflg* 
liobeD BntsdMidangen nicht im Zasarnmenbange wiedergegeben, sondern sweckmiarig 
«mein an geeigneter Stelle mitgeteilt. Nur der Eiaenbalmpolizei und dem Eiaen- 
bahnwegcrecht ist ein besonderer Unterabgchiiitt Ljewidinet worden (Bd. II S. 410 ff.). 
Ebenso ^ind die speziell für Kleinbahnunteruehniungen ergangenen Entscheidungen 
in besonderen Abschnitten zusammengestellt. Ein recht ausführliches, dem ersten 
Bande nnd Jeden Bfglnmngsband besondere fflr den sweiten nnd dritten gemeinsam 
beigegebenes Saelirsgister erleichtert den Gebrauch des Werkes, das, je mehr die 
amtliche Sammlung anwächst und je mehr die Uebersicht über die in ZeiLschriften 
abgedruckten Eutscheiduugen erschwert wird, ein desto unentbehrlicherer Berater für 
die Terwnltungsprazis ist Die Sanmlung steht wl<M nor dnreh die ^tematisehe 

. Oliedenng des gewaltigen Stoün, sondern aoeb dnrdi die prägnante Wiedergabe des 
Inhalts der einzelnen Entsrlieidnngen unübertroffen da. Sie kann den Verwaltungs- 
behörden, Gemeinden, Gerichten und Auwalten, wie überhaupt allen, die sich mit dem 
Verwaltungswesen zu befassen haben, aufs wärmste empfohlen werdui. 

Magistrataasssssst K» Qeidfn, Berlin. 
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V. Landnana, Dr. R. Kommentar zur (iewerbeorduang für das Deutsche 
Beieh. 6. Anl'lage. üatar MitwurkaBg Ton Dr. Oastav Bobmar haraaaigageben. 
2 Blade. Hflaeliai 1907. C. H. Bedudw VerlagalraeUiaadlnBg. Oakar Beek. 

Die grosse Bcdentnng des v. Landinann»chen Kommentara fQr die Theorie and 
Praxis des Reidisgewerberechts ist bereits bei IJesprefhunir <ier vit-rfon Anflatje in 
dieser Zeitschrift (Bd. XX S. 205) gewürdigt worden. Die neue Auflage teilt in 
Tollem Masse die glänzenden VonUge der früheren : grösste wiiBeDflcbaftliclie QrUnd- 
liebkeit meint mit uner flberans klaren and gfediegenan Darsteltnng nad einer 
meisterhaften Beherrschung des ganzen gewaltigen stufTe^. Nicht nnr die Aenderongea 
der Reichsgesetzgebung, sondern auch die N'ollzugsbestimmnngen der grösseren 
Bundesstaaten, vornehmlich Preussens, sind auf das eingehendste berücksichtigt und 
Terwertet, die gesamten Gesetaesmaterialien, die Literatur and Bechtspreoliang, ins- 
besondere die Itatscheidungen der obersten Zivil-, Straf- und VerwaUnngsgesiehte der 
Bundesstaaten «sowie des Keichsireriubts sorgfältigst und vollständig herangezogen. 
Jede der zuhlreicbeu uud schwierigen Streitfragen ist mit klarem und selbständigem 
ürteile gründlich erOrtert. Der Verfasser hat sieb nicht mit der Einfügung des neu 
liiunigdMMnmenen Materials liegnilgt, sondern eine Beibe Ton Fragen, iaabesondere 
]vinai]^idler Natur, einer kritischen Nachprüfung und neuen Bearbeitung unterzogen. 
Der erste Band uuifasst .lie 1 -104 n, der zweite Hatid die 105—155 der Heichs- 
gewerbeordnung, suwie als Anbang I die hierzu ergaugeueu Verordnungen des Heichs 
nebst einigen Terwandten Beiebsgesetaen and die preussisebe Anleitaag sam § 16, 
als Anhang II eine Erianteraog des das Bangewwbe betreffenden Reicbsgesetzes vom 
7. Januar 1907 und als Anl-an? III den von Dr. Rohnier bereits in zweiter .•\uflage 
bearbeiteten Kommentar des Kindersrlmtzfiesetze-s. Den Schluss bilden Nachträge, 
ein ansfübrlicbes Literaturverzeichnis uu<l Sachregister. Es bedarf nicht der Uervor- 
bebang, dass ein solches Werk aadi fttr das Biseababareefat in praktischer nad theo- 
retischer Baaiebaiig von gr^sster Wichtigkeit ist. Man lese nur beispielsweise die 
Erörterungen zum § ß Uber den Gewerbebetrieb der Eisenbahnnuternehmungen (Bd. I 
Aüm. 10 S. 79 ff.) , um sich von der Bedeutung des Kummentars für das Eisenbahn- 
lecbt an filwnang«!. Die neaa Auflage ist eiaea groann Erfolges sieher. 

Dr. Egar, Berfia. 

Ratttaaai Or. FrKt, Landrichter in Berlin. Das Sachverstandigenwesen in 
Patentprozes'ien; zugleich ein Beitrag zur Frage der Erricbiuug eines selbstttadigan 
gemischten Patentgerichtaiiofrt. Berlin 190S. Carl lleymauns Vtilag. 

Der Verfasser bebandelt die insbesondere durch die Verhaudlungeu des Düssel- 
dorfer Kongresses fttr gewerblichen Beebtssebnts aktuell gewordene Frage , ob die 
Mängel in dem Sachverständigenwesen in Patentprozesscu die Errichtung eines ge- 
mischten Patentgeri< ht.sbüfs rechtfertigen ? Er verneint dieselbe und macht eine Reihe 
wohldnrchdaebier und gut motivierter Vorschläge zur Verbesserung de.s äacbver- 
ständigenwesens, die, wenn richtig durchgeführt, eine wesentliche Beseitigung der 
bestebenden Uiagel berbeifahrea wflrde. Verfasser legt iasbeaondere Wert auf die 
Mitwirkung der technischen Reichs- und Staatsbehörden bei der Namhaftmachung von 
Sacbvcrsfändicfen. auf die mündliche Begutachtung, die Erhöbung der Oebiihrcn und 
die Verpllicbtuug der Parteien, dem Gerichte die Sachverständigen uauibaft zu 
naekea, die bereits eia PriTatgutacbten erstattet babea. Die Brrichtnag von Sacb- 
verstftndigankammern lehnt Verfasser ab, empfiehlt aber die Bildung besonderer 
Patantkanuaani bei dea Laadgericbtea, die ihren Sita am Sitte des Oherlaadeegerichto 

Egar, nMalMkaiMhtilflhe BotMlMMongflB XZIV. 
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Iiabeii und in Patentsacheii ansschliesslicli zn8tüiirli<3: sein sollen Nur mit diesfitn 
letzten Vorschlage vermag sich Rez. nicht zu befreunden, derselbe trägt den Ver- 
bUtaiasen in der Piwrins mweiiig Becbmmg. Es gibt OberlMdesgerichte, die ihres 
Sitz in einer Stadt haben, in welcher Industrie, Handel und Technik viel weniger 
entwickelt siml, als in der ciucn und anderen Stadt, wel(he Sitz einen Landgerichts 
ist. Weslialb beiäpieläweise Fateutprozease in ^Naumburg besser behandelt werden 
wflcden wie in Magdeburg, ist nicht eiutiueheu. Ob anf die Dauer, ungeachtet der 
Verbeeeemng dee Sacb?entäodigenwefleiM,, die Enicbtang von Sondeigeriel^ iltr 
gewerbliches Eigentum wird vermieden werden kdonen, ist dem Rez. doch recht 
zweifelhaft Justizrat Dr. Fuld, Mainz. 

Apt, Dr. M., Prof., Syndikus der Korporation der KaafmannscbafC von Berlin. Gut- 
aehten der Aeltesten der Kaofmaonechaft tob Bertin Aber Oebr&nehe 
im Handelsverkehr. Neue Sammlung der bie snm 1. April 1907 entattalen Gkit- 
aehten. Berlin HK)7. Carl Heymanns Verlag. 

Die vom Verfasser veranstaltete mustergültige Sammlung der voui Aeltesten- 
KeUegiam bis Ende 1904 erstatteten Gutachten hat in allen Interessentenkreisen 
die gröeste Anerkenamg gefunden. Indes ist einerseits dnreh das Ldarafttreten des 
BOB. und HOB. ein grosser Teil der frUher verSlfentlichten Gutachten hinfällig ge- 
worden, andererseits entspricht eine Reihe derselben den jetzt bestehenden kanf- 
mäunischeu Anschauungen nicht mehr. In der vorliegenden neuen Sammlung hat 
daher der Verfuser als Brsats der frflheren im Auftrage des KeUegiums die bis 
1. April 1907 erstatteten Gutachten unter Aiissehaltung der veralteten heransgegsbra 
und damit in höchst verdienstvoller \\'i:isf' ein einlieitliclies Werk nach dem gegen- 
wärtigen Stande der Gesetzgebung und der kaufmännischen Anschauung geschaiTen. 
Wie bei der frOhenn Sammlung (s. in diet>. Zeitachr. Bd. XXIIi S. 106) , so ist auch 
bei der vorliegenden die ftnsserst sorgftltige, umsiehtige und saehventladige Aus* 
wähl der (lutachten und der eminente Fleiss des Verfassers rühmend bervorzaheben. 
Das Werk, welche.^ in seinem ersten Buche die Handelsjjebriiuchc allgemeiner 
Natur, im zweiten Buche die Uandelsgebräuche in den einzelnen Handelszweigen 
(61 Absdinifcte) und im Anbange Geschlftsbedingungen, kodilliierte Handekgebrikiehe 
und Reglements umfasst, bildet für alle kanfmftnuiaeben und industriellen Kreise, 
die Handelskammern, Grrirbte, Verwaltun^fsbehürden und Anwalte eine reicln' Quelle 
der Belehrung und ist auch für die Eiseubabueu und ihre Iuteres.seuteu von grossem 
Werte und Nutzen. Dr. Eger, Berlin. 

WwUwflr, W., Justisrat, und SoMllir, W., Bergwerksdirektor. Allgemeiaaa Berg- 
gesetn f ftr die praussisehen Staaten vom 24. Juni 1866 nebat den bis nun 

Jahre 1907 ergangenen preussischen Berggcsetznovellen, den einschlilgigen Neben- 
gesetzen und AusfiUirungsbestiniinun^'en. Zweite, vermehrte und verbesserte 
Auflage. Berlin liKJT. J. üutttntag. 

Die gttnstige Beurteilung, wdehe die mte Aufl^ dieser tüchtigen und hand- 
lichen, in der Gutteutag sehen Gesetisaminlun;^ erschienenen Bearbeitung des preussi- 
schen Berggesetzes (8. i. dies. Zeitschr Bd XXlll S. 222) erfahren hat. hat sich als 
durchaus berechtigt erwiesen. Nach kaum Jahresfrist ist eine zweite .Vuflagc not- 
wendig geworden, welche, abgesehen von saUrddien Verbessamngsn und Ergänzungen, 
vornehmlich auch die neue Berggesetinovelle mit flnen «nschneidenden Aenderungen 
des bisherigen (ie,«etzes aufgenommen hat. Auch sind sehr zweckmässig eine Reihe 
mit dem Berggesetz zusamnicnhäiigender (iesetze, insbesondere das .\nsiede)ungs- 
gesetz, die Gewerbeordnung und das Gewerbegerichtsgesetz auszugsweise, femer das 
Uafl^cht- und Lohnbeseblagnahmegeseti voHsUbidig milgslaOt. In Bedshung nf 
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da« Eisenbalinrorlit Kinil liani^tsfirlili« h die Erörterungen znm Alisrlm TIT l.')??ff "( 
des Gesetzes beachtcuswert. D.is Ruch, welches die Reobtspreclnm^: nnd Literatur 
sorgfältig berücksichtigt, kann wegen seiner Vollständigkeit, Uebersichtlicbkeit nnd 
praktiMboi BraneblNurkeit allen IntentMotni — Pnktikm wie Theoretikern — anfe 
wärmste empfohlen werden. Dr. ScbrBdw, Haffdebur!?. 

Arndt, Dr. Adolf. Die Vprf assnnffsnrkunde für den preussischen Staat. 
Mit Eialeitaug, TuUstÄndigem Kommentar, Anlagen und Sachregister. 6. Aufl. 
Berlin 1907. J. Onttenteg. 

Die eeclute Auflage des trefflichen Arndtscben Kommentars zor Preussischen 
VerfassnnRäurknnde bcHitzt ilie bpreits an rlcn frübcren Aufliiffen (s. Bd. XX S. 299 
dies. Zeitschr.j gerühmten Vorzüge. Das Werk enthält bei verbiiltnisinässig kurzer 
Fassang eine gediegene, wissenschaftliche Bearbeitung des schwierigen Stoffes, welche 
anf eingdlender nnd gillndlieher Kenntnis der Materialien, Beebtepreehnngr nnd 
Literatur beruht. Der Verfasser hat sich in allen Fragen ein durchan^ sc]b.stftndlget 
Urteil gewahrt nnd seine .^n^iolit stets anf gute nnd wolilihirchdarbtt^ firiiiule «re- 
stütet. Der Kommentar in der bekannten Form der Guttentag scheu Gesetzsammlung 
ist einen dar beeten nnd mTerllssigsten Hilfsnittel nr Auslegung and Anwendung 
der Bestimniungen der prenss. Verfasanng. Dr. Jlejer, Berlin. 

Makower, H. Handelsgesetzbuch mit Kommentar. Dreizehnte Auflage, be- 
arbeitet von F. Muko wer, Recht.sanwalt. 2 Biindp. Berlin 190(i, 19(J7. J. Guttentag. 

Zu den bedeutendsten nnd bervoiragendsteu Kommentaren des neuen üandels- 
geeelabnebs gehOrt anstreitig daa Makowersi^e Werk. WUrend von V^ar daa 
alte HOB. in nrastergllltiger Welse liearbeitet worden ist, hat der Sohn das neue 
HOB. zum Gegenstande trefflicher Erläuterungen gemacht. Er hat sich hierbei im 
wesentlichen an die bewährte Staub sehe Methode der Kümmenticrunir angeschlossen 
und dadurch eine ausserordentliche Uebersichtlicbkeit und Klarheit in der Einteilung 
und Darstelinng des gewaltigen StoHies erreicht. Der eminente Flelss des Verftusers 
war von EMblg gehrOnt, denn der im Jahre 1898/1904 erschienenen zwölften Auf- 
lage (der ersten der neuen Bearbeitung) ist schon in den Jähren HKK? 7 die drei- 
zehnte gefolgt. Dies spricht von selbst für die grosse Beliebtheit und Anerkennung, 
der sich der Kommentar in weiten Kreisen erfreut. Und in der Tkt fioden sich in 
demselhen die Vomflge wissensdialtUcher ÜrUndliehkelt, klarer nnd gediegener Dar- 
stellung sowie meisterhafter Beherrschung des Stoffes vereint. Die Gesetzesmaterialieu, 
Literatur und Rechlsprechnnp sind auf das sorj?fältif;ste beriick-iichtigt, die zahl- 
reichen und schwierigen Streitfragen eingehend und mit durchaus selbständigem L'r- 
teile behandelt. Denjenigen ParagTaphen, welche umfangreiebere Erilnterungen er- 
forderten, sind ^.weckmässig Dispositionen vorangestellt, welche die Orientierung 
wesentlich e rlfirlitern. Vornehmlich ist hervorzuheben, dass auch die eisenbahnrecht- 
lichen Hestiinniiini^'en des HGB., insbesondere die Abschnitte 6 und 7 des III. Bnches 
(Frachtgeschäft ^§ 426 — 452 und Bef&rderang von Q&tem und Personen auf Eisen- 
bahnen: §§ 46&-478) im VtmSn mit der geltenden BlsrabVerkO. vom 86. Oktober 
1899 und dem Internat. Uebereink. über den Eisenbahn-Frachtverkehr in der Fassung 
vom IT). Juni 1898 eine äusserst gediegene und gründliche Bearbeitung erfahren 
haben und Jede wichtigere der dieses Gebiet beherrschenden Kontroversen eingehend 
bertleksielitigt ist. Sehr sweekmissig ist dem 7. Abschnitt dee m. Buches als Anbang 
ein Auszug aus den auf Güter- und GepäckbefJ^rderung bezüglichen ^'orschriften der 
EisciihVcrkO. beif.'cfiiu't nnd in diesem überall auf die betreffenden l'ara£!:raiihpn und 
Erläuterungen des H(*B. verwiesen. Der Kommentar wird daher auch für alle In- 
teressenten am Eisenbahntransport, die Eisenbahnverwaltungen und Verkehrskreise, 
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aber auch für ilit- <laiiiit befassten Vpr\valtini;jsbehör(leu . (ierichtc. kaufniänniflclwil 
Korporationen und Anwalte eine reiche V^oelle der Belebmng und ein durchans za« 



8«8r|«l, Or. Nt. Th., und KrMM, Laodriehter. Jahrbaok des Strafrtehts and 

Strafprozesses. Hannover 19()7. Hchvingsche Verlagsbuobbandlnng. 

Stlioii lange gehurt die von Dr. Soer>;jel heraiHi,'ep:ebene, im Verlage der Deutschen 
Verlag wnsUlt Stuttgart er.sehienene .Becbtsprecliung zum gesamten Zivil-, Handels- und 
ProaMoeekt* m denjenigen Pr^judid«ll•alDmlnDgeu , daran eiob dar Ziviljurist gern 
ud mit Erfolg badtent, um noh Uber die umfangraiebe, durcb das ueaa bürgarlieha 
Recht liervorgernfene Judikatur unserer Gerichte zu informieren. Der Erfolg dio!«er 
Sainnilung liai iliren Heiaiisgober veranlasst, in Gemeinschaft mit einem richterlichen 
Kollegen auch die neuere Judikatur auf dem Gebiete des Strafrechts und des .'^traf- 
ItfoaMMB in bandliebar nnd llberaebtlichar Form für die Praxia siuammensastellen. 
Das uns vorliegende ,JaIirbuch des Strafrecbts nnd Strafprozesses* nmfasst die in 
den letzten 1 Jahren zum Strafgesetzbuch, zur Straf proze8.«iordnong, zum Militär- 
strafgesetzbacb, zur Miiit&rstrafprozeäsordnuug, zum Uericbtsverf assuugsgesetz , zu 
den BaiebikostengeMtcen und einigen kleineren atjalTeehtUdien NebeDgeeetaen er- 
gangene Beehtsprechnng. Aua niebt weniger ala 18 Züteehriften baw. Jndil»ten- 
tanunlnngen sind die für das Strafrecht und den Strafproze.ss bedeutungsvollen 
Entscheidungen des Ueichsgerichts, des Bayer. Oljtr.sten Laudes^rerichts, der Deutschen 
Oberlaudesgerichte und Verwaltungsbehörden zusammeugcstcllt und nach der LegaU 
Ordnung der einseinen Gesetae Terarbeitet. Slmtliobe Entsebeidongen sind mit einem 
den Inhalt des Keehtsaataes cbaraktetisierenden Schlagworte versehen, die Recbts- 
S&tze der Entscheidungen selbst in so ausführlicher Form angegeben, ilass sich in 
den meisten Fällen das Aufsuchen der Originalurteile erübrigen wird. £iu aus- 
fOlnlldl nnd snverlftssig gearbdtetee Sachregister ermöglicht eine raieha Orientiening. 
Das Werk wird auf dem Gebiete des Strafredita nnd Stra^proaessea ein anverlftssiger 
Wegweiser und guter Berater sein. Landrichter Dr. F. Görden, Hamburg. 

Deutsche Juristen-Zeitung. Ge-«amt-Register zum l. — X Jahrgang 1896 — 190.Ö. 
Bearbeitet von Arthur Schindler, Kechtsunwalt. Berlin 1907. Otto Liebmann. 

Die Deutsche Juristen-Zeitung hat sieb iu sclmeller Entwickelang an eimm 
Zentralorgan fttr die Theorie nnd Praxis des deutschen Rechts gestaltet. Das 
Material ist von Jahrgang zu Jahrgang so gewachsen, dass das Bedürfnis einer 
systematischen TJebersiclit über den gewaltigeu Stuff iu Gestalt eines umfassenden 
Gesamtregisters immer dringender wurde. Wir mU&sen dem Oberaus rührigen Ver- 
lage beaendaren Dank dafllr lollen, dass er dieeea Bedürfnis richtig erkannt nnd 
ausserordentHehe MObe und Kosten fflr die Herttellnng des vorliegenden, die ersten 
zehn .Talirgiingp umfassenden Gesamtreiristers nicht gescheut hat, welches allen An- 
forderungen voll entspricht. Der Verfasser hat nicht nur mit grossem Geschick und 
Sachverständnis eine klare nnd flbersicbtliche Einteilung getroffen, soudero anob mit 
besondwem FleiaBe den Steif verarbeitet nnd damit der Wissensdwft und Prade ahma 
wesentlichen Dienst geleistet. Die zahlreichen Artikel, auch die in den kleineren 
Rubriken enthalteneu, haben einschliesslich aller in der .Spruchpraxis" veröffent- 
lichten Euiscbeiduugeu die sorgfältigste Berücksichtigung erfahren. Das Ganze 
gliedert sieb in 6 Abschnitte: I. Alphabetisches Begister, II. AIpbabetisehe Ueber> 
sieht der Gesetze, III. Systematische Ueberdcht der Gesetze, IV. Gesetzesregister, 
und V. Verzeiihiiis d> r Mitarbeiter und ist so zweckniS^-iu' geordnet, dass das .\uf- 
fiudeu leicht uml mühelus emiüglicht wird. .\u< Ii tiir denjenigen, welcher die Deutsche 
Jnristen-Zeitung nicht besitzt, wird das Gesauitregister von hohem Werte sein, weil 



verlässiger Ratgeber sein. 



Dr. Eger, Berlin. 
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es einen v<i!Utän<lin;en und klaVül Ueberblick Uber die Recbtspflege der Jahre 1896 
bi-t IfK).') gewährt. Dem Vorfa«ser wie dem Verlage gebQhrt für dic;<e hervorraijende 

Lei>tiing die grfiSHte Aiierkeiiiuuif,'. Dr. Erier, Herlin. 

Leipziger Zeitschrift für Handeie-, Konkure» uml Vereiciieningsrectit. UcraiiagegeheQ 
von Dr. A. Düringer, Reieh^;erielitmt, Dr. E. Jftger, Professor, und H. KOnige, 
Beiclwgeriebtsrat. .Tabrg. I. MOiicfaen 1907. J. Schweitzer. 

Der erste .lahriri^ii-T dfr ii<'npn Z-if ^ilnit't lieirt nunmehr voUständiL' vor. 
Ueransgegeben vun hcrvorrngendeii Theureiikeru uuü Praktikern und luitcrHtiltzt von 
einer grossen Zahl bedeatender Mitarbeiter, bat sie ihre Aufgabe, spesieil die Lehre 
des Handels», Eonkiirs- nnd Versicherangareehla m pflegen and so ftfdem. bisher 
Tortrefflicb gelöst. Diinb iWc VeröfFentlicbnng zahlreicher gediegener Abhandlungen 
SOS diesen Rechtsyt^bieten , durch die 3()ri:;:rältigu Mitteiinntf der bezüi;!ichen Kecbt- 
sprecbuog und Literatur hat »ie sich auf das bestte iu den Kreiü der bestehenden 
jaristisehoi Zeitschriften eingefügt nnd eine wesentliche LOoke BweokmBasig und 
angemessen ergänzt. Auch für das Eii^enbahnrecht ist der Inhalt der Zeitschrift 
von Efrns^pin Nutzen nnd IntereSHC. M' lirere .•XMumillniiL'^en . wie •/. IV 'Iii' von 
V. Köbkti über den Unfallbegriff in der sozialen and privaten VeräicberuDg sowie im 
BeUhriiaftpAichtgesetz (Heft 6 8.817), haben daa Bisenhahnrecht und varwaadta 
- Oebiete desselben anm Gegenstande; ebenso viele der mitgeteilten Eatseheidnngmi. 
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Bailway legislation in the statee (Nr. 8 n. 6). — Aasailing legal ligbls of «toek- 
bolders (Nr. 4). — Georgia'« new Railroad conunission law (Nr. 8 n. 1^ — liailway 
legislation in MassachomtU in 1907 (Nr. 11). — Legislation vefieasing Railway 
development (Nr. 15). 

Klantdlnng der Begriffe ,Eiienwaan* nnd .MaaoUne* (Allg. Tar.- n. VeriL-Am. 
Budapest XI Nr. 18 8. 149). — Zur Fh«e der Ldtfraakatnren (Nr. 18 & 149, 150)- 

Frliintcrnng des I^- [rriffes .Refaktie" CNr 14 S. 15f?). 
Iii«' Verstaaf licbuntr und ihre BlickM'irkung auf die .Autonomie der Eisenbahn-IJetrichs- 

krankcukassen (Eisenbahn und Industrie, Wien, 3. Jahrg. Nr. 8). — Die Neuordnung 

der beyeriiden VerkdirsTerwaltnig (Nr. ^. 
Omorganisationt ii «eh lönereglcringen vid atatene Jimrlgar (Jftmbanebladei Eisen« 

bahnblatt. Stockholm 1907. Nr. 8 u 91 
L'ordinamento dctinitivo dell' esercizio di State (l'ingequeria ferroviaria, Rom 1907, 

Jabrg. 4 Nr. 8). 

IV. Gesetzgebung. 

Internationales Recht. Eintritt des Könl^Toicbs Schweden in das luteruationale l'eber- 
einkoiDUieu über den Eisenbabnfrachtverkehr am 1. Dezember 1907 durch Beschlttss 
des Schweizer Bundesrate vom 1. Noveniber 1907. — BeitrittsprotokoH vom U. Oktober 
/ 2. Nerenber 1907 (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb.-Transp. XV Nr. 11 8. 888, 890). 
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Bayern. Uiii -Bek vom 14. Juli 1907, betr. die SMlbahn-Signalordnuiii; für ilio Eisen- 
bahnen Bayerns «ros - n. VBI. S. .")17). — vom 14. Juli 1907, betr. Aeinlerung iler 
Eisenbahn-Bau- und Betnebaordnuug vom 16. April 190ö (S. 528). — AosfUhrungs- 
beBtinnniigeB Tom 24. Jnli 1907 snm Bddis-HiHtlr^ und BeMB(eDhinterbli«beii«D- 
gesetz vom 17 Mai UK)7 (S. 551). 

Deutsches Reich. T>ek des Reichskanzlern» vom 24. .Juni 1907, betr. die Eisenbahn- 
äignalordfloog (&GB1. S. 370). — vom 24. Juni 1Ü07, betr. Aenderung der Eiaenbahn- 
B«i-> nA BctritbioidiinnK (8. BH). — Vat. wn 10. Septentar 1907, betr. Aai- 
Aihniiig des Weltpoetvertrages Tom 86. Hai 1906 und der NebemUconuBen mit den 
zugehörigen Scbhissprotokollcn und Vollzugj^vi rnrdnungen ; sonstige Aendenmgen ion 
Postverkclir mit dem AusIhihIp i Aiiit-bl. d. RIW S *ill V Bek. vom 2:<. ^Mär/ und 
2S. Juui 1907, betr. Aenderung der Anlage B zur Eisenbahn- Verkebrsordnung (RGBl. 
8. 88 n. 401). — vom 8. Jnli 1907, betr. OrandsHtae für die Besetmnc der mittleren, 
Kanzlei- und ühterbeamtenstellen bei den Reirhs- und Staatsbehörden (ZBI. f. d. 
1>. R. S. 309). — vom H. .^ugnst 1907. botr. Aeudernng der Militär-Trausportordnung 
(£0B1. ä. 423, £VB1. 8.315). — Bek. des Reichs-Eisen bahnamta vom 16. September 
1907, betr. Aendamag der Nr. VU Ab«. (2) in Anlage B anr EisenbabaTarkehi»- 
ordnaag {BiRVL 8. 788, EVBl. 8. 886). — Bek. des BeiobakaaslerB Tom 81. Oktober 
1907, betr. das Verzeichnis der zur Ausstelhing von Leichenpüsscn in dea eiaselnen 
Bundes.staiiten zuHtiindigen Behörden und Dien.ststt ilen (ZBI. S. .'i41) 

Elsass-Lothringea. Verordnung vom 19. Oktober 1907, betr. die laudesrechtliche An- 

wendnug des Reichübeamtengeeetaes in Blsass-Lotbriogen (QesBI. S. 113). 
FraakraMk Briese dee Priridealen der Bepnbtik vom 25. Angnst 1907, betr. dea 

Rückkauf der Hauptbnhucu der ostalgerischen ( Gesellschaft (Journ. ofiic. Nr. 232 S. 61 76). 

Italien. Gesetz vom 7 Juli 1907, betr. die Ordnung des Stantsltetriobs auf den nicht 
dem Privatbetriebe Uberlas!>eneu Eiseubahneu iu Italien (üazetta uftlciale v. 12. Juli 
1907 n. Zeitscbr. f.d. intemat. ffisenb.'Trausp. Jahrg. XV Bell, an Nr. 8—11 8. 64 ff.). 

tt rt artelch. Gesets vom 19. September 1907, wirksam fQr die Harkgrafscbaft Mähren, 
betr. dir' AlKinderung des § 4 des Gesetzes vom 16. Mai 189.Ö (LGBl. Nr. 54) über 
die Fürderung der Eisenbahnen niederer Ordnong (Ijand-Qes.- a Verordn.-BL f. d. 
Markgiafscb. Mfthren Stück XVIU Nr. 83). 

ftaaiiii i . ErUm dea Xiaist. d. Off. Arb. vom 16. Jnai 1907, b^. UaMlTeraieheniag 
(EVBI. S. 219). — vom 27 Juni 1907, betr. Aosfllhrangsbestimmungen sn den das 
Pensionsgesetz und da.s Hiuterbliebenen-Fürsorgegosctz abäindernden Gesotzen vom 
27. Mai 1907 (GS. S.Bö u. 99). — Gesetz vom 15. Juli 1907, gegen die Verunstaltung 
▼OB Ortschaften aad laadsebaftlich bemrragenden Gegenden (S. 860). ~ Erlass des 
Minist, d. öfT. Arb. vom 16. Juli 1907, betr. Aufsicht über dem Betriebe von Klein- 
bahnen dienende Elektrizitätswerke (Zcitsrhr f Kleinb. XIV [1907] Heft 9 S. 676, 
EVBl. .S. 30.4). — vom 17. Jnli 1907, betr. ( Jewährung von IJnizugskosten bei der 
Uebemabme von Beamten aus einer etatsmässigen Steile in eine nicbtetatsmässige 
(EVBL 8. 978). — vom 18. Jnli 1907, betr. AUgemeiae Bediagnngea für die Bia- 
fBkmng von Kleinbahnen in Suatsbahustationen (Zeitscbr. f. Kleinb. XIV [1907] 
Haft 9 S. 677). vnm 18. Jnli 1907, betr. die neue Sigualordnung und die Aeu- 
dernng der Eiseubiihu-Bau- und Belriebtiorduung (EVBl. S. 277). — Ailgem. Verf. 
▼on 18. Jnli 1907, betr. das Veraeidmis der allgeniein beeidigteu Saehverrtlndigen 
(JMB1 S. 478). — Erlass des Hinist, d. Off. Arb. vom 87. Jnli 1907, betr. Sicherheits- 
bPHtelliing (EVBl. .S. HOO). - Erl vom R ,\ngust 1907, betr. Bercrlimuig der Bezüge 
für die llinterbiifln'nen von StaatsbeauiU'u . die im Dieuste einen Betriebsunfall er- 
litten haben ^EVBl. S. 305). — Gesetz vom 12. August 1907, betr. Bewilligung 
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weitarar SuuttiBittel nr VerbeiMning der Wobnongaverhlltabw von ArWit«ra, die 

in staatlichen Betrieben beschäftigt sind , un<l von gering besoldeten Staatsbeamten 
((JS. S 2(i7l. — ErlasN des Minist, d, »ff. Arb vom 80. August 1907, betr. Ansführnngs- 
bestiinuiuiigea zu dem das Pensiousgesetz abändernden Gesetz vom 27. Mai 
(EVBI. S. 818). — Tom SO. Aiigait 1907, betr. Allgemeine Bedingungen für den 
Wagenübergang anf Kleinbahnen (8.817). — vom 11. September 1907, betr. Staat»» 
1)iihn-Wa;^i'nvori*chriftcn ^ M2fii — vom I, Oktober 11X»7, betr. Aendornng der 
rrUfungsorduung (ij.337;. — Wegeordnuug für die Provinz Posen giUtig vom 1. April 

1906 (Oa 8. 248). 

RiMlMtf. Terordmuf des lUniet d. Teritehnanttnlteii vom 1./14. Jnai 1907 nuf Grand 

eines AlleriiBebsfc bestfttigten Mlnietemtsbesebhitiee yom ^ -Tanuar 

^ :>. und 1-^ I'ebriiar 

betr. die Dieuiitdauer und Uuhcpansen der Bediensteten, die unmittelbar zu der (ie- 
fnbrlosigkeii des Zagbetriebes anf den Eisenbahnen nnd den Znfnhrbahnen, die den 

allgemeinen Verkehr dienen, in Besiehang stehen (UicaBatel d. Hinist, d. Verk.-Anst. 
V 28 Juli ' 10. Aug. 1'J<I7 Nr vom ;> 22 liini 1907, betr. die Regeln über 

die Krteilung von langt riätigen Darlcbn aus den Pensions -Spar- und Darlebnskassen, 
die sowohl bei den Staats* als auch bei den PriTatbabnen vorbanden sind, som An- 
kauf von nnbewegliebem Eigsntnme sowie anm Ban von Hloieni (Ukaaatel von 
30. Juni 13. Juli 1907 .Nr. 26). 

Saohses, Könlgr. V-(). d. Minist, d. Inntrii vom 21 Mai 1907, betr. die Zuziehung neuer 
Sachveriitäudiger in der Hekursinsianz des Enteignungsverfahrena (Fischers Zeitächr. 
Bd. 88 8. 348). — vom 1. Juni 1907, betr. Oebdhrenreehnnngen der Beamten der 
Strassen- und Wasserbaninspektioneu in Enteignungasachen (S. .345). — vom 25. Mai 
1907, betr. Fabrpreieermftssigungen für niifr» IIm'^o I't^rsoneii bei Eisenbabnfahrten etr. 
(S. :^4.'>) — vom 3. Juni UK)7, betr. Veriahreu bei der Konzessioniemng von Privat- 
eisenbahucn auf Bergwerken (S. 347). 

8«hwclz. Beglement Tom 1. Juli 1907 Uber MitttMrtnaisporte anf BiaenbahMO nnd 
Dampfschiffon (Eidgen. GS. Nr. 14 S. 313 ff ). 

Ungarn. Erlass de.H Haudelsministers voui IS .luli 11*07, betr. die Erläuterung und 
Ergänzung der eiubeiilichcu Noimeu für den Bau und die Ausrüstung vou Schmkl- 
sporbabnen (Zeitschr. f. Kleinb. 1907 S. 677). — Gesets Nr. XXXVI Tom 89. JaU 
1907, betr. die Schaffnng eines Landesverkehrsrates (Land.GS. v. 20. Aug. 1907). — 
Ges»'fz \r. XI.IX vom Ifi .^n^ust 1907, betr. die Eisenbabndienstordnung iLand'JS 
v. 20. .\ugust 1907). — Gesetz Nr. I vom 16. August 1907, betr. Eegelung der Bezüge 
der mit Jahrc.«igehalt angestellten Bediensteten der KOnigl. nngar. Staatsbahnen 
(Land.G8. ▼. 90. Ang. 1907). 

Vereinigte Staaten von Amerika. Gesetz des Staates Minnesota, betr. die Festsetzung 
de« 2 Cents- Personentarif» , in Kriit't ^^etreten am I.Mai 1907, — und betr. die 
Festsetzung eiues Gütertarifs, in Kraft getreten am I.Juni 1907 (PrEiseubArch. 

1907 Beft 6 8. 1289). 

Württemberg. Ges. vom 1 .\ugu.<)t 1907, betr. .\endernngen des Beamtengea. vom 
28. Juni 1876, uebst Minist -Bek. vom 7. Augint 1907 (RegBl. S. 243 u. 269). — vom 
16. August 1907, betr. die Beschaflung von Geldmitteln flir den Ei.seubabnbau und 
ftr anaserordcntlicbe Bedürfnisse der Verkehraaustalteu Verwaltung in der Finanz- 
pmdode 1907/8 (Amtabi. d. Kgl. WUrtt. Veik.-Aiistalt Nr. 87 8. 846). 



Baobdrueker«! Haretik« * Mtrtln, Trabaiu LlJelües. 
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Xr. Iß5. Eiitsch. dos Doutselieii Rolohss^erichts. 

T.Zivilsenat. Vom 27. Februar 1906. 

(PrEisenbAroh 190« Heft 1 S. 827 - Entieh. !. Zivils M 63 .S 1 ) 

Ueber den Begriff der „neuen Anlage" im Sinne dee ^ 10 Abs. 2 Preuss. Ent6. vom 
N. JmI 1874. — IN PrtMt. FImMM. vm 2. MH 187S. 

Was bei der Enteiguung zur Anlegaog städtischer Strassen unter 
der ,neaen Anlage* m Terstehen ist, deren Einfloss auf den Wert des 
abzutretenden Ornndstflcks bei der Benessiing der Entschfldignng nicht 
in Anschlag kommen soll, ist Tatfrage. In jedem einzelnen Falle hangt 
es von den besonderen, nötigenfalls anter Zoziehnng von Sachverständigen 
zu pr&fenden Verhältnissen ab, ob die Herstellnng mehrerer Strassen eine 
Anlage bildet oder nicht. Von besonderer Bedeatong wird hierbei der 
zeitliche Zusammenliang der Aasiföhrnng sein. Zusammengehörige Strassen 
werden wohl in der Regel auch gleichzeitio: oder unmittelbar nacheinander 
ausgeflihrt werden. Bleibt nach Herstclluno; der einen Strasse die an- 
dere noch jalirelan^^ zurückgestellt, so scheint dies gegen ein nahes Ab- 
hängigkeitsverhältnis zu sprechen. 



Nr. ICfi. Sntsdi. des Oesterr. Obersten CierlditsliofSBs. 

Vom 12. Jnni 1906. 

(Allg. Tar^Ani. XXTH (itot) Hr. S S. M.) 

Für das vom Reisenden in Wagen vergessene, Ober sein Verlangen von den Bahn* 
Organen geaachte und gefundene Handgepäck haftet die Eiseobabn nach den Grund- 
•itiMi dM VnrwtfernnQavertraBe» (§§ 28 und 34i6 BetrRgi.). — Handeisbttohar aiad 
VM dar Httnaiim alt NasifapliA iriaht asafSMlIeasti. 

Der ElSger hat mit der Beklagten einen Personentransportvertrag 
abgeschlossen nnd konnte die fraglichen Gegenstände im Personenwagen 
mitfuhren. Dass Oeschäftsbächer hiervon ausgeschlossen seien, ist un- 

Eg«r, KlMBbabiireobllleke BataeheMgiigen XXIT. 16 
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richtig; dieselben fallen zan&cbst nicht nnter die in § 50 B— 2 ßetrRgl. 
angeführten Dokumente, wozu solche Gegenstände zählen, die lediglich 
zum Beweise oder zur Legitimation dienen; die von der Mitnahme als 
Handgepäck ausgeschlossenen Gegenstände sind in den §§ 28 und 29 
BetrRgl. aufgezählt; darunter finden sich Dokumente nicht. Kläger 
hatte allerdings sein Handgepäck gemäss § 28 (1) BetrRgl. selbst zu 
beaufsichtigen und haftete die Eisenbahn für den Verlust gemäss § 34 
(6) BetrRgl. nur, wenn ihr oder ibreu Leuten, deren sie sich bei Aus- 
fOhrang des tod ihr ftbemom neuen Transportes bediente (§ 9 cit.), 
ein nechzuweiaendes Verschulden zar Last fftllt. Wenn Ellger das 
Handgepftck beim Aussteigen in W. nicht finden Iconnte, so ist dies, da 
ein anderer Grand nicht dargetan wurde, auf Nichibeaufirichtigung oder 
mangelhafte Beaufsichtigung des Gepftckes durch den Elftger znr&ck- 
znfnhren. Infolgedessen haftete die Beklagte von da an nicht mehr 
für ein Verschulden ihrer Kondaktenre, da sie mit dem Kläger hin- 
sichtlich der weiteren Fahrt dieses Zuges keinen Ti ansportvertrag 
abgeschlossen hat und da die eigene Unachtsamkeit des Klägers die 
Beklagte zu einer Sorge für das Gut uicht verpflichtete, solange nicht 
ein Verpflichtungsgi iuhI iiinzutrat. Durch die Feststellungen des ersteu 
Richters ist nun aber dargetan, dass die Beklagte von dem Momente, 
als die Tasche gefunden und einem Stationsbeamten iibergeben wurde, 
Vervvahreriu des Gutes wurde, von da an hatte sie gemäss §§ 958 und 
961 AßGB. für die sorgfältige Verwahrung zu haften und war nach 
§§ 961 und 962 eit zur Bttekgabe des Gntes an den Klftger verpiiclitet. 
Da die Beklagte dem KlBger das Gut nicht znrOckstellen kann, so ist 
sie ersatzpflichtig. Fllr die Berechnung des zu ersetzenden Betrages 
ist die allgemeine Bestimmung des § 1323 ABGB. massgebend, da § 80 
BetrBgl. nur die Ersatzpflicht der Eisenbahn aus Verlust bei Glktei^ 
transporten regelt, hier aber die Ersatzpflicht aus einer von der Be- 
klagten ttbernommenen Verwahrung in Frage steht wie denn auch beim 
Gütertransporte eine Haftung der Bahn ans dem Vei wahrungsvertrage 
(§§ 55/2 und 70/2 BetrRgl.) eintreten kann, worauf § 80 cit. ebenfalls 
keinen Bezug hat. Dass Kläger bis W. es an der erforderlichen Sorg- 
falt hat fehlen lassen, rechtfertigt nicht die Heranziehung des § 1302 
ABGB. (Verschuldenskonkui renzi, da die Ursache, welche zur Ver- 
wahrung führte, auf die Pflichten der Balm als Verwahrerin oline 
ii^iufluss ist und iler Verlust des Gutes mit der hervorgehobenen Un- 
achtsamkeit des Klägers nicht im Zusammenhange steht. 
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Nr. 167. Bntaeh. des Beutselien Belehsgerldits. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Joni 1906. 

ZritscLr f 1). BtifK Kecht n. Franz. Zlvilr Bd. 87 Heft 8 S. 449.) 

% 823 BfiB. Uafani der Pfliuht des AutonohllbMitnr» zur BeaiftloUiguQ iat 

Führers. 

Wie der eikeiiiiemlt^ Stnut in dem vom 15ei iiliuigrsgericht ange- 
zogenen, in der JW. lüOä S. 287 abgediuckten Urteile und in 
.späteren Urteilen aiisget'iihrt hat, ist der lieisit/.er eines Automübils 
oder eines sonstigen Gefährts, wenn er die Leitung einem tüchtigen 
und als umsichtig und zuverlässig erprobten Manne fibertmgen hat, 
auch dann nicbt zu dessen Leitung und Beaufsichtigung verpflichtet, 
wenn er selbst das Fahrzeug benutzt. — Er ist grandsätzlich nicht 
verpflichtet, den Ffthrer zu beaufsichtigen und zu diesem Zwecke seine 
Aufmerksamkeit darauf zu richten, ob jener bezflglich der Geschwindig- 
keit die durch polizeiliche Vorschrift gezogenen oder diejealgen Grenzen 
ioneliält, welche durch die auf der befahrenen Strecke bestehenden 
Verhältnisse geboten waren, und ob er aucli sonst diesen Verhältnissen 
bei der Leitung des Fahrzeugs gebührend Rechnung trägt. Nur wenn 
er tatsächlich wahrnimmt, dass der Führer dies nicht tut, ist er 
veriirticlitet , sein Ansehen als Dienstherr geltend zu machen und ent- 
sprechende Weisungen zu erteilen, widrigenfalls er füi- den eingetreteueu 
Schaden uach ^ 823 verantwortlich ist. 



Nr. 168. Entseh. des Kammer^erlchts in Berlin. 

1. Ötrafsenat. Vom 17. September 1906. 

rDle S«lbitlverw. Jahrg. 34 Nr. 49 S. 78Ö.) 

Das Verbot des g 270 StGB, bezieht sich anch auf besohriakte SabnltaiMeii. 

Die Frage, ob der ^ 27Ü sich auf beschränkte Submissionen bezieht, 
ist von der Strafkammer bejaht. Dass die Aufforderung zur Abgabe 
von Angeboten auf Lieferung von Waren (Submission) unter den all- 
gemeinen Begriff der Versteigerung fällt, ist aus dem Wortlaute des 
Gesetzes (Lieferungen, Unternehmungen, oder Gesch&fte irgendeiner 
Art) zu entnehmen. 

Der Umstand, dass hier eine nur noch auf eine bestimmte Personen- 
zahl beschränkte Aufforderung zur Abgabe von Geboten vorgelegen 
hatte, schliesst die Anwendbarkeit des § 270 nicht aus. Wenngleich 
anter .Versteigerungen" vielfach öffentliche Aufforderungen zur Abgabe 
von Geboten vei*standen werden, so ist dieser Sprachgebrauch doch kein 
allgemeiner. Denn auch dann, wenn es sich um das Ausbieten in ge- 
schlossenen Kreisen handelt, wiid das Wort „ V'ersteigerung" angewendet. 
Dafüi-, dass der § 270 auch n ich tüü entliehe Versteigerungen treffen 

16* 
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wollte, fjpricht seine Vergleichuug mit der König!. Verordnung vom 
14. Juli 1797 gegen verscliiedeiie Missbräuclie ])ei gerichtlichen und 
anderen öffentlichen vSabhastationen und Versteigerungen. Denn während 
letztere immer uttentliclie Vcrsteigerongen treffen will, ist im 270 nur 
von Versteigerungen schlechthin die Rede, also vou öffentlichen und 
nichtöffentlichen Versteigerungen. Dagegen verlangt der § 270 als not- 
wendige Voraussetzung, dass die Versteigerung von einer öffenUichen 
Behörde oder von Öffentlichen Beamten vorgenommen wird. 



Nr. 169. Entsch* des Schweiz^ Bsndeegeii^ts. 

Vom 19. Oktober 1906. 

(ZeHMIur. IL d. mtenst. ■lMiib.*TrHMpk XTI ■ Nr, i 8. M Ballettn «uoM 4w ohanlm 4e Ut 

1907 8. 164.) 

Art 1 liitUab. Otr vm Irgendaiiar Statioi ainw StMtogekMM iMh Amt finn^ 
ftetkn fm bMMhlnrtM Stute uif|e|tlMM TrMSport mtMrttaM Im fBr tf» VtrtaM- 
ttatlm gettMdM ttMttni und Reglements, sofern die BefVNariH nioM aif iitir- 

nationalen Frachtbrief erfolgt ist. 

Der Transpoit, um welchen es sich handelt, hat zwischen Lyon 
und Genf stattgefunden, d h. zwisclu n zwei Ländern, welche dem Int. 
Ueb. über den Ei^^enbalin- Frachtverkehr vom U.Oktober 1890 beige- 
treten sind. Laut Art. 1 dieses Uebereinkonimens ^findet dieses An- 
wendung auf alle S<;ndungen vou (jiUtern, welche auf Grund eines 
darchgehenden Frachtbriefs ans dem Gebiete eines der vertragscbliessen* 
den Staaten in das Gebiet eines andern vertragschliessenden Staates 
anf denjenigen Eisenbabnstrecken befördert werden, welche zn diesem 
Zwecke in der dem IntUeb. angefllg^n Liste bezeichnet sind*. Diese 
Liste enthält unter Frankreich die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn nnd anter 
Schweiz die von dieser Gesellschaft betriebene Strecke von der fran- 
zösisch-schweizerischen Grenze bei La Plaine bis Genf-Cornavin. Im 
zweiten Absatz des ersten Artikels des Protokolls zum IntUeb. ist 
dann bestimmt, „dass man darüber einverstanden ist, dass die Be- 
stimmungen dieses Uebereinkommens keine Anwendung finden, wenn 
eine Sendung von irgendeiner Station des Staatsgebiets entweder nach 
dem Grenzhahnhofc des Nachbarstaates, in welchem die Zollbehandlung 
erfolgt, oder nach einer Station statttiudet, welche zwischen diesem 
Bahnhof und der Grenze liegt; es sei denn, dass der Absender die An- 
wendung des gegenwärtigen Uebereinkommens verlangt". Nun ist der 
Bestimmungsbahniiof Genf der schweizerische Grenzbahnhof, wo die 
ZoUbehandlnng erfolgt (Art 7 der Vollziehnngsverordnang vom 12. Ft- 
brnar 1896 zum eidgenössischen Zollgesetz vom 28. Joni 1893), nnd es 
steht fest, dass der Absender die Anwendung des IntUeb. nicht ver- 
langt hat nnd dass der Transport nicht anf Omnd eines internationalen 
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Frachtbriefs «isgafQlirt worden ist Unter diesen Vomissetsangen sind 
die Bestimmungen des IntUeb. im Torliegenden Prozess nicht anwend- 
bar; anderseits ist der Transport von Lyon nach dem Grenzbahnhof 
Genf von der PLM., einer französischen Oeselischaft, ansgeffthrt worden. 
Ein unter diesen Bedingnngen znr Aosftthrang gelangter Transport unter- 
liegt den französischen Oesetzen und Reglementen. Die Ausnahme im 
zweiten Absatz des ersten Artikels des Protokolls ist zugunsten der 
Anwendung der Gesetze desjenigen Landes gemacht, wo das Gut zur 
Versendang" gelangt ist. Dieser Grundsatz ist auch enthalten im Art. 1 
lit. b der Eingangsbestimraungen im schweizerischen Transportreglement 
vom 11. Dezember 1893 (Z. 1894 S. 76), indem liier gesagt ist, dass 
dieses Reglement Anwendung finde auf diejeiuyen Transporte, welche 
von einer schweizerischen Station nach dem Grenzbahuhote des benach- 
barten Staates, wo die Zollbehandlung stattzufinden hat, befördert 
werden, soteru der Absender nicht die Beförderaug auf Grund des Int. 
Ueb. verlange. Daraus folgt, dass ein von einer fraazOrisehen Station 
ausgehender und nach dem schweizerischen Grenzbahnhofe, in weldiem 
die Zollbebandlung stattfindet, bestimmter Transport den Vorschriften 
unterstellt ist, welche für den internen französischen Verkehr gelten, 
soludd nicht die Anwendung des Intüeb. verlangt wurde, und dass 
daher die kantonalen Genfer Gerichte mit gutem Grunde gefanden haben, 
dass der in Frage stehende Transport dem internen französischen Begime 
untersteht. 



Nr. 170. Eiitseh. des Deutschen Reichss;:oricht8. 

2. Zivilsenat. Vom 26. Oktober 1906. 
(8]Md^ aeiiur..ztg. xv (jmo) Nr. so &6IT0 
98 414, 438 HOB. | 91 EtosibVcrkO. H 248, 826 MB. «• tlijlferitt VerJIhnisi 

der Schadensersatzanspriiche wegen Verlust, Beschädigung und Lieferfristüberschreitung 
im SpedKions- und Frachtgeschäft wird nicht allgemein durch Arglist, sondern nur durch 
eine speiieli auf VerhinderHng der Unterbrechung der Verjährung gerichtete Arglist 

Ein Si)editeur A. hatte den Transport Ton Maschinenteilen aus 
England nach dem iniindischen Orte X. fibernommen. Das Entladen 
der Maschinenteile in X. und das Abrollen derselben nach dem Fabrik- 
hofe der Empfingerin besorgte die Firma B. Als die Leute dieser 
Firma B. mit dem Entladen begannen, brach plötzlich ein heftiger 
Regen aus. Die Leute sorgten nun in keiner Weise für den Schutz 
der Sendung durch Bedeckung der Kisten oder Unterbringung unter ge- 
deckte Räume, sondern q;aben sie dem Regen preis, so dass eine Menge 
Wasser eindrang und den Inhalt beschädigte. Als der Emptann-erin 
am nächsten Tage die Kisteu zugerollt waren, bemerkte sie beim Oefneu 
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derselbea sofort den Schaden nnd teilte ihre Wabmebmnng dem Inhaber 
der Firma B. mit Obwohl dieser den Sachverhalt genau kannte, schrieb 
er ihr wider besseres Wissen, dass der Eisenbahnwagen erst nach dem 
Aufhören des Regens entladen worden sei, dass daher die Dnrchn&ssung 
weder beim Entladen, noch beim Abrollen in X. habe stattfinden können, 
und dass mithin der Schaden auf dem Transporte nach X., den die 
Speditionsfirma A. besorgt liabe, entstanden sein müsse. Die Empfängerin 
schenkte diesen Angaben Glauben und machte die Speditionsfirma A. 
für den Schaden haftbar. Es begann ein langwieriger Prozess, in 
welcliem aber schliesslich der wahre Sachverlialt aufgedeckt wurde, und 
die Empfängerin denigemäss mit ilirer Klage abgewiesen wurde. 

Der Prozess hatte mehrere Jahre gedauert und erst am Schlüsse 
desselben hat die Empfängerin der B'irma B. den Streit verkündet. Nach 
Beendigung des ersten Prozesses verklagte sie nun die Firma B. Diese 
Klage gegen B. war nun an sich vollständig begründet, denn die Schuld 
der Firma B. an dem Schaden war bereits im Vorprossesse genau festp 
gestellt. Die Firma B. erhob aber den Einwand der Veijfthrung, weil 
seit dem Tage der Ablieferung bis zur Streitverknudung Iftnger als ein 
Jahr verflossen sei. Die Elftgerin masste diese Tatsache zugeben, führte 
aber ans, dass die Firma B. arglistig gehandelt habe; nur im Ver- 
trauen auf deren wissentlich unwahre Angaben habe sie von einer 
früheren Elageerhebung, bzw. Streit Verkündigung abgesehen. 

Der erste Richter verurteilte die Beklagte, weil er die Replik der 
Arglist für begründet ansah. Das Berufungsgericht und das Reichs- 
gericht wiesen aber die Klage ab. Das Reichsgericht führt in dem Urteile 
vom 26. Oktober 1906 (II. 90/06.) folgendes aus: 

Nach Zweck, Bedeutung und Tragweite der Vorschriften des BGB. 
über die Verjährung unterliegt es keinem Bedenken, dass ein Verstoss 
gegen Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte bei Er- 
füllung des Vertrags (§ 242 BGB.), mag er auch die Unterbrechung der 
Veijfthrung verhindert haben, nicht zureicht, um durch eine replicatio 
doli generalis (Einwand der allgemeinen Arglist) die Einrede der Ver- 
jfthmng zu beseitigen. Gleiches muss auch fftr den Fall gelten, wenn 
der Anspruchsgegner (Schuldner) durch ein lediglich als Fahrlässigkeit 
zu beurteilendes Verhalten den Anspruchsberechtigten (Gläubiger) an 
rechtzeitiger Unterbrechung der Verjährung verhindert hat. Den Ver- 
jährnngsvorschriften ist gegenüber einem solchem Verhalten die grossere 
Kraft beizulegen. Eine andere Auffassung würde den gesetzgeberischen 
Zweck der Verjährung allzusehr gefährden. Vielmehr muss eine die 
Erfordernisse des § 826 BGB. erfüllende .\rglist vorliegen. Eine solche 
Arglist hemmt indes den Lauf der Verjährung nicht. Die Uemmung 
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der Veijfthrong ist aof die im BOB. aosdrfleklich geregelten FUIe m 
beschrankeo. Wohl aber kann ans der Vorschrift des § 249 BGB. in 
Teibindnng mit § 826 abgeleitet werden, daas der dnrch eine solche 
Arglist begründete Ansprach ans $826 die ans der vollendeten Ver^ 
jfthmng abgeleitete Einrede der Veijfthmng za beseitigen vermag. Ffir 
den gegebenen Fall unterliegt es keinem Bedenken, dass die wissentlich 
wahrheits widrigen Angaben des Beklagten gegen die guten Sitten Ver- 
stössen iiaben. Zwar bestand für den Beklagten nicht die Pflicht, den 
wahren Sachverhalt offen zu legen und sich als schuldigen Teil zu be- 
kennen; er hatte aber auch kein Recht zu einer wissentlich wahrlieits- 
widrigen Darstellung. Ferner ist unbedenklich, dass der Beklagte mit 
dem Bewusstsein handelte, die klägerische Firma dadurch möglicher- 
weise zu schädigen. Damit wären an sich alle Erfordernisse des § 826 
BOB. gegeben. Indes einem arglistigen Verhalten solchen allgemeinen 
Inhalts, auch wenn dadurch die Eligerin in dem Hasse beirrt wurde, 
dass sie das Bestehen eines Anspruchs gegen den Beklagten .nicht er* 
kannte and dämm ihren Anspruch gegen letsteren nicht wahrte, kann 
noch nicht die Kraft beigelegt werden, aaf dem bezeichneten Wege die 
Einrede der Veij&hrung zo beseitigen. Um diese Wirinmg zu begründen, 
ist noch erforderlich, dass der Ansprachsgegner (Schuldner) durch seine 
Arglist die Unterbrechung der Verjährnng verhindern wollte oder doch 
das Bewusstsein der Möglichkeit hatte, dass dadurch eine Unterbrechong 
der Yetj&brung verhindert werde. Das Institut der Verjährung, wie 
es im BGB. p^ereprelt ist, verlangt, dass nur einer auf Verhinderung 
der Untei bi echung der Verjährung gerichteten Arg^list, die 
im übrigen die Ertoidernis.se des § 826 erfüllt, die Wirkung zukoniuien 
kann, auf dem Wege der §§ 826 und 249 die Einrede der Verjährung 
zu beseitigen. Von dieser rechtlichen Auffassung aus lassen die Aus- 
führungen des Berufungsgerichts, soweit sie das Vorhandensein einer 
zur Beseitigung jener Einrede geeigueten Arglist Temeinen, dne Ver- 
letzung des Gesetzes nicht erkennen. 



Nr. 121. Entscli. des Prenss. Obcrverwaltungsgerichts. 

4. Senat. Vom 7. Januar 1907. 
CSelMvMir. jaki» M Hr. S & lU.) 

g 19 FlMhUS. vwR 2. MI ISTS. 2m AaHefeiMIrlflMi tM aiNh iMaataa i. B. 

eil an ein Restauratioiislokal gebautes ToiletteioebiHde — heranzuziehen, wenn sie 
MOh Konstruktion und Bestimmung einem selbstSndigen Gebäude gleichzuachten sind. 

Der Bezirksaiisschuss hat angenommen, dass die Herstellung der 

Toiletten nur als ein Umbau des früher bereits auf dem Grundstücke 

des Klägers (Eisenbabufiskus) vorhandenen Bauwerks und nicht als die 
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Ei'richtnDg eines ,GtebäQdes" im Sinne von § 15 des Geeetses vom 

2, Jali 1875 anzusehen sei. Diese Feststellung beruht aber auf einer 
rechtsirrigen Auffassung des Begriffs: „Gebäudes''. Denn der Bezirks- 
aussclinss versteht darunter, wie er ausdrücklich erklärt, nur _selb- 
.ständige'^ bauliche Anlagen, welche ^die Zahl der Bauten vermehren'", 
und er verneint, das.s hier ein „Gebäude'' errichtet worden sei, weil es 
sich nicht um ein „neues selbständiges Bauwerk" handle. Damit würden 
aber für die Beitragspflicht fast alle Anbauten ausscheiden, da ihnen 
regelmässig die öelb.stäudigkeiL fehlt, sie die „Zahl der selbständigen 
baulichen Anlagen" nicht veimehren ; während doch der Bezirksausschnss 
im Beginn seiner AmfQhrangen selbst bemerkt hat, daas aneh ein An- 
bau die Beitragspflicht begründen kOnne. Es scheint, dass der Bezirks- 
ansschnss die Urteile des Gerichtshofs vom 3. Mftrz 1902 und 5. Juni 
1905 (Entsch. Bd. XXXXT 8. 128 und Bd. XXXXVn 8. 98) missrer- 
standen hat Dort ist ansgeftthrt, dass auch Anbauten, nnd swar aaeh 
solche, bei denen eine oder mehrere Wände des Hauptgebäudes gleicli- 
zeitig als Wände des Anbaues benutzt werden, als «Gebäude" anzusehen 
sind, wenn sie nach Konstruktion und Bestimmung einem selbständigen 
Gebäude gleichzuachten sind fa. a. 0. Bd. XXXXI S. 131, Bd. XXXXVII 
S. 94). Der Anbau braucht mithin keineswegs ein selbständiges Gebäude 
zu sein, es genügt vielmehr, dass er einem solchen Gebäude gleichzu- 
achten ist, er also, wenn man sich ihn vom Hauptgebäude getrennt 
Torstollt, noch eine selbständige Bedeutung als Bauwerk haben würde. 



Nr* 172. Entsch. des FranzQs. Kassattonshofes. 

Vom 9. Januar 1907. 

(Zcltsdir f D Hiirj ii Französ. Zhilr. Bd. 38 Heft Ii ßTn I'and frant 0" I S U6 

Bei der EnUchädigungsfestsetzung dürfen nur die unmitteiiiaren notweidigen Folgen der 

EirteHiRttiig berlekilQlrtlit wsriM. 

Die Geschworenen dürfen bei ihrer Festsetzung der Entschftdiguug 
nur den Schaden berftcksichtigen, der die unmittelbare, notwendige 
Folge der Enteignung selbst ist. 8ie ttberschreiten ihre Befugnisse, 
wenn sie einem Eigentümer ausser dem Wert des enteigneten Bodens 
noch eine besondere Elntschädigung zubilligen, weil er den ihm Ter- 
bleibenden Best seines Gmndstttckes gegen Fenersgefahr sichern mnss, 
die darch den Betrieb des Unternehmens, fttr welches enteignet wird, 
in Zukunft entstehen kann. 
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Nr. 17d* Bntseh. des Sehweizer Bnndesgeriehts. 
Vom 7. Februar 1907. 

(BBtnb. d. Sehweli. Bsad^Qcr. Bd. tt & l ft) 

Art 31 <4) H. 25 MUeb. Verantwortlioliken der Eisenbahn für den «M Braoh 

eines Glasgefässes entstandenen Schaden. 

Mit Entscheid vom 23. Dezember 1905 hat das Appellationsgericbt 
in Genf die Hernfunpr gegen die Abweisung der Klage zurückgewiesen 
und in der Begründung ausgeführt: Die Anwendung des Art. 31 (1) 
ZifF. 4 des Intüeb. hän^^e von einer Tatfraire ab, d. h. von der Natur 
der versandten Ware; behufs Feststellung, dass der Bruch des (irtiisses 
von dalier komme, dass das Glas zu dünn oder zu ungleich gi wiseii sei, 
um den Stössen wählend des Transportes zu widerstehen, hätte die Kisen- 
bahu die GlasstUcke aufbewahren müssen, damit eine koutradiktorische 
Prftfong hätte atattfinden und die Appellation den ihr obliegenden 
Gegenbeweis hfttte erbriogen kOnnen. Da dies nicht geschehen, so sei 
es unmöglich zu ermitteln, ob das Gut vermöge seiner eigentflmlichen 
nattirlichen Beschaffenheit einer besondem Bmchgefahr ausgesetzt ge- 
wesen nnd der Sehaden , wie es der Art. 31 (1) 4 Torsehe, ans dieser 
Gefahr entstanden sei. Da lant dem Protokoll vom 13. Jnli 1906 das 
Gefftss in einem soliden Korb nnd von Stroh umwickelt gewesen sei, 
90 sei anznnehmen, dass es einer besondern Gefahr nicht ansgesetst 
gewesen sei. Das erstinstanzliche Urteil enthalte daher keinen aus- 
drücklichen Verstoss gegen das Gesetz. Gegen die.scn Entscheid er- 
hoben die Bundesbahnen staatsrechtlichen Rekurs an das schweizerische 
Bundesgericht wegen Rechtsverweigerung, mit dem Begehren: dass das 
Urteil der ersten und der zweiten (Genfer Instanz aufzuheben und die 
Klage abzuweisen sei. Die Bundesbahnen erblickten eine Rechtsver- 
weigerung hauptsächlich darin, dass ihnen entgegen dem klaren Gesetzes- 
wortlant die Präsumtion des Art. 31 verweigert, nnd ferner darin, dass 
dem Protokoll vom 13. Juli kein Wert beigemessen, bzw. dasselbe 
nur, insoweit es der Bahn ungünstig, berücksichtigt worden seL Das 
Bnndesgericht wies den Rekurs mit der Begründung ab, dass keine 
Beehtsverweigerung vorliege. Die Bestimmungen des Art. 31 IntUeb. 
liessea sich gar wohl in dem Sinn auslegen, dass die im zweiten Ab- 
satz konstatierte Rechtsvermutung nur vorliege, wenn man annehmen 
könne, dass im konkreten Fall und in Betracht der tatsächlichen Ver^ 
hältnisse der Verlust oder die Beschädigung wirklich aus einer der 
in dem Artikel bezeichneten besondern <-!etahren hervorgegangen sei. 
In dieser Auslegung, zu welcher die angeln itfenen Urteile gelangt seien, 
sei nichts Willkürliches zu finden, und das Bundesgericht als Staats* 
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genchtsbuf sei daher nicht in der Lage, eioe weitere Pr&fung eintreten 
zn laseen nnd sieh materiell znr Sache zu ftnasem. Aneh der Behauptung 
der Beknrrentin, das Tatbestandaprotokoll sei von den Vorinstanzen 
einseitig veinvertet worden, IsOnne nicht beigestimmt werden. Im 
Art. 25 IntUeb. sei nicht gesagt, welches der Beweiswert des Protokolls 
sei; der Beweiswert sei daher voni Richter, sei es nach den Prozess- 
gesetzen seines Landes, sei es mit R&cksicht auf die Tatunistände fest- 
zusetzen, und es sei nicht zu erkennen, dass das Protokoll nicht ob- 
jektiv berticksichtigt worden sei. 

174. Entgeh, des Appellhofs von üeunes. 

Vom 20. März 1907. 
(ZettMhr. r. d. toianist KlBwh.-TrMgvu XVI (I«W) Nr. t a tt. — anUMl» amoM des «baalM d* f«r 

I?>07 S tOl 

Art. 5 IntUeb. Ueber die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Bahnhofvorstände in 
Frankreich wegen Uebertretung der allgemeinen Tarifbedingungen insbeaondere betreffend 

tfe Ltofiwwii VM Wagsa. 

Die gehörig genehmigten Tarife haben Gesetzeskraft nnd müssen 
daher strikte angewendet werden. Ans dem Art. 6 der Allgemeinen Bestim- 
mungen der Spezialtarife geht nnn klar henror, dass, wenn das Ton 
dem Absender formnlierte Gesuch um Wagenstellnng in der Versand- 
station deponiert werden muss, wo dasselbe in einem besoudem Begister 
vorzumerken ist, das Gesuch nicht als an den Stationsyorstand, sondern 
an die Gesellschaft gerichtet betrachtet werden muss und dass die Ge- 
sellschaft darauf Antwort zu fjfcben hat. Der Ötationsvorstand kann 
nun aber offenbar nicht mit der anonymen Transportgesellschaft, 
welcher er dient, verwechselt werden. Diese allein hat die Verpflichtung, 
die vom Absender angebracliten Gesuche um Wag-enstellung zu beant- 
worten oder beantworten zu lassen; dem Stationsvorstaiid liegt nur die 
Aufgabe der Uebermitteluug ob; er ist auch in dem oben erwähnten 
Text des Tarifs nicht genannt. Diese Auslegung ist am so mehr ge- 
boten, als der Tarif von der Gesellschaft selbst festgestellt worden ist, 
welehe sich damit begnügt bat, denselben der ministeriellen Gendmiignng 
zn anterbreiten; sie hat also diese Bedaktion in yoller Kenntnis der 
Sache gew&blt; anch ist nicht anzunehmen, dass sie überhaupt den 
Torstand einer kleinen Station, wie deijenigen von Fongeray-Langon, 
welche mit einer Sukkui-sale weder zivilrechtlich noch handelsrechtlich 
verglichen werden könnte, hätte mit sich selbst identifizieren wollen. 
Endlich lil.<;st aucli Sinn und Geist des Textes keine andere Auslegung 
zn; es wäre tatsächlich gegen die Vernunft, anzunehmen, dass mau 
einem Stationsvorstaiid die persönliche Verpflichtunj? hätte auflegen 
wollen, den Absender von Tag und Stunde der Lieferung der leeren 
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Wagen zn nnterrichten, während demselben nach dem gehörig geneh» 
migten allgemeinen Reglement Nr. 3 der Oesellsehaft, welchem er sieh 
■nter Ändrobnng korrektioneller Verfolgnng zu nnterzieben bat, nicbt 
znstebt; leere Wagen nach seinem Ermessen zur Terffignng des Ab< 
Senders za stellen. Es ist demnach nicht denkbai', dass der Tarif 
dem Stationsvorstand hat die Pflicht auferlegen wollen, dem Absender 
ein durchaus illusorisches Versprechen zu machen. Wenn also im vor- 
liegenden Fall die Gesellschaft den Bestimmungen des vorerwähnten 
Tarifs zuwider gehandelt hat, indem sie dem Absender Tag und Stunde 
der Stellung der verlaniiten Waofen nicht mitteilte, so kann der Stations- 
vorstand von Fougeiay-L;i!)fi:on dafür nicht verantwortlich erklärt 
werden und muss freigesprochen werden. 

Nr. 175. Entseh. des Oeslenr. Obersten Geriehtshofes. 
Vom 20. März 1907. 

(ZeitRchr. f. d. Intrrnat El«enb -Transit XV :I<>07 St. 12 S. 43C.» 

§ 51 I Oesterr. EisenbBetrRgl. (Art. 6 I IntUeb.) Hat die Eisenbahn pflichtwidrig fUr 
die unverzügliche Respektierung einer aufgehobenen Zuschlagsfrist nicht Sorge getragen 
■Ml Mirdi M« UttMii Im Trsatporto Itor die iweakiiilMlitte Resto verHidsrt, 
Isft irolet, Vis Mr m vtnuitwertaedM VertdisIdM ver. 

Die Eisenbahn war berechtigt, denjenigen Weg zu bestimmen, 
welcher ihr fiir den .Absender am zweckmässigsten schien. Für die 
Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn nur, wenn ihr hierbei ein 
grobes Verschulden zur Last fällt ~ Dieser Fall liegt aber gegen- 
wärtig vor. 

Das Interesse des Absenders, das dni über die III. Route zu be- 
fördern, auf welcher bereit^ die lOtägige Zuschlagsfrist aufgehoben 
worden war, ist augenfälh>; die Nichtberücksichtigung dieser Boute 
begründet ein grobes VeisclmUlen. 

Die von der Eisenbahn angerufenen Instradierungsvorschriften 
regeln nur das wechselseitige Verhältnis zwischen den Eisenbahnen, 
welche an der Ausführung eines Transportes teilnehmen. Die Rechte 
einer Partei, welche an dem Znstandekommen von Eartellveiirftgen 
nicht teilnahm, werden dadurch nicht bertthrt. 

Die wechselseitigen Beziehungen des verfrachtenden Publikums 
mit der Eisenbahn sind nur aof Grund der bestehenden Gesetze, des 
Betriebsreglements und der zu Recht bestehenden Tarife normiert; die 
Instradierungsvorschriften werden nicht einmal publiziert (Zusatzbestim- 
roung XIV zu § 51 RetrRgl ). 

Mit Entscheidung des k. k. Landesgerichtes in Lemberg vom 
11. Dezember 1906 wurde über Berufung des Beklagten die Klage mit 
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der Begrttndang abgewiesen, dass ein grobes Verschulden der Eisen- 
babn nicht angenommen werden könne, da es physisch onmögUch ge- 
wesen, dass alle Eisenbahnfonktionftre bereits am 28. NoTomber 1906 
von der am vorigen Tage erlassenen Anfhebnng der Zoschlagsfrist 

Kenntnis gehabt hätten und denselben im übrigen die Vei-pflichtnng 
znr Innebaltung der Instradierungsvorschiiften oblag, welche ansser 
acht za lassen sie ohne wichtige Griinde nicht berechtigt gewesen seien. 

Von dem Obersten CTerichtshofe in Wien dagegen ist unterm 
20. März 1'JÜ7 das erstrichterliche Urteil wieder herjrestellt woideii, 
einmal, weil die Kiinvendinifr. dass die Funktionäre der Ei.senbaliii die 
Verfügung der Bahndirektiüneu vom 22. November am darauflolgendt i» 
Tage noch nicht haben kennen können, von der beklagten Bahn bei 
der Verhandlung gar nicht vorgebracht wurde und von Amts wegen 
nicht zu berQcksichtigen war, und sodann anzanehmeu sei, dass die 
EisenbahnbehGrden keine nnansftthrbaren Verfügungen erlassen werden 
und die Uebermittelung der Anfhebnng der Znschlagsfrist dem Betriebs- 
personal telegraphisch mitgeteilt werden konnte, so dass die von der 
zweiten Instanz gegen die Annahme eines groben Verschnidens der 
Bahn erhobenen Bedenken nicht aUi begrOndet angesehen werden können. 

Hr. 176. Entseli. des Fraiizös. KassationshofSes. 

Vom 23. März 1907. 

(Zetlioto. f. D. Bibrg. n. Franzöa. ZivUr. Bd. S8 Ueft n ». 071. — raad. fraav. 07 I S. iw.) 

Haflmi des Aitmoültw lt iir i fir MlMn WaitsIMrsr. 

Ein Antomobilbesitzer hatte den Wagenftthrer beauftragt, das 
Automobil in die Bemise zu verbringen; entgegen dieser Anweisong 
machte der FOhrer damit eine Vergnügungsfahrt und beschädigte da- 
bei fremdes Eigentum. Der Henr wurde fUr den Schaden auf Grund 
des Art. 1384 C. c haftbar erkliUt. 

Nr* 177. Kntseh. des Deutschen Reichsgcriekts. 

6. Zivilsenat. Vom 15. April 1907. 

fZeitschr. f Klein«-. XV <m») Heft •_' S. 105. — Knts. Ii rt KeiolisKer i. Zivilt Kd r,6 S. 10.) 

Ein Haftpflichtanspruch, der durch rechtskräftiges Zwischenurteil (§ 304 ZPO.) den 
SruMle Meh fIr emebtferHit trkllrt wordm M, M ■Mit In 8taM <w S 218 MB. 
rMMikrllllg feitiattellt und unterliegt daher nieM der dreiseiiPhrlfMi, Midtra euh 
§ 2 RHaftpflG. der zwsgUiriien VerjihrMio. 

Das Berufungsgericht geht davon ans, dass aeit der am 19. Mai 190L 

erfolgten Aussetzung des Verfahrens, jedenfalLs aber seit dem Erlass 
des Beschlusses des Berufungsgerichts über die Festsotziiuf!: des Streit- 
werts am 24. März 1902 der Prozess in Stillstand geraten ist und dass 
der Stillstand über zwei Jahre gedauert hat, nämlich bis zum ö. Ok- 
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tober 1906, an welchem frühestens der Schriftsatz der ElBgerinnen 
vom 26. September 1906 zugestellt sein kann. Dieser AusfBhning setzt 
die Revision die Behanptung entgegen, der Klageanspmch sei dorch 

das Zwischenurteil vom 20. April 1899 rechtskräftig festgestellt worden, 
demnach iLomme die Vorschrift des § 218 BGB. zur Anwendung, der 
Anspruch verjähre also erst in drei.<?sig Jahren. Dieser Angriff beruht 
auf einem Irrtum über die rechUiclie Natur eines gemäss § 304 ZPO. 
erlassenen Zwisrlienmteils. 

Es ist unriclitig, dieses dem auf eine Feststellnii^sklaj^e ergelienden 
Kndurteile gleichzustellen. Das letztere hat allerdings in den Fällen, 
wo nicht bereits der Betrasr des Anspruchs festgestellt wird, eine 
äussere Aehulichkeit mit eintni Zwischenurteil nach § 304. Aber es 
beendet den Rechtsstreit völlig, eine Fortsetzung des Verfahrens findet 
nicht statt, während durch das Zwischennrteil nur Aber einen Teil des 
Streitstoft entsciueden, der Prozess im übrigen aber fortgesetzt wird. 
Die in ihm abgegebene Entscheidnng ist nicht ein Endnrteii, sondern 
wird nur in betreff der Rechtsmittel, also nur in dieser einen Bichtang, 
als Endarteil angesehen. Die Einheitlichlceit der beiden Teile des 
Verfahrens ttber den Grund und den Betrag des Anspruchs tritt auch 
darin zutage, dass die Wirkung der Rechtshängigkeit fortdauert, die 
Entscheidung über die Prozesskosten in dem Zwischenurteil aber nicht 
erfolfren kann, vor allem aber darin, dass, wenn in dem Verfahren über 
den Betrag ein Versäumnisurteil gegen den Klä^^er abzugeben ist, dieses 
nach § 347 ZPO. die Kla;xe ganz abzuweisen hat, die Entscheidung 
des Zwisclienurteils also mit beseitigt. Das Berufungsgericht hat end- 
lich mit Recht auf § 219 BGB. verwiesen. Hätte die dreissigjährige 
Verjährung für die Ansprüche gelten sollen, die dem Grunde nach durch 
Zwischenurteil für gerechtfertigt erklärt worden sind, so wäre dort die 
Stelle für ihre Erw&hnnng gewesen. 



Nr. 178. £nts('h. des Kezirksseriehts Teseheu. 
Vom 17. Mai 1907. 

(AUf . tt.-Aa*. XZVn (1908) Hr. S & M.) 
MIeiel der Verpackung, welche bloss von einem Fadimanne wahrgenommen werden können, 
ilshen den äusseriich nicht erkennbaren Mängeln in Stai« 4M % 58 BetrRgl. gleioik 

Durch die bei Ueberladung der Fässer anwesend gewesenen Zeugen, 
darunter der sachverständige Zeuge Bindermeister J. B., ist dargetan, 
dass die Dauben der Fässer zu dünn waren und überdies das Holz 
zum Teile wurmsticiiig war, dass ferner diese Mängel erst wahrnehm- 
bar wurden, wenn ein Fass beschädigt wurde oder ganz aiiseinanderfiel. 
Der Sachverständige Ii. i^. hat augegebeu, daäs die von den Zeugen 
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wahrs:finomnienen ^flingel an feinem Itis dahin unbeschädigten Fasse bloss 
von einem Fachnianne wahrgenommen werden können. Ks ist sonach 
kein Zweifel, dass diese tatsächlich bestandenen Män^^el äusserlieh niciit 
walirneliniliar waren, daiier die Eisenbahn für die hierdurch verursachte 
Beschädigung o(ier den teilweisen V'erlust des Gutes nicht haltbar 
gemacht werden kann. 

Kr. 179. Eiitseh. des Dentschcii Retchsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 3. Juni 1907. 

(Oa.<4 Recht XII i i908) Nr. 1 S. 80 Ziff. 170.) 

§ 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Die Frage, ob die mit Jedem Straseeabahnbetrieb regel- 
■iMif vortanioae Gafebr Im EtaiolflUI ata« letMiartt war, tat wm aub abjaktivaa 

Momeoteii z« beurteilen. 

Die Betriebsgefahr war schon infolge des Nichtvorliandenseins der 
Tiir am Vorderperron eine ge.^teigerte; sie wurde aber nicht grösser 
durch die Unkenntnis der Klä^^prin: sie kann nicht auf das Konto der 
Betriebsgefahr gesetzt werden, sondern ist nur geeignet, das Vei'schuldeu 
der Klägerin zu mildern. Für die Abwägung des Verschuldens und 
der Betriebsgefahr kommt es aber im Ergebnis auf dasselbe hinaus, 
ob man die unverschuldete Unkenntnis als einen Faktor für die Er- 
höhung dar Betfiebagefahr oder als einen solchen für die Minderang 
des Verschuldens der Klftgerin einstellt. 

Nr. 180. Entseh. des Landgerichts Leipzig. 

Vom 10. Juni 1907. 

(Leipz Zclt.srlir l?ü(> Nr. 1 S \}-> 

|§ 413, 431, 432 HGB. Oer Spediteur liaftet im Falle der Sanmslladttng fUr de« 
Soliadoa, der dem flate Ut m AMtefenmg aa des Esipflsger mtltatt, aidi dsaa, 
araas er am Bestimmungsort das Gut einem PlatzspedKeur zum Zwecice des ZartUess 
ibergibt und dieser Uber „ttibeschädigtea Eüpfaaf" qsittiert 

Das neue HüB. bestimmt - im bewussteii und grundsätzlichen 
Gegensatz zu dem A. HGB. von 1801, vgl. Denkschrift I 241, 246 — , 
dass der Spediteur, welcher die Versendung des Hutes im Wege der 
Sammelladung bewirkt, alle l'Hicliteii ein«'s Krachlführers habe (§ 413 
Abs. 2), m a. W., es bestimmt, er habe für Beschädigungen, die das 
Gut in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung 
an den Empfänger erleidet, dem Absender aufzukommen, er weise denn 
nach, die Beschädigung sei ursächlich zurückzuführen auf Umstände, 
die dnreh die Sorgfalt eines ordenUichen Fraehtlllhrers nicht abgewnndt 
werden konnten (§ 439 Abs. 1). Diese strenge Haftung bleibt auf ihn 
auch dann, wenn er mit dem Weitertransport andere Personen beauf- 
tragt; auch in diesem Falle bleibt er in gleicher Weise. Terantwortlieh 
bis znr Ablieferang an den Empftnger; vgl. §§ 431, 4S2 HGB. Die 
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TatbnBtandsmerkmale der aDgczogenen Gesetzesbestimmnng sind erfüllt. 
Die Sttldang, zu der der beschädigte Verschlag gehörte, entln'elt 10 
Stücke verschiedener Versender. Auch daran ist kein Zweifel, dass 
die Beklagte ihn auf eigene Reclinung geschlossen liat. Es entspricht 
dies ohne weiteres der Sachlage und der im Speditionsgewerlie betätigten 
Uebung. Auf die Feststelhing, oh die Beschädigung des Versclihiges 
vor oder nach der Ablieferung an B. erfolgt ist. konnte vei ziehtet 
werden. Denn nach Inhalt des zwischen den Parteien geschlossenen • 
Vertiags muss unbedenklich als Ablicferungsstelle die Wohnung oder 
das (ieschcifislokal des Klägers angesehen werden, und keine Bede kann 
dftTOD seiD} dass die Beklagte den Ton ihr vertragsmftssig abemommeiteii 
Pfliehten bereits durch Aaslieferong der Sendung an B. nachgekommen 
wftre. Nach Ansicht des Gerichts kann B. als Bmpfangsvertreter des 
El&gers Oberhaupt nicht in Frage kommen, sondern lediglich als Er- 
fiUlnngsgdulfe der Beklagten (§§ 431 HOB., 278 BOB.), oder als deren 
NachfrachtfQbrer (§ 482 HOB.). Daraus, dass der Vertreter des Be- 
klagten mit dem Kläger davon gesprochen haben mag, dass die Sendung 
an B. gehen sollte, und dass der Kläger vielleicht in dieser Richtung 
einen Wunsch geäussert haben mag, folgt noch keineswegs, dass nun 
damit B ohne weiteres Empfangsvertreter des Klägers sein sollte. 
Hiernach hat die Beklagte ancli für eine solrlie Beschädigung des (iutes 
aufzukommen, die etwa erfolgt ist, nachdem die .Seiuhing bei B. ein- 
getroffen war, wie auch weiter nichts darauf ankommen konnte, dass 
B. über die Sendung vorbehaltlos quittiert hat. 

Nr. 181. Eutseli. des Oestcrr. Verwaltungsgericlitshofes« 

Vom 21. Juni 1907. 

(OMtMT. ElMBb^VarwNbiw'BL ZZ (1907) Nr. 115 B. MWw) 

§ 10 It e BesabKosnNS. vta 22. Oktelar 1818. ZiwtMlikstt iwi ErMsmiMe Ahr 

EfsaliitesiiiMrikatlMti. 

Die Frage, ob eine Kommunikation mit dem Bahnverkehre verein- 
bar ist und ob ein Wächterhaus bei «ner Wegübersetzung aufrecht zu 
erhalten ist, liegt im freien Ermessen der Verwaltni^sbehördeu. Der 
Nachteil des durch eine schienenfreie Ersatzkommunikation gegen- 
über einer bestehenden Niveauübersetznn? verursachten Umweges wird 
durch den Vorteil des schienenfreien Bahnüberganges nicht aufgewogen. 
Wenn die Ersatzkommunikation nicht allen Verkehrsrichtuugen des auf- 
zulassenden Weges dienen kann, ist sie keine vollkommene im Sinne 
des § 10 lit. c des EisenbKonzessG. Wenn in mittelbarer Folge der 
LegUDg eines zweiten Geleises die Schranken öfter geschlossen werden 
sollen als früher, wird der Verkehr auf der Strasse gestört mid kommt 
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§ 10. Iii. c des EisenbKonzessG. znr Anwendaog. Ob nnd in welchem 
Grade dies zntrifift, ist kommissioneil festzustellen. Auf die Kosten der 
ErsatzkommanikatioD ist .nach dem EisenbEonzessO. Iceine Eücksicbt 
wa nehmen. 

Xr. 183. Entsch. des Oberlandesgeriehts Dresden. 
2. Senat. Vom 24. Joni 1907. 

(Swfforti Ank. B4. 61 Uefti a «J 

§§ 3, 7 RHaftpfe § 843 BGB. Der Verletzte braucht seine beeinträchtigte Erwerte- 
fähifkelt durch die Wahl eines anderen Berufes nur insoweit auszugIcMiMt alt er diaialbt 

hierbei angemessen betätigen Icann. 

Es ist der Beklagten zwar die Möglichkeit zuzugeben, dass der 
Kläger einen Beruf wählen könnte, der seinem Staude und seiner Vor- 
bildung entspräche nnd ungeachtet seiner VerstQmmelang ihm das oben 
angenommene Einkommen böte. Immerhin ist die Erreichung dieses 
Zieles nnsicher. Wenn aber auch dem ElSger die Wahl eines Berufs 
angesonnen werden mag, bei dem er die ihm yerbleibende Erwerbaffthig- 
keit .angemessen* betätigen kann, so spricht doch gerade die Yon der 
Beklagten angezogene Entscli. des RG. Bd. 53 S. 48 ans, dass in Fällen 
der vorliegenden Art dem Interesse des Haftpflichtigen das Recht des 
Verletzten auf die Wahl seines Berufs gegenüberstehe, und dass in dem 
dort entschiedenen Fall eine angemessene Betätigung in einem bestimm- 
ten Handwerke möfjrlich sei, obwohl der Verletzte dabei nur */5 von dem 
Verdienst eines gesunden Arbeiters erziele. Eine Pflicht des Verletzten 
zur Wahl eines — wenn überhaupt möglich — jede Sclmdigung aiis- 
schliessenden Crewerbes ist denientsprechend nicht aiizaerkennen, ilnn 
vielmehr inuerbalb der bezeichneten Grenze seine Freilieit zu lassen. 

Nr. 183. Entsch. des Deutsehen Reichs^^eriellts. 

6. Zivilsenat. Vom 27. Juni 1907. 

(FrYerwHL 3LXIX (1907) Nr. 5 S. 90. — Das Uocht XI (1907) Nr. 18 S. 1186.) 

VerantwortHokkatt dar Qanalade lUr die Erbaitang das ardaangsaiiaaiiea Zaataidaa 
atata !■ thrasi Baslriia baleiaiiant dan IffieiitllafcaB Varfcabr IbargabasMi Wagaa. 
SahaiiasaaraatipliaM aia der Unterlassung der AufrachtarhallaBO dar Verkifera* 

Sicherheit. § 823 BGB. 

Der gefährliche Znstand des Weges, auf dem der Unfall sich er- 
eignete, ist bedt'ukenfrei festgestellt; dass die beklagte (iemeinde die 
Pflicht der Unteilialtung des Weges und seiner Erhaltung in für den 
Verkehr brauchbarein Zustande trifft, ist ausser Frage. Die Beklagte 
beruft sich mit Unrecht darauf, dass es sich nicht um einen verkehrs- 
reichen Weg innerhalb der Ortschaft, sondern um einen ländlichen Weg 
ausserhalb des Ortes handle. Der Zweck des Weges war, die Ver- 
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bindiing des Ortes F. mit einer Fillire über (l»*n ^aartluss licrzustellen; 
er diente also einem Veikeinsbediirfnisse. demselben, zn dessen Be- 
friedigung die Fähre selbst bestand, und dass er nicht ganz verkehrs- 
arm war, zeigt schou der Umstand, dass seine regelmässige Beleach- 
tving Toi^gesehen war. Entweder war nnn f&r denseibeii Yerkelir vom 
anderen Ufer der Saar her noch ein zweiter Weg vorbanden, der ge- 
fahrlos za passieren war, nnd, wenn ancb mit einem Mehranf wände 
von Zeit, fttr die Dauer der Arbeiten an dem Bahndamme jenen Weg 
zu ersetzen geeignet war: dann bfttte die Gemeinde den letzteren zeit- 
weise für den allgemeinen Verkehr sperren mflssen. Oder ee war fttr 
diesen Verkehrszweck nur der eine Weg gegeben; dann niusste die be- 
klagte Gemeinde ilni, tmtz der Kahndammarbeiten, in einem bei ge- 
höriger Vorsicht brauchbaren und sicheren Zustand erhalten und das 
iliiitre tun, um die ans seinem zurzeit unordentlichen Zustande den 
i'assantcn ilrolicnden (Gefahren zu beseitigen. Es war von der be- 
klagten (ieiminde zwar ni<ht zu verlangen, dass sie den ganzen Weg 
fortwährend von den Steinen leinigte, die infolge der Hahndanimarbeiten 
darauf vei streut waren. Möglich wäre es aber gewesen, wenigstens 
den Fassweg au der Seite regelmässig von den Steinen zu säubern, 
nnd jedenfalls ist es ein. Verscholden der beklagten Qemeinde, dass sie 
nicht während der Daner des ordnnngswidrigen nnd geffthrlichen Zu* 
Standes den Weg gehörig belenehtete. 

Nr. 184. Entseh. des Ocsterr. Vorwaltnngsgerlehtshofes. 

Vom 28. Juni 1907. 

(üesterr Kiseiib -Verordii -Bl XX 1907 Nr 1.17 S 81S3.) 

Dirch den AMSspruch, das« der Konzessionär einer Bahn dem Eioonbahnministerium flir 
die ftck- md ktiiMingeiiSMe Aitfibraiii «!■«• pro]«kli«rtoii BaiM venurtmrtlMi 

•Cheine, wird ein Recht des Konzessionärs nicht verletzt, weil im konkreten Falle doch 
•rat dte |fl»«tzllollMI Grundlagen für Haftung und Verantwortung olUM RMcfcaiollt Mf 

dieses Enunziat festgestellt werden müssen. 

Die Behörde verfügt nicht, ilass dif lie^chwerdefüluerin die Arbeiten 
in eigener Regie auszuführen habe, sie erklärt im Gegenteile in der Er- 
läuterung vom 23. August 1900, es habe mit dem Erlasse vom 29. Juui 
1906 »nnr" zain Ausdrucke gebracht werden sollen, ,dass die Gemeinde 
Wien, als Konzessionftrin der Strassenbahnen, gegenttber dem Eisenbahn- 
ministeriom als Bisenbahnbehörde für die Fach- nnd konsensgem&sse 
Dnrehftihrnng der Arbeiten verantwortlich erscheine*, and im Schlnss- 
satie dieser Erläntemng erklärt das Ministerinm, es bleibe ^selbstver- 
8t&ndlich der Gemeinde Wien unbenommen, die Banaosfllhrnng einer 
FaehuDtemehmnng za übertragen". 

Allerdings aber spricht das Ministeriam hiermit der Gemeinde Wien 

Cgor, «NnbahnraebtUelM KntiehtldingM XXIV. i7 
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gegenftber ans, dass es sie unter allen Umständen ihm gegenüber als 
verantwortlich für die Ausführung erkläre, dass also mit anderen Worten 
die Gemeinde Wien die SelbstausführuDg nur auf eigene Gefabr solle 
unterlassen können. 

In diesem, von einem Auftiage zn einem bestimmten Tun völlig 
losgelösten, rein abstrakten Ausspruche des Eisenbalinministeriums könnte 
aber eine Rechtsverletzung zu Lasten der Gemeinde Wien nur dann sich 
verkörpern, wenn gesagt werden könnte, es sei dieses Enuuziat geeignet, 
Ar kttnftige Fälle die Becbtslage der Gemeinde in dem Sinne zu ver- 
sehlechtem, dass die Gemeinde schon kraft dieses Enunsiates etwa 
mit einer Verantwortang heiastet werden könne, welche sie sonst nicht 
treffe, dass ihr damit eine Haftung pro futnro auch dann schon auf- 
erlegt sei, wenn ihr sonst nach dem Gesetse eine solche Haftung nicht 
aufzuerlegen wäre. 

Dies kann jedoch von dem bekämpften Erlasse nicht gesagt werden. 

Dass mit ihm einer strafgericbtlicben und zivilgerichtlichen Ver- 
antwortung nicht Toiigegriffen werden kann, bedarf keiner weiteren 
Begründung. 

Allein aucli dann, wenn von der nauoberbehünle iigendeine Haftung 
oder Verantwortung!: g^eltend f^emacht werden wollte, könnte diese Fnige 
nicht schon als durch dieses Enunziat .selbst wenn es unangefochten 
blieb — als zuungunsten der Gemeinde erleiligt betrachtet werden; 
es müssten vielmehr im konkreten Falle doch erst die gesetzlichen 
Grundlagen für Haftung und Verantwortung festgestellt werden, und 
das Besultat dieser Untersuchung hätte die Grundlage fttr die Bejahung 
oder Verneinung dieser Frage zu bieten. 

Der in Beschwerde gezogene Ausspruch des Eüsenbahnministeriums, 
der also f&r einzelne Haftnngs- und Verantwoitungsfftlle überhaupt kein 
Präjudiz schafft und der Rechtskraft nicht fähig ist, konnte daher auch 
nicht als geeignet befunden werden, ein Recht der Gemdnde Wien zu 
verletzen, weshalb deren Beschwerde bei Abgang eines tauglichen 
Substrates einer hiergerichtlichen meritorischen UeberprUfung im Sinne 
des § 2 leg. cit. abgewiesen werden musste. 

Xr, IHÖ. Entscli. des Deutsehon Itefchsgerichts. 

7. Zivilsenat. Vom 2. Juli 1907. 

(Dm BMbt JahTff. XI (1907) Nr. t7 8. im.) 
% 9 Abs. 3 Preuss. EntG. vom II. Jaul 1874. g 13 Nr. 2 FluohtIG. vom 2. Juli 1875. 
ABweidiBfl dM § 9 Abt. 3 EntG. bei Inanspruchnahme einet mit fiebiudtn bttetztet 

Grundttüokt fSr die FiMOhtiinie. 

Die FMegung des Ton der Fluchtlinie getroffenen Qmndstlleks- 
teils Ton Gebftuden bildet die fttr die Entsdiidigungsforderang nach 
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§ 13 Nr. 2 a. a. 0. uotweudige Vüraussetzuiig, nichtsdestoweniger aber 
ist fttr Art und Mass der Entscliädigang die Festsetzung der das Ge- 
bäude berilhreDden Flachtlinie die Qmndlage. Es kommt hierbei auf 
die Lage der Yerbflltnisse bis zum Beginn der Freilegnng an. Die 
Gemeinde nimmt darch die Festsetzimg der Flnchtlinie teilweise ein 
Gebäude in Anspruch, und deshalb ist § 9 Abs. 3 EntG. anzuwenden, 
obwohl die Entschädignngspflicht durch das Nichtvorhandensein des 
Gebäudeteils bedingt ist. Die Kläger kOnnen also die Entschädigang 
verlangen unter Berfick.siclitignng des ümstandes, dass die für die 
Strasse beanspruchten 40 qm bis zur Freilegung bebaut waren und 
mit der niclit enteigneten fläche ein einheitliches (lebäude trugen. Sie 
sind also nicht sowohl als Bauland, wie als bebautes Land zu bewerten, 
und daraus ergibt sich weiter, dass, wenn der Wert nach einem Umbau 
berechnet wird, die benutzbaren Bauteile nicht als beseitigt zu be- 
trachten und die Kosten nicht nun doch wieder nach einem Neubau, 
nanilich entsprechend höher, zu veranschlagen siud. Die Gemeinden 
können allerdings im Falle des § 13 Nr. 2 a. a. 0. zu einer früheren, 
ihnen ungünstigeren Verwirklichung des Flnehtlinienplanes nicht ge> 
nötigt werden, als von vornherein in Aussicht genommen war. Allein 
das Gesetz stellt es, sofern der EigentOmer sein von der Flnchtlinie 
angeschnittenes Grundstftck bis zur Fluchtlinie von Gebäuden freilegt, 
Bi^t in das Belieben der Gemeinde, den Zeitpunkt der Enteignung zu 
wählen, sonderu verpflichtet sie zur alsbaldigen Entschädigung, auch 
wenn sie von der Fluchtlinie noch keinen Gebrauch machen will. Die 
Folge ist beim Mangel einer abweichenden Gesetzesbestimmung, dass 
der Entschädigungsfeststellung die f^egenwärtigen. zur Zeit der Frei- 
legung bestehenden Verhältnisse zugrunde zu legen sind. 



Nr* 186. Bntseh. des Bayr. Obersten Lnndesgerlehts. 

Vom 10. Juli 1907. 

Auch !■ iM nUlea ier Zwangsenteignung mliMD Me Vtrsebrlflea des 29 ier 
finiMllMäonlaosg (Vt nuwtttsmian ier Elatraiasf) «laiehaltm wsrdMi. 

Die Aufgabe der DistriktsverwaltungsbehOrde beschränkt sich, 
wenn in dem Verfahren eine Einigung ttber die Abtretungspilicht und 
die Entschädigung zustande kommt, nach Art. XVn des bayer. Gesetaes 
vom 17. November 1837 und Art. 46 AGZPO. u. EO., in der Fassang 
des Art. 166 AGBGB., auf die Beurkundung der Einigung. Die Be- 
hörde ist nicht bei ufen, mit Wirksamkeit für und gegen jedermann fast- 
zustellen, dass die Enteigunng vollzogen ist oder nur noch tob der 
Zahlung der Entschädigung abhängt, und es ist ihr insbesondere auch 

11* 
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nicht die Befugnis eingeräumt, im Sinne des § 39 GBO. das Grund- 
bucliamt um die Berichtigung des Grundbuchs zu ersuchen. Das Grund- 
buchamt hat daher selbständig zu prüfen, ob die Enteignung vollzogen 
ist, und zu diesem Behufe muss ihm nachgewiesen werden, dass die 
Vdraussetzangen der Enteignung erf&nt sind. Der Naehweis ist in der 
im § 29 OBO. vorgeschriebeneo Weise zu erbringen, aof eine andere 
Beweisffthrong hat sieh das Grandbnchamt anch im Falle der Enteig- 
nnng nicht einzulassen. Ist der Abtretongspflichtige bei der Einigong 
ttber die Abtretnngspilicht nnd die Entsehftdignng durch einen Beroll- 
mächtilgten vertreten worden, so mnss die Vollmacht öffentlich beur- 
kundet oder öffentlich beglaubigt sein, auch wf nn die Distriktsverwal- 
tnngsbebörde sich in ihrem Wirkungskreise mit einer nicht oder nicht 
wirksam beglaubigten VoUmaciitsurkunde begnögt hat, und da der 
Enteignungsberechtij^te nach Art. 1 A, b des Gesetzes vom 17. November 
1837 das Eigentum erst mit Leistung voller Entschädigung erlangt, 
muss auch die Befriedigung des Entschädif^aingsberechtigten durch 
öffentlich beurkundete oder öffentlich beglaubigte Erklärung nachge- 
wiesen werden. Einfacher gestaltet sich die Antragstellung, wenn die 
Beteiligten das Uebertragungsgeschäft des bürgerlichen Bechtes, die 
Anflassong, vornehmen, was nach Art 46 AGZPO. u. KO. Tor der fftr 
das Enteiguungsrerfahren mstSndigen BehOi-de geschehen Icann. Das 
Grundbnchamt hat es dann nur mit der Auflassung zu tun, die Fest- 
stellung nnd Berichtigung der Entschädigung ist nicht Oegenstand seiner 
Prüfung. Im Falle des Einverständnisses der Beteiligten wird deshalb 
regelmässig Ton der durch den Art. 46 gebotenen Hdglichkeit Oehraneh 
gemacht. 

Nr. 187. £nt8ch. des Deutschen Relclisgortehts. 
6. Zivilsenat. Vom 10. Juli 1907. 

(JW. Jfthrg. 3« Nr 16 .'^ Zift. 7.i 

S 6 PfMM. URdVerwQ. vom 30. Jili 1883, ^ 20 Oes. von II. Man 1850 ind Verorila. 
van 7. 8tptMilMr-l879, b«tr. iu Zwiifmrwalti^iftvarfalrM. Fir ilt Klif* *r 

Eisenbahnverwaltung gegen einen Adjazenten, welchen eia Privatfibergang Ober tfit 
Bahn eingeräumt ist, auf Schliessung desselben nach Jedesmaliger Benutzung, widrigen- 
falls auf Ersatz der Kosten für dio eisenbabnseitige Ueberwaohung, ist nur der Ver- 

waltange-, itaM dir RMMtweg ziliatlf. 

Unbestritten steht dem Beklagten die privatrechtliche Dienstbar- 
keit auf den Bahnäbergang und die Bahnäberfahrt zu. Ihm gänstig, 
aber auch einwandfrei ist die Feststellung des Vorderrichters, dass dißr 
Kläger seine Behauptung, dass dieser Dienstbarkeit auch eine privat- 
rechtliche Verpflichtung zur jedesmaligen Verschliessnng der Schranken 
entspreche, in keiner Weise dargetan habe. Zutreffend nimmt das OLO. 
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ferner an, dass znr ErKwingnng einer dffentlichrechtliehen Pflichterfüllang, 
also fttr den Elaganttag an 1, der Bechtsweg ansgeeehlossen Bei. Es 
fragt eicli abei: sodano, ob nicht gleiches fikr den 2. Elagantrag gelten 
mQsse, womit Feststellung der Verpflichtang des Beklagten begehrt 
wird, dem Eisenbahnfislcus seinen durch Ersatzmassregeln erwachsenden 
Aufwand zu ersetzen, welche Frage bejaht werden niuss. Mit Unrecht 
hat das OLG. in dieser Richtung die Zulässigkeit des Rechtswegs an- 
genommen. Es kann liier dahin gestellt bleiben, ob dieser Rechtsver- 
stoss in der scliiiftlichen Revisionsbegründuug nach §§ 554, 559 ZPO. 
ausdrücklich gerügt werden nius.ste und ob andernfalls das Revisions- 
gericht nur seine eigene Zuständigkeit verneinen und daher die Revision 
als unzulässig verwerfen musste, aber nicht die Annahme der Zulässig- 
keit des Rechtswegs durcli den Yorderrichter beseitigen IcQnnte — vgl. 
fiecht 1906, 4SB ~; denn es ist, wenn auch nicht besonders deutlich, 
in der sdiriftlichen Bevisionsbegründungjener Widerspruch des BemAings- 
richters gerügt, dass er den Bechtsweg für den Klagantrag 1 Temeint, 
ffir den Klagantrag 2 zulSsst. Daher mnss das Bemfnngsnrteil auf- 
gehoben werden, wenn sich diese Büge als begründet erweist. Nach 
§ 6 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30, Juli 1888 
(GS. S. 195) blieben in bezug auf die amtliche Stellung, die Befugnisse, 
die Zuständigkeit und das Verfahren der Verwaltungsbehörden die be- 
stehenden Vorschriften in Kraft, soweit sie nicht durch bezeichnetes 
Gesetz abgeändert wurden. Der § 20 des Gesetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 (GS. S. 265) gibt ganz allgemein .sämt- 
lichen, also auch den vom zuerstbezeichneten Gesetze vom 30. Juli 1883 
nicht berührten Polizeibehörden die Exckutionsgewalt, namentlich die 
Befugnis, ihre polizeilichen Verfügungen durcli Auwendung der gesetz- 
tchen Zwangsmittel durchzusetzen und die hiernach nötigen Massnahmen 
af Kosten des S&nmigen znr Änsf&hmng zu bringen. Dass aber der 
Bsenbahnyerwaltttng in Preossen Polizeigewalt zusteht, kann nicht be- 
xieifelt werden nnd ist auch schon Tom BG. mit ausführlicher Be- 
gAndnng ausgesprochen worden. Vgl. Verwaltungsordnung für die 
St«ts6isenbahnen Prenssens vom 15. Dezember 1894 (OS. 1895 S. 11) 
% 3, RGZ. 55, 145. Da nun ferner nach der gemftss § 14 PrAGZPO. 
von 24. März 1879 erlassenen Verordnung Tom 7. September 1879 
(GS S. 591) betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei- 
treiUng von Geldbeträgen, die Beitreibung aller derjenigen Geldbeträge, 
die ach den bestehenden Vorschriften auf Grund einer Entscheidung - 
oder Anordnung der zuständigen Verwaltungsbehörde einzuziehen sind, 
auss^iliessli ch dieser selbst zugewiesen ist, so kann ein Antrag, 
wie dt jetzt in Rede stehende, mag er unmittelbar auf Zahlung der 
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darch polizeiliche Massnahmen veramchten Kosten oder auf blosse 
Feststdlmig solcber Zthlungspflicht gerichtet seiii, an die ordentlichen 
Gerichte nicht gebracht, sondern nur im Verwaltungswege behandelt 
und dnrchgeflihrt wwden. 



Kr. 18S. Entsch. des Deutschen Beichsgerlehts. 
2. Zivilsenat. Vom 12. Jali 1907. 

(Dm Bedit i$hxg- XI (IW7) Mir. 17 8. 1«M.) 

f 8 MW. 2 Prem. EnM. § 15 Flo«MI8. m 2. liH 1875. NleMlsrlektlcMliM« 
einer Wertsverminderung durch Strassenbaukosten der Aalleger. Oer Wart itt 
Griaiitjifllu, »lobt i\9 Ailase- eto. Kttt«n sind MMiebeML 

Nach § 8 Abs. 2 EntG. vom 30. Jani 1874 darf nur eine solche 
WertSTerminderiiDg bei der EDtschttdigungsfestsetzniig berttcksichtigt 
werden, welche durch die Abtretung entsteht, also ihre Ursache in 
der durch die Enteignung hervorgernfenen Veränderung hat. Die Um- 
legung der Strassen l)aukosten auf die Anlieger beruht aber auf dem 
Flucht! inieiige. setze vom 2. Juli 1875. Nach § 15 des letzleren 
haben die Gemeinden das Keclit, durfh Orlsstatut festzusetzen, da.ss 
die darin näher bezeichneten Anlage- und Unterhaliung.sknsten von dem 
Unternehmer der neuen Anlage bzw. den an der neuen Strasse Ge- 
bäude errichtenden Anliegern zu beschaffen sind. Das Gtesets macht 
hierbei keinen üntorschied, ob die Enteignung znm Zwecke der Anlage 
geschehen ist oder nicht. Der Zweck des Gesetzes, die Gemeinden von 
den immer mehr anwachsenden Kosten der Strassenanlagen zu ent- 
lasten, würde vereitelt werden, wenn die Gemeinden im Falle einer 
Enteignung behufs Strassenanlagen sich die Möglichkeit einer Heran- 
Ziehung der enteigneten Anlieger erst durch eine entsprechende Ent- 
schädigung erkaufen mttssten; dadurch w&rdc auch eine ungleiche Be- 
handlung der angrenzenden Eigcutftmer eintreten, je nachdem ihnei 
für die neue Anlage Land abgenommen wird oder nicht. Vgl. auc 
RG., V. ZS., Rcp. 194/87, bei Gruehot Bd. 32 S. 717. Der Wert dt? 
Grundstückes ist massgebend. Niclit darauf kommt es an, ws 
das enteignete Grundstück dem Ent.schädigung.sberechtigten gekosJt 
hat, sondern welchen Wert es hat. Die Anlage eines gepflasterin 
Weges innerhalb des enteigneten Terrains, für welche der Enteigi^te 
6 Hark pro qm hat zahlen mftssen, kann also nicht noch besonArs 
entschädigt werden. 
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Kr. 189. Bntoeh. 4m HuidelBgwf ehts Wien 

Vom 12. Juli 1907. 

(AllLv T,ir -An-/: XXVI .1907) Nr. 48 S. 809.) 

Aieb fir die Frachterstattungsaneprüche gegen die Eisenbahn bestellt das im Art. 27 
liitUeb. festgesetzte Wahlrecht zwischen der Aufgabe- und der Endbahn. 

Art. 27 lUe. bestimmt ganz allgemein, dass Auspruche aus dem 
interaatknialeii Fraehtyertrage im Wege der Klage gegen die Versand- 
babn oder diejenige, welche das Gat znletzt mit dem Frachtbriefe ttber- 
nommen hat, zu richten sind. Dass der Frachterstattnngsanspmcfa ein 
Anspruch ans dem Frachtvertrage ist, ergibt sich daraus, dass die 
Bahn nach Art. 11 lUe. nur einen Anspruch anf die Fracht nach 
Massgabe der zo Recht bestehenden, gehGrig verdffentlichten Tarife hat, 
dass Art. 12 (4) infolgedessen die Pflicht zur Rttckzahlnng der zuviel 
erhobenen stataiei t, dass dieser Artikel die Bestimmnng des Art. 44 
(1) lUe. ansdrficklich für Frachterstattungsansprttche aasschliesst und 
dass Art. 44 (1) lüe. nur von Ansprüchen aus dem Frachtver- 
trage handelt. Durch den Art, 45 (3 und 4) lUe. wurde auch 
Art. 12 (4) lUe. nicht überflüs.sig, wie Rerutungswerber meint, da 
Art. 45 nur die Verjährung der Entschadigungstorderungen wegen Ver- 
lust, Minderung. Beschädigiiug oder Lieferfristüberschreitung regelt. 
Ausserdem partizipiert auch die Empfangäbahn an der gezahlten Fracht. 
Die in der Berufungsschrift geltend gemachte Einrede, dass die Klage 
mangels Aktivlegitimation der Elftgerin abzuweisen gewesen wilre, 
weil der Destinatar das Gut bezogen habe, kann nach § 482 ZPO. 
keine Berttcksichtigung finden. Abgesehen hiervon, ist die Bestreitung 
der Aktivlegitimation der Klügerin auch nicht begründet Allerdings 
bestimmt Art 26 (l) lüe., dass zur gerichtlichen Geltendmachung der 
ins dem internationalen Frachtvertrage gegenüber der Eisenbahn ent- 
pn'ngenden Rechte nur de] jenige befugt ist, welchem das Verfügungs- 
echt über das Gut zusteht. Rückforderungsansprüche des Absenders 
h Falle zu hoch berecinieter Fracht gehen aber nach der Absicht des 
Iternationalen Uebereinkommens nicht auf den Empfänger über, da 
Si mit dem Verfügungsreclite in keinerlei Beziehung stehen, ebenso 
^ die aus der Belastung des Gutes mit Nachnahme erwachsenden An- 
si'tiche gegen die Bahn, dem Zwecke dieser Einrichtung und den in 
di«er Hinsicht allein massgebenden Bestimmungen des Art. 43 lUe. 
entprechend, nur dem Absender zustehen. Beim Frachterstattungsan- 
sptdie handelt es sich darum, ob die Bahn durch die Mebrzahlung 
eint Vorteil ohne rechtlichen Grund erlangt hat, also um eine Art von 

■) £beiiso Erk. d. Oestorr. Oberst, der. vom H Febniar 1899 aad iü. April 19(H 
in dt. Zeitsohr. Bd. XVI S. 306 und Bd. XXI S. Ö7. 
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ungerechtfertigter Bereicherang. Zu welchen Konsequenzen es Qbrigens 
f&hren wArde, wenn der Verfttgangsberechtigte als zur Oeltendraachnng 
des Frachtentattnngsanspniches aktiv legitimiert erachtet wttrde, geht 
daraus hervor, dass dann dem Empfänger, sobald er dnrch Annahme 
des vom Absender frankierten Gates in den Frachtvertrag eingetreten 
und verfttgungsberechtigt geworden wäre, der Ansprucli auf Rückver- 
gütung des vom Absender zuviel gezahlten Fraclitbetrages zustünde, 
obwohl er .selb.st keine F'racht gezahlt hat. Zur Geltendniacluuifr von 
Frachterstattnngsansiiri'icheii ist daher der Absender berechtigt, je nach- 
dem der eine oder andere die Mehrzahlung an die Eisenbahn geleistet 
hat. Dies ist der Natur der Sache nach ausdrücklich im § 61 (Oj des 
österreichischen Betriebsreglements und im § 61 (4) der deutsclien 
Eisenbahnverkehrsordnuug bestimmt und anch in der Zusatzbestimmung 2 
zu Art. 12 lUe. so normiert 



Nr. 190. Entsch. des Oberlandesgeriehts Colmar. 

Vom 13. Juli 1907. 

(Da« Rpclit XI (19071 Nr. 18 s. n.^t ZlfT, 2H3H.) 

§§ 144, 141 Nr. 2 b RBeamtG. Reohtswei gegen den Defektenbesohiue». 

a) In dem von dem Beamten gegen den Defektenbesclduss be- 
schrittenen Rechtswege ist für das Gericht die Ansicht der Behörde, 
die den Defekteubeschluss erlassen hat, über die Art des dem Be- 
amten zur Last fallenden Versehens nicht bindend. Indem der Abs. 1 
des § 144 nicht bloss hinsichtlich des Betrages, sondern auch .hinsicht- 
lich der Ersatzverbindlichkeit" den Rechtsweg erötfnet und im Abs. 3 
den auf die Klage des Beamten entstandenen Rechtsstreit auf Grund 
der freien Ueberzeugung des Gerichts hat entschieden wissen wollen, 
hat das Oesetz zu erkennen gegeben, dass das Gericht die Schuldfrage 
unabhängig von der Ueberzengnng der Verwaltungsbehörde nach- 
zuprüfen berechtigt und verpflichtet sein soll, b) Wenn die Klage de 
Beamten gegen einen auf Nr. 2 b des § 141 beruhenden Defektenbe 
schlnss (Entstehung des Defekts durch grobes Versehen eines Bcamtei 
der weder der Unterschlagung ttberftthrt noch Verwalter der geschädigte 
Kasse ist) gerichtet worden, genügt es zur Aufhebung des Defekte 
beschlusses, dass ein grobes Versehen dem Beamten nicht nachweislf 
ist. Dass er irgendeiner Pflichtverletzung .schuldig befunden wordi, 
auf die, wenn auch nicht im Defekten verfahren, seine Schadenersj«- 
pflicht gegründet werden kirnnte. steht der Zuerkcnnung seiner Kk*' 
nicht entgegen, c) Mit dem Anspruch auf .Aufhebung des Defekn- 
beschlasses kann, unter den Voraussetzungen des § 256 ZPO., der ^n- 
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sprach aaf Feststellang des NichtbesteheBfl einer sonstigeii Ersatover- 
bindliclikeit des Beamten in einer Klage verbanden werden. 



Nr. 191. Entscli. de» Handelsberichts Oent. 

Vom 25. Juli 1907. 
(ZoitMhr. f. d. iDtanut Sii«ib.-nwup. XV (1M7) Nr. 11 a 406.) 

Art. 15^ 26, 27 liitlMi. Ist ntoh Ankisfl ist tots ssi Bsslinsisfl|ssrt der FrsoMferisf 
dssi Esi|rflsgsr Ibsrfsben, so ist der Absender zu SchadssssrsstikItiM ftfss Ms 

Eisenbahn nicht mehr legitimiert. 

Im vorliegenilen Fall handelt es .^icli um eiuen internationalen 
Trans|K)rt, der den P)e.stinnnungen des l^enipr Uebeieinkoinniens vom 
14. Oktober 1890 und de.s Zusiitziihereinkonunens vom 16. Juni 1898, 
bestätigt durch die tiesetze vom 25. März 1891 und 19. Oktober 1899, 
uuteriiegt. 

Zur Zeit, als die ßeschädigung stattfand, hatte der Empfänger 
soeben das Gut abgenommen. Nach Art. 26 des genannten internatio- 
nalen Uebereinkommens kann nur derjenige, dem das Verfägungsrecbt 
fiber das Frachtgnt zusteht, gegen die Eisenbahn Ansprüche aas dem 
internationalen Frachtverträge gerichtlich geltend machen. Nach Art. 15 
hat der Absender allein das Becht, Aber das Gat so verfügen; dieses 
Becht erlischt aber, wenn nach Ankunft des Gutes am BestimmungS' 
orte der Frachtbrief dem Bmpf&Dger übergeben worden ist. In diesem 
Augenblick geht das VerfDgungsrecht, und damit auch das Klagei'echt, 
auf den Empfänger über. Hieraus folgt, dass der Kläger in seiner 
Eigenschaft als Ab.sender nicht mehr klagefähig war. 

Der Kläger behauptet zwar, das.s diu Be.sehädignng stattgefunden 
habe, während der Empfänger die Entladung vornahm; dieser Um.stand 
ist aber ohne Bedeutung, weil er zur \' oraus.setzung hat, dass der 
Frachtbrief vorher übergeben und das Gut übeinommeu wurde. 

Der Kläger kann nicht zu seinen Gunsten anführen, dass der 
Empfänger das Gut erst nach einer Eontrolle durch einen französischen 
Staatsbeamten in Besitz nehmen durfte, und dass diese Kontrolle zar 
Zeit der Beschädigung noch nicht voi-genommen war, weil diese For- 
malit&t durch das internationsle üebereinkommen, dem der Transport 
des Klägers allein unterliegt, nicht vorgeschrieben ist Schliesslich ist 
es auch gleichgültig, dass der Kläger infolge des Mandatsverh&Unisses 
zugleich Emi>ränger 'ist; denn der Beförderungs vertrag war zur Zeit, 
als die Beschädigung stattfand, tatsächlich erfüllt. 
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Nr. 19S. Entadi. des App.-Sen. des Hand.- u. Weelimlger. Budapest. 

Vom 27. Angnst 1907. 

(BliMb.-Tkr.- Q. V«ik.<Aas. XI (IMV) Nr. M & M.) 

§§81^8* ttüiar. BMrRil. 0«r MlfMolMf M itoM btfb|t, BatoMfuiM IMI Zwtoke 

itr nnentgettlichen Einlagerung der Partei zu tiberlassen. Die mit dem Stationsoktf 
getrofTenen betriebsreglementwidrigen Vereinbarungen haben Iceine Güttigliait 

Irrig ist der Standpunkt der erstrichterlichen lostans, wonach 
der Vorstand irgendeiner Station berechtigt sei, in den ausserhalb des 
Rahmens des Betriebsreglements stehenden, auf die vorübergehende 
Benützung des Stationsgebietes bezüglichen Angelegenheiten mit dritten 
Personen rechtskiilftige Abmaciiungen zu treffen. Denn der Eisenbahn- 
bedienstete kann mit dritten Personen nur solche für die Bahn bindende 
Rechtsgescliatte .schiies.sen, welche durch das Betriebsreglemeut eine 
Regelung erfahren haben. Schlechtgläubig kann jedoch der Eisenbahn- 
bedtenstete sniiL Schaden der ßahn — wie in dem vorliegenden Falle 
~ schon aus dem G^rnnde keine Becbtagescbftfte mit dritten Personen 
sehliesen, weil der Angestellte stets im Interesse des Chefs vona- 
gehen hat 

Es kann sich sonach der Beklagte, der erwiesenemiassen schlecht- 

gULnbig mit dem Stationschef bezüglich der unentgeltlichen üeberlassang 
eines Teiles des Statiousgebietes übereingekommen ist, was aus der 
gelegentlich der Skontriernng erfolgten Ausfertigung der Frachtbriefe 
zweifellos hervorgeht, nicht mit Erfolg auf den mit dem Stationschef 
angeblich abgeschlossenen und mit den im § 55 des Betriebsreglemeuts 
enthaltentMi l^estiuiniun^en im Widerspruch stehenden Vertrag berufen, 
da eine schhchtgläubige HandimiM: nie zur Rechtsquelle werden kann. 
Der Beklagte ist vielmehr verptlichtet. der Bahn jenes Lagergeld zu 
vergüten, welches er im Falle der Einhaltung der Verfügungen des 
Betriebsreglements der Eisenbahn geschuldet hätte. 

In dem Torliegenden Falle hat sonach der Umstand keine Bedentong, 
dass der Beklagte gelegentlich der Ueberfllhmng seines Gates anf das 
Oebiet der Station keinen Frachtbrief avsfertigte, beziehungsweise 
keinen Annahmesehein erhielt nnd anf dem Frachtbriefe eine Erkl&mng 
als Absender nicht vermerkte. 

Demgemäss mnaste unter Abstandnahme von jeder weiteren un- 
nötigen Beweisführung auf Grund des unbestrittenen, beziehungsweise 
von dem Beiüagten anerkannten Tatbestandes der Beklagte zui' Zatüung 
des tarifmiLssigen Lagergeldes verhalten werden. 
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Nr. 19^ Entseli. des DeatodieB Reiehsgerlekto. 

7. Ziyilsenat. Vom 17. September 1907. 

iPrVerwBl XXIX 1907) Nr. 18 S 846 ) 

f 8 PnnM-Estfi. BerilektMitigung der konkreten VerhittaiiM M der WcrtschfttuH 

eines Geschäftshauses. 

Die Revision der beklagten StadtgeuifiiKl«^ ist insoweit uubegrimtlet, 
als sie rügt, dass der Beriitungsrichter zu Unrecht bei Bemef?snnp: der 
Eiit.«cliädigung das individuelle Interesse des Klägers benick.siclirigt 
habe. Der Standpunkt des Berufungsrichters entspricht der ständigen 
Hechtsprechung des erkennenden Senats, wie sie sich insbesondere im 
Anschlnss an das Urteil des V. Zivilsenats vom 4. NoTember 1898 
(BOBotscb. in Zivils. Bd. 82 S. 296) entwickelt bat. Dem enteigneten 
Eigentümer sollen die Nacbteile ersetat werden, die er dorch die Ent- 
aehiing seines Grandbesitzes erlitten hat. Damm ist bei der Ans- 
mittelang der Entschädigung der Natsen io Betracht sa ziehen, den 
das enteignete Grnndstttck vermöge seiner Lage und BeschafTenheit 
gerade dem Eigentümer auch im Hinblick auf die Verwendung des 
Grundstücks zu geschäftlichen Zwecken gewährt hat. Es war daher 
gerechtfertigt, wenn der Berufungsrichter erwog, dass dem Kläger ein 
Besitztum entzngcii wnnle, das seit langen Jalirrti lediirlicli dein Betrieb 
eines kanfnmiinischeii deschäfts gedient hatte und da.s iiinveit des En- 
grosgeschäfts des Klägers. Sch. Str. 10, belegen war. Beides sind Um- 
stände, die mit dem Grundstücke, nicht mit der persönlichen, für die 
EnteigDungsentscbädigung auszuscheidenden Tätigkeit des Klägers ver- 
knüpft sind. Die OewOhnnng der Knndscbaft an das in bester Gesehftfts- 
gegend belegene Lokal and die Verbindung mit dem in derselbea Strasse 
befindlichen -Orosqgeschftfte machten das Grnndstttck für den ElSger 
besonders wertvoll, und er würde nicht voll entschAdigt werden, wenn 
dieser höhere, individuelle Wert nicht in Anschlag gebracht wftide, 
wenn mithin der Wertsberechnung nicht die konkreten Verhältnisse zu- 
grunde gelegt würden. Diese Verhältnisse durften und masston Be- 
achtung finden, anch ohne dass ein wirtschaftlicher Zusammenhang der 
beiden Häuser Nr. 10 und Nr. 17 im Sinne der die Fälle der Teilent- 
eignung betreffenden §§ 8 Abs. 2, 9 des Enteignungsgesetzes an- 
genomnieii worden ist. Es handelt sich auch nicht um die Bewertung 
einer blossen }3randstätte; diese war vielmehr, da zweifellos ohne die 
Fluchtlinienfestsetzung und das si(;h ansdiliessende Enteignungsverfaliren 
der Wiederaufbau des zerstörten Grundstücks erfolgt wäre, als bebautes 
Grundstück zu schätzen (BGEntsch. in Zivils. Bd. 21 S. 216 ff.). 
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Nr. 194. £iit§«li. des Preiiss. Obenrerwaltungtigerichts. 
4. SeDEt Vom 19. September 1907. 
(FTTenrn. ZXIZ (iMV) Nr. 1» 8. ais.) 

HRtortoMMl iwInIwi im iim SelmlM iM SHaitlleliw Verktbrt miileBlti Vert l Whie H ' 

wegen zu einem Bahnhofe und den nicht MTnitNchen, als Zugang zum Bahnhofe vid alt 
TtU der Bahmnlaie anieltgtoi Zufuhrwegen. UitarlMlttpfUolit des EliMiMiMiHittr- 

nehmers. 

"Wenn der Kläger meint, os liahe sich bei der Herstellung der 
Rampenstrasse um einen Kisenl)aiinziit'iilir\veg <:;elian(lelt , dessen Natur 
die eines Privatwegs oder — wie er unzutrefiend hinzufügt — eines 
beschränkt öffentlichen Weges sei, und das Oberverwaltungsgerieht 
habe in der fiHheren EutscheidoDg auch nur eine solche beschrinkte 
OeflfontUcbkeit angenommen , so ist dies anrichtig. Das Urteil vom 
1. Dezember 1883 hebt gerade hervor» dass die Rampe .keineswegs 
nnr als Zngangsweg zn den Bahnhöfen nnd als Teil derselben angelegt 
wurde", sondern dazu bestimmt sein sollte, einen schienenfreien Zugang 
von der Stadt ans nach dem Landstrich südlich und südwestlich der 
Bahnen zum Sclmtze des öffentlichen Verkehrs zu schaffen. Ebenso 
ist es nicht richtig, dass das Oberverwaltungsgeiicht daoMls Uber die 
Natur der Eisenbahnzufuhrwege noch im unklaren gewesen sei. Das 
Urteil vom 1. Dezeniber 1883, welche.^, wie die von dem Kläg:er in 
bezuj]^ jreiiominene Entscheidung vom 8. Mai 1884 in dem zehnten Bande 
der Entsclieidungen des Oberverwal tung.sgerichts venirtt-iitliclit worden 
ist — S. 182 und 215 — , unterscheidet zwischen den ült'eutlichen Zu- 
fuhrwegeu und den nicht öffentlichen, nur einen Teil der Bahnanlage 
bildenden Wegen und spricht dann ausdrücklicli aus, dass es sich in 
dem Streitfalle nicht sowohl am die Schaffung eines Zuftthrweges als 
um die Beseitigung der dem Öffentlichen Verkehr ans den Bahnanlagen 
erwachsenden Gef&hrdnng uud Beeintrftchtigung durch die Herstellung 
einer Öffentlichen Yerbindangsstrasse handelte. Inwiefern dieAusfUhrungeD 
dieser Entscheidung unklar sein sollen, ist nicht erfindlich. 

Endlich mnss auch in Uebereinstimmong mit dem Vorderrichter 
und der in den GrOnden des Urteils vom 1. Dezember 1883 nieder- 
gelegten Auffassung daran festgehalten werden, dass nach der landes« 
polizeilichen Bestimmung der Eisenbahnunternehmer und seine Rechts- 
nachfolger die streitif^e Wegestrecke dauernd zu unterhalten haben. 
Ist dies auch in dem Schreiben des Kommissars vom 10. Januar 1866 
nicht ausdrücklich ausgesproc^lien worden, so folgt doch mit Not- 
wendigkeit aus der gesamten Sachlaj^e. Die neue Anla<re war dazu 
bestimmt, die Nachteile auszugleichen, welche der Bahn bau für die be- 
stehenden Verkehrsverhältnisse mit sich brachte; sie sollte nicht dem 
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dorcb den Bahnlwii gesteigerten Verkebnbedfirfliisse Becbnnng tragen, 
sondern die Beeintrftchtigong beseitigen, welcbe der Bau fAr die bei 

seiner Ausfübrang vorliandeuen Verkehrsznstände und Bünrichtnngen im 
Gefolge hatte. Die Anlage konnte diesen Zweck aber nur erreichen, 
wenn ihr Bestand dauernd gesichert war, und hieraus folgt, dass bei 
dem Mangel einer entgegenstehenden landesixdizeilirlioii Hestimmung 
unterstellt werden muss. es sollten der Eisenbahnunternehmer und seine 
Rechtsnachfolger nach dem Willen der Landespolizeibehörde auch die 
Unterhaltung der Rampenstrasse zu bewirken haben. 

Xr. 195. Entscb. des Deutseheii Keiebsi^erichts. 
6. Zivilsenat. Vom 19. September 1907. 

(Dm Keebt XI (1909) Nr. n S. im Ziff. 8508.) 

M 333, 331 B3I. VtncbiMM 4» AefUaMMriue «iMt FtMuHrierMhMrt M 

ttMoUI|Mi| tiMt EiMBlefcmraf SM. 

Daraos, dass in einem Fabriknntemebmen einer Gesellsebaft ein 
aof Scbienen laufender Eisenbabnwagen nnbeanfsiehtigt and anbefesdgt 

längere Zeit an einer öffentlichen Strasse stehen gelassen und von den 
auf der Strasse spielenden Kindern häufig bei ihren Spielen benntst 
und bin- und hergeschoben worden ist, ist an sich die Folgerung ge- 
rechtfertigt, dass ein derart dauernder und in die Augen springender 
Missstand nicht wohl bestehen konnte, wenn die verfassungsmässigen 
Vertieter der Gesellschaft für gekörige Aufsicht uud Ueberwachuug 
gesorgt hätten. 

Nr. IM. Bateeh. dm Oestorr. Yenraltangsgerlektshofes. 
Vom 21. September 1907. 

(Oesterr. Ki8«nb. Verordn.-BI. XX (1M7) Nr. IM 8. 801».) 
Begriff ..Bauplatz". Grundflächen, die beatimmungsgemäss nicht der Verbauung zu- 
gefUbrt, aonderii anderen Zwecken dienstbar gemacht werden oder bleiben sollen 
(EteMbahettrrtterhm), kSn«ii als Bauplatz im Siim« der Bauordnung auch dann nioM 
angsaelien wsNm, wms sie att 4m «i|«rtHalns BasplatM in dnem talsioirilsliN edsr 

ranfeiMilMB ZniMMMhuiM atehM 

Da ffir die Verpflichtung zur Trottoirherstellnng nicht nur die 
Länge des Oebftudes selbst, sondern auch die Länge und die Lage des 
Bauplatzes massgebend sind, so muss zunächst gefragt werden, was 
denn unter einem Bauplatze im Sinne der Bauordnung zu verstehen ist. 

Nach der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes wird unter einem 
.Bauplatze" eine Bodenfläche verstanden, die zur Verbauung, 
d.i. dazu bestimmt ist, dass au f ihr Häuser, (Gebäude errichtet 
werden (s. Sanders II, erste Haltte, pag. 561). Auch die Bauordnung 
für Graz versteht unter einem Bauplatze einen zur Verbauuug, zur 
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Erriclitung von Gebäuden bestimmten Grand, sio spriclit von einem 
Bauplatze nur im Hinblicke auf das aufzuführende Gebäude; es ergibt 
sich dies aus den Bestimmungen der §§ 13, 14 und Iß der liauordnung, 
die von der Widmung eines Grundes zu Bauplätzen und den Obliegen- 
heiten des Eigenliimeis handeln und die den „Grund" von dem -Bau- 
plätze", der .Baustelle" 8; ebenso wie der § 2 unterscheiden, und 
dies zwar in der Richtung, dass unter dem „Bauplätze", der „Baustelle" 
eben nur jene Fläche verstanden wird, die auf einer Grundliäche für 
die Anfffibrang eines einselnen Gebftades bestimmt wird, die also eine 
banordnongsmftssige Einbeit in dem Sinne bildet, dass dnrcb die Baa- 
fflbrang Uber ibr Scbidcsa) vom Standponlcte der Bauordnung aus ent- 
scbieden wird. 

Aus dem ganzen Inbalte und Zwecke der Bauordnung f&r Graz 
geht hervor, dass auch sie unter dem Ausdrucke „Bauplatz** eben nur 
jene Grundfläche versteht, die nach ihrer Bestimmung und Wid- 
mung zur Verbaunng, d i zur Aufführung von Gebäuden und 
Häusern verwendet werden soll. 

Da eine Verbauung von Grund und Boden nur nach Massgabe der 
Bestimmungen der Bauordnung zulässig ist, so wird selbstverständlich 
unter dem „Bauplatze" nicht nur diejenige Grundfläche zu verstehen 
sein, die von dem Gebäude, dem Hause unmittelbar okkupiert wird, 
sondern jene Grundfläche, die nach Massgabe der Bestimmungen der 
Bauordnung erforderlich ist, damit da» aufzuführende Ge- 
bende den Bestimmungen der Bauordnung entsprechend er- 
baut werden kOnne, so dass also Bodenflflchen, die nach den Be- 
stimmungen der Bauordnung unverbaut bleiben mflssen (vgl. § IS Ab. 2, 
§ 85 AI. 4) allerdings als zum Bauplatze, zur Baustelle gehörig an- 
zusehen sind. Hieraus folgt» dass Gmndüftchen, die bestimmungsgemfiss 
nicht der Verbaunng zugeführt, sondern anderen Zwecken 
dienstbar gemacht werden oder bleiben sollen, als Baapl&tze 
im Sinne der Bauordnung auch dann nicht angesehen werden 
können, wenn sie mit dem eigentlichen Bauplatze in einem tatsäch- 
lichen oder recbtücben Zusammenhange stehen. 

Xr. 197. Entsch. des Oesterr. Vcrwaltungsgerichtshofcs. 
Vom 21. September 1907. 

(Omm. BlMal>..VMordii.-BI. ZX (ttOT) Hr. IM & tlM)L 
Nr. 36. Eine Eisenbahnuntsnishnung ist anlässllcli der BaufUlirung auf einem BahiiliofB 
zur Herstellung von Trottoirs an öffentlichen Strassen im Sinne der Bauordnung dau 
nicht verpfliclitet, wenn der Bauplatz für das projeiitierte Gebäude nicht unnüteilMr 

■n tfs WtatHobM SlraiMn imtt 
Es kann wohl nicht daran gezweifelt werden, dass die Bau- 
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OKlnnDg unter dem Aasdineke «Banplatz* nur jene Orundfl&che 
versteht, die nach ihrer Bestimmang nnd Widmung zur 
Yerbanung, d. i. zar Aufführung von Oebftnden nnd Häusern 
verwendet werden soll. Da eine Verbauung von Grund und Boden 

nur nach Massgabe der Bestimmungen der Bauordnung zulässig ist, so 
wird selbstverständlich unter dem „Baiiiilaf ze" nicht bloss jene <;riind- 
tläche zu verstehen sein, die von dem (jtbäiule (Hanse» unmittflbar 
okkupiert wird, sondern jene Grundfhirlie, welche nach Massgabe 
der Bestimmungen der Bauordnung erforderlich ist, da- 
mit das aulzuführende Gebäude den Bestimmungen der 
Bauordnung entsprechend erbaut werden könne, so dass 
Bodeniiieben, die nach den Bestimmungen der Banordnnng an?er- 
baut bleiben mflssen (s. x. B. § 80 Abs. 3), allerdings als zum 
Bauplätze, zur Baustelle gehörig anzusehen sind. Hieraus 
folgt, dass Orundflichen, welche bestimmungsgemftss nicht der Ver- 
baaung zugeführt, sondern anderen Zwecken dienstbar gemacht werden 
oder bleiben sollen, als Bauplätze im Sinne der Bauordnung auch dann 
nicht angesehen werden können, wenn sie mit dem eigent- 
lichen Bauplätze in einem tatsächlichen oder rechtlichen 
Zusammenhange stehen. Da nun hier jene Grundstücke, welche 
unmittelbar an öffentliche Verkehrswege grenzen, zwar der k. k. priv. 
Oesterr. Nonhvestbahn gehörten, aber nicht den Zwecken des 
lUihnhofes, sondern anderen wirtschaftlichen Zwecken, insbesondere 
Hucli der Landwirtschaft gewidmet waren, standen sie mit den auf dem 
Bahnhofe errichteten Gebäuden nicht einmal in einem wirtschaft- 
lichen (faktischen) Zusammenhange, geschweige denn in 
jenem durch die Torschriflen der Bauordnung bestimmten nfiherea Ver- 
hältnisse eines Bauplatzes, und dieser grenzte im Sinne des 
zitierten § 70 nicht an öffentliche Strassen oder Gassen. Die ange- 
fochtene Entscheidung erwies sich daher als im Gesetze begrflndet. 

ür. lUH. Eiitsch. dos Dcutsi heii Relchsgeriehts, 

6. Zivilsenat. Vom 23. September 1907. 

(DJZ. XII (1907) Nr. s isst^ 

§ 1 RKaflpfG. § 254 BfiB. Konnte naoli der Sachlage der mH der OerWelikeit sid 
dM EtorteMsiKiei der Balm lenn vertraato Vaiiebla den UafaH aill aaeh aar ilalier 

Aafmerkiamkeit und der allersewtfhnlichsten Vorsicht vermeiden, so Ist sein Verschulden 
dararlii, dass § 254 BfiB. nicht zur Anwendung kommt und der Eraatiaaapraob liaxHob 

zurückgewiesen werden muss. 

Auf der Station J. befindet sich ein Anschlussgeleise einer Fabrik, 
das eine öttentliche Strasse kreuzt und mit dieser in gleicher Ebene 
liegt. Der Wegübergang wird nicht bewacht, es befinden sich dort 
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keine Schranken, von dem Personal der Wagen, die auf diesem Scliienen- 
strang von der Fabrik nach dem Baliiiliof fahren, wird vor dem Weg- 
fibergang nicht gelHutet oder ein anderes Warnungssignal gegeben. Am 
12. März 1904 wurde am hellen Tage der Fabrikdirektur L. von einem 
Zug, der von der Fabrik nach dem Bahnhof mit einer (Tesehwindigkeit 
von nur etwa 10 km /.luiickfulir. iiberfaliren. Es lies?; sich nii'ht fest- 
stellen, ob L. von dem Zug ergriffen winde, aJs er den Wegiibergaug 
überschreiten wollte oder als er sich von diesem seitwärts auf dem 
Schienenweg in der Rfebtimg nach dem Bahnhof bewegte. L. hat bei 
diesem ünfall den Tod gefonden. Seine Witwe und Kinder erhoben 
anf Grnnd des Haftpfllchtgesetzes Ansprüche gegen die Eisenbahn. 
Diese beantragt Abweisang, weil der Unfall lediglich Folge eigenen 
Verschuldens des L. sei. Vorinstanz bat die Eisenbahn snr Hftlfte 
verurteilt KG. hebt auf und weist den Ansproch yoUstftndig ab. Es 
sei zwar anzuerkennen, dass durch die oben hervorgehobenen Umstände 
die Gefahr, die der Eiisenbahn betrieb mit sich bringe, eiiieblich ge- 
steigert sei. Trotzdem habe für I;. in keiner Weise eine gefährliche 
Sachlage vor<^ele^eii. Er sei mit den örtlichen Verhältnissen völlig 
vertraut gewesen, hal)p niimittell)ar vor dem Unfall in unmittelbarer 
Nähe des in Rede steheinien Ralingelei.ses längere Zeit gestanden und 
dabei gesehen, dass sich auf dem (leleis ein Balinzug befinde; er habe 
gewusst, dass dieser nach dem Bahnhof zurück tahren weide und dabei 
den Uebergang kreuzeu müsse. Unter diesen Umständen wäre ea für ihn 
ein G«bot der alleigewöhnliehsten Vorsicht gewesen, dass er, bevor er 
das Oeleis betrat oder anf dem Bahnkörper weiterging, sich darüber 
vergewisserte, ob der Zag sich nfthere; es h&tte ihm, wenn er nur 
einige Anfmerksamiceit angewendet hätte, das Herannahen des Zages 
schon durch das Gleriaseb, das dieser verursachte, zum Bewusstseis 
kommen mttssen. Da L. hiernach bei Anwendung derjenigen Aufmerk- 
samkeit ond Vorsicht, die jeder verniinftige Mensch betätiVr]! müsse 
und zu betätigen pfl^e, gar nicht verunglücken and auch in keine 
(jefahr kommen konnte, war den Klägern trotz der die allgemeine 
Betriebs<r<>fahr der Bahn erhöhenden Verhältnisse jeder Ansprach zu 
versagen. 

Jir. ItM). Entsch. des Deut.sehtMi Koichsi;er!ehts. 

6. Zivilsenat. Vom 23. September 1907. 
fßJZ. XII (iWj Nr.» 8. in&u.) 
I I RHaflMlfi- § 254 BBB. Wem eine PflTMi, dsreh HMdfepiok siMi KMdMi be- 
schwert, in einen bereits in Bewegung gesetzten Zug zu springen versucht und hierbei 
getfitet wird, so ist ihr Verschulden so gross . dass die Betriebsgefahr alt UrsaclM 
gänzlich zurücktritt und die Eisenbahn nicht haftpflichtig ist. 

Die Tochter des Klägers, Marie H., stieg am Abend in dem irrigen 
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Olaaben, dass sie scbon ihr ReiBeziel erreicht babe, auf der Haltestelle 
S. ans. Als sie ihr Versehen bemerkte, wollte sie wieder einsteigen. 
KUger behauptet, dass sie ssanllchst nnberechtigterweise und gewaltsam 

von dem Wagenwärter daran verhindert worden sei. Fest steht, dass 
sie zu einer Zeit, als der Zug sich schon wieder in Bewegung gesetit 
hatte, aufzuspringen versuchte, nachdem sie zuerst neben dem Zug her- 
gelaufen war, and dabei trotz des Hilfeversuclis eines im Wagen be- 
findlichen Mitreisenden verunglückte und den Tod fand. Die Scbadens- 
ersatzansprüche des Klägers sind in der Vorinstanz abgewiesen. KG. 
weist die Revision zurück. Das Aufspringen auf einen in der Fahrt 
befindlichen Zug sei in der Verkehrs- und Betriebsordnung verboten und 
in hohem Grade gefährlich, namentlich wenn — wie hier — Kleider 
nnd Handgepäck hinderlich sind. Es sei festgestellt, dass Marie H. bei 
▼ollem Bewvsetsein, dass der Zog schon fahre nnd dass das Änfspringen 
verboten nnd gefährlich sei, gehandelt habe, obwohl unterstellt werde, 
dass sie durch das schroffe Verhalten des Wagenwftrters nnd die Angst, 
an dem Abend nicht mehr ihr Ziel erreichen zu können, in hochgradige 
Best&rzung versetzt gewesen sei. Es sei femer festgestellt, dass sie 
bei ihrem Vorhaben ohne fremde Hilfe aller menschlichen Voraussicht 
nach verunglücken mnsste nnd dass auch das Zuhilfekommen ihres Heise- 
gefllhrten dem nicht vorbeugen konnte. Alit Recht werde unter diesen 
Umständen angenommen, dass hiernach die Betriebsgefahr als Ursache 
völlig zurücktrete und somit der Ansprach gänzlich abzuweisen sei. 



Kr. dOO. Entseli. des Dentsehen ItelelugefMitB. 

3. Zivilsenat. Vom 24. September 1907. 

(JW. Jahrg. U (1907i Nr 19 S. 6ea Ziff. 27 i 

PrtiM. GMetz voa 21. Juni 1897 betr. die Tagegelder und Reisekosten der Staats- 
bsasitta. Aiifllr.pVtrtehriflts 4m Staatminitterlni«. VaruMetzangan fQr die 

Walltr* sitr MMirstos asi talbSB Tags* 

Barftber, wann bei Dienstreisen von Staatsbeamten nach erledigtem 
Dienstgeschäfte die Weiteiw oder die Blickreise anzutreten ist, enthält 
den Grundsatz die Bestimmung unter B7 Abs. 1 der AusfOhrungs- 

Yorschriften des Staatsministeriums zu dem Gesetze vom 21. Juni 1897, 
betreffend die Tagegelder und Reisekosten der Staatsbeamten, vom 
11. November 1903: „Die Weiter- oder Rückreise, namentlich bei 
kürzeren Reisewegen, ist nach beendetem Dienstgeschäfte möglichst 
noch an demselben Tage anzutreten, und zwar von Beamten, 
welche für Reisen auf Landwegen 60 Pf. für das Kilometer an Reise- 
kosten erhalten, erforderlichenfalls unter Benutzung von Extrapost 
oder Löhnfuhrwerk". Leitend .'^oll hiernach der Satz sein, dass das 

fiS«r, ClAeubaüoreclitilclie EnUalieidttiM;eu X^iV. 18 
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fernere Ziel der Reise oder bei B&ckreisen der Wohnort des Beamten 
so rasch wie möglich erreicht werde, dergestalt, dass, woanfLaiid* 
wegen eine regelmässige Beförderung von Personen durch die Post 
eingerichtet ist oder fttr die betreffende Strecke Lohn fuhrwerk zu 
haben ist, von den höheren Beamten mit Einscbluss derjenigen der 
5. Rangklasse (§ 1 Ab.s. 1 und § 4 II de.«; Gesetzes vom 21. Juni 1897) 
selbst die Benutzung einei- Extrapost (»der eines Lohnfuhrwerks ge- 
fordert wird, wenn mit der t:e\\ olinlic lieii Befördernngsgelegenheit an 
demselben Tage die Weiter- odei- Rückreise nielit mehr augetreteii werden 
könnte. Nur eine allgeiiieiiie Einsehriinkung ist gemacht: der .\ntritt 
der Weiter- oder der Rückreise nach beendetem Dienstgeschäfte soll 
nur „möglichst" noch an demselben Tage erfolgen. Sie ist überein- 
stimmend mit dem Berufungsgerichte dahin auszulegen, dass anter 
billiger Berftcksichtigung der Umstände zn ermessen ist, ob 
eine Beisegelegenheit, deren Benutznng fttr den Beamten nach Erledi> 
gang des Dienstgesehäftes noch physisch Oberhaupt möglich ist, von 
ihm auch wirklich benatzt werden moss, insbesondere ob dabei die 
körperlichen Bedürfnisse noch ausreichend befriedigt and die erforder- 
lichen Vorbereitangen für die Reise ohne T^berstürznng getroffen 
werden können. Dass dies im vorliegenden Falle ausführbar war, bat 
das Berufungsgericht angenommen. Dagegen enthält die Einschaltung 
„namentlich bei kürzeren Reisewegen" weder eine Einschränkung, noch 
eine .Bestimmung", sondern eine Erläuterung des aufgestellten Grund- 
sat/A». wie die Wahl des Wort-^s „iiainentlicli" deutiidi erkennen lässt, 
das die ausdrückliche Herauzieliung eines hervortretenden Beispiels 
bezeichnet. Was unter „kürzeren Reisewegen" zu verstehen ist, wird 
von dieser Stelle nicht gesagt. Auch aus dem Abs. 2 der Nr. 7 ist 
dies nicht allgemein za entnehmen. 

Ebensowenig lässt sich ein allgemeiner Massstab fttr die von 
dem Beamten auf Dienstraisen an einem Tage zu verlangende Oe- 
samtlelstang aas der Bestimmung zn B4 Abs. 3 der Vorschriften 
gewinnen, wonach ,Zam Zwecke des Uebemachtens* ~- nünterbrechon- 
gen nor bei Belsen, deren Zweck eine aassergewGhnliche Beschleuni- 
gung nicht bedingt, gestattet" sind, „und zwar a) bei Benutzung von 
Eisenbahnen oder Scliirten. wenn trotz Vorschrift smässigen Antritts der 
Heise (Ziff. 4) nach Lage der bestehenden Verbindungen das Reiseziel 
erst nach einer zwölfstündigen Rt isezeit erreicht werden kann**. 
Denn liieiniit ist elicn nur eine Vorschrift darüber gegeben, wie hinge 
bei Rei.'^rii, die keiner aussergewöhnliciieii Besclileuniguii^: liedürfen, 
ein Beamter an einem Tage auf die Rei.x- \erwenden mu.ss, um be- 
rechtigt zu sein, demnächst ein Nuchttiuar tier aufzusuchen und 
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damit die Reise zn unterbrechen. Hiernach ist die Entscheidang 
nur aus der Regel der Ziff. 7 Abs, l zu entnehmen, die ihrem Wort- 
laute und Sinne nach nicht nur auf Rückreisen, die bloss einen 
„kürzeren Reiseweg" bedingen, Anwendung finden, übrigens an sich, 
d. h. wenn nicht der Fall des Abs. 2 vorliegt, unter längeren Reise- 
wegen auch solche von längerer als zweisüiudiger Dauer versteht, 
ihre Anordnung aber Uberhaupt nicht auf den Fall beschränkt, dass 
nur ein „kürzerer Reiseweg" zurückzulegen ist. 

Nr. 801. Entseh. des Oesterr. Obersten tteriehtshofes. 

Vom 25. September 1907. 

l AIIu: Tnr Anz XXVI :'>i': \r 83 S. 640/' 

Die im § 61 Abs. 4 BetrRgl. normierte Verjährungsfrist findet auch in dem Falle An- 
wendung, wenn die Baiin der Partei irrtümlicli einen höheren Betrag als Refaiitie von 
4er einielMbeMi Fracht rVekeratatttt tat, ale «1« aaeb latalt dar FraaMaratlaalfBag 

zu erstatten liatte. 

Aus den Gründen des Landgerichts Brünn vom 15. Mai 1907: 
Zur Fe.stsetzung der Fracht gehören sämtliche Rechnungsakte, 
welche zur Erhebung des richtigen der Bahn für den Transport der 
Ware zustehenden Entlohnungsbetrages dienen. Und dahin gehört auch 
die Refaktie. Es ist ganz verfehlt, den Anspruch auf Gewährung der 
Refaktie als einen ganz besonderen, von dem Frachtvertrage unab- 
hängigen Anspruch anzusehen, lediglich deshalb, weil angeblich erst 
nach Bezahlung der Fracht die Gewährung der Refaktie gefordert 
werden könne. Dieser Umstand trägt bloss änsserliehes Gepi äge, er 
bildet einen reinen Manipniationsnnterscbied, was am besten darans za 
ersehen ist, dass nach § 2 Hinisterialverordnnng vom 20. November 1895, 
BGBl. Nr. 167, die Hanipnlation auch in der Weise eingerichtet werden 
kann, dass der Nachlass sofort („im Eartiernngswege*^) ohne vorher- 
gehende Anmeldung gefordert nnd bewilligt werden kann. Um den 
Begriff nnd die rechtliche Bedeutung der Refaktie zu erkennen, moss 
man die gesetzlichen Bestimmungen, auf dent-n sie beruht, und deren 
Zusammenhang ins Auge fassen. Das zitierte Betriebsreglement ist 
hauptsächlich — wie dies in dessen Kinleitung erwähnt wird — eine 
Durchführung des Internationalen Uebereinkommens vom 14. Oktober 1890, 
RGBl. Nr. 186 für 1892. Der Art. 11 Ab.s. 1 dessell)en bestimmt gleich- 
lautend mit § 7 des hierländischen Eisenbahnbetriebsreglements, dass 
die Berecimung der Fracht nach Ma.ssgabe der zu Recht bestehenden, 
gehörig veröffentlichten Tarife zu erfolgen hat. Derselbe Artikel be- 
sagt weiter: « Jedes Privatttbereinkommen, wodureh dnem oder mehreren 
Absenden eine Preisermässigung gegenftber den Tarifen gew&hrt werden 
soU, ist verboten und nichtig. Dagegen sind Tarifermissigungen erlaubt, 

18» 
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welehe gehörig veröffentlicht sind and anter ErfttUang der gleichen Be- 
dingungen jedermann in gleicher Weise zugute kommen*. Schon aus 
diesem strikten Zusammenhange folgt, dass die Ermässigungen zur „Be- 
rechnung der Fracht" gehören und dass gehörig veröffentlichte Tarif- 
erniässigungen einen Bestandteil des betreffenden Tarifes bilden. Ks 
ist somit kein Zweifel, dass die Gewährung von Eniiiissigungen einen 
Gebrauch des P]rmässigung8tarife.s darstellt und dass aus einer un- 
richtigen Anwendung dieses Tarifes auch der gleich im nachfolgenden 
Art. 12 festgesetzte, binnen Jahresfrist verjährbare Anspruch entsteht. 
Und wenn es nach Ablauf dieser Frist ausgeschlossen ist, einen auf 
Grand einer noch nicht gültigen oder nicht mehr geltenden Refaktie 
ennftssigten Betrag zu fordern, so mnss nm so mehr das spfttere Fordern 
eines Teiles des ermSssigten Betrages ausgeschlossen sein. 

Die ansgefilhrten Gnmdsätze ergehen sich noch klarer ans den 
hierlftndischen Gesetaesbestimmnngen. Die oben angefahrten zwei Sätze 
von den verbotenen and erlaabten Ermäsaigangen sind im Eisenbahn- 
betriebsreglement weder im § 7 noch im § 60 angefahrt; allein in 
den Eingangsbestimmangen I Abs. 3 ist yorgeschrieben, dass alle ab- 
weichenden Bestimmungen zu ihrer Gültigkeit der Aufnahme in die 
veröffentlichten Tarife bediirfen. Schon aus dieser Vorschrift in Ver- 
bindung mit den strikten Bestimmungen der §§ 7 und 60 BetrRgl. ist 
ersichtlich, dass die Ermässigiingen zur Berechnung der Fracht ge- 
hören und dass sie selbst auch gehörig veröffentlichte Tarife erfordern. 
Unumstösslich folgt dies aber aus der Bandelsniinisterialverordnung vom 
20. November 1895, RGBl. Nr. 167, betreffend die Gewährung von 
Tarifnachlässen und das bei Veröffentlichung derselben za beobachtende 
Verfahren; denn diese Verordnung wnrde ansdrücklich auf Grand and 
in Aasf&hrnng der Bestimmongen im § 7 des BetrRgl. erlassen, and 
dieser § 7 handelt aossehliesslich von den Tarifen. Ferner bestätigt 
die Diktion des § 1 Abs. 1 dieser Verovdnnng, dass durch den Nach- 
lass die Transportkosten eine Mindernng erfahren, die Ansicht, dass 
in den Fällen, in denen die Bahn verpflichtet ist, den Nachlass zu ge- 
währen, der Tarif der wirklichen Fracht gleich ist dem Normaltarif 
weniger dem Tarif nachlass, und dass somit in solchen Fällen zur 
Festsetzung der Fracht eben beide Tarife in Anwendung zu kommen 
habet). E.s fällt somit die irrtümliche Berechnaug des Nachlasses anter 
die Bestimmung des § 61 Abs. 4 BetrRgl. 

Aus den G r Ii n d e n d e s 0 b e r s t e n G e r i c h t s h o f e s vom 25. September 
1907: Die Ausführungen der Revisionsschrift, betreffend den rechtlichen 
Charakter der Tariferraässigung (Refaktie), finden ebenso wie die Be- 
hauptung, dass die Gewährung dieser Tarifermässigung nicht znr Fest" 
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eetznng der Fracht gehöre, ihre Widerlegung in der Begrfindang des 
angefochtenen ürteSes, auf welche hingewiesen wird. Die Revisioiis- 
scbrift hilt der angefochtenen Entscheidnng entgegen, dass der § 61 
Ahe. 4 BetrBgl. vom 27. 10. 1892, BGBl. Nr. 187, anf den eingeklagten 
Anspmdi anch deshalb keine Anwendung finde, w^l derselbe Ansprftche 
behandle, die gelegentlich der Zahlung der Fracht der Partei an die 
Bahn entstehen, während der eingeklagte Anspruch gelegentlich einer 
Zahlung der Bahn an die Partei erwachsen und erst nach Beendigung 
des Frachtgeschäftes entstanden ist, der § 61 aber die einjährige Ver- 
jährung nur für Ansprüche statuiere, die vor der Beendigung des 
Frachtgeschäftes entstanden sind. Allein abgesehen von der Wider- 
legung, die diese Behauptung teilweise schon in der ßegründmif^ des 
angefochtenen Urtciles eitahren hat, ist derselben entgegenzuhalten, 
dass eine solche Auslegung in dem Wortlaute der in Rede stehenden 
Gesetzesstelle keine Stütze findet. Sie hat zudem die Erwägung gegen 
sich, dass die gedachte Bestinunung offenbar bezweckt, im Interesse 
des Vericehres in einer kttrzeren Zeit als mit dem Ablauf der allge- 
meinen Veijfthrungsfrist eine Anfechtung auszuschliessen. 



Nr. 202. Eiitseh. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 26. September 1907. 

(PrKlMBbAreb. 19M H«A 1 8. SIS.) 

I 1 RHtflplNi. 9 254 M8. Der V«rtiflh tfM V«rtotitmi, ver sliMn fMrtsfahrwrtet, 

signalisierten und von ihm rechtzeitig bemerkten Elseebahnzug nocli mit seinem Fulir- 
werfc über da» fileie zu faliren, steilt sich als grobes, eigenes Versolmltai dar, weMMt 

die Anwendung des ^ 254 BGB. aussdiiiessi 

Die dem Kläger zur Last fallende Fahrlässigkeit erweist sich nach 
dem im Berufungsurteile tatsächlich festgestellten Hergang als eine 
grobe und nach der kausalen ikdeutung sehr schwer wiegende. Der 
Kläger musste auch bei Anwendung des geringsten Masses von Sorg- 
falt und Vorsicht die von einem Ueberfahren des Bahndammes angesichts 
des nahenden Zuges ihm drohende Gefahr erkennen; und er h&tte 
diese Gefahr vermeiden kOnuen und mttssen. Er hat dem ihm bekannten 
bahnpolizeilichen Verbot wissentlich zuwidergehandelt; denn er hatte 
den Zug rechtzeitig bemerkt, hat ftberdies, wie im Berufongsurtefl 
noch als glaubhaft bekundet, angeführt ist, nachher selbst geäussert, 
er habe das Läutesignal zwar gehört, doch habe er noch herübcrfahren 
wollen. Bei einem derartig grob fabrlftssigen Verhalten des Verletsteo 
könnte eine Teilung des Schadens, wie sie der Berufungsrichter rm- 
genommen hat, durch die (.mscheinend allein von ihm in Rücksicht ge- 
zogene) allgemeine mit jedem Eisenbahnbetrieb verknüpfte Gefahr 
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aus § 254 BGB. nicbt begründet werden; Tielmebr mttssten hier schon 
besondere TJmBtftnde vorliegen, die bei der Abwftgnog za Lasten des 
Eisenbahnnntemehmens in die Wagschale fallen würden, entweder ein 
Yon diesem za vertretendes anrichtiges Verhalten der Bahnbediensteien 
oder sonstige die Betriebsgefahr im konkreten Falle erhöhende Mo- 
mente. Solche Umstände sind jedoch im Berafiiiigsurteile nicht dargelegt, 
noch aus dem festgestellten Sachverhalt ersichtlich. Auch das Nicht- 
schliessen der Schranke an dem Wegeübergang kommt bei den damals 
bestehenden Betriebsverhältnissen der fraglichen Bahnstrecke und den 
liierbei getrort'enen anderweitifren Sohutzvorkeliningen nicht als eine 
besondere Steigerung der Ht-ti iebsgel'ahr in HeUacht. Die von der Re- 
vision des Klägers .sonst noch aufgeführten Umstände sind zu einem 
Teil unerwiesen, zum anderen für den Unfall des Klägers ohne kausale 
Bedeutung. Bei dieser Sachlage ist eine Schadensersatzpflicht des Be- 
klagten überhaupt nicht als begründet anzuuehmen. 



Nr. SOS. Entseh. dos Preuss. Obervt'rwuItuTK^sgeiiclits. 

4. Senat. Vom 26. September 1907. 
(PrVerwBI. Xm (1M7) Nr. ■> S. Ml.) 

Die UslerUltoso slsn IfftotNolw« We|M, betai Bau eiisr ElturiithB «srleit M, 
lto|t tfsNr muHPSls siaar uisdrücklichen Auflage nur insoweit ob, als Sarah iia Ver- 
legung die Unterbaltangslast vermehrt iet 

Dass die Eisenbahnverwaltung den Wegeteil gepflastert hat, be- 
weist nicht die Uebernahme der dauernden Unterhaltung, da diese 
Leistung zur ersten Herstelliinp: gehörte. Die Eisenbahngesellschaft 
soll die Verpflichtung, den Wege teil A — B zu unterhalten, ferner da- 
durch anerkannt haben, dass sie diesen Weg als Ersatz für den ein- 
gezogenen auf iiirem Lande anlegte, pflasterte und im Jahre 1874 in 
„Ergänzung des Baues das Pflaster einer durchgreifenden Reparatur" 
unterzog. Wenn die Eisenbabngesellscbaft die Instandsetzung in „Er- 
g&nzong des Baues* ?ornshni, so weist das darauf hin, dass es sich 
noch am die erste Herstellung handelte. 

Allerdings hat onhestritten die Eisenbahngesellsehaft nnd demnächst 
d«r Elftger die Wegestrecke seitdem, d. h. anscheinend bis zu dem Be- 
ginne der Meinungsverschiedenheiten , die zu dem jetzigen Verfahren 
geführt haben, ununterbrochen unterhalten. Hierans ist aber die Ent- 
stehung einer ölfentlichreclitlicheu ünterhaltungspflicht des Klägers 
durch Observanz nicht abzuleiten. Dem steht hier wie in dem Falle 
des Urteils vom .30. November 1903 (PrVerwBl. Jalirg. XXV S. 438) 
enttrprron, dass in älterer Zeit Unklarheit ühei' die Teilnahme des 
Eiseubahuuuternebmers an der Unterhaltung der vou seiner Anlage 
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berfihrteo Wege geherrscht hat, so dass, wenn der Fiskas derartige 
Wege nnterhalten bat, dies aaf einer irrigen AufTassung des geltenden 
Reclites beruhte. Im gegenwärtigen Falle kommt noch liinzii, dass bei 
der Kisenbalinverwaltaog bis znm Jahre 1901 Zweifel darüber be- 
Stauden, ob der Weg eiu öffentlicher Weg oder ein privater Eisenbahn- 
• zufiilirwe«' sei. 

Die Beklagten stellen es denn aueh in der l^ernfunasseln ift als 
zweifelhaft liiii, ob, wie in erster Instanz bHliaui»tt't hatten, aus 
der dreissigjiilnigen T^e^unir für sieh allein eine Observanz herzuleiten 
sein möchte, und halten nur noch daran fest, das.s aus der Erklärung 
vom U.November 1869 in Verbindung mit der dreissigjährigen 
Unterhaltung mit Sicherheit aaf die Üebemahme der öffentlich- 
rechtlichen Unterhaltungspflicht durch einseitige Willenserklärung der 
EisenbabnYerwaltnng unter Billigung der WegepolizeibehGrde geschlossen 
werden könne. Dem steht aber entgegen, dass die Erklftmng vom 
14. November 1869 nicht nur keineswegs, wie die Beklagten behaupten, 
.unzweideutig* eine solche Uebernabme enthält, vielmehr, wie darge» 
tan, eine reclitschaffende Willenserklärung ftberhaupt nicht erkennen 
lässt. Die dreissigjährige Uebung kann der von den Beklagten ver- 
tretenen Auslegung der Vorgänge von 18üü nicht zur Stütze dienen, 
und zwar aus denselben Gründen, welche es hindern, daraus eine Ob- 
servanz al)zuleiten. 

Die Zahlung einer Kntschadigunprssunnne an den Erbsasscu R. liat 
der Kläger, ohne Widersprui h zu find» ii, dahin autgeklärt, dass in den 
1880er Jahren ein an dem R.schen ( 1 1 (iii'l>t iicke vorbeiführender Ab- 
flussgrabeu von dei Eisenbahuverwaltung \ti.schUttet worden und da- 
dttrcli eine Beschädigung des Qmndstllcks eingetreten sei. Aus diesem 
Vorgänge kann daher ein Beweis fttr die Wegeunterbaltungspflicht des 
Klägers nicht entnommen werden. 

Mithin hat die mitbeklagte Stadtgemeinde, welcher die Unterhaltung 
der Wegestrecke A—D. oblag, auch die streitige Ersatzstrecke A— B 
zu unterhalten mit der Massgabe, dass der Eisenbahnunternehmer an 
der Unterhaltung des verlegten Weges in dem Verhältnisse teilzu- 
nehmen hat, in welchem die Unterhaltungslast durch die Verlegung 
vennehrt ist. Dass eine derartige Vermehrung eingetreten wäre, ist 
jedoch nicht behauptet worden und erhellt auch nicht. 
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Kr. SM. Sntseli. cles Sdiwetier BnndeigtridilB. 

Vom 4. Oktober 1907. 

(Z«lt8Clir. d. Bernsr Jnr.-VBr. Bd. U Heft 18 S 6.V! i 

EltMiMiMhartpflIcht. Schweiz. HaftpflG. vom 28. März 1905 Die Einrede de« Selbft* 

Verschuldens ist bei einem 2'/3 jährigen Knaben unbegründet. 

In Genf wurde ein 2V/g jähriger Knabe, Kind eines Bäckermeisters, 
vom Tram überfahren; es musste ihm ein Fuss teilweise amputiert 
werden. Seiner Haftpflichtklage stellte die beklagte ÜDternehmang zu- 
nidist die Binrede des Selbtlfvendhiddens mitgegen, mit der BegrOndang, 
dasB das Verhalten des Knaben objektiv nnvorsichtig gewesen sei. 
Die Einrede worde im Anschloss an die unter der Herrschaft des 
froheren Haftpilichtgeseties ergangenen Urteile verworfen. Anch ein 
Venehnlden der anfsiebtspiliehtigen Person wurde verneint. — Zage- 
sprechen wurde ausser den Kosten: eine Äasbildungsrente vom 16. bis 
20. Jahr von Fr. 500, Ton da an eine Invaliditätsrente von Fr. 900 
lebensl&nglicb; ftberdies Fr. 2000 wegen Verstümmelung. 



Nr. Bntseh. des Bevtsdieii Belehsgerlelits. 
1. Strafsenat Vom 7. Oktober 1907. 

(DJZ. Xni (1908) Nr. 2 8. 140.) 

§§ 230 g. StGB. Umfang der Gehorsamspflicht des Arbeiters gegenüber dem BaiiltNtr. 

Pflicht zur seibständigen Prüfung der getroffenen Anordnungen. 

Der Angekl. A. hatte als Architekt bei dem fraglichen Neubau die 
Leitung der sämtlichen Arbeiten übernommen und war zur Anordnung 
von Vorsichtsmassregeln, deren Ausserachtlassung bei der Wegnahme 
der Verschalung unter einer noch nicht haltbaren Betondecke das Ge- 
richt ihm anrechnet, durch seinen Beruf besonders verplliehtet Der 
Angekl. B. war sein Polier. Die Anleitung und BeaufiMchtigung der 
Arbeiter bfldete seine hauptsächlichste Aufgabe. Er musste deshalb 
selbstftndig aus eigener Initiative anf die Sichemng der Arbeiter be- 
dacht sein. Dass die Wegnahme der Verschalung auf Anweisung des 
A. erfolgte, ist bedeutungslos. Eine Verpflichtung zu unbedingtem 
Gehorsam des Arbeiters oder Angestellten gegenüber Anordnungen des 
Arbeitgebers oder Dienstherrn ist nirgends festgesetzt. Die Gehorsams- 
pflicht endet stets an der Grenze, an welcher die Gesetzwidrigkeit 
beginnt. Wenn der Arbeitgeber eine ungesetzliche oder strafbare 
Handlung anordnet, so i.st der Arbeiter zur Ablehnung berechtigt und 
verpflichtet; andernfalls kann er die Verantwortlichkeit für die Vor- 
nahme der gesetzwidrigen Handlung nicht von sich ablehnen. Der 
Befehl des Dieustherrn deckt ihn nicht gegen die zivil- untl straf- 
rechtlichen Folgen seines Handelns und Unterlassens. Der Augekl. hatte 
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deshalb hier die Znlftssigkeit der ihm aDgesoBDenen Handlnog Belb- 
sttad% SE prikfen nnd entweder Einspruch zn erheben oder bei dessen 
Erfolglosigkeit die erforderlichen Vorsichtsmassregeln selbstftndtg an- 
snordnen nnd ihre Durcblilbrang gewissenhaft zn überwachen. 



Nr. 206. Entsch. des Bentsehen Reichsgerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 10. Oktober 1907. 
(Dm tMk% ZI (1N9) nt.n a um att.9at.) 
i 1 RNaflliflG. § 254 BGB. Beurteilung des Verschuldens beim Betreten eines StrasMlh 
balingeleises kurz vor einem herankommenden Strassenbahnwagen. 

Das Betreten eines Strassenbalingeleises kurz vur einem heran- 
kommenden Strassenbahnwagen wird regelmiissig als ein grobes Ver- 
schulden zu erachten sein, und es wird, wenn infolgede.ssiii ein Unfall 
eintritt, für gewöhnlich die Annahme gerechtfertigt sein, dass der Unfall 
durch überwiegendes Verschulden des Verletzten verursacht sei. Hat 
der letztere indes nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge und unter 
Beobachtung der im Verkehr erforderiieh«! Sorgfalt erwarten dürfen, 
dass er ohne Gefahr das Geleis noch ttberschreiten könne, nnd ist er 
hieran nur dadurch gehindert worden, dass er durch einen ihn er- 
sehreckenden Znnif Terwirrt gemacht nnd dadurch zn Bewegungen ver^ 
anlaset worden ist, die ihn dem Strassenbahnwagen zn nahe brachten, 
so ist sein Verschulden zum mindesten als ein geringeres anzusehen. 



Nr. 907. Besehlnss des B^rrlBchen Obersten Landesgerlehts. 

1. Zivilsenat. Vom 11. Oktober 1907. 

Zeltschr f. RechUpfl. 1. Bayern Jahrg. S Nr. 28 8. <58.) 
* Für die Berechnung der UnfalifUrsorge-Pension der nichtpragmatischen Beamten ist die 
Zelt der Pensionierung, nicht die Zeit des Unfalls massgebend (VC. vom 13. November 
1S02, «• UslUlflrsorge fUr * liohipraBawliMlMa BmmIm siw. Mr., || 4, 7; VO. vmi 

S.JiNeir 1906 ZW. 2). 

Die in der Beschwerdeschrift vertretene Ansicht, dass für den An- 
sprach eines niditpragmatiseben Beamten oder Bediensteten auf die 
als UnfallfQrsorge zn gew&brende Pension nicht die zur Zeit der Pen- 
noaierung, sondern die zur Zeit des Unfalls geltenden Vorschriften 
massgebend seien, ist nicht richtig. Wie auch die Beschwerdesclirift an- 
erkennt, begründet nach § 8 Abs. 1, 3 der Ah. VO. vom 26. Juni 1894, 
die Dienstverhältnisse der uichtpragmatischeu Staatsbeamten und Staats- 
bediensteten betr. (GVBl. S. 321), das trotz des Eintritts dauernder 
Dienstunfähigkeit bis zur Auflösung durch Pensionierung fortbestehende 
Dienstverhältnis den Anspruch auf Gehalt und Gehaltszulage, deren 
Bezug nach § 20 Abs. 4 der Vü. erst mit dem Ablaufe dea Monats 
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endigt, in dem das Dienstveriiältnis gelöst wird. Nach § 21 Abs. 2 der 
VO. werden Gelialt und Gehaltszulage auch im Falle der Erkrankung, 
gleichviel ob sie nur vorttber gehende oder dauernde Dienstunfähigkeit 
bewirkt, auf die Dauer von 18 Wochen gewährt, sofern nicht früher 
Pensionierung eintritt, und nach § 11 und § 12 Abs. 1, 3 der VO. schliesst 
die eingetretene l)ienstunfähi<,^keit l)ei Fortbestehen flf^s Dienstverhält- 
nisses auch die Vorriickiuiff in den (lehalt einer Iiölieren Altersklasse 
nicht aus. Im Anschlüsse hieian ist im § 7 Abs. 1 der Ali. VO. vom 
13. November 1002, die UnfalUiirsorge für die uiclili>ragniatischen 
Staatsbeamten und Staatsbedienstcteo betr. (UVßl. S. 701), bestimmt, 
dass die Pension mit dem Wegfalle des Diensteinkommeos beginnt; 
nach dem § 4 OV. wird der Festsetzung der als Uufallfttrsorge zu ge- 
währenden Pension das gesamte zuletzt bezogene dienstliche Einkommen 
zogruDde gelegt, und nach der ZiS, 2 der Ah. VO. gleichen Betreib 
vom 5. Januar 1908 (GVBl. S. 7) werden dabei Eänkommensbestandteile, 
die ihrer Natur nach steigend oder fallend sind, in Ermangelung der 
dort bezeichneten Festsetzangen nach dem durchschnittlichen Betrage 
der letzten drei Kalenderjahre vor dem Jahre, in dem die Pension fest- 
gesetzt wird, angerechnet. Aus dieseu Bestimmangen geht klar hervor, 
dass der Anspruch auf die Pension nicht mit dem Eintritte der dauernden 
Dienstunfähigkeit, sondern erst mit der .Auflösung des Dienstverhältnisses 
au die Stelle des Anspruchs auf Diensteinkoninien tritt. Die Berufung 
der Resehwerdeschrin auf die Fassung de.s § 1 Abs. 1, 2 und auf den § 9 der 
VO. vom 13. Xuvember 1902 geht fehl; im Al)s. 1 des § 1 ist die Ent- 
lassung aus dem Staatsdienste nur deswegen nicht wie im Abs. 2 aus- 
drücklieb erwähnt, weil es sich von selbst versteht, dass dauernde 
Dienstunfähigkeit zur Entlassung (Pensionierung) ftthrt, während bei 
nicht dauernder Dienstunfähigkeit es nicht notwendig zur Entlassung 
kommt. Die Bestimmung des § 9, dass Anspräche auf die als Unfall- 
fflrsorge zu gewährende Pension ,bei Meldung des Ausschlusses' vor 
dem Ablaufe von zwei Jahren nach dem Eintritte des Unfalls anzu- 
melden sind, bietet keinen Anhalt fttr die Annahme, dass die Pension 
vom Eintritte des Unfalls an zu gewähren sei, weil mit der Unter- 
lassung der voi geschriebenen Anmeldung sehr wohl der Ausschluss der 
Entstehung des Pensionsanspruchs verbunden sein kann. 

Nr.SO^. Entseh. des Oestorr. Verwaltungsgertcktshofes. 

Vom 1 1. Oktober 1907. 

;Oe>torr. Kl««>ib.-Vororan.-Hl. XXl ,190«) .Nr. 10 8. J04.) 

Feuersichere Eindeckung durch die Eisenbahn im Wege der Enteignmi. 

Die Verpflichtung, die feuersichere Eiudeckung eines Hauses 
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durch die Bahnunternehmung zuzulassen, kann sowohl der Hauptsache 
nach, als rttdE^ehtlieh der Modalitäten (Eindeckongsmaterlal) dem Haiis- 
eigentllmer nor im Wege des Enteignungsverfahrens aoferlegt 
werden. Sache der zur Entscheidong im Enteignungsrerfahren be- 
rofenen politischen LandesbehGrde ist es, sich ein Urteil Uber die Frage 
m bilden, ob und inwieweit das Ergebnis der politischen Begehung 
(Verhandlung utid Entscbeiduurr des Eisenbahnministeriams über die 
feuersicheren Herstellungen) im Enteignongsverfahren zn berftck- 
sichtigen komme. 

Nr. 200. Entsch. dos Deutschen Roiehsuorichts. 
6. Zivilsenat. Vom 17. Oktober 1907. 

(Dat Eeeht ZI (l«0?) Nr. U 8. IMI, IIM, liTf Ziff. WM, MSt. m».\ 

M I, 8 RHafIpiG. «§ 254, 84» BW. « SS4 ZPO. ElaiMt iet | 2S4 M |e- 

steigerter Betriebsgerährlichkeit der Bahn. Bei einem ofTensiclitlleli möglichen Zu- 
sammenhang des Unfalls mit der Betriebsgefahr bedarf es eines besonderen Beweises 
hierfür nicht Festsetzung des Betrages der Rente innerhalb einer bestimmten 

ZtNirtu«. 

Eine Teilung der Schadeneisatzpflicht gemitos § 254 BGB. ist je 
nach den ümst&nden ancb dann znlftssig, wenn einem mitwirkenden 
Verschnlden des Verletzten nnr die allgemeine, dem Eisenbahnbetriebe 
an sich anhaftende Qefilhrlichkeit gegenflbersteht. Ist aber in einem 
konkreten Falle die Betriebsgef&hrlichkeit der Bahn eine ttber das ge- 
wöhnliche Mass hinaus gesteigerte gewesen, so ist dioser T^mstand zu- 
gunsten des Verletzten noch besonders in die Wagschale zu legen. 

Wird ein Rentenanspruch unter der Annahme, dass der Kläger 
ohne den Unfall bis zu einem bestimmten Lebensjahre ganz oder doch 
zum Teile erwei b^fähisr frewcseii wäre, bis zur Vollendung des ge- 
dachten Lebensjahres dem <i runde naeh für irereclitfertigt erkliirt, 
so ist diese JCntsclieidung utienbar dabin zu verstehen, dass innerhalb 
der ang:eiionnnenen ZeitLTenze iilter das Mass der mit dem Alter zu- 
nehmenden Minderung der Erwerbsfälligkeit in dem Verfahren Uber den 
Betrag des Schadens eine entsprechende Festsetzung zu treffen ist 

Ist jemand von einem daherfahrenden Strassenbahnwagen erfasst 
nnd überfahren worden, so liegt ein Unfall vor, der nnmittelbar durch 
einen, der eigentflmlicben BefSrdemngstfttigkeit der Eisenbahn ange- 
hörenden BetriebsTorgang herbeigeftthrt worden ist. In solchem Falle 
bedarf es nicht eines besonderen Nachweises des nrsäcblichen Zosammen- 
hangs mit der den Eisenbahnen eigentümlichen Betriebqgefahr, sofern 
nor ehi solcher Znsammenhang als möglich erscheint. 
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Nr. 810. EntMiu des Dentsehen Befehsgerlehts. 
6. ZiTilsesat Vom 17. Oktober 1907. 

(Das Recht. XI 1 1907i Nr. 23 S U66 ZifT 3G51 ) 

§§ I, 3 Abs. 2 RHaftpflB. §§ 844. 845 BGB. Oer Anspruch der Hinterbliebenen eines 
beim Betriebe einer Eisentaalia Verungiiicliten Icann niobt auf den Frachtvertrag, eendera 

nr auf 4at Ntflpfle. oegrilndet werden. 
Ist jemand auf der Eisenbahn vemnglflckt, so kann der Ansprach 
seiner Witwe und seiner Kinder anf Entsebftdignng f&r den Verlnst 
des Unterhalts, den der Vemngltkckte ihnen wfthrend der mntraassUchen 
Dauer seines Lebens gewährt haben würde, nicht auf den zwischen 
dem VemnglOckten nnd dem Eisenbahnnnternehmer bestandeneu Fracht- 
vertrag gestützt werden, da jeuer Schaden sich nicht als ein Schaden 
darstellt, der dem Erblasser der Kläger als dem Vertragschliessenden 
aus dem Vertrag gegen den Eisenbahnuuternehmer erwachsen ist. 
Jener Schadensansprncli kann vielmehr lediglich auf die Bestimmungen 
des RHaftpflG. und die tiestimmungen der §§ 844, 845 BCrB. gegründet 
werden. ~_ 

Nr. 211. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Oktober 1907. 

(Warneyer, Erg. Bd. iwos s, 17.) 

f 1 RHaftpflG. % 254 BGB. Kenlinrrierendes Verschulden des Reisenden, der es yiter* 
IM, stak Inlsi AsstMics iar 88lwtitlaa|t n beilitsw. 

BUn Unfall, den ein Reisender beim Aussteigen aus dem Waggon 
anf der Ankunftsstation erleidet, ist als ein Unfall im Eisenbahnbetrieb 
anzusehen, selbst wenn er nicht durch eine gerade diesem Betriebe eigen- 
tümliche Gefahr verursacht worden ist (vgl. JW. 1906 S. 575 Nr. 52 
und 1907 S. 26 Nr. 27). Oegenfiber der strengen Haftpflicht des Eisen- 
bahnunternehmers rouss aber von den Reisenden gefordert werden^ dass 
sie behufs Verliütuug von Unfällen die gebotenen und jedermann ge- 
läufigen Siclieruiigsvorkehrungen nicht unbenutzt lassen. Ein Reisender, 
der beim Aussteigen aus dem Zuge zu Schaden kommt, kann deshalb, 
wenn er sich der zum Festhalten beim Aussteigen au den Wagen an- 
gebracliten Schutzstange zu bedienen versäumt hat, dem Vorwurf des 
Selbstverschuldens nicht entgehen, es sei denn, dass er sich zu recht- 
fertigen vermag, warum er diese uächstliegeude uud gewühulicbste 
Vorsichtsmassregel unterlassen hat. 

Nr. 212. JBntsdi. des Bentoehen Belehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Oktober 1907. 

Dl»'? üpoht \n 1908 \r 1 RfltI 2 8.80 ZIff 172) 

§ 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Beweislast für schuldhaftes Verhalten des Verletzten. 

ßeweispflichtig für ein schuldhaftes Verhalten des Verletzten ist 
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an sich der BetriebsoDternehmer Wenn jedoch da^ Verhalten des Ver- 
letzten dem AoBsem Hergange iiarli sich als ein verbotswidriges oder 
unvernünftiges and fUr den Unfall ursächliches darstellt, so Hegt es 
dem Verletzten ob, an der weite Umstände darzolegen, welche za seiner 
Entlastung dienen kOnnen. 



Nr. 213. Entseh. des Oberlandesgerichts Braunschweig. 

Vom 22. Oktober 1907. 

(Dm BMkt ZI OaOD Nr. ti & uno 

9 842 BGB. § 3 RHafliifNL Weiis der Vartotita Isfeli« «Imr nH d«r ■■•rlwibtra 

Handlung in keinem Zusammenhange stehenden Krankheit auch ohne den Unfall erwerlt- 
ufahig gewesen sein wQrde, so kann er für diese Zeit keine Entschädigung verlangeii. 

Das Reichsgericht hat sich schon 1894 (Seuft'A. 38. 127) dahin aus- 
gesprochen, (lass. soweit es sich um einen durch Verminderung der Er- 
wcrbsfahigkeit erwachsenen Schaden handle, solcher nur für die Zeit 
in Betracht kommen könne, in welcher der Verletzte voraussichtlich, 
wenn er von dem Unfall nicht betroffen wäre, den Erwerb gemacht 
haben würde. Soweit er, auch wenn der Unfall nicht eingetreten wäre, 
den Erwerb nicht gemacht haben wttrde, sei ihm durdi Entziehung 
oder Yerminderang desselben ein Vermögensnachteil nicht entstanden. 
Der Haftpilichtige dfirfe nicht zur Erstattung eines entzogenen Erwerbes 
fnr eine Zeit verorteilt werden, in welcher der Verletzte diesen Erwerb 
nachweislich nicht gehabt haben wttrde. Diesen Standpunkt hat das 
Beichsgeridit bn in die neueste Zeit festgehalten (JW. 1904 8. 89, 
1906 S. 739), und der Senat schliesst sich demselben an. Die Klägerin, 
welche in der Zeit vom 1. Juli bis 30. November 1905 infolge des mit 
dem Unfall in keinem Zusammenhange stehenden Rheumatismus auch 
ohne den Unfall ganz erwerbsunfähig gewesen sein wttrde, kann daher 
für diese Zeit keine Entschädigung verlangen. 



Nr. 814. Entseh. des Dentsehen Beiehsgerielits. 

6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1907. 

(JW. Jfthl«. 86 (IM?) Nr. ai a 7« ZW. «. — DJZ. XUI (IMO) Mr. S S. 187. — WMIIsyw, Zrg. fid. 1808 

&1S.) 

f 1 RNifliHltt. I 2M Ait. 2 BBB. Für «• Fraft VerpMoMai«, Mk «iMr Ope- 
ration zu unterziehen, sind die konkret«! Verhältnisse «les Elueifalls zu berücksichtigen. 
AMh die UatarUMMMi, de« SefctdM abinwenden oder im »e n dsders» eatit eis Vereotmldea 

voraus. 

Es sind im Einzelfalle die konkreten Verhältnisse zu würdigen, 
wobei es hauptsächlich auf die Beschaffenheit des Leidens, die Schwere 
und Gefährlichkeit der Operation, die mehr oder minder sichere Aus- 
sicht auf Erfolg ankommen wird, aber möglicherweise auch noch ander- 
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weite, besondere Umstände in Betracht kommen können. (Vgl. Gott- 
schalk, Das mitwirkende Verschulden des Beschädigten § 13 S. 95; 
Oertmann. Rcclit der Schuldverhältnisse zu § 254 B. 2 d S 44: Weyl, 
System der Verschiildensbegriffe im BGB. § 79 S (',01 Z. 3a; SeuftA. 
Bd. 4G Nr. Ih9 I und II.) Darauf, ob es sich vorliegend um eine Ope- 
ration im »eigentlichen Sinne handelt, ist kein Gewicht zu legen, jeden- 
falls steht ein ärztlicher Eingriff von der Art in Frage (eine Aus- 
schabang der Gebärmutter), dass hierfür die gleichen Gmndsätze zur 
ADwendang kommen. — Wenn man nnn die Sachlage lediglich so, wie 
sie sich nach den gutachtlichen Aenssemngen des Dr. H. objektiv dar- 
stellt, za betrachten hätte, so milsste man gewiss der Revision darin 
beistimmen, dass der Verletzten sehr wohl habe zagematet werden können, 
sich der ihr vorgeschlagenen Behandlung so unterziehen, zumal wenn 
der Beklagte sich bereit erklärte, die bierfin- erforderlichen Kosten 
einstweilen voizuschiessen. Hütte sich die Verletzte aus Qbergrosser 
Aengstlichkeit oder Empfindlichkeit, aus reinem Eigensinn oder gar aus 
Böswilligkeit geweigert , auf den Vorschlag einzugehen , so wäre ihr 
Verhalten im Verhältnisse gegenüber dem Beklagten nicht gerechtfertigt. 
Allein auch die Vorschrift in § 254 Abs. 2 BGB. setzt ein Verschulden 
des Beschädigten voraus, und das Berufungsgericht hat zugunsten der 
Verletzten Tatsachen beriicksiciitigt, welche geeignet sind, ihre Weige- 
rung wo nicht als begründet, so doch als entschuldbar erscheinen zu 
lassen. ... Es war in der Tat wohl erklärlich, wenn die Verletzte 
und deren Ehemann (Leute ans bäuerlicliem Stande) bei den Hitteilungen 
der Aerzte stutzig wurden und demzufolge die Versicherungen des Dr. 
H. nicht mit dem entsprechenden Vertrauen und Verständnisse auf- 
nahmen. Keinenfalls kann es fllr rechtsirrig erachtet werden, dass 
der Berufongsrichter bei dieser Sachlage in dem Verhalten der Verletzten 
ein mitwirkendes Verschulden derselben nicht erblickt hat. 



Mr. Uö. Knt>('li. des Deutschen Keiehsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1907. 

(Om BMht XU (IMe) Nr. l BaU. I S. 18 ZU. 1«7, & Sl Ziff. !».> 
H 1, 8 RNaftiiflfi. § 2S6 ZPO. Zuläa«l|kelt 4» Festetellsigsklage bei einen Heft- 

pflicliianspruch , der zugleich auf einen anderen, der Icurzen Verjährung nicht unter- 
Uegenden Klagegrund gestützt wird. Anspruch aus dem BeflSrderungsvertrage bei 
Beschädigung durch einen Eisenbahnzusammenstoss. Verjährungsfrist. 

Steht bei einem auch auf die Bestimmungen des RHaftpflG. zu 
gründenden Schadeusanspruch zur Zeit der Klageerhebuug die Höbe des 
Schadens noch nicht fest, so steht der mit Rücksicht auf die kurze 
Veijährnng der Klage (§ 8 RHaftpflG.) anzunehmenden Zulftssigkeit 
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der Feststellangsklage Dicht entgegen, dass die Klage zagleich auch 
auf einen anderen Klagegmnd, z. B. Vertrag, gestützt wird oder ge- 
stutzt werden kann, bei dem die kurze Yerj&hning nicbt in Frage 

kommt. Denn der Kläger hat ein berechtigtes Interesse daran, für 
diejenigen Teile seines Anspruchs, die sich ans dem RHaftpflG. be- 
gründen lassen, sich diese in mancher Beziehung vorteilhaftere Klage 
zn sichern, nnd weiter ein berechtigtes Interesse daran, seine Ansprüche 
nicht zn spalten, vielmehr die Feststellung gleich lUr das ganze zu 
erwirken. 

Ein Fahrgast, der anf der Fahrt infolge eines Eisenbahnzu- 
saniinen.-t<tsses zu Schaden kuinint . kann sich fiii' seinen Schaden- 
anspruch aucli ant den mit dem Eiseubahnunternehnicr abgesciilosseneu 
Beförderungsvertrag berufen. Für den in dieser Weise begiün- 
deten Sebadenanspraeh kommt nicbt die Verjähruugsvorscbrift des 
RHaftpflO. nnd ebensowenig die des § 858 BOB. znr Anwendung. 
Der Ansprach unterliegt aber auch nicl^t der sechsmonatigen VeijEhrung 
des § 638 BOB., sondern nur der dreissigj&hrigen Veij&bmng des § 195 
BOB. (Tgl. ROZ. Bd. 62 8. 121 ff., Bd. 64 S. 43 ff., Bd. 66 S. 16 ff). 



Nr. 216. Entseh. des Deut.sehcu iit'ichhgeric'ht.s. 

6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1907. 
(jw. Jahrg. u (imv) Mr. n & m zur. su 
§ 25 PrEilwbe. vom 3. November 1838. 9 278 B6B. Für den bei vertragswidriger 
Anlieferung und Verladung des Gutes auf einem von der Eisenbahn auf Antrag gestellten 
Wage« durch die Leute des Absenders verursachten Schaden ist der Absender er- 

e alia tMi U a. 

Dadurch, dass die Klttgerin bei der Bahnverwaltung die Stellung 
eines offenen Bahnwagens behufs der Versendung von (durch Funkenflug 
in Brand geratenen) Flachs nnd Hede beantragt, und die Bahnverwal- 
tung diesem Vei'langen entsprochen hat, ist zwischen den Parteien ein 
Vertragsverhftltnis begründet worden. Mag das Abkommen Uber die 
Stellung des Bahnwagens als Teil des Vertrags Uber die Beförderung 
des Frachtgutes anzusehen sein oder als eine neben dem Frachtvertn^ 
bestehende, ihn vorbereitende Vereinbarung, in jedem Falle erwuchs 
daraus für die Klägerin die Vertragspflicht, die Verladung unter Be- 
obachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt so ausznfiiliren. dass 
dabei eine Beschädigung des Eigentums des Beklagten, insbesondere des 
gestellten Bahnwagens, vermieden, also auch der Entzündung des leicht 
Feuer fangenden Frachtgutes soweit möglich vorgebeugt wurde. Ist 
bei der Verladung hiergegen versto.ssen worden, so hat die Bestimmung 
in § 278 Anwendung zu finden, auch dann, wenn anzuuehmeu wäre, 
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dass durch die von der Klägerin bewirkte Bestellung des Bahnwagens 
fflr sie Docb keine bindende Verpflichtnng mr Anlieferung des Fracht- 
gntes entstanden sei; dänn jedenfalls war, sofern die Klägerin die An- 
liefeninc^ bewirkte, dies eine zur Erfüllung des getroffenen Abkommens 
vorgenommene llandlung^, die, wenn sie in vertragswidriger Weise aus- 
geführt wurde, nach dem iu § 278 ausgesprochenen Grundsatze beurteilt 
werden niuss. An der hieraus sich ergebenden Folgerung, dass die 
Klägerin für ein etwaiges Verschulden der Personen, deren sie sich 
zur Verladung der Ware in den ihr vom Beklagten gestellten Wagen 
bediente, einzustehen hat, ändert sich auch nichts, wenn an der Tor- 
erwftlmten Anffiusung, dass bei Anspiteheii aus § 25 des Gesetsss fm 
1838 der Bescbftdigte Dor ihm selbst zur Last fallendes yersebnldsD 
sa Tertroten habe, gnmdsfttzlich festzuhalten wäre. Denn da der 
Schaden, dessen Ersatz die KUi^n fordert, hei der Vornahme von 
Handinngen eingetreten ist, die zor Ansf&hmng eines swisehen den 
Parteien geschlossenen Vertrags stattfanden, so ist auch die Frage, 
ob und inwieweit die Klägerin für fremdes Verschulden einzustehen hat, 
nach den für VertragSTerhäitnisse geltenden allgemeinen Vorschriften 
zn beantworten. 

Kr. 817. Entseh« des Itoutsolieii Relehsgerlehts. 

7. Zivilsenat. Vom 25. Oktober 1907. 

f JW .IfthrR. 9G 11907) Nr 21 S. 760 ZlfT 24 ) 

§ 1 RHaftpflG. Wird der Tod durch eine infolge des Unfalls notwendig in der NarkoM 
2u vollziehMde OperatiM barbeisefUhrt, ao ataht der Tod mit den Uafalle ia uraiob- 

UdMM ZSMMMMhanoe. 

Es ist unangefochten and unanfechtbar festgestellt, dass der Stars 
vom Wagen die Vornahme einer Operation, nämlich die Reposition des 
Hüftgelenks, in der Narkose bedingte. Die Narkose war darohaos 
erforderlich, am die Folgen des Unfalls zn beseitigen. Dass bei An- 
wendung des Chloroforms irgendein Knnstfehler Ton den behandelnden 
Aerzten begangen worden wäre, ist nicht enrichtlidi nnd anch von der 
Beklagten selbst nicht behauptet. Anch dafür liegt nichts vor, dass 
die tödliche Wirkung der Narkose auf eine regelwidrige KOrperbe- 
schaffenheit des Verletzten zurückzuführen sei. Man kann nur sagen, 
dass er nicht mehr die genügende Widerstandsfähigkeit besessen habe, 
um den Kinfluss des Betäubungsmittels zu überwinden. Unter diesen 
Umständen lässt sich nicht mit der Revision annehmen, dass der Tod 
durch die Narkose als eine selbständig wirkende Bedingung verursacht 
worden sei, dass also mit ihr eine neue Kausalitätsreihe begonnen habe. 
Die Narkose war das durch den Unfall unabweisbar gewordene Mittel, 
ohne welches die Verletzung nicht behoben werden konnte. Sie bildete 
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die notwendige Vorbereitung f&r die sich aus dem Unfall ergebenden 
operativen Massnahmen und kann für die ln>r zu beantwortende Frage 
des Kausalzusainnienliangs nicht anders bciu trili werden, wie diese spll>st. 
Verlaufen sie ciiiscldiesslich der vorangegangenen Narkose iingiinstig, 
ohne dass besondere Tatsachen für einen solchen Verlauf zu ermitteln 
wären, so ist es allein der Unfall, der als Ursache des Ablebens des 
Verletzten in Betracht kommt. 

Np. 218. Entscli. des Deutschen Reielistrericlits. 

6. Zivilsenat. Vom 28. Oktober 1ÜÜ7. 

i JW Jalir« 3ii i JJWTi Nr. Sl S. 740 '/Air. &. — Warueycr, Erg.-Bd. >aoß S. 16.) 

9 1 RHaflpfie. § 254 BGB. In dem Abspringen vtn etatn fUirMita StrauenlMhiwagea 
Hilt el|<ii M VtrMhMÜM. 0Mb kam aieb ito Bcirtebeierahr itarob mvmiMrtHiM Ver- 

ballM 4m SebafAiers steiaera. 

Dass das Abspringen von einem in Fahrt begriffenen Strassenbahn- 
wagen, von besonders gearteten Ausnahmefällen abgesehen, ein Ver- 
.schulden des Fahrgastes darstellt, ist vom Bernfungsgeiicht nwt Recht 
angenommen. Dieses mitwirkende eigene Verschulden des Klag(»rs ist 
gegen die den Grund der Haftung der Iteklagten Hetriebsnnternelimerin 
nach § 1 Haft[dlC-J. bildende Hetriebsgefalir der Strassenbahn gemäss 
§ 254 BGB. abzuwägen. Bei dieser Abwägung kommt dem Kläger, wie 
die Gerichte der Vorinstanzen zutretfend erwogen haben, zustatten, dass 
die Wagen ihre Fahrt bereits so verlangsamt hatten, iluss das Halteu 
vom Kläger erwartet werden konnte; statt dessen wurde plötzlich in 
dem Momente, ala der Kl&ger eben abstieg, die Fabrt wieder beschleunigt; 
nur dadurch ist der ElUger zu Falle gekommen and verletzt worden. 
Dass der Kläger seine Absicht, an dieser Haltestelle auszusteigen, dem 
Schaffner nicht kundgegeben hat, ist ihm nicht als Verschnlden an- 
zorechnen. Eine solche Mitteilung hat nur den Zweck, das Anhalten 
der Wagen an einer Haltestelle, auf der nicht regelmässig, sondern nur 
nach Bedarf gehalten wird, herbeizufliliren. Hat ein Fahrgast, der 
absteigen will, dies dem Schaffner eröffnet, so ist damit das Anhalten 
veranlasst, und es ist des weiteren Sache des Schatfners, an der Halte- 
stelle zu beobachten, ob nicht noch andere Feisoti' n absteigen; er darf 
das Zeiclien zur Weiterfahrt erst neben, iiachtb iu rv sieh überzeugt hat, 
dass das Ab- oder Aufsteigen l>eendet ist. Dlteubar hat der SehafViier 
im gegebenen Falle, sei es scluildliaft, sei es unversclinldeterweise, über- 
sehen, dass der Kläger, der sich zuletzt auf dem lliiilerperron des ersten 
Wagens befunden hatte, ebenfalls auszu.sieigen sich anschickte, und da- 
darch ist der Unfall schliesslich herbeigeführt worden. Darin liegt eine 
Steigerung der Betriebsgefahr, die es rechtfertigt, dass der beklagten 
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Betriebsonteinehmerin ein Teil des Schadens, der dem Kl&ger ans dem 
Un&lle erwachsen ist» auch gegenüber dem eigenen mitwirkoiden Ver> 
schnlden des Elftgers auferlegt worden ist. 

Nr. 310. Eiitsch. des Deutschen K<M('hs<;crichts. 

6. Zivilsenat. Vom 28. Oktol»er 1907. 

§ 1 RHaftpfG 254. 276 BGB. Verschulden eines Fuhrmanns, der mit seinen zum 
Scheuen geneigten Pferden an der Strassenbahn entlang fährt, obwohl ihm andere Wege 
I zur Verfügung stehen. 

Wenn auch die Falnstiassen in eisler Reilie für den Fubrwerks- 
verkehr bestimmt und angelegt sind und deshalb nicht allgemein ver- 
langt werden kann, dass die mit Strassenbahneu belegten Strassen von 
den Wagenfllhrem ans Vorsicht gemieden werden, so ist doch ein Ver- 
schulden auf Seiten des Fuhrmanns anzunehmen, der wissend, dass die 
Pferde des von ihm geleiteten Fuhrwerks im höchsten Grade vor dem 
Läuten und dem allgemeinen Getöse der Strassenbahnwagen scheuen, 
seinen Weg an der Strassenbahn entlang nimmt, obschon er, wenn auch 
mit einigem Zeitveilust, Strassen benutzen kann, durch welche keine 
Strassenbahn führt. _ 

Nr. 320. Eiitseh. des Deutschen Keichsgcrichts. 
6. Zivilsenat. Vom 4. November 1907. 

(Dm Reebt XI (iflOT) Nr. & iiei ZU. MO.) 
S 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Bei nicht aufgeklärtem Sachverhalt liegt der Eisenbahn 
der Beweis des Verschuldens des Verletzten ob. Eine blosse Vermutung ist iiioht ge- 

eignet, auf letzteren die Beweislast abzuwälzen. 

Ist, ein Fahrgast beim Aiisstei*,'eii aus einem Strassenbahnwagen 
dnrcl) den Iiefiigen Kin k beim Anfahren des Wagen.s aiü das Pflaster 
binabgeschleiulert worden, so kann aus diesem Vorgang nicht entnommen 
werden, dass der Fahrgast es schuldhaft versäumt habe, sich beim .Aus- 
steigen an der Griifstange festzuhalten. Aus dem Hergang selbst ergibt 
sich hier sonach nicht, wie in dem Falle JW. 1906 S. 675 ^ eine die 
Beweislast umkehrende Vermutung, dass der Fahrgast nicht abgestOrzt 
wäi-e, wenn er den Griff gefasst hätte. 

Nr. 2dl. Eniseh. des Deutschen Relehsgerlchts. 

6. Zivilsenat. Vom 4. November 1907. 

(Warneyer. Kr;: Hrt i9im s. i". ^ 
§ 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Ein Haftpflichtanspruch ist unbegründet, wenn der Fahrgast 
schwer bepackt von einem bereits fahrenden Zuge springt. 

Ein Fahrgast, der sdiwer bepackt von einem bereits wieder 
fahrenden Zuge abspringt, handelt grob faliriässig, und es muss, 
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wenn er dabei zu Schaden kommt, die Abwägung seines eigenen scliuld- 
haften Verhaltens mit der durch keine besonderen Umstände, insbesondere 
nicht durch ein Vei-schulden der Eisenbahnbediensteten erhöhten Betriebs- 
gefahr dazu fiihren. dem Verletzten jeden Anspruch auf Schadenei satz zu 
versagen. Dies gilt um so mehr dann, wenn der Verletzte überhaupt 
säumig beim Aussteigen gewesen ist. Will ein Fahrgast auf einer Halte- 
stelle, an der, wie jedermann weiss, der Zug nur ganz kurze Zeit hält, 
aussteigen, so gebietet es die im Verkehr erforderliche Sorgfalt, dass 
er sein Gepäck und die sonst von ihm mitgeführten Sachen im Augen- 
blick des Anhaltens des Zoges bd der Hand hat, um ohne Verzug aus- 
ateigeD m ktoneD. 



Nr. Entseh. des Knunergerlehts In Berlin. 
Strafsenat. Vom 4. November 1907. 

(Die Seihstverw. Jahrjr 35 1 190«) Kr 2 s -^w i 
Kraftfahrzeuge dürfen in keinem Falle mit einem anderen Instrumente als der Hupe 
ein Warnungssignal abgeben. Jedenfalls ist ein Fanfarensignal verboten. 

Ein Fanlarensignal hatte als Warnungszeichen ein Fal)rikl)esitzer 
abgegeben, als er mit seinem Kraftfahrzeug durch eine rheinische Stadt 
fnhr. Aus diesem Anlass wurde ihm auf Grund der PoHzeiverordnung 
des Oberpräsidenten der Rheinprovinz vom 1. September 1906, die im 
Einklang mit den fllr die übrigen Provinzen erlassenen, den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen betreifenden Polizei Verordnungen im § 18 Abs. 4 
bestimmt, dass Warnungszeichen nur mit einer eintönigen Hupe ab- 
gegeben werden dürfen, und auf Grund des § 366 ZifL 10 des Straf- 
gesetzbuchs der Prozess gemacht. In zweiter Instanz erkannte das 
Landgericht zu Bonn auf Freispr<'( hung. Es zog ans Abs. 5 des § 18 
der Polizeiverordnung, der die Abgabe, langgezogener Hupensignale, die 
Aelinlirhkeit mit Fenersignalen haben, untersagt, d< ii Schluss, dass 
Kraftlahrzeuge Fanfar^nsignale i'itönen lassen dürften. Auf die Re- 
vision der Staatsanwaltschaft hat der Strafsenat des Kammergericlits 
am 4. November 1907 das Vorderurteil aufgehoben und die Sache an 
das Landgericht zurückverwiesen. Dessen Auffassunq: bezeichnete der 
Senat als unzutrelleiid, indem er sich auf den Standpunkt stellte, dass 
die einzelnen Polizeiverordnungen dahin zu verstehen seien, dass Kraft- 
fahi'zeuge in keinem Falle mit einem anderen Instrument als der Hupe ein 
Wamungssignal abgeben dürften. Eine derartige polizeiliche Vorschrift 
habe einen guten Sinn. Das auf der Strasse verkehrende Publikum soll 
im Interesse seiner Sicherheit von vornherein wissen, dass beim Ertönen 
eines Hupensignals sich ein Kraftfahrzeug nähere. 
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Nr. Eiitsrh. des DriitsciKMi Kclclissrorlclits. 

4. Strafsenat. Vom 5. Novemher 1907. 

(Das Kccht Xi (1907) Nr. 23 S. 1478 Zill . 3738.) 

f 222 StaB. Fahriistli« KSrpwverletniifl «eileM Im Battttart •liiw AetMNMIt. 

Wenn auch der Besitzer eines Automobils, der die Leitung einem 
tüchtigen und als umsichtig and zuveriftasig erprobten Hanne Abertragen 
bat, weder allgemein, noch ancb dann unter allen Umstftnden verpflichtet 
ist, diesen zu beaufsichtigen und zu leiten, wenn er selbst das Fahr- 
zeug benutzt, so ist er doch verpflichtet, dann einzugreifen, wenn er 
wahrnimmt, dass der (seiner Botmässigkeit unteratehende) Leiter des 
Falnzengs unvorsichtig handelt und dadurch das Leben, die Gesundheit 
oder «las Eifrentum anderer Personen gefährdet. Schaut er trotzdem 
und unter Umständen, wo ein Handeln seinerseits die drohende Gefahr 
711 1)( soitiH(Mi vernirx lite, müssig zu, so ist ihm dies zum eigenen Ver- 
schulden anzurechnen. 



Nr. iä4. i:ntsfli. dos Oesterr. OlM'rst»'n (jioriclitshofos. 
Vom 6. November 1907. 

(Aller. Tar.-Aiis. XXVJl (ItW) Nr. 1 8. 8.) 
§§9,68 Oestwr. ElMsbBetrRgl. Bei Avisierung durcli die Post gehSrt diese niclit 
lu den Personen, deren sich die Eisenbalin bei Ausführung des Transports bediesL 
Das Verscliulden der Post hat daher die Eisenbahn nicht zu vertreten. 

\\ :i.s ilcii Kt'vision.'^srund des 503 Ziff. 4 ZPO. betrifft, so haben 
die. Voriiisliiii/.eii ziilieffcnd dary:et<in, (\ass die IJalm, wenn sie sich 
gemäss § 68 ZitV. 1 H( trH<ii. der k. k. Post als Zustrlluiigsorgans behufs 
Verständiguu>5 des Destinatars von der Ankunft der Fracht vom Be- 
stimmungsorte bedient, f&r einen Verstoss der Postorgane nicht auf- 
zukommen hat, da als Organe der Bahn im Sinne des § 9 BtrRgl. nur jene 
anzusehen sind, welcher sie sich bei Ausführung des «Transportes* be- 
dient, und des ferneren, dass auch dann, wenn die Avisierung der Sen- 
dung an Jan Sh . . . . in Zdislav ohne den Beisatz Jr.* erfolgt ist, 
hierin ein bahnamtliches Vei schulden nicht erkennbar ist, da in Zdislav 
keine zweite Peison j^leiclM'ii Xanuns wolinluift war und eine Verwech- 
selung auch im vorliegenden Falle nicht vorgekommen ist. 

Nr. ä35. Entseh. des Bcntseben Beiehsgeriehts. 

7. Zivilsenat. Vom 7. November 1907, 

'.nv .ImIitj,' 3« iw-r Nr 21' S. 845 Ziff. '.'d ' 

§ 1 RHaftpflG. Ein Unfall, der dem Eisenbahnreisenden infolge einer durch seiae 
IMfsSslielieii Verhältnisse, nicht durch Betriebselnrichtungeo gebotenen Eile zugestewM 

ist, Ist kein Batriektmfali. 

Die Eile, die geboten war oder doch vom Kläger fUr nötig gehalten 
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wurde, om die Abfahrt des — erat von Olpe abgebenden — Zugs nicht 
zu versftnmeD, hatte ihre Veranlassang nicht in irgendwelchen Betriebs- 
einricbtnngen, sondern lediglich in den persönlichen Verhältnissen des 
Klägers selbst. Es war der freie Entschlnss des Klägers, nach dem 
Abort za gehen; das Verlangen, ein ihn anwaiulelinUs Bedrirfiiis zu 
befriedigen, hat die Eile hervorgerufen, und der Fall liegt nicht anders, 
als wenn jemand, der, zn ll nise oder auf dei' Strasse durch irgendeinen 
Umstand aufgehalten, sich bt tileu musjä. um den Zug nicht zu versiuiniHn. 
infolge der Kile auf dem l^Mlinsteig liiiitällt. An dieser Beurti iliiiig 
wird auch dadurch nichts fit iindert. dass dri- KlajL;t'r (Uis Vorüherlahim 
der Lokomotive hat abwarten müssen und dass dadurch die ihm liir den 
Gang zum Abort und wieder zurii« k zum Zug zu (geböte stehenile Zeit 
in dem Masse verkürzt wurden sein sollte, dass er Eile für geboten 
erachten musste. Denn die Lokoiuutive kommt hier nur als eiu räum- 
liches Hindernis in Betracht, das mit den darch den Betrieb bervor- 
gernfenen Gefahren nichts za ton hat; jedes andere Hindernis hätte 
dieselbe Wirkung gehabt. Aasschlaggebend für die Bearteilang des.yor> 
liegenden Falls ist, dass der vom Kläger beabsichtigte Gang nach dem 
Abort, anf den die infolge Vorbeifabrens der Lokomotive fir notwendig 
gehaltene Eile eingewirkt hat, durch den Eisenbahnbetrieb nicht ver- 
anlasst war, mit ihm in keiner Vei-bindnng stand, und nur solche Fälle, 
in denen ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Eisenbahnbetrieb 
und der Handlung des Verletzten, bei der er Eile entwickelt hatte, 
voilag, sind in der Rechtsprechung des £G. dem § 1 KüaftpflG. unter- 
stellt worden. 



Nr. 326. Entscli. des Deutselien Kelelist::ericlitii. 
6. Zivilsenat. Vom 11. November lü07. 

(Om B«dit ZU (iMe) Nr. 1 B«U. I & 81 Ziff. 174.) 

9 I RHaflfAa. 9 254 B8B. Stsigenisg tfar Brtriete|«felN- Mm Stremstahibetrieb, 
welcher nur dsrob Wagenfllhrer ohne SohafTner etattflndet. 

Die allgemeine Gefährlichkeit eines Strassenbahnbetnebs wird nicht 
nnwesentlich ijesteigert, wenn die Wagen nur von dem Wagenführer 
bedient und nicht auch von einem Schaftner, der die Haltestellen abruft 
und das Ab- und Aufsteigen überwacht nml iregeii ein gefährliches Ab- 
stürzen durch sein Einschreiten die Fahrgäste sichert, begleitet wird. 
Diese P^rliiiining der Hetriebsirefahr ist im Falle eines mitwirkenden 
Verschuldens eines durch den IJahnlietrieb Verletzten bei Abwägung 
dieses Verschuldens des Verletzten und der von dem Eisenbahnunter- 
nebmer zu vertretenden Betriebsgefahr in Betracht zu ziehen. 
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"Z'i'i. Kiilsfli. des DnitsclK'ii Reichsgerichts. 

1. Zivilsenat. Vom 16. November 1907. 

iJW Jalir« .-»7 il'.iOH) Nr. 1 .S G Ziff S. Das Hecht Ml (l'.iOHi Nr. I S. & Zifl' 2S.^ 

Mangel« bezüglicher Bestimmungen des internationalen Uebereinkomnens über den 
EiM«tahifrt€Mverfc6lir m 14. Oktober 1890 Ist Mnit 4er HaflpOielit fBr VeHwI. 
Beschldigung etc. des Guts die Frage nach BegrifT nnd Wirkung des konkurrierenden 
VereclHiMe«e ateh iea !■ Betracht kommenden Landesreeht, d. I. Iii Deatoohlliitf MuMi 

§ 254 BGB zu beurteilen. 

Der Klageanspiucli unterliegt den Vorschritten des iuternationaleu 
Ucbereinkunnuens vom 14. Oktober 19(J<). Das Intl^eb. pfeht fj^rund.^ätz- 
licli darauf aus, für die von ihm beherrschten Recht.svt i liiiltnisse ein 
einheitliches, von den Landesrechten unabhängiges Recht zu schatten. 
Allein dieses Ziel hat es nicht vollständig erreicht. Abgesehen davon, 
dass es an verschiedenen Stellen selbst auf das Landesrecht Besag 
nimmt, sind auch seine eigenen Vorschriften nicht Uberall so Tollständig 
nnd in sieh abgeschlossen, dass die Auslegung und nfthere Entwickelnug 
lediglich auf dem Boden des Uebereinkommens erfolgen könnte. Hierher 
gehört insbesondei-e auch die Frage, ob und welchen Einfluss auf die 
Haftung des schuldigen Teils der Umstand habe, dass auch das Ver- 
halten des Gegners nidit zu billigen ist, die Frage nach Begriff nnd 
Wirknnp: des so«;, konkurrierenden Verschuldens. Das lutUeb. bestimmt 
dariil>er ni<'lils. Es wäre aber auch ganz hoffnungslos, in dieser sehr 
bestrittenen und der verschiedensten Auffassungen fähigen Materie einen 
durch allgemeine Ufbereinstimmunsr g^'.-^icherten Rechtsbe.><tand festzu- 
stellen, aus dem die Lücke de.s Uebereinkommens ergänzt werden könnte. 
Daher bleibt, wenn man nicht das Verschulden des anderen Teils ganz 
ausser acht lassen will, was selbstverständlich gar nicht in Frage 
kommen darf, nichts anderes iibrig, als auf die einschlagenden Be- 
stimmungen desjenigen Laudesrechts zurückzugreifen, welches an sich 
auf den zu entscheidenden Fall Anwendung finden mttsste. Der Senat 
sebliesst sich also in der Frage des sog. konkurrierenden Versehnldens 
deijenigen Auffassung des IntUeb. an, welche in bezng auf den Begriff 
der höheren Gewalt der VI. ZS. in dem Urteile VI. 318/03 Tom 25. Fe- 
bruar 1904 — veröflentlicht in BG. 57, 142 ff. — entwickelt hat. Von 
diesem Standpunkt aus kann es dann weiter keinem Zweifel mehr unter- 
liegen, dass im vorliegenden Falle die ergänzenden Vorschriften dem 
deutscheu Rechte zu entnehmen sind und dass daher der § 254 BGB. 
Anwendung finden mnss. 
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Nr* 838. fintseli. des Deotsehen Belelisseriehto. 
7. Zivilsenat. Vom 19. November 1907. 

§ 8 Prastt. EsUl vm IL Jml 1874. BMiMtnfl dM Wtrict tlsM irttwrts BmUi- 
tiat, dtttm Talle vts vemMeioMr BtMhaf ashett aM. 

Der Kaufpreis fttr ein gr4Ssseres Besitztum ergibt, selbst wenn man 

Kaufpreis und Wert gleichsetzen wollte, keineswegs, dass der Wert 
eines jeden einzelneu Teils für sich betrachtet, dem durchschnittUclien 
Werte, der für eine gewisse Einheit des Ganzen, Morgen, Hektar usw. 
berechnet wird, entsprechen mnss. Die einzelnen Teile können nach 
Kulturart, HodtMiboschaffenlHMt und Lage so v«'rschieden sein, duss «Icr 
Wert des einen Teils den eines anderen nnd den Dui ( lisclinittswert 
einer gewissen angeiioninienen Einheit bei weitem iilfei.steigt. Der Eigen- 
tümer des Kestgiundsliickes braucht sich nicht aut eine Veiaiisserung 
eines Teils desselben vom Uebernehnier verweisen zu lassen, damit die 
bei einer solchen Vcräusserung zu erzielenden Preise für die Bemessung 
der Wertsverminderung desBestgrundstttcks herangezogen werden können. 

Nr. Enfseh. des l^entsehen Aetolisgeriehts. 

2. Strafsenat. Vom 22. November 1907. 

(Dos KcclH XI 1907 St 21 S. 154ö Zirt' 3879 i 

I 61 StGB. Strafantragsberechtigung bei der Preuss. Staatseisenbahnverwaltung. 
Welche Dienststelle t'iir die Eisenbahnverwaltung Stiafantrag (wegen 
l'ebertretung gegen § 370 Nr. ,')Si(iI).s zu stellen hat. entseheidet sich 
in Preussen gegenwärtig nach der Vi i waltungsui dnung für die Preuss. 
Staatseisenbahnen vom 17. Mai 1UU2. Danach vertreten nur die Eisen- 
bahndirelctioneu innerhalb ihres Geschäftsbereichs die staatliche Ver- 
waltung, nicht auch die Betriebs-, Mascliinen-, Verkehrs- und Werk- 
sUtten-Iuspektionen oder gar Beamte der GOterabfertigungsstelle. 

Nr. 980. Entseh. des Deotsehen Relehsgerlchts. 
6. Zivilsenat. Vom 25. November 1907. 

fJW. JuhTK S7 (190«) Nr 2 S 54 Ztft. 3:i 

Art I 12, 14 BeamtUFürsG. in Verb, mit §§ I, 3a. 7 HaffpflG Umfang der dem 
Betriebsunternehmer einer Privateisenbalin nach Massgabe des Haftpflfi. obliegenden 
SelHulessertattpitoM, weea dtr Im Bstritbs Vtrielite •■■ |iMsiMtbMriolili|t«r Be- 

tnttr tot. 

Der Klageansprnch sttttzt sich auf Art 1 § Ii vgl. mit § 12 

BeamtUFQrsG. vom 18. Juni 1901 in Verbindung mit den 1, 3a 
nnd 7 HaftpflO. Die Beklagte ist als Unternehmerin einer Eisenbahn, 
bei deren Betrieb ein Beamter des Klägers, der Weichensteller H., im 
Dienste so schwer verletzt worden ist, dass er dauernd dienstunfähig 
geworden ist, für verpflichtet gehalten worden, dem Kläger die von 
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iliin wegen des Unfalls dem IT. zw zahlende Pension soweit zu erstatten, 
wie sie an sich dem H. selbst sdiadensersatzpflichti^^ sein würde. Dies 
ist im allgemeinen und grundsätzlich jedenfalls richtio;, insbesondere 
auch in dem Sinne, dass nicht etwa die Sehadensersatzptliclit des Dritten 
!>ioweit. wie der ]5esi-liH(lip;te 'j;erH(le durch den Unfall einen Pensions- 
ansiuucii erwirbt, vuii vurnherein wegfällt, weil insoweit etwa kein Ver- 
mügen.'^seliade entstanden wäre; denn die Ansprüche aus den Unfall- 
versicherungs- und Unfallfürsorgegesetzen stehen vielmehr umgekehrt 
dcu Beschädigten vdu vuinheieiii nur mit der Massgabe zu, dass dafür 
die diesen durch den Unfall gegeu Dritte erwachsenen gesetzlichen 
Änsprttcbe insoweit anf den Zalilnngspflichtigeu Ubergehen. Daher hat 
auch der IV. ZS. des RG. — 63, SBSff. — bereits sich in diesem Sinn 
ausgesprochen. Nor die Frage hat er dort oiTen gelassen, ob auch für 
diejenige spätere Zeit, wo der Verletste auch ohne den Unfall danemd 
dienstunfähig gewesen sein würde, Anspräche gegen den Dritten mit- 
ttbergehen. Diese Frage war damals vom Berufungsgerichte verneint 
worden, und da g^en diesen Teil der Entschädigung kein Rechtsmittd 
eingelegt worden war, so hatte der IV. ZS. keinen Anlass, sich über 
diesen Punkt zu äusseru. Im vorliegenden Fall ist nun vom OLG. tat- 
sächlich festgestellt, dass H. auch ohne den Unfall mit dem 17. Oktober 
dauernd dieus^tunfäliig sein würde, also jedenfalls auch vom 17. Oktober 
1922 an dauernd dienstunfähig sein würde, und aus diesem Grunde 
verlangt jetzt die Beklagte die Aufhebung ihrer Verurteilung für die 
Zeit vom 17. Oktober 1922 an. Für eine solche Unterscheidung 
zwischen der Zeit vor und nach dem Zeitpunkte, wo auch sonst die 
dauernde Dienstnnfähigkeit eingetreten sein w&rde, wäre jedoch keineriei 
Grund erfindlich. 



Nr. 881. Entsch. des Deutschen Belehsgeriehts. 

7. Zivilsenat. Vom 26. November 1907. 

'JW. Jabrg. 87 (1908 Nr. 9 S M Ziff. \9 ) 

ü 10 Preuss. EntG. vom 11. Juni 1874. Von einer „Aufrechnung" oder „AusgleioliMO" 
VM Verteilen mit Nachtellen kann nur da die Rede eein, wt airf Mitaa SellM ••Hh 
•tibdiie, für Mk i<i l »lwn d a FaMiorm verhMdM aliiL DaiefM varMfM üe fir 
NtalM FXIIe iMalalMiMlee Grundsätze, wenn es sich um die eW w i U klw WlriiMf liMr 

und derselben Tatsache handelt. 

Durch das Grundstück des Reklagten ist eine Strasse gelegt 
worden, infolgedessen wird diese auf beiden Seiten von dem Restgrund- 
stück des Beklagten begieuzt. Wird nun angenommen, dass hierdurch 
das Restgi undstüi k an Wert gewonnen hat, — was der Wahrscheinlich- 
keit entspricht, jedoch, da eine Fest.stellung nacii dieser Richtung nicht 
getrofieu ist, in gegenwärtiger Instanz Annahme bleiben muss, — so 
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können ans der einheitlichen Wirkung, welche die Belegenheit des 
Bestgmndstficks an der neuen Strasse auf dieses ansQbt, nicht einer- 
seits diese Wertserhöhung und andererseits die Lasten, die in Gestalt 
gewisse, von dem Beklagten -/m leistender Aofwendiinr^en aus eben 
dieser Tatsache für das Restgrundstück erwachsen sind, als selbständige, 
ftir sich bestehende Faktoren herausgelöst und jeder für sich rechtlich 
gefordert behandelt werden; es ist viclnulir auf das Endergebnis, das 
Fazit dieses einheitlichen Vorfranges, zu sehen. Gesetzt, dass die 
"Wertserliülmng, für sich allein betrachtet, 10000 M. betiafieii würde, 
wahrend die Last, die infolge der Belegenheit des RestgrundsLücks an 
der neuen iSfiasse diesem obliegt, im gegenwärtigen Fall die Last, 
eine Einfriedigung lierzu.stellen, 3500 M. beträgt, so bleibt immer noch 
eine Wertserhöhung übrig, die das Restgrandstück durch die Enteignung 
erfahren hat, und es w&rde dieser nicht wegzuleugnenden Tatsache 
widerstreiten und mit ihr uuTereinbar sein, wenn man trotzdem erklären 
wollte, das BestgmndstQck habe durch die Enteignung eine Werts- 
▼erminderung erlitten. Die Tragung einer solchen Last ruht unmittelbar 
auf der werterhöhenden Tatsache und ist von dieser untrennbar. In 
fthnlichem Sinne hat sich bereits früher der V. ZS. des BG. im Urteil 
vom 10. Febrnar 1894 (EisenbE. X 8. 264) ausgesprochen, indem dort 
mnsgefiihrt ist, von einer Wertsverminderung des Restgrundstücks könne 
keine Rede sein, wenn die Belastung, die das Restgrundstück als Folge 
der Enteignung trefte, im Sinne des Gesetzes nichts anderes sei, als 
das Ae(iiiivalent für die Vorteile, die dem Restgrundstück aus dein 
Unternehmen der Strassenanlage eiwiii hsen. Gegen diese Auffassung 
kann nicht die Entscheidung des erkennenden Senats vom 2. Februar 
1904 (RG. 57, 243 ff.) verwertet werden, da der damals behandelte 
Fall völlig anders gestaltet war. (Wird dargelegt.) Auch die übrigen 
die Vorteils- und Nachteilsausgleicbuug bei der Enteignung, betrefifendcn 
Urteile des BG. stehen, wie in Kürze bemerkt werden mag, der oben 
getroffenen Entscheidung nicht entgegen, was deren im einzelnen hiei* 
nicht näher zu erörternde Sach- nnd Bechtslage ergibt. Der Bernfungs- 
richter wird demgemSss zu prüfen haben, ob nach Hassgabe dieser 
Gesichtspunkte der Anspruch der Klägerin begründet ist, insbesondere, 
ob eine Wertsverminderung oder eine* Wertserhöhung des Bestgrnnd- 
stttcks eingetreten ist 
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Nr. 83S. Entseh. des I^iitsehen Relehsf^riehts. 
6. Zivilsenat. Vom 28. November 1907. 

(Dm Bceht XII riMM) Nr. t Beilftg« t & M Ziff. 16R.) 

S 1 RHaftiiM. lliMlet bei BeschiMliuif ea iarek aas im 6epilckaelt hwabfallaate 

6a|ilekaUieka ABwaadaag. 

Ist infolge des Rfittelns des Eisenbahnwagens eine von einem 
Dritten (wenn anch niclit oi'dnnngsmässig) in das Qep&cknetz gelegte 

Scbachtel heruntergefallen, so ist die dadurcli verursachte Verletznog 
eines Fahrgastes bei dem betriebe der Eisenbahn erfolgt. 

Dass ('i)i gleicher Unfall aiuli bei anderen Betrieben vorkommen 
kann und darum niclit dem Kisenbahnbetriebe eigentümlich ist, steht 
der Klage nicht enf gegen, weil das Gesetz die Haftung des ÜUter- 
uebuiers nicht auf Unfälle der letzteren Art beschränkt. 



Nr. 2J|J5. Kntseli. des Deutscheu Kelelisgerielits. 

4. Zivilsenat. Vom 12. Dezember 1907. 

(Dm Bfldit XII (IW8) Nr. S B»Ua«e t S. M ZIft m.) 
^ 3a RHaftpflG § 843 BGB. Bei der zeitlichen Begrenzung der für gemiMlarla 
Erwerbsfähigkeit zuzasprechenden Rente kann der regelmässige, der Erfalirung ent* 
sprechende Verianf der Dinge nicht in Betracht kommen, wenn Umstände varlieiea, 
die eine aadere zeitliche Begrenzung rechtfertigen. 

Der Sachverständige sagte aus, er schätze, dass die augenblick- 
liche ArbeitslHhigkeit der Klägerin um Vs bis '/« vemiindert sei, und 
er nehme an« dass die Folgen des Unfalls in drei bis sechs Monaten 
ganz beseitigt sein werden. Der Berufungsrichter meint aber, mangels 
entgegenstehender Behauptungen der Parteien kSnne er sich an den 
regelmAssigen, der Erfahrung entsprechenden Verlauf der Dinge 
halten« und danach sei anzunehmen, dass die Klägerin bis zur Voll- 
endung des 70. Lebensjahres in dem gleichen Umfange wie zurzeit 
erwerbsfähig bleiben werde. Allein bei derartigen Erwägungen über 
die mutmassliclic künftige Gestaltung der Verhältnisse dürfen solche 
Umstände nicht unbeachtet bleiben, die, wie das (lutachten des Dr. S., 
geeignet sind, das l -nwalirsclieiniiclie der im voiaus gemachten Verau- 
srliiagung (larzutuu. Warum «Ity Berufungsricliter annimmt, <lass die 
Klägerin, die für ihre teilweise Erwerbsunfähigkeit beweispüichtig ist, 
länger, als der .Sachverständige angenommen hat. an den F(dgen des 
Unfalls leiden werde, darüber gibt die Urteilsbegründung kerne Auskunft. 
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Nr. S^. Entseh. des Beutsehen RHchsgeriehfs. 

6. Zivilsenat Vom 12. Dezember 1907. 

(Dm. R«Oht Xlt IIM8 Nr :i R. >!at;p 2 S 93 Ziff. {,23 

§ 3 RHaftpflG. § 844 Abs. 2 BGB. Erhebt ein uneheliches Kind des Getöteten einen 
Rentenanspruch, so muss es darlegen, inwiefern es durch den Tod des ausserehelichen 
EriMgart teliw Uittrlalttuapnieht rerluttli legaigaa Ist 

Der Klftger stfltzt seineu Ansprach auf Oew&hraug einer Rente 
daranf, dass er gegenfiber dem Vemnglttckten als seinem ansserebelichen 
Erzeuger, sofern dieser am Leben geblieben wäre, ein gesetzliches 
Becht anf Unterhalt gehabt haben würde, und dass ihm dieses Becht 
infolge der Tötung entzogen sei. Nun triflft aber diese letztere Annahme 
an sich nicht zu; deuii ii tt h § 1712 BGB. erli.sclit dt r Unterlialtuiigs- 
anspnicli eines anssereheliclien Kindes mit dem Tode des Vaters niciit 
und bestellt auch dann, wenn der Vjiter vor der (jeburt des Kindes 
pfestorben ist; es wird daher zu erörtern und zu prüfen sf in. ob {jleiclH 
wohl verniöjje der besonderen Vfiliältnis>e des gegebeiuMi Kalles di'r 
Schadeneräatzauäprucb des Kiageiü gauz oder zum Teil begriiudet 
erscheint. _ 

Kr. 395. Entseh. des Dentschen Relehsgertchts. 

6. Zivilsenat. Vom 16. Dezember 1907. 

(Dm Beobi Xll riNB) Nr. S Betlage t & lOW» Ziflr. «37/63«. - JW. Jabrg. 87 (1908) Nr. 4 8. IIS Ziff. IT. 

— DiZ. XIII (1908) Nr. 5 8. 30».; 

f 2 RMaftpie. ElektriiHitswerke aeMrss zs des Fabrikes, Uifille toi Mssiai 

i«r Znleitungselnrichtungen zra Gesaaitlistrlilie der Werke. 

Einem stildtischen Elektrizitätswerk, das nach seinem Umfang und 
der ganzen Art seines Betriebs den Charakter einer Fabrik hat, kann 
dieser Charakter nicht deshalb abgesprochen werden, weil darin nicht 
körperliche Sachen heri^^estellt odereint-r Bearbeitung unterworfen wiirden. 
Denn wenn Klrktrizitiit nach der hcirscheiiden .-\iitta>smip: auch kein 
Körper ist, so i>t sie doch ein Erzeugnis, <las tur den wirtschaftlichen 
GiUeraustausch geeignet ist, sie ist talsächlich der Gegenstand zahl- 
reicher Lieferungsverträge und wird im Verkehr duichaus als eine 
Ware behandelt (vgl. RGZ. Bd. 56 8. 408;. 

Die Zuleitung elektrischen Stroms von der Erzengungs- nach der 
Verhranchsstelle der Abnehmer des Elektrizitätswerkes kann nicht mit 
dem Transporte fertiger Fabrikate — vgl. BOHG. Bd. 22 S. 311 — 
auf eine Stufe gestellt werden. Diese Zuleitung erfordert, wie bei 
Gasfabriken, Wasserwerken etc., besondere dauernde Einrichtungen, die 
von dem Bebiebsnnternehmer beschafft und erhalten werden,. mit dem 
Werke selbst verbunden und von diesem dergestalt abhängig sind, dass 
sie nur funktionieren, wenn das Werk in Betrieb ist; sie erscheinen 
somit als Aussenwerke der Erzeugungsstelle, als Bestandteile des Gesamt- 
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Werkes — vgl. RGZ. Bd. 48 S. 267 ihre Beschickung mit Elektrizit&t 
bildet einen Teil des Gesamtbetriebes and ihre Bedienung unterliegt 
auch den ffir die Elektrizitätswerke eigentftmtichen Gefahren. Eän 
hierbei eintretender Unfall ist daher als ein Unfall im Betriebe des 
Elektrizitätswerkes anzusehen. 

». 2;J(>. Entsch. d<'s Oi'stcrr. Ohn stoii (ieriehtshofes. 

Vom 17. Dezember 1907. 

(All«. Tt.-Aiut. XXVII (1«S> Nr. 4 a 90.) 
Der auslandische Fiskus, insbesondere Eisenbahnfiskus , insoweit er als Unternehmer 
In privatrechtliche Beziehungen tritt, ist der inländischen Gerichtsbarkeit nicht prin- 
zipiell entzogen. — Klagen aus dem Frachtvertrage gegen die königl. ungarischen 
Staatabahiei kSnnea im Inlande bei dem Gerichtsstaude des Vermögens angebracht werden. 

Der NicUtigkeittigruQd des § 477 Z. 6 läge nur dann vor, wenn 
ein auswärtiger Staat unter keinen Umstanden vor einem inländischen 
Gerichte belangt werden konnte. Das ist aber nicht der Fall. Der 
Staat als Unternehmer ist eine privatreehtliche Persönlichkeit und kann 
daher ebenso wie andere physische und juristische Personen in bürger- 
lichen Bechtssachen vor den ordentlichen Gerichten belangt werden, 
da das Gesetz in dieser Beziehung keine Ausnahme macht. Dies trifft 
zweifellos beim inländischen Staate zu; aber auch beim ausländischen 
Staate liegt kein Grund vor, von dieser Regel abzugehen. Eine Ver- 
letzung der Territorialhoheit kann darin ebensowenig erblickt werden, 
als wenn sonst ein Aiisläiidei- vor einem inliimlischen Gerichte beklagt 
wird, sobald nur iibt'rhaui»t ein Kompetenzgrund hierfür nach der Juris- 
diktiüusuorm gegeben ist. Darauf, ob dies der Fall ist, kann aber 
nicht mehr eingegangen werden, weil die Beklagte den Beschluss 
(NB. richtig: das Urteil) des Gerichtes erster Instanz, won)it ihre Ein- 
rede der örtlichen Unzuständigkeit zurückgewiesen wurde, nicht an- 
gefochten hat. 

Nr. 'l'l'i. Entsch. des Deutschen Keiehsgoriclits. 

7. Zivilsenat. Vom 17. Dezember 1907. 

(Das Hocbt XU iWHiX Nr 3 ni'llai;i> 1 S 131.> 

S 30 Preass. EatG. von II. Juni 1874. Olioe Abänderung des Geaamtbetrages können 
sisli «iBselit PMitlmsii niistlMi dos ilelMaiiSitfsi Tslls fe«rafefeMtit wsNss. 

Hat nur der Eigentümer der enteigneten Fläche gegen den im 
Verwaltnngsverfahien ergangenen, die Entschädigung festsetzenden 
Bescheid den Bechtsweg beschritten, so steht es dem Richter gleich- 
wohl frei, einzelne Positionen in der Berechnung der Entschädigung 
herabzusetzen, wenn nur die vom Gericht bewilligte Gesamtentschädignng, 
auf die es allein ankommt, nicht hinter der vom Bezirksausschnss fest- 
gesetzten zurückbleibt. 
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Nr. 3^. Knt^cli. des Deuteclieii Rok'liss:<'rieht8. 

5. Zivilspiiat. Vom 18. Dezember 1907. 

(Da» Kcclit \ll (i90Hi Nr. 3 Beilage 2 S. 78 ZItr. ibc, i 

§ 157 B88. Hat die Eteenbahaverwaltung vertraglieh einen Anlieger gegen die Alh 
Mng vnn llniMtllofcM itt RmM anf «in AnahlMngtMM uftttendM, tat 

die Annahme niciit zu beanstanden, das» nach dem beiderseitigen Parteiwillen das 
Recht aif das Anscitlussgeieise nur so lange bestehen soll, als seine AufreobterlMltug 

sich mit dem öfiTentiichen Vericehrsinteresse verträgt 
Jedermann, insbesondere eiue Firma, die mitten im Verkehr steht, 
111088 mit der Erweiterung des Verkehrs uod mit eventuellen Aenderuiigeu 
der Bahnhofsanlageu rechnen (siehe dar&ber Löwe, üeber die privat- 
rechtliche nnd wirtschaftliche Natnr des Privatanschlnssgeleises, im 
Prenssischen Archiv fttr Eisenbahnwesen XXI S. SOff., anch Labänd 
in der DJZ. 1905 Band I Bl. 321 Nr. 2). Es ist daher keineswegs ab- 
wegig, wenn der BerufQngsrichter angenommen hat, dass nach der 
Willensmeinnng der Vertragsparteien das Heclit auf das Anschlassgeleise 
nnr so lange Bestand haben sollte, als seine Aufrecbterhaltung sich 
mit dem ülTentliclicn Verkehrsinteresse vertrug. Die entgeltliche Natur, 
die Gegenseitigkeit und Unwiderruflichkeit des Vertrages .stand dem 
nicht entgegen. Denn nicht um einen beliebigen Widerruf handelte es 
.sich, .sundern um eine HetVi.stung durch Ereignisse, die vom Willen 
der Parteien unabhängig waren. 

•* 

# — — — — i— . 

Kr. 239. Entaeh. des Ikutsehen Belehsgeriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 23. Dezember 1907. 

(Das Recht XU (1908) Nr. 8 BeUageS S.Sl ZlfT. m ) 
§ 276 B6B. Oer Umstand, dass eine Landstrasse auch von Kranfahrzengen benutzt 
wird, kann nicbt ohne weiteres die Verpflichtung begründen, von dieaer Stratae jüngere, 

temperanentvolle Pferde fernzulwlten. 
Das Bemfungsgericht hat bemerkt» die ans dem Antomobtivericehr 
sich ergebenden besonderen Gefahren brauche der Eigentfimer des 
Gefährts bei Auswahl des Tieres nicht zu berflcksichtigen. Das mag 
in dieser Allgemeinheit nicht zutreffend sein, richtig ist es aber in 
dem Sinne, dass es keineswegs verlangt werden kann, es mOssten auf 
den Landstrassen nur Zugtiere verwendet werden, bei denen wegen 
ihrer individuellen Eigenart oder wegen ihres höbraen Alters mit Zu- 
versicht darauf gerechnet werden kann, dass sie vor Kraftfahrzeugen 
nicht scheuten, es dürften also dahin jüngere, temperamentvolle Tiere 
iiberhaupt nicht gebracht werden. Das würde durchaus unvereinbar 
sein mit den allgemeinen Verkelirsbediirfni.sscn , für welche die Land- 
und sonstigen Strassen nnd Wege gebaut sind, und deren Befriedigung 
noch heute weitaus deren wichtigste Aufgabe ist, niimlich dem Pereonen- 
sowie dem Fahrverkeiir mit Zugtieren zu dienen. 
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Nr. 'Iii). Entseh. des Deutschen Belehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 23. Dezember 1907. 

(JW. Jahrg. 37 (1908) Nr. 4 S. 109 Zill 7 . 

§§ 844. 1602, 1603 BGB. ^ 304 ZPO. Die Reite eines ÜDteriialteberechtigten kue 
■Mit fir MiM Ulwimll, tOHdari mf fOr <!• Mitaanlieln Ltttnidi—r iar Uilir^ 

haltoiilllolitieeM gtivrUrt ynHimu 

Gefoi*dert ist die Rente nieht auf die mvtmassliche Lebensdaoer 
der Klägerin, sondern fUr ihre wirkliche Lebenszeit. Diese kann selbst- 
verständlich sehr wohl über das Mass, das jetzt im Wege der Yermatung 

fe.'^tj^esidlt werden könnte, und auch über die Zeit hinausgeben, die ihr 
Mann ohne den Unfall matmasslich noch gelebt haben wUrde. Durch ein 
Ui teil, in dem der Klägerin eine Rente auf ihre l^ebenszeit zugesprochen 
wild, wäre also der Beklagte der Gefahr ausgesetzt, ilir diese Rente 
über die im 844 bestimmte Grenze hinaus gewähren zu müssen. Ein 
solches Uiteil i.st daher auf keinen Fall zulässig, das gilt ebenso füi* 
das Kndurteii, wie für ein Zwisclieiinrteil im Sinne von § 304 ZPO. 
Auch für den Ersatzanspruch des mindei jährigen Mitklägers F. M. be- 
steht die Beschränkung, dass er eine Rente nur für die mutmassliche 
Dauer des Lebens sdnes Vaters beanspruchen kann, zugleich aber die 
weitere Einschränkung« dass sein Schadensersatzanspmeh auch nur für 
die Zeit, f&r welche er nach den Bestimmungen in §§ 1608, 1603 BOR 
einen ünterhaltsanspruch an seinen Vater gehabt haben wttrde, besteht 
Der jetzt erkennende Senat hat indes in neuerer Zeit bereits Öfter 
angenommen, dass es nicht unstatthaft sei, die zahlenmässige Be- 
grenzung der Zeit, für welche eine Rente zu gewähren sei, dem Ver- 
fahren über die Höhe des Anspruchs vorzubehalten, und hat dem- 
entsprechend auch liier davon abgesehen, das angefochtene Urteil 
aufzuheben. 

Xr. 241. i;nt><'h. des DiMitscIien Helelisireriehts. 

3. Zivilsenat. \ um L'.}. Dezember 1907. 

(Das Uechl XU illXi».> Nr. 3 lieit. S. 88 Zill. 510.) 

§ 823 BGB. Ist fM> »inen Rraftmiimfflhrsr «rkeMbar. iass bsiii HeramlMa im 
Kraflwafeat ein Pferd la «rbeliltelism Masse innililfl wird, und ereebelat dieserfeaü 
eil Aahaites des Kraftwagens geboten, so hat der Führer des Kraftwegeas later 

Umständen weiter die Pflicht, auch den Motor abzustellen. 

Muss ein Autumobilführei-, .sei es aus welclit-ui (iiiinde <'s st-i. sein 
Gt'talirf auliKlten, so ist *s ein (;<'biit (b-r im Verkehr erlordcrliihen 
Sorgfalt, dass er d»'n Motor zum Siiil.siand bringt, wenn er bei pflicht- 
mässiger üeberlcgung erkennen muss, dass durch das Geräusch des 
leergehenden Motors Gefahr für lieben oder Gesundheit von Menschen 
entstehen könne; das aber muss er sich sagen, wenn sich unweit der 
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Stelle, wo er hält, ein Pferd betiiulet, das oHeiisichtiicb bereits dnrch 
das Herannalien des Kraftwagens in erbeblichem Masse muiiUig ge- 
worden ist Vgl. auch die Tom ßandesrat bekAunt gsgebeoen Grand- 
Züge, betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, vom 3. Mai 1906, 
§ 18 Abs. 6. ^ 

Nr. 242. Entscli. des Deutsehen KeiehspMiehte. 
1. Zivilsenat. V(.m 28. Dezember 1907. 

(I.eip/. Zeif si hr. ISo.s Nr 2 S. I6" 

Die Frist des Art. 12 Abs. 4 des IntUeb. ist eine Verjähr unns-, nicht eine Prälilusiv* 
fIrlsL Alt. 7 Ate. 4 teiielit sloli aif verpaektM mtf invsrpaektm flet Uarielitli Ist 
eine FrachtMeflMUigabe nicht schon dann, wenn sie Hnzutreffend, sondern nur, wesa 
Me Bexetehsisg auek ohae Rücicsicht auf den Tarif der allguneiaeB VerkelirMiffatsiai 

als falsch erscheinen muss. 

Kläger hat in der Kevisionsinsianz darznkgen versucht, das,s es 
sicli hier gar nicht um eine Verjährungsfrist, sondern um eine Präklusiv- 
frist handle und dass unter dem „Geltendmachou" auch eine Reklamation 
bei der Eisenbahn zu verstehen sei. Diese Auslegung erscheint indessen 
durch den dritten Satz des Abs. 4 Art. 12 ausgeschlossen. Danach soll 
nämlich Art. 46 Abs. 3 anf die fraglichen Forderungen Anwendung 
finden, und hier ist gesagt: .Bezüglich der Unterbrechung der Verjährung 
entscheiden die Gesetze des Landes, wo die Klage angestellt ist". Da 
diese Bestimmung durch die Inbezugnahme zu einem Bestandteile des 
Art 12 Abs. 4 gemacht ist, ist die hier bezeichnete Frist dadurch als 
eine Verjährnnj^sfrist gekennzeichnet worden. Eine Unterbrechung der^ 
selben durch blosse Reklamation findet nur statt, sofern dies in dem 
einschläfrigen Ijandesgesetze angeordnet ist . wa.s für den vorliegenden 
Fall unbestritten nicht zutrifft. Kbeiisoweniir L'reift nach der hier 
niass*rebendeii Fa.ssung des Uebereinkoninieiis vom 14. Oktober 1S90 die 
in dem Zu.*<atzabkonimen vom 15. -Intii 189H angeordnet«- Hemnumg der 
Verjährung durch sdiriftliche Keklaiiiai ioii bei der Ei.senbahn (Art. 12 
Abs. 4. Art. 45 Ab.s. 4 neuer Fassung) l'latz. Der Art. 12 Abs. 4 Satz 1 
und 2 hat gewi.ssermasseu eine authentit-clie Interpretation erfahren in 
§ 470 Abs. 1 des neuen Deutschen HGB., der dazu bestimmt war, die 
Norm des ersteren allgemein auf den deutschen Eisenbahnverkehr zu 
fibertragen (s. Denkschrift zu § 443 des Entwurfes, amtliche Ausgabe 
von 1896 S. 276). In der Fassung des HGB. aber lautet die Bestimmung: 
, Ansprache der Eisenbahn anf Nachzahlung zuwenig erhobener Fracht 
oder Oebrihren sowie Ansprttche g^en die Eisenbahn auf Rückerstattung 
zu viel erhobener Fracht oder Gebühren verjähren in « iiieni Jahre, 
sofern der Ansjuiuh anf eine unrichtige Anwendung der Tarife oder 
auf Fehler bei der Berechnung gestfitzt wird. Die Verjährung beginnt 
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mit dem Ablanfe des Tages, an welchem die Zahlaog erfolgt ist". Dies 
ist in der Tat nichts anderes als eine verbesserte Redigierang des 
Art. 12 Abs. 1 und 2, die dessen Sinn nnr klarer zum Ausdruck bringt. 

Soweit die einzelnen .^nsprikhe von der Verjähning nicht betroffen 
werden, müssen sie materiell geprüft werden. Ks ist zunächst dem 
Vorderrichter ihuin beizutreten, dass die Anwendung des Art. 7 Abs. 4 
nicht auf Güter beschränkt ist, die in einer Verpackung aufgegeben 
werden, sondern dass sie an sich auch auf unverpackte Güter anzu- 
wenden ist. Kein Gewicht ist freilich auf den vom Vorderrichter ver- 
werteten Umstand zn legen, dass in Art. 6 unter d des internationalen 
Uebereinkommens von der «Bezeiehnang der Sendung nach ihrem inlialte* 
gesprochen wird und dass hier ohne Zweifel sowohl unverpackte, wie 
verpackte Sendungen ins Auge gefasst sind. Denn im französischen 
Texte, welcher als dem deutschen gleichwertig zu gelten hat (Gerstner, 
Internationales Eisenbahnfrachtrecht 8. 22), steht hier: ,La Dteignation 
de la natnre de la marchandise", wfthrend es in Art. 7 Abs. 4 heisst: 
,en cas de faussc d^aration du contenu", und es erscheint danach 
die Annahme nicht ausgescidossen, dass im deutscheu Texte das Wort 
^Inhalt" in der einen Bestimmung einen anderen Sinn hat, wie in der 
anderen, l^ntsclieidend ist jedoch, dass -der Art. 7 ganz allgemein die 
Haftung: des Absenders für die „Hichtigkeit der in den Frachtbrief 
aufgenommenen An^^uben und Erklärungen'' behandelt, ohne irgendwie 
zwischen verpackten und unverpackten Sendungen zu unterscheiden. Es 
ist ferner keineswegs ausgeschlossen, dass auch bei unvei^tackt aufge- 
gebenen Sendungen die Eisenbahnverwaltung durch eine wissentlich 
oder fahrlässig falsche Deklaration getäuscht und in ihrem Fracht' 
anspruche verkfirzt wird. Warum für derartige Fälle die Vereinbarung 
einer Vertragsstrafe in Gestalt von Frachtzuschlägen nicht gelten sollte, 
ist nicht einzusehen. Man braucht nur für den gegenwärtigen Fall zu 
unterstellen, dass die verladenen Platten, Ständer und Deckel in dem 
Tarife ganz zweifelsfrei — etwa durch den Zusatz .ausser wenn es 
sich dabei um Teile von Maschinen handelt* — als solche gekennzeichnet 
wären, die nach (iruppe 61 zu tarifieren seien, und der Absender ihre 
Eigenschaft als Mascliineuteile in der Deklaration ausdrücklich verneint 
hätte, um zu erkennen, dass es ungerechtfertigt wäre, nnverpackte 
Sendungen allgemein von der Vorsclirift des Art. 7 Abs. 4 auszunehmen. 
(Ebenso Eger, Internat. Uebereink. 2. Aufl. S. 134; a. M. Entsch. des 
Zentralamts vom 24. Oktober 1894 bei Eger, EisenbE. XI 336.) Da- 
gegen ist der Revision darin beizutreten, dass auch dann, wenn die 
verfrachteten W aren sämtlich bei richtiger Auslegung des massgebenden 
deutsch-russischen Tarifes der Gruppe 61 zuzuzählen sein würden, eine 
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,iinrichtige Angabe* des Inhalte der Sendungen im Sinne des Art. 7 
Abs. 4 nicht als vorliegend aninnehmen wäre. Es ist davon anszngehen, 
dass eine Deklaration nicht schon deshalb als „nnrichtig" angesehen 
werden kann, weil sie mit Rücksicht auf die Anwendung des Tai ifi n. 
insbesondere wenn dessen wahre Bedeutung nicht ohne weiteres klar 
ist, sondern erst mit den teclinischen Mitteln der Ausleguiie: festgestellt 
werden kann, unzutreffend erscheint, sontlern dass das Merkmal der 
Unrichli};keit der Ke^>:el nach nur dann vorliegt, wenn die IJezeichnung 
auch ohne Rücksicht auf den Tarif der allf^enieineii Verkehisauffassung 
als fals< li ersciieinen niuss. Nur dann wird man die Beziehung auf den 
Tai il allein tüi- entscheidend ansehen dürfen, wenn der Deklarant sich 
der wahren Bedeutung desselben wohl bewusst war und die hiernach 
nnzntreftende Bezeichnung zn dem Zwecke gewählt hatte, um eine 
Fraehtberechnnng nach einer in Wahrheit nicht anwendbaren, ihm 
günstigeren Tarifposition herbeizafOhren. 

Nr. Entseh. des Bentsehen Belchsgerlehts. 
1. Strafsenat. Vom 2. Janaar 1908. 

Phs Kocht XII 190H1 Nr 3 ßell. 2 S. II« Ziff. C62. 

§ 61 StfiB. Uszaläasigkeit des Strafaitrafls dirob sImb Vertreter im Amt 

Wegen einer Beleidigung der Person eines Beaniten, auch wenn sie 
in hezug auf seinen Beruf erfolgt ist, kann, abgesehen von seinen 
amtlichen Vorgesetzten, nur er selbst, nicht sein Vertreter im Amt als 
solcher, die Bestrafung des Täters b(>antragen, da es sich um eine 
Verletzung der Ehre, eines persönlichen Rechtsguts, handelt. Die 
Stellung des IStrafantrags im besondern privaten Auftrage ist jedoch 
zulassig. _ 

Nr« 344. Entseh. des Doiiischcii lteichsu;oricht8. 

0, Zivilsenat. Vom 2. Januar 1908. 

(Das Kecht. XII (iSOHi Nr S IJoil. 8 S. liU Ziff. 645o 

§ 140 GewUVfi. §§1,2 RHaftpflG. Zulässigkeit eines Vereiohermgtaatpniehee Mbes 

aaderee EsttsMUlimieassprfloliM. 

Es ist sehr wohl möglieh, dass ein Arbeiter einen Unfall durch 
einen fremden Betrieb erleidet mit der Bechtsfolge, dass ihm einerseits 
der yersichemngsanspmch an die Berofsgenossenschaft, welcher sein 
eigener Arbeitgeber als Betriebsnntemehmer angehört, andererseits ein 

Entschädigungsanspruch anf Gmnd sonstiger gesetzlicher Vorschriften, 
so des Reichshaftpflichtgesetzes gegen den Unternehmer eines fremden 
Betriebs erwächst (vgl. Riesenfeld, Das besondere Haftpflichtrecht 
§ 22 S. 281; vgl. auch § 28 Abs. 4 GewUVG.). 
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EtttMh. des Deatacbeo Reidmgvriebtt vom 4. JftDoar 1906. 



Nr. 345. Entsch. des Deutsclioii ItoiclisgerlelitB. 

6. Zivilsenat. Vom 4. Januar 1908. 

I Pas Uec.lit XII (iftCW) Nr. 3 Bell. 2 S HO Zill ß«2.) 

§ 136 6ewUV6. Eigene Fahrläaeigkeit des Verletzten schiiesst den Erstattvsgsanspruoh 
l«f M dM B«lriebuitmi«liB«r nr dam ua, wtu dar Uafall ladigHoh dia Folge der 
algaaaa Fahrilaaiikait, aialit aMb dia Fal|a dar FaMiasfikatt daa Bafriabaoatar- 

nehmers gawaaan ist. 

Wenn der Verletzte durch eigenes fahrlässiges Verhalten den Unfall 
in solcher Weise selbständig herbeigefi'iiirt hat, dass damit die Kausalität 
des dem Betriebsunternehmer zur Last fallenden Verschuldens völlig 
ausgeschaltet uder der ursächliche Zusaninienhaii^^ mit diesem „unter- 
brochen" worden ist, künnto allerdinjrs von einer Haftbarkeit des He- 
triebsunternelimers auch nach stratVechtlicliHn (Trundsätzen und nach 
§ 136 GewUVti. sowenig wie nach bürgerlicheni Recht die Rede sein. 
Allein dieser Fall liegt hier nicht vor. Denn es ist festgestellt, dass 
das leichtsinnige Verhalten des Verletzten nicht die alleinige Ursache 
des Unfalles gewesen ist dass im Gegenteil der Unfall aach auf das fahr- 
lässige Verhalten des Beklagten znrttckzof&hrcn ist. Ein blosses mit- 
wirkendes (sei es selbst fiberwiegondes) Verschulden des Verletzten ist 
aber dem Ersatzansprucho der Berufsgenossenschaft ans § 136 GewUVG. 
gegenüber nicht zu berücksichtigen. Vgl. Entsch. d. RG. Bd. 62 Nr. 82 
a 342, Nr. 104 S. 429 ff. 



\ 
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Abhandlungen. 

14. 

Der recht lifho Sehnt/ der KiNoiibahii ^c^cii uenihrlichc Ziistiiiide 
auf Nachbargruiidstnekoii nneh badisehem Recht. 

Vüii Ludwig Janzer, 

Regieruiigäiut und Mitglied der Cieneruldirektiuu der Cirussher/.. liaili^ciiea 

Staatseisenbahiieii in Karlsrahe. 

T)i> Veranlassniiir zu den narlifolireii(leii EiörtfM untren cphen zwoi prak- 
tisclu' Kalle, in denen ilie Eisenbalin durel» die naTinlirlio Verwitterunjr von 
Felsen auf benaclibarten Waldgruudstücken und Kiuuden gefährdet wurden 
ist Es ist die Frage entstanden, wie und auf wessen Kosten die Beseitigung 
dieses geflibriicben Znstandes aaszufOhren ist. Hierbei Icommen privatrecht- 
liebe und Sffentlichrechtliehe Bestimmaogen in Betracht. 

A. Der iiri vatrechtllcbe Schutz. 

Die rechtliehe lieurteiiung xunäohht lediglieh auf Grund des (Jesctzes 
— d. h. ohne Rncksicht auf recbtsgeseliäftlielie Abmachongen, recbtserhebli^e 
Kuidlnngen oder Anflagen im Enteignungsverfahren — fBhrt zu folgendem 
Ergebnisse. 

Die Eisenbahn als Grundeigentümerin hat das Recht, mit der ihr ge- 
liörigen Sache n:i< li Üeliebeii zn voifViliren und Jede fremde Einwirknnpr auf 
sie auszuschliessen (§ HÖH IKiH.j. (ieM l/.li< lie Scliranken ziehen ihr ausser 
den Puli/eigesetzen die 904, UüU t). liüB. und die ergiinzendeu landea- 
rechtlicbeii Bestinmangen des Privatreclits. 

Wfthrend von den Privatreehtssatzen die §§ 907» 908 BOB. and Art. 18 des 
Bad. AG. vornehmlich den Schutz der Bahn gegen gefihrliehe Zattlade in der 
Naehbarsohaft and gegen Icttnftige drohende Schliden betreflfen, findet der § 906 
lUiIi. zum Si liutzp fre'/en die !*]tpzifisi lieii Kisenbaliniinniissionen — Ivatieh, 
Kuss, tieräuseli. Kisi liiiltci niiLr' ii ■ Anw riidiuij^. § 907 15Gn., der dem E'ijrw- 
tümer gestattet, Anlagen auf dem iNaehbargrundstück zu verbieten, von denen 
mit Sicherheit eine unznlftssige Einwirkung auf sein eigenes Gmndstfick zn 
befitrchteii ist, ist in Art 18 des Bad. A0. z. BGB. dahin verschirft, dass der 
Nachweis einer sicher zn erwartenden Beeintrftchtigung dem sich bedroht 
Fühlenden erlassen wird, wenn die geplante Anlage den landesrechtlichen 
Vorseliriff en ! Landesbauordnnng usw.) über (iren/.ab.stand und Schutzeinrich- 
tunfjen iiielit entspricht. § 1*08 J!(il{. fibt einen Abweliranspruch gcfren die 
Gefahn u, die einem Grundstütk aus dem gilnzlicheu oder teilweisen Einsturz 
eines sehlecht unterhaltenen oder feUeihaft eirichtetea GeUlndes drohen. 

20* 
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Diese GesetzesbestimniTingen sind für die EisenbalmverwaltuTiir von besonderer 
liodeiif niier. nm ho mehr, als sie iiirlit nnr Scluit/ ijepfen kiinfti,L''en Schaden, 
sondern im Zu^iainnienlianL' mit 8IJ6 tT. T^GB., wenn schon ein Seliaden ent- 
stauden iat, teilweise Erbatzansprüche unter Erleichterung der lieweislast liin- 
aichtUch de« Verschuldens gewähren. Sofern man darüber gewiss ist, dass 
nur künstliche Veranstaltiuigen nnter die §§ 907, 908 BGB. fallen, hedttrfen 
diese einer eingehenderen Darstellnmr nicht, da insoweit ihr Anwendungsgebiet 
im wesentlicheu unbestritten ist mid Zweifel nur in einzelnen Fällen hinsicht- 
licli d(-r Passivlei^itlniatiun htstelun, deren Untersttchiing Uber den Kähmen 
dieueü Aufsatzes hiHans<;ehen wiirile. 

Nun ist aber, wie die eingangs erwilbuten, nicht vereinzelt gebliebenen 
Fälle zeigen, die Eisenbahn vielfach Gefthrdnngen durch Nachbargrundstücke 
ansgesetat, die ihren Um^trang nicht in kfinstlichen Veranstaltungen auf diesen, 
sondern lediglich in der naitürlichen Beschaffenheit des Omndstücks selbet 
haben. Ob nnd wie das Gesetz frepen diese Gefahrenquelle schützt, ist nicht 
so klar ansiresprochen wIp hei «h-r ersten r; nippe. AVohl lieft di'r (Tcdanke 
nahe, beide Arten si lia«lruiitoh<'iiiler Ziistiimle einander irleiehzust eilen. lües 
entspricht aber niciit dein {geltenden Recht. Eine reclitsähnliche Anwendung 
. der fftr die kfinstlichen Veranstaltungen geltenden Rechtssfttze der ^ 907, 
908 BOB. aaf andere Zustände ist, trotz mancher Vergleichnngspnnkte, darum 
als nnznlässig anzusehen, weil sie als Ausnahmen (von dem im Gesetz aner- 
kannten Grundsatz der Freiheit des Eigentums) streng anszuleiren und daher 
analog nicht anwendbar sind. Aber alii;i'stlien von diesem all}remeinen (ie- 
slchtspunkt steht einer analogen Ansilehmin<r die Tai>:u]H' cntf.'eL'^en , dass 
jenen Ausnahmebestimmungen ein deutlich abgegrenzter Wirkungskreis zu- 
gewiesen ist, indem die unterschiedliche Beliandlnng der beiden Tatbestände 
ganz offensichtlich darauf gegrftndet ist, dass in den besonderen SchntzfäUen 
der §§ 907, 908 BGB. von Menschenhand errichtete Werke ein besonderes 
Schntzbediirfnis verursadien Das Gesetz selbst sclüiesst Bäume und Str.lucher 
von dem TW-irrift" der ^Anla-ren'' des !K)7 I>ilP). ans (Cosack will aller- 
dings fris<li':ei)tlanzte Uäume und Striluclier hierher rerlnien): um so weniger 
würde es also angehen, N'erwittei ungserscheinungen am natürliciien Fels und 
andere von Menschenhand nicht veranlasste Veränderung an Grundstücken 
einer «Anlage* gleichzustellen. Neben dem bestimmten Wortlaut des § 908 
BGB. darf noch angeführt werden, dass schon gemeinrechtlich die durch 
§ 908 ersetzten Rechtssätzc der cautio damni infecti nur auf künstliche An- 
lagen für anwendbar erachtet wurden. 

Gegenüber der aus dem natürlichen vnu Menschenhand unberührten Zu- 
stand einer >Saclie entspringenden Gefahr künftiger lieeintrilclitigung be- 
steht somit fftr den Nachbarn eine besondere Schutzbestiramnng nidit. Die 
Ansprüdie aus dem Eigentum in dieser Blchtnng sind also wie die wegen 
irgendeiner anderen partiellen Eigentnmsverletznng nach $ 1004 BGB. in 
Zusammenhalt mit §§ 003. 906 BGIt. zu behandeln. Nach diesen Hechts- 
sätzen muss . damit das Eigentiinisn < ht Wirkungen gegen Dritte äussere, 
schon eine Beeintrücbtiguug stattgefunden haben. Ais ,uuzulü&iige Be- 
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einträchtigung** stellt sich eine blosse Gefahr aber nur dann dar, wenn sie 
das Geseto i^udrflcklicli als solche iMzeidmet (§§ 907, 908 BGB.); andern- 
falls setzt der Begriff ein sinnlich wahrnehmbares Hinflherwlrken von emem 

Gmiidstück auf das an ' i voraus. Der in solchem Fall prcwShrte Schutz ist 
aber fin z\voifarli»M*: der Itetr^tttene kann vnjn Störer Beseitipnnt' <ler l?e- 
eintrüclitimm^- und - wenn weitere 8((irun;^en zu befürchten sind - Unter- 
lassung künftiger Beeinträchtigung verlangen. Hat einmal eine Beeinträcliti- 
gang Btattgefonden, dann heefcekt also die MBglichkeit ähnlichen Schatzes 
auch in den gesetzlich nicht ansgezeiehneten ImmissionsflUlen, wie er in den 
ansgezeichtteten (§§ 907, 908 BGB.) von vornherein vorhanden ist. Es ist 
ztt prüfen, inwieweit dieser Schutz von der Eisenbahn gegenüber den Gefahren 
aus der natarlichen Verändemng einw Sache in Ansprach genommen 
werden kann. 

Eitle unzulüBsige Beeinträchtigung des Eigentumsrechts kann suwohl durch 
Handlungen als anoh dnrdi Unterlassangen begangen werden. Eine Unter- 
lassung darf für einen bestimmten Erfolg insofern als arsächllch angesehen 
werden, als die Vornahme der nnterlassenen Handlang den Erfolg hätte ver^ 

liindern können. Rechtlich erheblich wird die Unterlassan^^ linroh den Kr- 
foljr; im pjirentnmsreelit löst eine in diesem Sinne kausale Unterlassnnp die 
Wirkunjreu des i; 1004 BGB. aus, wenn eine IvechtspHicht des Störers zur 
Vermeidung des verursachten Erfulgs bestand. Eine solche Rechtspilicht be- 
steht nan allerdings nicht schlechthin bezfiglieh aller Einwirkungen anf fremde 
Grondstflclce. Wie das f^eie Gebraachsrecht, so ist aach das Abwehrrecht 
im Interesse des Gemeinseliaftslebens beschränkt. Soweit diese Gnindregel 
des § 906 BGB. aber das Abwehrreclit nicht einengt , besteht pcmllss 4; 908 
in Verhindnnjr mit ehen dem 5^ '.lOü IHJl?. für jfden Hvitfi n ilio Verpflichtnnq'. 
Einwirkuiiu^'n ir<;end\velcljer Art auf fn njiU; (ii iuulslin ke /.u unterlassen. Zu 
den hiernach unzulässigen Einwirkungen geUüreu nicht nur die in § UOü BGB. 
namentlich aufgeführten, vor allem nicht nnr solche, die Folgen künstlicher 
Veraastaltongen sind, sondern alle sianlich wahrnehmbaren Einwirknngmi 
jegliehar Art, die dos gesetzliche Mass, wie es der § 906 feststellt,* 
überschreiten, unter der letzteren Voraussetzung auch die ans den natürlichen 
Verändernngen einer Saelu si( h i rjehenden Beeintrachtigongen. D^nbarg 
gibt als Beispiel lästiiic Au^diinslun^^eii eint s Soes. 

Sowenig der Eigeutümer sein Grundstück zum Nachteil der anderen mit 
sdiftdiichen Anlagen versehen darf, sowenig ist ihm gestattet, es im Wider- 
sprach mit den Litwessen der Naehbarn verwahrlosen zn lassen. Dieser 
SehotsB muas als privatrechtlicher Ansprach anerkannt werden and kann nicht 
lediglich dem PoHzdreoht (z. B. den Feldpolizeiordnnngen, Forstfesetaen nsw.) 
überlassen bleiben. 

Gehren unbillige Furderuniren schützt das Gesetz ausreidiend. indem es 
ein gewisses Mass feststellt, bis zu dem nachbarliche Einwirkungen zu dulden 
sind nnd das YerUetangsrecht versagt, wenn die Einwirkung die Benatabar- 
keit des GmndstüdEs nicht oder nnr nnwesentlieh beeintrftchtlgt, oder aber 
durch eine Benntaangsart des NachbargrandstüclLS herbeigeführt wird, die 



298 Janzer, Schate d. Eisenbahn gegon gefährl. ZostHnde anf Nachbargrundstflcheo. 

• 

nach (Im in tliclien Yerli&ltiiiBSen bei Grandstticken dieser Lage gewölmlich ist. 
Für (las Mass der zu duldenden Iimnissionen f^iht es keine da-'jernd gültige 
Norm. Mit der Aendenintr der örtlichen Verliflltnisse , d. h. mit der Um- 
wandclung der wirf schal tlicJufn F^igenart der Nachbarschaft, kann es sich er- 
höhen oder verringern. Die Präventiun mit irgendeiner bestiumiten lie- 
nntsiingBart entscheidet danemd ebensowenig Aber dts Ums der Dnldungs- 
pllicht, wie anoh ein einzelner Eigentfimer nieht ohne weiteres dnrcli eine 
Benutznng seines (rrnndstücks , die von der Art der Nachbarn sieh vnter- 
scheidet, die Wirtschaft liclie Eigenart einer Gegend ändern kann. 

Der AbwehransjjriK Ii ans § 1(K)I ]UiV>. richtet sicli p-ejren den Störer. 
nicht gegen den Nachbareigentümer als solchen, obwuhl diesem von der 
Rechtsprechung, und zwar mit Kecht, in weitgeltendem Ma8.se die Veraut- 
wortaog für die Doldnng störender Handlungen anf seinem Grandstttcke auf- 
gebflrdet wird. So wird in den meisten Fällen, in denen es sich nm die 
Abwehr von Folgen der Verwahrlosung eines Grundstücks handelt, der Eigen- 
tilmer belangt werden können Die Verwirklichung des An»prnchs im Rechts- 
wecre fiilirt zn dem licfehl an den Stüici'. die geschchenr- Beeintriichtignne 
zu beseitigen und (soweit erforderlich) künftige Keeinti iichtiiiungen zu unter- 
lassen. Die Vollstreckung geschieht hinsichtlich des ersten Teils (in der 
Begel wenigstens) gemlss § 887 ZPO. durch Vornahme der Beseitigung auf 
Kosten des säumigen Schuldners, hinsichtlich des zweiten Teils des riditer- 
liehen Befehls durch Strafandi Imntr für den Uebertretungsfall (§ 890 ZPO.). 
Ungeachtet des Wdrtlautes de» 4; 1001 HGB, (kann auf Unter- 
lassung klagen) wird in der iiechtsiirechnng zuweilen ein unmittelbarer An- 
spruch auf die Kinrichtung von Schutzmaasrctreln iregeben. Indes fehlt dieser 
Ansicht wohl mit Recht die allgemeine Anerkennung. Im Falle gerichtlichen 
Austrage wird die Unterlassung sieh daher nur mittelbar, im Wege der Straf- 
androhung in eine positive Schntzhandlung nmsetzen lassen. Die dargestellten 
Rechtsfolgen treten ein, auch wenn den Storer ein Verschulden nicht trifft; 
tritt ein solches hinzu, so kann ausser dem Heseitigungs- und Unterlassungs- 
ansprnch noch ein Scliaden.sersatzansprnch erliuben werden (tjfj h2;5 tt. BGB.). 

Das Ergebnis dieser allgemeinen Ausführungen ist für den lieclitsscbatz 
der Eigenbahn gegen Natargefahren folgendes: 

Dadurch allehi, dass efaie Bahnlinie durch ehie O^nd gelegt wird, 
z. B. ehien Wald oder eine Einöde durchquert, an Felswänden oder Stein* 
haldcn vorbeiführt, wird der wirtschaftliche Charakter dieser Ocrtliclikeiten 
nicht verändert; möglicherweise vollzieht sich eine solche Umwandlung als 
Folge des Balinbaus. das Vorhandensein des Schienenstranges allein aber ire- 
nügt nicht. Dieser kann für manche der berührten Oertlichkeiten geradezu 
wirtschaftlich nnerheblich sein, z. B. wenn die Balm zwei Täler mittels eines 
Tunnels verbindet, oder zur üeberwindnng der zwischen den zu verbindendeii 
Funkten bestehenden Höhenunterschiede in grossen Windungen an einem Berg> 
hange hingeführt wird, ohne dass anf dieser ganzen grösstenteils nur ans tech- 
nischen fTfünden erforderlichen Entwickelungssl recke eine Benutzungsmöglichkeit 
für die AnwuhuerscLaft geboten wird. AuderseiUi schafft die Eisenbahn ao 
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gewissen Paukten oft mit einem Schlag wirtecliaftiliehe Wnndelongen — n&m- 

licii bei der Anla.ce von Bahnhöfen — die nicht nnr für ihren Betrieb die 
stÄndifje Anwesenheit einer Anzahl von Menschen an ehemals einsamen Orten 
notwendig machen, somliTn aurh einen bald frrössercn . hald kleineren refjel- 
mUssigen Verkehr anderer Leute daselbst hervorruten, ferner aber auch weitere 
Siedelnngea aller Art, de» Handels, des Gewerbes, der Ihdnstrie, nach sich 
siehen. Zwischen diesen beiden Endpunkten der wirtsehafHichen Bedeatnngs- 
losigkeit und der YoUäusserung des wirtsehaftlieben Nntzens mögen im voraus 
nicht bestimmbare Zwischenstufen liegen , für welche die Entscheidong 
schwierifrcr zu treffen sein wird, :ils für die P'ndpuTikto Für diese aber 
wird die Ent8chci<lunp dahin g^ehcn uiiissi n: die freio Strei ke der Bahn wird 
uui ihrer selbst willen von § 9Ü() BUll. nlcLt geschützt, ebensowenig der 
Bahnhof als Betriebseinrichtang, wohl aber der Bahnhof als Yerkehrs- 
mittelpunkt. Dass sowohl die freie Strecke wie der Bahnhof den Sdinta des 
§ 906 BOB. Oberau da geniessen, wo er nicht lediglich um ihretwillen, 
sondern we^en des allgemeinen Charakters der Gegend begehrt wird, bedarf 
keiner AusführuTijr. 

Soweit dieser Srhutz dos § B(il!. nicht reicht. {;ibt § 228 B(rB. der 
Eisenbahn das liecht, fremde Sachen zu beschädigen oder za zerstören, wenn 
dies zm Abwendung der von der Sache ausgehenden Gefahr notwendig ist 
und der Schaden nicht ausser Yerhftitnis zu der Gefahr steht,* eine Ersatz- 
pflicht trifft die Eisenbahn nicht, wenn sie die Gefahr nicht Torschuldet hat. 
Ist die Abwendung der drohenden Gcfalur nur dadurch mitgUch, dass zn* 
gleich andere Sachen in Mitleidenschaft '/ezojjfen werden, z. B. wenn das Fels- 
«relSnde durch eine einem anderen v't tiüri^e Wiese von der Bahn petreimt 
wird und eine Beseitigung der verwitterten Steine nur unter Beanspruchung 
dieser Wiese möglich ist, so hilft hier § 904 BGB., allerdings nnr gegen 
Ersatz des entstehenden Schadens. 

Diese rein auf dem Gesetz beruhende Rechtslage kann nun verschiedene 
Aendernngen erleiden durch rechtsgeschäftliche Be8timmnn<ren und durch 
rechtlit'h erhebliche TTandlungen anderer Art Von den zahlreirhen Mitprlich- 
keiteii rechts{resch;lftlichcr Sonderbestiraniuii>.'en über Sciiutzniassrei;elii und 
Gefahrtragung sei nur folgendes hervorgehoben: Wer von dem Eigentümer 
eines Grundstfleks ^nen Teil erworben hat, kann nieht auf Grund dieses neu 
erworbenen Rechtes von seinem Vormann und Nachbarn die Unterlassung bls^ 
her flblicher und zulftssiger Immisdonen verlaagen, es sei denn, dass der Partei- 
wille beim Vertragsschlnss auf die Ablesung dieser Befugnisse gerichtet war. 
Eine W^egweisnng für die Beurteilung dieser Absicht wird, wenn ausdrückliche 
Bestinimuntren fehlen, in der Regel die Festsotzunjr des Kanfprei-es geben. 
Ebenso ist die Lage zu. bearteilen, wenn im Wege der Enteignung ein Teil- 
grttndstlick erworben wird. 

Ist die drohende Gefahr durch den Bedrohten ▼erursaeht, ohne dasa ihn 
ein Teraehulden trifft, oder auch ohne dass die «reichliche ttuidluDg an dch 
unnlSsdg ist, so wird ein Anspruch aus §§ 906, 1004 BGB. trotzdem zu 
▼ersagen sein. 
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ß. Der ötfentlichrechtliche Schutz. 

Dip öffentliclirechtlichen Normen, die zum Schutze der EisenV'a)in is^s;en 
gefalinlrolionde Zustände auf Nachbar^undstiicken ^e^^eben sind, finden sich 
teilB in Gesetzes, teils in Verordnungen. Diese Verordnungen beraben — tod 
der EisenbahnlMHi- ond BetriebBordnug abgesehen — auf BtaakettstrafgeMtateii, 
und xwar können Ü9 eriassen werden auf Omnd des § 367^' BStGB., der 
§§ 108, 100 Bad. PStGB. Besonderen Bezug auf die Eisonbalin hat § 167 
PStOB. und die hiernach erlassene Verordnung des Bad. Handelsministeriums 
vom 23. Miirz 1872 (ahfrednukt hei Srhlusser. Bad. l'SUiB. 2. .\ull. 1H!)7 
S. 321), ferner die Eiseubabnbau- und BetriebsorduuuK (RGBl. 11)04 S. 387 flf.), 
endlich Art. 27 dos Bad. Ortsetrassengesetzes in Verbindung mit § 116 PStGB. 

Art. 27 Bad. OrtssU'assenges., auf den knrz einzugehen ist, bestimmt: 

.Bauwerke aller Art dfirfen nicht in geringerer Entfernung von der Eisenbalin 
als 7,6 m Ton der Kante des Bahnkörpers oder von der Grenze ^es Bahnhofes er- 
richtet werden. 

Bei G»l)!luden, welche BrandhckhidHnyen nder Bi-dnehnngen von brennbaren 
Stufien erhalten, oder in welchen leicht eutzündliche StoHc zubereitet oder aufbewahrt 
werden sollen, mass die Bntfernang mindestens 15 m betragen. 

In besonderen Füllen, welche kdne Gefahr für die Bisenbahn oder deren Betrieb 
besorgen lassen, können .Austiuhmen von diesen Vorschriften gestattet werden". 

Gebäude, die im Widerspruch mit dieser Bestimmung in geringerer Ent- 
fcrnnii}? ohne behördliche Erlaubnis errirhtet worden sind, können ni>tiirenfalls 
im polizeilichen Zwangsverfahren beseitigt werden. Die zur Entscluidunp;- 
über die Ausnabmcbcwilligung zuständige Behörde ist der Bezirksrat. Die 
GeueraldirektioB der Staateeisrabahnen ist sowohl in eigener Saehe, als in 
Sachen anderer Bahnen OntaehtebehSrde. Die beteiligte Eisenbahn ist Partei 
mit dem Bechte des Rekurses. Daraus folgert die herrschende Praxis, dass 
die ausnahmsweise gewlthrten Ersatzansprüche aus Art. 28 des ()rts8tra.<»enges. 
sich gegen die Eisenbahn, nicht gegen den Staatstiskus als solclien richten. 
Die Beseitigung .schon vor dem Bahnbau oder später mit behördlicher Erlaubnis 
errichteter Gebäude kann um* im Wege der Enteignung gegen volle Ent- 
Bcbädigang durchgesetst werden. 

Alle die oben genannten 5ffentttelirechtlielien Bestimmungen sind ngiefeh 
Sehntegeaelse im Sinne des § 888 BGB. ESn schnldbafter Verstoss gegen sie 
begründet Schadenser.^atznnsprüche zngunsten der Eisenbahn, und nach der 
Rechtsprechung des I'cit 1hi:< i ichts auch ein Kecht, die Beseitigung des Wider* 
rechtlich gescLaftenen Zustaiidcs zu verlaniren. 

Auf dieser privatrechtlichen Funktion des Art. 27 des Ortsstrassenges. 
beruht es, dass die badische Staatsbahn in BaufHllen, die ihr eine unmittel- 
bare Gefahr nicht za venirsachen scheinen, avf Antrag des Banherm »iweüea 
Yon dem VerluMi^ anf Einhaltung des gesetzlichen Abstandes danenid, zn« 
weilen auf Widerruf absieht, sich stets aber gegen eine nachteilige Auslegung 
ihrer Nachsicht in bezug anf die Haftung für aktive und passive Betriebs- 
gefahren schützt i sie verwahrt sich durch Vertrag gegen jede Haftung, wenn 
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infolp^e ilcr •rtössctiMi nalinnäliL- <loni (nMitiile Schaden entsteht, oder von dem 
Gebäude aus ihr ein S(iia<len zufrcfüfrt wii.l 

Als iinssprstes Sduitzmittcl pcfren (linheiulc (iffalui'n kann i; iil Uad. 
PStUB. angerut'eu werden. Dieses Kechtsutittci lal subsidiär und s«dl nicht 
angewendet werden, solange andere sn Gebote stehen; es wird insbesondere 
mit Bttdcsicht auf den weitKebenden siTilrechtlichen Schatz gemXss §§ 228, 
904 BGB. in den seltensten Fällen dazu gegriffen werden mSssM. Immeibin 
ist Pin Anwondun'^'^sfall denkbar, wnin näiiilit li ircL'oniibot- der Selbstverteidiprnng 
(»der Selbsthilfe der Jlaliiibelioi de \Videi>.tainl i:- 1» i-ri f winl. /ii desson Ureehung 
sie polizeiliche riiterstüf /iinyr anziiriilVn ;^eniiti;:rl wird. 1 »ie i'iir die Ptilizei 
entstandenen besonderen Küsten sind, nnbescliadet der liefugnis der er- 
kennenden Polixeibebörde, den Gesamtbetrag der Kosten dem Betriebenen 
anfenerlegen, jedenfalls endgültig von dem widerspenstigen Naclibam zn tragen, 
während die Kosten der Gefahrbeseitigong demjeiügen snr Last fallen, der 
bierzQ zivilrechtlicb verpflichtet ist; wer dies ist, kann ans den unter A 
gegebenen Ausführnntren entnommen werden; er kann, wenn iremiiss dem 
Polizeibeteiii dt r iJetiiebene für ihn be/.aiilt liat, nach den Grundsätzen über 
ungerechtfertigte Uereiclierung belangt werden. 



1 
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Dio Fnielitl'urdri'iiim: d(>r Kisciibiiliii im I/ichtc dos Bttrgerliehen 
Ocsctzbiu'lios für dsis DoiitsirUe lU^ieh. 

Voll Or. Wilhelm Boethke. 
Kaiumergerichtsrat in Berlin. 

Es ist anerkanntes Becht, dass der Bisenbahn-Fraclitvertraic zn den 

Werkvertr.1p:en im Sinne des F!(iH. fiji} 631—650) i;eh6rt*), nnd dass des- 
lialb anf ihn die r>!'stinniinTT_''»»n di-s ]U\\\. anzuwenden sind. rowimI iiirhf das 
ll(il>.. die Kisi iiliX t i k< ). und das hitl eh. iilicr den Kisenhahn-Fraoiit verkehr 
vom 14. Uktober IHüU'j abweiciiendc Vorschrilten enthalte^. Die Anwendung 
dieses Omndsatzes bietet aber Schwierigkeiten « weil der Eisenbalm-Fraclit- 
vertrag dorch die genannten Sondei^esetze seiner Eigenart entsprechend in 
vielen Beziehnngen eigentttmlich geregelt ist. 

Die Fracbtforderang Isl ein zi\ ilrr ( iidiclier Anspruch, der in (iiK in Al>- 
IiUii!riü:keitsvorh;iltnisso zu der liii:eiilii>(uiii' sieht, die d*r Kisi'iilialiii nlilirut. 
Denn der Fracht \ ( rtra;i' trehört wie der W't rkv« i tratr zn den eire n se i t i g e n 
(synallagmatischen) Vertrügen. Die Fracht ferderung wird fällig, wenn 
die Eisenbahn die Beförderung bewirkt bat und das Gut abliefert. Die Be- 
förderung ist Vorleistung, die Abliefemng hat Zug um Zug gegen Bezahlung 
der Fraeht zu erfolgen. Wenn dies noch nicht ans § 641 des BGB. hervor^ 
ginge, so würde es durch § 440 des HGB. , § 66 der EisenbVerkO. nnd 
Art. 16. des Intl'eh. (iesftz troword»'H sein. Pelhstverst?lndlieh ist es. dass 
der Aliscii'ii'r 'i die Fraeht aucii .schon vm' Ahliofernnfr des Gutes bezahlen 
kann i^iiCiB. 271). Der Ei.senbahn i.st es .sogar ausdrücklich zur Pflicht ge< 
macht, beliebige Teile der Fracht im voraus anzunehmen (Allg. Znsatzbest. 
zur EisenbYerkO. § 61 IV}. Andererseits kann ffir gewisse Güter Voraua- 
zahlnng oder Sicberstellnng der Fracht verlangt werden (EisenbVerkO. § 61, 

<) Eger, EisenbVerkO. §54 Amn. 234; Staub, HOB. §42» Anm. 1; RGEntsch. 

Bd. 62 S. 119 

I>as Iiiti rri:itioiiale Frachtrecht ist ebenfalls nach der Gesetzgebung der cio» 
zelnen Liiiider zu ergänzen. 

*) Das Wort , Absender' ist nscbstebend auch dann gebraaeht, wenn es sidi an 

die VerfäL'iinuslM'rcclitij^unn hanili 'i ilic ircjirlM iicufiills einem andern als dem Absender 
«Hstcht iHMV \:v\ -1!."), Kisi iib\ trkt). !< <i4, Intl t-b .\rt lö : Absender, Inhaber 
des Fracht briefduplikuts uder Aufnabnicschcins, Empfäuger;. 
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IntUeb. Art. 10). Mag aber die Fracht voraiugezahlt ve^en oder nicbt, 
die Natur des FrAclitvertrages als eines gegeiueit%eii ändert sich ideht. 
Wird das Ont Bldit an dmi Entpfibiger al^reliefert, so ist die Fracbt- 

fnrdatin? an und für deb siebt Hilliir, nnd etwa Rchon gezahlte Fracht 
nach den Kepreln von der nneeroclitft'rtitrtcn IJcrciclicning anrflckaiusahlen 
(condictio caasa data, cansa ntiu secuta HUB 5; 812) 

Dieser aus der Natur des Vertrages iicrgeleitete Grundsatz erleidet aber 
teils durch das BOB. selbst, teils durch die ffir den Fraehtvertrag bestehende 
Sondergesetitgebnng vielfache Ab&ndernngen. 

Wenn ein Frachtvertrag nicht ordnangsmlssig anageffthrt wird, so kann 
dies auf versehledenen Umstünden bernlien. .TenacIiLnjreder8achekannslchderIn> 
halt der gegenseitif^en VerpHiclitunf^en dnich die rntcrlassnn'r dtT ord- 
nnnprsmftssiffen Ausfiihrnnp: ilndern. Kiiie AniiUriui^r kann eiiitietMi im Kalle 
der Unmöglichkeit der Erfüllung, im Falle des V erzuges und in dem damit gleich- 
stehenden Falle positiver Vertragsverletzung. Liegt keiner dieser Fftlle vor, so be- 
stehen die gegenseitigen Verpflichtungen nnverftndert fort Der Glftubiger hat 
dann nur das Recht auf Erfüllung nnd kann dieses Recht entweder durch Klage 
oder durch Einrede erzwuiLTii Naeli Abschluss eines Eisenbahn - Fracht- 
vertrajres kann daher der Abs» tuh r Miif iJerürdcrunc des (iutes nnd auf Ab- 
liet'eriintr und die Kisenbalm auf Zuhliin?: der Kracht klatren. Soweit die 
Eisenbahn vorlei8tiings|diiclitig ist, kann »ie selbstverstiuidlirli ausser im Fall© 
des §322 Abs. 2 BGB. nicht klagen, aach die Einrede aus § 320 nicht erheben. 

Diese Sätse gelten jedoch für das Frachtgeschäft nicht allgemein, sie 
üaä durch verschiedene Vorschriften wesentlich abgeschwKcht. Die Eisen- 
bahn kann sich allerdings ihrer durch den Frachtvertrag begründeten Ver- 
ptlidifnnir — abgesehen von den Füllen der tatsiichlichen oder gesetzlichen 
Unniit^^lidikeit - niclit entzielion. Dies beruht darauf, dass sie dem Be- 
fürderungszwange unterliegt und deshalb nicht eiumal den Abschluss des 
Frachtvertrages, geschweige denn die Ausftthrmig eines bereits geschlossenen 
Ftrachtvertrages willkttrlich ablehnen darf (BGB. § 458, EisenbVerkO. § 49, 
IntUeb. Art 5). Aus ihrer Verpflichtung, jederzeit anr Beförderung bereit 
2U sein, ergibt sich, dass sie selbst durch Vertragsverletzung des Absenders 
(Verzug, positive Vertrnt'sverletzung) der A'ertraL'serfüllnnir nicht enthoben 
wird. l>cr Klaire des Absenders auf BefJirderuni: kann sie nicht durch Ver- 
neinung ihrer lielörderungsprticht, sondern nur durch eine autscliiebende Ein- 
rede begegnen (HGB. §§ 458 Abs. 2, EisenbVerkO. § 55, 56S 61^ Bern. 
Fraeht-Üeb. Art. 6 Abs. 2, 12 Abs. 2). 

Anders beim Absender. Diesem steht in weitem Masse das Recht zu, 
den Verbrag wiUkttrlich an indem. Grundlegend in dieser Besiehoi« ist 

'j Das BGB. folgt deiu gemeinen Recht, wonach joder Anspruch unbedingt durch 
den andern und selbständig ist. Er spricht dem aadeni Teile nur ein Qegenreoht su, 
das er durch echte Einrede geltend machen kann — anders wie im preussischen Beohte 

— exceptio non adimpleti contractiis BiiR. §820. Hieranf niher elnsugehen, ent- 
spricht nicbt den Zwecken dieses Aufsatzes. 
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§ 649 des BGB. Hiernach ist der Besteller eines Werkes berechtigt, den 
VerCra^r l>i^ zur Vollt ihIuhi,' des Wcikfs zu kündifjou, d. h, mit Wirkung- ez 
nunc aufzululifn. in ilic-^rm Falle hat der lie^toller die vereinbarte Ver- 
pütunjr /u entrifiiten, dnrli niuss sich der I iitcinehiiiei' da>jeni<ie .'inrechnen 
lassen, was er iulol^e der Aufiiebunir des Nertrajjes an Aulweudungen er- 
spart oder durch anderweite Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu 
erwerben böswillig nnterlässt Dieser Orundsatz beherrscht anch das Eisen- 
bahn-Frachtrecht, jedoch mit wesentlichen Aendemngen. Das dnrch RGB. 
§ 43:^. EisenbVerkO. § 64, IntUeb. Art. l'i aus^'ebildete Verf ütruntrsr.- . ht 
des Alisendcrs <x\ht diesem weiljjelieudii BcfaLmissc. Der Absender kann 
Haeh JJi'lirliin «liii I5ef<irderun;;s\vt'tc und ilas Ziel iimlern, auch die Unter- 
laHüung di-r Aii.seudung und diu Kücküendong des Uute.s verlangen. Diese 
Reclite fliessen aus dem in § 649 des BGB. featgesetEtttii Kflndlgungsrecbte, 
sie gehen aber noch weiter, weil der Befördemngszwaog, dem die Eisenbahn 
unterliegt, dazu fiihrt, dass nach der Eftndignng des Vertrages das Gut anf 
Verlang:en nach einem anderen Orte brfihdert werden ninss als dem, WO es 
sich Jsnv Zeit der Kiindipfunü: befninl. IMc KündiLnmir allein würde nur zur 
Folfre halten, dass das Gut da verbleibt, wn ts si<ii ueiadc befindet. Das 
Vertiigungsreeht de.s Absenders cnthillt also in der Hegel zwei Destandteile : 
Der ursprüngliche Vertrag wird aufgehoben, und ein nener Frachtvertrag wird 
geschlossen. Wäre § 649 BGB*, allein massgebend, so wttrde die orsprfing- 
lidie Fraditforderong der Eisenbahn trots der Kfindignng bestehen bleiben, 
nnd der Absender würde nur gewisse AbzUge machen können. Die EisenbVerkO. 
(«5 64*)'). tbenso wie das Intl'eb. (Art. lö**) weicht von diesem (irnndsatze 
nicht trlitiilich ab. Wenn durch die Alltr. Zusatzbtst. zur EisenbVerkt). 
§ ()4ill und die Allg, Abf.-Vui-schr. § 4ti Abs. 12 und 13 vorgeschrieben ist, 
dass die nrsprünglicli vereinbarte Frabht nur bis zur H5he der tatdlcfaUchen 
Leistung zu erheben ist und die Fracht für die Beststrecice wegftllt, so bo- 
mbt das nnr auf besonderer Kulanz der Eisenbahn, wie Eger mit Bedit 
darlegt. 

Dass auch dnrch Vereinbarunt^ der Eisenbahn mit «lern Absender jeder- 
zeit eine Ab-iinh rung des Fraclitvertrages erfolgen kann, bedarf keiner be- 
sonderen IJervorhebuug. 

Der ui sprünglich geschlossene oder durch das Verfugungsrecht des Ab- 
senders beeinflnsste odor dnrch gegenseitige Uebereinkunft abgeänderte Ver- 
trag erhält einen anderen Inlialt, wenn seine ErfBUang ganz oder teilweise 
unmJ'uli' Ii wird. Dass die Verpflichtniig des Absenders unmöglich wird, ist 
nicht ilcnkbar. .Seine Eeistungen bestehen nnr darin, dass er die Fracht 
(eiiisi iilicbslich ^Nebenkosten) zahlt. Dciin L^ewühnlichen Frachtvcrtrajre k(imrat 
noch die Pflicht liinzu, das iiut dem FraehtlUhrer zur Beförderung zu über- 
geben. Ein Eisenbahn-Frachtvertrag ist aber erst geschlossen, wenn das Gut 
mit dem Frachtbriefe zur Beförderung angenommen ist (EisenbVerlcO. § 64*, 
Intüeb. Art 8). Ist der Absender wegen Vermögenslosigkeit ansserstande, 

') Kger, KisenbVcrkU. § ü4 Aum. HHo; 8tuub, litJli. §4:« Anui. 
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die Fracht zn liesalilen, so wird er i^leicliwohl von der LeiBtungspfliclit nicbt 
befreit. Sein Unvermögen hat nur die tatsftcbtiche Uneinziehbarlceit der 

Forderunfr znr Folpe (vjil. BGB. §§ 276, 279). 

Es hiciht also nnv der Fall zn orörtcrn, dass die rSefördernnc nnd 
A bl iet'erunüT uiiiiii'iilioli wird. Zmuiclist soll \ »\\ der datit- i ndcn rniiiiip-- 
lichkeit die Kede sein. Dieser Fall ist hanptrjiiclilicli dann ^rejjrcben , wenn 
das GNit yemichtet wird oder sonst abtianden Itommt. Es sind Jedoch auch 
andere Fftlle denkbar, z. B. wenn die Eisenbahn xerst^rt wird, oder wenn 
Speataibefördernngsnuttel aufhören zn bestehen. Doch kann von solchen 
seltenen Fällen hier abgesehen werden. Die Eiscnbahn-Sondprtre.setzjfebunfi: 
behandelt zwar den Yr-rlnst des Frai-htjrnt.s sehr ausfiilirlirli . doch schwciirt 
sio last iran/. von der l.'t iit hinf; des Fiaihtanspruches in dioM in Kalle Ks .sind 
deshalb im weitesten iMus.se die Vorschriften des BCüB. anzuwenden '). Diese 
Vorschriften finden sich in den ^ 323-^325, 327, 646. Hier ist nicht nar 
der Fall der voUstündigen Unmöglichkeit behandelt, sondern anch der Fall, 
dass die Erf&Unn^ teilweise mUglich bleibt. Letzterer Fall nicht 
schon dann vor, wenn nar eine qualitativ manfrelhafte Erfüllung erfcdjren 
kann, sondern nur dann, wenn quantitativ relilerlosp Leisfnntr nniii;«L'lirh 
ist. Die Erfülliinu: des I<'ra(litvertra^'-es ist alsi* iiidit schon dann teilweise 
onmöglich, wenn das (Jut beschädigt wird, sondern erst dann, wenn eine 
, Hinderung* des Gates stattgefunden hat'). 

§ 323 Abs. 1 des BOB. lautet: 

,Wird die aus einem gegenseitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 

Leistung unmöglich, den weder er noch der andere Teil zn vertreten hat, so 
verliert er den Ans]irneli auf die Gegenleistung; bei teilweiser UnmöglictUceit 
mindert sich die ( iej^enleistung nach 472, 473"'. 

Geht also das Frachtgut unter, ohne dass ein Verschulden der Eisenbahn 
oder des Absenders nacligewiesen wird (casus), so verliert die Eisenbahn den 
Ansprach anf die Fracht, selbst wenn die Beförderung schon grösstenteils 
bewirkt ist. Ja, der Frachtansprnch Iftllt selbst dann weg, wenn das Fracht- 
gnt schon am Bestimmungsorte angekommen, die Ablieferung abei' noch nicht 
erf'dgt ist. Wenn alier der Absender zur Zeit des Unterganges des Fraclit- 
gntes im Annalimevcrzuge ist (lUiB. §i> 21)3 tV.I. bleibt tiotz des Unterganges 
der Fraclitausyruch bestehen (BGli. ^ 324 Abs. 2). Geht /.. V>. das Gut da- 
dnrch verloren, dass ein an der Bahn gelegenes Hans in Brand geitt und 
dnrch den Funkenflug das Gnt verbrennt, so hat der Absender keine Fracht 
7M bezahlen, wenn anch der Absender in diesem Falle keinen Ans])ruch anf 
Ersatz wegen des Verlustes gegen die Eisenbahn hat l'eberhaupt ist die 
Frage, ob ilie Eisenbahn ersat/ptliilitig ist, luiabhiinL'-itr davon, ob sie 
Fracht beanspniclien kann. Hattet ilie Kisenbalm nb lit für den X'erliist , so 
kann sie gleichwuiil des Anspruches uui Fracht verlustig gehen, su im Falle 

>) Egcr. Eiseid)VerkO. §05 Anm. 33(5; Staub. IKiB. §428 .Anm 7 
*) Vl'I. IKiF.. S 4.'»«. Ki^^tiib ihnVerkO. g 7ö, IntUcb. Art. 20 und die von den 
Kommentaren gegebenen Kriüuterangen. 
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der höheren Gewalt'). Dies ist kein nnbilli^es Ei^hnis, da der Schaden 
gewiSBerpiasspii anf beide Teile gewälzt wird. Unhillis: erscheint jednrh das 
Ergebnis . wenn andere Fälle vorliegen, in denen die Haftpflicht der Ki.sen- 
bahn aus^eschlussen ist, ro wenn der Sdiaden durch eine von der Eisenbahn 
nicht verschuldete Anweisong des Verf ugangshereeh^^ltti ^) (ohne dessen Ver- 
uhnlden) venursacht bt, wenn das Got in einem offenen Wagen hefSrdert Ist 
und der Schaden aas der mit dieser BefQrderangsart ▼erbnndenen Gefahr 
entstanden ist') und in anderen lallen der § 459 des HCfB. : Es ist nicht 
angiinfri«', im Woiro der Auslegnnfr anzunehmen , dass nach dem Sinne der 
KisenV»alin-Si>nderge^etzu;eljuntf in sidehen Fallen der Fraelitansprueh bestehen 
bleiben mns&. £s iät aber der § 045 des liCrU. heraazuziehen. Dieser lautet: 

.Ist das Werk vor der Ahnahme infolge eines Ibngels des von dem 
Besteller gelieferten Stoffes oder infolge einer von dem Besteller fBr die 
Ansf&lumng erteilten Anweisung nnteigegaagen, verschlechtert oder nnans- 
ftthrbar geworden, ohne dass ein Umstand mitgewirkt hat, den der l'nternehmer 
an vertreten hat. so kann der rnternehiner einen der «.n leisteten Arbeit ent- 
sprechenden Teil der Yergütunc und Krsatz der in der V^eiirütiinir nicht in- 
begrittcnen Auslagen verlangen. Da.s Gleiche gilt, wenn der Vertrag in 
Gemftssheit des § 643 aufgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftung des Bestellers wegen Verschuldens bleibt 
unberOhrt". 

Dieser Paragraph ist nach seinem strengen Wiirtlaiite anf den Fracht- 
vertratr nicht anwendliar; denn der Frachtvertrag hat nicht die Herstellung 
eines körperlichen (Tcgcnstandcs , zu dem ein Stoff zn verwenden ist . zum 
Zwecke. Das Frachtgut ist nicht der ,Stut}^, der zur Herbeiführuug des 
mit dem Vwtnige besweckten Erfolges dient"). 

Aber das Ziel der Bestimmung — Begünstigung der werktStigen Stfnde 
— rechtfertigt eine aasdehnende Auslegung. Im weiteren Sinne ist das 
Fracht^jnt insofern Stoff der Hefürdernngslcistnng , als oline das Gut eine 
Heförderung nicht denkbar ist. DemgeniRss liat die Kisenbahn stets dann 
einen Anspruch auf einen ihrer Lei.stung entsprei lienden Teil der Fracht, 
weuu der Untergaug nur durch eiuen Mangel des Guts uder durch eine An- 
weisung des Bestellers herbeigeführt worden ist. Dabd werden die B^;riffe 
.Ifangel'' und ^Anweisung* nicht au eng zu fassen sein. 

Betrachtet man naeh diesen Gesichti^unkten die beieichneten Pille im 
einzelnen, so ergibt sich folgendes: 

a» Ist der Schaden durch eine Anweisung des Absenders ohne Ver- 
schulden eines von beiden Teilen entstanden, so bleibt der Frachtansprucb der 
Eisenbahn bestehen. 



>) HOB. § 4d6, BisenbVerkO. g 75, IntUeb. Art SO. 

») HOB. §459. EisenbVerkO. 77. Intl'.b. Art. 31. 

*) Wie gross die Schwierigkeiten .sind, die si< h aus der Anwendung der über den 
Werkvertrag bestehenden Vorscliriften auf den i'raclitvertrug ergeben, geht aus der 
Entsch. d. RG. Bd. 66 S. 14 hervor. 
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b) Hat iler A1i>onilf'r die Anweisunfr trofrcben . «las (Tut in oinciii oft'cneii 
AVagfeii zn beförilern, st» braticlit di r rntery^aiif.' iiidit auf seinem Ver>rliulden 
zu beruhen, wenn er aus einer mit dieser Befördernnirsart verbundenen Cie- 
falir entsteht. Es i»t 80gar üblich, eine grusse Anzahl von (.iiiterarteD uffen 
xn TeTBenden, obwohl Qefabren, z. B. Brand, entotehen könneiL Immerliin 
beruht diese BefOrdenmgBart auf einer Anweismig des Absenders, and deshalb 
hat die Eisenbahn einen Frachtansprudi , wenn sie fÖr den Verlust nach 
§ 409 nicht haftet. Muss das (iiit nacli dt n Hestiniiuunjren des Tarif» (»tten 
befordert werden, so ist der Sacliverlialt anders, weil dann keine .\iiweisune: 
des Absenders vorliei^t. In diesem Falle }reht der Fraehtanspruch der Eisen- 
bahn also verloren, selbst wenn sie für den Verlust des Gates nicht haftet. 
Wird z. B. ein mit HObeln gefüllter Möbelwagen, wie es vorgeschrieben ist, 
in einem offenen Wagen befördert nnd gerät er durch Fnnkenflng ohne Schuld 
der T'.alin oder des Ali>enders in T>rand, weil die Funken durch Oeffnungen 
des Wajrens in das Innt're dritiiren k<inntpn, so hat die Eisenbahn zwar den 
Verin.st der Midiel nii lit zu ersetzen, ^ie vrilirrt abevk üiren Frachtaosproch 
uml muss die bereit^i bezahlte Fracht zurii( k/ahlen 

c) Haftet die Eisenbahn nicht für Verlast, der ans einem Mangel an 
Verpackung entsteht, so steht ihr die Frachtforderang schon deshalb sn, 
weil der Absender den Mangel der Verpackung an vertreten hat. 

d) Anders verhält es sich, wenn dt r Verlust die Folpre des Selb st - 
verladens ist Hier kann von einer .Anweisung" des Absenders nicht die 
Eede sein. Füllt also ilen» .\b^.ender kein Verschulden zur La.st, so hat die 
Eisenbahn keinen Anspruch auf Fraciit, wenn das tiut verloren geht. 

e) Entsteht der Verlust infolge der eigentümlichen Beschaffenheit 
des Gutes, so ist der Anspruch auf Teilfracht au bejalien, weil hier ein 
„Uangel** des .Stoffes* vorliegt. Handelt es sich um einen Verlust von 
normaler (irösse. so hat die Eisenbahn die Fracht schon deshalb zn verlangen, 
weil dies bei Abx lihiss des Frachtvertrages vorauszusehen war. Uebersteigt 
der Verlust das normale .Mass . so war eben das Gut nit bt von normaler 
lleschaöenheit, war alsO mangelliaft im Sinne, des § (ilö IUtB. 

I) Bei Beförderung von Tieren wird ähnlich zu urteilen sein. Hat ein 
Tier solche Eigenschaften, dass die fSr Tiere gleicher Art ttblichen ESn- 
richtungen sich nicht als ausreichend erweisen, so leidet es ebenfalls an 
einem Mangel, der unter § 645 füllt 

g) Entsteht ein Verlust ans einer (itt'alir. deicn .\bwendung durch Bei- 
gebung eines T5egleiters bezweckt wird, so wiid man oft au<h annehmen 
können , dass ein Mangel des Gutes vorlag und danach der Eisenbahn die 
Fracht zusprechen können. 

Man sieht hieraus, dass fnr die FftUe des § 459 HOB. eine einheitliche 
Entscheidung nicht möglich ist und dass zahlreiehe Zweifel entstehen können. 
Es ist deshalb eine allgemeine Bestimmung des Inhalts erwünscht, dass die 
Eisenbahn stets dann Ansprach auf Teiif rächt hat, wenn sie nicht für den 



*) So hat das KO. 12. Zivils, kllrslich entsehieden. 
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Verlust des Ontes haftet. Eine solche Bestlmmang könnte durch die 

EäsenbVerkO. getroffen werden, da § 471 des HGB. nicht im Wocre steht. 

Wir t'ross <1io TpillVaclif ist. iimf<< ehonfalls ans § Gl'i BUH. ent- 
iiniiimon wr-nlpn. l'nter dein „<lor ;:flcist)'tt'n Arbeit tiitsprechenden Teile 
der Verfjütunt?'' verstellt das Gtsetz oüenbar die Vergrütung, die erwachsen 
würde, wenn von Tomherein eine grössere Leistung nicht ▼erembnrt gewesen 
wttre. Beim Eisenhahn-Fracbtvertrage kann» wenn reine Kilometer-Tarife be- 
stehen, ein Zweifel niclit gnt anfkommen. Wenn Zonentarife« Differoitial- 
tarife n. dgl. in ßetradlt kennen, so ist niclit die mathematisclie Methode 
anzuweiidoii , ««indoni es ist zu berechnen, wie viel Ki aclii entstanden wäre, 
wenn nur llt-tilitUiiuiL;- Iiis zum Orte d<'s Verlustes vereinbart worden wäre. 
Dies stimmt mit den erörterten Bestimmungen über das Vertugungsrecht des 
Absenders flberein. 

Findet niclit ein gftnzlidter Verlast, sondern nur eine Mlndernng des 
Frachtgnts statt, verbrennt z. B. nnr ein Teil des Gvtes, so mindert sich die 
Fracht natb Masßgabe der §§ 472, 473 HGB. Es ist hier also im Gegen- 
satze zn der vorherigen Hereohnuntrsart die inafhenintiselie Methode anjsn- 
wenden, Wai- die Fr;u lit für das ;ranze (lUt nnd dir« von iliiu tatsiiolilich dnrch- 
lauleue Strecke z. Ii. aiit 120 M. berechnet und hat sich das Gewicht des 
Gutes durch den Teil- Verlast nm '/s vermindert, so betrügt die Fracht 
120 — 48 » 72 If . Ausser Betradit zu lassen sind hierbei die Bestimmungen, 
nach denen die Fracht bei hSherem Gewicht verhftltnismftssig geringer Ist 
und nacli denen die man{2:elhafte Ansnntanng des Wagens eine Fraeht- 
verniindernntr nirht znr Fok'e bat. 

.Abs. 2 lies § 32<S iUil'.. entliiili unter Verweisuntr auf § 281 einen Fall, 
der beim Eisenhahn- I rat iitvertrag; kaum vorkommen kann. Er wäre z. B. 
möglich, wenn die Eisenbahn das beförderte Gut gegen Sehaden yersieherte. 
Da derartiges jedoch nicht fiblich ist, so erttbrigt sich eine genauere ErSrtemng 
hierflber. (.Schloss folgt in n&chsten Heft.) 
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1«. 

Die reehtliclie Behandlung der Automobile. 

Von Dp. Ernst Guyer, 

Rechtsanwalt in Zürich. 

Das Automobil findet in der Jnriston^v('lt immtT grössero Reachtnnp. Es 
wird erkannt, rlass das Antomobil nirlit mir den Vt^kehr stark beeiuflnsst, 
sondern es wächst auch zugleich die Erkt uiiiiiis, duss difse tatsüchlicljen Ver- 
ftnderangen des Verkehrs eine grosse Bedeutung für das bestehende Verkehrs- 
reclit haben mttssen. 

Sobald die Automobile den Beweis geliefert hatten , dass sie zu Sport- 
zwecken und im praktischen Leben zur Ausfiilirnnu aller Arten von Transporten 
taugten und diese Dienste besser als ilic bisln-iiuen Wbikel ert'iilleii konnten, 
griff die Industrie diesen neuen Zwei^' eitrig auf und arbeitete mit aller Krat't 
daran, densellit n zum Dliilien zu bringen. 

Die Folge war eine bedeutende Vermehrung der Automobile, und es 
wurde dadurch der Einflnss dieses neuen Transportmittels auf den Verlcehr 
immer intensiver. 

Die erste Wirkung der Automobile anf den Verkehr war nun nicht in 
allen Teilen eine günstige. I)ie verwendeten Wagen Tussen in ihrer terh- 
nischen Beschart'enheit hüntig viel zu wiinsrlion übrig. Das Publikum war 
mit den Besonderheiten dieses neuen Verkeiirsmittels noch unvertraut. Auch 
wnrde die Erfahrung gemacht, dass die Zugtiere dasyelbe fürchteten. 

DasEU kam eine Öfters unbesonnene Anwendung dieser neuen Wagen« an 
denen, besonders im Vergleich zu den Tiergespannen, die Schnelligkeit aufflel. 

Alle diese und andere ümstfinde führten eine L'nsicherh* it im Verkehre 
lierht'i , die sich |»roiM.rtl(iiial zu der Zunahme der in (Tebraucli gesetzten 
Autniiioliilf striirt'it«' Ilic und da gab rnfiillp. babl waren es Passanten, 
die verletzt wurden, liakl gab es Sachbeschädigungen, oft auch berichteten 
die Zeitungen von schweren Unfällen, denen die Antomobilführer und ihre 
Insassen selber zum Opfer gefallen waren. 

Alles das war dazu angetan, den Eindruck zu wecken und zu vertiefen, 
das Antomobil bringe eine bisher nicht vorhandene rnsicherheit in den Verkehr; 
auch zeigte dies alles <\cm Zusrhauer jene Eiirenscliaft< n des Automobiles, die 
es bei nicht sehr aufmerksamer üedienang als ein ii;eführlicbes Vehikel er- 
sclieiuen liehsen. 

1. Diese ungfinsUgen Eigenschaften veranlassten fast in allen Ländera 
die Regierangen und gesetzgebenden Behörden, Mittel zu suchen, welche die 
gescliaffene Unsicherheit im Verkehr nach Möglichkeit beseitigen sollten. Das 
Mittel sah man anfXnglich allein in dem Erlass von Polizei- und strafrecht- 
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liclien Satzunireii, dit- den Ot hrancli der Antomobile zwar znliesgea, die aber 
die Art seines Gebrauchs dnrcli irceisiiet ersohcincnde Massre<reln modifizierten 
nnd oft den Gebrauoli selbst einsoliriinkteTi. Seltener, sind die staatlicben 
Nonnen, welcbe die Verwendung der Autuuiobile ganz verboten. Einzelne 
Oebirgskantone in der Schweiz stellten si^ allerdingB anf diesen Standpunkt; 
es mochte auch dieses Mittel unter Bflcladchtnahme aaf die dort vorhandenen 
nnd besonderen StrassenverhttltniBse anftaglich als die allein geeignete Mass- 
nahme erscheinen. Immerbin herrachte im allgemeinen docb die Meinung ob. 
dass ein .striktes Verbot, weil zn radikal und dahci- inirichtitr, nicht am Platze 
sei. E.s verscbwanden denn auch in neuoi i i Zeit einzelne dieser Verbote, 80 
dass bente nur noch eines derselben {ira Kanton Graabünden^ existiert. 

Der Inhalt dieser polizeireclitlichen Normen w«r in den verschiedenen 
Lftndem nnd Landteilen ganz verschieden. Einige Gnindgedanlcen waren zwar 
in allen vertreten, z. B. enthielten die meisten Verordnungen Vorschriften über 
die znlässiL'^p Geschwindigkeit, Uber die als notwendig erachteten FShigkeiten 
der Autoniobilfiiluer , über die Be.-^cliaft'enlieit der Automobile selbst etc. Im 
übrigen aber waren diese Vorschriften unter sich sehr verschiedenen luhaircs. 

Diese bunte Vielgestaltigkeit der polizei- und htrafrechtlicben Normen 
erwies sich jedoch auch für den Aatoroobüvericeiir bemmend, nnd zwar unnötig 
stark hemmend. Denn das Automobil war ohne Zwdfel dasu geschaffen und 
fähig, grosse Banmstrecken innerhalb verldltnismlasig kurzer Zeit zurück- 
zulegen: die Automobilfahrer durebfuhren die Länder, passierten da nnd dort 
die l.andesgrenzen. Per Automobilist empfand es als l^uitlerei und Vernunft- 
losigkeit, in jedem noch so kleinen l^andesteil immer wieder anderen l'olizei- 
bestimmungen, und zwar stets solcben neuen Inhaltes unterworfen zu sein. 

Die vielen verschiedenen Polizeiverordunngen encMenen daher als an- 
praktisch und veranlassten die Behördoi, zum grfissten Teil anf den besonders 
geftusserten Wunsch der Automobilfahrer, für die einzelnen Lttnder einheit- 
lichere Polizeinormen einznftibren. 

2. Xoben der Frage, wie die Verkehrssicherheit am besten zu wahren 
.sei. entstanden aber noch andere Fragen, die der ersteren an Bedeutung 
nicht nachstanden. • 

Die Scliiidigungen dritter Personen an ihrer Oesundbeit, an Ihrem Leben 
und an ihrem Gute und die Tatsache, dass nicht jeder Gesehftdigte zu seinem 
Rechte nnd zum Ersatz des ihm entstandenen Sehadens gelangte nnd gelangen 
konnte, Hessen z. B. die Frage auftauchen, welcher Art die gesetzliche 
Haftnntr der Automoldlhalter für den durch ihren Wagen an der Gesundheit 
und am (iute Ihitter eiitst;indenen Schaden sein sidl. Für die Gegenwart 
beurteilte «ich die Haftung nach gemeinen (djligationenrechtlichen Gesetzes- 
bestimmnngen. Die Erfahrung zeigte, wie erwSImt, dass diese Art der Haftong 
nicht ausreichen konnte. Denn diese Haftong ist nur geschaffen fSr die 
Scbftdignngen, die im gewöhnlichen Leben zutage treten. Beim Antoaiobil 
handelte es sieh aber offenbar um neue, von den gewöhnlichen und alltSglidien 
abweichen<le Verhältnisse, und für diese konnten die gemeinen Haftungsnormen 
nicht mehr genügen. 
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Also war eine Aendernng; dt i llnffiinc notwendig, aber wie sollto dicsclhe 
bescüatTen sein? Man sali sich um nach anderen Transportiuitteln, zu denen 
die Automobile In Yergleteh gesetit werden konnten. Dtzn eignete deh die 
Eitenbabn am besten. Dann wurde anf die spezielle Art der Haftung dieser 
Unternehmongen anfmerksam gemadit, nnd es wurden Stimmen laut, die sagten, 
dass diese Art der Haftung, die sog. gresetzliche Hat'tpilicht sich aucli für 
die Automobile eignen würde, immerliin unter Anpassung derselben an die 
Besonderheiten des Aiitoninbiles. 

Diese iiattungsfrage it>t beat<: besonders uniatritten, nnd sie wird noch 
einige Zeit den G^enstand heftiger Kontroversen bilden. 

Die Automobilisten bestritten hartnäckig die Notwendigkeit einer Ver- 
scbftrfung der Haftnnp:. Sie beban])teten, die gemeinrechtliche Haftung genflge 
auch für die neuen Verbaltnisse vollkommen. 

T)eniire<renüber verlanfTte die (>))positinn strikte die Eint'iilirniifr der ei{2:ent- 
iicheii Hultpilicht. der llattiiiiii ex leire, wie sie in einzelnen Lilndern beispiels- 
weise für die Eiäenbiilinen statuiert ist. 

Auch wurden VermittlungsvorscIilUge gemacht. Es wurde z. B. vor^ 
gescbU^n, die Haftung der Tierhalter auch für die Automobilhalter au 
statuieren, womit sieh die Automobilistenwelt ev., d. Ii. für den Fall, dass 
eine Versrliilrfnng der Haftuni; doi h für notwendig: gehalten würde, ein- 
verstanden erklJlrte. Doch wurde ire'^v.n diesen Vorsehlag einfrewendet, diese 
besonders ausgestaltete Haftung der Tierhalter vi^iw sich nicht für die Auto- 
niubUej denn sie sei entstanden aus der Erkenntnis, dass da.s Tier, \Nenu audL 
keinen Willen, so doch eigenes Leben hal>e und so wegen seiner l^ematur 
selbsttfttig, auch gegen den Willen des Herrn, schädigen kOnne; alles dieses 
treffe ffir das Autoinubil. diesen toten Mechanismus, nicht zu. und daher kSnne 
die Haftung für Tiersihaden nielit anrli tnr .Xutomobile statuiert werden. 

Der Kampf l'iir und ueaeii die llat'tptliclit wurde heiss gekämpft und ist 
noeli nicht zum .\bsrliliiss gekommen. Noch kein Staat hat das Problem ge- 
löst, obwohl man sich nun längst der Notwendigkeit der Lösung bewusst ist. 
Wohl wurden AnlSnfe unternommen, aber bis heute ist es dabei geblieben. 

Der Kampf ist damit nicht beendet; er scheint nur in das Stadium des 
Waffenstillstandes geraten zu sein .\ber es i.st zu erwarten, dass, sobald 
irgtiideine gesetzgebenile lUlwirde da.s Thema wieder aufnimmt, der Kampf 
beiderseits wieder mit aller ICneiuie aiit«enommen und duiclm'efühl t wird. 

In der Zeit dieses Waffenstillsiaiide» ist nun eine sehr beiiu i ken.swcrt« 
Sdirift erschienen, und zwar von einem Verfasser, der zu diesen Fragen schon 
wiederholt das Wort ergriffen hat nnd dessen Urteil sich auf volle Sach- 
kenntnis und l>esondere Antoritftt stützt. 

Es ist dies das Buch von Prof. Dr. Meili in Zürich: Die Kodifikation 
des Automobilrechtes eine Studie, verlegt von der Manzschen k. a. k. Ver- 
lags- und rniversitrUsbuchhaudlung in Wien, 1907. 

Meili nimmt im Vorwort Bezug auf den Kampf für und wider die Haft- 
pflicht. £r sagt dann: „Gewiss kann nicht bestritten werden, dass bei der 
gesetzlichen Ordnung des Automobiles kollidierende Interessen einander gegen- 
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übertreten. Allein, man ist dodi. wie mir scheint, anf Seite der Kämpfeiitlen 
in einen sehr nnnötitren Eifer hinein jreraten. und dadurch ist, wie sn iiJUifitr. 
das richtige Urteil tief getrübt worden. Ich snchte, um der Wahrheit näher 
20 komnen, eine Hittellfaue efaunBehlagen. Yielleicht ist die Schrift, die ieli 
hier pnblisiere, geeignet, die Wogen etwas zn glätten*. 

Dieses Vorwort spricht von ,|kolIidiereoden Interessen*. Darüber eine 
Bemerkung, denn die Worte ^kollidierende Interessen" sind geeignet, Zweifel 
hervorznrufen. Richtig is( allerdinL's. dass die Aiit^niKibilistenwelt ihre pekn- 
niilren Interessen wahrt , wenn sie iri t!> ii eine \ erschilrtiuiL'^ der Jlaftnntr 
kämpft. Derartige eigene Interessen haben die Anhiiuger der Jlattpflicht nun 
keine; es ist ja nicht anznnehmeD, dass jemand nnr deshalb diesen Standpunkt 
▼ertrete, weil er deh selber t&r die Znknnft schlitsen will, indem er sich 
etwa sagte, anch er kSnnte einem Automobilanfall nnm Opfer fallen nnd er 
müsse daher jetzt srlmn seine zukünftigen Interessen wahren Die .\nhänspr 
der Haft]»rii(ht streiten somit für die Interessen anderer, d. Ii. jener unbe- 
stimmten Personen, die in Zukunft dnieh das Aut<imobil an lieben und «int 
geschädigt worden; sie kämpfen für eine richtige Auhgestaltung eines neuen 
Rechtsgebietes nnd nicht für peknniftre Vorteile. 

Das Bach Meilis gibt eine wertvolle nnd sehr anregende rech tsver« 
gleichende Darstellang des Antoroobilrechtes. Es ist nicht nur die 
Literatur aller Länder benutzt, sondern es .sind auch die gesetzgeberisclien 
Arbeiten der Scliweiz, Deutsehlamls, Oe.sterreielis, Frankreji hs. l'»el<riens, Dilne- 
marks. Knirlands. der \'ereinigten Staaten vnn .Nordamerika ete. lieran;rezo^ron. 

Es gewährt das Werk einen Ueberblick über die gesanite rechtliche Be- 
handlnng des Antomobiles in allen wichtigeren Lftndem. 

Das Bnch seigt mehr, es beweist, welche Bedeatnng den Antomobll 
allerwärts zukommt nnd zuerkannt wird. Noch selten vermochte ein neues 
Vehikel allüberall so rasch den Verkehr in tatsächliche)- und rechtiicher Hin- 
sicht zu modifizieren. Das Riicli lieweist somit, <diiie besonders darauf aus- 
zugehen, den Sit';;eslauf der .Automobile durch die Welt. 

Aber es beweist auch noch etwas weniger Angenehmes. Das I$uch zeigt, 
wie langsam in manchen L&ndem die Gesetzgebnngsmaschine arbeitet, sobald 
es sich darum handelt, eine neue kraftvolle Erscheinung des Verkehrs nach 
ihren besonderen Eigeuschaften mit einem praktisclien Gesetze zu bekleiden: 
Der Stoff zum Kleide ist schon längst vorhanden, in einigen Staaten ist freilich 
mit dem Zuschneiden des Stoft'es begonnen worden , ancli zur .Anprobe des 
Kleides ist es da nnd dort in den gesetzjreliendeu Kiiten schon trekommen. 
Aber auch <lie Anprobe ist noch lange nicht vtdicndet, nnd noch kein .Staat 
liat das Kleid in praktische Verwendung gesetzt. Statt dessen existiert immer 
noch allein der Notbehelf, nämlich die vielen, vielen Polizeiverordnuiu^, die 
anch nach der Ansicht von Heili den durch das Automobil geschaffenen Be> 
dürftiissen nicht genügen können. 

Das Werk Meilis orientiert in der Einleitung weiter kurz über die 
(irundffedanken, nach denen in den vei Mlnidincu Staaten da,s .Vutomobil in 
rechtliche liehaudluug genommen wurden ist und wie weit dabei gegangen 
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wurde. Es weist auch tlen \Veg, der dal^^i beschritten wurde und bespricht 
die von dra Staaten ere^riffenen Mittel. 

Das Badi behandelt folgende Absebnitto des AntomobilreehteB: 
Im L Teile: Das Polteeirecht, oder besser das Antomobilpoliseirecht. 

im II. lind III. Teile: Das Antoniol illiaftpfliditoecllt. 

im IV. Teile: Das AutoiiKibilstrafn rlit. 

im V. Teile; Das Aiitomoltilstencrreclit und 

im VI. Teile: Die Stellung der Autoiuubile im iaterualiunalen Rechte. 

Wir mflssen nns versagen, auf alle Hanpttdle dieses Werltes, das im 
flotten, eleganten and leicht fassUchen Stjrle geschrieben ist, einmtreten. Wir 
wollen hier nur jene Abschnitte berflcksiehtigen, welche von der Haftung des 
Antomobillialtei-s und der straf' req». strafpoliseirechtUcben Behandlung des 
Antun) (»blies 1 1 a iid t ■ 1 n . 

Wir müssen aber unsiT Ziel noc h iiifrer stecken. Wir können nicht auf 
die detaillierte Darstellung eingehen, sondern wuUen in der Hauptsaciie nur 
die Resultate heran^ireifen und dann und wann noch eine spezielle Frage, 
die von besonderer Wichtigkeit ist, berühren. Doch halten wir uns in dieser 
Darstellung ganz an das im Meilischen Werlte beobachtete System. 

I. Zum ersten Teil: Automobilpolineirecht (8. 14 — 46). 

Bezfiglich der Nomenklatur entscheidet sich ICeili für den Ausdruck 
^Antomobil", der in allen nenen Sprachen dersellie sein kann und daher vor 
allen ancb'rrn nnschät/.barc Vor/.iiirf bietet 

Auf die Feststellnnt: des ÜmitVes .Automobil" überdrehend, findet Meili. 
die Versuche, eine positive Derinition des Beprirtes -Automobir zu finden, 
seien unpraktisch, eher könnte er sich zu einer negativen Begrifl'sbestimmuug 
verstehen. Als entschddend fttr das Vorliegen eines Antomoliiles sei zu 
betrachten: 

a) dass das Fahrzeug durch eine eigene, ihm innewohnende Kraft be- 
trieben wird: 

b) das.s das Kahrzeufr nnabhän;ri!: von Schienen läuft ; 

c) dass der Zweck im Transport von Personen und Sachen besteht; 

d) .dass das Fahrzeug ^eh auf dem Lande und nicht ausschliesslich im 
Wasser bew^' (dies im G^ensata zu den ,llotorbaUons'). 

Die Fassung des Satzes unter d erscheint als veronglfiekt. Sollte es 
nidit einfach heissen, dass das Fahrzeug sich (im Oegensatse zu anderen) auf 
dem Lande oder im Wasser bewege V 

Wollte man Jedoch eine positive Degritr.sbestii!iimmu unfnrhmen, sagt 
Meili, sü müsse diejenige des dem Reichstage vom kaiserlicheu Automobilklub 
vorgelegten Gegenentwnrfes angenommen werden, welche lautet: 

,Als Kraftfahrzeuge (im Sinne dieses Ctosetze«) gelten Wagen, welche 
. durch eine ihnen innewohnoide nicht menschliche oder tierische Trieb- 
kraft bewegt werden können, ohne an BahngeleLsc gebundm zu sein". 
Da«rec:en sei z. B. die l)ptinitii>ii , wie sie der srliweiz. bundesriitliche 
Entwurf zu einem {laftptiicht^eseL&e enthalte, nicht zu alueptiereu. Diese 
lautet: 
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jT^ntor dem Ansflrack .Automohir sind alle Fabrzeage verstanden, 
■welclie vermittels rlomentarpr Kiaft (liircli mprlianisrlien Antrieb, je- 
doch nicht anf Citli iscanlagen hewejrt werden'' ikiinntni 
Diese Deünitiun sei abziilelmen, da der Aasdruck „eleuieutare Kraft'' nicht 
sutreffe, denn diete Wendung erwecke den OlMl»en, ab ob die Kt»ft nit 
einor gewissen Wacht tatig sein nttsee nnd sodann, weil die Definition aneh 
materiell zu weit gebe. 

YHr kSnnen diesen Standpunkt Heilte nicht teilen. Oer Anadraek .ele^ 
mentare Kraft" ist allerdinp:s nnr in einem übertragenen Sinne prebraucht 
(was übrigens aucli für die von Meiii ircnohmifTte Wendung: .innewohnende 
Triebkraft" zutrifft), aber er sagt nicht zuviel; es ist gewiss niclit zu be- 
■tr^ten, daat die Triebknft eine gewisse Wn^t anfw^n nrnss, a. B. bei 
Rennwagen, die mit kolossaler Geschwindigkeit bewegt werden, femer beim 
Transporte schwerer Lastwagen and Lastsige ete., aber es ist eben eine ge- 
Mndigte Kraft, ro g:ut wie das Feuer, das im Herde ist und die Speise auf 
demselben kocht. Der AusdriKk ^elementare Kraft" fjcfiillt nns «rerade des- 
halb besonders put. weil ei- zu frleii her Zeit nucli darauf liindeutet. dass eine 
Entfesselung dieser gcbiindigt«n Kraft ein Unheil anzurichten vermag. Das 
alles trifft nicht an anf die Bezeiclmnog , innewohnende Triebkraft*, welcher 
Ansdraek anf ein harmloses „8i>'ili8ierte8'* Ding hinweist, das es aber nicht tot 

Wamm im flbrigen die schwdz. D^aition materiell zu weit gehen sali, 
speziell weiter als die DoHnilion des deutschen Gegenentwurfes, sagt Meili 
niclit und ist uns nirlit klar. Es ist nicht einzusehen, dass durch die Schweiz. 
Definition mehr Waf-i n /.. B. unter die besondere llaftptiiclit gestellt würden 
als nach d«r deuu>cheu Detiuitiou des (icgeneutwurfus, und wenn dem auch 
noch so wire, so wftre es doch ganz richtig, alle Wagen, die eine elementare 
Kraft, mechanischen Antrieb nnd freie Fahrt anfweisen, als Antomobile an- 
zusehen. Es tet nns aneh kein einziges Vehikel Iwkannt, das diese Uerlunale 
besitzt, aber trot/<iem nicht als Automobil angesehen werden dürfte. 

2. Den Krlass von polizeiliclieu .\nürdnungen liUlt Meili mit Kecht für 
begründet, da^'egen soll jede uniiiii/.e Hciiistigunii weufallen. Damit sind wir 
ebenfalls einverstanden, ebenso damit, dass zu den zweifelhaftesten üe- 
stimmnngen dieser Art diejenigen Uber die Abgrenzung resp. Besehiinknng 
der Geschwindigkeit gehören. In unserer Arbeit: „Ein schweizerisches Bnndea- 
geeeta Uber die Haftpflicht der Antomobühalter, Zflrich 1906", mit der wir 
fUr die Einführung der Haftpflicht eingetreten sud, gingen wir sogar noch 
weiter als Meili, wenn wir dort Seite 41 erklärten: „Wir halten diese Ge- 
sch\vindigkeitshes<lirllnkungeu als für die Autunii)bilindustrie schädlich, Sie 
bilden ohne Zweifel ein grosses Uemmuis und wirken vexatorisch'. 

Den Inhalt der verschiedenen Antomobil-Polizeiyerordnnngen teilt Hdli 
S. 38 ff. nach folgenden vier Hauptgedanken ein: 

1. „Es wird eine Garantie verlangt fOr ^e betriebssichere Beschaffenheit 
nnd Ansrii.stung der Antonint ile ; 

2. es ist häufig (aber nicht allgemein) eine behördliche obligatorische 
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Prfifang der AntomobUe voigetclirieben, bevor sie am Betriebe sa- 
gelassen werden; 

8. es wird eine Oarantie verlangt fttr die penönliche Qiwliflkatioii, das 

Antomnbil rirhtiir zu loiton und 
4. es wenlcn detaillierte NOrscliriften über die IJt tiiebsart ajiftrestelK, die 

alle den Zweck verfolgen, da^ rublikuni zu schützen und damit in- 

direkt ueb den Aotomobilbalter". 
Zn diesen letzteren Bestiinntiigett gehören diejenigen Aber die mlSsirige Ge- 
ecliwindigkeit 

II. Zum zweiten Teile betreffend das Au^omobilhaftpflicUtrecbt 

(S. 46—111) 

Der Vertasser schildert im Detail den Entwicklungsgang des Kampfes 
um ein llaftpllicbtgesetz in Deutschland nnd in der Schweiz, and sodann tritt 
er im spesidlen nnf die EntwSrfe zu einem Haftpfliehtgeeetze in der Schweiz, 
Dentechinnd, Oeeterreieh nnd in Belgien ein. 

Mein stellt sich auch in diesem Werke, wir in seinen früheren Schriften 
über dieses Rechtfigebiet auf den Standpunkt der Notwendigkeit eines Haft- 
]irii(litffosetzes. Kr ist also AnliSni^er ilie<er Partei; dape^'en will er die 
beiden Parteien versidinen, welche Tendenz besonders im dritten Teil seines 
Baches zum Ausdruck kommt, wo er verschiedene Einschränkungen der Haft- 
pflicht beffirwortet, nm so der Antomobilistenwelt die Einführung der Haft- 
pflieht genehm zu machen. Wir werden auf diese sp&ter speziell zu sprechen 
kommen. 

Meili wieileiludt die Gefährdungen durch die Automobile, die von anderer 
Seite auch schon licrvorgehoben wurden, er bestiitigt sie, er zieiit Analogien 
mit anderen Erseheinungen der Neuzeit und deren rechtlicher Behandlung 
(er nennt neben den Eisenbahnen die elektrischen Stark- und Schwachstrom- 
aolagen), er verweist nach auf die rechtliche Behandlung der Post, der Dampf- 
schiffe etc. Daraus zieht der Verfasser den Schluss, die konstatierten nacli- 
teiügen nnd sch^tdigenden Wirkungen des AutomobUes auf den Verkehr, die 
ref^btli'^be BelianilliiiiL' »lieser anderen Unternehmungen, sodann die ^iiriorit.ltische 
IJi'iiiitzunir" dei- Strassen durch die Antomoldle nnd emllifli >ier .L'^ewisse" Be- 
weisnotstand, in dem sich der (ieschadigie betinde. alles dieses rechtfertige die 
EinfQhrung der verschärften Haftung für die AutomobiUialter ; denn es ent- 
spreche der Gerechtigkeit eher, dass der Automobilist, der einen Schaden 
„▼emrsaeht" habe, ihn auch gutmachen müsse, als dass ihn der Gesdiftdigte 
an sich habe, der in den normalen Fftllen viel „umehnldiger*' dastehe, ab 
der Scli.'idiger. 

Der Verfasser führt auch des weiteren aus, dass der Einwand, es sei 
der Kriass eines Haftptlichtgesetzes in Deutschland und auch in der Schweiz 
so lange unzulässig, als Frankreich ein solches nicht auch einführe, unzutpffend 
ist, da die fkanzHalsche Geriehtspraxls durch eine ausdehnende Interpretation 
der §§ 1382 ff. Code clTil die Automobilisten schon lange einer bedeutend 
sch&rf eren Haftung unterwirft, als dies in den deutschen Staaten gemllss den 
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gemeinen obligAtioncnrecIitliciien Nornioii der Fall hl. Meili betont, das« in 
Frankreich sotrar viel mehr Fälle dieser schiiiferen Haftung unterworfen 
werden, aU anderswo. Die französische (iericlitspraxis besitase somit schon 
ein Aequivalent für die Ihiftptlielit. 

Weiter schildert Meili, dass auch die Länder des englisch-amerika- 
niBchen BechtsgebieteB eine vencUbfte Haftong kennen, indem die 
„common canriers'* nadi den dortigen Aneebmiiingen für alle aas irgend- 
welchen Ursachen entstandenen Schiidifjunpen verantwortlieh seien , mit dem 
einzigen Vorbehalt von (lott^'s (iewalt und der Macht des Feindes. Diese 
Haftung steht allerdings, der in den Ländern des euru|uu«clien Kuntinentes 
erstrebten Haftpflicht sehr nahe. 

Was alsu bei uns erst geschaffen werden soll, das haben Frankreich und 
England und auch die Staaten der nurdamerücanisclien Union in der Haopt- 
lacbe Bclion seit einiger Zeit, und es besteht nnn auch Itein Zwdfel darüber, 
das8 auch wir diese verscliärfte Haftung schon lange besftssen, wenn nnsere 
Gerichte dieselbe Auffassung über die Stellung der Kiclitor dem Gesetze gegen- 
über hcL-^teii. Ks ist somit nicht auf den Klüngel eines l{e(lürfni.sses nach 
einer verscliiirften Haftung für die Automobile ;curuckzuführen, denn ein 
solches wird allgemein, oft nur zu „praktisch" gefühlt, sondern es ist dem 
etwas Bchwerl&Ilig arbeitenden Apparat „Gesetzgebung'* zn „verdanken", daas 
bei uns die Haftpflicht immer noch nicht existiert. 

Uns scheint, daSB Meili den besonderen Dank aller Anhänger der Haft- 
pflicht verdient, indem er mit seinem eingeiiemleii Werke gezeigt hat, wie 
sehr wir in diesem I'unkte anderen Liindern gegenüber im Rückstände .-^ind. 

Die weiteren Ausführungeu Meili» 8. Hl if. zeigeu daun, dass namentlich 
in Deutschland aach die Antomobilistenwelt in dieser Haftpflicht allmählich 
eine Schwenkug vollzogen ond dass sie damit Ihren gmndsätzlieben Wider- 
stand gegen eine VersohArfnng der Haftung aufgegeben hat. Diese Wendung 
zum Besseren ergibt sich aus einer ganzen Anzahl von Hesolutionen, Peti- 
tionen von Automobilklubs etc., die der Verfasser alle in der Haaptsadie 
detailliert zitiert. 

Endlich hält Meili iu diesem Kapitel mit Recht dafür, dass alle übrigen 
Zweifel Uber die Notwendigkeit der Haftpflicht bei Beachtung der Existenz 
der Versicherung nicht fallen müssen; dies leistet auch dem Automobilisten 
Bchon lange die besten Dienste. Der Verfasser notiert speziell, dass der 

Delegierteutag des deutschen Automobilklubs in der Resolution vom 3. No- 
vember IHOO die zwangsweise Versicherung in Aussieht genommen hat. 
die auch von anderer Seite gefordert wird (vl^I. auch unsere Arbeit über ein 
Schweiz. BG. über die Haftpflicht der Automobilhalter 8. 95 und die weiteren 
AnsfOhrungeu S. 102 — 104, wo von uns überdies noch die EinfOhrung eines 
gesetzliehen Pfandrechtes zugunsten des Geschädigten gefordert wurde). Auch 
eine Orlginalltilt des belgischen Entwurfes wird in diesem ZuBammenbang mit- 
geteilt, IndMU Belgien die Schaffung einer Versicherungskasse vni sc hlügt, die 
vom Staate verwaltet werde und in die der Antouobilhalter einen bestimmten 
Beitrag zu leisten hätte. 
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BesQgUcb der Frage der materiellen AasgeBtaltnng der Uaftpflichtgesetxe 
io den Lilndern Schweiz, Deutschland, Oesterreich und Belsen Iconimt Ueili 

so foljrcnden Tvesultaten: 

1. Die Haftpflicht fällt bei Existenz von höherer Gewalt (vis niajnr). 

2. Als haftpfliihtigre Person kommt der Kiffentünur in Frau'r. oder an 
dessen Stelle der „BetriebHunternehmer" (z. B. der Mieter) uder der rechUs- 
widrige Benfitzer') (z. B. der Dieb). Die Haftj^cht des Cbanffeurs wird als 
uipraktisch erlilärt („wegen seines leeren Forteoionnaies"). 

3. Der (Jeschildigte haftet für die Wirknnpen des Selbstversehuldens. 

4. Die Abwülzun«? der Haftpflicht anf Angestellte ist aus^reschlossen 
Dap:c<ren sairt Meili bcziiy^lich iles Kofrressrechtes S. 102: .Hin Kejrrcss- 

anspruch des haftpt1ii htij,''en Dient>llierrn jjegen den Ani.M sti Ilten kann iiicht 
anerkaunt werden, Hubuld man hich auf da» neue Haftptiii htprin/ip htellt", 
und daxn bemerlit er in Note 94: f,nach dem normalen Zivilrechte läge die 
Sache anders*. 

TSei (liet^er Fassung ist uns nicht recht Iclar {geworden, was Meili sagen 
wollte. Will er sagten, dass der Ke^ressansprtich nicht nach Haftpflicht- 
frrnndsätzen ireltcnd ireniacht werdt-n darf, so sind wir mit ihm einverstanden; 
will er aber weiter^rehen und sagen, dass bei Ötatuierun^'^ der strengen 
Haftpflicht ein Regressanspruch des Dienstherrn an seine AngestcUien über- 
haupt ausgeschlossen sei, so stimmen wir ihm nicht gana bei, sondern halten 
dafttr: Es steht dem Dienstberm ein Regressanspmch allerdings dann nicht 
zn, wenn der Unfall durch Znfall entstanden ist; dagegen ist ihm ein solcher 
ein/nr^nmen. wenn der riifall durch den Anfrestellten versrhuldct worden ist, 
^■:in/, nach Analoj,'ie des Art. 18 des .Schweiz. Eiseiibaliiihaftpfliclitfresetzes von 
lS»Uö, ininicrhin hat er den» Angestellten ein Verselnildeii naeli/.u weisen. 

ö. Das Drittverschulden befreit den haftptli« iiti^en Autuuiubilhalter. 

6. Der Verfasser wirft sodann S. 103 f. die Frage auf, ob der Haft> 
pflichtanspnich auch demjenigen anstehe, der das Automobil benfltze und dabei 
vernnplflcke, z. B. dem Fahrgast, dem ChaniTenr etc. Es ist bekannt, dass 
der deiitscbo Kntwiii f in § (i die.se Frage verneint (vgl. darfi1>er nnsere Kritik 

in der Schw.IZ., Tl. .laliri:. Nr. 23 211 

Meili denkt in seinen Ausführungen be.sundeis an die Fälle, da den Ver- 
letzten ein Verschulden, sogar ein strafbares Verschulden tritft. In diesen 
Fillen, sagt Meill, sei die bisherige Bechtstheorie sofort bereit, hier mit dem 
Gesiditspunkte der eigenen Fahrlässigkeit zu operieren, und die logische Kon- 
sequenz niii.sste dann dazu führen, den Tvechtsanspruch vollständig zu beseitigen, 
Holiald auch nnr leichte Falirliissiirkeit vorlie<re. ..Mlein. wer so raisoniert, 
hat sieh eben noili nicht zu dem neuen ilaftunirsiirinzipe lieranfiresehwuniren, 
sondern er steckt noch mit einem Bein in der alten liechtstheorie". iSeiuem 

Vgl. dagegen unsere dieser Auitussung widersprechende Ansicht in unserer 
Arbeit: Ein Schweiz. BO. etc. S. 74 ff. 

') y.n vgl. unser Aufsatz Uber die I'cbertragbarkeit der Hi^pfllcbt nach Schweis. 
Eisenbahnhaftpflichtrechte (in dieser Zeitscbiift Bd. XXIU S. 407). 
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Standpunkte gemilsB kommt dann dnssn, dasB dn grobes oder Idcbte« 
oder selbst ein strafbares Versehnlden des Chauffeurs z. B. nieht nnter allea 
Umständen relevant sei nnd die Haftpflicht also wvdcr einsrhrrinke noch be- 
seiti<i:e. Dies sei nur äaun der Fall, wenn der Chauft'enr ilie \ oihamleiie im 
Vehikel liegende Gefährdung gesteigert oder den Schaden konkret geschaffen 
habe. 

Wir notieren Iiier diesen Standpunkt, müssen es ans aber hier Terschlieseen, 
nSher darauf einnutreten. Wir werden jedoch nieht ermangebi, dies an anderer 
Stelle eingebender nachzuholen. Es Imndelt sich Iiier um eine Prinzipalfrage 

des Haftpflichtrechtes, die wir nicht mit wenigen Worten abtun kimnen. 

W'w tcilon imltssen den Stxiudpunkt Meilis. wonach der (MianflVur iiiul 
der Falireast und auch derjenige, der mit dem Antoniobil Sachen transportiert, 
vollstiindig unter dem Schutze des Haftptliclitgesetzes stehen soll. 

7. Der Schwerpunkt der juristischen Verantwortlichkeit ist nicht auf den 
Betrieb, sondern anf das Halten von Automobilen zn legen. Die Frage 
jedoch, wann die Haltpflicht praktisch werden soll, beantwortet Heil! nicht 
für alle FilHe, sondern will dies ganz dem fflvilrichter, nach Lage des kon- 
kreten Falles überlassen. 

Wir dafre^ren halten eine allgemeine Antwort auf diese Frajre für mö-rlich 
und wir sagen, dass die Haftpflicht stets dann gegeben ist, wenn vom Auto- 
mobil die ihm eigentümliche Gefährdung droht. 

8. Die Haft^chtnormen sollen zwingenden Charakter erhalten, aber nur 
für den Fall, als das Automobil zn gewerbsmässigem Transporte von Personen 
nnd Sachen beiuitzt wird. 

Diese Kins( hriüikunf? verstehen wir nicht recht. Warum soll die Haft- 
pHiclil beim nirlit gewerbsm:i.ssi<ren Transporte al»gelelint werden können? Für 
diese sind doch die (iefiihrdungcn dieselben, und ist auch das Risiko gegeben, 
dass eine Ablehnung der Haftpflicht eintreten könnte. 

9. Endlich empfiehlt Ueili nach dem Muster des § 3 Abs. 4 des 9ster- 
reichischen Entwurfes eine Bestimmung, nach welcher beim Zusammentreffen 
mehrerer haftpflichtiger Üntemehmungen der Oeschädigte seine Anspräche 
jedem Haftpflichtigen gegenüber nntrctcilt, al-o im vollen T'mfange, stellen kann. 

Diese Bestimmung wird allerdintr^^ zu /.itnilicli diffizilen Erörternng^en, 
namentlich unter den beteiligten haftpflichtigen Tersonen führen, besonders 
wenn einer der in Anspruch Genommenen nur beschränkt haften sollte. 

(Sdilnss folgt im niehstea Hefte.) 
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17. 

Haftung der Sehlafwaigeiigcsellsehaft für die toii den Iteisendcn In die 
SehlafWageii elngebraditcn Saehen nnd fttr Penonenbesehftdlgnng. 

Von Or. Max Rdi«, 

Regienmgarat f m Ednigl. bayer. Steatomliiisteriam fBr Verkehnangelegeidieiteii 

in Mflnehea. 

II. Haftung fttr Personenbescbftdig ong. ^) 

Wenn die Schlafwa^enf^esellschaft ein Transpnrtantemelimen ist, welches 
mit dem Iveiseinien einen Vt-rtratr über die Üefürdernng: seiner Person auf 
einer be.stimujteu Kiseiibalinstrecke a1»«<liliesst . so ist sie aurli Un t ei - 
ne hm erin des Uetriebö auf dieser ötiet ke im Sinne des HaltptiichtKesetzes, 
denn es findet, wie das' Urteil des OLG. Köln aasführt, ein gemeinscbaft- 
lieber Betrieb statt, bei dem die betreffende Eisenbabnverwalttng und die 
Scblafwagengesellechaft mBammen als Untemelimer ansneeben sind. Die 
beiden Betriebsnnternehmcr haften dalier für die hei dem Betriebe herge- 
kommenen Unfälle nach § 1 IfaftpfUf. solidarisrh. leb habe diese K<>n<eimen/. 
bereits in meiner Abhandlunir Hd. XVIII S 370 dieser Zeitschrift tre/.n;ren und 
bin in dieser Auffassung durch die Ausfüliruugeu des üben mitgeteilten uber- 
landesgerichtlichen Urteils nur noch bestärkt worden. 

Gegen diese Anffassnng hat sieb allerdings Eger in der 6. Auflage 
seines Kommentars zum HaftpflG. S. 94, 96, 100 nnd 108 gewendet. Er 
führt dabei ans, dass der Betrieb der .Schlafwagengesellsebaft ein von dem 
Eisenbahnbetrieb terhniseh und ökonomiseh STPtrennter nnd befrriflFlich durch- 
aus versoliiedener sei. Das (Jeweibe der Scblafwafrentri'sellscbaft bestehe in 
der mietweisen Gewährung besonderer Bequemlichkeiten an die 
Eisenbabnfabrgäste, und die Gesellschaft betreibe dieses Gewerbe nnr 
alcnessorisch innerhalb und mit Hilfe des Gesamtbetriebes der Eisenbahn, wie 
dies die Post, die Spediteure von Sammelwagen, die Fabriken und Brauereien 
etc. mit Spezialwagen. die Unternehmer von Vergnügnngszügen, Kohlen-, Vieh- 
nflgen usw. aneli tuten: die (TCHellsi brift übe daher weder allein noch (gemeinsam 
im sogenannten kumbinierten oder Konkurrenzbetrieb mit dem Eisenbahnunter- 
nehmer einen Eisenbahnbetrieb aus und sei weder an dem ökonomischen Er- 
gebnfa noeb an der Yerantwortiichlceit nnd Leitung dieses Betriebes beteiligt. 
Wenn das Reichsversieherungsamt die Schlafwagengesellschaft der Privathahn- 
berufsgenossenschaft als der nächstliegenden in benug auf die ünfaltrerricherung 
zugeteilt habe, so sei damit die Gesellschaft keineswegs als Eisenbahnnnter- 
nehmerin im Sinne des >^ 1 HaftpHG. anerkannt, vielmebr habe diese Zuteilung 
ledij-'lieli die Fol^e. dass für die Bediensteten der (resells« hatt tretren die 
Folgen der beim Gewerbebetrieb derselben sich ereignenden Unfälle die 
Frivatbahnbemfsgenossenschaft nach Hassgabe der ünfallTersieherungs- 
gesetze haftbar sei; im ttbrigen werde aber dadurch die Haftpilieht des 
Eisenbahnuntemehmers fttr ünfiUle etc. beim Betriebe der als Schlafwagen 
verwendeten Eisenbahnwagen, insoweit diese ünfRlIe auf der eigentiimlichen 

*) R. Abschn. I .Haftung fttr Sachbeschädigung" in dies. Zeitsehr. Bd. XXIV 
S. 196-196. 
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Gefftlirlichkeit des Eisenbahnbetriebes bernhen, gleichviel ob es sieb am Reisende 
oder Nichtreisende bandle, in keiner Weise berührt')*). 

Ich kann diese Bowoisfübrung Egers nidit für darcbschla^end eracliten. 

l»ass ('S ciiK« mit drn tatsüolil i i Ii*' n Vciliiiltiiisson im Widcrspruflie 
Htelit'iKlc Aiiiialime ist. wenn man aniiiiiDiit . ilor Gout ilK littrieli der Scldaf- 
wagengesellschaft bestehe nur ^in der mittwcisen Uewährung bewunderet Be- 
qnemlicbkeit an die EisrabahnfabiigiBte'' , bedarf nach den oben nltgeteUten 
Gründen des oberlandesgerlchtlicben Urteils wohl keiner nllheren Darl^^uv 
mehr. Wie der B^^ft der .mietweisen Gewährnng besonderer Bequemlich- 
keit" jnristisch überhaupt fassbar sein soll, kann ich mir nicht rcdit vm- 
stellf-n. Den Miel \ i-rt r;iir kann wohl dif r'clterhissun;^ »'iner Saclie, die 
Leistung von bestimmten Diensten oiler die llerstellun.ü eines W e i k es zum 
(.iegenstande haben, nicht aber die Uewilhrung besunderer Üttjuemlich- 
keiten. Man denke sich nnr einmal einen lUirgast eines Lnxnuoges. I>leBer 
soll nach der Anschaniing Egers also einen Transportvertrag mit der 
Eisenbahnverwaltnng und daneben einen Mietvertrag mit der Schlaf- 
wa^^i n^rt Seilschaft ]> chllessen, wonach ihm die letztere besondere Be- 
qiiemliclikeiten bei di r Aust'iihrnnir des Transportes zn sr^wHliren hat. Auf 
Cirund des Transporlx erti a^ros wiue aber die Eiisenbalinverwaltunp; zweilVllos 
verptliditet, ilen Keimenden in dem Luxuszagc vom Ausgangs- nach dem lie- 
sUniinungsorte des Vertrages zn befttrdem, namentlich wenn er von den be- 
sonderen Bequemlichkeiten, weldie die Schlafwagengesellschaft ihmhierbelanbietet, 
keinen Gebranch macht Dieser Verpflichtung kann aber die Eiaenbahnver^ 
waltnn^r i^nv ni Ii* naclikommen, da nach den über die Benntzunu' der Lnxns- 
ZÖpc et ltcnd« II Im >ti!iiniunfren diese Züiro auf (^rund der ZalduuL'^ der Eiscn- 
bahnfahrprcisc yar iiiclit bcniitzt werden liürfen. Wie m)11 aber ein Traus- 
portvertrag mit der Eisenbahn über Benützung' eines bestimmten Zuges vor- 
liegen können, wenn dar Reisende einen Ansprach auf BefBrderung mit diesem 
Zuge gar nicht erwirbt? Oder soll dieser Transportvertrag nur unter der 
Bedingung geschlossen sein, das« der I^higast anch noch einen besonderen 
Mietvertrag mit der Schlafwagengesellscliaft abscliliesst. Dann nnuss man 
aber unwillkiii Hell frap'en, w idier denn die Kiscnbalmverwaltunir das Kecht 
nehme, einen I'"ahmast . der eiiif nrdnunirsniassifre Fiilirkarte bei ilir tielüst 
hat, von der Beförderung auszusthliesseu, wenn er nicht dazu noch einen 
besonderen Mietvertrag mit einer Gesellschaft, die ein besonderea, mit 

' DiiHs die Haftung der Eisenba Im Verwaltung nach §1 HaftpflO. gegenüber 
ilciii Mt i^i iidt»n (nlor Nichtieisemlen berührt wordi' dnreli dip M i t hafrniiir der Srhlaf- 
wngengc^eilschntt, habe ich nirgends behaui)tct. Aus nieiuer Auuabuie einer soii- 
deriseben Haftung ergibt sieb gerade, dass die IKsoibahnTerwaltang nach wie vor 
weiter haftet. 

•) Zustinininng hat Eger durch Rundna?xel erfahren, der in der Hespreehunc: 
di's Eu'erschcn Koinnientars in der Zeitschr. f. iiandelsrecht Bd. 58 ä. 653 bemerkt: 
„iJagegen kann ich ndch der Zurückweisung der Ansicht Beindls, dass die Schlaf- 
wagengenellBcbaften ala Betri«b8ant«raehmer im Sinne des § 1 anzoMhen seien, nur 
aascblieiseu''. Knndnagel bftlc demnaoli auch die BegrQndung Bgers für sntnffend. 
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der Beförderung als solcher nicht znsaninienliiingendes Gewerbe in dem Zniro 
betreibt, absebliesst, und dies selbst dann, wenn er von den ilun duroh den 
Mietvertrafr zu frewiibrenden Kechten isur keinen Gebraueli machen will! Das 
Wörde docli direlvt gegen § 7 Abs. 1 und § 14 Ab.s. 1 der Ei»enbVerk(). ver- 
itoBsen. mt dem gleichen Rechte konnte die Elsenbahnverwaltangr dann Ter- 
langen» dass der mit LSsnng einer Fahrkarte abgeschlossene Bef9rdMiingfr- 
▼ertrag nnr unter der Bedingung gelten solle, dass der Reisende in dem 
Znsre mit einem dort etwa anf Grand einer Vereinbarung mit der Eisenbalin- 
verwaltnng sein (Jeweibe ausübenden Warenveikänfer einen KanfvertraL' ab- 
sehliesst! Man sieht hirraiiN also, dass die Theorie eines lu soiidei e n Mietver- 
trageszwiscIienScblatwaj^engeselläi-liatt undFaiirgast lecliilich nicht liaUbarist. 

Auch die Bemfnng auf die Verträge, welche die Post, die Spediteure 
von Sammelwagen, die Eigentiimer sog. PrivatgOterwagen oder die Unter- 
nehmer von Vergrnügnngssttgen mit der Eisenbahn abscliliessen, ist nicht ge- 
eignet, die Tlieorie K^'ers von dem Mietvertrag mit der Schlafwagengesell- 
sehaft 7.\\ stützen. Ich liabe die TTnrielitiirk'it dieses Vciirleiclis bereits in 
meiner .\bliandlung in Hd. XIX S Sft dieser Zeitschritt n:n li/n\\ eisen versuelit 
und darf auf meine dortigen Ausiiihruugen hier Bezug neiniien. Die Ver- 
Bchiedenheit ist meines Erachtens so sehr in die Augen springend, dass sie 
einer nlUieren Darlegung fiberlianpt nicht bedarf. Der Vertrag, den beispiels- 
weise der Besitzer eines sog. Spezialwagens mit der Eisenbahn abschllesst, 
ist ein ansserlialb des Ivonlcreten Transportvertrages liegender Ver- 
tra<r. durch den «lie K 1 s c n bah n v er wal t un g sich verpfliclitet. gewisse Sachen 
lies W'ageneigentüjiiers, iil»er deren Hefördernng <ler letztere einen icirelrerhten 
Transportvertrag mit ilu- abschliesst, zu dem regelmässigen Transport- 
preis in dem eigenen Wagen des Absenders der Ware zn befördern. Die 
Bchlafwagengesellschaft schliesst aber nicht, wie dies der Besitzer eines sog. 
S))eziahvagens tat, mit der Eisenbahnverwaltnng einen Vertrag dahin ab, dass 
die letztere zu der von ihr übernommenen Beförderung von Personen sich 
nur d er ^Vau■en der es ei I sr h a tt berlienen dürfe und dafür eine GebQhr 
an d i e (! esellsehaft /.n entrichten habe, sondern ilie Schlafwagengesell- 
schaft schliesst direlvt mit jedem iv ei senden einen Vertrag dahin ab, dass 
derselbe nel>en dem Fahrpreise an die Eisenbahnverwaltnng anch noch einen 
Fahrpreis an die Gesellschaft zn zahlen habe. 

Gftnzlich mit den tatsäclilidien VerldUtnlssen im Widerspruche steht es 
anch, wenn man. wie Eger es tut. annimmt, die Schlafwagengesellscliaft sei 
weder an dem ökonomischen Ergebnisse noch an der Verantwort- 
lichkeit und Leilimir des Betriebes beteiliirt. Was die Frage des iiko- 
nomischen Ergebnisses anlangt, so genügt es wohl, darauf hinzuweisen, dass 
die Srhlafwagengesellschaft flr die Ftthriing der sog. Lnxaszfige nicht etwa 
eine bestimmte Vei^fitnng von der Eisenbahnverwaltnng erhält, die nn- 
abhängig von der Einnahme der Eisenbahnverwaltang bei diesen ZQgen ist, 
sondern dass ihre Entschädigung lediglicli in der neben dem Eisenbahn- 
fahvjireis von jedem Fahrgaste zu entri' liti iith n besonderen (Jebühr, 
die turiimiissig festgesetzt ist. besteht. W luu heute aus diesen Ge- 
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l)iilirf'ii kein liesi)n<lt'rpr Vorteil für die (iesellst haft molii' entspriii;;!, Sd wird 
mit der iiiUhston Fahrplanperioile der betreflViide Luxuszug eingestellt bleiben! 
Die Sclilafwagengeseilscliaft ist also hinsichtlich der Darchfährong dieser Züge 
an dem ökonomiscben Ei^bnisse des Betriebs sehr beteiligt« Dass sie die 
Leitung des Betriebes den mitbeteiligten Eisenbabnverwaltnngen, auf deren 
Streclie der Znp jeweils fährt, iiberlasst, ändert an ihrer Eipenscbaft als 
Ilntornolinierin nichts, da boi ironicinsamer L'nternt'lininnjr eines Betriebes doch 
immer nur einer der beiden InttMiiflitntT dif Tjtitniiir der AusfUlirunp über- 
nehmen wird. Weseutlioh für den UnttiiieliuierbeffritY ist nur, dass die 
Ausführang auf Rechnung and Gefahr einer Person erfolgt; die Ans- 
filhrmig sfllbst kann diese Person, wie einem Dritten, so auch einem H itnnter- 
nehmer fiberlassen. 

Wenn Ejrer femer einwendet, die Ztiteilnng der Sdilafwagengesillschaft 
zur Privatbalmbernfsfrenossenfieliaft hal)e keineswegs die Hcdeiitnntr, dass die- 
selbe als Eisenbahnunternehiiiirin anzusehen sei, sondern nur die Hedeutunir, 
dass den Bediensteten der JSchlafwagenjresellschaft gegenüber für die Folgen 
der ihnen beim Gewerbe der Schlafwagengesellschaft zastoBsenden UnfUle 
nadi Uasflgabe des ünfaliTertichemngsgesetses die Privatbalmbernlsgeneasen* 
seiiaft anfonkommen habe, so ist anch dieser Einwand nidit stichhaltig. Denn 
die Unfallvc rsichernngspflicht der Bediensteten der Schlafwagengesell schaft ist 
naeli i; l des GewUVG. dneh nur dann begründet, wenn der <ie\\erbe- 
betrieb dieser (tesellsihatt ein K isenbahnbetrieb ist. Würde dieser Ge- 
werbebetrieb lediglich, wie Eger annimmt, in der mietweisen CrewiUirung be- 
sonderer Bequemlichkeiten an die Eisenbahnfahrgäste bestehen, so würde er 
der ünfallTeruchernng flbsriianpt niebt nnterliegen. Hier Aber ist jeder 
Zweifel ansgeschlossen. Das ReicbsTersichernngmmt konnte daher die 
Schlafwagengesellschaft nur unter der Voraussetzung der Privatbahnbe- 
rufsgenossenseliaft zuteilen, dass es den Betrieb der Geseilsehaft als Eisen- 
bahnbetrieb ileni Sinne des § 1 (iewl'Vti. ansah. Dies hat das Heiehsver- 
sieheruugsamt auch in der denkbar klarsten Weise ansgesprochen. Ist 
aber die Schlafwagengesellschaft Unternehmerin eines Eisenbahnbetriebes in 
Sinne des § 1 GewUVG., so ist sie es anch im Sinne des § 1 Haft^G., da 
der Begriff nach beiden Gesetzesbestimmongen der gleiche ist. 

Eger lierutt sieh eudlieli zur Begründung für seine Auflassung noch anf 
zwei Urteile des KG. vom 12. Oktober HlOO lKi^en1l^v Will S IM und vom 
4. November 1901 (EisenbE Will S. :125» und Arehiv 1. Eisenbahnwesen 1»(J2 
ö. 4ß:i). Meines Erachtens jedoch mit Unrecht. Das erstere Urteil spricht 
vielmehr direkt gegen die Auffassung Egers. Dasselbe konstatiert idhnlidi 
ansdraddich, dass tatsachlich der Betrieb der Schlafwagengesellschaft ein 
mit dem Betrieb der Eisenbahnverwaltnng kombinierter ist, dass 
also beide, SchlafwagengeaeUschaft nnd Eisenbahnverwaltnng, als selbständige 
Unternehmerinnen irenieinsam einen Eisenbahnbetrieb betreiben, und zieht 
hieraus nur, wie ich es in meiner Abhandlung «IM. XVlll S. 375 und 37(1 dieser 
Zeitschrift) ebenfalls getan habe, richtigerweise die Folgerung, dass die 
Eisenbalinverwaltung gegenüber den Bediensteten der Schlafwagengesellsehaft 
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(nnd nni?:ekebrti als .Drifd " im Sinne lies § 140 GewüVii. /tVülier § 08) 
anzn.selien ist. Das zw» Itt reicli.-geric litliclie Urteil aber bezielit sicli nur auf 
die Anslegoog des Begritls ,Ei8enbabnverwaItung '* im Sinne des § lö3 
Abs. 1 Nr. 2 des Vereinszollgesetzes und kann daher für die Entschei- 
dung des Untemehmerh^riffa nach § 1 HaftpflG. nieht massgebend sein. 
Ich habe dies schon in meiner Abbandliuifr in TM. XIX 8. 8!» dieser Zeitsebrift 
nillier darsjelpot und kann iiiieli daber liicrauf zur Verineidnnfr von W'ieder- 
holunjren berufen. Krirünzeml nn'M lite i( Ii nur hierzu nncb t'olirendes bemei-ken : 
Dass der Besitzer eines sogenannten Anxiilus.s- odei' Industrie-^leises Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 HaftpflG. ist, sofern der Betrieb auf dem Anscliluss- 
geleise aaf seine Rechnung nnd Gefahr, wenn auch mit den Transportmitteln 
der Eisenbahnverwaltnng and dareb deren Lente erfolgt, ist in Literatur and 
Recbtsprecbnnp anerkannt. Gleicbwobl wird man den Unternebraer dieses 
EisenbabnbetriebcH niolit al.'i E isi nltabnvorwaltnng im Sinne des § 163 
Abs. 1 Nr. 2 des Vereinszolliresetzes anseben können. 

Nacb aUedem jyrlaube ieb, micli mit nieiner Auffassung über die reditliche 
Nator des Betriebs der Sclilafwagengesellscbaft auf dem richtigen Wege zu 
belinden. Es will mir seheinen, als ob an der gegenteiligen Anscliannng we- 
sentlich mit der Umstand schuld ist, dass man sidi von dem Umfange des 
Geschäftsbetriebs der Schlafwa^^enpesoUsebaft nnd ihrer "Bedeutung für den 
internationalen I'ersonenverkelir auf den Eisenhabnen keine iieniii.'ende Voi- 
steliung maclit nnd sieb daher nicbt von dem Gedanken frei maclien kann, 
sie nach Art eines Bahnhof wirts oder eines Schlafstellenvermieters zu be- 
bandeln, die gleichsam nicht würdig seien, als gleichwertiger Faktor bei der 
DnrehfUirang des internationalen Personenverkehrs an die Seite der Elsen- 
bahnverwaltang zn treten. Fflr den, der den ganzen Geschiftsbetrieb der 
.'^« hlafwapengesellschaft uml die Verhandlangen zwisrben Ihr und den Eisen- 
V>abnverwaltnn?reii über die llurchfOhrnnir der TjUXUszü^p usw. etwas n.tber 
besieht, stellt sieb die Sarblape aber ganz anders dar. Es wird in dieser 
Richtung vielleicht die Mitteilung nicht ohne Interesse sein, da^s das Aktien- 
kapital der Sshlafwageugesellschaft nach dem jüngsten Gescliäftsherichte 62 '/s 
Millionen Franken betiügt, dass ihre Gesamtanlagen einen Buchwert von 
102 Killionen Franken haben, dass sich der Wert ihrer Aber ganz Enropa 
und das halbe Asien verteilten Wa^en auf lund 75 Millionen Franken 
beziffert und dass derzeit 20 I.uxuszü^e derselben, den n Fahrzeit, Ans'j-angs- 
und Endziel, Ansrblüsse usw. natiirlieli von ilir und den Eisenlialinverwaltungen 
gemeinsam bestimmt werden, das enropiii.schti und asiatische Eisenbahn- 
netz durchfaliren. Dass man bei einem solchen Unternehmen ntclit lediglich 
von einer juristischen Person sprechen kann, die, wie das BG. in dem oben- 
erwähnten Urteile vom 4. November 1901 sagt, Uoss ihre Jede Bequemlichkeit 
bietenden Wagen „in besonderen Zfigen der Eisenbahn verwaltuncr 
laufen liisst", noch weniger aber bloss von einer Gesellseliaft , deren Ge- 
scbilftsbetrieb auf ^ die mietweise Gewährung' besonderer Bequem- 
lichkeit in den EisenbabnzUgeu " gerichtet ist, wird kaum zweifelhaft 
sein können. 
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18. 

Zar Haftung der SebUfwagengcsellsehaft. 

Eise Entgegnung. 
Von Dr. L. FuM, 
Jastizrat in Mainz. 

Der in diesem Heft 8. 319 znm AbechlitM gebraehte Anfiats von Beindl 
Uber die Haftnng der Schlafwagengeselteebaft für die von den Reisenden einge- 
brachten Sachen und für die den Reisenden zugefügte Personenbeschiidi^ong 

richtet sicli in Anspliutiir des ersten Teils pejrcn die von mir (D.IZ. 1900 
8. 2'21) vcitrett'iie AutfassiniL', «lass auf dio ilaftuiifc dieser Gesellschaft die 
HesTinniiunj^en des ij 701 iUilJ. entsprechende Aiiwendunt? finden. Obwtdil 
nan aucli das OLG. Köln sich gegen dieselbe ausgesprucheu hat, wie früher 
schon Bruckner und Hittelstein, so habe ich midi doch nielit fiberaeogen 
icönnen, daas die Unterstellung der Scblafwagengeaeilscliaft unter den Begriff 
des Gastwirts, der gewerbsmHssig Fremde znr Beherbergung anfliimmt, im 
Sinne des § 701 unzutreffend sei oder sich mir durch eine iJeurteilnng recht- 
fertigen lassen, welche , gewisse ?ln8serlichp Aelinlichkeiten" als entscheidend 
ansehe. Von vornherein möchte ich betonen, dass ich auf den Ausdruck 
, rollendes Hotel ^ keineswegs den grossen Wert für die Behandlung der Streit« 
frage unter dem juristischen Gesichtspunkt lege, wie dies Beindl in seinen 
Ausführungen anzunehmen sclieint. Der Ausdruck bezeichnet in nicht ganz 
unzutreffender Weise diejenige Funktion der Schlaf wagengesellschaft nnd ihrer 
Leistungen, welche für den l'eisenden vor allem in Betracht kommt, er wird 
dieserliall) aurli rier .\virkli( lien (Jestaltiinfr" der Vi rliältnisse. wie sie /.wischen 
der ( iesellschaft nnd den Keisen<len bestehen, gerecht. Stidann soll nicht 
unterlassen werden, ausdrücklich bemerken, dass ich sowohl den Umfang 
des Betriebs der Schlafwagengesellschaft als auch die von ihr investierten 
Kapitalien ihrer Bedeutung noch voll nnd ganz zu schätzen weiss und nicht 
im Geringsten bezweifle, dass die Gesellschaft sehr wohl den Anspruch er- 
heben kann, als ein dein Eisenbahnunternehmer ebenbürtiger Faktor anerkannt 
zu werden. Indesst n iliirfte doch für die juristisclie Frairc , ob die Haftung 
der Schlafwagtiigeseilscliaft sich nach 4? 701 lUili. l/curteilt, hierauf nichts 
ankommen. Ich kann auch nicht eiuseheu, dass in der Unterstellung der Ge> 
Seilschaft unter die für den Gastwirt massgebende Haftpflicht etwas ffir die 
Oesellscbaft Verletzendes zn erblicken sei. Die Beurteilung in Ansehung ihrer 
Haftpflicht nach § 701 BGH. mnss sich nicht nur der Halmhofswirt gefallen 
lassen, — dass auch der Schlafstellenvermieter nach dieser Bestimmung hafte, 
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ist ein Tirtimi IN-iiiiUs. — sondern aucli die {rrösste Hotel-Aktienf^esellsdiaft, 
welche aiuii viele Millionfii Ka])ital investiert hat uml ebenfalls einen hcilent- 
jüinien wirtseliatt liehen Faktor repräsentiert. VoilstiindiK ein verstanden )dn 
ich schliesslich mit lleind! und mit dem OLG. Köln darin, dass mau das 
zwiBcben der Schlafvagcngesellschsffe nnd der EisenbahiiTerwsltiiiig bestehende 
Verfallltiiis ins Auge fassen nrass, wenn ieh anch anderedts es nicht als zu- 
treffend erachten kann, lediglich« und ausschliesslich dieses VerhiUtnis in Be- 
tracht zu ziehen, hingegen das zwischen der Gesellseliaft und den Heisonden 
bestellende Vertrairsverhältnis zu ijrnnrieren. Keimll und das ()L(i. Köln 
be^^ehen nun meines Eraditens den Feliler, dass sie ans dem L'mstaude, dass 
die Schlaf wagengesellschalt eine du]>|ielte Funktion ausübt, niUulich die ße- 
fQrdenuigsfanklioii md die Bebvbergnngsfnnlction nnd dass die Beherbergnngs- 
ftinktion in manchen Füllen an Bedentong liinter der BefSrderungsfnnktion 
zurückzutreten scheint, den Schlnss ziehen, die Schlafwairen^^escUschaft sei 
ein Kisenbahnnntemehmer, nnd es liej^e ein »(omeinseliaftlielies Transportunter- 
nehmen von Gesellschaft und Eisenbalmverwaltun^r vor. Dieser Sehluss ist 
meiner Auffassung,' naeli ein Felilsehliiss . und ieli wäre \v(dil Itereclitifrt, ihm 
gegenüber auch zu behaupten, dass mau bei dieser Konstruktion einer rein 
ftnsserliehen Aehnlichkeit eine Bewertung ttber Gebühr beigelegt hat. Die 
Sdilafwagengesellschaft Icann juristisch unmöglich als Eisenbahnnnter nehmer 
an^'eselien werden, sie kann es vor allem um deswillen nicht, weil ilir nicht 
dieKonzession zum Betriebe einer Eisenbahn erteilt ist. lieber das aus 
diesem Umstände sich er-jebende Bedenken helfen auch die Erwäj^nu^eu nidit 
hinwejr. welche Keindl und das OLd. Kidn dem zwiselien der Eisenbahnver- 
waltnng und der Schlaf wagengeselischaft erwachseneu Vtrtragsmaterial entnommen 
haben. Er ist feststehender und in allen Staaten anerkannter Bechtsgmnd- 
aats, dass die Eisenbahn-Eonsesrion einen streng personlichen Charakter 
hat; derselbe ergibt sich schon darans. dass die Konzession einen Hoheitsakt 
darstellt, der mit der Gewflhrunfr von Privatreciiten verbumleu ist „Dem- 
nach darf, soweit nicht j^esetzlich oiler in der Konzession das <Jeu'euteil aus- 
gesprochen ist, eine Verletzuu}< oder Entzieiiung seitens des Staates nur unter 
Gewährang von Entschädigung und aus den Gründen erfolgen, die gesetzlich 
für die ^tdebung von Privateigentum vorgesehen tünd. Dem Empfitnger 
der Eonzession aber erwftcbst durch sie jedenfalls das Recht, die Bahn zu 
bauen, und zwar unter Eingriffen in fremde Privatrechte « ler, soweit es dazu noch 
spezieller Geu'jhmigung bedarf, mit dem Hechte, Finuritl'en in fremde I'rivat- 
rechte zum Zwei ke des Bahnbaus zu beantraiien. Zu^^ieieli übernimmt der 
Konzessionär abei aueli die Verpf lichtun}]^, die Eisenbahn zu bauen und zu 
betreiben" Mit dem Inhalt der Konzession, wie er sich hieraus ergibt, 



*) Bger, Haudb. des Fteuss. Eisenbahnreehts Bd. I § 16 8.92; Endemann, Das 
Becht der Eisoib. § 65 S. 881, 888; Gleim, Das Becht der Eisenb. in Pleussen Bd.I 

§ lö S 75 

*) Kühne, tirundriss des Kiseubabnrechts 44; Eger § IG S. i^öfl.; Ende- 
mann $15 S.881; Zachariae, Staatsrecht §165. 

Kg«r, BlMBlMb&reohUleb« BattoheidoogMi XXVf. 88 
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>vür(^p Pin anderer als ein persönlicher Charakter im strenpsten Sinne nicht 
im Eiiiklana: stein ii. Die Konzession bildet ein Privileg, Privilejrien stehen 
aber nur dem Priviletrierton für soino Person zn. es ist ebenso nnzulUssig;, 
dass der Privilegieribesitxer die Ausübung des Privilegs einem andern abtritt, 
gleichviel ob darcli lästigen Vertrag oder darch Sclienknng, wie das« der 
PriTilegieninbaber einen aadern an der Anefibang des Privilegs auf Grand 
irgendwelcher Vergesellschaftmig teilnehme» Msst'). Aneh das preneaiecbe 
Eisenbahnreclit steht sowohl in Ansehuni; der Eonzession fQr die VoUbalinen 
als anch der Konzession für die Kleinbalmen anf diesem Standpunkte des 
strengen Persoualcliarakters der Konzessiun -j. Ist aber dies der Fall, so 
kann die Scblafwai^enpesellschaft trotz der Entfaltung einer Tätigkeit, welche 
unter den Begrili' der Transportfonktion fällt, kein Eisenbahnnnternebmer sein, 
sie kann aber ebensowenig als Mitnntemehmer oder als mit der Eisenbahn 
verbundener gemeinschaftlicher Unternehmer angesehen werden. Es kommt 
aber des weiteren in Betracht , dass von einer rechtlichen Gleichstellung der 
.Schiafwagcngesellseliaft mit dem Eisenbalmunternehmer ebenfalls keine Hede 
sein kann. Die Gesdlscliaft hat weder Eintluss auf den trc Imisclien Petrieb. 
noch auf das Betrieb.spersonal, und wenn auch auf manchen Strecken die Be- 
dienung der Reisenden der Sctilafwagen stellenweise von dem Eisenbalmpersonal 
ttbemommen wird, so indert dies nidits an der Tatsache, dass letzteres Ihr 
nach keiner Bichtang hin unterstellt ist. Ebensowenig hat aber die Gesell- 
schaft eisenbahnpolizeiliche Befngnisae, auch nicht in den von ihr gestellten 
Schlafwagen. Geiadr i!ie Kriterien, welche für die Feststellung des Begriffs 
des F>isenbabnnnteinelinit'rs wesentlich sind, felilen somit bezüglich der 
Schlafwagcngesellschaft samt und sonders Verantwortlich für den Betrieb 
als Unternehmer ist niemals die Schlafwagengesellschaft, sondern immer nur 
der durch die Konsession beaeichnete Unternehmer. Gewiss, es ist gans 
richtig, wenn in dem Urteile des OLG. Köln gesagt wird, die Gesellsdmlt 
habe es sich zur Aufgabe gemacht, ihre Wagen in die Zuge der Eisenbahn- 
verwaltungen einzustellen, um Reisende in einer allen Anforderungen der 
Bequemlichkeit entsprechenden Weise über grosse internationale T;inien zn 
befordern; allein aus der Erfüllung dieser Aufgabe folgt doch nicht, dass die 
Schlafwagengesellschaft nnnmehr anch die rechtliche Stellnng des EHsenbahn- 
untemehmers hat; die Gesellschaft kann diese Aufgabe ohne diese Stellung 
erfüllen und anderseits genttgt die Erflllung dieser Aufgabe mit niehten, um 
ein Surrogat für die Konzession zn bilden, von deren Erteilung die Annahme 
des Charakters als l'^isenbaiinnnternehmer ansnahms- und bedingungslos abhängig 
gemacht ist. Mit Rücksicht hierauf liegt auf selten der Schlafwagengesell- 
schaft weder ein Eisenbalinbetrieb noch ein gemeinschaftlicher Eisenbalinbetrieb 

*) Budemann §66 S. 286; W. Koch, I>eat8dilsadB Bisenb. I 8. 4 u. 8.489. 
*) Eger I § le S. 98: Gleim § 16 8. 81. 

») Eger. Komm. 7.. HHaflpIK; fi .\ufl. S. 94, 9."» und zur KiscnhVirkO. 2. Anfl. 
S. 160. — Kntscb. d. Kcicbager. vom 4. November lüOli PrKisenbArcb. 1902 S. 4e3; 
EisenbB. XVIII S. 329. 
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vor, und e» erweist sich deingeinäss die Konstruktion, welche von dem OLii. 
Köln and von Reindl angenommen ist, als verfehlt. 

Ist nim aber die SehlafwagengesellBcbaft kein Eisenbalmaiiternehiiier 
and fSIIt die Truisportfiiiiktion derselben nicbt nuter den Begriif des Eisenbahn- 
betriebs. ^o entfallen die weseDtlichcu (iründef mit denen man die Unterstellang 
der (ipsfll^chaft nnter § 701 BGR. bckSnipft hat, dit Üclierberpnnpsfnnktion 
ist dann die alleiuifre. weicht' für die juristische Benrteiliiiitr die Urundhipe 
bilden kann. Das Urteil des OLG. K()ln legt dem Umstand einen grossen 
Wert bei, dass die Gesellschaft für die Luxuszüge das gesamte Zugmaterial 
stellt, nnd dass sich die Tätigkeit der Eisenbahnverwaltimg bei diesen Zügen 
mir darauf beschrttake, der SchlafWagengesellschaft den Sdlienenweg nnd die 
Dampfkraft zur Verfügung zu stellen. Für die Beförderung mittelst 
?]isenb ahnen bildet aber jedenfalls das Zurverfügunj^stellen der Dampfkraft 
und des J^eliienenwegs die Hauptsache. Was fängt dit- Sclilafwagengesell- 
Hchaft mit ihrem Wagenniaterial an. wenn die Eisenl»ahnverwaltung ihr weder 
Dampfkraft, noch Schienenweg, nochBetriebs- und Streckenpersonal zur Verfügung 
stellt? Sie kann dann niemals die Reisenden befördern; die Beifügung des 
Wortes yunr' in dem Satze des Urteils, welcher von der Entnahme der 
Dampfkraft und des Schienenweg» handelt, fiilirt daher jedenfalls zu einer 
Unterbewertnng der Bedeutung, welche dieser f^itnahme zukommt, und daraus 
erjribt sich weiter, dass die Schlafwagengesellschaft gar nicht imstande ist, 
einen Beforderungsvertrag mit den Reisenden abzuschlies.sen, weil sie niclit 
im Besitze der Kraft, der Anlage und des Personals ist, ohne welche der Beför- 
dernngsTertrag nieht erfOllt werden kann. Ich gebe zu, dass dem Reisenden die 
OrtSTerftndemng die Hauptsache ist und dass es Ihm wn so lieber ist, Je an- 
genehmer er dieselbe erreicht. Allein hat dies znr Folge, dass der Weisende 
mit der Schlafwasrengesellschaft einen Vt itrag schliosst, durch welchen sich 
diese verplliclifct, ilini die ,()rtsvei;lndorung" zu versdiaft'en, d. h. ihn zu beför- 
dern? Mit nicliten; gerade diese Ortsveränderung kann die (n'sellschaft, wie be- 
merkt, gar nicht gewähren, wenn ihr nicht die Eisenbahnverwaltung mit dem 
Schienenweg, der Dampfkraft und dem Personal an Hilfe kommt Wohl aber kann 
die GesellBchaft dem Reisenden die Beherbergung gewihren, und zwar die Be- 
herbei^ng im wesentlichen unter Hhnlichen Voiaussetzungen bzw. in einem 
ähnlichen Umfange wie in einem Hotel im eigentlichen Sinne. Das Argument, 
welches der .Ortsveriinderunt;'' entlehnt ist, führt also doch wohl kaum zu 
einer Stütze der Konstruktion, dass die Schlafwagengesellscliaft mit dem 
Reisenden einen Beförderungsvertrag abschliesst. Nur scheinbar tritt die 
Traasportfünktion bei der Oesellschaft in den Vordergnmd, bzw. Oberwiegt 
sie die BeherbergungsAuiktlon so bedeutend, dass diese in ihr aufgeht In Wirk- 
lichkeit ist gerade das Oegenteil der Fall, d. h. es tritt selbst da die Trans- 
portfunktion wesentlich zurück, wo die Gesellschaft das ganze Zngmaterial 
stellt, also bei den Lnxnszügen. In noch IkiImm ein Masse tritt abtu- natur- 
gemäSB diese Funktion da zurück, wo die Gesellschaft sich darauf beschränkt, 

*) «.sachRundnagel, Ztscbr. f. d.ges.Hand.-R. Bd. 66 8. 658, weicher Eger beitritt. 
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einen Waguii uder mehrere Wagen, \velche die Keiüendeu während der Nacht- 
xeit anfiiehmeii, in die ais den Wagen des lleeDlMluiiiBtenidinen »mnmeiiT 
geaetzten Zflge eininsteUen, also bei den meiaten Zfigen. Eb mag Reindl 
zugegeben werden, daaa auch in Ansebnng solcher Zfige zwischen dem Ver- 
trag, den die Schlafwagengesellschaft mit der Eisenbabnverwaltnng: abschliestt 
»nd dein Vcrtrajr ein Unterschied vorhanden ist, welchen der in Srtniinplwaj^en 
lict'iirdernde Sijediteur mit der Balinvcrwaltiinfr tilticrt. Dieser Untoiscliied ist 
tür die Frage, auf welche es hier allein anliommt, ohne Bedeutung:. Kein 
ttitSBerlicb betrachtet kSnate auch der Spediteur, der in eigenen Wagen 
Sammelgfttertraneporte ausfahrt, als Eisenbahanntemehmer ersobeinen, denn 
anch er befSrdert vermittelst der ihm »ir Verfügung gestellten Dampikraft 
der Eisenbahn nnd auf dem Schienenweg der Eisenbahn Güter gegen Bezahlung; 
es lirstoht aher kein Zweifel und ist anch wolil norli niemals bezweifelt worden, 
dass aucli Itei der lü föidernnir von Samnielladiiugen in eigenen Guterwagen 
der Spediteur nicht Eiäenbaiinuuternehiuer ist'). Die Konstruktion des ein- 
heitlichen BefSrderongsvertrags steht und filUt mit der Annahme, das« die 
SchlafwagengeseUacbaft Hitnnitemehmer der Eisenbahnverwaltnng ist Erweist 
sieh dieselbe als nnlialtbar, so mnss angenommen werden, dass der Beisende 
mit der Schlaf\vat,'en^esellscliaft ledig^lich einen ßeherbergnngsTertrag absdiliesst, 
welcher die Anwendung des § 701 IKJH. zur Folire li.it Wenn in dem Urteile 
des OLG. bemerkt wird, es sei unerfindlich , da.ss der in einem Scldal'wagen 
Reifende bezüglich der Jiatlung hesser gestellt sein sulle wie der Passagier, 
welcher i«iB Crepftck der lasenbahnverwaltong zur Anfbewahmng fibergeben 
habe, so ist dagegen zn bemerken, dass die an sich antreffende rechtliche 
Benrteilnng durch diese ErwSgnngen, welche anf dem gesetzgeberischen Ge- 
biete liegen, nicht beeinflusst werden kann. Es steht übrigens der Schlaf- 
wagengesellschaft frei, die Gebühr für die lleniitzuriL' ilirer Wairon so zu 
erh5hcn, dass damit auch das Kisiko für die weitergehende Haftung abge- 
golten wird. 

Nach altedMB kann ich aar an der Anffassnng festhalten, das« die ScUaf- 
wagengesellschaften nach § 701 BOB. haften. 



' i ehensowonif^ wie dii T'nst in betreff der Kisonhahnpostwaycn . die F;ibrikea, 
BrautTLien etc. bezüglieh ilirer Spezialwageti, die I nteniehnier von VerguUgUDgszttgen, 
Kohlen-, VicbzUgen etc.: s. Eger, Komm. z. KHaftpflG. 6. Aufl. S. Ü5. 
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I. Besondere eisenbaimreclitliGbe Schriften. 

Pal, Or. FHmMoIi. Beitrage sar AnsgeitaUnng des Internationalen Bisen- 
bahn rechts. Wien 1907. Alfred Hölder. 

Es bestellt wdlil kein Zweifel darüber, »lass bei der Kntwickeliiutj des inoderneD 
Verkebiä das Eiüeubabuweäeu mit zu jenen Ucbieteu gehürt, t'Ur weiche die Scbaft'ang 
eiltbeltUdMr interaatioDaler Beektniormen ^ dringendes Bedflrfnis ist. Bisher ist 
es nur gelungen, den internationalen Oftterverkehr solchen einhutliehen Reditsoormen 
KU linterwerfen, wahrend die Beförderung von Personen und Rcispt^epärk noch voll- 
ständig der internationalen I{e<je!iinff durch einheitliche gesetzliclie Bestiiuaiungen 
eutbebrt. Die ächwierigiieiten, die sich hier der Scballuug eine^ eiubeitlichea iuter- 
Bstlonalen Hechts entgegenstellen, sind keineswegs nntlberwindlieh, nnd der Verkehr 
wird auch hier die Schranken brechen, die sich ihm eiit^'e;.^ urteilen. Die vorliegende 
Schrift, die mit grosser Sa« likenntni-» und vidier HclierrHcliung der Literatur ge- 
schrieben ist, bildet eiueu »cbiitzeiiüwcrteu Beitrag zu den iiestrebungea uacb dem 
Ansban des internationalen Eisenbabnrechts and beleuchtet in klarer und streng 
sadiUeber AusfOhrnng die Uttbei m regelnden Fragen. Im Abschnitt A werden 
die internationalen Einheitsbestrebnugen auf eisenbahnrcchtliebein Gebiete sowie <las 
Zustandekoniineii des internationalen üebereiukominens über den Eisenbahntraeht- 
yerkehr dargestellt und bervorgebobeu , daüs »chou damals und seither fortdauernd 
sablreidie Stimmen sich Ar die Ausdehnung auf den Personentransport geltend ge- 
macht haben. Im Abschnitt ß wird unter I die int«ruationale Regelung der Be- 
förderung von Personen, unter II von lü i^eifeiKn k auf Eisenbahnen li' liandelt, 
während Abschnitt C die von der internationalen Jiegelung auszuschiieääendeu 
QMte hl Bftiadit lieht. Ick habe die Schrift mit grosson Interesse gelesen und 
Bweille nicht, dass sie in Fachkreisen gebührende Beachtung linden wird. 

Dr. M. Reindl, Mttnchen. 

Epstein. Dr. M. BeQ:ründet die Dcklarierung des Frachtgutes auf dem Fracht- 
briefe materielles oder bloss formelles Recht. Wien 1907. 

Der Verfasser bespricht in dieser kleinen Brosebllre an der Hand eines Urteils 
des Oesterr. obersten Gerichtshofes die Frage, ob der Absender -oder Bmpflblger einer 
Sendung berechtigt ist, nachträulii Ii eine billigere Frachtbcrcchnung zu beanspruchen, 
wenn er beweist, dass die im Frachtbriefe angegebene Bezeichnung des Gutes un- 
richtig war und die Fracht nach der wirtilicfaeu Natur des Qntes billiger sa be- 
rechnen ist, als nach der im Rracbthrfofe gewihlten Deklaraticm. Der Oester. 
Oberste Gerichtshof hat die Frage nnter Billigung des von den Oesterreicbischen 
Eisenbahnverwaltungen eingenommenen Standpunktes verneint. Epstein unterzieht 
dieses Urteil einer ziemlich scharfen Kritik. Was er hierbei anfuhrt, spricht ja viel- 
fisch ngunsten seiner Auffassung; indess wird der sachknndige Leser sich des Bin- 
drucks nicht erwehren kOnuen, dass der einseitige Stan^unkt des Verfrachters su 
sehr betont ist und das.s die Umstände nicht genügend gewürdigt sind, die für die 
entgegengesetzte Auffassung der Eisenbahnen s])rechen. Es darf nicht ausser acht 
gelassen werden, dass es für die Eisenbahnen zu kaum annehmbaren Zustanden 
führen würde, wenn jeder Absender, der nach Jahr nnd entdeckt, dass das von 
ihm verfrachtete (lUt vielleicht unter eine andere billii^ Position des Tarifs ge- 
bracht werden konnte, in der Lage wäre, seine ursprüngliche Deklaration des 
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Fraciitgutcs zurückzuziehen und iiuchträglich dli^nige i^'raclitbcrecliuung zu beaa- 

spraehen, die er fHlher bei dner genaueren KenntaUi des Tarife bitte ersielMi kOnnen. 

Dr. H. Reindl, München 
Henry - Greard, 0. Note Hur Ics rrfurmes n'centcs de la l^gulation f<6d6rale dei cbemins 

de l'er anx Etats- Unis. Paris 1UÜ7. DuuoU et Piuat. 
Annnaiffe Marebal dee cbeinine de fer et tramwaji. Paria 1907. H. Dunold E. Pimt. 
Oltole«|Mt EMilla. Lo itato et il eoatratto di traaporto fenroviario. Torino 1907. 

£UU Bocoa. 

II. Mit dem Eisenbahnradit im Zusammenhang stehende Schriften. 

8iyer, Dr. E., Reelitsanwalt in.Zttrieh. Die rechtliche Stelinng des Verletsten 

im Heilverfahren unter besonderer Beriicksicbtii^unir der Pflicht zur 
Duldung von Operationen. Eine l-ntersuchunif. Zürich IIHIH. Schultheas 4 Co. 

Die sehr lesenswerte kleine Schrift bebandelt die gestellte Frage für das 
Schweiler Becht, und swar ron einh^idun Qesiehtspnnlcten ans fOr die ver- 
schiedensten Soudergebiete : Haftpflicht im ei^(NeB Sinne (entsprechend den dentsehen 
HHaftpfK? ) und onlentliche Sihadeushaftung aus nnerlaiihter HamllnnE:, staatlirhe 
Unfall- und — eine Schweizer Besonderheit — Hilitärversicherung und private ver- 
tragliche Unfallversichentng. Ueberau ist die deutsche Rechtslehre und die Recht- 
spreehnng der deutschen Gerichte, insbesondeie des Beidisgericbts, nicht minder aber 
auch die des Reichsversicherungaamtes ausgiebig berflcksicbtigt. Gerade bei seinem 
grnudlc^ioiiden 2. Kapitel: .Hie prinzipielle Anerkennung eines Verschuldens des 
Verletzten während des Heilverfahrens" haben dem Verfasser die au den § 264 fiüB. 
rieh anschliessenden neneren deutsehen Schriften olfenrichtlicb anr Biehtsehnnr ge- 
dient, vnd ea ist Ton hohem Interesse, zu verfolgen, wie er den das Reicbsrecbt aus- 
L'oöprnflifnennassen boborrsrhonden Grundsatz der V'orkobrstrftio* auch für das 
Schweizer Obligationcnrecht U)H.) in Ansprttch nimmt und beim Fehlen positiver 
Voracbriften verwertet. Aus diesem Grundsata heraus begrOndet er auch für die 
SchweiB eine gmndsfttaliohe Sorgfaltspflicht des Verletsten seinem Schldiger oder 
dem aus anderem Gründe Ersatzpflichtigen gegenüber. Auch wo das Gesetz (Art. 6 
des Schweiz. EisenbHaftplKi. und Art. r> des FabrikhaftpflG.) nur von einem Mit- 
verscliulüen des Geschädigten ,an dem Unfall' spricht, gelangt er auf konstruktivem 
Wege dasa, nnUnr dem Unfall „die ganze Lage des Patienten bis snr Heilnng tu 
verstehen* (S. 12) und deshalb auch ein Verschulden des Verletzten im Heilrerfabren, 
welcbp!^ auf die end^ülticen S^i badensfoly-en des Unfalls von Eiiifliiss isr, mit zw be- 
rücksichtigen. Weniger befriedigt haben mich die Ausführungen Uber den ursäch- 
lichen Zusammenbang zwischen Unfall und Schaden und über dessen Unterbrechung. 
Bs wird ebne bestimmte GesetaeaTorsehrif t fOr die Beehtspreehni^r nicht gans leieht 
sein, rein auf dem Wege der logischen Schluflsfolgemi^ fttr einen bestimmten 
Schadensersatz zwei rechtlii b L'leirhwertifre Ursachenketten, anstehend v(;m dem ver- 
tretbaren Unfall und einem scbuldhafteu Verhalten des Verletzten, anzunehmen und 
die Sohadenshaftnng entspreehend der Bedeutung dieser hdden ümehenkst*« anf 
den haftbaren Dritten and den Patienten au verteilen (8. 24); nach ist wohl nidit 
mizwt ifVIhnft. ob, wenn ein Verschulden des Verletzten den ursiichliehen ,Zusamiiieii- 
haiiu zwischen l'ri^aclie und Schaden unterbrochen oder ersetzt [\\ hat", ob <lauu 
Uberhaupt noch die Rede davon sein kann, dass der Schaden (rechtlich) nur teilweise 
auf dieses Versehalden des Verletsten nnd sam Teil immw noch aaf die verletnsnde 
Handlung dea Dritten sorilckgefllhrt werden kann CS. 33). Mit Reeht betont der 
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Verfasser weiter wietlt'rholt. dnss he\ der Annahme oinesi Vt-rsi huMotis des Verletzten 
die snbjektive Seite ganz weseutlich berücksichtigt werden und daas überhaupt sein 
Vflrittlten woblwoUend beurteilt werden umn; nicht |{»nn im EinklMig damit eteht 
es allerding», \vciin er (S. ftl) die Uerichte warnen zu müssen glanbt, nui den (er- 
satzpäichtiijen) Dritten vor iinnRtigeni Schrecken (!i zu bewahren, die-oii Sfaiiilpmikt 
nicht allzusehr aut>za weiten', äelir dankenswert und lehrreich »ind die eingebenden 
Erörterangen über den Umfang der Sorgfaltspflicbt An Verletzteu; ohne auf Einzel- 
heiten eimrageben aei nur erwibat, d«M der Verfaaier gnmdeitslich dem Verletaten 
freie Arztwahl zugesteht, ihn za einer Austaltsbcbandinng fllr veipHichtet hRlt, eine 
PHicht zur Diihluni; einer Operation dagefieii verneint und nur unter bestimmten, 
genau begrenzten Vuraut^üetzuugen (S. 16) auänabmäweise zulässt. Nicht uubedenk- 
Uob lind die Anifllhnmgen «her ein »Rontrotlrecbt* des baftmiden Dritten (8. 98 ff., 
bes. M). 

Es i<5t erfrenlirh. wie Roiehsrecht und Sehwcizerrecht sich wechselseitijr fördern 
und betruchteu und wie das voriit-irende Büchlein als Dank für seine Förderung 
durch reichädeutsche Kechtslehre uns eine für unsere Becbtsprechnng unmittelbar 
nntnbare werttoUe Bereicherang bringt So sei es allen dentschen Jnrislen warm 
empfohlen t Landgerichtsdirektor B. Drenke, KOln. 

8elMrer, Dr. M. Rechtsanwalt am Reichsgericht. Das siebente Jahr und A&s achte 
Jahr des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Die gesamte Bechtsprecbung und Theorie. 
Leipzig 19U7 u. 1908. Otto W igand. 

Die beiden yorliegenden Binde umfassen die LIteratar and Bechtsprechang der 
Jahre 19(Ki und VM)1 und übertreffen nocli an Vollständigkeit dos Inhalts, sowie an 
Klarlieit und Uebersiehtliihkoit der Anordnung die vorangehenden l'.inde is, in dieser 
Zeiischr. Bd. XXIII S. 107, lü8i. I)cr Verfasser hat seinen bewährten Plan bei- 
behalten und damit seinen Zweck, alljäfarlieh die enusehMB JBniadiddanfen and ner- 
stvMiten Abhandlangen des vergangenen Jahres gewissermassen in eine grosse 
Monographie zusammenzufassen, tüU erreicht. Erwünscht wäre es, wenn auch die 
Eisenbiihnfaehzeitschrifteu Berütksiehtipunsj fänden, inshesoinlere rias ..\rtliiv für 
Kiseubahuwesen', die gEiseubahurechtiichen Entscheiduagen und Abhandlungen', die 
.Zeitung des Vereins deutscher BisenbahnTerwaltnngen* eto., welche mannigfaches 
Material für die Auslegung des BGB., insbesondere der i;^ 2:)4, 843 ff. BGB., Art. 42, 
52. r>:^ E(t z BCB. bieten. LHo Scherersobeu Jabrttttcber sind für die Theorie and 
Praxis nicht entbehrlich. Dr. Eger, Berlin. 

Kuifmann, Emil. Handelsrechtliche Rechtsprechung, achter Band. Hannover 
1906. Helwing. 

Mit (rewohntcr Pünktlichkeit hat Kaofmann den nenen Band seiner handeis- 
reclitiiehen Rechtsproclinnfj veröffentlicht: derselbe steht durchaus auf der IlJihe der 
frühereu Bände. Verta.säer hat in ihm auch das Gesetz über die privaten Ver- 
siebenings-Untemehmnngen, das Geschmadtsmnstergesetz, sowie die Seemanns* and 
Strandungsorduung berücksichtigt. Ref. kann nur die Anerkennung Torbehaltloe 
wiederli<den, welche er der ."^annaluiiLT in friiliereti Jahren gezollt hat. Die weite 
Verbreitung derselben in den Juristeukreiseu ist der beste Beweis ihrer Brauchbar- 
keit und Zuverlässigkeit. Dr. L. Fuld, Mainz. 
WarMyort JnhrlNMb dar EttMluMeigm. A. Zivil«, Bandeis» and Prosessreeht, 
0. Jahrg. (1907), nebst ErgftDzungsband, enthaltend die nicht in der amtlichen 
Sammlung abgedruckten, zivilrechtlichen Entscheidungen des Reichsgerichts i Heft i 
bi^S). B. Strafrecbt und Straf prozess. 2. Jahrg. (Iüü7j. r. Arbeiterver» 
sieh ernngsre cht. 1. Jahrg. (1907). Leipsig, Rossbergeeher Verlag. 
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Zu dein Tnlirbncli für Zivil-, Hixudels- urnl Prozpssrecht (A^ ist im voricfen 
Jahre das Jahrbiicli für Straf recht und .Strafprozesü (B.) and in diesem Jahre für 
ArLoiterversicfaerungsrecht (C.) btnzogetreten , welchem sich demnächst noch das 
Jabrbndi für Verwaltnngeieeht aaselilieweii soll. Mil Becht kSnnen «bdann die vier 
Abteiinngen des Warneyersthen Jahrbuchs als eine alljährliche einheitliche Daratellnng 
der Literatur und Reclitsprechunpr zum gesamten deutschen Reichsrecht bezeichnet 
werden, welche an ausserurdentlicher Gründlichkeit der Bearbeitung, Vollständigkeit 
des iBhalta und Klarheit der eyatematieebeB Einteilung niehta sn wflnechen ttbrig 
Uhn( und in ihrer Art uuObertroffen dasteht. Um die MOglielikeit «i gewihren, 
aach die in der amtlich« n SLinnnlung nicht abjjednickten, wiehtii^ftreu zivilrechtlichen 
Entscheidungen des KciLhsgeiichts im Wortlaut kennen zu lernen, werden dieselben 
fortan in einem in monatlichen Lieferungen erächeiuenden Ergänzungsbunde zur Ab- 
teilonf A, TerBffentlielit. Aneh diese Einriehtnng iet höehet sweoknitaig nnd ent* 
spricht einem fOhlbaren Bedürfnisse. In seiner nunmehr erreichten Vervollkommnung 
ist dan Warneyer^r ho Jahrbuch ttlr die Arbeiten des Praktilcers wie des Theoretikers 
von ;^ril.ssteui Interesse. Dr. Kger, IJerlin. 

Westhoff, Wilhelm, Kcchtsanwult. Bergbau und Grundbesitz nach preuäsiscbem 
Beeht unter Berflcksichtigttng der flbrigen deatsehen Betggesetie. 8 BBnde. Berlin 
1904, 190G. J. Guttentag. 

Ha-^ Werk enthält in zwt-i Bünden eine umfa.ssende Darstellung der Recht.s- 
verhiiltuiääo deä Bergbaue^i in bezu^' auf den Grundbesitz nach preusäischem Rechte 
nnd unter BerOcksiebtigung des übrigen denteehen Bergrechts. Band I behandelt 
unter Zngnindelegang dw 8§ 148—152 des Allg. Prenss. Berggeaetiea Tom 24. Jnni 
18G5 den Bergschaden (Schadensersatz für Beschädigungen des Grundeigentums), 
Band 11 die (irundabtretuni? zum Zwecke des Betriebs beliehener Bergwerke 
^ 135—147 1. c.j, das Verhältnis des Grundbesitzers zum Schürfer 3—11 1. c.) 
nnd das Verhältnis des Bergbaues sn den MRontlichen Verkehrsanstaltoii (g§ 168 bis 
165 1. c). Mit voller Beherrschung des schwierigen Stoffes, mit grosser Klarheit und 
Feber^iclitlichkcit und mif V'trziii,'lirher Sarlikenntnis hat der Verfasser die (Grund- 
sätze dieses wiclitigeu (iebietes tle.s yreussischcu und deutschen Bergrechte erörtert 
nnd damit ein wissenschaftlich hervorragendes, für die Theorie und Praxis gleich 
wertToltes Werk gesehaifen. FOr das Bisenbahnrecbt ist der das VerliUtnis des 
Bergbaues an den öffentlichen Verkehrsanstalten unifasäcndc dritte Teil des 
II. Bandes von besonderer Bedeutuns; , welcher mit sorgfältigster Berücksichtigung 
der Literatur, Kechtsprecbuug und Gesetzesmaterialien alle wichtigen Fragen auf 
das Eingehendste erliUitert. Von nicht minderen Intttresse ist die Dantoilnng des 
Enteignungsrechts sowie der Verhältnisse der Bergwerksbahnen. Dem gediegeneB 
Werke wird es an einen grossen und wohlverdienten Erfolge nicht fehlen. 

Dr. Meyer, Berlin. 

AtdlMbtni, N. Das Uesets Uber das Postwesen des deutschen Reiches vom 28. Ok- 
tober 1871. Berlin 1908. Jnl. Springer. 

Braun, R. Ueber die R' lit v rhältnisse der Post zu den Absender und zu dem 
Adressaten beim einfaclieu \ ertrajirc über die BeförderOBg Ton Brief en und Paketen. 
OSttingen 1908. Vaudeuhoeck d Rupprecht. 

Blinnr. BeditsveriiXltnisse swisehen Motorwagen-Besitur und -FBhrar. Bertis 1907. 
Boll & Pickardt. 

Ecker, F., Landrat. Rheinisches Wegerecht. Berlin 190(). Carl Ileyraann. 
Engelmann, A. r)as deutsche Handels-, Wechsel- und Seerecbt. 2. Aufl. Berlin 1907. 
J. Gutteutag. 
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Jabrg. 34 Nr. 30 S.484); — vom 27. Juni 1907, betr. die Beförderung von Briefen 
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SadNM, KSnigreieb. Ges. von 18. Deaember 1907 aar Abindemng des Ga^ tum 
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^'r. Putsch, des Oi'stei r. <Hk rstni Oerichtskofes. 

Vom 26. November 190ü, 

(AUg. Tar..ADS. XXVIl UM6) Nr. 7 H. 188.) 

§ 70 EiMttbBeirRgl. V«rttli«|iaf des Atoendere Iber de« Verktif dei Gits. 

Nach § 70 BetrBgl. hat bei Ablieferung.sliindeinissen die Empfangs« 
Station den Absender durch Vermittlung der Versandstation von der 
Ursache des Hindernisses in Kenntnis zo setzen und ist womöglich der 
Absender von dem bevorstehenden Verkaufe zn verständigen. Ans 
der Gleichheit des Namens des Absenders und des fimpftngers mnsste 
noch nicht anf die Identität beidei' geschlossen werden. Der Umstand, 
dass die bahnseitige Verständigung von dem Verkaute an Roman P . . . 
fvgmg, ist aber die Folge der ungenauen und unvollständigen Bezeich- 
nuii»; des Absenders, deren Folgen nach § 53 BetrKgl. der Absender zu 
tragen hat. 

Die gesetzlichen Vorschriften werden auch nicht dadurch ausser 
Kraft gesetzt, dass ausschliesslich für den internen Dienst bestimmte 
bahnseitige Vorschriften weiter gehen und etwa in einem solchen Falle 
auch die Verständigung des Destinatars vor.«chreiben. Allein auch ab- 
gesehen hiervon ist im vorliegenden Falle der Zusammenhang der Unter- 
lassung mit dem eingetretenen Schaden nicht erkennbar, da der Kläger 
in Kenntnis von dem bevorstehenden Verkaufe der Sendung nichts vor- 
kehrte, sondern sich durch mehr als zwei Jahre passiv verhielt Dieses 
Vorgehen entspricht in keiner Weise der kaufmännischen Diligenz, 
deren Abgang Kläger nach Art 282 HOB. zu vertreten hatte. 



Nr. 847. £ntwseh. des Preiiss. Oberverwaltnngsgeriehts. 

S.Senat. Vom 7. Januar 11)07. 

(PrEisenbArcl). 19ÜH Heit a S. 499. Entscii «1 nvi; Hd mi s loo ' 

45 Abs. 1 KrankV6. § 144 GewUVG. Umfang der UeberwachungspHicht der Aufsichts- 
bflhlNsn sowie tf«r MWrt dar KraikMlisatM n HitMiiaisa an dte BeniftsMtMMi' 

«ohafi«. 

ÜDter den gesetzlichen Vorschriften, deren Befolgung die Auf- 
sichtsbehörde nach §45 Abs. 1 des Krankenversicherungsgesetzes zu 

Ks«r. KlMOtoliUMhtlleb« KatseliAidniiffen XXIV. 23 
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flberwachen hat, dnd nicht nur die Vorschrifteu des KraDkenreniche- 
ningsg^esetzes selbst, sondera alle die ErankenkasBeo betreffiBoden ge- 
setzlichen Vorschriften zn verstehen. 

Die im § 144 des Gewerbe-Unfallver.'jicherungs^psetzee den Kranken- 
kassen auferlegte Verpfliclitnng, den Organen der Beriifsgenossenschaften 
alle Mitteilungen zukommen zu lassen, die für deren Gescliäftsbetrieb 
von Wichtigkeit sind, ist dahin zn verstehen, dass über das. was für sie 
von Wichtigkeit ist, in erster Linie die Berufsgenosseuschaft im 
Bereiche ilirer gesetzlichen Wirksamkeit zu befinden hat, nicht aber 
das von ihr um Mitteilung ersuchte Krankenkassenorgan. Die Grenze 
des den BerufsgenosseDSchalten im § 144 a. a. 0. gegebenen Reciits wird 
nur dann flberschritten , wenn Anforderungen auf Grund dieser Be- 
stimmung gestellt werden, die im Sinne der Vorschrift sweckwidrig 
oder zwecklos sind. 



Nr^ 1348. Entseh. des Olierlandesgerlehts Marienwerder. 
Vom 10. Janaar 1907. 

(PrUMnbAreh. 1968 Haft a & m) 
Wenn ein Kreis, der vertraglich verpflMitet itt, den zum Bau einer Eisenbalin erforder- 
lichen Grund und Boden dem Eisenbahnflskus unentgeltlich zu Uberweisen, die Mittel zur 
Verzinsung und Tilgung einer behufs Deckung der dadurch entstehenden Kosten aufge- 
wnmmmm» MM» diroh MtlriMtaitiNii MinMtar KraiMi MfbriiHitf m hat der n 
VeraiaMtlsniea leraiiieieiMi Eltanbahiiflskus Aitpreoli auf tfsres Eralatlmg leiaa 

den Kreil*). 

Nach dem Vertrage der Parteien aus dem Jahra 1898 ist der Be- 
klagte verpflichtet, dem Kläger das Eigentum an dem zum Balinbaa 
erforderlichen Grund und Boden unentgeltlich, d. h. so zu verschaffen, 
dass der Kläger zu den Kosten des Grunderwerbs nichts bei- 
zutragen hat. An sich würde aus dieser Vertiagsbesliinniung für den 
Beklagten die Verbindlichkeit folgen, auch Vorausieistunf^en der ge- 
dachten Art, die sich eben als Beiträge zu den Grundei werliskusten 
darstellen, vom Kläger nicht zu erheben. Mit Rücksicht auf deu Um- 
stand, dass die Vorausleistungen, welche auf Grund des § 13 der Kreis- 
ordnnng erhoben werden, Steuern sind, ist nun allerdings eine privat- 
rechtliche Verbindlichkeit des bezeiclineten Inhalts nicht mOglich, und 
mnss sich der Klftger daher wie jeder andere Kreisangehörige gefallen 
lassen, dass auch er so den Voransteistnngen herangezogen werde, die 
zur Deckung der fraglichen Omnderwerbskosten bestimmt sind. Durch 
seinen fieschlnss, diese Kosten im Steuerwege anfznbringen, konnte 



<) In einem Hhnlirhen Falle bat das Oberlandesgericlit in Stettin nntem 9. Ok> 
tober liM)7 iu Ueui^'lbeu Sinuc «rkauut. 
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aber der Beklagte selbstvei -sländlicli an den wohlerworbenen 
Rechten nichts ändern, die dem Kläger durch den Vertrag- 
scblnss vom Jahre 1898 erwachsen sind. Und deshalb ist die 

notwendige Folge der Gestaltung-, die die Dinp:e durch jenen Besr*]iliiss 
erfahren haben, dass der Beklagte die Beiträge zu den Urund- 
erwerb.skosten . die er kraft öffentlichen Kechts vom Kläger 
erhoben hat, diesem auf Grund seinei privatrechtlichen Ver- 
pflichtung zurückerstatten niuss. Dass aus üftentlichrechtliclien 
Gründen eine solche Krstattungspflicht nicht bestehen kannte, lässt sich 
nicht annehmen; denn ein Eingriff iu das Besteuerungsrecht des Be- 
klagten wird dai«b die QeltendmaelinBg dea ans jener Verpflichtung 
iiiessenden Privatrecbts keineswegs bewirkt. 

Nr. 349. £ntseli. des i^berlnndesirorichts Hamburg. 

Vom 1 5. Januar 1 907. \) 

(Deatäche Stras».- a. Kleinb.-Ztg. \XI i,190«> Nr. s 8. IM.) 

§ 1 BHaflpM. § 204 BfiB. He ItatM BfMilsienhriWiksil tfir BtMlalM kaan gegen- 
UMr dM ■nScMtohm «IfeaM VtrselwliM des Vtrusglloktai alcM alt «la Mitwirkeadas 
Vtrtclisidta tai Sime des § 254 BGB. angesehen werden. § 254 findet asf die deM § 1 

HaftpflG. unterstehenden Fälle keine Anwendung. 

Das (iesitz vom 7. Juni 1871 l)etr. die Haftpflicht dei- Ei.senbahnen 
schliesst die Haftung des BetriebMintenuhmers für den im Betriebe 
entstandenen Schaden dann aus, wenn er beweist, das.s der Unfall 
durch eigene.s Verschulden des Verletzten verui sacht ist. und das Be- 
rufungsgericht vermag sich der in der Entscheidung des Reichsgerichts 
vom 18. Dezember 1905 ausgesprucheneu Auffassung nicht anzuschliessen, 
dass ein Unfall, der bei dem Betriebe einer Eisenbahn sich ereignet, 
niemals allein anf das Verschulden des Beschädigten als Ursache zorQck- 
gefilhrt werden kOnne. Ein derartiger Sechtssatz steht im oflfenen 
Widerspruch mit § 1 des Haftpflichtgesetzes und kann auch durch 
§ 254 BOB. nicht zur Geltung gebracht sein. 



Nr. S&O. Entsoh. des Oberlandesgericht« Darmstadt. 
2. Zivilsenat Vom 18. Januar 1907. 

(OJZ. Zill (leo») Nr.T S.4ei:) 
Aafahrea ehwe Aetomoblls gegen den Schlagbaum eines beieuchtetea BahilkeifMigt. 

Besondere Sorgfaltspflicht des Autofflobilführers. 

Ein Automobil fuhr am Abend des 7. tSeptember an dem beleuch- 
teten Bahnübergang zu 0. wider den geschlossenen Schlagbaum, so dass 



') S. Bd. XXIV Nr. 82 72 aiö*. ZeiUichr. 
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Entaofa. da Oesterr. Obersten Geriohtdiofet vom 28. Jawur 1907. 



die Fahrenden verletzt wuidei). Ihre Klage auf Schadensersatz ond 
Schmerzen sp^eld ^egen den fiisenbahnAskas wurde iu zwei Instanzen ab> 
gewiesen. Das OLG. erwog: die Fahrer hätten die dortige Strasse 
und die Kurven «gekannt, liiitten auf 20 oder doch 11,50 m Entfernung 
den Schlagbauni .sehen müssen, ilm auch, wie zuge.<?tanden , auf 10 m 
gesehen und hätten nach der PolVO. iui.staude ssein müssen, den Wagen 
auf 8 ni anzulialten. Da trotzdem der Unfall nicht veruiieileu worden, 
so seien entweder die Vurschrifteii uielit beobachtet oder nicht die ge- 
hörige Voreicht angewendet worden. Das RG. (JW. 1906 S. 681) habe 
zutreffend au.«igesprochen : ,die ausserordentlich grosse Gefahr, 
welche mit dem Antomobilverkebr auf (Hfeatlieben Strassoi Terlrnftpft 
ist, bedingt im Interesse des Publikums eine ganz besonders grosse 
Aufmerksamkeit und Vorsicht des Automobilfahrers*. Im 
Fragefall sei das Verschulden des Fahrers so erheblich und sicherlich 
80 überwiegend, dass § 254 BGB. ausser Betracht bleiben milsse. 

Nr. S51. Eutsdi. des Oostcrr. Obersten Ueriehtsliofes. 

Vom 22. Januar 1907. 

Oestorr. Eisenb.-Verordn.-Bl. (1908» Nr. 17 S. 1».) 

Eriiehungsbeiträge, weiche die Witwe eines StaatobedieosteteR für ihre Kinder bezMil» 
tfMl M BersslMMSf dar isr Exskiilios sstarHsiMidss Bsslfs Meter Wünrt sielit !■ 

AsicMsi II brisi««. 

Zwar sind die nach § 8 des Gesetzes vom 14. Mai 1896, BGBl. 
Nr. 74, auszuzahlenden Erziehungsbeitrftge der Kinder eines Staats- 
bediensteten dessen Witwe anzuweisen, utid ist diese allein zu deren 
Bezug berufen. Es ist aber nicht zu übersehen, dass diese Beiträge 
der Witwe nicht zu ihrem Unterhalte, sundern mit dem be.sonderen 
Zwecke gewährt werden, zur Jiestreitiing der Erzieluins'skosten der un- 
versorgten Kind«'! zu dienen. Hiernach liat der im IhO AB(il5. aus- 
gesprochene (irundsalz zur .Vnwenduii^ zu gelangen, und irejit es nicht 
an, ihn durch den Znjiritl' von (iläubi-reni der Mutter vereiteln zti hi.ssen, 
wie dies für einen analu<;en Kall im v? 380 K( ). ausdrnckli(;li anerkannt 
erscheint und seinerzeit schon im Hofdekrete vom 15. Mai 1818, J. GS. 
Nr. 1465, Beilage II, § 2, sowie im Hofdekret« vom 18. Juli 1840, PG& 
Bd. 68, S. 280, dazu geführt hatte, die Erziehungsbeiträge, welche Be- 
amtenswitwen für ihi*e Kinder yerliehen werden, als Ton gerichtlichen 
Verboten und Pfändungen ausgenommen zu erkifti-en. 



£Dt5cb. des Oesterr. Obersten Uericbtshofes vom 2U. Januar 1907. 
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Nr. 35d. Entsch. des Omterr. Obenteil Geriehtshofes. 
Vom 29. Januar 1907. 

(Allg. Tar.-Anz XXVII (1906) Nr 19 S. 898/9.) 

Wenn ein Schaden aus dem äusserlich erkennbaren Mangel der Verpackung entstanden 
ist, kann sich die Bahn auf die die Haftpflicht ausschliessende Bestimmung des § 77 (2) 
BetrRgl. nur berufen, wenn der Aufgeber den Mangel der Verpackung aif dm Fraoht- 
brltf« UMTkaiHrt bat Dia von dM AbiMdar abgaiabaaa basondar« Erkläniiig 9Ml|t idabt 

Die aaf § 503 Z. 4 ZPO. gestfttste Revision ist nicht begrAndet. 
Der Umstand« dass im gegenständlichen Falle der Frachtbrief eine Er- 
klftrong des Absenders, betreffend die Anerkennung einer mangelhaften 
Verpackung, nicht enthält, ist keineswegs als ein unwesentlicher Form- 
mangcl anzusehen, weil, wie sich aus den Bestimmungen des Eisenbahn- 
ßetriebsreglements, insbesondere den §§ 54, 58, 66 und 67 ergibt, das 
Rechtsverhältnis zwischen der Eisenbahn und dem Empfänger des 
Frachtgutes durch den Inhalt des Frachtbriefes bestininit wird. Die 
gemäss § 58 HetrRgl. si'itens des Absenders abgegebene besondere 
Erklärung wird nacli dem Wortlaute und dem Sinne der Bestimniuugen 
des bezogenen Paragiaiihen nur der Versandstation ausgestellt, sie er- 
setzt aber keineswegs das Erfordeinis des Anerkenntnisses der Mängel 
im Frachtbriete selbst, zumal diese besondere Erklärung sich nur auf 
das Verhältnis des Absenders zur Bahn bezieht, was ja auch im Abs. 3 
des ^ 58 BetrRgl. seine Bestätigung findet. Im vorliegenden Falle 
wurde nun auf Grund des festgestellten Sachverhaltes mit Recht nur 
ein äusserlich erkennbarer Mangel der Verpackung als Schadensursache 
angenommen, zumal ja nach dem Gutachten der Sachverständigen eine 
Korfoumhttllung fOr einen Glasballon eine mangelhafte Verpackung be- 
deutet Dieser Mangel hätte, um die Bahn von der Haftpflicht zu be- 
freien, auf dem Frachtbriefe vom Aii^eiuler anerkannt sein müssen. 
Da dies nicht geschehen ist, 80 sind die Voraussetzungen des § 77 
BetrRgl. für die Ausschliessung der Haftpflicht der Bahn gegenüber 
dem Empfänger nicht gegeben, vielmehr ist die Beklagte nach § 75 
Beti'Rgl. dem Kläger ersatzpflichtig. 

Xr. "ib^, Eat&iih, des Bezirksgerichts fUr Uaudelssac'heu iu Wien. 

Vom 12. März 1907. 

(All«. Tw.-Am. ZZ?II (190S) Nr. U & «M.) ' 

NMrtbaibriiiimf der laab 1 73 (3) Batrlt|l. arfürdarlaa Batabahrigani Ibar daa Wart 

des in Verlust garaianen Gutes in der aussargariahtlichen Reklamation: Rechtalblim 
dieser Unterlassung auf den a) Zinsen-, b) Kaatamapruch in dem nachfolgenden Prozesse. 

Nicht beipflichten konnte dagegen das Gericht der Ansicht des 

Klägers, dass ihm Verzugszinsen vom 10. November 1905 gebühren. 

Nach § T6 Beti-Kgl. bezwecken Keklamatiouen die gütliche Verständigung 
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fintiwh. des Frauzüs. KatutatioDsbotcs vuiii lU. Hiirz 1907. 



fiber die ans dem FrachtTertrage sich ergebenden Parteiaasprikcbc. Der 
Kläger bat zwar diesen Weg betreten, aber nicht die im § 73 (3) ge- 
forderte Bescheinigung ttber den Wert des Gntes beigebracht. Dadurch 
war die Beklagte ausser Stande gesetzt, sich über die ziffermässige 
Höhe des Anspruches sofort zu entscheiden. Und wenn sie in weiterer 
Fulge dieser Aasseracküassnng einer reglementarischen Vorschrift seitens 
des Klägers genötigt war, selbst Erhebungen einzuleiten, in welcher 
Höhe der erhobene Anspruch liquid sei, dann liegt auf ihrer Seite keine 
Verzögerung in iljrer Zahlung-sptiiclit vor. Eine solche Verzögerung ist 
aher mindestens mit dem Tage der Reklaniationserledigung eingetreten, 
(bie könnte vielleicht srlxiii in einem früheren Zeilpunkte eingetreten 
sein, wenn vorliegen winde, dass die Beklagte die notwendig gewesenen 
Erhebungen ungebührlich hinausgezogen habe, was jedoch seitens des 
Klägers nicht behauptet worde.) Am Tage der Reklamationserledigung 
waren abei* diese Erhebungen jedenfalls abgeschlossen und war die 
Fälligkeit des Anspruches eingetreten. Wenn die Beklagte durch das 
Ergebnis der von ihr gepflogenen Erhebungen irregeleitet war, so tiifflt 
das nur sie allein, wenngleich es sie gegen den Verdacht einer mut- 
willigen Prozessfihrung schätzt. Mit der Frage der eingetretenen 
• Fälligkeit der Forderung als solcher hat aber dies gar nichts zu tun. 
Die Entscheidung hinsichtlich der Prozesskosten gründet sich auf 
§ 41 ZPO. In dieser Beziehung ist noch folgendes zu bemerken: Die 
Frage der Verpflichtung zum Kostenersatze wird ausschliesslich durch 
die Zivilprozessordnung geregelt. Es kann sich daher nur darum 
handeln, ob die Kosten zur zweckentsprechenden Rechtsverfulgung not- 
wendig waren oder nicht. Dass 78 (3) BetiRgl. zur gütlichen Aus- 
tragung des erhobenen Anspruches verlangt, dass der Reklamation eine 
Bescheinigung über den Wert des Gutes beizulegen sei, hat mit der 
Frage, welcher Streitteil mangels des Zustandekomuiens einer gütlichen 
Vttständigung die Prozesskosten zu ersetzen habe, schlechterdings gar 
nichts zu tun. Nicht deshalb wurde der Bechtsstreit notwendig, weil 
die Bescheinigung nicht beigebracht wurde, sondern deshalb, weil 
die von der Beklagten gepflogenen Erhebungen sie zu der irrigen 
Meinung veranlassten, dass der Anspruch des Klägers ein flbermässiger sei. 

Nr. 954. Bntseh. des FnunVs. Kassattonshafes. 

Vom 19. März 1907. 

(ZflAtaebr. f. d. Internat F.Uvnb -Tran«)» XVI Nr 3 S i06. - AbbaIM des cbemlna de f«r 1M7 8. MS.) 
hrternai Utllor«ink. Art. 15, 26. Klage des Absenders gegen die EisenbilM, satMtM 

die Sendung dem Empfänger ausgeliefert worden ist. 

Nach deu Bestimmungen des beruer interuatioualeu Ueberein- 



EnUub. des Haudelsgeriditi Prag vom 19. Marz 1Ü07. 
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kommens bat unr der TerfBgnugsberecktigte eia Klagerecht ans dem 
Frachtverträge; anderseitfl geht gemäss Art. 15 des gleichen Ueber- 

einkomniens das VerfQgiingsrecht des Absenders selbst dann, wenn dieser 
noch im Besitze des Frachtbrief duplikats ist, unter, sobald nach An- - 
kuot't des Gutes am ßestimmuDgsorte der Frachtbrief dem Empfänger 
fibergeben worden ist. 

Im vorliegenden Falle geht aber aas dem augegrittenen Urteil 
hervor: 

1. dass der Empfänger des vom Streit betroöeueu Kollo der Re- 
präsentant oder der Mandatar des Absenders war; 

2. dass (las Haus G., welches das Kollo abgesendet hatte, Eigen- 
tümer desselben geblieben ist und das Verfügungsrecht darttber be- 
halten hat 

Das Handelagericht in Lyon hat, indem es nnter Inbetrachtnahme 
dieser von der Eassationsinstanz nicht weiter m prfifenden Feststellung 
der tatsächlichen Verhältnisse die Klage des Hauses G. gegen die P. L. M . 
gntgeheissen hat, keine gesetslichen Vorschriften verletzt 



Nr. 355. Bntseh. des Handelsgcrielits Prag. 
Vom 19. März 1907. 

CAUg. Tar.-Anz. XXVII (iflM) Hr. 10 8. iil.) 

Eine Betriebsstörung allein hebt die Verantwortung der Bahn für die Versäumung der 
Lieferfrist nicht auf, die Bahn muss vielmehr noch beweisen, dass sie die Betriebs- 
störung weder herbeigeführt hat noch abzuwenden vermochte. 

Selbstredend ist die durch Anhäufung von Frachtgütern verursachte 
Verstopfung einer Station ein Ereignis, welches auf den Betrieb selbst 
gewiss auch von Einilnss ist. Nachdem Jedoch der Eintritt eines solchen 
Ereignisses an und fOr sich die Haftpflicht der Bahn bei Nichteinhaltung 
der Lieferfristen nicht ausschlieest, so muss — wie dies der erste 
Biehter ttbrigans anch schon erwogen hat — festgestellt werden, ob 
das in Rede stehende Ereignis nicht auch von der Bahn hätte abge- 
wendet werden kOnnen. Diesfalls darf nicht flbersehen werden, dass 
die Bahn gewiss vor allem jene Mittel anzuwenden gehabt hätte, welche 
ihr die in dieser Beziehung mit dem Eisenbahn-Betriebsreglement über- 
einstimmende Verkehrsordnung für die Eisenbahnen des Deutsclien 
Reiches zur Verfügung stellt. Solche Mittel sind die Verweigerung der 
Annahme von Frachtsendungen nach den betreffenden Stationen, hier 
also die Nichtannahme von Kartotielsendungen nach Belgien über 
Herbesthal (§ 55 Abs. 1 RB.), die Erhöhung des Lagergeldes und des 
WagenstaudgelUeü, die AbkUrzung der Lagerfrist, die Beschränkung der 



Entscb. den Detttsclieii BeiohagericlitH vom S5. Mftn 1907. 



Isgerziiisfreien Zeit nud uamentlicli die Ausladung der Sendniif? auf 
Ocfahr und Kosten des zur Abladung verpflichteten, jedoch säoinigeu 
Empfängei's (§ 69 Abs. 5 und 7 BetrRgl.) Der Berufungswerber hat 

nicht einmal behauptet, auch nur eines ilieser Mitte] in Anwendung ge- 
bracht zu liaben, so dass auch das Berufungsgericht gleich dem ersten 
Richter zur üeberzeiigiuig gelangt ist. dass von eiueni Ereignisse, 
dessen Folgen die Bahn bei Anwendung der Surgfalt eines ordentlichen 
Frachtführers (Art. 397 RQ.) nicht hätte abwenden küuueu, keiue Rede 
sein kann. 

Nr« 356. Entseh. des DcMitschen Retchsgcrtehts. 

6. Zivilsenat. Vom 25. März 1907.') 

(8p«d.- n. äelilff..Ztff. XVI UM») Nr. 11 S. 198. — Entscii. d. Beicbsger. I. ZtrUt. £d. 66 S. »98. - J\V. 

1907 S.aOt Nr.B.) 

§ 281 ZPO. fi§ 2Q0,8S2 BBB. Oirok EriMbrng «insr Ttilklai« wM fir dM RleH 
gtfclagtiii Teil der Lagf der Verjahrmg nicht unterbrochen , auch dann nicht, wMi tai 
Laufe des Prozesses die Kiage auf das Ganze erweitert worden Ist. 

Der Kläger hat zwar in der niiindlichen Verhandlung nach Ab- 
lauf der Verjälining den Klageantrag auf den ganzen Anspruch 
erweitert und vertritt die Ansicht, dass wenigstens in einem solclien 
Falle die Verjährung des ganzen Anspruchs durch die Eihebnng der 
Teilklafre nnterbrorhen worden sei. Allein diese Ansicht kann nicht 
für zutretteud erachtet werden. Sie wird auch von fast keinem Be- 
arbeiter des Bürgerlichen Gesetzbuches geteilt. Nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbaebe tritt eine Unterbrechung der Verjährung nar insoweit ein, 
als der Elageanspmcli rechtsh&ngig wird, und damit die Möglichkeit 
einer reehtskr&ftigen Entscheidung gegeben ist. Durch die Erhebnog 
der Teilklage ist daher jedenfalls zunächst die VerjährjiDg nur wegen 
des eingeklagten Anspruchsteiles unterbrochen; wegen des Restes l&uft 
sie weiter; und wenn nicht vor Ablauf der Verjährung die Teilklage 
auf das Ganze erweitert wird, ist der Restanspruch verjährt, der Ver- 
pflichtete also berechtigt, die Befriedigung des Berechtigten wegen des 
Restansprnchs zu verweigern. Es ist völlig ausgeschlossen, dass diese 
Wirkung der bereits eingetretenen Verjälirnng durch eine an und fi'ir sich 
zur Unterbrechung der Verjährung geeignete Handlung des .Anspruchs- 
berechtigten nachträglich wieder wegfallen kann. Die Wirkung der 
Rechtshängigkeit des Hestanspruches kann nicht znriickl)ezögen werden 
auf den Z(?itpuukt, iu dem der Teilauspruch rechtshängig geworden ist 
(§ 281 ZPO.). 

Ebenso Bntsch. vom 11. November 1907, Wanieyer, Erg.-Bd. 1906 Heft 2 S. 83. 
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Nr. 957. Entseh. des Prenw. OberYcrwaltangsgoriohts. 

8. Senat. Vom 8. April 1907. 

(PrEl«enb\n h isos Heft 2 S. 499, Entach. H ('\ (" IM ^i' s lo.i 
Fortsetzung der früheren Krankheit im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes. 
Die bei einem bereits früher krank gewesenen Ka>seiiiintg;liLHle 
hervurtreteiule, seine IJnter.stiitzung' aus r.ttt'iiilirlu n .Mitteln erfordernde 
Krankheil ist im .Sinne der Vorschriften lies Krankfn\>rsichei nii[isL:esetzes 
aks Fortsetziin<4' seinei' früheren Krankheit anzustellen und stellt 
danach keinen neuen Unterstiitziiugsfall dar, wenn das Kassen milglied 
seit der früheren Erkraukuug trotz wiedererlangter Erwerbs- 
fähig keit nod Wiederaofnahme der versichemngspflichtigcn Be- 
schäftigung doch fortdanemd der ärztlichen oder arzneilicben Behandlung 
bedurft hat. 

Kr. äüh. Klitsch, des rreuss. (MicrvorMaltiingsgcrichts. 

3. Senat. Vom 11. April 1U07. 

(VrElsenbAreh. IMW Ueft 3 S. 4»9. - Rntacb. d. OVG. Bd. ao ü. m.) 

Veriatt ie» Anspruchs «sf KrankMfsM bei Fortsttnai 4» ArbsH. 

Ein Arbeiter, der an einer ihn erwerbsunfähig machenden Krank- 
heit leidet, trotzdem aber die seine Versicberungspflicht begi-findende 
Beschäftigung gegen vollen Lohn unter Leistung wirklicher Arbeit fort- 
setzt, hat fttr den Zeitraum, während dessen er trotz seiner Erwerbs- 
unfähigkeit gearbeitet hat, keinen Anspruch auf Krankengeld. 

Kr. 259. Entseli. des Fraii/Hs. Kassationshofes. 

Vom 7. Mai 1907. 

ZcUsclir 1 il iiitfriuu Kixpiil. Trunsii Wl i90K Nr 4 S. 135. Ann.iles dos cbeniiim dc fcr 11>07 S iSi» , 

Internat. Uebereink. Art. 30, 31 ZifT. 5. Die Eisenbahn ist für den Schaden verantwort- 
Hek, iir aif masislliafto BifMrtMieii fir im Vtriatf dsr Tiere ivrlduiiflhrai ist 

Wenn auch gemäss dem in Betracht kommenden Spezialtarif die 
Verladung in der Abgangsstation und die Ausladung am Bestimmungs- 
orte dem Absender beziehungsweise dem Empfänger obliegt, so ist die 
Eisenbahn doch verpflichtet, fttr die dazu erforderlichen Operationen 
ein Sicherheit bietendes Material zur Verfügung zu stellen. 

Aus dem Urteil des Handelsgerichts ei gibt sich nun, dass die dem 
Kläger zur Verfügung gestellte Ladebrücke sehr schadhaft Avar, indem 
sie zwischen dem Wagen und der Rampe nicht befestigt werden und 
sich daher wHhrend der Verladung unter dem Pferde bewegen und .so 
unausweichliche Unfälle verursaclien konnte. Die l)eklagte Eisenbalm 
hat also ein unijenügendes und gefährliches .Material geliefert, welches 
den Sturz de.*^ I'feides und die daraus folgenden Verletzungen des 
letzteren veranlasst hat. 
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EutNcb. des Landgerichts Bautzeu vom 14. Mai 19Ü7. 



Mit der Verarteiliing der Eisenbahii zum Ersatz des entstandenen 
Schadens hat das angegriffene nnd genflgend begründete Urteil die von 
der Eisenbahn angemfenen gesetzlichen nnd tarifarischen Bestimmongen 
nicht verletzt, sondern diese im Gegenteil richtig angewendet. 

Aucli ergibt sich aus dem angegriffenen Urteil nicht, dass der Un- 
fall der Ungeschicklichiceit oder ünvor.sichtigkeit des beim Verlad be- 
schäftigten Stallknechtes de.s Absenders zuzuschreiben wäre, in welchem 
Fall ein gemeinschaftliches Verschulden vorhanden wäre, dem vom 
Richter Rechnung getragen werden müsste. Denn wenn das Handels- 
gericht auch die Begründet lieit der in dieser Beziehung gemachten Aus- 
stellungen als möglicherweise richtig angenommen hat, so hat es dagegen 
erklärt, dass, wenn die Ladebrücke sich nicht verschoben hätte, der 
Unfall nicht oder unter ganz anderen Bedingungen, welche zur ¥rei- 
sprecbnng der Eisenbahn hätten ftthren können, eingetreten wftre. Es 
ist also auch darin, dass unter diesen Uniständen der letztern die Ver-^ 
gfltnng des ganzen durch ihre Schuld verursachten Schadens auferlegt 
wurde, eine Gesetzesverletsong nicht zu finden. 



Nr. 260. Eutseh. des Landgerleiits Bautzeu. 
Vom 14. Mai 1907. 

(SSeltt. Arek. Jahr«. S (iwq Mr. 7 & ifi.) 

Naflmii fir SclMdss, ier wihreMl des Baus elnsr Privitbaha isreli Fvikealai «■!• 

standen ist. 

Aus dem Keclite des Eigentümers, andere von jeder Einwirkung 
auf seine Sache auszuschliessen (BGB. § 9()Ht, ergibt sich, dass er die 
Zuführung von Funken von anderen Grundstiicken auf sein Besitztum 
nicht zu dulden braucht. Nur insoweit muss er sie sich gefallen lassen, 
als sie die Benutzung seines Grundstückes nicht oder nur unwesentlich 
beeinträchtigt oder darch eine Benutzung des anderen Grandstftckes 
herbeigefttbrt wird, die nach den Ortlichen Verhältnissen bei Gmnd- 
stäcken dieser Lage gewöhnlich ist (BOB. § 006). Weder die eine 
noch die andere Ausnahme ist hier gegeben. Denn das Hinttberfliegen 
von Funken auf ein Waldgmndstftck hat» zumal wenn es sieb, wie hier, 
um Kiefernwald in sandiger Gegend handelt, bei trockener Witterung 
eine erhebliche Feuersgefahr für den Waldbestand im (befolge und be- 
einträchtigt infcrigedessen seine Benutzung wesentlich. Und die Er- 
richtung einer Bahnanlage und das Befahren des Bahnkörpers mit einer 
feuergefährliche Funken aussprühenden Lokomotive, also der Betrieb 
eines mit gemeiner rJefalir verbundenen Gewerltes, kann nicht als die 
gewöhnliche Benulzungs weise von Uriiiidstücken anjxesehen werden. Die 
Zuführung von Funken von der Bahn der Beklagten her auf die Grund- 
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slAcke der KIftger stellt hiernach cineo widerrochtlicbon Eingriff in das 
Eigentumsrecht der Kläger dar. Die Eigenschaft der Widerrechtliehkeit 
wOrde nnr dann wegfallen, wenn die Anlage und der Betrieb der Bahn 
in dieser Weise staatlich genehmigt und dadurch aus Cffentlichrechtlichen 
Grfinden der gefährdende Betrieb zu einem erlaubten geworden wäre. 
Dieser Fall, in dem tibriirciis der Eisenbaluinntenielinier ohne Vorliegen 
eines dcliktiscben Verschuldens für den diucli den Bahnbetrieb ent- 
standeiK'ii Schaden aufzukommen hat (vgl. RG. 58, 130 ff. und 8. OLG. 
In. 271 ff.), ist aber hier am 11. April 1906 unstreitig nicht gegeben 
gewesen. 

Nr« 961. Entseh. des Prenss. Oberrerwaltangsgerlehts. 
4. Senat. Vom S. Juni 1907. 

(PrVcrw Bl. XXIX (1908i Nr 27 S. 588.) 

Weder das Eisenbahntransportgewerbe noch die Anlegung von Eisenbahnen gehören zu 
den im § 1 des Preuss. Ges. vom 18. August 1902 aufgeführten Unternehnunoen, welchen 
VenunltMengw nwi Wtfefeu «iif«rl«gt wtntoB klmtn, aidi alvlit, w«m die AilegMiifi 

iereii B m i mt sr n lur erfMot 

Eisenbahnen sind wie Flflsse und Ean&le Öffentliche Vei'kehrsstrassen. 
Di^enigen, welche zur Förderung des Verkehrs eine solche Anlage ge- 
schaffen haben, sollen grunds&tsUch, wie insbesondere. in den Motiven 
des im Jahre 1877 von der Staatsregiernng den Häusern des Landtags 
vorgelegten Wegegesetzen twnrfs au^sprochen ist, nicht ansserdem noch 
dazn angehalten werden, für die aus einer solchen Förderung des Ver- 
kehrs sich ergebende erhöhte Wegebauhist aufzukommen (vgl. Urteile 
des Oberverwaltung.'^gericht.s vom 13. Oktober 1891 und 22. Dezember 
1894, Entscheidungen Bd. XXII S. 240 und Bd. XXVII 8. 228). Die 
Eisenbahntransportgewerbe gehören daher nieht zu den in § 1 de.s Ge- 
setzes vom 18. August 1902 aufgefülirten ähnlichen Unternehmungen, 
denen wegen der durch ihren Betrieb veranlassten .\bnutzung, wie den 
Fabriken, Bergwerken, Steinbilkchen und Ziegeleien Beitrftge zur Untere 
haltung der Wege auferlegt werden können. Daraus folgt aber weiter, 
dass ebensowenig die Anlegung einer Eisenbahn, und daitim handelt 
es sich im vorliegenden Falle, in Ansehung der dadurch bewirkten Ab- 
nutzung der Wege die Vorausleistungspflicht der Unternehmer begrOndet. 
Denn das Glesets vom 18. August 1902 hat, wie das Ergftnznngsgesetz 
vom 11. Juli 1891, in § 1 nur die Unternehmer von Fabriken, Berg- 
werken, Steinbriichen und Ziegeleien und ausserdem allein noch die* 
jenigen diesen ähnlichen Unternehmungen wegen der infolge von deren 
.Anlegung entstandeneu ,\bnut/nng der Wege für beitragspflichtig er- 
klärt. Mag daher die Abnutzuntr fines Wege.s durch die Anfuhr der 
Baumaterialien, Maschinen, Arbeitsgeräte usw. noch so gross sein, ihre 



348 



Entscb. das Kainuiergorichti» in Berlin voui 6. Juni 1907. 



Vei'wenduug beim Bau der Bahn, wozu seliHttverst&odlicli alle Teile 
dieses Baues, auch der Unterbau, gehören, kann nicht bewirken, dass 
der Unternehmer voransleistnngspflichtig wird. 

Auch trifft es nicht zu, dass in Ansehiiiif^ der Anlegung einer Eisen* 
bahn dadurch etwas geiindert wird, dass deren Uoternclinier die dazu 
gehörigen Arbeiten nicht selbst ausführt, sondern sich selbständiger 
Gewerbetreibender bedient, denen er die Herstellung ganz oder zum 
Teil überfragt. Die Tatsache, dass es sich um ein Kisenbalinuuter- 
nehmen iiandelt, welches nicht zu dvn in § 1 dos (.tt'set/.es als voiaus- 
leistungspflichtig bezeiclineten Unternehniungen gehört, bleibt bestehen. 
Die Anlegung der Ei>enbahn vermag also in keinem Falle die Voraus- 
lüistuugsptlicht der Beklagten zu begründen. 



Nr. lüiitoeh. des Kaiiiniergerichta in Berlin. 

Vom 6. Juni 1907 

iSped.- II Sclilff-Zig. XVI iiMS Nr. y S 107"> 

Art. 11, 12, 17 Internat. Uebereink. Auch der Spediteur als Empfänger (Adressspediteur) 
hat dte «iwenig gezaMlM, SM dem FraeMbriefe eraielilllohMi Betrage (FruM, Ztll* 
leMbree ele.) MMbninhlm, gleichviel ob er dieselben voe im efgaetlMiM EMpAnier 

nachträglich hettrdhM kam. 

1. Die an die Beklagte gesandten Automobile sind durch die 
Eisenbahn auf Grund eines durchgehenden Frachtbriefes aus Frankreich 
nach Deutschland befördert worden, es finden daher auf dieses Fracht- 
geschäft die Bestimmungen des Internaliunalen l^ebereinkuinniens vom 
14. Oktober 1890 Anwendung. Nach Art. 17 dieses üebereinkommens wird 
die Empfängerin des Outes durch die Annahme desselben und durch 
die Annahme des Frachtbriefes verpflichtet, der Eisenbahn die in dem 
Frachtbriefe ersichtlich gemachten Beträge zu zahlen. Zu den Beträgen, 
die der Empfänger einer Sendung der Eisenbahn zu zahlen hat, ge- 
hören — wie sich aas Art. 11 lUe. ergibt, — auch die ZfSlle, die die 
Eisenbahn als Aus- bzw. Eingangsabgaben verauslagt hat. Die be- 
klagte Firma ist in dem Frachtbriefe als Empfftngerin bezeichnet und 
hat unstreitig das Gut und die dasselbe begleitenden Frachtbriefe an- 
genommen ; das 6nt ist — was weiter unstreitig mit 370^0 M., 
die von der Eisenbahn einzuziehen sind, zu verzollen gewesra. Die 
beiden Frachtbriefe sind mit dem Vermerk _;in der Grenze zu verzollen* 
Tersehen. Da die Frachtbriefe ferner den Vermerk enthalten ;,Port 
payÄ* (d.h. «Fracht bezaiilt"). so ergibt sich aus die.«!en Vermerken 
urkundlich, dass der Transport mit einem Eingang.szoll belastet war, 
den der Absender nicht Ijezahlt hatte. Auf der Rückseite der l)eiden 
Fraclitbriefe beüudet sich an der Stelle, die für die Berechnung der 
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Fraeht und Gebttbreu bestimmt ist, eiu Stempelabdrock „Herbesthal 

Zollabfertigungskosten § 69 d. V. 0 Mark". Auf dem einen Fracht- 
brief sind neben diesem Stempelabdruck anch die für den Zoll verans- 
lagten JBeträge zaiilenmässig in Höhe von 217,()0 und 152,00 M. an- 
gegeben; indessen auf diesen Umstand ist, weil jfiie Zahlen durchstrichen 
sind, ohne dass aufgeklärt wiire. wann die Zahlen auf die Urkunde ge- 
kommen sind,, und wie ihre Durclistitichun^' erfolgt ist. kein Gewicht 
zu legen. Abfreselieii von dem \ oraujigetiiiirten kommen indessen für 
die internationalen Frachtgeschäfte, wie sich aus Art. 1 1 des genannten 
Uebereinkommens und auch aus dem Eingang der m Kede stehenden 
Frachtbriefe ergibt, „die in den Beglements und Tarifen der betreffen- 
den Bahnen, bzw. Verkehre enthaltenen Festsetzangen in Anwendnng*. 
Die Bestimmung des Art. 11, dass die Eisenbahn ihre Auslagen gehörig 
festzQStellen, und in dem Frachtbriefe ersichtlich zn machen hat, 'und 
dass die in dem Frachtbriefe ersichtlich gemachten Aaslagen zn ersetzen 
sind, ist daher nicht dahin zn verstehen, dass die Beträge in dem Fracht- 
briefe selbst zahlenmässig verzeichnet sein müssen; es sind vielmehr 
der Eisenbahn auch diejenigen Beträge zu zahlen Ii« sich ans den in 
bezng genommenen Reglements und Tarifen berechnen lassen (vgl. Eger, 
Internat. Uebereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr Art. 17 
Anm. 114). Zu den letzteren gehören auch die Zollvorschriften und 
Tarife. Nach alledem ist in Uebereinstimmung mit dem Landgericht 
festzustellen, dass in den gedachten Frachtbriefen ersichtlich gemacht 
ist, dass auf die Sendung Zoll zu zahlen ist, und dass die Em- 
pfängerin als internationale Speditionsfirma in der Lage ge- 
wesen ist, die Höhe der Zollgebühren nach Massgabe der in 
Betracht kommenden Zolltarife zu berechnen. Nach den vor^ 
stehenden Erwägun^n kann es dahingestellt bleiben, ob die Frankatur- 
noten, die- eine genaue Berechnung der Betr&ge enthalten« als Teile des 
Frachtbriefes anzusehen sind, und ob diese Frankatnmoten den Be- 
klagten bei der Ablieferung des Gutes übergeben sind oder nicht. Hier- 
mit hat also an sich der Kläger den Anspruch auf Nachzahlung des 
Zolles für die Automobile gegenftber der Beklagten. 

2. Es bleibt nur zu erwägen, ob dieser eine Gegenforderung ans 
schuldhaft von dem Kläger ihr zugefügtem Schaden zustehe. Wenn der 
Kläger es bei der Ablieferung des Frachtgutes unterlassen hat. von dem 
Empfänger die verauslagten Zollgelder einzuzielicn , so ist in dieser 
Unterlassung ein von dem Kläger zu vertretendes Versciiulden des 
Klägers nicht zu erblicken. Der Art. 17 lUe. legt nur der Empfän- 
gerin des (Jutes die Verpllichtung auf, der Ei.senbalin die im Fracdit- 
brief ersichtlicii gemachten Beträge bei der Annalime des Gutes und 
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des Fraclitbi iefVs zu zalilpii: eine Veipfliclituiig der Eisenbaliii, die 
betreffenden Beträge bei der Ablieferung des Gutes von dem Empfänger 
einzuziehen, wird weder durch den Art. 17 noch auch sonst durch das 
lUe. oder durch den Fraclitvertrag selbst begründet. Anders läge die 
Sache nur dann, wenn die von der Eisenbahn an sich zu befolprende 
Vorschrift, .sie habe alle von ihr auf Grund des Transportes einzuzieiien- 
den Frachten und (lebühren von dem Empfänger bei Ablieferung de.s 
Gutes zu erheben, ein den Schutz des Einitfänger.s bezweckendes Gesetz 
darstellte. Dieses ist indessen zu verneinen. Die Beklagte bat also 
keinen Anspruch gegen den Kläger auf Ersatz von Schäden , die ihr 
entstanden sein sollten dadnreh, dass der Kläger den Zoll nicht bereits 
bei AbUefening des Gates erhoben bat 



Nr. "iiaü. Eiit.seh. dos Deutschen Reichsgericht«. 

5. Zivilsenat. Vom 8. Juni 1 907. 

uiruchot, Bcltr. JalirR 5s! ncft •>is S 449 Nr 22 ; 

1. ReoMliche Natur lies einer Eieenbalmieseliscliaft für deren Betriei) einseräMmtei 
RechtM «Hf WtMarMifaiaInn am tltnm SMgmiiilatliake naeb preiMlaelMn ALR. — 

UmfMi aiNl Uebertngliarfceit des ReeMes. 

2. BUmt dte di aelehst Recht eiiriumende StaittieMeMe der fieaehiiliaig dtr 

Regierung? 

Werden durci) einen Rechtsakt einem anderen von dem Eigentümer 
Befugnisse gewährt, welche das Eigentum einschränken, während das 
80 eingeschränkte Eigentum dem bisherigen Eigentümer verbleibt, so ist 
nicht eine Verftusserung, sondern eine Belastung der Sache oder des 
Hechtes erfolgt (vgl. § 1 ALR. I 19). Vorliegend hat die klagende 
Stadtgemeinde nicht ein OrandstOclt. ganz oder znm Teil, oder eine ihr 
zustehende Gerechtsame anf die Eisenbahngesellschaft snm Eägentnm 
abertragen, sondern sie hat ihr Eigentum an dem SeegrondstQcke da- 
durch eingeschränkt zugunsten der Gesellschaft, dass sie dieser das 
Recht zur Wasserentnahme gewährt hat. Es ist also nicht eine Ver- 
äusserung, sondern nur eine Belastung des Seegrundstäcks erfolgt. 
Demnach bedurfte der Vertrag der Genehmigung der Regierung nicht 
(vgl. KGJ. 21, 127, Ledermann Anm. 2, 3A, Hertel Anm. zu § 50 
StädteO.). — Ebensowenig brauchte der Vertrag gerichtlich abgeschlossen 
zu werden; denn er ist nicht, wie die Revisiousklägerin geltend zu 
machen sucht, ein 8chenkungsver(rag im Sinne des § 106H ALR. III. 
Die Einräumung des Rechte auf Wasserentnahme ist nicht unentgelt- 
lich geschehen. 

Jedenfalls ist dem Berufungsrichter darin beizutreten, dass, weil 
die Vertragsschliessenden weder einen bestimmten Paditzlns festgesetzt, 
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wocli über die Dauer uud die Kiiudigung des Vei tiags irgend etwas be- 
stimmt haben, nicht ein Pacht rechtsverhäUnis bat begründet werden 
sollen und begründet worden ist. bei welchem auch nach ALR. die 
obligatorische Bezielnui^^ der Vertragscliliessenden zueinander besonders 
hervortritt (Förster-Eccius, Preuss. PrivR. 3 § 185), sondern dass der 
Eisenbahngesellschaft für ihr Eisenbahnunternehnien ein l^eniitzungs- 
recht eingei'äunit worden ist, welches, oline dass ein fortlaufendes Ent- 
gelt zu entrichten war, das Secgrundstiick der Klägerin fortdauernd 
belasten und den jeweiligen Eigentümer de» Sees in den Eigentums- 
befognissen insofern einsciirflnken sollte, nls er die Entnabme von 
Wasser zu dnlden hatte. Es handelt sich mitbin nm eine lediglich 
dingliche beschrSnkte persönliche Dienstbarkeit zugunsten der Rechts- 
▼OTgftngerin des Beklagten ffir ihr Eisenbahnnnternehmen, mithin nm 
eine anch im prenssischen Bechte anerkannte sogenannte irregnUlre 
Personalservitut (Förster-Eecins a. a. 0., BGZ. 59, 891). 

Allerdings ist Betriebsuntemehmer jetzt nicht mehr die Berlin- 
Stettiner Eisenbahngesellschaft, sondern der bdüagte Eisenbahnfiskos. 
Abel durch den Vertrag, betreffend den Uebergang des Berlin-Stettiner 
Eisenbahnunternehmens auf den Staat, vom 13. Juni 1879 (GS. 638) 
und das Gesetz, betreffend dvu Erwerb mehrerer Privateisenbahnen für 
den Staat, vom 20. Dezember 1879 ist das gesamte bewegliche und un- 
bewegliche Vermögen der Ei."<enl)aliiigesellscliaft mit allen iiiren Rei'liten 
und Vei pflichtungen unter Aufhtsung der ( ieselischaft auf den beklagten 
Fiskus übertragen worden, mithin auch das mit dem Eisenbahnunter- 
nehmen im Znsammenhange stehende Wasserentoabmerecht. Eine solche 
Uebertragung wai*, da das Recht, wie dargelegt worden, nicht ein Pacht- 
recht (§§ 309 £ 1 21 ALR.), sondern eine Personalservitut an dem be- 
lasteten Grundstock im Sinne der §§ 1, 9 ALB. 1 19 ist, auch znlftssig. 



Nr. 964. Entsch. des Deutsehen Reichsgerichts« 

3. Strafsenat. Vom 8. Juli 1907. 
(jw. UN iTt.te atn zukmo 
Art 3 PMl|Ssetznevelle vom 20. Dezember 1899. Inhalt der Voraussetzung, diM dta 
Briefe, Karten mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehen sind. 

Nach dem Inhalte des Vorderurteils steht es fest, dass die vom 
Angeklagten innerhalb des Betriebes seiner Vorkehi sanstalt durch seine 
Boten beförderten Vereinsnachrichten, Warenproben, Preislisten, Re- 
klamen usw. unverschlossen ab<j:eliefert worden sind und .die Angabe 
des Empfängers nicht getragen liaben". Bei Anwendung des Art. 3 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1899 (betreifend einige Abänderungen von 
Bestimmungen Qber das Postwesen) hat das Gericht gleichwohl die Vor- 
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ansset/^iing, dass die ISeudungeii mit der Aut'scliril't besliinmler Empfänger 
versehen gewesen seien, insoweit als erlTillt erachtet, als der Angeklagte 
mit den Ijeförderten und verieilteii Sendungen durch seine Boten zu- 
gleicii die an den Empfäiifjer adressierten „Kontrollkarren- hat ablieteni 
lassen. Es hält tlir entscheideinl, dass /wischen der jedesnialigen Sendling 
und der -Kontiollkarte". welche nichts anderes als eine beigefügte 
Adresse dargestellt habe, durcli die gemeinschaftliche Verwahrung beider 
Stücke seitens der Heförderungsboten, spätestens aber dnrcli deren ge- 
meiDSchafUiche Ablieferung eine „körperliche Verbindnng" hergestellt 
worden sei. Dass die Anfschrift des Adressaten sich auf der Sendnng 
selbst befinde, fordere das Gesetz nicht. — Diese mit der Fassung des 
Gesetzes unvereinbaren Auffassungen sind allerdings zu beanstanden. 
Der Art 8 a. a. 0. setzt nach seinem klaren Wortlaute ausdrftcklich 
voraus, dass .Briefe, Karten usw. eingesammelt und befQrdert oder ver- 
teilt werden, die mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehen 
.sind'. Als Träger der Aufschrift sind mithin allein die bezeichneten 
Beförderungsgegenstände selbst gedacht; denn der zu ihrer Charakteri- 
siening dienende Relativsatz ^die . . . vei sehen sind^ kann allein auf 
eben sie bezogen werden. Für die Annalnue dagegen, dass es genüge, 
wenn die Person des Empfängers aus der Aufschritt eines andern 
Stückes, welches als Adresse beigefügt sei, ersehen werden könne, bietet 
die Wortfa.ssuug keinen Kaum. 



Nr. 365. Entseh. des Deutsehen Relehsgeriehts. 

7. Zivilsenat. Vom 15. September 1907. 

PrVfiwBI. \M\ I',Hl^ Nr. -J? S. \ 

§30 Preuas. EntG. vom 11. Juni 1874. Die im Bericbtlichen Entschädigungsfeststetlungs- 
verfUirM MütM dM QgaaMsisrt sliMt Mtolinetan Srusdfcea lt i M leaispraehtw ZImm 
kSiiM lodi hl der Bsrifuigsistlau iirob Ecwsttsmii dst Rla|«urtra|S isIlMid |e- 

naoht wardss. 

Beschi'eitet der Eigentümer des zu enteignenden Grundbesitzes den 
fiechtsweg gegen den Entschädignngsfeststellungsbeschluss der Ver- 
waltungsbehörde, so richtet sich die Klage gegen die gesamte Fest- 
stellung der Entschädigung, soweit sie dem Kläger ungünstig ist. als 
eine Einheit. P's wird daher auch ein dem Eigentümer zustehender 
Zinsanspruch, wenn er von der Verwaltungsbehörde nicht berücksichtigt 
oder ihm abgesprochen worden ist, von dem gerichtlichen V»^rfaliren 
mit erfasst. Selbstverständlich können Zinsen, wenn der Kläger sie im 
gerichtlichen Verfahren nicht fordert, nicht von Amts wegen ihm za- 
gesprochen werden. Untorlftsst er ihre Inanspruchnahme in erster In- 
stanz, fordert sie aber in zweiter Instanz, so finden lediglich die Vor* 
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wsbriften Qber die Erweiterung des Klageantrags Anwendnng (rgl anch 
Urteil des V. Zivilsenats vom 14. Janoar Entsch. d. Reidisger. 
Bd. 12 8. 299)« welche eine derartige nachtrügliche Beanspmchnng von 
Zinsen als znlftssig erschien lassen (§ 268 Nr. 2 ZPO.). 



Nr. :2(»0. Eiitseh. des Deiitselieii Roichst^oriclits. 
Strafsenat. Vom 1 f>. September 1907. 

(Sp«d.- U. Scbltr /^tu' \\ ! inon Nr 19 S 211 1 

Die Fäluhuag vm Eiitrafungen in die Bahnquittungsbücher ist «ne Urkudeifälschuiis 

im Sinne des § 367 DStGB. 

Durch Vollzug der in den Quittungsbüchern von dem Ab.sender 
des Frachtgutes vorbereiteten Einträge wird seitens der Eisenbahn- 
verwaltung lediglich der Empfang des Gntes bestätigt (§ 54 Abs. 8 
EisenbTerkO.). Wird diese einfache Empfangsbescheinigung von der 
Ottterannahmestelle einer staatlichen Eiseubahnverwaltnng in der vor- 
geschriebenen B^orm erteilt, so. handelt es sieb nm die Ansstellnng einer 
Öffentlichen Urkunde; fehlt es an einer dieser Voranssetsongen, so 
wird je nach den ümsttaden die Bescheinigung als Privatnrknnde gelten 
können, die für die privatrechtlich erhebliche Tatsache der Aufgabe 
und Annahme des Fraclitguts durch einen Beamten der Bahn Beweis 
zu liefern geeignet ist. Nach den Dienstanweisungen für die Württem- 
bergischen Eisenbahnen wird neben der Abstempehmg der Bescheinigung 
noch die Unterschrift des anneiimenden Beamten beim Vollzug des 
Einti ags in dem Quittuugsbuche erfordert. Da diesem Erfordernis der 
Unterschrift im vorliegenden Falle nicht genügt i.st, so fehlt den beiden 
Eintragungen, die der Angeklagte verfälscht iiat. die Eigenschaft 
öffentlicher Urkunden. Dagegen sind diese beiden Einträge Privat- 
nrkonden. Der Mangel handschriftlicher Unterzeichnung nimmt ihnen 
nicht die Bedeutnng orkundlicher Nachweise. Sie sind, obwohl nur 
unterstempelt, zvm Urknndenbeweise verwendbar. Steht auch die unter- 
stempelte Frivaturkunde nach den prozessrecbtlichen Bestimmungen 
(§§ 416, 440 ZPO.) der unterschriebenen Urkunde nicht gleich, so kann 
sie doch als Urkunde nach den Regeln freier BeweiswQrdigung, sei 
es in Verbindung mit Umst&nden ausserhalb ihres Inhalts sowohl fftr 
die Tatsache, zu deren Beweise sie bestimmt ist, nämlich der Annahme 
des Frachtgutes durch einen Beamten der Eisenbahn, als daneben für 
andere darin bezeugte Tatsachen, wie namentlich die Zahlung der Fracht, 
von Beweiserheblichkeit sein. 



tCger, iOMiibalnnektjioh« EntaeheklaBgm XXIV. 
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Kr. 367. Eniseh. des Deutschen Rciehsgerlehts. 
1. Strafsenat. Vom 23. September 1907. 

JW. Jahrg. 87 (1908) Nr. 5 S. 185 Ziff. 35.) 

263, 279 StGB. Betrug liegt vor, wenn ein Beamter (Lokomotivführer) durch 
Täuschung des Arztes ein unrichtiges 6esundheitsattest und damit eine Anstellung mit 

MHmtmi EtakMnmi «rtoMMMii bat 

Die yerurteilaDg nach § 279 StGB, steht in ÜebereinstimiDong 
mit dem vom ersten Richter angefahrten Urteile des BO. vom 10. Oktober 
1899. ~- ROSt. 82 296/S9S — Das Irztliche Zeugnis entbftlt eine 
nnwabre Beurkundung, soweit eine ftrztliche Untersuchung des An> 
geklagten und als ihr Ergebnis normale Sehschärfe beider Augen darin 
bezeugt wird. Die genatinte Vorschrift will dem Missbrauch etitfregen- 
treten, die mit (Tesundheits- oder Krankheitszeiignissen zar Täusclinng 
von Behörden oder Versicherungsgesellschaften getrieben wird. Der 
Zweck des Gesetzes trifft auch in Fällen der vorlieo:eiulen Art zu: 
gegenüber Zeugnissen, die diinli Täuschung des Arztes erscli liehen 
sind. Die vorliegende Handlung wird deshalb von der Strafnorni ert'a.s.vt. 
Die Gesetzesbestinnnung steht in einem ähnlichen \ erhaltnis.se zu § 278, 
wie § 273 zu § 271. Mit dieser letzteren zeigt die des § 278 wiederum 
eine gewisse Analogie; denn die schriftlichen gutachtlichen Aeusseruugeu 
der Aerzte innerhalb ihres Fachkreises sind geeignet, im Verkehr einen 
Glauben zu geniessen, der den dlTentliclien und damit den in § 271 
bezeichneten Beurkundungen nahekommt. Wie aber § 273 in allen 
F&llen des § 271 anwendbar ist, in denen wissentlicher Gebranch einer 
objektiv Öffentlichen Unwahrheitsurknnde zum Zwecke der 
Tftuschnng, auch wenn der Aussteller ohne rechtsverletsenden Torsati 
oder im Irrtum gehandelt hat (RGRspr. 2, 300), so nmfasst die Norm 
des § 279 nicht nur die wissentlich unrich Beurkundung, sondern 
auch die ausschliesslich objektiv unrichtigen Urkunden dieser 
Art. Auch die Verurteilung nach § 279 StGB, ist hiernach i'echtUch 
nicht zu beanstauden. 



Sr, ä6S. Rntsch. des Preuss. Oberverwaltuntrsiroriehts. 

4. Senat. Vom 20. September 1907. 

rrKi-;eiil. Vrcli Htft H S 7f.« i 

§ 15 Ges. vom 2. Juli 1875. Heranziehung der Eisenbahnverwaltung zu den Kosten des 
Aithass eher tlMlitflbM AMtmiftilNralraite. 

Die in der Heranziehnngsverfttgung aufgeführten Gebinde stehen 
mit der stAdtischen Gttterzufuhrstrasse, die unzweifelhaft eine fttr den 
Anbau nnd den inneren Verkehr bestimmte Ortsstrasse ist, durch Ver- 
mittlung der fiskalischen Gfiterznfuhrstrasse in Verbindung. Wenn 
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letztere nicht ein zu dem bebauten GrundistBck gehüiiger Privatweg, 
sondern eine Privatstrasse im Sinne des Urteils vom 30. November 1904^) 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgericlits Bd. XLVI S. 160) ist, so 
ist keiue.s der Gebäude an der städtischen Strasse errichtet, für wehüie 
der Beitrag gefordert wird. Für die Ent.sclieidiing dieser Frage ist es 
nun unerheblich, ob, worüber die rarteitn streiten, die Hauptwerkstätle 
und der Personenbahnhof mit dem Uülerbalmliufe eine wirtscliaftliche 
Einheit bilden. Denn der hskali.sche Güterziifulirweg dient nicliL dazu 
und ist nicht dazu bestimmt, die Hauptwerkstätte und den Personen- 
bahnhof zugänglich zu machen. Die mit diesen Anlagen besetzten 
Grimdst&cktelle bertthren den Znfahrweg gar nicht, mau gelangt von 
diesem zn der Werkstfttte auf einem .mehrere hundert Meter langen 
Privatwege des Klftgers, zu dem Personenbahnhöfe durch einen Tunnel, 
von dem dahingestellt werden kann, ob er tatsächlich auch von Personen 
bftgangen werden wird, welche die südlich der Bahn liegenden Stadtteile 
und Ortschaften aufsuchen wollen. Zugänglich macht der fiskalische G&ter- 
zufuhrweg nur den Güterbahnhof, vielleicht auch eine der nach Angaben 
des Klägers als Gartenland verpachteten Parzellen. Er ist also nicht der 
in der angeführten Entscheidung vom 30. November 1904 be.sprocliPnen, 
selbständig neben dem Haliiiliofe bestehenden Privatstiasse gleichartig, 
an welcher ein einem anderen Eigentümer gehöriges Grundstück lag, 
sondern dem darin gleichfalls erwähnten Güterzufuhrwege, der im 
Unterschiede vwii dieser PrivatKStrasse nur der Verbindung mit dem 
eisenbahuliskalisciien Grundbesitz, dem Guterbaliuhof UMd vermieteten 
dem Eisenbahnfiskus gehörenden Lagerplätzen, diente, und von dem 
Gerichtshof als ein zu dem eisenbahiiflskalischen Grundstück gehöriger 
Privatweg angesehen worden ist. Dass an der Znfnhrstrasse teilweise 
ein Zaun entlang führt, ist unerheblich. Nach der unbestrittenen Be- 
hauptung des Beklagten ist der Weg mit Toren versehen, die des 
Nachts geschlossen werden. Dies beweist gleichfalls, dass der Weg 
ein Teil des Bahnhofs ist. 

Auch die Fluchtlinien f es tsetzung, auf welche sich der Kläger be- 
ruft, ist nicht geeignet, die fiskalische GUterzufuhrstrasse als eine selb- 
ständige, nieben dem Baugrundstiick bestehende Privatstrasse erscheinen 
zu lassen. Sie hatte die Bedeutung, das.s die Polizei- und die Gemeinde- 
behörde in dem durch die Fluchtlinien bezeichiictfu Zuge die Anlegung 
einer öffentlichen städtischen Stmssf (»ealisichtiglt-n . denn das (iesetz 
vom 2. Juli 187.5 kennt die Festsetzung von F'luchtlinien nur für öffent- 
liche Strassen (vgl. Friedrichs, von Strauss uud Torney a. a. 0., Bern. 4 
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Entsoh. der KOnigl. Uugar. Kurie von 27. September 1907. 



zu § 1, 5. Aufl., S. 16). Es kann dahingestellt bleiben, welche Folgen 
sich für die gegenwärtige Streitsache ei-geben würden, wenn der Plan 
ansgeführt worden wäre; denn dies ist bisher nicht der Fall, vielmehr 
ist etwas ganz anderes gescliehen, nämlich nicht von der Gemeinde 
die geplante öffentliche Ortsstrasse angelegt worden, sondern von dem 
Eisenbahnfiskus ein privater Weg, dessen Zug von dem der geplanten 
städtischen Strasse sehr erheblich, nicht, wie der Kläger meint, „nur 
geringfügig", abweicht. Es handelt sich sonach um einen Privat- 
weg, der einen Bestandteil des Baugrundstiicks, des Bahn- 
hofsgeländes, darstellt. 

Hieraus folgt, dam die Gebinde an der stidtisehen Strasse errichtet 
sind, nnd zwar anf einem Grondstttck des Kl&gers, welches mindestens 
mit einer Front ?on 19 m, der Breite der fiskalischen GAtenafnhr- 
Strasse entspi-echend, an die städtische Strasse stosst. 



Sonach steht fest, dass der Kläger mindestens einen nach 
einer Strassenfront von 19 m zu berechnenden Beitrag zu leisten 
▼erpflichtet ist. Wegen des Restes der von dem Beklagten in Rech- 
nung gestellten Strassenfront (101,hü — 19 = 82,;io m) ist die Sache nicht 
spruchreif. Der Kläger hatte behauptet, dass in dieser Ausdehnung ihm 
geliürige, aber wirtschaftlich von dem Hahnliofe <^etrc'iinte Grundstücke 
an die Strasse angrenzen. Auf diesen Teilirrnndslücken sind nach den 
Plänen Gebäude nicht orriclitet, der Kläger würde also von dem anf 
sie entfallenden Teile des Beitrags freizustelleu sein, wenn seine Be- 
hauptung /utriffl. 

Nr. 1869. Entseh. der K6iilgl. Ungar. Kurie. 

Vom 27. September 1907. 

(Klscnb.-Tar.- u. Verk.-Anz. XFI (1908) Nr. 7 S 94.) 
a) Ueber gerichtliche Aufforderung hat die Eisenbahn das Tatbestandsprotokoll auch in 
ordentlichen Prozessen den Akten belzuschliessen. b) Zur Feststellung der Gemeinschaft- 
Holkeit ist TatkMtMdeprttokolle tat die AnttreigiiiB slner Nebmklsie iieirt w§hmiä§. 
e) Wmi das Tatbeetandsprotokoll nicht vorgelegt wird, tt tat dw VM de« MiHr ver« 
fochtene Inhalt desselben als erwiesen anzuselns. 

Der Zweck der im § 188 des G. A- LIV vom Jahre 1868 geregelten 
Nebenklage bildet die gerichtliche Feststellung der Genieinschaftlichkeit 
und des Aufbewahrungsortes der Urkunde. Ks entfallt sonach der 
Zweck der Einbringung einer besonderen Nebenklage, sobald ijgend 
eine (iumeinschaftlichkeit und die liieraiis resultierende Mitteilungsptlicht 
durch ein besonderes (ieselz oder (liireli eine an Gesetzes Statt erlassene 
Veruidiumg ausgesprochenermassen festgestellt erscheint, und sobald es 
obendrein nicht strittig ist, dass sich die Urkunde in dem Besitze des 
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zni* MiiteiluDg verpflichteteD Gegners befindet. Unter diesen Gesichts- 
punkt fällt auch das in Angelegenheit des Verendens und der Ver- 
letzung der in dem Klagebegehren bezeichneten Ochsen auf G^mnd des 
§ 71 des Betriebsreglements verfssste Protokoll über die ▼orgenommene 
üntei-snehung. Es ist nicht strittig, dass sich dieses Protokoll in dem 
Besitze der Beklagten befindet. Die GcmeiDSchaftlidikeit derselben 
mit dem Kläger nnd die Mitteilungspfliclit der Beklagten sind in jener 
Verfügung des § 71 (1) des Eisen bBetrRgl. festgestellt, wonach in 
allen Verlust-, Mindenmgs- und Bpsrliadij^nnpsfällen die Eisenbahn- 
verwaltungen sofort eine. eino;eliende Uiitersucliun«^ vorzunehmen, das Er- 
gebnis schriftlich festzustellen und dasselbe den Beteiligten auf ihr Ver- 
langen mitzuteilen haben. Unter dieser Mitteilung ist der Natur 
der Sache gemäss nicht die von seilen der interessierten Eisen- 
bahndirektion über (las Ergebnis der Untersuchung geäusserte 
einseitige Meinung, sondern die Mitteilung des Inhaltes des 
Untersuchungsprotokolls zu verstehen. In den dem Torliegenden 
ähnlichen Fällen steht sonach nichts im Wege dessen, dass das Gericht 
unter Vermeidung des ausgesprochenerweise fiberflflssigen Nebenklage- 
yerfahrens die im Besitze der gemeinschaftlichen Urkunde befindliche 
prozessfllhrende Partei zur Vorlage derselben innerhalb einer Präklusiv- 
frist auffordere und im Verweigernngsfalle die im § 188 der Prozess- 
ordnung festgesetzten Rechtsfolgen anwende. Sofern der Gerichtshof 
mit Bescheid Nr. 214 P. 1906 die Beklagte zur Vorlage des ünter- 
snchnngsprotokolls unter Festsetzung einer Präklusivfrist nnd mit der 
Berufung auf die Rechtsfolgen aufgefordert hat und die Beklagte laut 
ihres Gesnclies Z. 2399 P. 1996 dieser Aufforderung Folge zu leisten 
sich entschieden -weigerte, war der von seiten der Beklagten bestrittene 
Inhalt des Protokolls, wonach die eingeleitete Untersuchung das Ent- 
stehen des in dem Klagebegehreu bezeichneten Schadens aus dem mit 
grober Fahrlässigkeit vorgenommenen Verschub festgestellt hat, unter 
entsprechender Anwendung der im § 188 der Prozessordnung fest- 
gesetzten Bechtsfolgen auf den vorliegenden Fall ab erwiesen anzusehen. 



Nr. 370. Bntsch. des Oberlandes^crichts Cöln. 
Vom 6. Oktober 1907. 

(PiSliwbANh. ISM Haft S 8. m.) 
f 26 6ew0. §§ 906 , 907, 1004 B8B. Eine Eisenbahnfahrkartendruckerei M wefa« 
Störung durch näditlichen Betrieb private« Einsprüchen nicht entzogen. 

Der § 4 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838, der die 
Bahnanlage der Genehmigung des i\[inisters vorbehält, ist in einer aller- 
dings Uber den nächsten Wortlaut auszudehnenden Fassung: 
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„Die Bahnlinie in ilirer vollständigen Dnichftthrang durch die 
Zwisehenpimkte, sowie die Verhiltnisse der Konstroktion sowohl 
der Bahn als der anzuwendenden Fabrsenge", 

so wenig bestimmend, dass flir die Entscheidung der Frage auf die 
grundlegende Erwftgung zurttckzngelien ist, dass die Eisenbahn als eine 
im allgemeinen Interesse mit öffentlictireditlichen Befu^iissen und 
Pflichten zur Sicliening der Erfüllung ihrer Aufgabe der Gewährleistung 
schneller uiirl gefahrloser Refördeninrr von Personen und Gütern aus- 
gestattete Einrichtung (hircli negatorisclir Anspriu he des bürgerlichen 
Rechts nicht berührt werden darf. Ans dieser ErwiiLMiiic: heraus wird 
man z. B. Reparaturwerkstätten, die mit den Bahii;uilageii in i-äuralicdieni 
Zusammenhang stehen, dem privilegierten Eisenbalinbetrieb zurechnen. 
Zurückzuweisen ist dagegen die Aullassung des Beklagten, dass alle 
Hilfsanlagen, auch die dem Eisenbahnzweck nur in entferntester Mittel- 
barkeit dienenden, die der Eisenbahnunteniebmer in eigenem Betrieb 
zu unterhalten fbr nützlich erachtet, allein deshalb, weil sie mit zum 
Gewerbebetrieb des üntemehmens geboren, das gleiche Vorrecht geniessen 
sollen. Dieser Aulfassnng ist bereits in der Zeitschrift des Vereins der 
Deutschen EäsenbahuTerwaltungen von 1901 widersprochen worden, in- 
dem dort von Oesterlen S. 488 ausgeführt wird, dass, abgesehen von 
§ 26 der Gewerbeordnung, dessen Anwendung, soweit nicht landes- 
gesetzlich auf den Eisenbahnbetrieb überhaupt ausgedehnt, auch i&r 
Hilfsbetriebe der Eisenbahn zu verneinen sei, es den an die Anlagen 
der Hilfs])etriebe angrenzenden Eigentümern freistehe bei unzulässigen 
Einwirkungen auf ihr Orundstück gemäss §§ 906, 9n7 und 1U04 B(;B. 
auf Unterla.ssuug der Beeinträchtigung und unter Umstäniien sogar auf 
Beseitigung der Anlagen zu klagen. 

Die hier in Rede stehemle Anlage, eine Falnkartendruckerei, die 
in der Nähe des Hauptbahnbofes in C. gelegen, aber nicht räumlich 
mit demselben verbunden ist, dient mittelbar dem Eisenbahnbetrieb, in- 
dem die gedruckten Fahrkarten zur Abfertigung der Beisenden not- 
wendig sind; die Zwecke der Eisenbahn erfordern aber weder einen 
bestimmten Platz fttr die Anlage, noch überhaupt die Herstellung in 
eigenem Betrieb; und was insbesondere den Betrieb zur Nachtzeit an- 
betrifft, 80 kann derselbe, sofern nicht schon stärkerer Tagesbetrieb 
ihn fibeiilttssig machen würde, entbehrt werden, wenn für weitere An- 
lagen oder anderweitige Beschaifung entsprechend Vorsorge getroffen 
wit 1 Di< Ausschliessung der Bestimmungen des BGB. über die Rechte 
<ler ( irundbesitzer gegenüber störenden Einwirkungen aus dem Grunde, 
weil die Druckerei zur Eiseubahnaulage gehöre, ei-sciieint daher nicht 
gerechtfertigt. 
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Xr. äJl. Eiitseli. des Preuss. ObtTTcrwaltuii^gerichts. 

2. Senat. Vom 8. Oktober 1907. 
(PrUMibAidi. im JMt • & m.) 

§ 9 Kommunalabgabengesetz. Ortsstatut, betr. BeHragaiifliolit fir AmoMuss m tft 
•tidtisohe Kanalisation. Freistellung des Eisenbahnflskus von KanalbaukostenbeHrSgen. 

Da der Kläger das in Rede stellende Grundstück unstreitig an die 
städtische Kanalisation anscliliessen kann, so triflft die vom § 1 des 
Ortsstatuts für die Abgabenpflichi auft^estellte Beding'unp: zu. Die 
Höbe der Abgabe aber richtet sich nach der Ausdehiuiii«^^ der 
Fronten, von denen aus die Kanalstreckeu der augreuzeuden 
Strassen benutzbar sind. 

Da die Möglichkeit einer Entwässerung nach der 
K . . . Strasse oder der S . . . Strasse nicht besteht, so müssen 
die Fronten, die das Grondstttck des El&gers nach diesen 
Strassen hat, aasser Ansatz bleiben. Der Umstand, dass viel- 
leicht spftter einmal Verändemngen eintreten, durch welche die Kanftle 
benatEbar werden, kann für jetzt die Beitragspflicht wegen jener Fronten 
nicht bogrUnden. Ebensowenig nützt es dem Beklagten, der das ganze 
Gmndstfiek als eine wirtschaftliche Einheit in Ansprach nimmt, wenn 
etwa, wie er beliauptet, für einzelne hochgelegene Flächen der 
Böschungen bei einer Ausscheidung aus jener Einheit und bei Ver- 
wendung für andere Zwecke (z. B. zur Aufstellung von Selterwasser- 
buden) die Entwässerunpr möglich .sein sollte. Aber in den Akten 
ist von anderen Strassen die Rede, an welche das Grund- 
stück angrenzt und nach denen es entwässern zu können 
scheint. Nach Massgabe der Anliegersclial t an diesen 
Strassen würde also der Beitrag gezahlt werden müssen. Ob 
und in welchem Masse die Voraussetzung zutrifft, bedarf noch näherer 
Feststellung in einem neuen Rechtsgange. 

Mr. 272. Kntsch. dos Deutsehni Keiclis^orlchts. 
T.Zivilsenat. Vom 11. Oktober 1907. 

(PrVmrvBI. XXOt (t«M) Mr. II 8.4n.) 
Bswsrtawg llmiitllfliis In EatelgniiigsverMirM SMli ulisr MMttMi AsiBiilsiM|t> 
flM|kfiL Ote mHI|s BMMitSMgsart sohliesst eine lüase IbtnMiMrfe BMiiitiiii|»fllii|- 

kelt nicht aus. 

Der BR begründet die Nichtberücksichtigung der Behauptung des 
Kl., sein Grundstück eigne sich besonders für den Gerbereibetrieb, 
lediglich dahin, es sei nur „die sicher vorauszusetzende Benutzungs- 
fähigkeit- des Grundstücks zu berücksichtigen, der Gerbereibetrieb 
komme aber hierfür nicht in Betracht, denn seit 15 Jahren sei 
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die Gerberei auf dem Grundstücke nicht mehr betrieben worden, 
die Gebäude seien wegen Baufälligkeit abgebrochen, das Grund.^tiick 
habe wüst gelegen, und der Kläger habe auch bis zur Einleitung 
des EnteignnngsTerfahreDS niemals Schritte anternommeu, tun dea 
Gerbereibetrieb wieder za erOffiten. Der BB. schliesst hiemaeh ans 
der bisherigen Benatznngsart aof den Uangel einer über diese hinaos- 
gehenden Benntznngsffthigkeit. Ihm ist zwar darin beizntreten, dass 
die MQglichlLeit des Gewerbebetriebs als wei*terböhender Umstand nur 
dann in Betracht Icommt, wenn nach allen objektiven Verhältnissen 
eine sicher enkennbare Aussicht auf Verwirklichou^ dieser Verwert- 
barkeit vorhanden ist (Entsch. d. Reichsger. vom 27. Februar 1892, 
Gruchot, Beitr. Bd. 36 S. 1104, 1106). Es ist auch zuzugeben, dass im 
vorliegenden Falle aus der langjährigen Art der Benutzung eine er- 
hebliche Wahischeinliclikeit dafür zu entnehmen i.st, dass das Ormid- 
stück eine besondere Benutzungsart. insbesondere zum Gewerbebet rit bi^. 
nicht gestaltet. Diese Wahrscheiiiliclikeil ist aber, da auch andere 
Gründe als mangelnde Benutzungsfäiiigkeit für die Wahl der Benutzungs- 
art ausschlaggebend gewesen sein können, nicht su zwingend, dass dem 
Kl. der Ton ihm angetretene i5eweis f&r seine Behauptung abgeschnitten 
werden kOnnte, das Grondst&ck eigne sieh gerade wegen des dasselbe 
durchziehenden Srawa-Grabens besonders zum Gerbereibetrieb, nnd des- 
halb habe er, El., sich vor der Enteignung entschlossen, für seinen 
Sohn aof dem Grondstllck eine Glao6gerberei sn errichten, fttr deren 
Bau er sich bereits das nötige Geld besorgt gehabt habe; für die Er- 
richtung einer zweiten Gerberei sei in G. ein dringendes Bedürfnis 
vorhanden* 

Nr. d73. Entseh. des Prcnss. Oberverwaltnngsgerlehts« 
S.Senat. Vom 15. Oktober 1907. 

D.TZ. XIII i l90H' .Vr. 8 S. m ' 

Kommunalsteuerpflicht für Schienenwege der Eisenbahnen. 
Der Ansspiiich des Vorderrichters. dass Schienenwege nur insoweit 
steuerfrei seien, als sie unmittelbar auf der Erdoberfläche liegen, würde 
unrichtig sein, wenn er seinem Wortlaute nach verstanden werden 
mttsste. Aber er soll, wie ans den sonstigen Ausfuhrungen klar her- 
Torgeht, nur den Sinn haben, dass dio Schienengleise der Grundfläche, 
Aber welche sie laufen, ohne weiteres nur dann Steuerfimheit ver- 
schaflfon, wenn sie unmittelbar auf ihr liegen, wenn sie also die Grund- 
fläche selbst zu ein^ Schienenwege machen, dass dagegen diese Eigen • 
Schaft der Grundfläche nicht notwendigerweise und namentlich nicht 
dem ganzen Grundstäcke zukommt, wenn, wie hier, die Gleise auf 
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einem Ober der iriäcbe errichteten Bauwerke ruhen und in dem Bau- 
werke Bäume geschaffen oder von dem Grund und Boden freigelassen 
wurden sind, welche (Räume oder Flächen) im Verhältnisse zu den 
Gleisen als selbständige Nutsobjekte erscheinen. Das ist richtig. 



Xr. 'Z'ii, Entscb. des Deutscheu Ueiehsgerii^hts. 
6. Zivilsenat Vom 17. Oktober 1907. 

(Zeltaehr. f. Baebtspfl. I. Bmym Sthrg. « Nr. S & M.) 
§284 MB. Werden Fahrdamm überschreitet, darf erwarten, dass ein vm ftrolitr 
kommirisr Kraftwagen, wean nöglich. ausweicht, nötigsiifall« unter Verringersag seimr 

Geschwindigkeit. 

Das OLG. hat keineswegs ausgesi>iüclicii, das.^. wer (icii Falinlainni 
einer verkehrsreichen Strasse überschreite, sich nacli etwa heran- 
kommenden Fahrzeugen nicht nmznselieu brauche. Der Unfall hat sich 
nicht unmittelbar ereignet, nachdem der Kläger den fVihrdamm betreten 
hat, sondern erst, nachdem er einige Schritte auf diesem gegaugen war, 
und die Ausführung des Berufungsgerichts geht dahin, dass der den 
Fabrdamm Überschreitende Fussgänger nicht weithin über die Strasse 
nach rechts und links zu sehen braucht, ob ein Kraftwagen heran- 
kommt, dass er vielmehr davon ausgeben darf, der Lenker des Kraft- 
wagens werde auf ihn Bttcksicht nehmen. Das ist durchaus zutreffend. 
Wer den Fahrdamm überschreitet, darf erwarten, dass ein nicht an 
Schienen gebundenes Fahrzeug, das sich von ihm noch in solcher Ent- 
fernung befindet, dass es ihm ausweichen kann, dies auch tut, wenn 
nötig, unter Verringenuit^ seiner Geschwindigkeit; bei der grossen Ge- 
schwindigkeit, die insbesondere Kraftwagen einzuschlagen pflegen, 
wl'irde sonst eine überaus starke Hemmuug des Fussgängerverkehrs 
eintreten. 



Nr. *^75. Entt«eli. des Ocsterr. Verwaltungsgerlchtshofcs. 

Vom 23. Oktober 1907. 
(Omtan. ClMBb.-V«(onlii..BI. XZI (lees) Hr. T S. 94.) 

Uatflwg dar VerpMilmg der Eieeataha iir WMtarhersMImg einer dareb dM Bilniiai 
geeHrtea KmiMiMkallMi (§ 10 Itt. c EisenbKeaniifi. vom 14. September 1854). 

]. Die vollkommene Wiederherstellung einer durch den Bahnbau 
gestörten Kommunikation besteht darin, dass innerhalb des tech- 
nisch Ausführbaren derjenige ökonomisch noch zu recht- 
fertigende Ersatz gesucht nnd liergestellt wird, der die bis dahin 
bestainh'nen Verkehrshediirfuis.se und Veikehrszwecke niügliclist gleich, 
wie (lies bei der früheren Verbindung der Fall war, befriedigt. Dies 
trifft zu, weuu der öffeutliche Strassenverkehr soweit geschont wird, 
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als es ttberhaupt noch mit den Offentliclien Interessen an der Erweite* 
rang der fiahnanlage vereinbar ist. Es Icann daher nicht eine ▼oll- 
Itommen gleiche Kommnnikationsberstellang ohne jeden Umweg ge- 
fordert werden. 2. Bei Bestimmang der Art des Ersatzes ffir eine ge- 
störte Kommnnikation ist nor anf die durch letztere gesicherten Ver- 
kehrsbedürfnissH, keineswegs aber auf allgemeine etwa in der Zukunft 
sich entwickelnde Bedürfnisse Rücksicht zu nehmen. 8. An der Attf- 
rechterhaltung einer öffentlichen Kommunikation haben Einzelpersonen 
kein Recht. Wohl aber hat ein solches, auch vor dem Verwaltungs- 
gericlitshofe verfolgbares Recht diejenige Körperschaft, in deren Eigen- 
tum und Verwaltung (kr Weg steht. 4. Ob durch die Wegveilesrung 
Wirtschaflsei'schwernisse oder Wert Verminderungen der betrottenen 
Grundstücke eintreten, ist bei Erteilung des Baukonsenses nicht weiter 
zu prüfen, ö: Die Anschauung der Begehungskuuuuission (über die 
i-echtliche Eigenschaft eines Weges) ist für das Eisenbahnministerinm 
nicht bindend. 6. Die Möglichkeit der Absperrong einer Wegfort- 
setzung gestattet noch keinen Schlnss anf die private Eigenschaft des 
vor der Abspen'ungsstelle liegenden Wegstückes. 

Nr. 370. Entseh. des Bentseken Releksgerichts. 
4. Strafsenat. Vom 29. Oktober 1907. 

(JW. Jabrg. ff (IM») Nr. » & l«l ZUt n.) 

S 242 81GB. Oer Tattettand Um Oltitlalilt Hegt v«r, warn der SpedKear dae !■ Waf- 

gons verladene Gut nicht an die Itim vom Versender bezeichneten Empfinger gesandt, 
■eedern in eiieaeni Interesse an andere Personen verliauft und an diese die Cxpedltiea 

des Guts durch die Bahnbeamten veranlasst hat 

Zuzugeben ist dem Beschwerdeführer, dass R. weder dadurch, dass 
er zunächst auf die Waggous Art und Gewicht der in ihnen enthaltenen 
Kohlen schrieb, noch durch die üebergabe der Frachtbriefe an den 
Weichensteller den Gewahrsam an den Kohlen erlangte. Erlangung 
eigenen Gewahrsams ist aber keine Voranssetznng f&r die Annahme 
eines Diebstahls anf selten des R., nnd die Wegnahme ist nach den 
getroffenen Feststelinngen dadurch erfolgt, dass der Weichensteller den 
in den Frachtbriefen enthaltenen Angaben gemftss die bahnmissige 
Versendung der Kohlen an die Adressaten bewirkte and die Kohlen 
mit dem Willen, sie an jene befördern zu lassen, in Gewahrsam nahm. 
Indem R. diese Tätigkeit und diesen Willen des in gutem Glauben 
befindlichen Weichenstellers in Bewegung setzte, hat er sich dessen als 
Werkzeuges fiir die Durchführung der Wegnahme und die Erlangung 
des Gewahrsams, wie sie von ihm beabsichtigt waren, bedient and ist 
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68 ebenso auzuseUeD, als wenn dies uuiuittelbar auf das eigene Tun 
des R. snrftekznfUireii wftre. Denn es macht hierbei keinen Unter- 
schied, ob der Tater die Anfhebun^j^ des Oewahrsams eines anderen 
selbst bewirkt oder durch einen gutgläubigen Dritten, den er als Werk- 
zeug benutzt (ygl. BGSt. 21, 110). 



Nr. 377. Entsch. des Deutsehen Reichsgericht». 
1. Strafsenat. Vom 9. November 1907. 

§§ 315. 316 Abs. 1 StGB. Fahrlässige ElMsfealiilrtMportgefährdung durch Uber die 

Bahn fliegende Sprengstiicke Hegt nicht vor. wenn dadurch weder auf der Fahrbahn 
Rodi auf andere Weise Hindernisse bereitet worden sind, weiche mit einer Gefahr für 
den Elsenbahntransport zeltHoh zusammentrafen. 

Nicht Vullendung, sondern nnr Versucli des Vei biecliens aus § 315 
Abs. 1 StGH. kommt in Frag:e. wenn zwar eine gefäbriiclie Sacblaije 
geschafi'en, aber ein Hindernis auf der Fahrbahn noch nicht oder nicht 
mehr rorhanden ist, oder wenn zwar ein Hindernis auf der Fahrbahn, 
aber eine Gefahr fttr den Eisenbahntransport noch nicht oder nicht 
mehr besteht. Wo bei vorsätzlichem Handeln nnr ein Versuch der 
Eisenbahntransportgefthrdnng nach § 815 Abs. 1 anzunehmen wäre, 
zeigt sich bei Fahrlässigkeit des Täters die Annahme einer strafbaten 
Tat aus § 316 Abs. 1 Überhaupt ausgeschlossen. BGSt. 16, 88 (84). 
Gegebenenfalls begann, wie oben dargelegt ist, ein Zustand hoher Ge- 
fährdung fttr den Zug 43, als der Angeklagte die Zündschnur zu seinem 
Sprengschuss ansteckte, und der gefährliche ZiistHiid endigte erst, nach- 
dem der Zug in eine sichere EntferinuiLT V(»n der Sprengstelle gelangt 
oder die C^esamtheit der Sprengstücke niedergegangen war. Diese Ge- 
fährdung erschöpfte sich aber an der blossen vorstellbaren Möglichkeit, 
dass abgesprengtes Gestein zur Unzeit auf das Gleis oder in den Luft- 
raum des Zuges 48, d i. auf die Falirbahn. «relangen konnte; sie war 
daher nicht durch ein auf der Fahrbahn bereits vorhandenes Hinder- 
nis hervorgerufen. In dem Zeitpunkte aber, wo tatsächlich das 16 Zentner 
schwere Sprengstttek den für Eisenbakozttge frei zn haltenden Luftraum 
durchflog, mithin durch die Fahrlässigkeit des Angeklagten, freilich nur 
fttr einen fast unmessbar kurzen Zeitabschnitt, ein Hindernis auf der 
Fafirbahn bereitet wurde, hatte der Zug 43 die dadurch gefährdete 
Stelle bereits hinter sich und ein anderer Zug sie nicht zu durehfahren. 
Das Vorhandensein eines Hindernisses auf der Fahrbahn und das Be- 
stehen einer Gefahr fttr den Eisenbahntransport sind folgerichtig anch 
nicht einen Augenblick zeitlich zusammengetroffen. Lässt sich nach 
all dem die Verurteilung des Angeklagten aus § 316 Abs. 1 StGB. 
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nicht halten, so mnsste anter Aufhebang des angefochtenen Urteils der 
Angeklagte in Anwendung des § 394 Abs. 1 der StPO. von der An- 
klage freigesprochen and im Eosteupankt angemessene Yerfflgang ge- 
troffen werden. 

Kr. 378. Kutsch, des Deutsohoii lleiehsjrerldits. 
6. ZiviUeuat. Vom 11. November 1907. 

(WaiMyar, Jahrb. Brg.-Bd. 1MB U«ft t tL M.) 

% 1 RHaftpie. 254 MB. Unfall Mm AImMom vm ehi«r SIraMMlalM indi tß§ß- 

benem Haltesignal. 

Wenn (las Berufungsgericht verlangt, dass der Fahrgast, nachdem 
er durch ein ülitckenzeichen das Anhalten des Wagens erbeten, und 
darauf dei Wagenführer den Wag'eii tatsächlich znm Anhalten gebracht 
hat, ])evoi- er absteigt, noch weileie Nachfor.scliungen anstellen soll, 
ob denn das Anhalten ancli seinetwef^en und auf sein Zeichen hin er- 
folgt sei, und wenn es in der Unterlassung solcher weiteren Nachfragen 
ein Verschulden des Fahrgastes, anscheinend sogar eiu schweres Ver- 
schulden, erblickt, su kann ihm darin nicht beigetreten werden. Der 
Unfall hat sich bei einer Strassenbahn ereignet, deren Wagen nar von 
dem WagenfBhrer, ohne Begleitung eines Schaibers bedient werden, 
nnd bei welcher die Einrichtnng besteht, dass der Fahrgast, der ab- 
steigen will, durch einen Qlokenzng seinen Wunsch zu erkennen gibt 
Wenn, nachdem letzteres geschelien, der Wagen anhftlt, so ist der 
Fahrgast berechtigt, anzunehmen, dass das Halten geschieht, um ihm 
das Absteigen zu ermöglichou ; weitere Erkundigungen wfirden mit dem 
Zwecke einer Strassenbahn, eine schnelle Beförderung zu erzielen, der 
eine möglichste Abkürzung der Aufenthaltspausen, eine eilige Erledi- 
gung des Ab- und Anfstpigef^eschäfts bedingt, schlechthin im Wider- 
spruch stehen. In der Uiiterlassun? solclier weiteren Erkundigung kann 
deshalb ein Versrliuldeii der Ehefrau des Klägeis nicht erblickt werden, 
ancli nicht, wenn es bereits Abend, die Ehefrau des Klägers im Orte 
noch wenig bekannt und mit Gepäck versehen war. 

Das weitere Verschulden der Ehefrau des Klägers soll dariu be- 
standen haben, dass sie nach der der Fahrtrichtung entgegengesetzten 
Seite abgesprungen sei, wie das Bemfungsgericht annimmt. Hat der 
Wagen gehalten, als die Genannte abzusteigen sieh anschickte, so kann 
in dieser Art des Absteigens ein Verschulden Überhaupt nicht gefunden 
werden. Dagegen wird ein Abspringen wfthrend der, wenn auch be- 
reite verlangsamten, Fahrt in unverfaftltnisrnftssig höherem Grade ge- 
fährlich als sonst, wenn der Abspringende die Vorsicht nnterlftsst, beün 
Abspringen in der Fahrtrichtung zu bleiben ..." 



Bntaeh. des Deotseben Reichagwiebts vom 12. NoTomber 1907. 



S65 



Nr« Entseb. des Beitsehen IKelehsgerielits. 
7. Zivilsenat. Vom 12. November 1907. 
(jw. Jaiwg. M (1M9) Mr. n & m.) 
II 51, 171 — 173 ZPO. Die Zustellung der Klage an eine zur Vertretung des Ffskis 
ictetzlieb aloM borifMe Bcbörde Ist wirkungslos md wahrt «lebt die Fritt zar 

Klageerhebing. 

Der die Verletzung des § 171 ZPO. lügende Angriff der Revision 
kann nicht für begründet erachtet werden. Der Revision ist darin bei- 
zutreten, dass die Person, der wirksam die Klage zugestellt werden 
kann, nicht notwendig auch zui- Prozessfährung berechtigt zu sein 
braucht, dass diese Frage vielmehr im Eecbtsstreite selbst erst zum 
Austrage Icommt AUdn im vorliegenden Falle greifen weder § 171 
Abs. 2 and 3 noeh die §§ 172, 173 ZPO. Platz. Insbesondere ist die 
Oeneraldirektiott der S&ehsiscben Staatseisenbabnen nicht, wie die Re- 
vision geltend zu machen sucht, Generalbevollmächtigte des Sftchsischen 
Landesilskns im Sinne des § 173 ZPO. Vielmehr handelt es sich le- 
diglich om die Anwendung des § 171 Abs. 1; es ist zu prfifen, ob die 
Zustellung der Klage für den nicht prozessfÄhigen Sächsischen Eisen- 
balinfiskus an den richtigen gesetzlichen Vertreter erfolgt ist. Wer den 
Landesfiskus in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiteu zu veitreten hat, be- 
stimmt sich naoli den Gesetzen des betreffenden Hiiiulesstaats. Sie 
entsciieiden darüber, welche Behörde nach Massgabe lier in Hetracht 
kommenden organisatorischen Vorschriften zur Wahnieliinung der Rechte 
des Staates im Hinblick auf die zu erledigende Vermögensangelegenheit 
berufen ist. Diese Behörde und keine andere vertritt den Fiskus, wie 
ihr Sitz auch massgebend für den Gerichtsstand ist (§ 18 ZPO,). Des- 
halb ist aber andi sie allein zur Empfangnahme von Znstellangen för 
den Rechtsstreit ermftchtigt; sie ist die gesetzliche Vertreterin des Fislcas. 
Insoweit decken sich die Befognis zur Prozessffthmng nnd die Beftagnis 
zur Empfangnahme von Zustellungen. Sie würden nur dann auseinander- 
fallen, wenn — was praktisch nicht leicht vorkommen wird — mehrere 
Behörden zusammen den Fiskus zu vertreten h&tten. Hier w&rde nach 
§ 171 Abs. 3 ZPO. die Zustellung an eine genügen, auch wenn die 
Prozessführung gemeinschaftlich erfolgen müsste. Der Fall ist aber 
nicht gegeben. Nach der auf dem irrevisiblen Sächsischen Landesreclit 
beruhenden Feststellung des Berufungsrichters ist allein das Königliche 
Finanzministerium der Vertreter des Fiskus in streitigen Enteignungs- 
sachen, soweit der Betrag von 1000 Mark überschritten wird, woraus 
sich eigibt, da.ss die Oeneraldireklion der Staatseisenbahnen als Ver- 
treterin ausscheidet; sie ist es nach der unanfechtbaren Annahme des 
Berufnngsrichters itur, sofern es sich um nicht streitige Enteignungs- 
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Sachet) oder um Prozesse in solchen bis zum Betrage von 1000 Mark 
liandelt. Es lässt sich also nicht sagen, dass die Generaldirektion ge- 
setzliche Vertreterin, wenn schon nicht berufen zur Prozessfülirung sei. 
Darum war die Zustellung der Klage an sie wirkuugslos, uuü es ist die 
Frist zur Klageerbebuug uicbt gewahrt. 

Kr. 2HiK Klitsch, des Deutschen Rcichssrerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 1 4. Nu veiiiber 1907. 

iWarneytT» .lalirt' KtjT-in/ -IM lo^s Hi-ii i s n Zitf, 57.i 

9 3a HaftpflG. § 843 BGB. Unfailrente ohne zeitliche Begrenzung bei hohen Altar 

iM Veritttte». 

AUerdiugs ist daran festzuhalten, dass bei fiemessuug der Rente 
diejenige kttnftige Gestaltung der Sachlage berücksichtigt werden mnss, 
die nach dem regelmässigen Verlauf der Dinge auch ohne Dazwischen- 
treten des die Schadensersatzpflicht begründenden Ereignisses die Er- 
werbsf&higkeit des Verletzten gemindert oder ganz aufgehoben haben 
würde, und in dieser Beziehung hat besonders in Betracht zu kommen, 
dass im hohen liebensaUer die köiperlicheu und geistigen Kräfte regel- 
mässig abnehmen und schon dadurch die ßrwerbsfähigkeit gemindert uud 
schliesslicli ganz aufgehoben wird. Allein es gibt, wie der erkennende 
Senat wiederholt angenommen hai , Fälle, in denen auch in dieser Be- 
ziehung eine Beurteilung der kiinfti>;eii (irstaltung der Dinge dem (Jericht 
nicht mit der erforderlichen Bt>tiiiinilheit muglich ist und ihm deshalb auch 
eine Berücksichliguiig jenes L'instandes nicht angesonnen werden kann. 
Ein solcher Fall ist nach den vom Berufungsgericht getroffenen Fest- 
stellungen hier gegeben. Der Kläger hat durch seine Tätigkeit ein 
Einkommen von 1196 Ifark jährlich in einem Alter erzielt, das zu er- 
reichen den Menschen nur in ganz seltenen Fällen besehieden ist, in 
dem jedenfalls nach dem regelmassigen Verlauf der Dinge fiberbäupt 
jede Erwerbeffthigkeit schon infolge der Einwirkung des Alten auf- 
gehoben ist. In einem solchen Falle mit Erfahrungsgrundsätzen zu 
rechnen, aus ihnen mit der erforderlichen Bestimmtheit eine Altersgrenze 
zu ziehen, mit der dei l'mfangder Erwerbsfähigkeit, wie sie zur Zeit des 
Unfalls bestand, abnehmen oder diese Fähigkeit ganz aufhören werde, 
erscheint ausgeschlossen. Die Rente auf wenige Jahre zu beschränken, 
wie der Beklagte in den Vorinstauzen gefordert hat, ist nicht angängig, 
da dem Kläger eine so lange Tjehenszeit, selbst ein irgendwie erhelilirliei' 
Zeitraum, nach menschlichem Ermessen überhaupt nicht mehr bescliiedeu 
seiu wird . . ,* 



Digitized by Google 



Entwh. das Dwtwheii Beicingericlitc von 15. NoT«aber 1907. 307 



Nr. S81. Enteeh. des Bentsehen ftelelisgerlehts. 
7. Zivilsenat. Vom 15. November 1907. 
(Dm RMht XII (tns) Nr. t & lOw) 
30 PreusB. EnlG. von II. JmI 1874. Auf Zinsfordeninoen, welche erst nachträglidi 
im Reditowei« galtani |«aach( werden, findet die teohtiiMatliolie Priktativfritt des 

g 30 keine Anwendung. 

Beschreitet der Eigentümer des zu entcif^neiKlen Gniudbesitzes den 
Rechtsweg gegen den Eutscliädiguiigsfest.slellungsbescbluss der Ver- 
waltungsbehörde, so richtet sich die Klage gegen die gesamte Fest- 
steUang der Entschädigung, soweit sie dem Kläger ungiin.^tig ist, als 
eine Einheit. Es wird daher aaeb ein dem Eigentllmer zustehender 
Zinsansprach, wenn er von der Verwaltungsbehörde nicht berttcksichtigt 
oder ihm abgesprochen worden ist, yon dem gerichtlichen Verfahren mit 
erfasst. Selbstverständlich können Zinsen, wenn der Kläger sie im ge- 
richtlichen Verfahren nicht fordert, nicht von Amts wegen ihm snge- 
sprochen werden. UnterlÄSst er ihre Inanspruchnahme in I. Instanz, 
fordert ^ie aber in II. Instanz, so finden lediglich die Vorschriftei^ über 
die Erweiterung des Klageantrags Anwendung (vgl auch Urteil des 
V. ZS. vom 14. Januar 1885, RG. 12, 299), welche eine derartige nach- 
trägliche Bean.sprucliunfr v<«n Zinsen als zulässig erscheinen lassen 
(§ 268-' ZPO.). Die Entscheidung des erkennenden Senats vom 20. De- 
zember 1901, aut die sich der Berufungsriclitei für seine Ansicht beruft, 
steht ihm nicht zur Seite. Es heisst dort vielmehr: „Ist das der Fall, 
so war der Verziusungsansprucli spätestens bei der Berufung gegen das 
erstinstanzliche Urteil in dem gerichtlichen Entschädigangsfeststellungs- 
verfahreu geltend zn machen*'. Es hat also schon damals der Senat 
seine Meinung dahin zu erkennen gegeben, dass der Zinsansprach des 
Eigentttmera nicht schon in der Pr&klnsivfrist des § 30 EntO. erhoben 
werden müsse. 



Xr. 282. Kntseh. des Deutschen Uelehsgeriehtji. 
4. Strafsenat. Vom 16. November 1907. 

(JW. Jakif . 87 (19W> Kr. ft a IM SC M.) 
§ 316 Abs. 2 StGB. Der TatbwrtiiNl der EisenbahntransportBefährdung durch die Im 
§ 316 Abt. 2 iMieiolHietMi P un m m erfordert nur PttofetvtnaoliläMitssi, alcM sich 

Fahrlttesigkeft. 

Die Begründung erweckt den V'erdadit, dass der erste Richter für 
die Anwendung des § 31() Abs. 2 StGB, den Nachweis einer Fahr- 
lässigkeit für erforderlich eraclitet hat. Dies ist recliLsirrtümlich. 
Zur Erfüllung des Tatbestandes des in dem bezeichneten Gesetze vor- 
gesehenen Vergehens ist nur ein als Pflicbtvernachlässigung sieh dar- 
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stellendes sclmldlmftes Verlialteu des Täters, die ( Jefalu ilung des Traus- 
portes und der ursächliche Zusainineohang zwischen beiden erforderlich. 
Jede Nichtbeachtung der Dienstanweisung stellt sich aber als eine 
Vernachlassi<riui<r dt^r Dicnstpllichten dar, und jede Transportgefährdung^ 
weh:he durch die Beachtung dfr Dienstanweisung vermieden worden 
wäre, ist dem ptlicht widrig iiandelnden Beamten zuzureclmen, sofern 
nicht besonder»' Umstünde vorliegen, welclie die Nichlbefolgung einer 
bestimmten, an sich zutrelienden Dieustvorüchrift im gegebenen Fall 
als gerechtfertigt erscheinen lassen. 



Nr. 388. Bntseh. des Beatsehen Relchsgcrlehts. 
6. Zivilsenat. Vom 26. November 1907. 

Das üoflit XU ;l90f Nr ni'll i S S<! ZifT üll. S. 71 Ztff. 412 

§ 844 Abs. 2 BGB. ^ 3 Abs. 2 RHaftpflG. ^ 304 ZPO. Verlangt ein Vater. d«»ten 
■inderjütarige Toohter beim Eisenbahnbetrieb ums Leben gekommen ist, Entscbädiguai 
wdQM des Hl« dsrab in Tod Mimt KtsdM sstzsgeiei UitorlMittrMlilM, m ist sehM 
bei Ertats tim Zwisslitnurtellt Sber den finisd des Arapraobt die BedirfHgMt das 

KHiert Ud dit Lei<;tungsfähigkeit des getöteten Kindes featzustelleSb M 823» 831 
BGB. ^ I RHaftpflG. Mitwirkendes Versciiuiden. 

Der Krlass eines Zwischenurteils über den (irund des Anspruchs 

erforderte die Fiiitung der Voraussetzungen, unter denen diese Ent- 

scliädigung nur gegeben i.st: der Bedürftigkeit des Klägers (§ 1602 BGB.) 

und der Leistungsfähigkeit des Getüteten (§ 1603 BGB.}, die zusammen 

erst einen Unterlialtungsauspruch und deshalb auch einen Anspruch 

wegen entzogenen Unterhalts begründen. Ist der Kläger zurzeit noch 

nicht onterbaltsbedtti'ftig, handelt es sich daher nnr am die Möglichkeit 

einer sp&teren Unterhaltspflicht der Tochter, dann besteht znrzeit der 

erhobene Leistungsanspracb Aberhanpt nicht und konnte deshalb anch 

nicht dem Grande nach zuerkannt werden; es ist alsdann vielmehr 

gegenwärtig nur für eine Feststellongsklage Baum, und es wäre insoweit 

seitens desOerichts auf die Umwandlung des Leistungsantrags in einen 

Feststellungsantrag hinzuwirken gewesen. Wird dagegen eine schon 

jetzt vorhandene Unterlialtsbedi\rftigkeit des Klägers angenommen und 

ebenso eine Unterhaltspflicht der Getöteten, so würde eine Rente auf 

Lebenszeit dem Kläger kaum zuzusprechen sein, vielmehr wäre diese 

nach der Sai hhige auf die Zeit bis zur mutmasslichen Verheiratung der 

Torliter, wenn sie am Leben geblieben wäre, zu beschränken. Wird 

endlich die Entschädigung des Klägers durch ein Kapital für angemessen 

erachtet, welches der Kläger in erster Linie gefordert hat, so hat auch 

darüber das Gericht in dem Urteile Uber den Grund des Ansprach» sich 

aoszolassen. 
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Liegt bei einem iSisenbahiibetrlebsunfall ein mitwirkendes Ver- 
scbnlden des Bescbädigten Tor, so ist zn prüfen, wie dieses bei einer 
Abmessang gegen die allgemeine oder eine von dem Eisenbahnunter- 
nelimer zu vertretende gesteigerte Betrieb^gefahr bei AnweiKluno- des 
§ 1 RHaftpflG., oder gegen das etwa festzustellende Verschulden des 
Eisenbalnumternehmers und seiner gesetzlichen Vertreter hei Anwendung 
dei- 823, 31, 30 BGB., oder endlich gegen das rechtswidrige Handeln 
der Bediensteten des EisenbahuuDterueltmers bei Anwendung des § 831 
BGB. zu bewerten ist. 

Nr. 284. Entoeh. des Oesterr. Obersten Gerlehtshafes. 

Vom 26. November 1907. 

(Opsterr Elsi-nli -Verordn Bl XXI 1190«' Nr. 11 .S in.; 

Die gemäss ^ 9 des Gesetzes vom 21. April 1882, RGBl. Nr. 123, von den Bezügen eines 
Staatsbediensteten im administrativen Wege einzubringenden Beträge, wie die Personal- 
slBfce— ssrteier, dl» OtomHax«, • PMtiiimfetllrii«, dto OiMImiiwtoiipal ete., tclMi' 
tara dts Mflhllassgabe des Gesetzes vom 21. April 1882, RGBl. Nr. 123, der ExsfciiliM 
und dem Zugriffe der Gläubiger unterliegenden Bezugsteil. 

Vom Standpunkte der behaupteten falschen rechtlichen Beurteilung 
wird vor allem die Ansicht vertreten, dass. da da.s (Tesetz vom 
21. April 1882, RGBl. Nr. 123, im § 1 den „Privati?läubigcrii - das 
Pfandrecht auf ein Drittel des (Tthaiies mit der Beschränkung erteilt, 
dass dem Exekuten ein Jahresbezug von K 1600 frei bleiben ninss. 
und erst im § 9 die Bestimmung enthält, dass die auf administrativem 
Wege einzubringenden Beträge von dem nach diesem Gesetze der Exe- 
kution onterliegendeD Teile der Bezüge absozieliett sind, vorerst der 
Privatgläubiger zar Befriedigung aus dem Oehaltsdrittel nnd dann erst 
der administrative Abzog ohne Beschrfinkong auf dieses Drittel an der 
Beibe sei. Ans der Beihenfolge der Paragraphen eines Gesetzes den 
Scbloss za ziehen, dass die früheren Paragraphen mehr Gewicht haben 
als die späteren, ist natftrlicb anznlftssig. Der § 9 lässt anch seinem 
zitierten Wortlaute gemftss die von der Revision beliebte Auslegung, 
dass bei administrativen Abzügen die Beschrilokang anf das Drittel 
des Gehaltes wegfalle, nicht zn. 

Nr. 885. Entseh. des Beutsehen Relehsgerlehts. 
7. Zivilsenat Vom 8. Dezember 1907. 

iJW .lahrg 87 ISOBi Nr S S 71 Ziff. 5. - Das Rerlit XII IWMi Kr. I S H8 Zifll SM BeU«geS.> 

§§ 11, 12, 14 RPoste. vom 28. Oktober 1871. Umfang der Haftung der IMclW|N»St für 
Kiirperbeschädigung beim Umfallen eines Postwagens. 

Nach § 11 Zilf. 2 daselbst lei.stet die Postverwaltung Ersatz für 
die erfoi(leilichen Kui- und Vei pflegungskosten im Falle der körper- 

Kger, UUenbabnreetaUlcbe Kntscheldaiigen XXIV. S6 
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liehen Bescbftdigung eines Reisenden bei Balsen mit den ordentliebeti 
Posten, ausgenommen den Fall höherer Gewalt oder eigener FahrlSasig- 
keit des Beisenden. Nach § 12 wird eine weitere als die im § 11 
bestimmte EntsdiSdigiing von der Postverwaltang nicht geleistet Die 
Fassung dieser Bestimmungen Iftsst klar erkennen, dass damit die 
Haftung der Postverwaltung umfassend und ersehl^pfend geregelt 
werden und insbesondere eine weitergebende Haftung auch in dem 
Falle aosgeschlessen sein sollte, dass einen Beamten ein Verschulden 
trifft, das seine unbeschränkte Haftang nach den Vorschriften nber 
unerlaubte Handlungen begründet. Ob dies ausnahmslos, ohne Rück- 
sicht anf die Art des Verschuldens, gilt, mag vielleicht in Zweifel ge- 
zogen werden können. ... Im prpjrpn wältigen Falle be.'itand die 
schnldhafte Handlung in der Verwendung eines untüchtigen 'rran.<?port- 
niittels, oder in der Unterlassung der vurgängigen Prüfung des Transport- 
mittels auf seine Tüchtigkeit. Eine an sich objektiv unerlaubte Hand- 
lung lag hieiin überhaupt nicht, die Handlung wurde zu einer uner- 
erlaubten nur dadurch, dass sie bei Erfüllung des von dem Kläger mit 
der Post geschtossenen Vertrages geschah. Gerade die ungenügende 
Sorgfaltsanwendnng bei Erf&llnng des Vertrages bildet hier das 
Wesentliche der unerlaubten Handlung, diese stand mit der Vertrags- 
erfilllung in einem inneren, untrennbaren Zusammenhang. In solchem 
Falle rechtfertigt es sich schon nach allgemeinen Grundsätsen, dass 
die Schadensersatzpflicht nur nach den das Vertrags Verhältnis be- 
herrschenden Rechtsregeln, unter Ausscheidung dei- Vorschriften über 
die ansservertragliche Haftung, beurteilt wird. Vgl. Entsch. des VI. 
ZS. vom 4. Februar 1904. VI 491/03, JW. 1904, 166^ Um so weniger 
kann die Anwendung des § 12 PostG. hier einem Bedenken unterliegen. 
Scheidet aber schon aus diesem Grunde die ausservertragliche Haftung 
der Postverwaltung aus, .so bedarf es keines weiteren Eingehens anf 
die Frage, ob die Voraussetzungen, unter denen nacli Art. 1384 o.e. 
oder nach § 831 BGB. die Postverwaltung für das Verschulden ihrer 
Beamten haften wDrde, hier gegeben sind. 

1 

Nr. 986. EDtseh. des Dentsehen Reiehsgeriehta. 

7. Zivilsenat. Vom 8. Dezember 1907. 

(Wkimytr, Jslirli. Bi«.-ed. MM Htft t 8. to Mr. in.) 

§ 285 B6B. Ob VerzHg de« Bauunteniehiiiers diroh StreSc der Baukudwerkir 11011 

zu vertreten ist, ist nach den Umständen dM «iaieinen Falls zu entscheiden. 

Der Berufungsrichter führt aas, dass er anf Grund der erhobenen 
Beweise zu der Ueberzengnn^ gekommen sei, dass Kl&ger durch des 
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Anfang Juni 1904 in 6. ansgebroclienen Streik der Baahandwerker in 
die UnmOgliclikeit versetzt sei, die Bauarbeiten so furdern, dass 
das Taxat am 15. Juni 1904 erfolgen konnte, und dass Kläger seiner- 
seits sein Möglichstes getan habe, am seinen Verpflichtungen nacbzn- 
kommen. Er erwü'^t ansdi iicküHi, dass nicht jeder Streik ohne weiteres 
die Nichteinlialtuiig einer vereinba! ten Fi ist entschuldige, dass viel- 
mehr nach den IJnistRuden des Falls die Frage zu entscheiden sei, oh 
der Scliuhiner die nicht rechtzeitige Lei.stnng zu vertreten habe. Solche 
besondere Umstände erblickt der Bernfnngsrichter vorliegend in der 
grossen Kürze der dem Kläger zur Bevvirkung der umfangreichen Ar- 
beiten gestellten Frist und vor allem darin, dass Kläger während des 
Streiks von keinem Baamaterialieubändler in B. Materialien zur Fort- 
fttbrong der Arbeiten bekommen haben wttrde. Diese von der Revision 
mit prozessualen BQgen nicht angegriiFenen Feststeltnngen rechtfertigen 
die Annahme des Bernfangsrichters, dass die Einhaltung der Frist vom 
15. Jnni 1904 infolge eines Uoistandes unterblieben ist» den Kläger 
nicht zn vertraten hat, dasa Kläger deshalb hinsichtlich dieser Frist 
nicht in Verzug gekommen ist. 



Nr. S87. Entseh. des l^entselien Seichsg erlehts. 
O.Zivilsenat Vom 5. Dezember 1907. 

(Warneyer, Jahrb. Krg.-Bd isxis fielt 2 S i2i Sr n;n > 

§ 3 RHaftpflG. § 843 BGB. Oer Vermögensnachteil aus der Aufhebung oder Minderung 
der Erwerbsfähigkeit det Verletzten besteht in dem Unterschiede des möglichen Erwerbs 

vtr imI nach dem Unfall. 

Zur Grandlage der Ermittelung dieses Unterschiedes kann der tat^ 
sächliche Erwerb des Verletzten in der Zeit unmittelbar vor der Ver- 
letzong allein nicht dienen, da er fttr die Gestaltung des Erwerbes 
in der Zukunft nur einen von mehreren Faktoren bietet. Die allge- 
meine nnd olyektive Unterlage für die Ermittelung jenes Unterschiedes 
und damit des Schadens, der dem Beschftdigten zu ersetzen ist, bietet 
die erfalirungsniässige normale Erwerbsf&higkeit und Ausnutzung der 
Arbeitskraft einer Person in den Lebensverhältnissen des Verletzten; 
als besondere Moniente sind der tatsächliche Erwerbsstand und die 
Erwerbstätigkeit des Verletzten vor dem schädigenden Ereignisse nnd 
die konkreten sein Fortkommen nach seiner Persönlichkeit nnd der Um- 
gebung, in der er lebt, bedingenden Verhältnissp mitbestimmend in P»e- 
tracht zu ziehen. l)ie Anwendung dieser Grundsiil/e auf den Einzel- 
fall führt zu dem Ergebnisse, dass, wenn der Verletzte vor dem T'nfall 
von seiner Arbeitskraft dauernd keinen oder nur geringen (iebraueh 
gemacht hat, ihm voraussichtlich iiKsoweit auch fftr die Zukunft ein 

25* 
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Vcrniögeiisnachteil ans dem Unfälle nicht erwachsen ist, zu dessen Aus- 
gleichung der Schadensersatzanspriich des Geseties gegeben ist. In 
solchem Falle wird es Sache des Verletzton sein, darzntun, dass er in 
der Zukunft seine Arbeitskraft verwertet haben würde, wenn er einen 
Leistungsansprncb auf Schadensersatz erheben will Andererseits wird 
der Ersatzpflichtige den Beweis zu übernehmen haben, dass der Ver- 
letzte in Zukunft auch ohne den Unfall nichts oder weniger verdient 
liaben würde, wenn feststeht, dass er vor diesem Ereignisse einen be- 
stimmtea und dauernden Erwerb gehabt hat. So geben die tatsäch- 
llelien Enrerbsverh&ltoisse des Verletsten In der d«B ünfsll unmittel- 
bar Tontnsgehenden Zeit allerdings den Ausgangspunkt fQr die Ermitte- 
lang des Schadens in der Znknnft ab, sofern es sieh nicht am eine an- 
fftllige and vorübergehende Oestaltong, sondern am einen Dauer ver- 
heissenden Zustand handelt; der rechtliche Oesichtspunkt bleibt aber 
immer, dass der Verlast der Arbeitskraft und der ihr entspringenden 
Erwerbsquelle es ist. für die der Haftpflichtige Ersatz au leisten hat 
(vgl. RQZ. 16, 80; 17, 4&: 34, 128) . . 



Nr. 888. Entseh. des Sehwelzer Bandesp^eriehts. 
Vom 6. Dexember 1907. 

(Zelt!.chr fl Hern Jur -Ver Bd. 44 (190« lUiri 3 S 131 i 

Art 8 AIm. 4 Internat. Uebereink. Beschränkung der Beweiskraft der FrscMferieffl- 

angaben über das Gewicht bei Selbstverladung. 

Wenn das Aufladen der Ware nicht von der Bahn, sondern vom 
Ab.sender besorfrt wird, so sind die Angaben des Frachtbriefes über das 
Gewicht der Ware gegenüber der Endbalin nur dann beweiskräftig, 
wenn die Ware von den Organen der Aufgabebahn nachgewogen und 
deren Nachwiegung auf dem Frachtbriefe beorkundet wurde. Das 
letztere Erfordernis fftllt auch da nicht fort, wo nach der Transporte 
Ordnung des Landes der Aufgabebahn diese eine surveillance spteiale 
ttber die Ware Qbemommen hat. 



Nr. 'ZHi), Eiit^eli. dos Bayrischen Obersten Landesgerlehts. 
I.Zivilsenat. Vom 6. Dezember 1907. 

(ZaitMlir. 1 BMhCBpa. 1. Baywa Jahrg. 4 Mr. ft a IM.) 
Erfordernisse der Eliitraiusg iet Enteignungsberechtigten als Eigentümers Hiid dir 
Löschung der Verfügungsbeschränkung des Abtretungspflichtigen Im Grundbuch. (Zwangs» 
abtrstuRsage». von 1837 Art Xil und XVI mit AG. z. BGB. Art. 139, II und Art 174; 

«BO. §§ 22, 30.) 

Der Vertreter der Aktiengesellsehaft hat durch seine Mitwirkung 
SU den in den bezirksamtlichen Protokollen beurkundeten Einigungen 
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den Willeu der Aktieiige^llschaft kundgegeben, im Wege der Enteig- 
nung das Eigentum zn erwm'beB. Diese Oirentlicii bearkimdete Erklärung 
eutbUt die im § 22 Abs. 2 GBO. vorgescbriebene ZostimmaDg zu der 
Eintragung der Aktiengesellschafi ab Eigentttmerin. Die Vorscbrift 
des § 22 Abs. 2 GBO. soll verbBten, dass im Wege der Bericbtignng 
des Gmndbucbs jemand als Bigentdmer eingeti-agen wird, der nicbt an- 
erkennt, Eigentümer zu sein. Es ist nicht erforderlich, dass der Ein- 
satragende aosdrfkcklicb darein willigt, als Eigentümer eingetragen za 
werden, sondern es genügt eine Willenskiuidgebnng. die das Einver- 
ständnis mit der Eintragung unzweifelhaft entnehmen lässt, und dies 
trittt bei dem Enteiguungsberechtigten zu, der durch Geltendmachung 
des Enteignuugsrechts bewirkt, dass er Eigentümer des Grundstücks 
wird. Einer weiteren rechtsgeschäftlichen Erklärung der Aktiengesell- 
schaft bedarf es daher nicht. 

Die nach Art. XVI des Gesetzes vom 17. November 1887 l)ewirkte 
Eintragung der im Art. XII bestimmten Verfügungsbeschränknng soll 
die Darchftthraiig der Enteignung gegenüber de» Offantlichen Glauben 
des Grnndbacbs scbtttsen. Sie wird mit dei* ToUziehung der Enteig- 
nung gegenstandslos und yerliert mit der Eintragung des Enteignnngs- 
berecbtigten als nenen ESigentfimers jede Bedentang. Die LSschnng der 
Eintragung enthält keine Beehtsänderang, sondern macht nur die Folge 
ersiehtlicb, die sich aus der Eintragung des Enteiguungsberechtigten 
als neuen Eigentümers ohne weiteres ergibt, und fordert deshalb nicht 
eine rechtsgeschäftliche Erklärung des Enteignungsberechtigten. 



Nr. 390. Entsch. dos Dentsehen Reichsgerichts. 

5. Zivilsenat. Vom 7. Dezember 1907. 

(Dm Badit ZU (IM«) Hr. • BMaf ■ 8. III Ziff. MS.) 
§ II PreuM. EatG. vom II. Jaal 1874. Oer StrasseDanlieger muM «lob iwar alls 
Veränderungen an der Strasse gefallen lassen, die erforderlich sind, damit die Strasse 
am vollkommensten ihrer Bestimmung geniigen kann. Wird durch solche Veränderungen 
aber der Zugang zu seinea Nute dauerid weaenttioli ersoliwert, so bat er gegen 
dli SlaM|«Bslsde sisaa Ssbsitsartattiatpnnh. 

Nach der ständigen Bechtsprechnng des Beichsgeriehts, Ton der 
abzugeben kein Anlass vorliegt, steht im früheren Geltungsgebiete des 
prenssischen ALB. den EigentQmern städtischer Hausgrandstflcke an 

einer vorfiberfttbrenden im Eigentume der Stadtgemeinde stehenden 
öffentlichen Strasse ein servitutariscbes Recht auf ungehinderte 
Kommunikation zu, das mit Ri'icksicht auf die aus dem Gesetze (vgl. 
§§ 36. 78, 81 ALR. Bd. 1 S. 8) sich ergebenden Wechselbeziehungen 
zwischen dem Eigentume an den Hauägrundstücken und dem Eigentume 
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an der Strasse als durch stillsehweigendeD Vertrag begründet xu er- 
achten ist. SGZ. Bd. 7 S. 213, Bd. 24 8. 247, Bd. 36 8. 272, Bd. 37 
8. 255, Bd. 44 S. 282, Bd. 56 8. 101, Bd. 62 8. 89 — . Dieser stillschwei- 
gende Vertrag schliesst allerdings den Vorbehalt ein, dass der Hans- 
bedtzer sich alle Veränderangen gefallen lassen mnss, die dazn dienen, 
die Strasse in dem Zustande zu erhalten oder auch in den Zustand m 
setzen, in dem sie ihrer Bestimmung am vollkommensten genügen 
kann. — RGZ, Bd. 37 S. 252, RG in Grncliot Bil in S. 932 — . Wenn 
aber, iiaclidom dor Anbau an die Strasse erfolgt ist, durch nacliträg- 
licbe Aendernnfjeii der Strasse der Znjraii^'^ von und narli dieser danernd 
wesentlich erschwort wir<l, liat der Hausbesitzer gegen die Stadtgenieinde 
einen Anspruch auf Ersatz des ihm hierdurch entstehenden Schadens. — 
RGZ. Bd. 44 S. 285, Bd. 56 S. 101, Bd. 62 S. 89 — . Von diesen Grund- 
sätzen geht im gegebenen Falle zutreffend der Berufungsrichter aus. 
Anch seine Annahme, dass der von dem Elftger geltend gemadite 
Schadenersatzanspruch der Beurteilung nach preussischem Hechte unter- 
liegt, soweit es sich um die BegrOndoug des bezeichneten servitntarischen 
Rechtes handelt, ist gemäss Art. 124, 128, 184 E6B0B. gerechtfertigt, 
da das Haus der KlSger bereits lange vor Inkrafttreten des BOB. au 
die fragliche öffentliche Strasse angebaut worden ist. 

Nr. 201. Klitsch, dos Deutsehen Relclis^erichts. 
T.Zivilsenat. Vom 10. Dezember 1907. 

(JW. Jabtg. ff (iflOB) Mr. I S. »A Ziff. tl.) 

Bei der GeitendmachuniasdFastutnuilder Enteignungsentsohädiguag baadelt ea tich 

nicht um einen Scliadensereatzanspruch im Sinnedes§ 287, sondern um die Ermitte* 
lung and den Ersatz des Wertes des enteigneten Grundstüclis unter BerücksioiitigHOi der 
im Entoignungsgesetz fir dl« Wertermittelung aufgestellten Gmadeltit. 

An dieser Auffassung hat insbesondere der erkennende Senat bis 
in die neueste Zeit ständig festgehalten. Eine Abweichung hienron 
wollte auch das von der RevisionsbeUagten angefQhrte ürteil dieses 
Senats vom 30. Oktober 1903 (VII. 245/03) nicht aussprechen, in dem 
dieser Entscheidung zugrunde liegenden Prozess war die Frage, ob bei 
Enteigunngsentschädigungen der § 287 oder der § 286 ZPO. anzuwenden 
sei, nicht streitig gewesen, und es ist deshalb aus dem im Urteile ent- 
haltenen gelegentlichen Hinweis auf den § 287 fWr die Beantwortung 
jener Frage nichts Wesentlirlies zu entnehmen. Soweit etwa eine Ab- 
weichung von der fe.«!tstcdienden Rorlitsi)re(']inng als vorliegend ange- 
sehen werden köiiiit(>. wird sie vom erkennenden Senat nicht aufrecht- 
erhalten. Das Heniliingsurteil war hiernach aiif/cuhebeii und die Saclie 
au den tierutungsrickter zurUckzuverweiseu, um auf Gruud des § 286 
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ZPO., erforderlichenfalls unter Zoziehiuig von Sachverstttodigen, zu. 
prüfen, ob nnd inwieweit die dem Kllger fttr seinen Geschäftsbetrieb 
jetzt gegen früher obliegenden Mehraofwendnngen ihren Aostgleieh darin 
finden, dass der Kläger im nenen Hanse im Vergleich zur Zeit vor der 

Enteignung sein Geschäft unter gßnstigeren Bedingungen betreibt, 
die eine erhöhte Ertragsfähigkeit des Geschäfts mit sich bringen. In 
der Berücksichtigung dieser Vorteile kann die von der Revision be- 
hauptete Verletzung des § 10 Abs. 2 des Enteignungsgesetzes nicht ge- 
funden werden; sie stellen nicht eine Werterhöhung dar, die das ent- 
üigiifte Gl undstück infolge der neuen Anlage erhalten hat, deren 
Herstellung die Enteignung diente, sondern einen Gewinn, den sich 
der Kläger mittels Neuerwerbs eines anderen Grundstücks verschafft 
hat. Es ist selbstverstaudlich, dass er den für diese Vorteile aufge- 
wendeten Qegenwert, der mit der Enteignung nichts sn ton hat, nicht 
der Beklagten in Rechnung stellen darf. Nicht gerechtfertigt ist ferner 
das Verlangen des Klägers, znm Schätsnngseid verstattet sn werden, 
denn dieser Eid ist nur im Falle des § 387 ZPO. aolässig. 



Kr. Eiitsch. des Haiidelsgericlits VerTiers, 

Vom 13. Dezeml.er 1907. 

ZeitÄi lir. f. d. Internat. KUenb.-Traiisp .\VI (190«) Nr. i S 138. i 

Art. 31 Abs. 1 Nr. 3 u. 4 Internat. Ueberelnk. Beschädigung einer Eiersendung. 

Im vorliegenden Falle fällt das beförderte Gut unter die im Art. 31 
bezeichneten Güter; daraus folgt, dass der Verfügungsberechtigte, d. h. 
der Kläger, den erlitteneu Schaden zu tragen hat, sofern er nicht nach- 
weist, dass die Beschädigung auf eine andere Ursache zurückzuführen 
iai als diejenige, die in der ualürlicheu Beschaü'enheit des beförderten 
Ontes liegt, oder mit anderen Worten, sofem er nicht ein der Eisen- 
bahn zur Last zu legendes Verschulden nachweist 

Der Kläger will dieses Verschulden durch Bezugnahme auf die 
Ausssge des zur Feststellung der Schadenshöhe zugezogenen Sach- 
verständigen dartun, der sich dahin ausspricht, dass die Beschädigung 
auf dem Transporte durch ausserordentlich heftige Stösse und Gtagen- 
stösse entstanden sein müsse, weil sich, wie der Sachverständige aus- 
fährt, die Ladung bis auf eine Kiste in keiner Weise aus ihrer Lage 
▼erschoben habe. 

Indessen ist dies nur eine Vermutung, die nicht ausreicht, um ein 
Verschulden und eine Haftpflicht festzustellen; überdies äussert sich 
der Sachverständige nicht über die Verpackung der Eier, und man 
weiss deshalb nicht, ob die Beschädigung der Eier nicht auf eine 
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mangelhafte Verpackung zurfickzufOhi'en ist; ebeotM) wenig steht fest, 
ob die Eier in unverletztem Zustande der Bahn übergeben worden sind, 
zmiial da im Frachtbrief erw&hnt ist, dass der Versender selbst die 
Verladung voigenommen hat . . . 

Nr. 293. Entseh. des Deutschen Beielisgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 19. Dezember 1907. 

(JW. 3»ktE.9t (UM) Hr. S a 3t 3^. IB. ~ Dm Beehi XD (IMQ Hr.t Biltece I 8.1* »ff. IM.) 
§ 8 RHaflpflG. §§ 208, 209 BGB. Je nachdem die Anerkennnng auf den ga«iM 

Altpruch oder einen Teil gerichtet ist. wird, wie bei der Kiage auf Leistung oder Fest- 
stellung, die Verjährung für den ganzen Anspruch oder einen Teil unterbrochen. 

Die Verjährung wird gemäss §§ 208. 209 BGB. unterbrochen durch 
Erhebung einer auf Befriedigung oder auf Feststellung des Anspruchs 
gerichteten Klage, aber auch durch Anerkennung de8 Anspruchs. Beide 
Arten der Unterbrechung der Verjährung stehen natnrgemäss in einem 
ParallelverhUtnis zueinander. Wenn die gerichtliche Geltendmachung 
eines Teiles des Anspruchs nicht die Verjährung fUr den ganzen An- 
spruch unterbricht, sondern nur für den zum Gegenstand der Klage 
gemachten Teil (RG. 57, 372; 60, 367), so muss ebenso angenommen 
werden, dass auch ein Anerkenntnis, das sich nur auf eiuen Teil des 
Anspruchs erstrackt, nicht die Kiaft hat. die Verjährung Ober diesen 
Teil hinaus zu unterbrechen. Wie andererseits ferner die Verjährung 
nach der ausdrlicklichen Bestimmung des Gesetzes nicht nur durch die 
Leistungsklage auf Erfüllung, sondern auch durch eine auf Feststellung 
des Anspruchs gerichtete Klage UMterlirm.heii wird, so muss folgerichtig 
auch angenommen werden, dass ein Anerkennuiis dio Verjährung unter- 
bricht, das den Anspruch nur in seinem (irunde. nnabhängig von der 
Feststellung des üuifange.s und Betrage.><, zum Oegeustande hat. Durch 
ein Anerkenntnis wird mithin die Verjährung fUr den ganzen Anspruch 
unterbrochen, wenn es sich auf den Anspruch im ganzen bezieht, es 
genügt aber, wenn ebenso wie bei dei* Feststelinngsklage die Anerkennung 
eine allgemeine Richtung auf das Bestehen des Anspruchs, fllr eine 
Schadensersatzklage, wie im gegebenen Falle, auf die Verpflichtung 
zum Schadensersatz, soweit der Schaden reicht, genommen hat (RG. 68, 388). 
Für die Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung kommen 
für den vorliegenden ans dem RHaftpflG. erhobenen Anspruch die 
Schreiben der Beklagten vom 20. Juli und 22. Oktober 1904 in Betracht, 
in denen das Berufungsgericht eine Anerkennung in dem vorgedachten 
Sinne einer Fnifassung des ganzen .Anspruchs, losgelöst jedoch Von 
dessen Betrage, erblickt hat. Dom ist beizutreten. 
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Jir. 1204. Eiitsdi. des Dciitsclu n li('i«'lisi;«'riehtH. 
7. Zivilsenat. Vom 2U. Dezember 1907. 

(JW. Jahrg. S7 (190») Nr. B 8. M ZUt. lt. — Om BMht Xn (tt08) Nr.t BM»f 1 8. Ul. 

I 8 PrwM. EnMI. vta II. tni 1874. WflewIHtitm tlMt VorfMiim MMcbiisw- 
Itoh ■itItlilMteigernder Faktor. Der Enteignete hat keinen Auprtoh aif Ertttl 

der Kosten für die Anlegung einet Birgersteige. 

1. Bei der Bereclmiing der dem Kläger nach § 8 EiitG. zu ge- 
währenden Entschädigung legt der Berufungsrichter die bisherige 
Benutzungsart des enteigneten Teilstücks, nämlich seine Verwendung 
als Vorparten für das auf dem Restgrnndstück stehende Wohnhaus, 
zugrunde, intleni er feststellt, dass die Berechnung nach dem Massstabe 
der Benutzungsfähigkeit des Trennstücks als Teils einer als Bau- 
land anzusprechenden Gesamtfläche zu eineui dem Kläger günstigeren 
Hilgebnisse nicht ftthren würde. Diene Feststellung ist niclit zn be- 
anstanden and wird auch von der Be?ision nicht beanstandet. Es 
kann sich nnr fragen, ob bei der vom Beraftangsrichter angewendeten 
Methode alle in Betracht kommenden ümstftnde berfit^ichtigt sind. 
Die Revision lengnet« dies; sie meint, dass dem Elftger fttr das ent- 
eignete Vorgartenland selbst eine Entscbftdigang ftberhaopt niclit zu- 
gesprochen worden sei oder dass es doch mindestens zweifelhaft er- 
scheine, ob es der Fall sei. Der Angriff beruht indessen auf einer 
missverständlichen Auffassung der Erwägungen des Berufungsrichters, 
Diese gehen nach ihrem Zusammenhange dahin, dass der dem Kläger 
infolge der Enteignung erwachsene Schaden durch die Zubilligung der 
kapitalisierten Mietsauställe völlig ausgeglichen, dass damit insbesondere 
auch der Wert der Vorgartentläche gedeckt sei. Es wird ausgeführt, 
dass dem Vorgarten ausser seiner Bedeutung als mietszinssteigernder 
Faktor ein sonstiger Wert nicht iunege wohnt habe und dass daher dem 
KIftger nur der Betrag zukomme, der dem Werte der Fläche als Vor- 
garten, als ein der SrhOhnng der Sicherheit ond Annehmlichkeit der 
Wohnrftnme dienendes Gelinde entspreche. Jenen Betrag bemisst der 
Bemfongsrichter nach der Einbasse, die das Bestgrundstlick durch den 
Verlost des Vorgartens erleidet, nnd wenn er darttbei* hinaus nicht noch 
eine Summe für den Grund und Boden an sich bewilligt, so befindet 
er sich dabei auf dem Bodra sowohl des Fnt( ignung.sgesetzes wie des 
von ihm in bezug genommenen Urt. des V. ZS. vom 7. März 1894 
(Gruchot 38, 1092). 2. Wenn der Beruf ungsrichter den Anspruch des 
Klägers auf Erstattung der ihm ortsstatutarisch zur Last fallenden 
Beiträge zu den Kosten der .Anlegung des Bürgersteigs zurückweist, 
so befindet er sich damit im Einklänge mit der Rechtsprechung des KG. 
(vgl. JW. 94, 189^«, ferner für die Fälle eines nach § 15 FiuchtlG. 
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vom 2. Juli 1875 erlttsseneQ Ortostatats Gruchoi 22, 717, anch 
JKBl. 88, 233). An dieser Bechtsprechaog ist fesUabalteo. Der Klftger 
ist nicht befu^^, die bezeiclmeten, iiim als Hauseigentfimer obliegenden 
Koaien unter dem Titel der Enteignongsentscli&digiing von der beklagten 
Stadtgemeinde wieder einsniiehen. 



Nr. 2t)5. Klitsch, des Prcnss. OI)O^Y(>rwaltuu^s^(Tichtt». 

4. Senat. Vom 23. Dezember 1907. 

(PrVi rwBl. XXIX i|908) Nr. 22 s 43fi ) 

Ein AutomoliiliMfttrdMruiigsbetrieb untertiegt nicht den Gesetze, betr. die Verausleletuneen 
nm W«|sfeu vtm ia Aifutt 1«tt («8. 8. 315). 

Aul" irrtümlicher Auffassung beruhen die Ausführungen des Klägers. 
Mit Unrecht beruft er sich auf die augeführteu Entscheidungen des 
Gerichtshofes vom 13. Oktober 1891 ond vom 22. Desenber 1894 sowie 
auf das Urteil vom 17. Febmar 1902, Nr. IV 317, indem er bebanptet, 
hieraus gehe klar hervor, dass sftmtliche Betriebe, welche nach einem 
Örtlich bestimmten Punkte oder von diesem aas Verfrachtnngen be- 
werlcsteUigten und die dorthin fikhrenden Wegestroeken dauernd in 
erheblichem Masse abnutxten, zu den ähnlichen Unternehmungen im 
Sinne des § 1 des Gesetzes zu rechnen seien. Wie die angeführten 
Entscheidungen die Aehnlicbkeit der in ihnen für vorausleistnngspflichtig 
erklärten Unternehmungen mit Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen 
und Ziegeleien f2:erade in der Fortbewegunp: von Massengütern von oder 
zu einer festen Betriebsstätte gefunden haben, so hat die Rechtsprechung 
des Oberverwaltungsoeiichts seitdem an dieser Begriffsbestimmung 
gleichmässig festgehalten. Von der seitherigen Kechtsprechung kann 
auch nicht deswegen abgegangen werden, weil neue Erecheinuugen iui 
Yerkehrsleben , wie die Benutzung der öffentlichen Wege durch schwere 
Kraftfalirzeuge, die Wegcuuterhaltungslasten vermehren. Derartige 
Verhältnisse mfissen ohne Einfluss auf die Auslegung derjenigen Qeaetses- 
vorschrift, durch welche der Kreis der vorausleistungspflichtigen Betriebe 
fest umgrenzt ist, bleiben und können nicht dazu ftthren, nun auch bei 
Gewerben, die sich mit dem Transport von Personen befassen, eine 
Aehnlicbkeit mit Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen und Ziegeleien 
zu finden. Es ist nicht angängig, durch die vom Kläger verlangte An- 
wendung des § 1 des Gesetzes vom 18. August 1902 gegen die Be- 
klagte dem Gesetz eine Tragweite beizulegen, die ihm dw Gesetzgeber 
nicht gegeben hat. ' 
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Kr. 'Z\Hi. £iits4'li. des Ilaiidels^erlclits Liittick. 

Voll) 2. Januar 1908. 
(Zaitschr'f: 4. IntenMw ■lMab..TmBq^. Xn (iMt) Mr. > fr m.) 

Art. tS^ 26, 34 MMwi IMtaratak. ZvIiMigkait dar Kl«f» Im EnpfSngers , der von 
dar Sendung nioM Besitz ergriffen hat Sdiitlimg des Schadens im Falle des Verlusts. 

Nach Art. 26 des I. U. ist zur gericbiliclten Geltendmachung der 
aus dem internationalen Transportvertrage gegenüber der Eisenbahn 
entspringenden Rechte Dor derjenige befugt, dem das Verfügungsrecht 
über das Gut zusteht. 

Wenn nun auch Alt. 1.^ dem Absender das ansscliliessliche Ver- 
füguiigsrecht über dasj. nocli nicht abgelieferte Gut zuweist, so geht 
doch desiien Klagerecht mit der Ankunft des Gute.s am Bestimniung.s- 
orte unter, wenn der Empfänger die ihm aus den» Frachtvertrage zu- 
kommenden Rechte geltend macht, was M. tats&chlich getan hat, welcher 
ohne Widersprach des Absendera und Tielnehr mit dessen Zostimmang, 
den Preis des verlorenen Gntes gegen die Eisenbahn eingeklagt hat. 

Ueberdies ist es dem Absender gestattet, anf das ihm in dem I. U. 
gew&lirte Verflkgnngsrecht sa yennchten, welcher Verzicht im vor^ 
liegenden Falle nicht zweifelhaft ist nnd sich ans einer ausdrOcUiehen 
mündlichen Erklärung des Absenders gegenüber der Verwaltang vom 
19. Oktober ergibt. 

Wenn also der Absender auf sein Recht verzichtete, so war der 
Empfänger befugt, die aus dem von Jenem sowohl in seinem wie im 
Interesse des Empfängers abgescMosseneu Frachtvertrag sich ergebenden 
Rechte geltend zu macheu. 

Das T. U. sieht nun zwar, im Gegen^atz zum Art. 34 des belgischfu 
Gesetzes, den Fall nicht vor, wo die Eisenbalin die Auslieferung des 
Gutes verweigert. Diese Weigeruug uiuss gleich geachtet werden dem 
gänzlichen Verlust, unter welchen alle Umstände fallen, welche den 
Empfänger an der Besitznahme des Frachtgutes hindern. Es ist daher 
nicht zn nntefscheiden zwischen den beiden Fiesem , Ton denen das 
erste infolge der Besch&digung zugrunde nnd das zweite infolge der 
ungerechtfertigten Verweigerung der Auslieferung an den Bmpf&nger 
seitens der Eisenbahn verloren ging. 

Betreffend die Entschädigung gilt Art. 34 des I. IT.: dieselbe ist, 
in Ermangelung eines gemeinen Haodelswertes, nach dem gemeinen 
Wert des Gutes am Ort und zur Zeit der Annahme zur Befitrdemng 
zu berechnen. 

Das Gericht hat also nicht auf den Preis, um weichen das Gut 
verkauft wurde, sondern auf dessen wirklichen Wert am Versandorte 
Rücksicht zu nehmen. 
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Nun bat zwar der Kläger auf Zengenbeweis daf&r abgeatelU, dass 
dieser Wert deijenige eei, der ihm von dem Absender fakturiert wurde. 
Ein solcher Beweis ist aber nicht zutrelfend, wdl es einem Zeugen 

nicht möglich ist, einen Wein zu schätzen, den er nicht hat kosten 
können. Wenn die Weine von 1903 von der Art des vom Streite be- 
troffenen einen laufenden Preis von 2.25 Fr. haben können , so ergibt 
sich daraus noch nicht notwendig, dass der dem Kläger verkaufte Wein 
auch die.^en Wert hatte; wogegen dem Gerichte eine sichere firiind- 
lage für die Schätzung in dem Berichte des Experten zu Gebote steht, 
welcher den streitigen Wein, unter Einbeiechnung von Fracht und Zoll, 
auf einen Franken per Liter gewertet hat. 

Dieser iu Lüttich konstatierte Wert kann nicht geringer sein als 
der Weit des Gutes am Versandorte. Der Empfänger beweist niebt, 
dass infolge des Aufenthaltes des Fasses während eines Monats im 
Bahnhofe von Angleur eine Entwertung desselben eingetreten wäre. 
Er war zur Expertise zugezogen und hatte dabei Gelegenheit alle Ihm 
gutscheinenden Bemerkungen anzubringen; sein Schweigen sebllesst die 
Genehmigung des bei der Expertise eingehaltenen Verfahrens in sich. 



Nr. S97. Entsoh. des Dentschen Aelehagerldits. 

6. Zivilsenat. Vom 2. Januar 1908. 

Pax Kfchi XII 1908) Nr. 8 Bell i S 109 ZI IT. 689 JW Talirir :i7 \ws. Kr. 4 S. 107 Ziff. 4.) 

I 2 RHaftpfl6. Aussenarbeiten, welche mit dem Fabrikbetriebe nicht Im ZsMMnea« 
hange stehen, fallen nicht unter § 2 RHaftpflG. 

Zwar ist die Anwendung dieser Gesetzesvurschrift auf Aiheiten, 
welche der Fabrikunternehmer ausserhalb der Fabrikräume ausführen 
Iftsst, nicht schlechthin ansnuehllessen. Die Anwendung derselben auf 
sogenannte Aussenarbeiten kann sich nach Umständen aus dem Gesichts- 
punkte reclitfer^seii, dass die betreffenden Arbeiten lediglich einen Teil 
des, Aber die eigentlichen Fabrikr&ume hinausreichenden Fabrikbetriebes 
oder eine Ausstrahlung desselben dai-stellen, so bei Aussenarbeiten eines 
Elektrizitätswerkes, einer Gasanstalt, eines ROhrenleitungsbetriebes. 
(Vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 16. Dezember 1907, VI. 103/07, 
und die bei Eger, RHaftpflG. 6. Aufl. S. 231 ff. angeführten Entschei- 
dungen.) Ein Fall dieser Art liegt hier aber nicht vor. Es könnte 
aiK-li nicht (gesagt werden, dass mit der von dem Monteur B. in der 
Heidelberger Brauerei ausgefiilirten Monlieningsarbeit dort ein Teil des 
Emmendinger Fabrikbetriebe.s de.>^ Beklagten in Wirksamkeit getreten 
sei. Nicht nur fehlt es hier an jeder ränmiichen Beziehung der be- 
treffenden Tätigkeit zu der Fabrik, sondern auch au dem erforderlicheo 
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inneren Zusammenhang: mit der Fabrikanlage nnd der (Tefährlichkeit 
dieses Betriebes — liier der Maschinenfabrikation. Insbesondere kommt 
gegen die Anweiidun»; des Keichsliat'tpflicht^esetzes in i^etracht. dass 
die Tätigkeit, In'i welciier der Arl)eiter B. verunglückt ist, ausseilialb 
des Herrschaftsgebietes des Betriebsunternehmers der Maschinenfabrik 
gelegen hat, dass in einem solchen Falle dem Fabrikherrn gerade die 
— ein Korrelat seiner Haftpflicht bildende — Möglichkeit, im Bereiche 
der Fabrikleitang durch Ueberwachung oder sonstige Sicherheitsmass- 
regeln der Betriebsgefahr Tontibeagen, nicht zn Gebot steht. 

Nr. '^H. Entasch, des Deutschen Keichsgericbts. 
6. Zivilsenat. Vom 4. Januar 1908. 

(JW. Jahrv. •? (UM) Hr. 4 8. IM EUt. 
II 276. 823 Bfil. Mit RHcksioht auf die Gefährlichkeit der MoterrUff tili tlrsiiia 
Aiforderiiigen an die Aohteamkeit and Vorsicht der Fahrer zu steltei. 

Die tägliche Erfahrung lehrt, dass infolge des rücksichtslos raschen 
Falirens vieler Fahrer von Kraftfahrzeugen auf der offenen Landstrasso 
die meisten Menschen, wenn sie auf der Mitte der Strasse schreiten 
und idotzlich das Hupenzeichen wenige Schritte hinter sich vernehmen, 
aufs heftigste erschrecken und durch einen Sprung nach der Seite der 
drohenden Gefahr zu entrinnen suchen. Zutreffend nimmt das Berufungs- 
gericht an, dass der Beklagte, wenn er so kurz hinter G. nochmals 
die Hupe ertönen Hess, vermöge dieser Erfahmng auf eine hastige und 
ungeschickte Bewegung des überratchten HaineSi die ihn vor das Bad 
bringen konnte, gefasst sein nnd deshalb die Falinceaehwindigkeit der- 
nassen verringem mnsste, dass ein Zosammenstoss mit ihm vermieden 
wurde oder nnsehidlieb für ihn blieb, fiedenkenfrd hat das Berufungs- 
gericht weiter verneint, dass den G., der in höchster, durch das Ver- 
halten des Beklagten erzeugter Verwirrung den Falschsprung getan 
habe, ein eigenes Vwschulden treffe. Einen Vorwurf wird man unter 
solchen Umständen gegen G. mit Fug um so weniger erheben können,. 
als nicht ausgeschlossen, jedenfalls von dem beweispflichtigen Beklagten 
nicht, widerlegt ist, dass ihm in dem kritischen Augenblick der Sprung 
nach lechts durch den St. scheu Wagen verlegt war. Die Revision hat 
denn auch ein Selbst verschulden des Q. nicht behauptet. 

Nr. Entseli. des Deutschen Reichsgerichts. 
5. Strafsenat. Vom T.Januar 1908. 

(OJZ. ZID (INS) Kr. t aiM.} 

f 207 SlOBb ll»hisdetsi | ea s e ha lt eleos telsplealssli nf|HS*fcMM TslsfrasiBis. 

Ohne Bechtfcirrtum konnte in dem vom Angeklagten aufgegebenen 
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Telegramm eine PrivAturknnde im Sinne des § 267 StOB. erblickt 
werden. Denn es ist nnerheblicli, dass der Angeklagte die Origiual- 
depesche nicht niederschrieb und dem Aufgabebeamten übergab, dieser 
vielmehr auf mündliches Ersu( iicn des Angeklagten das Telegramm der 
Ankunftsstation telephonisch iiberniittelte, und dass es erst von dem 
Postbeamten dort .schriftlich niedergelegt wurde (vgl. Entscb. iu Strafs. 
Bd. 8 S. 99 u. 101). 

Nr. aOO. EntBeh. des Henteehen Selelugeriehte. 

6. Zivilsenat. Vom 9. Januar 1908. 

(Warneyer, Jahrb. Krg. tUl. 1908 Heft 8 S. jsx Ziff. IM Da« Recht Xlf Nr 4 BiMI 2 S is«, 135, 145.» 

DerFitküt ist nir eine Rechtsperson, SHoh wenn Schadensersatz wegen Verschuldens 
nalirerer eelbstladlier Vwwftitunoen gefordert wird. Keine Haftung bei eiaeai Unfall, 
dar dwuli aiaan wf daai Baksttaii varkaferandaii Nandwaiaa dar Paat vareraaeM Ist 

(B6B. 9§ 31. 89, 828, 931; ZPO. | 88). 

Das Berufangsgericht ftthrt in dieser Beziehung ans : Beklagter sei 
(ler WOrttembergische Staat als privatrecliUiche Persönlichkeit niid 
zwar sei es ein und dieselbe Rechtsperson, gegen die der einheitliche, 
wenn auch auf teilweise verschiedene Rechtsgrfinde (BtTl3. §§ 82H, 831; 
HaftpflG. § 1) gestützte Schadenersatzanspruch erhoben werde. Die 
Teilung flir die Vertretung und Verwaltunj^ in Generaldirektion der 
Eisenbahnen und Generaldirektion der Posten schaffe keineswetrs eine 
Mehrheit von beklagten Personen oder eine Mehrheit von An.sijrii( hen. 
Es sei daher nicht etwa durch die Entscheidung des Landgerichts für 
ein Zutreffen des BGB. § 888 oder vertragsniässige Verpflichtung gegen- 
über der EisenbahnTerwaltuDg die T&tigkeit der PostTerwaltong ans 
der Behandlung im Bernfungsverfabren ansgesehieden oder nur für den 
Fall einer Anschlnssbemfnng einzuziehen. Diese — zum Teil Obrigens 
anf dem irrevisiblen Landesreebte beruhenden — AnsfBhmngen sind 
durchaus zutreffend. 

Es handelt sieh darum, ob ein nach § 823 zu beurteilendes Ver- 
schulden des Beklagten vorliegt, wobei den Kläger die Beweislast treffen 
Wörde. Das Berufungsgericht hat nun auch bei Prüfung der Frage, 
ob der Entlastungsbeweis nach jener Richtung geführt sei, ein solches 
Versciiulden — angenommen ; es erblickt es in dem Fehlen einer Anordnung 
nach jener Richtung in der Dienstinstruktion Dem kann jedoch nicht 
beigetreten werden. Mit Recht hat der Beklagte geltend gemacht, dass 
der freie Veikelir der Handwagen der Post auf den Bahnsteigen eine 
allgemeine zeitliche Beschränkung nicht gestatte, dass sie mit einem 
geordneten Dienstbetrieb unvereinbar sein uod die Zufuhr der Postgüter, 
besonders von einem Ansehlusszug zum andern, In hohem Masse er- 
schweren wfii^e,.nnd nur bei der durch den Augenblick des Haltens 
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des Zngeg in ibrem Anfang fest bestimmten Unterbrechung fUr nicht 
dringende Fälle angängig Ist. Ebensowenig kann mit dem Kläger ein 
Verschalden des Beklagten darin gefunden werden, dass auf dein Hanpi- 
bahnhof zu St. besondere, von den Gehwegen für das Publikum ge- 
trennte Zufahrten für die Postgüter nicht hergestellt sind. Die Meinung 
des Klägers, dass auf sämtlidien Bahnhöfen von gleicher Bedeutung, 
wie der von St., eioe besondere Zuleitung des Postverkehrs bestehe, 
i.st, wie gerichtsbekannt, durchaus unzutreftend. Eiu Verschulden des 
Beklagten liegt mithin nach dein festgestellten Sachverhalt nicht vor. 

Der Klaganspruch ist auch auf den Vertrag gestützt, den die Frau 
des Klägers durch Liteung der Bahnsteigkarte mit dem Beklagten ge- 
schlossen hat Das Bemfnngsgericht hat ihn anter diesem 6esiGht8> 
psnkt nicht benrteüt. Es kann dahin gestellt bleiben, ob der Meinung 
des Klägers bdzntreten ist, dass die LBsong der Bahnsteigkarte ein 
vertragsmilssiges Beclit darauf gewährt, dass der Bisenbabnbetriebs- 
nntemehmer ffir einen sicheren Verkehr auf den Bahnsteig zn sorgen 
habe, oder ob sie nicht vielmehr lediglich ein Recht auf Aufenthalt auf 
dem Bahnsteig gibt. Denn ganz abgesehen daYon, dass der fiilÜBpost- 
nnterbeamte S. nicht als eine Person angesehen werden kann, deren 
sich der Beklagte zur Gewährung eines sicheren Aufenthalts auf dem 
Bahnsteig bedient (BGB. § 278), ergibt, wie dargelegt, der festgestellte 
Sachverhalt, dass den Beklagten ein Verschulden überhaupt nicht trifft. 

Ebensowenig kann endlich die Rede davon .sein, dass auf den 
vorliegenden Fall das HaftpflG. anwendbar ist, was das Berufungs- 
gericht dahin gestellt gelassen hat. Der Unfall hat sich nicht ,bei dem 
Betrieb' der Eisenbahn ereignet; er steht in keinem unmittelbaren Zn- 
sammenhang mit dem Betrieb, idso nicht mit der Bef5rderuDgstätigki»t 
der Elsenbabn, aber ebensowenig in einem mittellkaren Zosammenhang, 
da anf ihn keine dem Eisenbahnbetrieb eigentUmliche Gefahr einge- 
wirkt hat. 

Nr. 80L Bntseli. des Devtsehen BetehsgerliMB. 

6. Ziyilsenat. Vom IS. Jannar 1008. 

(JW. Jablg.tl(ie08: Nr 6 S 196 Zill, in Das Recht XII (1908) Nr. 5 S. 168 Ziff. 96«, R. 183 ZIt. IMl. 
— WanufW, Jabrl>. Rri;.-iia 1908 lieft 4 .s. hh. - ZeitBohr. f. ReobUptt. 1 Rayorn .Jalirg. « Nr.8 8. IM.) 

8§ I. 3 mMIpflG. §§ 638, 823, 836, 847 MB. Is Vtrfe. «It ^ 286, 287 ZPO. Vtr- 
JihriaitfrlttM fir Aatprlehe aaf IMtehostii mi OaohsOinMs bei siMii Eittnbahn- 

Unfall; Voraussetzung der Forderung fOr Schmerzensgeld; hohe Wahrscheinlichkeit für 
KaisalMXM zwltoben Unfall und Krankheitserscheinungen genügt; VeraMMetiMO des 
Schadensersatzes wegen Erwerbsminderung. 

1. Der .Ansprudi de.s Klägers auf Ersatz der Reisekosten und des 
Saciischudeiis .^tiilzt sicii auf den Befurdcrungs vertrag. Die Annahme 
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des Berufuugsgericüts, liass der erst ein .Tahr nach dein UnfHÜ durch 
T\la'_^e ofeltend gemachte Anspruch gemäss § 638 BGB. verjährt sei, 
triftt nur bezüglich der Reisekosten zu. Der Kläger verlangt, weil 
ihn der Beklagte nicht an das Reiseziel befördert halie, RrK'kerstattmij? 
des Preises der Rlickfahrkarte sowie Kisatz der Zehrungskosteu am 
Tage des Unfalls und am folgenden Tage. Die Rückforderung des 
Fahrgeldes steht der Wandlung gleich, und auch der Anspruch auf 
Ersatz für den Aufwand infolge des durch die Zugsentgleisung er- 
zwungenen Reiseaufenthalts steht im unmittelbaren Zusammeubang 
mit der Mfeliterflkllang des BeflirdeniiigsTertragB. Für stflche Sch&den 
bleibt es bei der kanen Yeijfthmng des § 638 Abi. 1, und mit Becht 
ist die Klage za diesem Pankte abgewiesen worden. 2. Die sechs- 
monatige yerjftbrang greift jedoch nicht Platz bei dem Sachschaden, 
wie ihn Elftger dargelegt bat Hier gründet sich der Schadensersatz 
nicht auf den Maugel des gelieferten Werks, sondern auf eine darck 
positives Zuwiderhandeln gegen die pflichtmftssige Sorgfalt bei der Ans» 
ffthrong des noch nicht vollendeten Werks begangene Vertragsverletzung. 
Der erkennende Senat hat in dieser Beziehung seine frühere Ansicht 
(JW. 1905, 484*) aufgegeben uml sich der des VII. Senats angeschlossen, 
dass die Ansprüche aus Beschädigungen der Person oder der Sachen 
des Fahrgastes, die solchen Vertragsvei letznngen entspringen, der 
dreissigjiihrigen Verjährung unterliegen (RG. 62, 119: 66, lüj. 3. Die 
Foiderung von Schmerzensgeld setzt eine unerlaubte Handlung des 
Beklagten voraus. Weder vertragliches Verschulden noch das HaftpflG. 
gestatten die Heranziekang des § 847 BGB. (RG. 65, 21, JW. tW7, 
829; RG. 67, öö). Unstreitig ist die Zngsentgleisung, bei der der 
Klager Teronglfickt ist, dadnrck herbeigeführt worden, dass der Bahn- 
damm durch die Wittemngsverhlltnisse (Tauwetter nach Froat, Hegen 
nnd Anschwellen der neben der Bahnstrecke fliessenden Hz) aofgeweiekt 
war, infolge der Senkung des Erdreichs die Schienen ihre Lage ver- 
ändert hatten und in dieser veränderten Lage unter dem Drucke des 
hinüberfahrenden Zugs gebrochen sind. Dass der Bahndamm mit dem 
darauf eingebetteten Schienengleise ein mit dem Erdboden verbundenes 
Werk im Sinne des § 836 BGB. darstellt, bedarf keiner weiteren Aus- 
führung. Der Kläger hat somit die von ihm behauptete körperlirlie 
Beschädigung durch die Ablösung von Teilen eines solchen Werks, 
nämlich der aus ihrer Lage gewichenen nnd sciiliesslich gebrochenen 
Schienen erlitten. Um hierauf seinen Schadensanspruch gründen zu 
können, hat er darzutun, dass die Ablösung jener Teile die Folge fehler- 
hafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung der Bahnanlage war. 
Dieser Pflicht genQgt er, wenn er einen Tatbestand darlegt, der an sieh ' 
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den Scblass rechtfertigt, daas das WeicUeD und Brechen des Schienen- 
gleisea seine Ursache in mangelhafter Anlage oder Unterhaltung des 
Bahnkörpers bahe. 4. Wie das BG. in ständiger Bechtsprechnng aas- 
gesprochen hat, mnss es, damit den Erfordernissen des praktischen 
Lebens genOgt wenli\ bi i den Sdiraiiken menscliliclier Erkenntnis aus- 
reichen, wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit fttr den iirsiu hlichen 
Znsammenhaiif? von Krankheitserscheinungen mit einem Unfall besteht. 
Eine mathematische Gewi.ssheit kann nicht verlang:t werden. (RG. 15, 
339; 29, 140; JW. lS*m 543 U»03, 384".) 5. Das Henifmicrsgericht 
hat endlich dem Kliifj^er Schadensersatz we^nMi Erwerbsminderung 
versagt, well er nicht behaupten oder nachweisen könne, dass er in 
seinen Kinkommensverhältnissen gegeu tViiiier Einbusse erlitten habe. 
Diese Begründung trifft zu f&r die Zeit bis zum 15. Oktober 1905, 
nicht aber fttr die sp&tere Zeit. 



Nr. $(KS. £ntseh. des Deutsehen Relchsgeriehts. 
I.Zivilsenat. Vom 15. Jannar 1908. 

(JW. Jfthrg. »7 (ItOS) Hr. 6 S. tW ZUT. K». - Das Rocht XII < 1908) Kr. h 8. 177, 181, Nr. 10 8. SM» SI8. 

— IIGZ. Bd. fi6 S. 335. 

§ 59 VereinszollG. vom I. Juli 1869. § 823 Abs. 2 BGB. ^ 456 HGB. Art. 30 lUe. 
Di« Hafliiflicbt der Elsenbalm dM Fraolitvertrtie endet mit der Ueberfibe der 
Siter an die Zollbehörde, welche zur Ausfal|iNig derselben in unversehrtem Zustande 
aa dM Eaipfiager nach der Zollabfertigung verpflichtet ist. Veraitwortliehkelt der 

Eisenbahn für die Zollabfertigungsräume. 

Tn der Nacht vom 12 auf 13. Dezember 1903 brannte der Zoll- 
S(',liui)iten auf dem [iiihnhofe in Metz vollständig niedtM'. Dabei wurden 
105(KJ k«? Schmalz, welche die Klägerin an die Speditiunsliruia L. freres 
gesandt hatte, vernichtet. Das Schmalz war am 7. Dezember 1903 in 
Metz angekommen, der Frachtbrief der Empfängerin L. freres am 
8. Dezember ausgeh&ndigt und das Schmalz am gleichen Tage zum 
Zwecke der Verzollung in den .ZoUschuppen verbracht worden. Die 
Klägerin verlangt Schadensersatz von den drei Beklagften, der Firma 
L. fröres, dem deutschen Reichsfiskns und dem Landesilskns von Elsass- 
Lothringen. Sie beantragt; dieselben als Gesamtschuldner zur Zahlung von 
7145,35 M. zu verurteilen. Gegenüber der Firma L. freres ist der Klage- 
anspmch auf den mit die.ser abgeschlo.ssenen Sj« ilitions* und Lagerver- 
trag, gegenüber dem KeiehsHskus auf den abgeschlossenen Frachtvertrag, 
auf einen durch die Verbringung der (Jüter in den ZoUschuppen 
jreschlossenen Verwahrung.s- und Lai^ervertrasr, sowie auf unerlaubte 
Handlung («^ 823 BItB.i, j^egeniiber dem bekla^^ten liaiidestiskus auf 
Verwahrungs- und Lagervertrag, sowie gleichfalls auf iiiierlauble Hand- 
lung gestützt. Die Klage gegen die B'iima L. freres wurde zurück- 

Kgor, KIsenbaburechtliclie KnUcliehlungeii XXIV. S6 
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gewiesen; dagegen wurde der KJageaDspnicli gegen den Beidufiskan 
und Landesfiskus dem Grunde nacli für berecbtigt erklärt. Die Re- 
vision der Beklagten wurde znrQckge wiesen. Aus den GrQnden: 
I. Znr Revision de» Reichsfiskus. Um zu einer zutreffenden Be- 
urteilung des Rechtsverliältuisscs zu gehui^on . ist es notwendig, die 
hier einschlagonde Veiptlichtuiiy: der EiHeiiltalm aus § 59 des Vereins- 
zollgesetzes klarzustellen. 1 Folgt nähere Klarstellung.) Hieraus ergibt 
sich, dass nach AiisauLwortung der Güter an die Zollbehörde eine 
Haftung der Eisenbahn nur aus ihrer Eigenschaft als Bauherrin, aus 
ihrer erwähnten Verpflichtung zur Herstelluug und Bereithaltung der zur 
zollamtlichen Behandlung der Gttter erforderlichen Räume, niemals aber 
ans einem in Ansehung der Gttter eingegangenen Vertrag oder Qnasi- 
kontrakt hergeleitet werden kann. Der Zustand, in welchem sich der 
in Bede stehende Schuppen nach dem Ergebnisse der Beweisaufnahme 
befand, läset nun ohne weiteres erkennen, dass die Eisenbahnverwal- 
tnng der ihr nach § 59 VereinszollO. obliegenden Verpflichtung nur in 
ganz unzureicliender Weise genügt, und dass sie insbesondere hinsieht,- 
lieh der in dem Z*>lls( huppen befindlichen Feuerstätten den Voi^schriften 
des § 368 Nr. 4 StlUj. zuwidergehandelt hat. Damit sind die gesetz- 
lichen Voraussetzungen einer Haftung der Eisenbahn aus § 823 Abs. 2 
B(iB. gegeben. II. Zur Revision des Landesfiskus. Das OLü. 
hat mit Recht angenommen. <lass durch die .AlilietVruii;,' des Gute.s au 
die Züllverwalluug zum Zwecke der zollamtlichen Behandlung ein Rechts- 
verhältnis geschatten wurde, welches die Zollbehörde privatrechtlich 
und 4uasikontraktlicli verpflichtete, das Gut nach der Zollabfertigung 
in unversehrtem Zustande an die durch den JBVachtbrief legitimierte 
Empfängerin auszufolgen. Bei der ErffiUiing dieser Verpflichtung hat 
die Zollbehörde nnd haben ihre Beamten und Angestellten, fftr welche 
sie als fflr ihre Erfttllungsgehilfen (vgl. § 278 BGB.) verantwortlich 
ist, die im Verkehr erforderliche Soi'gfalt in grob /ahrlässiger Weise 
verletzt. Die in unmittelbarer Nähe der hölzernen Wände befindlichen 
Oefen waren Überheizt, die Beleuchtung der Bäume geschah zum Teil 
durch Petroleumlampen; es wurde iu dem Schuppen unbeanstandet 
geraucht, obwohl der hölzenie Fussboden mit öligeu Substanzen durch- 
tränkt und überdies mit leicht feuerfangenden Materialien wie Stroh, 
Heu. Papier usw. bedeckt war. In diesen Mis.sständen, veibundeii mit 
der unter Ziff. 1 hervorgehobenen feucrgetälirlichen BescIiafVcnlieit des 
Schuppens erblickt das ()L(i. die IJisache der Braudkalastrophe und 
des durch sie bewirkten Verlustes der Güter. 



Digitized by Google 



Kutsch, «les Deutschen Reichsgerichta vom 2(). Jauuar liiüS. 387 



Nr. 30$. KntBeh* des Dentsehen Reielisgeriehts. 
6. Zivilsenat Vom 20. Janaar 1908.*) 

i.lW .Tabrg. 37 (1908) Nr s nn Ziff 11 Warneyer, J»lirb. Erg.-Bd. 1908 Hefts Nr. 2lß S 159.) 
§8 3, 7 RHafIpflG ^ 843 BGB. Die Zubilligung einer Rente auf Lebenszeit kann dann 
erfolgen, wenn die Beurteilung der künftigen Gestaltung der Dinge zufolge der Ein- 
wirfc«H ^ fortoohrtlttMlM AKert iea floriolit zuraelt ■leM «Sflleii ttt, sMi fir 
rfiett Uagturtiahtit tber ein Ausgleich in einer entspreobOMl oMriiirM tatttaag 

der Rente finden lässt. 
In Fällen der gedachten Art ist die Ziunktnnung einer Rente oliue 
zeilliclie Hegreiiziing — auf Lebensilaiier im Hiiililick auf § 848 
B(J1^., § 287 ZPO. z\veitellü.s dann rechilicli ausser lledenken, wenn 
die Möglichkeit, dass ohne den die Hattpflieht begriindenden Vorfall 
eine Aufhebung oder Abnahme der Krwerbsfähigkeil in eiueuj früheren 
Zeitpunkte eintreten konnte, in dem Betrage der ausgeworfeDen Renten 
B6i*ttck8icbtiguug und einen gewissen Aasgleich gefanden bat. Ein 
solcher Aasgleich könnte dadarch geschaffen werden, dass die einzelnen 
Renten am etwas niedriger, als dem Betrage des in der betreffenden 
Periode dem Verletzten entgehenden Verdienstes ent^richt, angesetzt 
würden. Es mag aber nach Umständen anch da vorliegen, wenn die 
durch den Unfall aofgehobene oder geminderte Erwerbsfähigkeit des 
Verletzten im ganzen als Gegenstand der Ersatzleistung in der Art 
bewertet ist, dass der gesamte Hentenabzug das naeli freier IJeber- 
zengnng des Gerichts entsi)rechende Aequivalent für d< ii erlittenen 
Erwerli.sverliist bildet und danach die einzelnen l?entenl)eträge innerhalb 
der Kentendauer nur die auf die eiuzelueu Jahie verrechneten Teile 
jeuer GesamtvergUtuug darstellen. 

Xr. ÜOi, Entscli. d«'s Deutschen Reiebst^erichts. 

1. Strafsenat. Vom 20. Januar 1908. 

(Das BMht im <tm) Nr. 4 BeU. t & 160 Ziff. MO.) 

Der WeidMswirtar Itl Arbelttzlioes zir Awflbnmi ves SsNtamerarheltes lehSrl 
n des ha 9 816 Ab«. 2 StGB, bozetotattes Perseats. 

Bei Ausführung von Sandbaggerarbeiten waren zufolge Vertrages 
die erforderlichen Arbeitszüge und der begleitende Zugführer von der 

Eisenbahn Verwaltung zu beschaffen, dagegen die Beförderung von und 
zu dem Sandbagger, die Unterhaltung der C^eleise und die Bedienung 
der Weichen durch die betrettende Aktiengesellschaft zu leisten. Wenn 
ditise innerhalb ihrer hiernach eingeräumten Zuständigkeit den Auge- 
klagten als Weichenwärter, d. b. in örtlich und gegeustaudlich be- 

«) Virl. Eutsch. .1. Reichsger. vom 19. 1. V.m. VI i:^0,04 — 19. 3. 1904), VI 287 0-) 
— 17. 12. lUX), Vi 161/06 ~ 14. 11. 1907, VI 176/07 — 16. 1. 1906, JW. 1908 S. 140 
Ziff. 10. 

26* 
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schräiiktein Unifanf^e zur Aufsicht über die Balm und den Bet'örderungs- 
dienst angestellt hat, ist er eiue Person der im § 316 Abs. 2 StGB, 
vorausgesetzten Art. 

Nr. 305. Eiitseli. des Doutselioii R«loli^i:erichto. 

7. Zivilsenat. Vom 21. Januar 1908. 

9 8 PreiiM. Eitfi. von II. Juni 1874. Bewertung eines Saidla|<rs. VmraMttbHg 

der Bauplatzbesdiaffenheit. 

Ein Sandlager auf einer enteigneten Fläche ist nicht nach dem 
Saadbestande zu bewerten, sondern das Vorhandensein des Sandes als 
werterhOhenden Faktors nur insoweit in Betracht za ziehen, als das 
Sandlager auch im Falle eines freiwilligen Verkaufs vom Kftafer bei 
der BemessoDg des Kaufpreises mit in Ansatz gebracht worden wftre. 
Diese Wertsermittelang entspricht der Rechtsprechung des Reicbgerichts 
(zn vergl. Eger, Enteignnngsgesetz 2. Aufl. Bd. 1 S. 147 und die dort 
angezogenen Urteile). 

Nach der Rerhtsprechong des Reichsgerichts (zu vergl. Koffka, 
Kommentar zum Enteignuugs^esetze S. (\\) X 20 und die dort ange- 
führten Entscheidungen, Eger a. a. (». Bd. 1 S. l«i") 11., i niu.ss für die 
Bewertung als Biiuhuid nachgewie.^en werden, dass da.s enteignete 
(unndsliu'k verniiVge seiiiiM Lage und Beschatl'enheit zur Besetzung 
mit (^eliänden geeignet ist nnd das.s es sirh nach dem gewidiiilichen 
Laufe der Diuge in naher Zukunft als Bau|)latz hätte verwerten lassen. 

Nr. 906. Bntseli. des Dentsehen Aeiehsgcriehts. 

5. Zivilsenat. Vom 22. Jannar 1908. 

(Da- Ilfclit .Vit il'JOH Nr r. lit U 1 S, 212 i 

Unfasf der HaftpflicJit d«8 Eisenbahnunternehmer« für SaohbeMWblifeii Mwb 

Preuss. Recht. 

Eine uneingcschiänkte l^^rsatzi»! licht für jede Schädigung (ohne 
Verschalden) ist dem Eisenbahnunternehmer weder durch § 14 des 
Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 noch durch eine sonstige 
Vorschrift auferlegt Die umfassendere Haftung des ßergwerksbesitzers 
beruht auf der Sonderbestimmung des § 148 AllgBergG. vom 24. Juni 
1865 und kann, wie gegenüber der gelegentlichen Bemerkung in RG. 
Bd. 49 S. 281 hervorgebol)ßn wird, ftir die Haftung des Eisenbahn- 
nutemehmers nicht herangezogen werden. 

Nr. i{07. Klitsch, dos Deutsclien Iteichsiferiehts. 

6. Zivilsenat. Vom 23. Januar 1908. 

(Du BmüA XII (1«W) Nr. 6 MI. I & <» ZW. IM7.) 

f 10 BsiMlFIrte. veü 15. Mirz 1886. Alf «• Verjiiiniti dM auf dlsia BeitliNiMm 
letlOtitss Astpraolis dw Ftakas f6|e> dM •ehadMsraatzpflicMHiaii DrlttMi ImIm 
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ille BwttMamfw Anwamtaig, weleto für im HkUMuntUtamfriulk dts BtmtM 

gegen den Dritten gelten (t. B. § 8 RHaftpflG.). 
Die Verjährong wird durch die Kiage des Beamten gegen den Dritten auf Scttadenersatz 
für die durcl) seine Pensionierung verursachte Einbusse an Gehalt nicht unterbrochen. 

Es liHUilelt sich um keinen Riickgrift", somleni um einen Anspruch, 
der so rilterp:e2:anp:en ist, wie er für den Verletzten entstanden war. 

Der Kiawiiml des Klägers, dass die Verjährung durch die Klage 
seines Rechtsvorgänger.s, des Beamten R., unterbrochen worden sei, 
wurde von dem Bernfungsgeiicht znrückgewiesen , weil R., der am 
4. August 1900, also nach der mit seiner PensionieniDg am 1. iJani 
1900 erfolgten Feststellung seiner verordnungsmftssigen Bezflge die 
Klage gegen die Trambahn erhoben habe, weder nach der herrschenden 
Bechtsprechung — wonach die Entstehung der Entschftdignngsforderung 
des Verletzten und ihr Uebergang kraft § 10 BeamtUFttrsG. sieh zeit- 
lich berühren — , noch nach der früheren Rechtsprechung — wonach 
dieser Uebergang ei-st mit der Feststellung der Entschädigung statt- 
rtudet — zur gerichtlichen Geltendmachung der auf den Fiskus über- 
gegan<;enen Ans))rii( lie berechtigt gewesen sei. Diese Erwägung ist 
frei von Recbtsirrtum. 



Nr. 30S. KntM'h. d«'s I)outNfh«'n Kcichs^orichts. 

6. Zivilsenat. Vom 23. Jauuar 1908. 
{Wareeyer, Jalurb. 8rg.-Bd. im Haft 4 S. W7.) 

§ 361 B6B. Der Beffirderungsvertrag verpflielitet des Eisenbahnunternehmer, auch 
dafir ze sergea, dass seine Fahrgä<!te den Zugangsweg zu den Zügee darob die Balw* 

hofsräume ungefährdet zurücklegen können. 

Dass der Beförderungsvertrag den Eisenbahnunternehmer veriitliclilet, 
flir die Sicherheit der Fahrgäste nicht nur während der eigentlichen 
Reise in den der Beförderung dienenden Fahrwerkzeiigen, sondern auch 
bei Benutzung der Ausgiiiige, die der Reisende beim Verlassen des 
Zuges und des Bahnhofs passieren muss, Sorge zu tragen, ist in wieder- 
holten Entscheidungen des Beichsgerichts ausgesprochen worden (BG. 
Bd. 55 8. 835, Bd. 4 S. 192; JW. 04 S. 484« 05 S. 185**, 8. 426«). 
Der Zugang zu den Zfigen durch die Bahnhofsräume muss unter dem- 
selben Oesichtspnnkte betrachtet werden; nur kommt in Betracht, dass, 
bevor durch Lösung einer Fahrkarte der Vertrag mit dem Eisenbahn- 
unternehmer geschlossen ist, von einer vertragsmftssigen Haftung des 
letzteren niclii wohl gesprochen werden kann, so dass der Weg bis zu 
den Fahrkartenschaltern der Regel nach ausserhalb des Vertrags fällt. 
Wenn aber der Reisende zu dfiii T'^ntornohmer in das Vertragsverhiilt- 
nis, das diesen zur Beförderunfj verptliclitete , bereits getreten war, 
müssen uatuigemäss ebenso wie die vertragsmässig zur Verfügung 
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gestellten Änsgii^, so auch die Räumen die als Zugänge zu den 
Zügen dienen, nach Massgabe des Vertrages den Beisenden in sicherem 
Zustande bereitgehalten werden. Die Meinung des Beklagten, dass 
seine Yertragspflicht erst mit dem Angenblick und an der Stelle be- 
ginne, wo der Reisende die Bahnsteigsperre passiere, ist irrig. 



Kr. W.). Kntscli. dos Doutsdu n Uefehssrerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 25. Jauuar 1Ü08. 

(Um KMht XII (1906) Nr. ft Bell. I S. iw ZUT. tOH. — Wanwywr, Jalirb. Br^.-M. iwe 8. m Ziff. S14. 

- JVV. 1908 Nr. 6 S. 210.) 

§1 RHaftpflG. Ein Fall höherer Gewalt Ist nicht anzunehmen, wenn ein lOjihriges 
Mädchen, das von einem es bedrohenden Knaben verfolgt wird, blindlings Bogea einen 
Wa|«i dtr SlrattfiiMM aillnlt lad MM verlstit wird. 

Fttr die Fftlle des Ueberfahrens unmündiger, reehtlich nicht yer- 
antwortlicher Kinder dui'cb Wagen der Strassenbahn ist nach der 
Bechtsprechong des B6. (B6. Bd. 44 ff. S. 27, Bd. 54 S. 404 ff.) höhere 
Gewalt nicht als gegeben anzunehmen. Ist der Verletzte eine nach 
§ 828 Abs. 2 BGB. an sich verantwortliche Person, so wird bei einer 
Handlun^weise von der Art, wie sich diejenige der KIftgerin äusserlich 
daistellt. für die Regel ein eigenes Ver.scluilden Torliegen. Wenn je- 
doch im konkreten Falle ein Verschulden des Verletzten ausgeschlossen 
ist, so folgt daraus noch keineswegs das Zutreffen einer höheren (iewalt. 
Um eine solche zu begründen, genügt es auch noch nicht, dass der 
Unfall seitens der Bahn selbst bei Anwendung der grössten Sorgfalt 
unal)weniU)ar gewesen ist: es ist vor allem das Merkmal erturderlii-h. 
dass die Verletzung durch ein von aussen in den Betriel) eingreifendes 
Ereignis, welches seinen Grund nicht in der gefährdenden Natur des 
Unternehmens selbst hat, verursacht worden ist. Der Umstand, dass 
hier das nuTorsichüge, aber nicht scbuldhafte Verhalten der Verletzten 
dnrch die Handlung eines Dritten, ausserhalb des Betriebes stehenden, 
des Knaben N. (zufolge der psychisehen Einwirkung auf die Klägerin) 
veranlasst worden ist, kann das Geschehnis nicht als ein solches er- 
scheinen lassen, das auf die angegebene Weise in den Bahnbetrieb 
eingegriffen hätte. Und Vorkommnisse dieser oder fthnlieher Art, die 
vermöge der Natur gerade des Betriebes der Strassenbahn in einer ver- 
kehrsreichen Stadt mit besonderen (Tefahren verknüpft sind, gehören 
allerdings zu denjenigen, welche der Unternehmer von vornherein in 
Rechnung zu nehmen hat. 
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Nr. ;U0. Eiitttck. (l«ss Appelintioiisscnafs «h^n Handels- und Wechücl- 

gcrichts in Budapest. 
Vom 81. Jannar 1908. 

<Elinib..Tar.- u. V«ik.<Ai». 301 (t«M) Nr. 8 8. IM.) 
Art 38, 40 Internat. Ueberelnk. Sobald eine Deklaration des Interesses an der Lle> 
ferung stattgefunden hat, kann der für die versäumte Lieferfrist zu zahlende Schaden- 
ersatz nicht leringer sein, als wenn die Sendung ohne Interessedeklaration aufgegeben 

w^rdM wir». 

Ans den in den Artikeln 88 and 40 des Internat Uebereink. ent- 
haltenen Bestimmnngen, welche — je nach dem eine Deklaration des 
Intei-vsses an der Lieferung stattgefunden hat oder nicht fftr die 
Bahnen eine höhere oder geringere Ersatzleistung vorschreiben, geht 
es mit zweifelloser Klarheit hervor, dass das Uebereinkommen mit der 
Systeniisieiung der Interessedeklaration die Absicht verfolgte, den • 
verfrachtenden Parteien die Möglichkeit zu bieten, durch die Zahlung 
eines aii^einesseiien Betrages auch den Ersatz ihres, das irewidiiiliclie 
Mass überscliicitemleii .Schadens sichern zu kinnieii Iiei tlieser aus 
dem UebertMukoniuieu hervorgehenden Hestininuin^ der Infi rejisedekla- 
ration kann der Artikel 40 des Inteinat. Uebereink. ohne Inkonsequenz 
niciit in der Weise ausgelegt werden, dass der Schadenersatz im Falle 
der die erhöhte Sicherung des Schadens be^sweckendeu Interessedekla- 
ration geringer sei als Jener Ersatsbetrag, welchen die Partei in d^ 
Falle fordern könnte, wenn keine Deklaration des Interesses an der 
Lieferung stattgefunden hätte. Somit kann die im letzten Absätze des 
Art 40 enthaltene Beschrftnknng, wonach die Vergütung den dekla- 
rierten Betrag nicht übersteigen darf, nur auf den Fall bezogen 
werden, wenn der deklarierte Beti*ag den ohne Interessedeklaration 
gebührenden Ersatz übersteigt 



Nr. ;J11. Entsfh. des Deutschen Rclclisgcrlchti}. 

4. Strafseuat. Vom 31. Januar 1908. 
(jw. iMo Nr. 10 a m zur. n.) 

Die Eitwlehii-natikarl«i|«Ubr |«blrt n den AfegabM, darah dtrse rsshtowMrlie 

EriMiHiig dar Bes«te TaüiettMd de« § 353 St6B. orfüllt. 

Der Umstand, auf den der Beschwerdeführer für seine entgegen- 
stehende Ansicht Gewicht legt, dass es sich bei der Platzkartengebfihr 

um eine Gegenleistung für die Benutzung eines „gewerblichen Unter- 
nehmens" handelt, ist nicht geeignet, ihr die rechtliche Eigenschaft 
einer „.Abgabe" abzuspreciien. Kntsclieidend ist. dass der Zweck der 
Platzkartengebühr nicht au.sschliesslicii der ist, eine Erhöhung des aus 
dem gewerbiicheu Betriebe der Eisenbahu zu erzieieudeu Gewinnes zu 
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bewirken, vielmehr aach der, doi'ch Femhaltang des Lokalverkehrs 
von den für die HersteUang einer guten Verbindung zwischen weit 
yoneinander entfernten Orten bestimmten Z&gen letztere zu entlasten, 
dadurch eine grössere Schnelligkeit und Sicherheit des Verkehrs mit 
diesen Zügen herbeizuführen uiiii damit dem öffentlichen Vei kohrsinter- 
esse ReclinuDg zu trafrcn. Ks handelt sich somit um eine Gebühr, 
deren Erhebunfr nnd Hölie iiitlit ledirrlicli im Privatinteresse von ge- 
werblichen Vt'rkelirsaiistalt(Mi , sondern mich in der Bücksicht auf das 
allgeuiüiue Wohl ihre Kechltertiguug liodet. 



Nr. 312. Entseli. des Bcatselien Relehsgorlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 3. Februar 1908. 

(Das Ktclit \!I i'.wjH Nr. 5 S 1S3 /Hl Hif-' IOh'.i 

§ I RHaftpflG. Oer Eisenbahnunternehmer kann sich auf höhere Gewalt nicht berufM, 
WMB Sil Uifall lifolas der — sreM Ysrslnzslt vtrfcoaaemlsn — IMwrfUlmi ter 

AMsile eia|0trstH ist 

Die Unmöglichkeit, auch bei Anwendung der änssersten Sorgfalt 
und der vemUnftigerweise dem Beklagten zuzumutenden Mittel einer 

Uebcrfüllung der Abteile vombeugen, würde bei Beurteilung des Be- 
griffs der höheren Gewalt vom absoluten Standpunkt ans die Einrede 
der höheren Gewalt überhaupt nicht, vom relativen Standpunkt ans 
aber jedenfalls dann nicht bpfj^rlinden können, wenn die Ursache des 
Unfalls, und daiiiil die des Seliadciis, aus der sflbst>^eschaffenen Art 
des Betliebs entsprungen ist und mit den rcL^ ltiiiissigen Betriebsvur- 
gängen und Beti icbscini irhtmii^eii in unmitttdbarem Zusammenhang' 
steht. Es ist durt haus unzulässig, die Haftung für die Folgen der 
wegen Ueberfüllung der Abteile die Reisenden treffenden Unfälle unter 
Berufung auf hOhere Gewalt abzulehuen, trotzdem aber den Betrieb 
in dem Bewusstseiu der Unvermeidlichkeit dieser Missstftnde weiter- 
zbftthren und die aus einer solchen UeberfMlung sich ergebenden 
finanziellen Vorteile zu ziehen. 

Festgestellt ist, dass die schwere Ohnmacht des Klägers, die zu 
einer Aufbebung, bzw. Beschränkung seiner Erwerbsf&higkeit geführt 
haben soll, durch die Ueberfttllung des Abteils, also durch einen be- 
stimmten Betriebsvorgang hervorgerufen worden ist. Dass die Ueber- 
füllung des Abteils nicht mit den dem Eisenbahnbetrieb eigentttmlichen 
Gefahren zusammenhängt, sondern in jedem anderen geschlossenen 
Kaum vorkommen könne, ist unerheblich beim Vorliegen eines Unfalls, 
dci sich bei und infolge der Beförderungstätigkeit der Eisenbahn zu- 
getragen hat. 
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Nr. 313. Entaeh. des Bentsehen Kelehsgeriehts. 
3. Strafsenat. Vom 3. Februar 1908. 

(3\V. 190« Nr. tO S 3S1 Ziff. 27.^ 

§ 315 StGB. Fahrlässige Gefährdung eines Eisenbahntransports liegt darin, dass der 
Wagenführer sich vor dem Ueberaohreitea eines nicht mit einer Schranke versehenen 
Uefetrganges Hielt vtlltttMilie Sewlstlwlt voi der UAnSsHohMt vanohaflt, mH etown 

haraiiMliMNlMi Zai« iwaaiMMiMtQttea. 

Es enthält keine nnzulAssige Verallgemeinernng, wenn als die 
unabweisbare Pflicht eines jeden Wagenfttbrers bezeichnet wird« vor 
dem üeberschreiten eines mit einer Schranke nicht versehenen Bahn- 
fibeiganges sich Vollständige Gewissheit zu verscbaiFeii, dass das ITuhr- 
weik dem Zusaninienl reffen mit einem Iieraini 'lienden Znge nicht aus- 
f^esctzt sei. Es soll hierdurch offenbar das Mindestmass der von jeder- 
mann zu beobachtenden, dmch die allgemein erkennbare Gefahr ge- 
botenen iSorgfalt bezeiclinf't wmiHn. Die sich an>chli(>st'iHlt'ii Aus- 
führungen, dif ein Aus.sei ai htlasscn dieser Sorgfalt gegen den Ange- 
klagten annelinieii, werden den festgestellten ürtlit heii und i»ersi'»nliclien 
Verhaltnis.sGn gerecht. Er begnügte sich mit einem Ueberblick über 
das Gleise von der etwa 65 m vom Babudaium enlt'eruteu ^Stelle der 
Fahrstrasse am, wo sie lu steigen beginnt. Dass er hierbei den heran- 
kommenden Zog nicht wahrnahm ^ ist ihm nicht als Verschnlden ange- 
rechnet, da er, mit den Ortlichen Verhältnissen nicht vertraut, die 
Krfimmung des Gleises nicht erkannt und sein Augenmerk nur auf den 
nach Norden laufenden, etwa auf 200 bis 300 m Übersehbaren Teil 
des Bahndammes richtete. Aber es ist erwogen, dass dieser beschränkte 
Ueberblick nicht ausreichte, um bei einer Entfernung von noch 65 m 
von dem (ileise einen Zusammenstoss fOr ausgeschlossen zu erachten, 
und hierbei ersiclitlicli angenommen, dass der Angeklagte diese Unzu- 
länglichkeit und die sich daraus ertreltende Notwendigkeit einer noch- 
maligen T'inscliaii von einer mindestens um die Hallte näheren Ölelle 
aus eriweuueu konnte. 



^'r. '114. Kntsch. des Deutseheii Iteiehs<;ori('ltt8. 

7. Zivilsenat. Vom 4. Februar 1908. 
(Dm Beebt XII (iflBI) Nr. 5 BMI. i a US.) 

H 1. 8, 32 Prnts. Ente, vm II. Jsit 1874. ZeltpaiM der WertselAttiai let M er* 
nvmieBer Abtretwii die Zelt der EiteohUHltngsfeststelliHii, ImI firelwIHiier AMre> 

teng die Zelt der Abtretung. 

Nach Ii 1 EnteignG. kann das Grundeigentum nur gegen voll- 
ständige Entschädigung entzogen werden. .\ns diesem (Grundsatz ergibt 
sich als naturgemässe Folgerung, dass die Entschädigung im Augenblicke 
der Entziehung des Eigentums fällig wird uud Zug um Zug mit der 
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Entziehung sahlbar ist. Da aber Icraft positiver Oesetzesbestimniang 
(§ 32 BntcignG.) der üntemehmer mit der Zahlung oder Hinterlegung 
der Entschädigung Toranzugehen hat, so mnss deren Feststellnng schon 
vor der Enteignung erfolgen, und aus diesem Grunde wird beim regel- 
mässigen Gange des Verfahrens fftr die Wertschätzung die Zeit der 
Entschädigungsfeststellung als massgebend erachtet. Wird dagegen 
das Eigentam dem Unternelimer freiwillig, ohne vorgängige Zahlung 
oder Hinterlegung der Entschädigung, abgetreten, so ergibt sich aus 
dem allgemeiuen Grundsätze des § 1, dass der Eigeiiliiiiier die Ent- 
schädigung Zug um Zug gegen die Abtretung fordern kann, untl dass 
deshalb, wenn die Festsetzung der Entschädigung vorbehalten wird, 
der Zeitpunkt der Abtretung für die Wertberechnung massgebend 
sein muss. Denn unmöglich kaon dem früheren Eigentümer eine Wert- 
steigerung gebtthren, die das Ornndstficlc erst erfakreu hat, nachdem 
es nicht mehr in seinem Eigeutum stand. 



Nr. 315. Entsch. d<'s DtMitscheii R<>ii'Iis;;ericlit«. 
6. Zivilscuat. Vom ö. Eebruar 1908. 

(ZtItMhr. f. BMhtaplL I. B»ymi Jahrv. 4 Mr. 9 & m) 

Erferianilt isr Kesstsit vm PoNnivertolHriflM dirdi dai Flirsr «taM WnX lmtßn . 

Ist ein Zusammenhang zwischen dem Schaden und dem Mangel, der den Föhrer ungs- 
eignet erscheinen liest, Voraussetzung des Ersatzanspruchs? (§§ 831, 823 BGB.). 

Die Polizei veroidnungen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
.schreiben im einzelnen vor, wie der Führer eines Kraftwagens sich auf 
der öffentlichen Strasse, namentlich beim Zusammentreffen mit Menschen, 
Tieren und Fall i zeugen zu verhalten hat. Der Führer, der sie über- 
tritt, hat SchadeuersHtzansprüche, Bestrafung, unter l^ni-ständen den 
Verlust seiner Stellung, oder Uberhaupt seines Fortkommens als Führer 
zu gewärtigen. Die PoIizeiTerordoungen sind daher ebensowohl be^ 
stimmt, wie geeignet, wenn sie auch vielfach ohne Wirkung bleiben 
mögen, den Führern einzuprägen, in welcher Weise sie zum Schutze von 
Leben und Eigentum der auf der Strasse sich bewegenden Menschen 
die Lenkung ihres Fahrzeuges einzurichten haben, ihi-e Neigung, die Ge- 
schwindigkeit und die Gewalt des Fahrzeuges ohne Rttcksicht auf den 
flbrigen Strassenverkehr spielen zu lassen, zu zügeln und so die Ge- 
fabreu der Kraftfahrzeuge für diesen Verkehr einigermassen zu yerfatiten 
oder zn mindern. 

Von einem Führer, der für seinen Beruf im Einzelfall tauglich 
sein soll, muss daher die Kenntnis der Vorschriften gefordert werden, 
die in den Ijändern gelten, durch die er fährt . . . 

Für die Anwendung des BGB. § 831 ist es ohne Belaug, ob die 
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Schadenszofügiing durch den zn einer Verrichtung Bestellten gerade in- 
folge des Mangels Yemrsacht warde, der ihn als zn der Übertragenen 
Yerriehtnng ungeeignet erscheinen lAsst. Es genügt, dass der Bestellte 
objektiv dazu ungeeignet war. 

Nr. 816. Entseh. des Kgl. Un^ar. Beztrksgeriehts in Bndapost. 

Vom 10. Februar 1908. 

All;;, Tar Anz WVII iIWhi Nr. 11 .S, 2S5.> 

I. Die „Kuadmachung über die Einhebung der Stationegebühr" ist als ein mit den gel- 
ttUim flMttilieliM MwrfcMlei ■■•fsilattttar bsatniertr Tarif anziwehta. II. Es Ist 
daa Elteababaaa laatattet, vaa Fall ta Fall aaua NabaaiaUhraa alaiafihraa. 

Das Gericht findet die vom Klftger angeführten Einwendungen be- 
züglich der Gültigkeit der Statiousgebübr als nicht begründet. Ebenso 

war e.s zwischen den Parteieu nicht strittig, dass die Beklagten die 
„Kundmachnng, hetreffend die Einführung einer Stationsgeblihr" als 
Ergänzung des Lokalgtttertarifes der k. k. österr. Staatsbahnen er- 
scheinen Hessen und in Kraft setzten. Dieser Lokaltarif entspricht in 
formeller Hinsicht den Mini.^terialverordnnngen : Er wurde j;ehürig 
publiziert, liefrt in den Stationen zur Einsiclit auf und enthält die An- 
gabe des Preises, zu welchem das Heft an das Publikum ab^^ej^eben 
wird. Schliesslich wurde dieser Tarif auch vom österreichischen Ei.sen- 
bahnniinister genehmigt und enthält die Bestimmung, dass die osterr. 
Staatsbahnen als Vergütung fQr die bei der „Abfertigung*' der 
Sendungen erwachsenden, durch sonstige Nebengebühren nicht gedeckten 
Leistungen als besondere Nebengebttbr die «Stationsgebfihr" ein- 
heben. Da es weiters nach dem Betriebsreglement nicht ausgeschlossen 
ist, von Fall zu Fall eine neue Nebengebühr einzuführen, kann die 
von den österreichischen Eüsenbahnen eingeführte Stationsgebühr vom 
Klftger rechtlich nicht bestritten wei'den; die eingehobenen Gebühren 
können daher von den Beklagten nicht zurückgefordert werden, weshalb 
auch das Gericht den Kläger mit seinem Ansprüche abwies. 

Nr. ;il7. Kutsch, dos Doutschon Koiclisffcriflits, 

6. Zivilsenat. Vom 10. Februar 1908. 
(Wftnieyer, JabrI». Br«.*Bd. IM» H«A 4 a «W.) 

Clfaaaa VaraekaMaa daa Varlatalaa, itt kurz var eiaeai fahraadaa Zafa varlbana- 

laiifen versucht (§ 254 BGB.; § I Haft|ifl6.). 

Unstreitig ist die Klägerin beim Ueberschreiten der Geleise ge- 
fallen, weil sie über die über dem Strassenniveau gelegenen Schienen 

stolperte; eine Feststellung]: dahin, dass sie. wenn sie nicht gestolpert 
wäi'e, trotzdem vom Zup'e erfasst worden sein winde, hat das Berufungrs- 
gericht nicht getroffen. Die Hevisiuu der Klägerin gebt vom Gegenteil 



Digitized by Google 



396 EuUcU. das I )eutäclieu HcichagcricliU vuui i'^. uiul 2U. Februar IIMJH. 



aas und macht geltend, unter dieser Voraussetzung könne die Klägerin 
ein fftr den Unfall kausales Verschulden nur dann treffen, wenn sie 
nach dem Hasse ihrer Einsicht die Möglichkeit hahe voraussehen 
können, dass sie Oher die Schienen stolpern werde; an einer derartigen 
Feststellnng fehle es aber. Auch diese Rüge frelit felil. Das Be- 
rufungsgericht bat mit Recht angenomnKMi , dass der Versuch, in 
einer Entfernung von 3 ni vor einem mit trheldiclier Oscliwindigkeit 
fahrenden Eisenbahnzu^ \ oi iil)erzulaiifeu . in hohem (iiade prefährlich 
und grob fahilä.ssig ist, daneben bedurfte es nicht nocli ib-r Festsleliung, 
(hiss die KlaL-'oiin sich l)c\vi]sst war oder bewusst sein musste. sie 
könnte ans irgend einem anderen (irunde stolpern. Die AnstUhruugen 
des Herntiingsgericliis sind aber auch dahin ant/ulassen , dass die 
Klägerin mit dieser Möglichkeit rechnen konnte und luusste. äcbon 
hierdurch unterscheidet sich der zur Entscheidung stehende Fall von 
demjenigen, der dem von der Revision angezogenen Urteil des er- 
kennenden Senats Rep. VI 24/06 vom 18. Okt 06 zugrunde lag. 

Nr. 318. Bntäch. des Beutsehen Relehsg^rtehts. 
5. Zivilsenat. Vom 12. Februar 1908. 

(D«t fieeht XII (IMB) Nr. t BM. 1 & MO.) 

SdwiMMrtaUpitoH Hr Elssnbaln am 9 14 Prtiss. EitmbG. von 3. NtvwiNr 1838. 

Der Eisenbabnbauunternehmer wird dadurch, dass er nach § 14 
Abs. 1 EiseubahnG. vom 3. November 1838 die von der zuständigen 
Verwaltungsbehörde vorgeschriebenen Einrichtungen trifft, von der Ver- 

l>Hit htnng, weitere später sich als notwendig herausstellende Vorkehrungen 
zu trerti'n, noch niciit befreit. Es gebt aber zu weit, wenn das lie- 
rufunysf^t;riflit den Eisenbulinunleinehmer beim Untei Ideiben solcher 
nachträgliclien Vuikeln ungen auch ohne den Naehweis eines Versciiuldens 
für schadenersatzpfliciitig erklart. Vgl. K(t. Bd. M2 S. 281). IM. Hl S. 270, 
u. Urteile v. 26. September 06, V 653/06, u. v. 22. Dez. 06, \ 238/06. 

Nr. HIU. Entseh. des Deutsehen Iteichsgerichts. 
3. Strafsenat. Vom 20. Februar 1908. 

(Du Uatb» XU (itM) Mr. 6 fi«U. • 8. S18 ZUE 1101.) 
§ 230 StGB. FahHIatige Körperverletzung liegt vor, wenn Personen dnroh elaw 
Eieenbahnzugführer zum Aufepringen auf einen fahrenden Zug veranlasst werden. 

Ein Zugführer hatte drei auf dem Bahnsteig befindlichen weiblichen 

Fahrgästen zugerufen, sie sollten auf den l)ereits im Fahren begriffenen 
Zug aufspringen. Wenn erst durch diese .Vutt'orderung in den drei 
Personen der Entschluss hervurgerufen ist, auf den Zug aufzuspringen, 
und wenn dieses Aufspringen und der dadurch veranlasste Unfall ohne 
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jene Anfforderong venniedeii worden wäre, so konnte in dem Verhalten 
des Zugführers die volle Ursache des eingetretenen Erfolges erblickt 
werden. 



Nr. :120. Kutseli. des Deutschen Jti'iehKu;erieht8. 
T.Zivilsenat. Vom 21. Februar 1908. 

(J\V. 190» .Nr. 9 S. S17 Zlfl. 29.) 

§§ 7ir., II. 30, 34 PMMt. Eate. von II. Jail »74. FIr iw Ziasverlatt iwiteben Hiatar- 
l«H>l AmiaMtag kasi der Eatel|iete Eraati sieht feNere. Oer Meter kat aie 

der vorzeitigen Boondigung des Mietsverhältnisses einen unmittelbaren Schadensanspruch 
aa den Unternehmer. Der Nebenberechtigte ist an die Frist des ^ 30 gebunden. Die 
Hinterlegung hat auch im Oringllchkeltsverrahren befreiende Wirlcung. 

Kill ih'ii Ziiisverliist. dem Enteigneten «lailuroli entsteht, (hiss 
nach Hinteiiegnny tUr KntscliiUligungssiunme ihm bis zur Au.s/alihuig 
nur die ^'/sproz. Hinterlegnngszinsen zuwachsen, während die Real- 
gläubiger ihre vertragsmässigen Zinsen bis zur Anszahlong fordern 
können, kann der Enteignete keine besondere Entschädigung verlangen. 
Dies gilt auch dann, wenn die Hinterlegung erfolgte, damit noch vor 
Erledigung des Bechtsweges gemäss § 34 des Gesetzes die Enteignung 
ausgesprochen werden konnte, denn jener Verlust steht an sich mit 
(lieser Dringlicbkeitserklärung in keinem Zusammenhang. Ist bei der 
Enteignung eines bebauten Giundstlicks dem Mieter durch die vor- 
zeitige Beendigung des Mietsveriialtnisses ein Schaden entstanden, der 
in der für den Eigentümer festge.setzten Entschädigung nicht begritl'en 
ist, so steht dem Mieter dieserhalb ein unmittell>arer Entschädigungs- 
ansiirui h {2:e^eii den Unternehmer zu. Diesen besonderen .Anspruch des 
Mieters gellend zu machen, steht dem Eigenliiniei' ebensowenig' zu, wie 
umgekehrt dem Mieter die Verf'oli;ung des Ansjuuchs des Eiirentümers. 
Auch die Nebenbereehtigten können ihre Ansprüche im ilechl-swege nur 
binnen der im § 30 Ent(T. bestimmten Frist geltend machen. Diese 
Frist läuft auch für sie von der Zustellung des EntschäUigungsfest- 
Stellungsbeschlusses, und zwai*, wenn sie sich weder gemeldet haben, 
noch ohne ihr Zutun (§ 25 Abs. 5 EntG.) eine besondere Entschädigung 
filr sie festgestellt worden ist, eine Zustellung des Beschlusses an sie 
demgemäss nicht stattgefunden hat, von der Zustellung des BescUusses 
an den Eigentümer an gerechnet (vgl. BGB. Bd. 24 S. 205, ßd. 28 S. 263). 
Dies gilt auch dann, wenn die Enteignung auf Grund eines nach § 34 
ergangenen Dringlichkeitsbeschlusses vorzeitig vor endgültiger Fest- 
setzung der P'ntscdiädignng ausgesprochen wird. Andx im Pralle der 
Dringlichkeitserklilrung hat di(! Hinterlegung dei Entscliiidigungsumme, 
wie im llegelfalle, für den üntürnehmer befreiende Wirkung (vgl. £GZ. 
Bd. 49 Ö. 2ü8). 
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Nr. SSI. Eiitseh. des Deiiti$vhen Reichsgerichte. 

6. Zivilsenat. Vom 27. Februar 1908. 

(\V:»riipycr, JaLrl». Kru -Hd IDW llea6 S !»77.) 

tf§ 823, 276 BGB. PolizeiUche Anfordeningen an dieFahraetchwindigkeit eines Aatomolitls. 
nickt du ElagraMiMa tfec B t a tt u f i M MvoraloMlier HuMm|tir«iM in FIlMrart. 

Die Anforderung, dass ein in dnniceler Nacht auf einer Landstrasse 
fahrender Kraftwagen nur eine solche Fahrgeschwindigkeit haben darf, 
dass er jedendt auf eine Entfernung von 8 m zum Stehen gebracht 
werden kann, erBcheint, auch wenn keine diesbezQglicben polizeilichen 
Vorschriften bestehen, im Interesse derSiclierheit des sonstigen Strassen- 
verkehrs durcliaus gerechtfertigt. 

Hat der Besitzer eines AutoDiobils oder eines sonstigen Falirzeugs 
die Leitung einem tüchtigen, auch als umsichtig und zuverlässig er- 
probten Mann ttbertnigen, so ist er, wenn er selbst das Fahrzeug be- 
nutzt, zwar an sich nicht verpflichtet, den Leiter des Fahrzeug^s zu 
beaut'siclitigeii. Dagegen liat er auch in solchem Falle die Pflicht, 
dann cinziigreiteii , wenn er wahriiiiiiint . dass der Leiter unvorsichtig 
liaiidelt und dadurch Leben, Uesundheit uder Eigentum anderer Pei- 
sunen gefährdet (vgl. JW. 05 S. 287 Nr. 11, „Recht" Ü7 Nr. 293j. 

Nr. Enteeh. des Bevtsehen Rclehsgerlcbts. 

2. Zivilsenat. Vom 28. Februar 1908. 

«JW. Jabrg. 87 (1908) Nr. 8 S 28« Ziff. Ü6.) 

§§ 33, 34 RStempe. von 3. Jeni 1906. 448 BGB. Oer FraohtiirkHndenste«pel wird 
nieM nr die Aiitttsllmi des Fraehtbrleft, tsMleni fir die VertMdisi «rhekMi. Lieft 
diMer ils KaafieteUft zugrunde, so rillt, da die Vereeodss|tfceslta der KIsfer ss 

tragen hat, diesem der Stempel zur Last. 
Das HStenipG. regelt, wie das OT^G, zutreffend ausgeführt hat, in 
seinen Vorschriften über die Besieinpflung <ler Frachturkunden nur 
die uft'eutliclireclitliche Verpflichtung zur Entrichtung dieser Abgabe, 
enthält aber keine Bestimmungen darüber, wer im privatrechtlichen 
Verkehr zwischen Vertragsparteien für den Stempel aat'zukommen hat. 
Sclion ans diesem Qmnde ist Aenssemngen , die nach der einen oder 
anderen Richtung hin einzelne Bdchstagsmitglieder bei den Verhand- 
lungen über die betreffende Gesetzesvorlage in der Kommission oder 
im Plenum des Beichstags gemacht haben, kein (Gewicht beizulsgen, 
ganz abgesehen davon« dass auch die Ansichten darfiber, wer schliess- 
lich die Steuer zu tragen habe, auseinander gingen. Es handelt sich 
um ein Kaufgeschäft, für die Klägerin als Verkäuferin war als Er- 
flillungsort die betrertende Zeche vereinbart, von dieser aus geschah 
die Versendung der Kohlen nach Düdelingen. Mit Recht hat hier das 
Berufungsgericht den § 44S BUB. angewendet, der bestimmt, dass die 
Kosteu der Abnahme uud der Versendung der Sache nach einem 
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anderen Oi*te als dem ErfOUongsorte dem Käufer zur Last fallen. 
Es fragt sich daher, ob der Frachturkundenstampel so den Kosten 

der Versendung gehört. Dieses ist mit dem Bernfangsgericht za be- 
jalien. Die §§ 426 und 427 BGB. kommen hierbei nicht in Betracht, 
sie bebandeln das Verhältnis zwischen dem Absender und Frachtführer, 
nicht aber zwischen dem absendenden Verkäufer und dem Käufer. 
Entscheidend ist die Natur der fraglichen Abgabe. Sie ist allerdings 
ein ürkundeubtenipei, der Frachtbrief wird bestenipelt, auf ihm werden 
die Stempel vermerke angebraciit. § 39 des Gesetzes und Nr. 6 des 
Tarifs. Die Abgabe ist aber nicht schon erwirkt durch die blo.«iso 
Ausstellung des Frachtbiiefes, sondern erst durch und mit der Ver- 
sendung des Frachtgutes, sie hat zur Voraussetzung, dass der Trans- 
port der Waren stattfindet, die Oftterversendung und nicht die 
blosse Ausstellung des Frachtbriefes wird von dem Stempel getroiTen. 

Mr. 32.1. EntHch. des Deutschen Keichs^rerichts. 

5. Zivilsenat. Vom 29. Februar 1908, 

(D%a Recht .Ml ^1908; Nr.» B«il. l H.3il.) 

% 75 Efil. z. Prei»8. ALR. fliiitet ser Asweidiai, wem seMtioe gesettNobe MMIfi- 
mWM feWss. Ost ist M d«r Eirtwsrinf ttots Nmhss Airtb FslssprMimiea fir 

einen Eisenbahnnenbas niofct der Fall. 

Der § 75 a. a. O. niuss als hilfsweise gegebenes (subsidiäres) Gesetz 
für den Fall angesehen werden, dass der Unteitan besondere Rechte 
und Vorteile dem Wolde des gemeinen Wesens aufzuopfern, d. i., gänzlich 
oline auderweitigen Si liutz und Ersatz aufzugeben genötigt wird. Dieser 
Fall ist hier nicht gegeben, er würde nur dann vorliegen, wenn die 
Felssprengungen für den Eisenbahnneubau, durch welche das Haus des 
Klägers entwertet wurde, unvermeidlich gewesen wären und niemanden 
deswegen Versehnlden md gewShnUche llrsatzpflicht träfe. Dem Kläger 
stand daher nicht nur die negatoria nach §§ 1004, 906 wegen Aber- 
roässiger Erschätterungen anch d«n Fiskus gegenüber zu, sondern es 
blieben ihm deshalb auch die sonstigen ordentlichen Bechtsbehelfe gegen 
die Schädiger seines GrandstUcks, insbesondere die Schadenersatzklage 
nach § 831 BGB., und ein Zurückgreifen aaf die ansserordentticbe 
Hilfsbestimmung des § 75 £inl. z. ALB. ist fär ihn weder notwendig 
noch zulässig gewesen. 

" Nr. 884. EBtscfa. des Bentseken Belehsgeriehts. 

6. Zivilsenat Vom 2. März 1908. 

I.IW Jahr?. 37 (10081 Nr 9 S. 30€ Ziff 17 • 

§ I RHaftpflG. Geisteskrankheit infolge eine» Schrecks über eiien Eiseibahnbetriebt- 

Unfall, den ein Dritter erleidet, fällt nicht unter § f. 

Die Haftung aus ä 1 ßHaftpflÜ. ist nicht gegeben, wenn ein Vater, 
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der im Wartesaal von einem Unfall, den seine im Wagenabteil sitzende 
Tochter infolge eines Zugznsanimenstosses erlitten hat, erfährt, infolge 
der psychischen Einwirkung in eine schwere Geisteakranklieit verfallen 
ist Zwar liegt auch hier ein ursächlicher Znsammenhangr zwischen 
dieser (lesundheitsschädigiing und dein Kisenbahnunfall vor: es fehlt 
aber an dem zur Anwondiuif,' bes § 1 KIlattpflCT. erforderlichen näheren 
Zusammenhang^ mit dieser Ursaclie. Denn bei dieser Art von Kausalität 
ist es ein im wesentlicher und {,^anz äusserliciier Umstand, dass die 
Wirkung mit der Ursache örtlich und zeitlich ziemlich nahe zusammen- 
lag, da dieselbe Wirkung ebensogut hätte eintreten können, wenn der 
Vater nicht Beisegenosse seiner Tochter gewesen wäre und erst nach 
etwas Iftngerer Zeit za Hanse von dem Unfall erfahren h&tte. 

Nr. 325. Snts^li. dos Obcriandcsgeriehts Cassel. 

Vom 9. März 1908. 

;nas UecLt MI Nr. 8 Bell. 2 S -JSi Ziff. ir.fiP 

^ 472 HGB. § 27 EiseabVerkO. Für den Schaden, der durch das Entweichen eines 
von dam RaitMides nltiaatmieafla, In den NaMleaUtil snleriitraditea Naidei 
aas ümsBi AMail «ataMt, banal «a Elaaafeaira aaali S§ 27«, 278 B6B. 

Nach § 472 HGB. weisen die Vorschriften Aber Beförderung von 
Personen auf den Eisenbahnen durch die EbenbVerkO. getrolfon. Die 

Beförderun«^ von Personen wird im Abschn. 3 ElsenbVerkO. geregelt. 
In diesem Abschn. 3 werden auch die Mitnahme von Hunden (§ 27) 
und die Mitnahme von Handgepäck (§ 28) geregelt, während die Be- 
förderung von aufgegebenem Reisegepäck und die Güterbeförderung 
in den Absclmitten 4 und 8 gesoiulert ihre Heliandlnnt; limlen. Die 
EisenbVei kO. betrachtet, wie hieraus hei vorgeht, die iiefürderung der 
von den Heisenden mitgenommenen Hunde ebenso wie die des Hand- 
gepäcks nicht als zum Güterverkehr gehörig, sundern als Zubehör der 
rersonenbeförderung, für welche sie nach § 472 HGB. ausschliesslich 
Vorschriften gibt. Für die Frage nach der Haftung der Eisenbahn für 
den Verlust des Hundes kommen sonach unter Ausschluss der Vor« 
Schriften des HOB. Aber den Güterverkehr die Bestimmungen des 
Abschn. 8 EisenbVerkO. in Beti'acht Dieser Abschnitt enthftit aber 
keine Bestimmung Uber* die Haftung der Eisenbahn fttr Verlust oder 
Beschädigung der von den Reisenden mitgenommenen Sachen. Es treten 
also die allgemeinen Bestimmungen des BOB, ein. 

Nr.d:36. Eiitsch. des Deutseheii Reichsgerichts. 

4. Zivilsenat. Vom 19. März 1908. 

(jw. v.m Nr. t) s 315 znr 2«. 

§§ I, IG BaamtUafFiiraG. Verletzang eines Pestbeamten im Postgebaude darcb scharf* 
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baflM IUui*rw«rfc. n$ Itaffallffiraoroe erstrMkt tidi — wto <l« UnfillvarsidiarMO 

— auf jede konkrete Unfallsgefahr. 

Die Unfallfürsorge erstreckt sich ebenso wie die Unfallver-sicherung 
nicht nur auf Gefahren, die dem Betriebe in abstrakter Bedeutung, also 
allen Betrieben der nämlichen Gattunj^ in der gleichen Art eigentiim- 
lich sind, sondern auch auf jede konkrete Unfallsgefaiir, der ein Be- 
amter bei der Beschäitigiing in einem versicheruufrsptliVlitigen Betriebe 
seiner besonderen äusseren Beschaffenheit uach ausgesetzt i.st. yie er- 
streckt sich nur nicht anf solche Unfälle, die mit dem Betriebe zwar 
im äusseren Znsammenhange stehen, den Beamten jedoch ausserhalb 
des Dienstes, etwa bei einem dnrch den Dienst nicht gebotenen Aufent- 
halt in den Dienstrftnmen treffen, mögen sie selbst in irgendeiner Art 
dem Betrieb eigentQmlieh sein. Diese weite Ausdehnung des ünfall- 
fürsorgerechts hat fftr die fftrsorgebereebtigten Personen anf der einen 
Seite den Vorteil, dass sie, wie in dem durch Urteil im RG. 57, 76 flg. 
entschiedenen Falle, auf die über die ordentliche Pensionsberechtigung 
hinausgehenden Bezüge des UFürsG. Anspruch haben. Sie hat jedoch 
anf der anderen Seite gemäss § 10 des Gesetzes für sie die unab- 
weisliche nachteilige Folge, dass ihnen unter den nämlichen Voraus- 
setzungen ein Anspruch auf Ersatz des durch den Unfall erlittenen 
Schadens gegen die i^etriebsverwaltung, ,in deren Dienste sich der 
Unfall ereignet bat", nicht zustellt. 

Nr* 887* Bntsdi. des Bentsdien Beichsgerlchits. 
6. Zivilsenat Vom 21. M&rz 1908. 

l>is Recht XII (1908) Nr 8 Bell i s ;U3 
S§ 6, 13 Preuss. KleinbG. vom 28. Juli 1892. Auch bei Kleinbalinen darf nlolit aif 
Abänderung oder Beseitigung einer Betriebsanlage geklagt werden. 

Die Beklagte, deren Kleiubahu über die von der Klägerin ausge- 
baute und in ihrem Besitze befindliche Chaussee führt, hat an einer 
Stelle der Betriebsstreoke eine Weiehe mit behÖrdUeher Genehmigung, 
jedoch ohne die Zustimmung der Klftgerin verlegt. Klägerin erblickt 
hierin sowohl eine BesitsstOrung wie eine Verletsung des § 6 des 
zwischen ihr und der Bechtsvorg&ngerin der Beklagten ilber die Her- 
stellung der Kleinbahn geschlossenen Vertrages vom 1./21. Juni 1897, 
wonach die Bahnunternehmerin verpflichtet ist, bei Auswahl der Stellen, 
wo Ausweichen angelegt werden sollen, sich mit der Klägerin in Ver- 
bindung zu setzen, und ein zweites Gleis nur mit Genehmigung der 
Klägerin anlegen darf. Ausserdem erachtet die Klägerin durch das 
Vorgehen der Beklagten auch § 6 KleinbahnG. vom 28. Juli 1892, der 
für die Benutzung eines öffentlichen Weges zu Kleinbalinzwecken die 
Beibringung der Zustimmung des aus öffentlich-rechtliche» Grttnden 

Kger, KlMObaliDrecbUiche EatMsbeidaiigOB XXIV. 27 
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Wegeunterhaltuiigspliiclitigen voiKchreibt, für verletzt. Die Frage der 
Zulässigkeit des Rechtsweges ist in den Vorinstanzen nur unter dem 
Gesichtspunkt erörtert und entschieden worden, ob durch die §§ 6, 7 
des Gesetzes über das Pfandrecht an Privateisenbahnen und Klehi- 
bahnen, GS. 1902 S. 238, der Rechtsweg in der vorliegenden Streitsache 
ausgeschlossen werde. Die.s hat der Berufungsrichter aus zutreffenden 
Gründen verneint. Es fragt sich abei- weiterlün auch noch, inwieweit 
die von der Beklagten behauptete Tatsache, dass die Anlegung der 
streitigen Wdehe yöd der zuständigen BahnanfBiehtBbehÖrde landes- 
polizeilich genehmigt worden ist, der Verfolgung der gegenwärtig er- 
hobenen Klageansprilehe im Bechtswege entg^ensteht Naeh fest- 
stehender Bechtssprechung des Beichsgertchts (vgl. das Urteil des er- 
kennenden Senats Tom 12. Oktober 1904, BOZ. Bd. 69 8. 70, nnd die 
dortigen Zitate) besteht die Wirksamkeit der landespolizeiliehen Ge- 
nehmigung einer dem Kleinbahnverkehr dienenden Betriebsanlage unab- 
hängig davon, ob sie in Privatrechte eingreift. Der Inhaber des be- 
troffenen Rechts kann nicht auf Abänderung oder Beseitigung der 
Anlage klagen, ihm steht in dieser Hiiisiclit nicht § 1.3 KleinbahnO. 
vom 28. Juli 1892, der die erteilte Genelimi^Ming nur „unter Vorbehalt 
der Rechte Dritter" wirksam sein lässt. zur Seite. Vielmehr hat er 
auf Grund der letzteren Vorschrift nur ^gegebenenfalls einen Schaden- 
ersatzanspruch wegen des Eingriffs gegen den Unternehmer der Bahn. 
Allerdings handelte es sich in allen bisher vom Eeichsgericht ent- 
schiedenen F&Hen am eine durch die Betriebsantage herbeigeführte 
Binschränkang des Grundeigentums in seinem allgemeinen gesetzlieh 
bestimmten Inhalt, während in der vorliegenden Streitsache die Kläge- 
rin ihre Anspräche darauf stOtzt, dass durch die genehmigte Weichen- 
anlage ihrBecfat ans dem Vertrage Tom 1./21. Juni 1897, also ein ans 
einem besonderen Prtvatrechtstitel hergeleitetes Becht verletzt sei. 
Indessen vermag dies einen Unterschied nicht zu begründen, da der ffir 
den Ausschluss des Rechtsweges massgebende Gesichtspunkt — Zurück- 
stellung der Privatinteressen gegenüber dem, was das Interesse des öffent- 
lichen Verkehrs erheischt — in beiden Fällen iu gleicher Weise zutrifft. 

Nr. 'Vis. Kutsch, de.s DtMitselieu licieliHgerlehts. 
6. Zivilsenat. Vom 30. März 1908. 
§ I mtaflpllA. 9 254 MB. Ei|MM Vertslilden lieft NieM vor. wes« dir Falriatt 
Mm Asssteigen aus einem über den Perron hinausgefahrenen Zuge in der ENS sieh 

nicht der Hilfe des Bahipersonais bedient und zu Falle l(ommt 

Wenn, wie im vorliegenden Falle, die Fahrgäste beim Aussteigen 
einen Abstand von über 70 cm zwischen Trittbrett nnd F^rdboden zu 
Überwinden hatten, so erscheint das denn doch als eine ganz ungewöhn- 
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liehe uiui in besuiulerein Masse get'älu liclie Situatiun, auf welche der 
Keisende nicht gefasst zn sein braucht. Es wäre Sache der Bahnver- 
waltung oder der Bahiibediensteten, den Aussteigenden hierbei Hilfe 
zu gewiUiren oder sie mindestens auf die besondere Gefährdung anf- 
merksani zu machen. Aus der Uiitt ilassun^ von Vorsichtsniassregeln 
kann der Klägerin schon deshalb kein Vorwiiif gemacht werden, weil 
sie den aussergewöhnlichen Abstand des Trittbrettes vom Boden nicht 
sofort erkennen konnte. Es ist iiberdies völlig einleuchtend, dass der 
Klägerin bei ihrer Stellung zwischen teils vor, teils hinter ihr ans- 
steigenden Fahrgästen and bei der gebotenen Eile nicht ein l&ngeres 
Besinnen oder Abwarten emOglicht war. 



Kr« 389. Entsek. des Kammergerielits In Berlin. 

1. Strafsenat. Vom 9. April 1908. 

8lniflarii«lt «m Maiffhart iiroli VarstiM i«gM «Im PeUnivsrMbrlfl w«iss Iker* 
■ to ii n r EatwMsiaii RmmIi, Oaapf et«. 

Nach der Polizeiverordnnng des Polizeipräsidenten zu Berlin betr. 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 29. September 1906 hat sich der 
Führer vor der Fahrt zu überzeugen, dass das Fahrzeug in ordnungs- 
mässigem Zustande ist, und hat er nach Antritt der Fahrt dafflr zu 
sorgen, dass eine Belästigung von Personen durch Ent Wickelung von 
Rauch oder Dampf oder durch üblen Geruch niögliclist ansgeschlo.ssen 
bleibt. Der Angeklagte hat infolge Einscluittens von reichlich Od in 
den Oelbehälter das starke Ausströmen von Rauch veranlasst. DasUe- 
richt hat zu prüfen, ob der Angeklagte vor Antritt der Fahrt gewusst 
hat, dass das Einschütten von Oel in den Oelbehälter, wie es von ihm 
vorgenommen wnrde, die das Publikum bellstigende Baachentwickelung 
snr Folge haben ktante, oder ob der Augeklagte sich bei Aufwendung 
der erforderliehen Sorgfalt sagen musste, dass eine derartige Ein- 
schtlttnng Ton Oel die Ustige Baachentwickelong veranlassen kOnnte. 
Die Feetstellnng, dass der Angeklagte der Vorsicht halber mehr Oel 
eingeschttttet h&tte, als gerade unbedingt notwendig war, um die 
grösseren Schäden von dem Fahrzeuge diurch Heisslaufen des Zylinders - 
abzuwenden, genttgt nicht zur Freisprechung. Dasselbe gilt von der 
Feststellung, es sei nicht erwiesen, dass der Angeklagte nach Antritt 
der Fahrt die Rauchentwickelung schuldhafterweise nicht verhindert 
habe. Es musste geprüft werden, ob dem Angeklagten nach Antritt 
der Fahrt Mittel zu Gebote standen, um das belästigende Ausstninien 
von Rauch zu verhindern, oder ob er bewusst oder fahrlässigerweise 
die Anwendung solcher Mittel unterlassen hat. 
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Abhandlungen. 



lt. 

Me Fraelitforderoiig der Elsenlialui Im Llehte des Blirgerllelieii 
Geutsbnehea für das Deutsehe Keleli. 

• 

Von Dr. WHheta Btelfeke, 

Kammein^ericbtsrat in Berlin. 
(Schinw.)*) 

Einfachw ist die Bechtdaise, wenn die UnnSgUdikdt der BefSrdenms 
nuf einem Vereeiiniden des Absenders bemlit, wenn er s. B. ein Tior 
befördern lässt und dieses infolge man<r( Ihaftor Aufsicht oder aanprelhafter 

Kinrirlitnnjren entläuft. Uifrüber triftt § 324 des H(iH. Bestimmung. Danach 
behiilt die Ei.senbahn an und für sidi den An.sjiruch auf die Gegenleistung, 
also auf die vuUe Fracht. Sie musä sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, 
was de infolge der Befreinng von der Lelstong erspart oder dnrcli andw- 
weite Yerwendnng der Arbeitslarttfte erwirbt oder zn verwerten b8s?rillig 
nnterlftsst. 

Indessen verliert der § 324 für das Eisenbahnfracht{;esch&ft dnrch das 
bereits erörterte Vernignngsrerlit iles Absenders zum Teile an Bedeutung. 
Wird die Beförderung infoltre Verse liuldens des Absenders unmöi^lich , s<i ist 
das dem Falle gleich, dass der Absender die weitere Ausführung des Fracht- 
vertrages nntersagt. Die Eisenbahn hat von diesem Gesichtspunkte ans nir 
den Anspruch anf die Fracht fQr die BefördemoK bis an dem Pankte, an 
dem die Weiterbeförderung «nmUgUeh wurde. 

Geht das Qnt nur teilweise verloren, so kann diese GrwSgnng iddit 
Platz frreifpu. denn das Verfügungsrecht erstreikt sieh nur auf das ganze 
Gut"). In di('<eiu Falle wird also §321 ^^ewniuiiicli anzuwenden sein. Fliiie 
Ersparnis der Eisenbahn ist aber meist nidit zu beweisen, namentlich nicht 
hei Wagenladongsgiitem. 

li^rd die AnsfOhrung des Frachtvertrages infolge eines Umstaades nn> 
miSglicb, den die Eisenbahn an vertreten hat, so Icann nach § 325 der Ab- 
sender Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangen oder vom Vertrage 
aEUrüektreten Wühlt er den Fiiicktritt, 90 kann die Flisenbalin keine Fraeht 
fordern, und bie uiuss die gezaldte zurückzahlen (§§ 327, 34(i). Wählt er 

') .S. den ersten Abschnitt in dieser Zeitschrift M. XXIV 302 ff. 
«) Vgl Eger, EisenbVerkO. § 64 Amn. 326. 



Digitized by Google 



W. BMtbke, Die Frachtfordernng der EiieabAbn im Lichte des BGB. 405 



ScbadiuseibaU wegen Nichterfülluog , so ist der Anspruch der iialin aut' Er- 
fSlloBif ebenfalls erloecben, der Absender erhüt Scbadenswasti dafür, dass 
das Ont nicht wie vereinbart am Orte der Bestimninng abgeliefert wird. 

Hierbei Ist xn berücksichtigen, dass im Falle der Abliefening auch die Fracht- 
t'ordemni:^ entstanden sein würde. I>eren lietrafr ist deslialb von dem Betrage 
des Schadens abzuiciehen \l. Diese Säue erleiden jodocli diufli ilif Kiscn- 
balin -SonderKenetzfrebunp: für den Fall des Frachtj;utverliistes ihncli^ircilciKlc 
Aenderungen. Wenn der Eisenbahn Vorsatz oder grobe Fuhrlässigkeit zur 
Last fUlt, so bleibt es allerdings bei den Regeln des BGB.'). Die Eisen- 
bahn hat aber jede Fahrlässigkeit an vertreten, nur höhere Qewalt schliesst, 
abgesehen von den andern SonderfUllen des § 456 U66., ihre Haftang ans. 
In diesen Fallen ist der Betrag des Schadensersatzes beschränkt, nnd 
es ist dabei nicht der Wi rt des (intes am Orte und zur Zeit der ansbednnpenen 
Alilit tcninir. sondern der am Absendungsorte nnd zur Zeit der Annahme als 
massgebend bezeichnet. Wenn weiter bestimmt ist, dass hinzuzureclmen ist, 
was an ZSlIen nnd sonstigen Kosten sowie an Fracht bereits besahlt ist, so 
bedentet das offenbar, dass dem Absender das Recht gewihrt wird, diese 
Spesen zu kundizieren. Daraus wUrde umgekehrt folgen, dass, wenn die 
Spesen noch nicht bezahlt sind, sie von der Kiseiibahn nicht in Rechnung 
gestellt werden dürfen. § 452 enthält demnach niclit nur eine Vorschrift über 
die Höhe des zu ersetzenden Wertes des Fraditirutes, sondern auch eine 
Vursclirift über die Frachtforderuug in dem Sinne, dass diese als lücht ent- 
standen gilt. Das HGB. stimmt also hier nicht mit dem BGB. flbereln. 
Denn nach BGB. mflsste znnächst der Wert des Gutes bei Abliefemng sn- 
grnnde gelegt, und es mfisste femer die Fracht als Rechnungsposten in Ansatx 
gebracht werden, sei es, da.ss man der Differenztheoric oder der Surrogations- 
theorie folirt. Nach der Differt nztlieorie greift die Idee von der compensatio 
lucri cum damnu Platz, bei der Snrrogatictnstlieorie jrilt die Frachtforderung 
als entstanden nnd weiter bestellend. Der Intevscliied des iiüli. vom Büii. 
— wenigstens wenn man der Differenstheorie folgt — zeigt sich dentUeh im 
Falle de« konknrriereiiden Versehnldens (BGB. § 264). Man nehme an, dass 
der Wert des B'rachtgntes bei der Absendung 1000 M. und die vereinbarte 
Fracht 400 M. beträgt, ferner, dass dem Absender ein dem Verschulden der 
Eisenbahn gleich zu achtendes Verschulden zur I.asl fällt, so hat der Ab- 
sender nach HGB. gegen die Eisenbahn einen Au.sprucli auf Ersatz des ver- 
loreneu Gates zur Hälfte, also in Höhe von 500 M. und, wenn er die Fracht 
voransgesahlt hat, noch einen Anspruch anf Frachtersata in HOhe von 400 H. 
Sein Passivsaldo betrSgt also stets 600 M. (400 + fiOO - 400). Wäre § 467 im 
Sinne der DUTerenatheorie nn&nfassen, so würde der gesamte Schaden anf 1000 H. 



^) Dies entspricht der sog. DilTereiiztheorie, die vom Reichsgericht (Bd. 50 S. 2f>2i{.) 
vertreten wird, im Gegensatz zur .Surrogationstheorie, die z.B. Mttller im iiecht 
1906 S. 645 ff. vertritt. Anf die Streitfrage einzugeben, ist hier nicht der Ort, snmal 
da fBr des Fraebtrecht beide Theorien in der Regel zu demselben Ziele fahren wndea. 

•) HGB. 8 467 Abs. 8, ElsenbVerkO. | 88» IntUeb. Art. 47. 
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unter Absng der Fracht (cuuip. Incri cinn damno) zn terechneD sein, also 

auf 1000 — 400 » 600. Davon hltte der Absender die Hilfle, nttmUdi 300 M. 

zn Terlangen. Sein Panivaaldo betrSgt demnadi 400 + 500 — 300 = 600 H. 

Im ersten Falle ist za rechnen 

Wert „ , ^ _„ Wert -Fracht 
X = — r Fracht, im sweiten Falle x = . 

2 * 2 

Die Vorscliritt des § 457, die »ich an das liitl eb. im Gegensatze zn 
§ 430 anlehnt, iat also eine AnsnahmevorBchrift und mas8 in erster Linie 
ans eich selbst verstanden werden. Sie kSnnte Idarer dahin gefaset wehtoft, 
dass der Anspmch auf Fracht nnd auf Ersatz von Auslagen erlischt. Wenn 

es sich im Falle des § 457 nur um Fests^etzang des Schadens handelte and 
die bezahlten Sj)oson als oin Schadensposten in Betracht kämen, so würde 
der Absender bei mitwirkendem eif^enen V'erschulden einen 'Peil der noch 
nicht gezahlten Fraclit zu seinen Lasten mit in Ausatz zu bringen haben: das 
ist aber offenbar nicht der Sinn des Gesetzes. 

Wenn das Frachtgnt nur teilweise verleren geht, so geltmi dieselben 
Omndsätse. Wenn aber das Restgut an das Ziel befOrdwt wird, so kann 
sich die Fracht natürlich nur teilweise mindern. FQr die Minderung ist die 
mathematische Methode anzuwenden, soweit diese dem Absender friinstiL'er ist. 
In der Kegel wird sie die u'iinsti^ere Methode sein Der Absender hat ferner 
nach § 325 BGB. das Recht, wenn die teilweise Erfüllung des Vertrages 
für ihn kein Interesse hat, Schadensersatz wegen Nichterfftlinng der ganzen 
Verbindlichkeit an verlangen oder von dem gansen Vertrage surftckzutreten. 
Indessen haben diese Rechte im Hinblick anf das geseteliche VbrfBgungsreeht 
des Absenders keine -wesentliche Redt ntnnir Ebenso kann der sonstige In- 
halt des § :V25, weil er fiir den Eisenbahn-Frachtvertrag nicht in Betracht 
kommt, unerörtert bleiben. 

Ist bisher nur von daut rnder rnmiigliehkeit der Erfüllung die Rede ge- 
wesen, so ist noch kurz der Fall zu erörtern, da^s die Erfüllung zeitweise 
unmöglich wird. Eine Unmöglichkeit, die nicht danemd ist, kann eigentlich 
nnr unter den OesUditapnakt des Verzuges gebracht werden. Ebenso ist ein 
Leist ungsnnvermOgen, das für dauernd gehalten wird, elgeuüich keine Unmög^ 
liehkeit, wenn es auch als solche behandelt zu werden pHetrt. Indessen 
können die hieiiiber bestehenden Streitfragen M unerörtert bleiben, weil für 
den Eiseubahu-Fruehtvertrag ausreichende Sonderbcstimmungen bestehen. 

Nach § 7U der EisenbVerkO. icann der Absender das Gut als verloren be- 
trachten, wenn sich dessen Ablieferung um mehr als 30 Tage nach Ablauf 
der Lieferfrist verzfigert. Dies gilt selbst dann, wenn das Frachtgut tataich- 
lich noch unversehrt vorhanden und lieferbar ist. Hier wird also Unmöglichkeit 
limriert , obwohl die Leistunjr vielleicht noch mntrlioh ist. V^n der Fracht- 
forderun^^ ^ilt in diesem Falle alles, was Uber die L'nmügliclikeit der Er- 
füllung gesagt ist. 

0 Vgl. die ausführlichen Darleguniri n bii Krückmann, UmnlfglidAeit und 
UnmOgUcbkeitsprosesB, im Arcb. f. d. ziv. Praxis bd. 101 ü. 1 ff. 
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§ 82 der E5«enbVerk(). handelt vom Wiederanftinden des Gutes. Cirnnd- 
sätzlicli ist das WiiMlcraut'Hndon für den Absender ühne Hcilputuiip. Er liat 
den Anspruch auf das (iut endpültiir verhü ten . wenn cv dif Kntsrhädijrnng 
erhalten hat. Hat er keine Entschädif^ung; erhalten, weil er nichtb beanspruchen 
konnte, 80 baliBlt er sein Redit nnf das Gnt nnd mf Bef&rdening des Gutes. 
In Amnahmefllllen kann der Absender andi nach Empfang der Entschftdignng 
das Gnt snrfickverlangen, er mnss dann aber die gezaklte Sntsehftdlgnng er- 
statten. Er kann dann sogar kostenfreie Ausliefernn^ am Bestimmungs- 
ortr vrrlantren. Macht er von diesem I'cdid' (Tohraucli , so könnte es so 
scheinen, als nh er Kniciit für die iSefiirdermi^- an den Hestiinuiunfrsnrt nieht . 
zü zahlen hatte. ludesüen ist diese .Schlussfulgerung wühl nicht /u /ielun. 
Sie entspricht nicht der Billigkeit. Das Wort »kostenfrei' ist dahin anfzn- 
fassen, dass kdne U ehrkosten entstehen dflrfen nnd dass bei RflokbefSrdemng 
an den Absendnngsort keine Fracht zn erheben ist. Dies stimmt mit den 
obigen Ansfüliroogen äber die EntschRdiß^unic: bei Verlust des Gutes iiberein. 
Das Gesetz (rcht davon aus, dass Fracht niclit zu zahlen ist und dass die 
Eisenbahn den Wert des (intes zu erstatten hat. Wird ilas (iut wieder auf- 
gefunden und der Erachtvertrag ausgeführt, su lebt aueii die Fraclit- und 
Anslagenfordening wieder anf, wittirend die Entschädigung zurttckznsahlen ist. 

Wenn das Frachtgut beschädigt ankommt, so ist es nicht angängig, 
die für Män^^el eines Werkes geltenden Bestimmungen (BGB. §§ 633—635) 
anzuwenden. Denn die Eisenbalm hat ihre Befördernr.trsleistnng erfüllt. Die.se 
ist nicht mangelhaft. Die Frachtfordei iiiii: ist deshalb in voller Höhe ent- 
standen. Bei schuld ha ft er Hescbädifinnir ban<lelt es sicli nni positive Vertrags- 
verletzuiig, insufern al.s diu Eisenbahn die ptlichtuiässige Sui'gfalt bei der 
UersteUong des noch nicht vollendeten Werkes verletzt hat^). Es kommen 
also die GmndsätKe vom Scbnldnerverzoge zur Anwendung (riebe unten)'). 
Eine lOnderong der Frachtforderung wird man nur dann zugestehen können, 
wenn das Gut an Gewicht verloren oder durch die Beschädigung sonst ver- 
ändert worden ist. so da.ss auch die Frachtsiitze sich iindern (Falle, die nnr 
sehr selten sein werden), In diesen Füllen werjlen dieselben (Jrnndsätze an- 
zuwenden sein, die für den Verlust und die Minderung festgestellt worden sind. 

Im übrigen bleibt die Frachtforderang voll bestehen, nnd sie kann nnr 
im Wege der Anftrechnnng mit dem entstandenen Sdiaden gekttnst werden. 

Schliesslich wirkt der Verzug (Gläubiger- nnd Schuldnerverzag) verändernd 
auf Schuldverhitltnisse, namentlich auch anf gegenseitige Verträge (BGB. 
293 ff.. 284 ft-.. 326 f.). 

Der Gläubiger Verzug ist für das Eisenbahn-Frachtgeschilft durch 
§ 437 des HGB., § 70 EisenbVerkÜ., Art. 24 iutüeb. (Ablief erungs- 
hlndernlsse) geregelt. Daa^ME dnd aber aaeh die Vorsdhriften des BGB. 
(§§ 893 ff.) anwendbar. Die Frachtfordemng der Eisenbahn wird dnrch den 
Verzug des Absenden, der ftbrigem kaum anders als bei der Abliefemng In 

>) Reichsgerichts-Kutscb. Bd. 62, llii, Bd. t>4, 41, Bd. 66, 16. 
*) Bdehagerichts-Entsoh. Bd. 54, 98 n. v. a. 
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Frage kommen kann, nicht hcrUhi-t. IMe Ebonbalin «rewinnt nur das Recht, 
in prewisser Weise mit flem Frachtjrute zn verfahren. Wiliirend des Gliiabigrer- 
verzujres hat die Kiseiihahn nur Vorsatz und grölte Fahrl;l.ssip:keit zu ver- 
treten. Wird alsu später die Ablieferung de» Frachtgutes onmü^licli , so 
kommen die voriiiii mrOrtertea OmmdettBe inr inmiw^ nur Anwendung, als 
die UmnOgUelikeit auf Voreats odei* grober FahrltoBigkeit der Eisenbahn be- 
ruht (BGB. % 800). 

Da88 die Eisenbahn in ('litubigerverzug^ gerät, ist kaum anders denk- 
bar, als dass sie die Annahme der Frachtzaliluntr und Erstattung ilirer Aae- 
lagen aidehnt. In diesem Kalle fällt die X'erzinsungspHicht des Absenders 
weg (B(.tB. § 3(11), er kann Ersatz der Mehrkosten seines erfolglosen Angebots 
verlangen (§ 304), er kann schlieidich den Schuldbetrag hinterlegen (§ 372). 

Der Scknldnerversngiet beim Eisenbahnfrachtgescbftft ebenfSms in adner 
Bedentvng und sdnen Folgen berabgemindert Der Abeender Itaim in Schildner- 
vor/ng eigentlich nnr dann geraten, wenn er die Zahlung der Fracht nnd 
Auslagen verzögert, ilit der Auflieferung des (iutes kann er nicht in Ver- 
zug kommen, weil der Frachtvertrag erst abiresrhlossen ist, wenn das Gut 
mit dem Frachtbriefe zur Beförderung augenummen ist. In gewissen Fällen 
ist der Absender svr VoraasbeaaUnng der Frachtgelder verpflichtet (Eisenb.- 
VerkO. § 61 Intüeb. Art. 18 Abs. 8). Aber ancb hiermit kann er nkht 
in Verzug geraten, weil die Zahlung Voramsetsnng des VertragscblinBes ist. 
Wenn das Frachtgut ohne Vorauszahlung angenommen ist, kann die Eisenbahn die 
Zahlung erst bei AMleferung des Gutes verlangen. Dies ist auch der Standpunkt der 
Allg. Abf.-Vuisi hi iften ij 157 Abs. 8, wo es hei.sst: .Gehen Sendungen, weh he an 
sich dem Frankatur/ wange unterliegeu, unfrankiert über den Bereich der an- 
nehmenden Babn hinans, so dfirfen dieselben von den auf dem Beförderungs- 
wege nachfolgenden Bahnen nicht snrfiekgewiesen werden, da die Annahme- 
stellen fflr die Folgen haften, weleh« ans der Nichtbeaehtong der YorsehriAea 
in § 91 der VerkO. erwachsen". Nach Ausführung des Frachtvertrages ist 
aber der Verzug des Absenders gewölnilif h ohne grosse Bodeutung, weil die 
Eisenbahn sich auf Grund ilires Pfandrechtes befriedigen kann. Selbst- 
verständlich treten die gewöhnlichen gesetzlichen Folgen ein, namentlich die 
Verpflichtung aar Zahlung von Verzugszinsen (BGB. § 288). 

Hiemach ist beim Verzuge des Absenders die Anwendung des § 386 
BOB. (Fristsetzung nnd Ablehnung der Lelstongsannahme) ansgescUossen. 
Sie würde auch dem Grundsatze von der Befördeningspflicht der Eisenbalinen 
zuwiderlaufen. Denn in denisellien Augenblicke, in dem die Eisenbahn die 
Beförderung ablehnte, wäre sie vorptlichtet, mit dem Absender einen neuen 
Frachtvertrag mit dem alten Inhalte zu schliessen. 

Verzag der Eisenbahn in der Erfüllung ihrer Pflichten ist im weitesten 
Umfange denkbar. Hier sind die Folgen des Verzuges besonders geregelt. 
Festzuhalten ist daran, dass von Sdraldnerverzog (im G^^ensatce zum Gltnbiger- 
verzuge) nnr die Rede sein kann, wenn ein Verschulden des Schuldners 
vorliegt (BGB. § 285). De.shalb fallen die Transporthindernisse. von 
denen § tio der Eisenb VerkO. (Art. 18 des IntUeb.) handelt, nicht durchweg 
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unter deni BegtifS des SchnldnerTer/uges. Denn nnter ^Transporthlndeniisafai'' 
sind Mch solche Hindernisse verstanden, die zw«r ohne Venehulden des Ab- 
senders, aber aaeh ohne SchnM der Eisenbahn entstanden dnd. Der schnld- 
lose Absender hat die in § 65 der EisenbVerkO. festgesetzten Hechte, mag 
die Eisenbahn das Hindernis verschuldet liahon. also im Schnldnerverznpre 
sein, oder nicht, nur mit der Ansnahnie, dass bei Schuldinsiirkpit <Ier Eii^en- 
balm gewisse Kosten vom Absender zu bezahlen sind. Muclit der Absender 
von dem ihm doreh § 65 gewährten Bttdctrittsrechte Oehranch, so erlischt die 
Fraehtfordeningr. Der Absender liat aber bei Sehnldlorigkeit der Bahn die für 
diesen Fall in den Tarifen festgesetzten Gebflhren n xahlen. Natürlich kann 
der Absender auch von dem alleemeinen Verfögunj^srecht des § 64 Gebraach 
machen (vgl. oben) und hranciit dann nur die tarifmässigen Mehrkosten zu 
ssaiilen, die nicht durch Verschulden der Eisenbahn verursacht sind. 

Liegt kein Transporthiudernis vor oder hat der Absender keinen Anlass 
zn besonderen Verfügungen genommen, so kommen im Falle der Vensögerung 
der AbUefemng die Vorschriften Aber sVersftvmnng der Lieferfrist" 
zur Anwendung*). Die Haftung für Venlimnng der Lieferfrist ist eine 
wirkliche Verzupshaftnng, denn sie tritt nur ein, wenn der Eisenbahn ein 
Verschulden zur Last fällt. Die Vertretnnpsptlicht ist hier stark verschärft, 
denn die Haftun^r i.st nur au.sppschlossen , wenn die VersiiiStnnjr von einem 
Ereignisse herrührt, das die Eisenbahn weder herbeigefUiirt hat uuch abzu- 
wenden vermochte. Femer liegt der Eismibalin fVr das Voriiandensein dieser 
Voranssetenngen die Beweislast ob. Dies sebliesst aber nicht die Annahme 
ans, dass Voraussetzung für die Haftung ein Verschulden ist. Die Regelung 
der Beweislast hat nur zur Folge, dass eine Schuld anisrenoronen werden 
mnss, wenn der der Eisenbahn obliegende Beweis nicht irelin<rt. 

Die Folgen des Verzuges sind im einzelnen genau bestinnut. Die Eisen- 
balin liaftet sogar für den Fall, dass der Absender die Entstehung eines 
Schadens nicht nachweist. Wenn auch der von der Eisenbalui m kislemde 
Ersata teilweise nach Quoten der Fracht bestimmt ist, so wird dadurch doch 
die Frachtforderung an sich nicht berührt. Hat z. B. die Eisenbahn '/te der 
Fracht zu erstatten, so vermindert sich nicht etwa die Frachtf(»rdernng der 
Eisenbahn ipso iure um */io. sondern die ^lio können nur im Wege der 
Aufrechnung abfrezogen werden, liie.sc Unterscheidunf;' ist zwar für die 
meisten Fülle bedeutungslos. Sie ist aber dann wesentlich, wenn es sich 
darum handelt, ob eine Aufrechnung gemVss § 388 des BOB. erkiftrt ist 
Femer ist sie im Proxesse von Bedeutung, weil z, B. die Aufrechnung in der 
Bemfungsinstanz in der Regel nur mit Genehmigung des Gegners geltend 
gemacht werden kann (ZPO. § B29 Abs. 3). 



>) HOB. § 466, EisenbVerkO. §g 63, 86, 87, IntUeb. Art 89, 40. Ein besonderer 
Schadensersatzanspruch besteht fOr den Fall, dass die Eisenbahn nicht die vorge- 
schriebene Rcihenfulgc bei BefOrdemag der aufgdieferten Güter innehilt, HGB. § 4ö3 
Abs. 4, Intleb. Art. ö Abs. 4. 
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Auch hier mnss, wenn der Eisenbahn VorsntK oder grobe FUirläadgfceit 

nachgewiesen wird, voller Schadensersatz geleistet werden. 

Die Beeilte, die dem Absender an und für sich aus §§ 2K(>, 32(> des 
BGB. zustehen, müssen auch beim Verzug der Eieenbahn dnrcli die Sonder- 
gesetzgebung als beseitigt gelten. 

Znm Sehlneee noch ein Inurzee Werfe fiber die Verjährung. Nach 
§ 196' des BGB. Teijihren die Ansprttche der Eisenbahnnntemehnnngen 
auf Fracht einschlieisliefa Auslagen in zwei Jahren. Ansprüche auf Räcli* 
Zahlung: zuviel bezahlter Fracht verjähren in 30 Jahren (BGB. § 195). Die« 
gilt auch für alle die Frarlit betreft'enden Ansprüche, die vorstehend erörtert 
sind. Denn die Eistnhalm-Suiidergesetzpebnnp reg-elt die Verjährung^ ab- 
weichend vom BOB. nur für andere Fälle. So besteht eine einjährige Ver- 
jShmngBfrlst fttr Ansprache, die sieh ans unrichtiger Anwendung der Tarife 
und ans Feldem bei der Bereclmung ergeben^). Dieselbe Frist besteht für 
Ansprfiche gegen die Eisenbahn wegen Verlastes. Minderung, Beschädigiinp: 
oder verspäteter Ablieferung des Gutes ^). Dass diese Ansprüche die Fracht- 
forderuTip: nicht unmittelbar berühren, ist ausführlich darprelegt. 

Sitwtnt der Eisenbalin ein Pfandrecht am Frachtgute zustellt (11(1 B. 
440 11'., IntUeb. Art. 21), hindert die Verjährung des Anspruchs die Eisen- 
bahn nicht, aus dem Frachtgute Befriedigung zu suchen, und dies muss selbst 
dann gelten, wenn es rieh nur um Nachforderung irrtfimlieh nicht eingeaogener 
Frachtbetrilge handelt (BGB. §g 223, 1254). Allerdings ist dies praktisch 
nicht von erheblicher Bedeutung, weil die Eisenbalinen ihr Pfandrecht stets 
m(»glichst Viald zu verwirklichen streben, insbesondere bei Einziehunj; irrtüm- 
lich beiecliiieter Kracht das Frachtqrnt aasjj:eli;lndi{?t zu werden pfle^rt, 

Naclitrag. Bezüirlich meiner .Au.sführunp: auf S. 807 ff , dass die Kisen- 
babn stets einen Anspruch auf Teilfracht haben müsste, wenn sie nicht für 
den Verlast des Gutes haftet, werde ich von befreundeter Seite darauf auf- 
mericsani gemacht« düs für das Frachtgesehftft der BinnensdiUlshrt dieser 
OrundaatB bereits Gesetz ist (BinnSchGes. g 64). Fttr das Seefhichtgeschift 
gut das Gegenttttt (HGB. § 617). 

>) UUB. g§ 470, 439, 414, EisenbVerkO. §§ 61 * S IntUeb. Art. 9d. 
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20. 

Die BefSrdeniiigspflteht iler Bentsehen Relehspost. 

Vuii W. Coermann, 
Amtsgerichtsrat in Stnwsbni^ i. E. 

Die Furclit vor einem Missbranch des EiseubalinnioiKipdls durrli den .SUiat 
durclizielit die trcsamten Motive zum alten Handelsgesetzbuch und hat den 
Befürderungs^wang des jetzigen ^ 453 HGB. geschaffen. Es kann daher nicht 
wnndenielinien, wenn in dem in demselben Jahre, wie das HOB. erschienenen 
ChruidoPostKesetBe för die aweite staatliche BefUrderangsanstalt fthnliche, ah 
Schntzmassregeln für das Pabliknm gedachte Bestimmnnß:en erlassen sind. 
Art. 48 der Keiclisverfassnng ordnet eine einheitliche Einrichtnnfr und Ver- 
waltnnpr des Pust- und Telegraphenwesens an; deren Ansführnntr iiat ztiniichst 
das Gesetz vom 28. Oktober 1871 gebracht. Wie bei den Einenbahnen ist 
auch hier früher darüber gestritten, ob die dienstliche Tätigkeit dieser Be- 
fSrdemngsaastalten dem Pnblikun gegenftber lediglich als Ansflnss des Staata- 
hoheitsrechts oder aber als biiii^rUch-rechtliebe VertragserfttUnng anansehen 
sei. Die Bechtslehre hat sich letzterer Auffassung zugeneigt, vgl. T.abaiid, 
Staatsrecht II S. 84; Mittelstein, Beitrüge zum Postrecht S. 9 f. ; Aron. 
Postgesetz S. <i : roermann in (Trncliot.s Heitriig-e. Bd. 48 S. 814 ff. ; 
Wimmer, Scliweizerisrlies Postreelit S. 2.'). Seit dem neuen Handelsgesetz- 
buch (§ 452) ist nicht melir dieses, sondern 631 ff. des Bürgerlichen Ge- 
setabachs, d. h. die Vorschriften Aber den Werkvertrag das Ertiiisangsrecht, 
wo die postalischen Bestimmnngen nicht ausreichen. Das gilt aber nnr fBr 
das Yerh&Itnis zwischen Post ind Publikum, wie es durch die letztgenannten 
•reregelt ist. Die TerwaltongsrechtUcbe Stellung der Post wird dadurch 
nicht berührt. 

Nacli verwaltuugsreclitliohen Grundsätzen sind jedoch die für den Ver- 
kehr des Publikums bestimmten Verwaltungsstellen jedermann ohne Unter- 
schied geSffiaet, der sich den allgemeinen Bedingungen ffigt. Von diesem (Je- 
sichtsponkte ans gelten die prlTatrecfatlichen Vorschriften der EinaelbehSrden 

als die zwingenden Formen, in denen sie dem Publikum ganz allgemein zur 
Verfügung stehen. Wer sich ihnen fügt, darf von der Benutzung nicht aus- 
geschlossen werden. So wenig die Polizei befugt ist, ihr iiliertragene Auf- 
gaben dem einen gegenüber zu erfüllen, dem anderen gegenüber die Er- 
füllnng abzulehnen, ebensowenig wie die Gerichte ein Recht haben, eine ge* 
«etamissige Klage nicht an beachten — es sei nnr anf die dvil- nnd straf- 
reehtlichflii Folgen des linksrheinischen d6ni de justice Terwiesen — ebenso- 
wenig sind Post nnd Telegraplüe befagt, ihre allgemeinen Aufgaben will- 
kürlich zu erfüll in (Hier nicht zn erfüllen. .\ns allgemeinen staatsrechtlichen 
Grundsätzen ist daher ein Beförderungszwang oline weiteres herzuleiten, eine 
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PostpAicht, deren Verleteang den dadorch Benachteiligten ein Beschwerderecht 
im Verwaltungswege gibt. 

Die Grensea dieses Bef6rdei'nng:8z\vang:es sind in der Post^esetztrebang 

nicht so i^enail nmschripbon wie im Eisrnbahnreclite, wo für derpn Verlftznnir 
privat reditliche F(^l^ren irtsttzlich ausdiürklich festg-f^tellt sind. Trotz viel- 
tacher Aebnlicbkeit sind sie docli in wesentlichen Beziehnngcn grundver- 
ecliieden, wm IwrdtB bei der Ertlichen Yertragsbestimmnng scharf hervertritt. 
Die Eisenbahn ist nicht gehalten als Frachtführer, über Bahnstationen hinans 
Befdrdemngen anmmf&hren. f&r die Post gibt es in örtlicher Bezieliang im 
Reichspebiete überhaupt keine Grenze. Zwingende Beförderungsbedingnnfren 
sind bt'i den Bahnen: a) die presetzlichen Vorschriften, b) difjfiiit'en der 
Verkelirsordniintr und c) du- allirenn-inon Anordnungen der Behitrdcn. Das 
Postrecht kennt nur den Zwang der yai a und b bezeichneten Bestimmungen. 
Diese staid lediglich im Post- und Telegraphengesetz, dem Posttaxgesets and 
der Femsprechgebfihrenordnnng sowie in der Post- nnd Telegraphenordnnng 
enthalten (§ 3 des Postgesetzes). Wie die Reichstagsberichte znm Post^e.setz 
S. 691 iT. ansdriicidich hervorheben, darf die Post ancli bei der Personenbefrtrde- 
rnng andere Anordiiunsren nicht erlassen und bei etwaiger Niclitbcachtmiir 
solcher die Mitnaliine nicht verweigern. Eiii solches Recht steht der Hehiinie 
auch keineswegs bei Verletzung einer der zahlreichen Furmvorschriften der 
Post- nnd der Telegraphenordnnng an. Wie weit dieselben in dem Stane als 
awingende aaansehen shid, dass ihre Nichtbeachtung rechtliche Nachteile aar 
Folge hat. kann nur dem Wortlaute der Bestimmung selbst entnommen 
werden. Ihr Vergleich ergibt Recht«sfolgen doppelter Art. einmal wird eine 
besondere Gehülir erh«)ben. dann aber der Post das becbt eingeräumt, die 
Befi'i fit riing ahzulelinen. 

i'uuach bestehen folgende Fälle von Bescliränknng b/\v. Aufhebung des 
BefOrdemngsswanges : 

1. Bei nicht genügend frankierten Sendungen , die die Post nach un- 
franldert zu befördern verpflichtet ist. »teht derselben kein Ablehnnngsreeht, 
sondern nur ein solches auf eine Sondervergütung zn. Betrifft die mangel- 
hafte Frankierung Sendungen, die dem Fraukiernngszwang unterliegen (z. B. 
Drucksachen), so ist bis zur rechtmässigen Frankieruug die Post vom Be- 
fördern ngszwang entbunden. 

2. Die §§ 15 ff. der Postordnung enthalten Verpacknogsvorschriften, die 
Jedoch keine swingende Bedentong als eiasig richtige nnd stets ansnwendende 
haben. Eine allgemeine Verpacknngspflicht besteht nicht, nnd die Nichtbeach- 
tung der >5§ l.')t^". verpflichtet den Absender zunächst nur. der Post ein be- 
zügliches Anerkenntnis mit Verziclif auf Ersatz daraus .sich etwa ergebender 
Mangel auszustellen. Bei mangelnder oder mangelhafter Verjiackung ist der 
Beforderungszwang nur dann aufgehoben, wenn aus diesem Mangel a) ein 
Nachtdl für andere Postsendungen oder b) ^e Stürung des Postbetriebs an 
befürchten ist 

3. Werden die Sonderbestiramungen über den Verschluss eingeschriebener 
Wert- oder Geldsendungen nicht beachtet, so wird dadurch die BefOrdenmgs- 
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pfliolit in keiner Weisi^' iM'pitiHiisst, «n Stolle der erhöhten Haftpflicht der 
Post tritt nur die j^ewiilmli* he 

4. Mangelhafte Adressierang gibt der i'uät nur dann ein Recht, die Be- 
fSrdenmg abnMmen, wenn die Adresse nicht in deutscher Sprache, der ein- 
sigMi AmtMpracbe, wie Zorn und Panlsow treffend gegm die polnischen 
Anfschriften nachgewiesen haben, oder so nngenllgend angegeben ist, daas 
auf Grund derselben eine Besteliang nicht erfolgen kann. 

5. Die Verwciperunp seiner Legitimatidn durch den Absender berech- 
tiget nur bei Telegrammen zoi' ÜeförderangsverweigeraDg (§ 3 der Tele- 
graphenordnuug). 

6. Bei allen Sendungen setzt die Befurderongsptticht deren HSgUehkeit 
Torans. Bine solehe ist nicht Torhanden — §§ 2, 10 der Postordnung, § 1 
Abs. 2 der Telogra^enordnong — 

a) bei Gewichts- und ürafangsübersclireitnngen ; 

b) bei Gefährlichiieit der Soidang für sich seihst oder für andere Sen- 
dungen ; 

c) bei Unzuliinglichkeit der BeförderangseinrichluiiKen und -mittel; im 
Personenverkehr haben die eingehenden Bestimmungen der Postordnung 
die Frage des Wagenmangels noch nicht anfkonuneo lassen; 

d) heü gesetilichen BefOrdenngsverboten (s. B. von Wnd in der Sehonxeit, 
bei Einfnhrsverboten) ; 

e) bei Verletzung von Anstand und Sitto durch offene Sendungen und 
Tele<2;rammc : 

f) bei der Persoueupoät bezüglich derjenigen Kranken, die mit t pili ptisclien 
oder Gemateleiden, mit ansteckenden oder Ekel erregenden Lcbeln be- 
haftet sind, die durch Tmiikenheit, onaastftndlges oder rohes Benehmen 
oder durch nnreinllchen oder unanständigen Ansug Anstoss wregen, der 

Gefangenen sowie derjenigen, welche Hunde oder geladene Schnss- 

waffen mit sich führen (§ '»2 der Postordnung). 

7. !^ <; dor Postordnung bezeichnet einige Gegenstände, nänilicli rasch 
verderbende, unförmig grosse, lebende Tiere, Explosivskürper als , bedingt 
nur PostbefSrdemng zugelassene". Der BefOrdernugszwang ist nur dann be- 
sfiglieh dieser aufgehoben, wenn der Auflieferer 'ausser den allgemeinen die 
im § r> a. a. 0. gegebenen Sonderbestimmnngen nicht einhält. 

Die Frage, ob die Post anf Einhaltung einzelner Befördemngivonchrlften 
und Entrichtung der vorgeschriebenen Gebfihren ansnahmsweise verzichten 
dürfe, ist 7.Ü verneinen. 

Andere als die vorstehenden Gründe lassen die Ablehnung der Boförde- 
rung nicht an, z. B. nicht der Umstand, dass die Annahmeverweigerung vor 
der Absendung bekannt, daas der Empfänger nicht frei gemachter Sendungen 
xalünngsanffthig ist. Krieg und gemnne Gefahr heben nicht die BefSrdenings- 
pflicht der Post, .soweit tS» mit den regelmäHlgen , vorhandenen Hlttdn er- 
füllt wpvilen kann, sondern nur das Beförderungsvorrecht — den Postzwang — 
anf. Kisten* ist jedoch dann erloschen, wenn ihre Erfüllung durch höhere 
Gewalt verhindert wird. 
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Die öffentlichrec'htlkhe Stellung der Post verpflielittt diese zur gleich- 
n»ii8si}?en Behanillung aller Auflieferer, soweit nicht Ausnahmen fresetzlich vor- 
gesehen sind. Daraus folgt nicht nur, dnss die Uebuhren gegen alle gleicli- 
mässig anzuwenden sind — bezüglich der Zeitungen wird dieses im § 3 des 
PottgesetBes ansdraeklieh hervorgehoben — , sondern dass der Zeitpunkt der 
Aofliefemng, soweit solches ttberhnnpt mOgUch Ist, für die Bdhenfolge der 
Beförderung bestimmend sein mnss. Gesetzlich snIBasig sind nnr nachstehende 
Abweichungen : 

a) die bevorzugte Beförderung telegraphischer l'ostanweisnngen {^21 
PO., § 13 TO.), durch Eilboten zu bestellender Sendungen ^§ 22 PO.), drin- 
gender Pakete und Telegramme 24 PO., § 9 TO.); 

b) die bevorrechtigte Brantzung der Telegnnphen und Fernsprecher im 
«ffentliehen Interesse (§ 6 TO.). 

Ein Ausfluss der BefördtMiingspflicht der TelegraphCttMlstalten ist die 
Pflicht zur Duldung des Anschlusses jedes Antragstellers an das stJUltische 
Fernsprechnetz (ij 0 T(t.). Die für jedermann gleichmäasig geltenden An- 
schlussbedingungen umas die Verwaltung bekannt machen. 

Die einstweilige Verwahrung des Gutü bis zum Beginn der BefSrdernng 
hat im Postreoht nicht dieselbe Bedentnng wie bei den Elsenbahnen. Es ist 
wohl hanptslehlich der Umfang der Sendungen, der den Sata des § 453 
HGB. and des § 55 der VerkO. veranlasst hat. daas die Bahn zur Annahme 
von Gut nur soweit verpflichtet ist, als die Hefördening sofort erfolgen kann. 
Die eleichzeitig eingeführte Verwahruntrspflicht bezüglich aller anderen De- 
fürderungsgttter, soweit die Räumlichkeiten es gestatten, hebt allerdings den 
ersteren Sats nahezu anf, es wird offenbar nur bezweckt, die Bahn vor 
Schadensersataklagen au seh&tzen, die ihren 0rund in den im einxelnen Falle 
nicht ausreichenden Ladeeinrichtungen suchen. Der geringere Umfang der 
Postsendungen lä.sst solche Schwierigkeiten nicht entstehen, es war daher auch 
nicht nötig, für eine einstweilige Verwahrung besondere Vorschriften cinzn- 
führen. Damit ist allerdings noch nicht gesagt, dass die Post keine Ver- 
wahruugsptiicht treffe. Die Annahme der Sendungen erfolgt zur Befürdernng, 
und solange diese wfthrt, kommt die besondere Haftpflicht der Post zur Od« 
tung, wie ale das Post^ und das Telegraphengeeeta aufstellt und durch daa 
BGB. erg^Uizt wird. Die Sondergesetagebung llast nun nicht erkennen, wann 
die Beförderung beendigt ist, als Teil der Beförderung gilt jedenfalls auch 
die Aufbewahrung postlagernder Sendungen. Da hierüber sowie über die 
ik'handlung nicht angenonimeiier oder sonst unbestellbarer Sendungen Vor- 
schriften nur im Zusammenhange mit denjenigen über die Beförderung er- 
lassen sind, rechtfertigt sich die Annahme, dass die Eahpüicht der Post eine 
einheitliche ist, solange sie die Sendung in Verwahrung oder BefBrderang hat. 
Diese Auffassung wird durch die Auslegung unterstBtat, welche der § 18 PG. 
in der Praxis erfahren hat. (Dambach -v. Hrimm, Kommentar zum Po.st- 
gesetz fi Aiifl S. 131 > Von einer besonderen Verwahrungspflicht wie bei 
den Eisenbaliueu kann nach Vorstehendem bei der Post keine Bede sein. 
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21. 

Ble ifiektlMie Behamdlnmr der Avtdnobile. 

Von Dr. Ernst Guyer, 
RflditBanivalt in Zflrich. 

(Schlaw.) 'j 

III. Zum dritten Teil (S. 112—138). 

Dieser dritte Teil des Wericea Ist diMdenige Kiq^tel, welches die Vor- 
schläge enthttlt, die den Aatoniobilhaltem die Haftpflicht unehmbar und ge- 

niessbar maclien nollen. 

Ks werden liier VorscUläge Kemacbt, welche auf eine BescbränkonR der 
Hat'tptliclit auggehen. 

Es sind dies folgende : 

1. MeiU kann sich damit einverstanden erklären, dass Antomobile, die 
nmr ^e Terhättnisnässig geringe Ibudmalgesehiiviadigkdit anfweisen, nicht 
nnter die Haftpflicht (;e<^tellt werden, sobald die Tecltnilier erlclüren, dass 

keine ernstlklien Zweifel über die eftekriv verminderte Gefahr bestehen. 

immerhin stiesren aiuli dem NCitasser Bedenken über die Statuierung 
dieser Aasnaiiiueu auf. Wir lialten diese dnrchaus für gerechtfertigt und 
wollen mir noch beifdgen, dass die Halter solcher Antomobile aneh bei ünter- 
stellnng nnter die Haftpflicht mit derselben wralger in Ber&hmng geraten, 
weil dnrch diese Antomobile weniger ünflUle entstehmi werden. Verursacht 
das Antomobil aber Unfälle, sd sollen diese nach HaftpflichtgrundsHtzen ent- 
schädigt werden rnterliepen docli auch die Seknndilrbahnen und Biihnchen 
mit ihrer Sclineckengeseliwindijrkeit, Ja .sufiar i'tVrdetramways derselben Ilaft- 
püiclit wie die Hauptbahnen, obwolil sie zweifellos weniger gefährden als 
Antomobile, die mit 20*~26 km dnrch die St&dte fahren. Bemerkt mag in 
diesem Zusammenhang nodi werden, dass die anläsdge Haximalgeschwindigkeit 
der stadtzOrcherlsdimi Strassenbahnen 28 km beträgt Und doch natwrstelien 
sie der Haftpflicht. Warnm sollen nnn Antomobile, die nngrefähr im selben 
Tempo faiiren und gleich stark, wenn nicht mehr gefährden, davon ezimiert 
werden V ! 

2. Meili schlägt füi das AiitomubilliaftpUichtgesetz vor, den Art, 12 des 
schwek. Eismibahnhaftptliehtgesetxes von 1906 an akaeptienn, fler bestimmt, 
dass der Saelischaden nach dem wirkliehen Werte an ersetsen sei und dass 
ein weitergehender Sehnen nur bei Existenx eines Versehnldens anf Seite des 
Antoni'ibilhalters vergfltet werden mässe. 

Damit können wir nns schliesslich einverstanden') erklären. Besonders 

*) 8. den ersten ud s weiten Teil in dieser Zeitschrift Bd. XXIV 8.909 ff. 
'i I rotz der teilweise anderen AosfUhmngen In nnserer Arbeit Ober die AntomoUl- 
haftpflicbt a. 87 ff. 
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gefüllt nns, dass auch Meili eine Kedaktion des SchadenersaUes bei xo- 

fälligen Unfällen ablehnt. 

Ebenso scbliesHen wir uns Meili au, wenn er Bedenken gegen den § 8a 

des ileutächen Gegenentwnrfes hegt; dieser § 3a lautet: 

.Soweit der Eraatspfliehtig« (§§ 1—3) bei Berlicksichtigiiiig seiiier 
sonstigen Verpfliebtuigen ansaerstande Ist, ohne Geflhrdnng seines 
standeigemSsaen Unterhalts den Schaden za ersetzen» ist er berechtigt, 
von den zu seinem Unterhalte verfüfjbaren Einkünften zwei Dritteile 
oder, wenn diese za seinem nofdürftitren Unterhalte nicht ausreichen, 
SU viel zurückzubehalten, als zu üesseu ßestreitang erforderlich ist. 

Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschnlden des Enwta- 
Pflichtigen nldit nitgewirltt, so besehrBnkt sich adne Yerpfliehtnng «nf 
dasjenige, «aa mit Bflcksidit aof die Bedürfiiiss«, sowie anf die Ver- 
mögens- und Erwerbsverhältnisse der Beteiligten der Billigkeit entspricht". 
Es ist dieser Vorsohlafr direkt unannehmbar, er macht die TTaftpfliibt 

teilweise illusorisch; er nimmt mit der einen Hand, was er mit der anderen 

gegeben hat. 

Indessen möchten wir dagegen schliesslich nicht viel einwenden, dass in 
FUlen nngewöbnlieh hohen Erwerbea des Gesdiftdigten die Entsch&dignng vom 
Richter angemessen ermftsdgt werden darf. Wir geben nnsere Zustimmong 

nar deshalb, weil eine derartige Norm in Art. 4 dM Schweiz. Eisenbahn- 
liaftptlicht^resetzes Eiii|Lran<r i^ffunden hat; wir verkennen aber niclit, dasf eine 
derarti;re Nonn der Willkür Tür und Tor üftnen könnte. Wir haben p:ep:en 
diese Norm sohun in unserem Kommentar zu diesem Gesetze \.Art. 4 S. 86) 
die bezüglichen Bedenken angedeutet. 

3. Gegen eine aaUennritosIge LimiÜemng der Haftpflicht hat ICeHi atarke 
Bedenken nnd er schiXgt eventoell, d. h. f9at den Fall Ihrer Annahme in das 
Gesetz vor: einmal, diese Eimitierunf? wieder aufzuheben für die Falle, wo 
vom Automobilisten eine Polizeivurschrift übertreten wird oder wo di n.selben 
ein strafljares Verschulden trifft, und sodann zuf^unsten des Gescliiidiirten eine 
iliniiiialentschüdijrung fUr gewisse Eingrifte, Verletzungen, Stürunfren in seine 
RectitssphKre etc. anfznstellen, unter Vorbehalt des nachzuweisenden Mehr- 
wertes. 

Wir haben in der Schwdz schon eine limitierte Haftfiflicht im Fabrik- 

haftpflicht^esetze .statuiert; wir haben aber nicht die besten Erfahrungen damit 
gemacht; allerdinjrs ist zuzudrehen, dass die Limitierung hier auch sehr weit 
geht. Es stellt aber in ziemlidi siilurtr Aussicht, dass bei einer Revision 
dieses Gesetzes mit die.ser Be.schrRnkung >ranz aufgerHumt wird Ebenso- 
wenig wie eine Limitiernng der Haftpflicht nach oben, gefällt nns eine solche 
nach unten. Weder die eine noch die andere genttgt den Bedflrflnissen; auch 
wird keine von beiden eine ersieherische Wirkung ansfiben. Dieses Moment 



') Vgl. z. B. df'ii Vortrag von Adv. Dr. Lang. Zürich, abgedruckt in den Ver* 
handUmgen des schwt-i/ .Itiristcnvrrciiis 1901, Heft 1 (Basel 1901) Uber das T bw il»- 
Die Kevisioo der FabrikhaftpUichtge8t;tze. 
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dai t aber l>ei .Statuierung von Keelitsncniuen vurliefrender Art uiiiuials beiseite 
gelassen werden. 

9. Heili sympathisiert sodann mit der Bestimmnng des österreichischen 
Entwurfes (§ 2 Abs. H). wonach ein Schaden, der von scheuenden Heren 

herrührt, als durch höheren Zufall herbeis^eführt anfresehen werden soll, wenn 
die Tiere (»hne Ant'sirlit .. nnihevlantVn'', oder wenn der Automobilist beweist. 
_dass der S( liad« ii trotz der voi srhrifts- und ><a» li-reiniissen Vorsieht in 
Füiirunt; und Heliaudlun^ des Krattfahrzeuf^es nicht verhindert werden konnte". 

Wir geben zn, dass bei Existenz praktischer Polizeivorsehriften (z. B. 
§18 Abs. 1 der deutschen „Orundzfige*) die obige Norm des Ssterreiohischen 
Entwurfes Uire Berechtigung hat, aber nur dann und wenn ^gleichzeitig die 
Priifnng des vom Automobilisten za leistenden Exlialpationsbeweises durch die 
Gerichte strenjre eehandhalit wird. 

4. Weiter untersucht der Verfasser die reclitliclie iJidiaiiiiluim «irr iiu 
öffentlichen Dienste (Militär-, Feuerwehr- und Postdiensti stehenden Automobile. 

BezQgUch der Hilitärantomobile berflcksichtigt Heili die Stellung der 
verletzten Militirpersonen. Diese Personen sind in der Schweiz ohne weiteres 
dem Bundesgesetze, betreffend Versicherung der Militiii iiersonen gegen Krankheit 
und riifall vom 2H Juni IflOl (ergänzt durcli das liundestresetz vom 27, .Iniii 
liloti i. mit« I stellt (vgl. hierüber unsere Schrift: Die Militärversicbernng in 
der Schweiz, IDOtij. 

Alle anderen Personen, die vom Hilitäi*automobil geschädigt werden, 
sollten n. E. jedoch den Schutz der Ha^pflicht geniessen. 

Die im ölTentlichen Dienste der Oemeinde stehenden Automobile sollen 
nach Meili von der Haftpflicht eximiei-t werden, weil für diese das öffentliche 
Recht gelte, anders diejeniiren AntoniobiU' der Geuieiuden. <lie nacli privat- 
rechtlichen Gcsiclitspuukten betrieben werden: für diese soll die Uaftpflicbt 
wieder inaHsgebend .sein. 

Bezüglich der Postautomobile emptielilt Meili mit Recht die Nach- 
achtnng des Schweiz. Beispieles, indem bei uns der Postbetrieb derselben 
Haftpflicht, wie sie für die Eisenbahnen besteht, unterstellt ist (zn vgl. das 
sehw. EisenbHaftpflG. Art. 24 und die Bemerkuniren in nnüerem Kommentar 
zn diesem Gesetze iS. 18.') -1H8). Uebrigens i'-t natürlich heute schon der 
.Automobilpostbetrifb in der Schweiz dci- Haftpflicht nntcrstellt (gemäss 
der eben zitierten Bestimmung des Eisenbllaftptlö. lJ)ür»J. 

5. In diesem Zusammenhang prfift Heili endlieh noch das Verhältnis 
des Spezialgesetzes zn dem gemeinen Privatrechte. Er sagt, dass 
die Normen des Spezialgesetzes ezUusiv wirken, wenn die Klage nur auf sie 
gestützt erhoben werde; werde jedoch ein Verschulden im Sinne des normalen 
Zivilrechtes geltend gemacht, dann sei die Berufting auf das allgemeine Privat- 
recht (primär oiler seknnditr) zulMssitr. 

Dieber letztere l all wird wulil selten und nur dann eintreten, wenn das 
gemeine Zivilrecht einen hSheren Ersatz zusichert als das Spezialrecht; ist 
dies nicht der Fall, dann wird wohl stets das Haftpflichtgesetz, das den Oe- 
schftdigten prozessualisch begdnstigt, die Basis der Klage bilden. 

£9«T, JUMBlwliarooliUlelie KaURltatdonsra XXIV. 
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Nicht einverstanden und wir mit lleili, wenn er den § 5 b des vom 
liftiserlidien Antomo1>Oklnb gelieferten (TrtrenentwnriVs als rationell eraebtet, 

der bestimmt, dass. wenn der Geschädigte innerlialb eines Monates, .seit dem 
! Taiyre, da er Kenntnis von der Schiidisrunp »der von der Per.^on ScliädiLrers 
erhalten hatte, demselben .\nzeijfe zu machen habe, da s(<u>l «itrselUe dit- 
Leistung des Schadenersatzes .auch vor Ablauf <ler Verjährungsfrist' ver- 
weigern kSnne. Wünschenswert ist allerdings, dass der Oesehftdigte dnreh 
\ das Gesetz angehalten werde, möglichst bald an die Realidemng seiner An- 
sprfiche zu denken, dass aber das Gesetz dies durch eine ansdriicklich zo- 
I gelassene und ennöprlichte Verschleppung der .Any:eletfenheit durch den Haft- 
pflichtio:en erzwiufron will, finden wir unverstilndlicli. Ks crilt allprdin;r> der 
Satz, dass die l'nkenntnis der (iesetze irrelevant sei, aber damit wird die 
allgemein bekannte „Unkenntnis der Gesetze" nicht aus der Welt geschafft. 
Daiw omi dne Partei der Antomobilisten, die gewiss fast stets die besser- 
nnterrichtete ist, ans dem girrelevanten* Nichtwissen der anderen Partei, die 
mit diesen Rechtsfragen erst dann in BerOhrung kommt, wenn sie geschädigt 
worden ist, Vorteile zielu ii sulle. und zwar S(dche, die zudem noch im stärksten 
AVidev^prncli mit der Tendenz di-f Ii;ift)tflichtpese1ze stehen, ist absniut nicht zn 
\viiii?.()it-u, l'nscrer Ansicht nacii wiiil das mit diesem N'orschlav: vert'>ij.'te 
Ziel durchaus erreicht, indem eine kurze Verjährungsfrist statuiert wird, wie 
dies bei den flbrigen Haftpflichtgesetzen schon geschehen ist. 

IV. Zum vierten Teile; Automobilstraf recht iS 138— lö8). 

Das Ilaftpflichtyesetz mn.ss auch strafreclitlidie Ucst immuneren enthalten. 
Zwar könnten solche auch in den gemeinen Stratkoilex aurirciioninicn werden, 
allein es ist rationelle!', dieselben, soweit durch sie l)cs<indeie liediii tnis.se 
erfordert werden, auch gesrmdert aufzustellen. Soweit die „Besonderheit" 
fehlt, kommen dann die gemeinen Strafrechtsnormen wieder aar Anwendung. 

Diese Strafbestimmnngen (strafrechtlichen and strafpolizeilichen Charakters) 
richten .sich in der TTauiitj-aclie nur jft'yre» *len AntmnobiUsten. Er selber 
steht zum Teil iintei dem Schlitze dei- Stra(l»estimmnne:en, die zum Schutze 
des Verkelirs iibciliani»t aut';r«'^ti'ilt -^irid, ziiiii Teil worden zu seinen Tiunsten 
auch noch besondere Normen, namentlicii .strafpolizeirechtlicher Natur, auf- 
gestellt. 

Der vierte Teil des Bnclies von Heili befasst sich nnn mit diesen Straf- 
rechtenormen. Richtig betont Meili, dass in diesem Kapitel der Chauffeur 

die erste Rolle spielt, vorbehalten bleibt allerdiiiL's der Fall der Beeinflussunfr 
duicii drifte l'eisonen, z. It. die Kahrfjüste; nicht annehmbar er.s<heint auch 
uns der \ drschlaj; des belgischen Knt Wurfes, dass neben dem Chant^Viir 
stets auch der Eigentümer strafrechtlich solle verfoljrt werden können, bis 
er den Beweb habe erbringen können, dass er den Vorfall nicht verhindern 
konnte. 

Die Strafen bestehen bei Uebertretung der Polizeivorsohriften in Polizd- 

bussen (resp. bei rnerhnitUchkeil entsprechende €lefBngnis8trafe), deren Höhe 
in den verschiedenen Ländern sehr variiert. 
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Der Verfasser bespricht «ncli das eiRenartig« Vorgehen von England, wo 
unter dem Gesetze vom 14 August ItMi:? ^icradezu iiene strafreclitliclie Delikte 
Srescliaffeii wuifleii". er lu-lit aber auch ein/t'lii<' -<Iir ratittiifll cisrhcinonde 
Bt stininiunireii dieses (ieset/cs licrvin . tlie fine unübereilte kaltblütige ße- 
strafung sichern wollen. Das Ziel ist sehr jcnt. 

Endlich tritt Meili noch anf die Frage ein, ob und unter welchen Uui- 
stinden der Entsng der Fahrlizenx stattfinden kVnae. Er konstatiert, 
daaa diese Möglichkeit in vielen Verordnungen und anch in einzelnen Gesetzen 
VOrgesclipn \>t. 

Bezüglich der privaten Automobile votiert Meili mit Grund für eine 
etwas weniger s<treufre Handliabunff dieser .Massre^'el. indem nicht vollstiindiger 
Entzug der Falirlizenz, sondern nur eine zeitweise Snspendierung bis zur 
Hebung des jeweiligen Fehlers (liege er in einem Hangel am Wagen oder in 
der Befthignng des Führers) eintreten soll. Wir geben Ihm Recht, würden 
aber eine Gesetzesbestimmnng begrfissen, dass bei Bfickfalt anch bei privaten 
Antoinobilisten eine zeitweilige Suspendieruni^ , oder in ganz sdtweren Fällen 
eine Anlliebung der Lizenz durch die (M-riclit e aus«resj)r4iehen werden dürfe. 
Sehr weit geht allerdinsrs der belgische lliitwurf, iler nach dem zweiten 
Rückfall, oder wenn Verwundungen oder der Tod den Geschädigten bei einem 
Unfall eintreten, den Entzog der Lizenz (vollständig nnd für immer) nnd an- 
dern die Konfiskation des Wagens anordnet 

Wfinaehenswert hftlt Meili die EMtthrnng von Oeschwindigkeits- 
meeserti, sieht sich aber in der Lage, mitteilen zn rottssen, dass solche, die 
tadellos funktionieren, z. Z. noch nicht vorhanden seien. 

Damit sind wir mit unserer Darstelluiiir zu Ende. 

Wir möchten /.um ^chluss nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, dass 
das Werk von Meili ansserdem im f&nften nnd sechsten Teile noch sehr 
interessante nnd instruktive AnsfUmmgen enthält; der fflnfte Teil speriell 
über die .Bestenemng der Aotomobile* nnd fiber die Pläne, die Antomobil- 
halter in irgendwelcher Form am Stra.ssenunterhalt zn beteiligen, und im 
sechsten Teil über die Stellung der Automobile im internationalen Hecht«'. 
Ks war ohne Zweifel gerade dieser VI. .\bschnitt dem Verfasser sclir am 
l^lerzen gelegen, denn es ist bekannt, dass Meili ein energischer Kämpfer für 
die Intemationalisiemng des Becbtes ist. Anch ist das nene Reehtsgebiet der 
Antomobile gewiss am besten dasn geeignet, von Anfang an anf diesem 
breiteren nnd weiteren Boden avsgearbeitet zn werden. Wir behalten nns 
dalier vor, in anderem Zusammenhang anf diesen Abschnitt zurückzukommen. 
Weiter wollen wir nochmals darauf verweisen, dass dieses Werk eine Fülle 
von wichtigen Kinzelheitcu enfliitlt. auf die wir im engen Kaume einer Be- 
sprechung nicht eintreten konnten. Es wird den Erlass praktischer und 
mBglichst einheitlicher Antomobilgesetze wesentlich erleichtem nnd ohne Zweifel 
Jedem, dar sich mit der so wichtigen Materie des Haf^flichtrechtes bekannt 
machen will, reiche Belehmng bieten. 
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Die iusprUchc «In* Hei('lis|M»stvorwaltiiiiu: und ihrer Angestellten 
i'ür SckUdt'ii MUS Kisfubitliiiuiifälleii. 

Vdii Or. Theodor Kittel. 

A. A 1 1 em (' i IM' H. 

Für da» Verhältnis der Keichspostverwaltuiif; zu den staatlichen und 
privaten Eisenbahnen des Deutschen Reiches (mit Ausnahme Bayerns und 
Wflrttembern^) bildet das Reichsgesetz vom 20. Dezember 1876 (RQBl. S. 318) 
die rechtliche Grandlai^e. Dieses sogenannte Eisenbahn-Postgesetz , das ai 

die Stelle des § 4 des Hcii hspost^r^ setzes vom 28. Olctoher 1K71 (RGBl. S. 347) 
fretreten ist, \eiit den JOistnl»ahnverwaltun<ron eine l'cilic bedeutender Ver- 
)»flichtnTiiren zuirnnstcn der Heiilis|Mist auf. iiisliesoiiili ir dlf Prticlil. mit jrdfm 
regelniiLssifjer Iktörderunfr dienenden Zuge auf Verlangen der Heich.spo.st- 
yerwaltang einen Postwagen und dessen Begleitpersonal nnentgeltUch zn be- 
fördern (Art. 2). Die hieraos sich ergebenden besonderen Beziehnngen zwischen 
Reichspost- und Staats- oder Pri vateisenhahn Verwaltung ') fahren anlftsslich 
von Kisenbahnnnfilllen nicht selten zu schwierigen Rechtsfragen wegen der 
ilat'tun;r füi- die K«>Ii.'<'n siddier riit'iilh'. 

IMf Scliwitiiakfitt'ji siti<l zum IVilc auf das Neheneinanderbestclicii der 
liattpHicht- und der iieaiiit('iim)falltur.sur|(e- und i.ie\verbeunfallvcrKicherun$;s- 
Oesetzgebnng, zum nfdit geringen Teile abw andi darauf xnraekziiffihren, dass 
zwischen Post^ und Eisenbalinverwaltnng regelmüssig Qberhaapt kein Vertrags- 
verhültnis besteht. Es finden Uber die Befdrdernng der Postwagen and des 
Begleitpersonals Iceine besonderen Vereinbarnnpren statt, vor allem kommt 
es d;iiiiber nicht zum Abschlüsse eines Fracht- «der Persnnenbcfilrdcnintrs- 
\t'itra<rps im Sinne dts llaniblsvcrbtes. Die N'erptliclitnnL'^ ib-s Fistnbabn- 
unternelimers beruht vielmehr unmittelbar und aussclilie.sslich auf jcnum Keichs- 
gesetze. Sie ist efaiie obligatio ex lege^) und Ist auch in ihrem reehtiichen 
Wesen von einer Vertragspfliclit grundverschieden. Fftr die rechtliche Benr- 
teilnng ist es von grOsster Bedeutung, dass es sieh hier flberhaupt nicht um 
«in privatrerhtliclies Verhältnis handelt. Dnrrh das KlRenbahn-Postffesetz 
WHnieii von hVicbs wcu-en für <lif Zwecke einer iirtciitlicbfn .Anstalt, «ler 
Kficlisposl. einer i\'la-sf vnu rntfiiancn . nämrnli siimtliclicii Kiscnli:ibniintfr- 
nehmern'^), einseitig gewisse MaturalleisluuKen an^esonneii. Es ist dies eine 
Öffentliche Last, zu vergiciclien derjenigen, welche den Relcbsnntertanen 
im Interesse der bewaffneten Macht anferlegt winl^). Dass es sich iiier um 

l'a.s Ei.senbahn-I'osljreset» wie der iiil^emeiDC .SpraciigL-brauoh bezeichnen «lie 
Post- und Riseiibahu Verwaltung aU Inhaber von Rechten uud Flüchten; rechtlich 
genao ist natllrlich nnr, statt deMwn oder statt der ebenfalls liblicben Beseiehnnng 
„Fiskus* vom Pent-'iben Kci<h oilcr seinem filiedstaatc zu reden. 

*i Vifl ilie AliIiiiiidhiMu von Hr. Sidielcher in EispubR XI S 2") 7 IT. 
*) Hei Erlass den (ieiietze.s hatte Ücutschlaud iu der llehrzahl auch Piivatbahneu. 
Vgl. die Bundes- und Reichsgesetse vom 25. Jnni 1868 (BGBl. S. 528), vom 
13. Jnni 18r3 (RUBI. S. 129) nnd vom t3. Febraar 1876 (RGBl. 8. 52). 
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ein öffeBtUcbrecbtUehes Verbflltuis handelt, ist auch sehon vom Beiehsgeriebte, 
wenii|rl>ich nur beiUnlig lUd ohne nähere Begrftndung, aiueresprochen worden*). 

Was nun die Haftniitr der EisenbahnverwnUunir für die Folgen von Be- 
triebsunfällen ;iiil;i!i;:t, so ist von vornlieroin klai . ila-;-; diosc Haftunq' unter 
keinen rnistiinden Platz trreift. wenn dei' iMsiiitialiu lier Beweis tielin;;t. dass 
der Unfall auf hüliere Gewalt zurückzutüliren ist, während der Kisenbahn- 
not^ehmor stete haftet, wenn der Nachwels erhnu^t ist, da» er selbst 
(oder bei Jaristischen Personen ein satznngs- oder Terfassnngsmftssiger Ver- 
treter: BGB. §89, 31) den Unfall yerscbuldet hat, oder wenn Um ein Yer- 
schnlden bei dci- Answalil der I.eute trifft, welche den rnfall schaldhaft her- 
beiErt'fübrt liaben -) (lUij;. s;ij . H31). Soweit nncrlaubfe Handlnntren in 
l)etia< lit kouinien, findet da^i Büü. auch auf das üft'entlichrechtliche Verhält- 
nis AnweiKhuiir. 

Ii. Tötun{<: oder Verletzung von i'ostangestellten. 

Im übrigen ist awiscben den Fällen der Verlebsnng von Personen nnd 
der Besch&dignng von Sachen xn scheiden. 

„Wienn bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getStet oder 
köjperlirh verletzt wird, so haftet der Retriebsunternelinier für den da- 
dureh entstandenen Schaden ..." Es lic;.'t ziniiielist keine Veranlassung V(tr, 
diesen h'eelitsuriimlsat/. des ij 1 des suif. Keielis- Hatt|»lliclil-l.iesetzes vom 
7. Juni 1871 (UCiiti. S. 207) nicht auch zugunsten der in Ausübung ihres 
Dienstes verletzten Postangestelltcn gelten xa lassen, sofern der Unfall in 
seinen Ursachen anf die besonderen Oefahren des Eisenbahnbetriebes znrttek- 
znfUhren ist*). Durch einen solchen Unfall kommt für den Postbediensteten 
(ifder de&sen Hinterbliebene) unmittelbar ein Ersatzanspruch gegen den 
Kisenbalinunteniehmer'*) zur KnI steliunir. Die Rechtslage kompliziert sich aber 
dadurcii, dass <lie in Ausiibnni: üirrs Dienstes verletzten Postangestellten 
(oder im Falle der Tiitnng ilue Hinterbliebenen^ auch von der iteichspost- 
verwaltang Entschädigung deshalb verlangen kfinnen, weil die Beichspost 
gemiss § 1 Abeats 1 Ziff. 3 des Gewerbe-UnfaHversicberungsgeseUses (GUVQ.) 
vom 30. Jani 1900 (RGBl. S. 585) ein reichsgesetzlich der ünfallversichemng 
nntenvorfener Betrieb ist. 

Ist der Verletzte nicht als Beamter, sondern in pri vntrechtlichem 
Dien.stverluiltnisse anuesti llt , so hat er .Anspruch auf Entschädigung ge- 
mäss dem liUVG., nach welchem er reichsgesetzlich gegen Dienstunfälle ver- 

') Schiedsspruch des Reichsgerichtes vom 88. September 188.'), abi^i ilrn -kt in 
(irucbot« Boiträgt^ii Hd. IM) S. 147 (T. und im wespntliclien auch iu den EisciihK IV 
S. 243 ff. Vgl. O. Mayer, Deutsches \ ervvaltuagsrecht Bd. 2 S. 263, sowie Arudt, 
Staatsrecht 8. 898. 

') Die Beweiälast für das Verschulden der Eisenbahnangestellten trifil die Post, 
für die gehörige Auswahl dagegen ist die Kisenlialin bewei-tiiflichtie:. 

*) Ueber die ürtlicheu Urenzeu des Uaftptlicbt- wie des Eiseiibabu-Postgesetzes 
Tgl. Bntseh. des BO. Vom 81. Jannar 1887, BisenbB. V 304. 

*) Daas gegen die Post dem yerletsten ein ^ipfliobtaaqpmcb nicht ansteht, 
darüber vgl Sger, Haftplia. B. Anfl. 8. 108. 
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slcbert') ist. Eine doppelte Leietimg der Entscbldignng wird dadvreli ver- 
mieden, dais, wem diese von der Post als Betriebsverwal tiuisr na<'h dem 
CiUVG. zn p-ewähren ist, j^emilss § 140 dieses Gesetzes die Haftptliclitansprnclie 
des Verletzten anf die Postverwaltnner übersehen. Aber nur im Umfanpe der 
durcli das GUVtt. begründeten EntKchädigungspflicht. Hat der Verletzte — 
was nicht selten vorkommt — nach dem Haftpflicbtgesetze Anspruch auf 
weitergebende EntsebSdigmig. ak sie ihm da« OUVG. gewfthrldstet, so kann 
er die weitere Fordentnf noch dem Eisenbahnnntemdimer gegmifiber geltend 
machen, welcher seinerseits daffir sieb unter Umstunden jremass Art. 8 des 
Eisenbahn-Postgesetzes wieder nn die Keichspostverwaltung lialteii kann. Die 
Arbeiter der Keichspost können hiernacb höbere Kntsr bsdijjnng heanspnichen 
als die Eisenbahnarbeiter. Erheben diese Entschädigungsansprüche, welche die 
imGUVG. vorgeschriebenen Leistnngen übersteigen, so kann der Eisenbahnanter- 
ndimer solchen Ansprttclien seiner Arbeiter mit der Einrede de« § 136 OÜVO. 
begegnen. 

Gleich dem in privatrerlitlicheni Arbeitsverhältnisse Stehenden hat auch 
der als Beamter im öft'entlicben Dienste anp-estellte Bedienstete der Reich.s- 
postverwaltung , wenn er bei einem Kiscnbalinbetriebsiuifalle körperlich ver- 
letzt wird — oder seine Hinterbliebenen, wenn er dabei den Tod erleidet — 
auf Grund des Haftpflichtgesetzes Ersatzansprüche gegen den Eisenbahnnnter- 
nebmer. Und wie jener Arbeiter daneben von der ihn besehlfUgeaden 
Reichspostverwaltttng anf Grand des QÜYO. ünfallentschidignng beaaspradien 
kann, so stehen dem Postbeanih n gegen das Reich entsprechende Rechte nach 
den Bestimmungen des rnfallfüisurjreeesetzes für Beamte und Personen des 
Soldatenstandes (VVG.) vom IH. .Inni 11)01 (,RGBI. S. 211) zu. Auch hier 
gehen aber, wie nach § 140 des GL'VG., die Haftpflichtansprüche des Ver- 
letzten gegen den Eisenbabnunternehmer auf die Reicbspostverwaltung in der 
HShe über, in welcher sie den Verletzten nach dem DF6. zu entechldigen 
hat: UFO. § 12 Abs. 1. Der Uebergang der Ansprache findet In beiden 
F&llen schon mit deren Entstehung statt, so dass ein Gesamtschuldverhältnis 
von Post- nnd Eisenbalin Verwaltung nicht besteht, der Verletzte also bei der 
Erhebung seiner An^priiclie nicht zwiseben beiden die Walil hat. 

Ein über die von der Post zu gewälirende Entschädigung hinausgebender 
Haftpflichtansprucb kann dem Eisenbabnunternehmer gegenflber wie vom Post- 
arbeiter so auch vom Poetbeamten geltend gemacht werden. Vom Beamten 
jedoch nnr fflr den Fall, daas der Ansprach gegen den Unteraehmer einer 
Privafbalm gerichtet ist. Dagegen sind das Reich nnd die Bundesstaaten als 
Ei.^enbahnunternelimer dnreb <lie Be.Ktininmnir drs § 12 Abs. 2 des FFG. pri- 
viletriert, in-;of(Mn ilinen gegenüber vom verletzten Beamten weitergehende 
Ansprüche als anf die im l'FG. festgesetzten Bezüge überhaupt nicht geltend 

'i Die Bezeichnung Unfall „ versieh ernng " Ist nnr ih\ am Platze, wo «las 
Kisiko infolge der berufsgenosseuacbaftlichen Organisation auf mehrere Unternehmer 
verteilt winL Bei Bsiohs- oder Staats-Poet- nnd Bisenbahnvirwaltnig indst dagegen 
eine Versieberang ttberhanpt nicht statt: 6UV0. § 188. Hier weiden die gesetaUeh 
an leistenden Entscbidignogea ans der Betriebshaise gewihit 
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l^emacht werden können l>i<'s( T!( sfimmanp gewinnt vm- allem dann Be- 
deiitunpr. wenn dem IJfauiti'ii intnltro des rnfalics Hoihuit^skdstPii Im Sinne 
rles v5 1t Alis 1 Zift'. 1 des (U'V(i xn riner Zeit entstanden sind, \v<i er sein 
Dien^teinkununeu nucli turtbezogeu hat. In diesem Falle kann er Ersatz der 
Kosten des HellTerffthrena nicht anf Grind des UFG. (v^'l. § 1 Abs. 6) von 
der Reicbspostverwaltnng nnd infolgedessen gemftss § 12 Abs. 2 des UFG. 
anch nicht nach dem Haftpflichtgesetze von der Reichs- oder Staatseisenbabn- 
Verwaltung verlangen"). 

Gelien die Leistnntren auf (^nind des llaf'tptliclitsgesetzes repplmassic'. 
was den l'mt'aii;r der Kntsciiädiunn^ anlaiip-t. weiter als diejeniuen infid^'e des 
(jUV'Ci. Uder des lIFCi., su tiuden diese beiden (ieseUe anderseits zum Schutze 
der Angestellten aneh In solchen nttlen Anwendung, in denen dem Verletsten 
ein Haftpflichtaaspmeh versagt ist; nSmlich stets dann» wenn ihm nach- 
gewiesen ' wird, dass er den Unfall darch agene Fahrlilasigkeit verschnldet 
hat. Die Entschädigung nach der UnfiJlversiehernngs- und Unfallfür 
gesot/.ireVinnc: entfiillt n>ir in dem seltenen Falle, wo der Verletzte den Uu- 
fall vorsiitzlicli lierlteicet'iilirt hat. 

Nach § 140 des GUVG. und § 12 Ab», l des UFU. gehen HaftptÜcbt- 
ansprtlebe anf die B^ehspostverwattang Aber. Praktlseb ht je<iooh die 
Geltendmachang dieser Ans|nilctae in vielen Fällen ausgeschlossen. Art. 8 des 
Eisenbalin-Pustgesetsee bestimmt nftmlidt, dass, sofern nicht der Unfall auf 
ein Verschulden des füsenbahnunternehmer.'* oder seiner Tieute /uriickzafiihren 
ist die T\eiehsiiost\ erwiiltuiiL'^ vcrptliflitet ist, di in I jseiibalinuntemehmer das 
von iiini auf tirund des Haftjifliflitjresetzes lieleistt tc zu erstatten. Liep-t der 
P^'all des Art. 8 vor, so kann nicht nur die Keichspostverwaltung keinen An- 
sprach gegen den MMnbiüinitntemebmer erhebMi, sondern dieser kann im 
Gegenteil für alle von ihm geleisteten Hafl^flichtentschSdignngen Ersatc 
verlangen. Dieser RQckgriff wird sich allerdings, da in der Regel Ent- 
schiidi- III- aaf Grand des VVG. oder GüVG. Platz greift, auf diejenigen 
Fälle lusiliriinken , wo von den Verletzten noch weiterirehende HaftpHidit- 
ansprii( lif frlmlicn werden können, das ist bei Verletzung von Postbeamten 
auf rrivatijalmen und bei V^erletzung von Postarbeitern. 

V. Ti«'schildignng von Posteigentnm. 

Was bei PestliädiLTunL' inbr Zerstörnntr von Posteigentum, insbesf»ndere 
von T'nstwagen b^ini Kiseiibaliniietriebe l\e(btens sein solle. <lariiber sa-rt das 
Eisenbahn-Postgesetz nichts. Auch da.s übrige lieiehsrecht kennt eine den 
Bestimmni^n des Haflpflichtgesetses mitsprechende quasideliktische Haftung des 

>) Entscb. des OT.n Cölu vom 28. November 1905 EisenbE. JULLU 18 und OLG. 
Dresden vom 2 Aiirii UM« EisenbK. XXIII 256. 

*) Diese Beatimwuug des § 1 Abs. 6 UFU. verliert ihre scheinbare Härte dadurch, 
daas den im Dienste veninglflekten Beamten allgemein auf Grand besonderer Ver^ 
waltungsvorschriften von ihrer Dienstbehörde die Kuikosten erstattet zu werden pflegen. 

' Dil- Ht weislast hierfOr triHt die Beiofaspostverwaltung; vgl. Bger, Hafti^O. 
ti. Aufl. lUÜ. 
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Kistnlialiminti'rneliiners für die beim Eistnbalinbetriehe entsUmdenen Sach- 
schäden nicht. Doch hat es der Landesgesetzficbung in Art. lO.ö des EG. znm 
B0B. die Anordnang einer besonderen Haftpflicht ffir solche Schäden aus- 
drficklich vorbehalten. Während bisher die meisten Bundesstaaten von diesem 
Vorbehalte keinen Gebrauch geauwbt haben, bedtsen einige hierüber besondere 
landesgesetzHche Vorschriften. So Preu.sgen schon seit dem 3. November 1838 
in § 2.') (\ca Ei.senbahnjresetzps. Auf diese Bestimmunjr des prenssischeu 
Laiiili si cclitcs . wnnach die Eist-nbaliii für Sachscliädon in irlrii lier Weise 
haftet wie auf Ciriiud des Keichs-Haftpiliclitgesetzes für IVisuianveilet/ungen, 
st&tst sich jener (oben Anm. 5 erwfthnte) Schiedsspruch des Reiclisgericlites 
Die darin ausgesprochene Haftnng der Eisenliahn fOr Postwagensch&den in- 
folge von Bisenbahnbetriebennfftllen gilt nnr ffir Prenssen nnd diejenigen 
Staaten "), wclolie entsprechende Landesgesetze besitzen. 

TN'iclisnilitlicli kutiii >irli dif Krsatzpfliilit für Sadiscliäden der I'ost 
geereniiber nur auf unerlaubte Handhiii^ien 'i liJGli. 823, 83lj {rründen. 
während von einer aur^serdeliktiächen ilaftun;^ im aligemeinen nicht die 
Bede sein kann. Schon oben ist dargelegt, dass zwischen Post nnd Eisen- 
bahnverwaltvng in der Regel kdn Vertragsverfaältnis Irasteht. Damit 
entflUlt die Anwendbarkeit der frachtreehtlichen Bestimmungen, insbesondere 
des § 456 des IIGB. Da es sich vielmehr um rein öifentliehreehtliche 
Bezichnnpen . nielit aber nni ein privatrechtliclies VerliHltnis liandelt, die 
Eisenbahn also nidit Schuldner, die Tost nicht Glüubiger im Sinne 
des Privat rechtes ist, so ist auch die Anwendbarkeit des BGB. aus- 
geschlossen; abgesehen natfirlieh von deliktJsehen Ansprfichen, wobei die un- 
erlaubte Handlang allerdings ein Rechtsverhftltnis auf zivilrechtlichem Boden 
schafft. Vor allem ist es nicht angingig, den Eisenbahnnntemehmer nach 
§ 278 BGB. für die Folgen der Fahrlässigkeit seiner Angestellten ver- 
antwortlich 7.x\ machen. 

Es folgt hieraus. — und dies ist bei dt ii u eitgeliendeu lieebteu. welche 
der Iteichsyustverwaltung auf Grund des Eisenbahu-Pustge.selzes zustehen, nur 
billig — dass nach dentschem Reichwechte der Bisenbahnunternehmer lün- 
sichtlich des beim Eisenbahnbetriebe an Posteigentum entstandenen Schadeos 
nnr fttr eigenes Verschulden, nicht aber flir Versehnlden seiner Angestellten 
(ausser nach § 881 BGB.) und nicht fttr Znfall einznstehen hat. 

■) \ gl. auch die Bntseh. des BG. von 89. Oktober 1881 EiseabE. U 137. 

*) Vgl. die Zusammenstellung von Dr. Reindl im EtaenbB. XXni S. 818 Ann. 1. 

•) Die Haftung, auch der Angestellten, der Eisenbahn setzt aber in jedem Falle 
Voraus, dass der Schaden nr-iäthlich auf den Unf;ill zurüekzuführe» ist. Dies ist dann 
nicht der Fall, wenn zwar eine üattuug au sich begründet wäre, der Schaden aber 
nicht sowohl durch den Unfall als vlehnehr durch MAngel der Sache herbeigeführt 
worden ist, i. B. durch unvonchriftsmftssige Bauart der Postwegen. 
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23. 

Lulaiitercr WettlKMVorU des AdroNsspeditrurs. 

\ >>i) Dr. Richard Senckpiehl. 
AmtsriolittT in Knlinar i. 1'. 

Aflirsss|i(Mlii(Mir filier Saiiniii'lhulunfr ist ilrr \'i rlriuiensinaiin «Ifs al»- 
sPiKltiitkn S|>etliteurs. llini lie-rt die Ptliclit oh, ilie Laduiiu' von dvr Kiscnlialm 
iibzuucliiuen and die Rechte seines Auftra^f^^ebers ge^en dieselbe /n waliren. 
Er bat des weiteren die PAiclit, die abgenommenen Güter an die dnKelnen 
EmpIMnisper zn verteilen nnd eventaell abzurollen. Von der Empfangnahme 
der Saiiiiripllatlniiü: an bis znr etidtrültiiffn \>itiilmi;r li;ifr<-t or für ilio (üiter 
nacli Mas.s-ralir «b r §§ 407, 3Ö0 und »>v. IlM» lUili 'i. Trot/<kMii ihm also 
crlipMiflic Ptli'ljtiii itblieiren, ist die \"cr!;ütiuiir , <iii' ühlirliiM w (Im' dafür 
erhiilt, ausserordentlit h ^t-rin».'. Hat er die Abrulhinir dfr <Jütcr zu iM soitrcii. 
80 gilt seine gesamte Tiltigiceit mit der einfachen RcdlgebUhr in bizug auf 
diese GQter als abgelehnt. Ist ihm das Abrollen nicht flbertragen, so erbebt 
er von den nnf znr Verteilung gelangenden Gütern die sogenannte «Ueber- 
weisnngsnrpbühr*. die nur 5 Pf. für Je 100 |<rr x„ i^-tra^rcn pfle^.'!. 

T»oi' Adressspt'ditenr, wolrber zufrleich ein b'nllfulirKi'J^cbäft betreibt, wird 
natury:eniiiss ancli mit iler AViv.»llinifr der Güter an die Ailressaten betiaiit. 
Iht in dem dem Adressspetliteiir erteilten Auftrage nielit.s (>f^'eiiteili;;«s ent- 
halten, so darf er sich ohne weiteres znr Abfnhr aller derjenigen (Jüter, 
welche nach den gegebenen Weisungen überhaupt abgerollt werden sollen, für 
befugt erachten. Soll er die Abfnhr nicht besorgen, sö ist dies ausdrücklich 
vorzuschreiben. Prraitii;» Vorselniften werden Lrewithnlieli in den Kinzel- 
Fraelitbriefen treniaelit dureli die Worte: , Zar Selbstabfuhr " oder , Zur Abfuhr 
durcli den Siiediteiir X. N.". 

Diese Vurschriften hat der Adress^jiediteur natürlich gew issenliaft zu 
beachten« widrigenfalls er sich seinem Auftraggeber, dem Absender der Sammel- 
ladung, gegenüber schadensersatzpflichtJg macht. Der Adressspediteur wird 
indessen häufig in die Versuchung geführt, diejenigen GUter, welche er einem 
and. icn Spediteur zu überweisen hat. selbst abzurollen. Denn sein Auftrag- 
geber bat persiinlicli nft kein unmittelbares Interessi- daran, durch wen die 
Abrollung besorirt wird Kr kann auch kaum einen in ZitlVrn sich darstellenden 
»Sehadensbetrag angeben, da die Abfuhrko.sten des Adressspediteurs die gleichen 
sind, wie die des vorgeschriebenen Kollfnhrunteruehmers. Schliesslich erführt 
der Auftraggeber selten, durch wen die AbfUir besorgt wird, da ihm ein 
genauer Beriebt über die Art der Verteilung üblicherweise nicht erstattet 



■) Ueber die Rechtsstellnag des AdresBspediteuis vgl. äenckpiebl, Speditions- 
geschäft § 133 S. 187. 
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wird. Wenn also nur dem Abeender der Sammeltadnngr ein SchadenserBate- 
ansprncli wegen solcher Vertrag:sverlet/.ung zustände, so wfirde der nngehorsane 

Adressspediteur kaum jomals zur RecIienH-liaft {^ezopren werden. 

Ein erlioblichcs Interesse an der Krfüllunjir der Vorschrift; „Zur Ablulir 
dnrch den Spediteur N." Iiat indessen der Spediteur N. selbst; denn ihm 
entgeht der aus der Abrollung sich ergebende Geseh&ftsgewinn. Er btelit 
jedoch xa dem AdreBsspediteor in keinem Vertragsverliftltnle. Kann er einen 
aosaerlcontraktlichen Sdiadeneeraatssanepmcb gegen diesen erliebenV Diese 
Frage Ist vom Ämtsgericht Stutt^iart in einem Urteile vom 21. Jannar t907 
(C. 8778, 1906) erörtert worden. 

Die Firma X. war Enipfan<rerin von spchs Posten Waren, die ihr dnrcli 
Sammelladung ziit,'in}2:en. Sie liatte dem Ahseiidir der Sammelladung niitfrett-ilt. 
dass die Abrollung der Güter durch ihren Hausspeditenr, Finna A., erfolgen 
solle. Der Absender der Sammelladang schrieb, dieser Weisung entsprechend, 
auf jeden der sechs Eänsel- Frachtbriefe: , Abfuhr durch den Spediteur A.*. 
Der Adressspediteur (die Firma Ti.) strich diese Worte aus und Itesuigle die 
.\br<dlunp an X. selbst. Das AmtsL^ericht liiflt den SchadeiiscrNatzansprnch 
der Firma A, irest n r>. für bpirriiiidet und hat Nachstehendes aus;;t'l"iihrt : 

Dass durch diu Handhuifisweise der Heklagten h. der Klägerin A. tat- 
sächlich ein Schaden erwachsen ist, steht ausser Zweifel. Hätte die Belclagte 
die in den sechs Frachtbriefen verzeichneten Gflter der Klägerin hier zur 
Beförderung ttbergeben, so hätte die Klägerin dnrch die Abfuhr der Giter 
einen Gewinn erzielt; diesen Gewinn konnte die Klägerin nach dem g^ewöhn- 
lichen T.anf der Dinjje mit Sicherheit erwarten. Bei der Fratre. auf weh ht' 
G(-;(i zrshostimmiiii'j dir KlüL'frin Uechte wehren der Deeinträchii-jun^ ihrer 
Erwtrbsaussicht gründen kann, scheidet § 823 Abs. 1 ÜGH. von vorn- 
herein ans. Denn wenn man je von einem Recht der Klägerin auf Annahme 
des ihr gemachten Angebots, die Gttter der Firma X. abznffitiren, reden wollte, 
so wäre dieses Recht doch nicht «ein sonstiges Recht" im Sinne des § 823 
Abs. 1 BOB. Andt dasünIWO. würde voHiejrend der Klätrerin nii liis nützen; 
und 80 kann es sjfli nur um die Anwendunp- des § 826 B(il5. handeln. 

Die Sciiailens/.iitiipnntr mnss hiernach eine vorsiitzliche sein, d. h. es muss 
festgestellt werden, dass der Wille der Bekla^ften auf dieselbe gerichtet war. 
Nach der Bechtssprechong des Reichsgerichts (Bd. 58 S. 216) ist hierzu keines- 
wegs nütig, dass eine besonders schilcanöse Absicht festgestellt wird, vielmehr 
genagt es, dass der Handelnde bei Vornahme der Handlung das Bewusstseln 
des schädlichen Erfolgs hat. Diese Feststellung: kann im vorliegenden Fall 
krinem Br-doiikf ii unterließen. Wenn die Beklap^te von dem Vt'inierk auf den 
Frachtbriefen Ktiiiitnis erhielt, so erfuhr sie damit, liass die Klftirerin alle 
Aussicht habe, durch die Abfuhr der Güter der Firma X. einen Gewinn zu 
erzielen; und wenn die Beklagte weiterhin die Besorgung der Abfuhr im 
eigenen Geschäftsbetrieb unternahm, so lionnte dies gar nicht anders geschehen 
als im Bewusstseln, dass der Klägerin die Verwirlclichung ihrer Erwerbs- 
anssicht dadurch vereitelt werde; gerade das Ausstreichen des Vermerks 
auf den £rachtbriefen weist mit aller Deutlichkeit auf eine gegen die Klägerin 
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gerichtete Willensricbtang bin. Mit einer voirtkdiclwn Sebadensznfagnug in 
diesem Sinne wftre es dnrcliaiu vereinbar, das die Beldagte angebllcli nnr im 
Interesse der Firma X. bandelte. Denn die Scbüdignng der Kllgerin brauchte 
keineswegs der Endzweck der Beklagten zu sein. 

Von einigror Bedentnngr könnt die Itezicliiuifr der Handlniifrsweiso der 
lU'kl.i^rten zu der Firma X. liörhstens für die weitere Frajje sein, ob das 
Handeln der Beklagten gegen die guten Sitten verstüsst. Bei Prüfung dieser 
Frage ist, wenn Mcb die Anscbannng eines gewissen Vollt:8krei8es — also 
liier der Kanflente — berftcksicbtigt werden mag, ein allgMnetner Massstab 
ananlegen; es ist xn fragen, was dem AnstandsgeflUe aller billig nnd gerecht 
Denkenden entspriclit i:»; Bd S. 217. Bd. 48 S. 124); liierhei kann in 
Betrarht kommen, ub die sclilidifrende Handlunir in Aiisii1>nnir oinei* Kodits 
voririiioinmen wurde. Die Krairf. oVi die Bekla^rte ein Kecbt iiatte, den Ver- 
merk auf den Frachtbriefen aus/uätreicheu und die Beifuhr der (iüter selbst 
an übernehmen, mnss jedoch verneint werden. Eine Abweichung von der im 
Frachtbrief erteilten Weisung wftre, da § 6ß5 BGB. in Anwendung so bringen 
ist, nur unter der doppelt«! Voranssetaung gestattet gewesen, dass Gefahr in 
Verzug gewesen wäre und dass die Beklagte den Umstünden na( Ii hJltte an- 
nehmen dürfen, ilir Auftrajrtr*'''ei' liütte liei Keniittiis der S:i( lilau'e die Ab- 
weicliunt; mliilliirt. l)ie Heklatrte bi haujjtet allerdin{;s, sie liabc im vermuteten 
Einverständnis des Spediteuri» A. gehandelt; allein bei der Annahme dieses 
Einverstftndnisses ging sie schon deshalb sehr willkürlich vor, weil A. selbst 
ja nur wieder auf Anweisung der Firma X. gehandelt hatte. Doch braucht 
dieser Funkt nicht weiter erOrtert au werden. Denn auf gar keinen Fall 
liefet die zweite notwendipre Voraussetsang fSr eine bererhtigte Abweichung 
von df'i- Welsnnpr vor, niimlieh die Voraussetzuntr von (iffahr in Ver/uc. Da 
die fdituesctzte. weisunfjs^emiisse Kiledifrunj; der IJeifulii' durcli die KlüLTeriu 
für den Auftraggeber der Beklagten mit keinerlei Gefahr verbunden war. so 
musste die Beklagte von der beabsichtigten Abweichung Ihrem Auftraggeber 
Anzeige machen nnd dessen Entscbliessnng abwarten. Da sie dies nicht tat, 
80 stellte sich ihre Handlungsweise als ein Akt absoluter Willkfir und als 
eine Verletznn|>: ihrer Vertragspflichtoi dar. 

Die Handlunir dei- TU'klatrten mnss aber weiterhin im Verliiilrnis zur 
Kliiirerin als ilhiyal bczeiclinit werden: ein anständifr di nktiuler Kaufmann 
tritli keine Masisnaiimen, um Bestellungen, die oüeut^iciitlich einem andern 
zugedacht waren, hinter dessen RQcken an sich zu reissen, und zwar selbst 
dann nicht, wenn er glaubt, den Kunden besser bedienen zu können, als der 
andere. Es ist ein im Verkehr unter redlichen Leuten allgemein anerkanntes 
Gebot, dass derartige Machenschaften unterbleiben. 

Die Ausseraebtlassnng der tatsäelilich be^rründeten Erwei V'sanssirlit ihr 
Klä},'t iin und das eiuenmächtifre Au.sielireis.-ien der Abfulir viuii liiiterbalinlmf 
ist nach dem Ausgeführten als vorsiltzlich gegen die guten Sitten verstossende 
Schadensznffignng anzusehen; die Beklagte ist daher nach § 826 BGB. zum 
Schadensersatz verpflichtet. 
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Es war nicht schwer, dem vorsügllaheu Werke - wie es in dieser Zeitschrift 

Bd. XXI S. 224 geschflipii einen ansscronlcntlii ht'ii Kriolg vorhcrausa^'Cn. I>ic8e 
Prophezeiung hat sidi schnell erfüllt. Such kurzer Zeit lieg^ bereite die zweite 
Auflage vor. Indem wir auf die Worte büchster Anerltennang verweisen, die wir 
der erstes Auflage gewidmet haben, fügen wir noeh hinan, dass sieh selten die 
Kritik in dem nneingef4i:hn1nkton Lobe eines Werkes sn einuiiuiL' L^'-zeigt hat, wie 
in betreff der riiicasschen . Anlcitunj^". I»ie klare iiml iredioireiie Dar^itellni»^. welche 
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▼eretnigt, die lichtvolle ErOrtemng des Stoffes an der Band cahlreicher, tieifeDd ge- 
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die weise und überaus sorgfältige H^ranzii'lnintr '1er Literatur und Rechtsprechang 
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Rechtsptl. Jahr-? 3 Nr. 10 n. IL. 
Fritz, Karl. Zur Reorganisation der Ocsterr. Sta^ttsbahn Verwaltung (Allg. Tar.-.\nz. 
XXVn 190B Nr. 11). 

Hinze, Syndikii< Zur Haftung für freinilef; Verschulden bei konkuritTPiulcm ausserver- 
tra(r|i< hem Vers, hiiMcii. iji? •i.'>4 und 27H l}(;i). (.FW. .lahrt,'. .H7 IHOH Nr. 7 S. 2:U)). 

Holzbectier. Begebt derjenige einen Betrug, der eine Fahrkarte im Werte von 5 I'f. 
nur an dem Zwecke IQst nnd benutnt, um den Bahnsteig an betreten? Kann die 
Eisenbahnrerwaltnng Nadnabinng von 6 Pf. Terlangen? (Zeitg. d. Ver. d. Eiaenb.- 
Verw. 1906 Nr. 13 8. 206). 
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Httttarttt, Dr., Bttrgernieister. Ueber die fiennspraclmug eines WegeliOrpen ala MEeat* 

lidm Wegeeigentum (die Selbstverwaltung Jahrg. VMS Nr. 4 8. 41)). 
Janrer. l{egiemni,'srnt. T>io TTnffnng der Eiseiibalmen uiitereinamler für V»'rlii«it. 

M.indening und Bescbäiligiing vun Gütern geuiäas Art. 16 des Uebereinkouiineiia zum 

Veraiatbeferie1ni!«i^enient (Zeitg. d. V«r. dentach. Eiaenb.-Verw. 1906 Nr. 17 8. 268). 
Isaao, Dr. Mtrila, Rechtaaiiw. KolHdiebe n. Hehler (3pad.-iLSeiair.-Ztg. XVI Nr. 19 S. 237). 
Ntoielf Dr., Rechtsanwalt. Wer trigt den Fraohtarkundenstt-nipel? (DJZ. XII S. 639.) 
K . . . n. Das W'obnungskUndigmignrecht des Beamtea (Ztg. d. Ver. d. Eätenb.-Yerw. 

1906 Nr. 33 S. ö2ö). 

Mayar, fl., Jostiarat. Wie weit ist die Pension ron PriTatbeamten nnpAndbar? (JW. 

Jahrg. :n V.m Nr. 2 S. 25.i 
Muschweck, oijtr Inspektor. Die Nachnahme im EiseubaimTerltehr (Sped.- u. Schiff.-Ztg. 

XVi Nr. 13~au. 

OebiarL DerEntwvrf des Antomobilhaftpflicbtgesetzes (Bl.f.Becbtsanwand. Jahrg. 73 Nr.l). 
DarintMi, Prof. Dr. BntachKdignDg flir PiK^tarbeitaa (DJZ. XIII 1906 Nr. 6 S. 456). 

Ritter. Vcrpfliclitiuij? der Eispiihalm zur VorzeiijnniLr der Güter Tor fiinUieong daa 

Frachtbriefs Ztg. d. Vor. d. Eiseub -Vorw. l!»(l,s Nr. 27 S. 43«)). 
Scholz, Dr. Fr., Amiaricbter. Die Kccbtsstellung der Fernsprecbverwaltuug im Kou- 

knrsa des AnsehlnasteUnahmers (Graehot Bdtr. Jahrg. 6S Heft 2/3 S. 350). 
Rothe. C, Kcchti^anwalt. Dar eingeschriebene Brief und seine Gefahren (Ges. a. Eedit 

.lahrg. y Heft 7 S. l;)8i 

Senckpiehl, Dr., Auiurichter. Die Fracht^ahluag gegeu Au.slieieruug der Frachtgüter 
(Sped.- n. SchUt-Ztg. XVI Nr. 13 S. ISO). — Zum Erffillungsort heim Speditions- nnd 
Fraehtgttsehftft (Nr. 13 S. 160). — Die ünterbiechnng der Vei^hmng (Nr. 16 S. 185). 
• - Das Kin- und Ausladen der Ei8t?nbabnfracht>,nltcr (Nr IR S. 197). Ahüpfernng 
der Güter seitens des Spediteurs Nr, 16 S. l!)8t. — Die vertrat,'licbe nml die au.s.ser- 
vertraglicbe Haftung der Eiseubuhu [Hr. 17 .S. 211). — Steigerung der KoUidiebstäble 
(Nr. 18 8. 223). — Die BUtenbahnanfsichtsbehOrden (Nr. 22 8. 276). — Spadltenre and 
Fulirhalter (Nr. 20 S. 329). — Zur Verfügung des X. (S. 330). — Regriffisbestimmung 
und Arten der Ki»enbahncn (Nr. 25 S. 31Ki. — Die Verjährung des Anspruchs auf 
Lagergeld (Das Hecbt XII ld08 Nr. 8 S. 32»). 

Stiassny, Paal. Städtische und private Straasenbahnen in Oeaterreidi (Oestexr. Elsenb.- 
Ztg. XXXI 1906 Nr. 17—19). 

Weinberg. Dr. Emil. Verwendung hanknüissigcr Einriebtungen durch die Bisenbahnen, 
insb<'sijiiderc der (larantifbriefe i<)t;sierr. Kisenb -Zeitg. XXXI Nr. 10). 

Die neuen Zusatzbe.stiuiniungeu zu § (il des ü.sterrcicbiseben Betricbsreglenieul (ZeitHebr. 
f. d. intemat. Eisenb.-Transp. XVI Nr. 8 S. 96). — Allgemeine Tarifbeatimmnngen der 
1 1 iii/.risisehen Ilanptei.senbahncn (XVI Beil. 8.6411.). — Die italienischen Staatseisen- 
bahncn im Jalire l'JUG l'J07 (XVI Xr 4 l()2rt.i. 

Die Ucbeniabuie der pfaizi^lieu Einenbahnen auf deu bayrischen Staat ^Zeitg. d. Ver. 
d. Eisenb.-Verw. 1906 Nr. 16 8. 253). Das WohnnngsUbidiguugaredit das Beamten 
(Nr. 16 S. 840). Nodimals das Betreten des Bahnsteigs unter Benntanng einer EUir- 
karte zum Preise von 5 Pf. (Nr 22 S. 34.Ö). Begeht derjenige einen Betrug, der 
eine Fahrkarte im Werte von .') l'f. nur zu dem Zwecke Iö.^t und benutzt, um den 
Bahnsteig zu betreteuV Kann die hlisenbahnverwaltuug Naciizahluug von ö Pf. ver- 
langen? (Nr. 87 8. 589.) Die neue BeamtengeseCagebnng in Baden (Nr. 34 8. 647). 

Deutscher Biseuhahn-, Personen- und QepSektarif Teil I gültig vom 1. Hai 1906. 
Aenderungen un*1 Ergänzungen (S. 547). — Das neue Eisenbahn- Betriebsreglemanfc 
iu Uesterreich (Nr. 37 S. ÖU4). 
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EiamlMbBflbeneliBiw und Stenern im pmus. Stemtehamhalte (Zeitidir. f. d. gwante 

Staat MV isspnschaft. Tübingen 1907. Jahrpr. RH lieft 4i. 
Die HattUD}^ der Post bei üeberlassune: eines S( hlicssfaclics i'Spcii - ii. Sclnft -Zts. •'ahrsr. 
XV 1907 Nr. 11 S. 11 S. 124). - Haftung de» Eiuptäiigers für tarifmääsige Fracht 
(Nr. 15 S. 187). — Hnftang der Eiwnbahn nach Abliefening des (Inte «n die Zoll- 
heh(>rde (Jabrg. XVI Nr. 17 S. 211). — Beschränkung; der Haftpflicht des Speditenrs 
für f:ils(|ie Inhaltsangaben der Vorsender Nr. 17 S. 2l3i. - I»cr neu am 1. Mai liK),S 
in Kraft getretene deutsche Eiaeubahu-, Persoueu- und Gepäcktarif. Aeuderuugen 
(Nr. 19 S. 238). 

Das VereinaaoUgeaetB und die Bbenbehnen (D. Bisoib.-Beamt. Ztg, XI Nr. 4). — Vor* 

lag:e der Fraditbriefe bei Frachterstattungsanträgen (Nr. 81 Zur Nenrefelmig 
der !>i(Mist-. (Jehalts- und Pcnsii^iisvfrhaltiiisse der bajT. .Staatsbeamten (Nr. 13V - 
Die neuen Badischen Vorschriften für den Teiegrapheudienst (Nr. 14). — Die (»ewichts- 
fertfltelhmg bei Stllckgateni (Nr. 16). 

Die StationsgebOhr im Verliehre mit Ungarn (Alig. Tar.-Anz. XXVII 1908 Nr. 10). — 
Das neue Betriebsreglement (Nr. 18 S. 377, Mr. 19 S.39Ö, Nr. 20 S.41Ö, Nr. 21 6.432^ 
Nr. 22 S. 452, Nr. 23 S. 471j. 

Znr Bmenemog de« OeMtni Uber die ftdumi aiedaer Ordnung v. 31. Desember 1884 
(Mitt d. Ver. 1 d. FQrder. d. Lok.- a. Stnaeeab. Wien. Jebi«. 15 Heft 11). 

Kosten der ,\nsfnhrung nachträglicher .Anweisungen (Eiscnb.-Tar- n. Verk.-An«. Budepest 
XII n9f)8i Nr 1 s, 4\ - Vorlage der Frachtbrief»- bei Frankatur-Reklamationen (S.4). 

Das System der Ladefristen (.Nr. 7 S. 91). — Nacidässige Bezeichnung der Nebeu- 
gebttbren (S. 91). — Die neuen Normoi Aber die Zulisdgkeit von FreehtersUttange- 
ansprfichen im Inlandverkehr (Nr. 7— 10 S. 92, lO«'», 110. i:^:! . — Frachtberechnung 
über Hilfsronteu (Nr. 8 S. lOöi — Das System der Zusi-hlagsfristen (Nr. 9 S. 117, 
Nr. 10 S. 129j. — Das neue Eiaenbabu-Betriebsrtiglement (Nr. 9 8. 118, Nr. 10 8. 129). 

GebObrenreebtliolie EntscbeiduBgeD des yerwaltungsgerichtihofei in Eisoibtbiiiacbeii 
(Oesteir. Ungar. EiMnb.-BL Jabig. 13 Nr. 4). 

Die Terkehrspiditischen Vereinbarungen im österr. -ungar. .Ausgleich ^Ei.feiib. n. Industr. 
Wien. .lahrg. 3 Nr. 22). — Znr Reform der österr. Staatsbahnverwaltung (Nr. 22). 

— Die £iäcnbabnTerstaatlichung in Oesterreich (Nr. 23;. 

Die VenmtwortUehkeit der Eisenbebnen fttr du Feblen von GVtem, die mit einem Be- 
gleiter befordert werden (D. I'.ote f. d. Verk. -Anstalt. St. Petersburg 1907. Nr. 38). — 
Wünschenswerte Aendernng der Regeln ttber die Anfbewebrong nicht abgraommener 
Guter und deren Verlust ^Nr. 40). 

Eünige Frtgen an tem GeMete der Eiaenbahnpolitik (Das BiMnbabnrwm 1906 Jahig. 
XXVn Nr. 5-7. St. Petersbwg). 

Snl programraa ferrovinrio del govemo (L'ingegneria ferrotiaiia. Rom. Jabig. 6 Nr, 7). 

— Le concessioni ferroviarie all' industria i»rivata (Nr. 8). 

Kailway strikes and the law (The Bailway Newa. London Bd. 88 Nr. 2286). — Ilistory 
of traffic legblation (Nr. 2890). — Bailway companies llabili^ (Nr. 2890). — Ooverb- 
ment and the Railwajs (Nr. 22^)Ol. - American Government and the Railwajs 
(Nr. 2292). — Railway companies' right to increase ratcs iliil, 89 Nr. 23031 — Rail- 
way eight hours bili (Nr. 2303). — Kailway hüls for current sesaion (Nr. 2306). — 
Bailway bills for 1906 (Nr. 2306/9). — Bill to amend the Railway and canai trafilo 
aet (Nr. 8809). — Bailway eonpanies liability for negUgence (Nr. 2810). 

The romplexities of Railroad penalty (Railroad Gazette Bd, 44 Nr. 9. N( w-Vork). — 
Penalty laws in the Soutii (Nr. 10). — The law of latent deÜBetS (Nr. 10). 

Sger, KissnbaliiureohUloiie KutsoheldongeD 29 
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ProposAls for additional federal legislatioii aJEecting nilwtifi (The Baflwij ag». 

B<1, 44 Oct p. 524V 

CioKs legiültition for [lolitical purposes (The Railway Age Bd. 45 Nr. 9. Chicago). — 
Stete ownenliip in Bngbuid (Nr. 10). — B«lfttioDi lietw«en BailwijB «nd their en- 
ployew (Nr. 11 «. 18). 

IV. Gesetzgebung. 

Baden. Min.-Verf. vom \l Mürz IdOS, betr. die Erstattung von Outacbten durch öffentlich 
bestellte SachTerständigc und Sachverst&DdigeukoUegien (St. Anz. S. 8ö); — Tonn 
14. Hai 1906, betr. die Vwbereitimg sam höheren «ffentlteheo Dienet in der Jnetis 

und der inneren Vcrwaltunü iHes - n. VBI. S. 115). 

Deutsches Reich. Bek il* > lioidiskanzlers vom 1. Februar 1908, betr Aendcrunir <\er 
Anlage Ii. zur EiseubVerliO. (KGBl. S. 18, EisenbVerorduHl. S. 40). — Hek. des 
Reichs-Eiflenbahuamtt vom 5. Fetouur 1906, betr. Aeidernng der Nr. XV in Anlage B. 
aar BiaenbVerkO. (RGBl. 8. SS, EisenbVerordnBl. 8. 48). — Bek. dea Beidukanslen 
vom 22. Februar 1908. betr. Aeudernng dos Militärtarifä für Eisenbahnen (RGBl. 
S. Ei.scnbVerorduBI. .^1). — Verf. des Reichspo.staints vom 4. Mftrz löflS, betr. 
Zahlung von Ruhegelialttirn und HiuterbliebencubezUgeu im Uirowege (Amtob. des 
RPA. 8. 67). >- Bek. des Beichdtanzlen vom 5. Mint 1908, betr. Aendemng der 
Militär-TmusportordnoDg (RGHI. S. 6H, EiseubVcronluHI. S. ßO). — Gesetz vom 
7 Miirz li>OS. betr. Abiindoruni,' des (tcsetzcs Uber iliis Ti li'unipbenwesen des Deutsrhen 
Reichs vom Ü. April (RGBl. S. 79, EiaeubVerorduBI. s. I2!»i. bek. dea Reichs- 
Eleenbahnamto vom 9. Min 1906, betr. Aenderuug der Anlage Ii. aar EiaenbVerkO. 
(ROfil. S. 68, EiaenbVemdnBt. S. 61). — Bek. d. Reichäkanslei« vom 8. AprU 1906. 
betr. Abändcrnng der Be.stinimnngcn Uber die Befähigung von Eisenbahnbetriebs- ud 
rolizeibeamten (RGBl. S. IHl. Kis(.iibVerordnBl. S, Ulli. — vom 28. April UM>8. betr. 
Aenderuug der §ä 30 uud ijy der EiseubVerkU. (R(iBl. S. IUI , EisenbVerordnBl. 
8. 161). Geiete vom 18. Mai 19Ü6, betr. Stempelabgabe von Erlanbaiakarten für 
Kraftfahrzeuge ausländischer Besitzer (RGBL 8.21(9. 

Frankreich. Erlass de.s Pritsidenten der Republik vom 16. Juli 1907. betr. Abändcrnng 
der Art. :^8, ;i9. 53, 5(5 u. 57 des Normalptliehtcnheftcs fUr liie Kiuizessionierung von 
Lokalbahueu \.Zeitächr. f. d. internat. Eiscnb.-Transp. XVI {liMH) Beil. S. a^fl.). — 
Zirk.-Erl. des Mio. d. Offentl. Arb. vom 19. Febmar 1908, betr. die Angaben der 
Eisenbahn^eaellschaften in den Monatsberichten über die Betriebsführung (XVJ Nr. 8 
S, III) - vom 15 Februar IIMIH, betr. Regelung' der iiiclit Lrenebmigten T.nxen 
(Nr. 4 ä. 143). — vuui 14. März 1908, betr. Abgabe von Euiplangäcbeinen fUr die im 
Doroiail der Abaendor abgeholten Gftter dorcb die ^enbakn (8. 144). — vom 19. lün 
1906, betr. Einschreibung der Lieferfristen anf den EmpAtngeeheinMi (8. 141). — 
vom IT. April 1908. betr. l)ien.HtStenden für die Abfertif^ung der GUter (Zeitscbr. f d. 
internal. l'Jisenb.-'riunsp \\] Beil. S. »11). Erl < Min der r.ftVntl. .Vrb. vom 4. April 
1908, betr. iJcnachrichligung von der iJuanbringlicliktii der Güter (St, 5 %S. 175). — 
vom 96. Hai 1906, betr. Desinfektion der nur BefOrdemng von Tieh bennteten Trans» 
portmittel (8. 176). 

Hetaen. Gesetz vom 7 Mai 19(^8, betr. den Verkehr mit Fahrrädern nnd Atttomohilen 

anf ürteiitiii-lifn Wegen, .Strassen nnd I'liitzi'n ilJetilSl. S. (J.Hi. 
Neuseeland, l'eräunen-, Güter- und GebUhreutaril auf den Staatseiseubahueu von Neu- 

Meland vom 2. Aognst 1907 (Beil. der New-Zealand Gaaette Nr. 69 vom 1. Aug. 1907). 
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Oesterreich. K. K. Erlass vuni 21. März IBTW. betr. die Errichtuiij; eines Minixtpriuiiis 
für öffentliche Arbeiten, nebst Anlage, betr. den Wirkungskreis des Ministeriums für 
öflfentl. Ärb. (Oesterr. EisenbVerordnBl. XXI Nr. 35 S. 333). 

OWMliiri. Geeets von 23. Hin 1908, Iwtr. Abtadening der Geeetie tou 84. April 
1906 und 29. Januar 1!K)7 Uber Organisation der KisenbahnTerwaltang nebst Hin.« 
Kok. vom 2'). März 19<)8. botr }'.ckannt<jab.' dieses (Jesetzcs S 83:? n 8l7i. — 
Berggesetz für das Uerzogtuni Oldenburg und das i'Ursteutuui Lübeck vuni 3. A})ril 
1908 (S. 875). 

Preeseen. Geseu vom 7. März 1908, betr. Zahlung der Beamtcnbesoldung und des 

Gnadenviertoljalir? .? 35. EisenbVerordnBl S - Allerh. Erl. vom 10. 3Iiirs 

1908, betr. anderweite .\bgrenzaug der Verwaltungsbezirke der Eisenbabndirektionen 
in Danxig und Königsberg i. Pr. QS. S. 38, EisenbVerordnBl. S. 63). — Erl. des Min. 
der Offmtl. Arb. ▼om 28. Min 1908, betr. Anslegang des Begrifb .Kriegateilnclimer* 
(EisenbVerordnBl Hl) v im 24. Märs 1908. betr. Aenderungen bei den Eisen- 
bahn-Betriebs-, Masebiueii , Werkstätten- und Verkehrsinspektionen iS. 63i. — vom 
28. März l^üü, betr. Vorschritten für die Bcdchaffuug von Fahrzeugen sowie für die 
M&t«riaIabnahiDe und Baadbenradioiig tob Lieferwerken (S. 66). — rom 8. April 1908, 
betr. üeberwachnng und Prttfang der eisernen Brücken von nebenbabnfthnlichen 
Kleinbahnen nnd Privatansehiussbahnen ' S 139. Zeiti=i hr. f. Kleinb. XV i^. 3251 — 
Vom 30. Ajiril I9<IH, betr. Wegebau- Vorauslei.stungeu der bei .staatlielieii Bauten an- 
genuiunieneu Unternehmer i Keichs-Auz. liK)8 Nr. 118;. — Eisenbahuanleihegesetz vom 
14. Mai 1908 (GS. S. 117, BisenbYerordaBI. S. 171). 

Russtand. Zirkular der Reichsei-enbalin Verwaltung vom 12. November IW?, betr. Art. 57 
des Allg, Gf' für die russischen Ei.seiibabne« vnm 12. .Tuni ISSö (Zeitscbr. f. d. intoniaf. 
Eiseub.-Trausp. XVI (19U8> Beil. S. 42£f.). — UebUhrentarif fUr die Erfüllung der 
Zoll-, Aludse- und PoliseifonnaliliteA dorch die bei den mssisehen ZolMmtera einge- 
richteten Zollagentnren der Bisenbahnen (S. 48 IT). — Erl. des Kriegsministers und 
des Ministers der Verkehrsaii->talten vom 26. Februar ISMW, betr die Bei^ehi und die 
Ordnung, die bei llefördcrung von .Artilleriegtitern aut der KLsenbahn, zusammen mit 
einzelnen bestimmten Arten von Ueächutzen, mit Hand t euer watl'en und Schiessvorräten 
m beobachten sind (Ukasatel des Min. der Verfc.-Anst rom 8. Mira 1908 Nr. 10). 

Sachsen, Königreich. Vcrordn. des Min. des Innern vom 18. Dezember 1907, betr. 
Beschaffenheit der Planunterlagea fttr baurechtUcbe Entdgnnngen (Fischer's Zeitschr. 
Bd. 33 Heft 4/6 S. 195). 

Sdnraiz. Besehlnss des Sehweteer Bundesrats vom 4. Februar 190^ betr. Maaiudunen 
Bom SehnU gegen die atolera und Pest (Eidg. GS. 1908 S. 39 ff. und Zeitschr. f.d. 
Internat. Eisenb -Transp XVI Beil. S. 5.') ff.i. — Kanton Glarns, Bek. TOm 7. Min 1907, 
betr. Motorwagen- nnd Fahrradverkehr (.\mtsM. Nr. ID u. Iii. 

Serbien. EisenbahnbetriebsreglemeDt mit Gültigkeit vom 1. Januar 1908 (Amtsbl. Srpske 
NoTine 1907 Nr. 845 ff., Oesterr. BisenbVerordnBI. 1906 S. 819). 

Uagarn. Erl. des Ilamlelsministcrs 1!nis Z.\n\)T2 III, betr. Verlu.st. Minderung und 
Besr liiidisning d>-r (iiiter wiihreud des Eisenbahntransportes (fiisenb.-Tar.- n. Verk.- 
ABZ. XII 090Hj Nr. 9 S. 120). 
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(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 



A. 

Ablehnung eines Sachverständigen 49. 

Abrutschen einer Lehne auf den Bahn- 
körper 3iL 

Absender, Haftung für Schäden bei 
Selbstverladung 9^ 22ä- — Haftung für 
den aus der Mangelhaftigkeit der Zoll- 
dokumente entstehenden Schaden IL — 
wann derselbe zu Schadenersatzklagen 
gegen die Eisenbahn nicht mehr legiti- 
miert ist 2ä3. — Verständigung des- 
selben über den Verkauf des (intes 'MI. 
— Klage desselben gegen die Eisenbahn 
nach Auslieferung der .Sendung an den 
Empfänger 312. 

A b 8 p r i n g e n von einem f ahrcndenStrassen- 
bahnwagcn 277, 364. — von einem be- 
reits fahrenden Kisenbahnzuge 'i/S 

A btretu n g von (irundcigenlum zur öffent- 
lichen Strasse. Entschädigung dafür l^'tfl 

Adressspediteur, s. Spediteur. 

Altertümliche Luxusteppiche. Berech- 
nung d(^r Fracht für Sdlche ü 

Anlicgerbeiträge, Erhebung solcher 
107 — wann Anbauten zu A)ilieger- 
beiträgen heranzuziehen sind 235. 

Annahme des (lutes M. 175. 

Anschlussgleise, Anlage solcher 154. 
iRit — wer Betriebsunternehmer auf 
einem Anschlnssgleise ist 171 

Anwentlung unrichtige des Tarifs 32. 

Arbeiter, l'nifang der <iehorsamspt1icht 
desselben gegenüber dem Bauleiter 2iiä. 

Architekt, wann ein Bautrchnikcr in 
«•ini-m behördlichen Zeugnisse auf die 
Bezeichnung ..Architekt" Anspruch hat 
LU- 

Aufsichtsorgjine eines Fabrikunter- 
nehniers, Verschulden derselben bei Be- 
aufsichtigung eines Eisenbahnwagens 
2aL 

A usseuarbei teiL die mit dem Fabrik- 
betriebe nicht im Zusammenhang stehen, 
ob dieselben unter 2. des Beichshaft- 
pflichtgesetzes fallen mi 

A utomohilbesitzer. I'mfang der Pflicht 
desselben zur Beaufsichtigung des Füh- 
rers '231 Haftung für seinen Wagen- 
führer 240 - fahrlässige Köi-pcrver- 
letzung seitens des Besitzers eines Auto- 
mobils 2äÜL 



Automobile, rechtliche Behandlung der- 
selben H(M). 41.n — Anfahren eines 
Automobils gegen den Schlagbaum eines 
beleuchteten Bahnüberganges il3iL — 
polizeiliche Anforderungen an die Fahr- 
geschwindigkeit eines Automobils H^tH 

AutomobilfUhrer. Verpflichtung zum 
Anhalten des Automobils und zum Ab- 
stellen des Motors, wenn für ihn er- 
kennbar ist, dass beim Herannahen des 
.Automobils ein Pferd unruhig wird 290 
— Erfordernis der Kenntnis von Polizei- 
vorschriften 394 — Strafbarkfit durch 
Verstoss gegen eine Polizeivorschrift 
wegen übermässiger Entwickelung von 
Hauch. Dampf etc. 403. 

Avisierung durch die Post 2SQ. 



Bahnanlagen, Genehmigung solcher liKL 
— Prospekt einer (tesellschaft zum Bau 
und Betrieb von elektrischen und anderen 
Bahnanlagen 171 

Bahnauf sichtspersunal, ob dasselbe 
berechtigt ist, bei der Anhaltung von 
Bahnfrevlern Gewalt anzuwenden 1!L 

Bahnhofsautomaten, ob dieselben den 
Vorschriften der tiewerbeordnung unter- 
worfen sind LL 

Bahnhofsvorplätze, ob dieselben der 
(temeindegrundsteuer unterworfen sind 
ln2. 

Bahnhofs vorstände in Frankreich. 
Verantwortlichkeit derselben wegen 
l'ebertretung der allgemeinen Tarif- 
bestimmungen, insbesondere betreffend 
Lieferung von Wagen 238, 

Bahnhofswirtschaften, ob ortspolizei- 
liche Vorschriften über die zeitliche Be- 
schränkung des Ausschankes von Spiri- 
tuosen für die Fahrgäste der Eisenbahn 
Wirksamkeit haben 1!L 

üahnstcig. ob demselben die den 
Schienenwegen zustehende Steuerfreiheit 
zukommt liL 

Bauleiter. Umfang der Gehorsamspflicht 
der Arbeiter gegenüber dem Bauleiter 2(>H, 

Bauplatz. Begrifl" 2ri7. 

Baupolizeiliche (lenehmigung fiskali- 
scher Bauten Ifill. 

Bauten fiskalische, baupolizeiliche Ge- 
nehmigung solcher l:'iO, 
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Bau unter nehiiior. Haftung desselben 
für gefahrloses Passieren der Strasse 
während des Baues V2\ — Verzug 
«lurch Streik der Bauhandwerker H70 

Beamter, wann einem im IMenst« bei 
einem Eisenbahnunfall verunglückten 
Beamten neben den Ansprüchen aus dem 
Beamtenfürsnrfiegesetz vom liL.luni 1901 
besondere Ansprüche auf tirund des 
Haftpflichtgesetzes nicht zustehen iiti. — 
l'mfang der Haftung des Eisenbahn- 
fiskus für Verschulden der Beamten bei 
mangelnder Beleuchtung der Keller- 
treppe eines Bahnhofs il. — Pfändung 
des Diensteinkommens eines Beamten 
n8, 62. m ~ Dienstvergehen der Be- 
amten lOH — Klage eines Beamten 
über vermögensrechtliche Ansprüche aus 
seinem Dienstverhältnis 1 IH — (iehalts- 
rückforderung gegen einen im Diszipli- 
narwege aus dem Dienst entlassenen 
Beamten 113- — Erhebung des Kon- 
flikts zugunsten eines Beamten 137 — 
Schutz der Beamten einer Strassenbahn 
lillL — Berechnung der rnfallfUrsorge- 
pcnsion der nichtpragmatischen Beamten 
in Bayern 2fiil. — l'nzulässigkeit des 
Strafantrages durch einen Vertreter im 
Amt wegen Beleidigung der Person ein«'S 
Beamti-n 2iliL — Metrug bei Täuschung 
des Arztes durch einen Beamten HM 

Bedürfnisanstalt. Voraussetzung für 
die polizeiliche Auflage der Errichtung 
einer solchen auf einem Bahnhofsvor- 
plätze durch die Stadtgenieinde 107 

Bcförderungspflieht der Deutschen 
Reichspost i1 1 

Behandlung rechtliche der Automobile 
309. Alh. 

Beleuchtung der Zugangswege zum 
Bahnsteig, l'mfang der Pflicht der Eisen- 
bahn hierzu i2. 

Bernfsgenossenschaft . Schadenser- 
satzforderung durch dieselbe von einem 
Betriebsunternehmer für das, was sie 
einem bei ihr versicherten Arbeiter ge- 
währen mnss lOft — l'mfang des Er- 
stattungsanspruchs der Krankenkasse an 
die Berufsgenossenschaft HR — Ver- 
pflichtung, behufs Verhütung eines den 
Postfiskus schädigenden Missbrauchs für 
eine tunlichst sichere Aufbewahrung der 
im Üeldanwcisungsverkehr verwendeten 
Formulare. Stempel und Siegel zu sorgen 
132. — Pflicht der Krankenkassen zu 
Mitteilungen an die Berufsgenossenschaft 
337 

Beschädigung eines Hauses durch den 
Wagen einer Kleinbahn, ob wegen einer 
solchen eine Klage auf Heseitij/nng der 
Babnanlage zulässig ist öL — von 



rollendem Eisenbahnmaterial durch 
Pferdetransporte 193 — von Frachtgut 
2ä2. — Beschädigung eines Fahrgastes 
durch aus dem (iepäcknctz herabfallende 
( Gepäckstücke 2Hfi. — einer Eiersendung 

Betriebsunfall beim Aussteigen aus 
einem Eisenbahnzuge infolge der Be- 
nutzung hoher und steiler Trittbretter 
69^ IL — Leistenbruch als Betriebsun- 
fall bei anssergewöhnlicher Anstrengung 
im Betriebe Ifig — ob ein Betriebsun- 
fall vorliegt, wenn ein Lokomotivfilhrcr 
ausserhalb des Dienstes auf eine im 
Maschinenschuppen stillstehende Ma- 
schine zur Entnahme warmen Wassers 
für seinen persönlichen Bedarf steigt und 
beim llerabsteigen zu Fall kommt 1R3 
— ein Fnfall. der einem Eisenbahn- 
reisenden infolge einer durch seine per- 
8<'»nlichen Verhältnisse, nicht durch Be- 
triebseinrichtungen gebotenen Eile zu- 
gestossen ist. ist kein Betriebsunfall 

mi 

Betriebsstörung, Versäumung der 
Lieferfrist infolge einer Betriebsstörung 
343 

Betriebsuntcrneb mer auf einem An- 
schlussgleise, wer solcher ist 171. 
wer haftpflichtiger Betriebsunternehmer 
während der Herstellung von Eisenbahn- 
bauten ist 185. — l'mfang der dem 
Betriebsunternehmer einer Privateisen- 
bahn nach Massgabe des Beichshaft- 
pflichtgesetzes obliegenden Schadenser- 
satzpflicht, wenn der im Betriebe Ver- 
letzte ein pensinnsberechtigter Beamter 
ist 2H.3 — wann eigene Fahrlässigkeit 
des Verletzten den Erstattungsanspruch 
gegen den Betriebsunternehmer aus- 
schliesst 2äL. 

Betrug durch Täuschung eines Arztes 
seitens eines Beamten 3n4. 

Bundesbahnen schweizerische, Steuer- 
freiheit derselben Hl — Deliktsfähigkeit 
derselben 155. 

D. 

Decken. Haftung der P^iscnbahn für den 
Schaden aus der (iestellung schadhafter 
Decken HL 

Defektenbeschlnss. Rechtsweg gegen 
denselben 2fi2. 

Deklaration unrichtige eines (Jutes 2äL 

Diebstahl, Haftung der Eisenbahn für 
Diebstahl ihrer Angestellten Ig^l- — 
Diebstahl durch Verkauf des Gutes 
seitens des Spediteurs in eigenem In- 
teresse an eine andere Person 3fi2. 

Diensteinkommen eines Beamten. 
Pfändung desselben äM, 62, 3iüL 
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Dit'QSt rt'iscu <li'i' .St!i!itHl»ianittii, Voraus- 
sttzurKt'i für fJic Weiter- oder Hückroisc 
am selben Tage 2&L 
Dienst vergelu-n der Heanit^'n lOi* 
D i 8 z i p I i n u r s a r Ii (' n , Rechtshilfe in 
solchen UMl eidliche VernehinunK der 
Zeugen durch das Amtsgericht in 
Disziplinarsachen IHä. 

K. 

Ehefrau, I'mfang der Srhadcnsansprilche 
der verhtzten Khefrau in btzng auf ; 
Kur- und rflegckustcn . Veriniiiderung , 
der Erwerbsfähigkeit, Wegfall häuslicher 
J)icn8te. Vennehrung der Haushalts- i 
und (ieschäftsausgaben ÜL 

Eier, Tieschädiguug scdcher beim Bahn- ; 
transport tüL H7ft. j 

Einlegung von Strassenbahngleisen in | 
einen öffentlichen Weg 8. 

Eintragungen in die Hahnquittnngs- I 
bflcher, Fälschung solcher H5H 

Eisenbahn, Wahl des Transportweges 
2^ 1S2. — wann die Eisenbahn für 
die Handlungen ihrer Angestellten nicht | 
verantwortlich ist ü - Haftpflicht für ' 
das l'eberfahren von Vieh llL - Haf- 
tung für Lieferfristüberschreitung nach 
Massgabe des Tagesstempels der Ab- 
fertigungsstelle 2L — Haftung für einen \ 
zur Haltestelle führenden Kussweg 43. | 

— Cmfung der Pflicht zur Beleuchtung 
der Zugangswege zum Bahnsteig JiL 

— ob die Eisenbahn f4lr mangelhafte 
Verladung von Möbelwagen auf offenen 
Wagen haftet äfi. — wann sich die 
Eisenbahn nicht auf die anstandslose 
Abnahme des tiutes berufen kann &L 

— Haftung für Diebstahl ihrer Ange- 
gestellten 12iL Haftung für den 
Schaden aus der (iestellung schadhafter 
Decken 141 ~ Erlöschen des Anspruchs 
gegi^n die Kisenbahn aus dem Fracht- 
vertrage 17:'i - Krsatzansprüche der 
Eisenbahn für die Beschädigung von 
rollendem Eisenbahnmaterial durch 
l'ferdetransporte 19:t. — Haftung für 
das vom Beisenden im Wagen veigessene. 
von den Bahnorganen gefundene Hand- 
gepäck 22iL — Verantwortlichkeit für 
den aus dem Bruch eines (ilaseefässes 
entstandenen Schaden 'iM? — für die 
Klage der Fisenbahn gegen einen Adja- 
zenten. dem ein Privatübergang über die 
Bahn eingeräumt ist. auf Schliessung { 
desselben nach jedesmaliger Benutzung 
ist nur der Verwaltungsweg zulässig 
2iUL — FracliterstattHngsftnsprüchej;egen 
die Kisenbahn sind bei der Aufgabe- i 
oder Endbahn anzubringen '^-M — ' 
wann der Absender zu Schadensersatz- I 



klagen gegen die Eisenbahn nicht mehr 
legitimiert ist 253- — Tnlerhaltung 
öfifentlicher Wege durch die Kisenbahn 
^ — Haftpflicht für Verlust und Be- 
schädigung des (tutcs 282. — rechtlicher 
Schutz der Kisenbahn gegen gefährliche 
Zustände auf Nachbargrnudstücken nach 
badischem Recht 2t»;'). — Frachtforderung 
der Eisenbahn im Lichte des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich 'ML illL — Verantwortlichkeit 
tllr den Schaden, der auf mangelhafte 
Einrichtungen für die Verladung von 
Tieren zurückzuführen ist 34 f). — Ver- 
pflichtung, das Tatbestandsprotokoll 
über Verlust, Minderung und Beschädi- 
gung des iJutes auch im ordentlichen 
Prozesse den Akten beizuschliessen H.">H 

— l'mfang der Verpflichtung zur Wieder- 
herstellung einer durch den Bahnban 
gestörten Kommunikation 3fiL — Haft- 
pflicht aus dem Frachtvertrage :i8iS — 
Berechtigung, von Fall zu Fall neue 
Nebengebühren einzuführen 311ä. — 
Schadensersatzpflicht aus § 11 des 
preussischen Eisenbahngesetzes vom 
iL November 1838, üaiL — Haftung für 
den Scha<len. der durch das Kntweichen 
eines von einem Reisenden mitgenomnu- 
nen. im Hundeabteil untergebrachten 
Hundes entsteht MI 

Eisen bahn bau, Verfahren bei Konscn- 
tierung eines solchen, wenn noch ander- 
weitige Rechtsfragen in Betracht 
kommen 14i> 

Eisenbahn ba u ten . Herstellung solcher 
LHiL 

Eisenbahnfahrkarten - Automaten, 
strafrechtlicher Schutz derselben fiL 

Eiseubahiifahrkartendruckerci, 
Störung durch nächtlichen Betrieb einer 
Solchen 3üL 

E isenbahn fiskus. I'nifang der Haftung 
für Verschulden der Beamten Iwi nian- 
gflnder Beleuchtung der Kellertreppe 
eines Bahnhofs iLL — ob der ausländi- 
sche Flisenbahniiskus der inländischen 
Gerichtsbarkeit entzogen ist 2H8 — 

— l'eberweisung von (irund und Boden 
an den Eisenhahnfiskus zum Bau einer 
Eisenbahn seitens eines Kreises 338. — 
Freistellung des Kisenbahntiskus von 
Kanalbaukostenbeiträgen '^'^^t — ob 
derselbe für einen l'nfall. der durch 
einen auf dem Bahnsteig verkehrenden 
Handwagen der Post verursacht ist. zu 
haften hat 382. 

Eisenbahnhaftpflicht. Einfluss des 
§ 251 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
auf die Eisenbahnhaftpflicht Tfi. 

Eisenbahnhaft pflichtgesctz neues 
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schweizerisches vuiu 2iL März 190ö, 
reduzierte Haftpflicht bei verursachender 
Mitwirkung von schuldhiiftein N'erhalten 
des Verunglückten und allgemeiner 
Betriebsgefahr 'iL — oh die Kinrede 
des t«elbsiverschuldens bei einem 2"»- 
jährigen Knaben begründet ist 'ir»8. 

Eisenba Im platzkarteugeb (Ihr, 
rechtswidrige Erhebung derselbtn Hfll 

E i 8 c n h a h n t ra n s p o r t g e f ä h r d u n g 
fahrlässige iitüL 367, aüÜ 

Eisenbahnunternehmer, ob derselbe 
zur Tragung von Jlehraufwendungen 
verpflichtet ist Ü. — l'mfang der Ver- 
pflichtung zu KrsHtzkommunikationen Z. 
~ l'nterhaltungspflicht von Eisenbahn- 
zufuhrwegen — l'mfang der Haft- 
pflicht lür Sachbeschädigung nach 
preussischem Recht HRS — Verpflichtung, 
dllfür zu sorgen. AasA die Fahrgäste den 
Zugangsweg zu den Zügen durch die 
Hahnhofsräume ungefährdet zurücklegen 
können 38t). 

Eisen bahn Unternehmung, Verpflich- 
tung zur Wiederherstellung der durch 
den Hahnbuu zerstörten oder un fahrbar 
geniHi-hten öffentlichen Kduimunikatiunen 
Inft -- hoheitsrechtliche Stellung der 
Urcnzstaaten gegenüber internaticmalen 
Eisenbahnunternehmungen 1S7 wann 
eine Kisonbahnunternehnuing anlässliih 
der I>auausführung auf einem Bahnhtife 
zur Herstellung von TrotUdrs an öflVnt- 
lichcn Strassen nicht verpflicht«'t i.st '2.'iM 

Eisenbahnverwaltung. Heranziehung 
derselben zu den Kosten des Ausbaues 
einer städtischen (tüterzufuhrstrasse 354. 

Eise nbahnzuf ahrt SS trassen, Instand- 
haltung solcher L 

Eisenbahnzufuhrwege. 1 'nterhaltung 
derselben durch den Eisenbahnunter- 
nchmer 2M. 

Elektrizitätswerke, ob dieselben zu 
den Fabriken gehören 2H7. 

Empfänger, ob di-rselbe gegen die For- 
derung der Eisenbahn auf Nachzahlung 
einer versehentlich zu niedrig berech- 
neten Fracht den ihm hieraus ent- 
standenen Schaden aufrechnen darf 184 
— ist nach Annahme des (iutes zu 
Schadensersatzklagen gegen die Eisen- 
bahn allein legitimiert 2bjL — Zulässig- 
keit der Klage des Empfängers, der von 
der Sendung nicht Besitzergriffen hat H7i» 

Enteignung. Verjähruntr der Zinsen 
einer Enteignungsentschiuiigung. die erst 
nach Ablauf der Verjährungsfrist im 
Prozesse beansprucht sind iL — Ein- 
fluss einer zukünftigen günstigen Ent- 
wickelung auf die Wertbemessung des 
(irundstücks ob der Eigentümer. 



dem infolge der Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens die Nutzung des ab- 
zutretenden (irundstücks entzogen oder 
geschmälert worden isr. hierfür besondere 
Ent.schUdigmig fordern kann iiü — be- 
ginn der sechsmonatlicheu Frist zur Be- 
schreitung des Uechtswi'ges bei der 
Verbesserung oder Berichtigung eines 
Entschädigungsfe.ststellungs-Beschlusses 
durch einen zweiten Be.schluss üIL — 
Begrenzung der Höhe der Entschädigung 
durch den Kaufpreis eines gleichartigen 
(irundstücks fi2. — Bemessung des 
Werts eines (irundstücks nach seiner 
Eriragsfäliigkeit fiZ — Entschädigung 
ist in der Kegel iu Kapital und nur 
ausnahmsweise in Heute zu gewähren 
BS. — Beiträge zur Erläuterung des 
Enteignungsgesetzes üö. — Enteignungs- 
verfahren lUL — Löschung der Hypo- 
theken bei Enteignungen LiL — Ab- 
lehnung von Sachverständigen 12fi — 
Feststellung der Entschädigung für ein 
(irundstück. welches Bauplutzeigeiiachaft 
besitzt 14Ü. Ersatz für Mietsausfälle 
1fi2 — (irundsätze für die Wertbe- 
messung eines teilweise enteigneten 
(iebäudegrundstücks. welches zu wirt- 
schaftlichen Zwecken des Enteigneten 
benutzt wird iri4. uh bei Enteignung 
im Iiringlichkcit-Hverfahren auch für den 
Schaden Ersatz verlangt werden kann, 
der durch die Besitzentziehung bis zur 
Zahlung der Entschädigung entstt^ht 
l(i7 — Aus.schluss der .Anwendung des 
55 2M des Bürgerliihen („tesetzbuchs 
und des § 287 der Zivilprozessordnung 
im Enteignungsverfahren Jüä — Niclit- 
anrechnung allgemeiner Vorteile auf die 
Entschädigung IBl». — Ermittelung des 
Verkaufswerts eines (irundstücks 180. 
184. — Anspruch des Mi<'ters auf den 
Ersatz aller Kosten aus der Enteignung 
181. — l'ebernahmc des IJestgrund- 
stücks 181. — Ik'griff der .neuen An- 
lage- im Sinne des g Hi Abs 2. des Ent- 
eignungsgesetzes 22'.> — Inanspruch- 
nahm«' eines mit (iebäuden besetzten 
(irundstücks für die Fluchtlinie 21fi. — 
NichtberUrksichtignng einer Wertsver- 
minderung durch Stra.ssenbaukosten der 
Anlieger 2ÜQ. — Berücksichtigung der 
konkreten Verhältnisse bei der Wert- 
schätzung eines (iesrhäftshauscs 2hh. — 
Bemessung des Wertes eines grösseren 
Besitztums, dessen Teile von verschie- 
dener Beschaffenheit sind 28£L — Auf- 
rechnung oder Ausgleichung von Vor- 
teilen mit Nachteilen 284 — Berechnung 
der Entschädigung 288 — (iiltend- 
machung des Anspruchs auf Zinsen von 
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der Entschädijfungssumnif 802. 3£12. — 
Bewertung eines Grundstücks nach 
seiner höchsten Ausnutzungstahigkeit 
ä5!L — Entschädigungsunspmch des 
Strassenanliegers wegen dauernder Er- 
schwerung des Zugangs zu seinem 
Hause durch Strassenveränderung HT:! 
— Geltendmachung und Festst-tzung 
der Enteignungsentschlidigung H74 — 
AVertermittelung eines Vorgartens aus- 
schliesslich als mietszinssteigernder 
Kaktor — Bewertung eines Sand- 
lagers 'AHH. — Zeitpunkt der Wert- 
schätzung bei erzwungener und bei frei- 
williger Abtretung 'M'A — ob der Ent- 
eignete für den Zinsverlnst zwischen 
Hinterlegung und Auszahlung der Ent- 
schädigungssumme Ersatz fordern kann 
32L — Entwertung eines Hauses durch 
Fclssprengungen für einen Eisenbahn- 
neubau Htit) 

Enteignung in Bayern, Erfordernisse 
der Eintragung des Enteignungsberech- 
tigten als Eigentümers und der Löschung 
der Yerfügungsbeschriinkung des Ab- 
tretungspflichtigen im Grundbuch 

Enteignung in Oesterreich, Ermittelung 
der Entschädigungsleistung li& Feuer- 
sichere Eindeckung eines Hauses durch 
die Eisenbahn im Wege der Enteignung 
270 

Enteignung in der Schweiz, Zuspruch 
einer Entschädigung an den Expropri- 
atcn ü. 

Enteignung in Frankreich. Entschädi- 
gungsfestsetzung 23fi. 

Ereignung im Verkehr, ob ein l'nfall. 
den ein Reisender beim Aussteigen aus 
einem stillstehenden Eisenbahnzuge in- 
folge Herabstürzens von den Wagenstufen 
erleidet, als eine Ereignung im Verkehr 
anzusehen ist Siü 177 

Ersatzkommunikationen, Umfang der 
Verpflichtung des Eisonbahnunternehmers 
zu solchen 1. — Zuständigkeit und Er- 
fordernisse für solche '24.^. 

Erziehungsbeiträge für Kinder. Aus- 
schluss derselben von gerichtlichen Pfän- 
dungen .S4(). 

F. 

Fabrikhaftpflicht, oh die vorbehaltlnse 
Zahlung des Lohnes an einen verun- 
glückten Arbeiter eine grundsätzliche 
Anerkennung aller Ffirderungcn aus dem 
l'nfalle bildet und dhne weiteres die 
l'nterbrechung der Verjährung derselben 
bewirkt IM. 

Fälschung von P^intragnngen in die 
Hahnquittungsbücher :^;">'V 

Fahrgeschwindigkeit eines Automobils 
H9R 



Fahrlässigkeit eigene des Verletzlt-n, 
wann dieselbe den Erstattungsansprnch 
gegen den Betriebsunternebmer aus- 
seid iesst 294 

Fracht, Erstattung zu viel erhobener 
Fracht 70. — Nachzahlung zu niedrig 
berechneter Fracht 184. 

Frachtberechnnng unrichtige 10, 12. 

Frachtbrief, Anerkennung der Mängel 
der Verpackung auf dem Frachtbriefe 3iL 

— Beschränkung der Beweiskraft der 
Frachtbriefsangaben über das Gewicht 
bei Selbstverladung 312. 

Frachterstattungsansprüchc gegen 
die Eisenbahn, Wahl zwischen der Auf- 
gabe- und der Endbahn für die An- 
bringung solcher 2äL 

Frachtforderung der Eisenbahn im 
Lichti' des Bürgerlichen Gesetzbuches 
für das deutsche Reich 302, 4QL 

Frachtgut, Annahme desselben fUj l*-'' 

— nachträgliche Verfügung über das 
Frachtgut 12H - bahnamtlich festge- 
stelltes (lewicht eines Frachtguts ist bei 
Beurteilung des I'mstandes. ob eine 
Minderung der Sendung während des 
Transports eingetreten ist. massgebend 
141. — Beginn der Lieferfrist bei nach 
und nach stattfindender Auflieferung und 
Verladung des Gut«8 2Ü3. — Mängel 
der Verpackung eines Frachtguts 241. 
S41 — Avisierung durch die Post 280. 

— Haftpflicht der Eisenbahn für Verlast 
und Beschädigung des (Jutes 282 . :m 

— unrichtige Deklaration eines (iutca 
2äL — Verständigung des Absenders 
über den Verkauf des CJutes h:^7. — 
Verkauf des Gutes 3ü2. 

Frachturkundensterapel. wofür der- 
selbe erhr)ben wird .H98. 

Frachtvertrag. Erlöschen des Anspruchs 
gegen die Eisenbahn aus dem Fracht- 
vertrage 17h — Haftpflicht der Eisen- 
bahn aus dem Frachtvertrage 38.'>. 

Fuhrmann. Verschulden eines solchen, 
der mit seinen zum Scheuen geneigton 
Pferden an der Strassenbahn entlang 
fährt, obwohl ihm andere Wege zur Ver- 
fügung stehen 278 

Funkenauswurf aus der Lokomotive. 
Haftung für den dadurch verursachten 
Schaden H4(> 

Gcisteskra nkheit infolge eines Schrecks 
über einen Eisenbahnbetriebsunfall, den 
ein Dritter erleidet H99 

Gehaltsrückforderung gegen einen im 
Disziplinarweg ans dem Dienst entlas- 
senen Beamten LL3. 

(•emeinde, Verantwortlichkeit derselben 
für die Erhaltung des ordnungsmässigen 
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Zustande» eines in ihrem Ijezirke be- j 
legcnen, dem öffentliehen Verkehr (Iber- 
gebencn Weges iLL 
(iowicht, bahnuintlich festgestelltes ist 
bei Beurteilung des Tuistandes. ob eine 
Minderung der Sendung während des 
Transpurts eingetreten ist, mus^gebend 
LLL 

Glasgefäss .Verantwortlichkeit der Eisen- 
bahn fUr den aus dem Bruch eines solchen 
entstandenen Schaden 2H1. 

(ileis, Anlage eines solchen auf einem 
fremden Grundstück 142. 

(.iren zstaaten, hoheitsrechtliche Stellung 
derselben gegenüber internationalen 
Bahnunternehniungen 187. 

ürnndeigentum. KntM-liädigung für Ab- 
tretung desselben zur öffentlichen Strasse 
IM. 

(i r u n d s t U c k . Veräusserung eines solchen 
ßü. Feststellung der Entschädigung 
für ein tirundstUck. welches Bauplatz- ' 
cigensrhaft besitzt IAO. — Anlage eines j 
(i leises auf einem fremden (irundstück i 
1-1 — Grundsätze fürdieWertbeniessung 
eines teilweise enteigneten Oebäude- 
grnndstücks, welches zu wirtschaftlichen 
Zwecken des Enteigneten benutzt wird 
lfi4. — Ermittelung des VerkaufsM'erts 
eines Grundstücks 1H<). 184 — Inan- 
spruchnahme eines mit Gebäuden be- 
setzten (irundstUcks für die Fluchtlinie 
•^ifi — Bewertung eines Grundstücks 
im Enteignungsverfahren nach seiner 
höchsten Ausnutzungsfähigkeit H/>«» 

(Jute rzufuhr Strasse städtische. Heran- 
ziehung der Eisenbahnverwaltung zu den 
Kosten des Ausbaues einer sulchen HiU 

Gut, 8. Frachtgut. 

IL 

Haftpflichtgesetz. Haftpflicht der 
Eisenbahn für l'nfälle durch Herabfallen 
Von (iepäckstUckeu aus den (Jepäck- 
netzen 2ä. — ob ein l'nfull infolge 
Schlaftrunkenheit auf höherer (iewalt 
beruht 311 — - eigenes Verschulden liegt 
in der Nichtbeachtung der gewöhnlichen 
Vorsicht 3fi. - l'mfang der Hchadens- 
ansprüche der verletzten Ehefrau in 
bczug auf Kur- und l'flegekosten. Ver- 
minderung der Erwerbsfähigkeit. Weg- 
fall häuslicher Dienste. Vermehrung der 
Hanshalts- und (ie.schäftsansgaben 31. — 
Verletzung eines Fahrgastes durch Zu- 
schlagen der Tür eines Eisenbahnwagens 
43- — Abwägung des konkurrierenden 
Verschuldens des Eisenbahnunternehmers 
nach der allgemeinen und konkreten Be- 
triebsgefahr 11. — Kentenforderung eines 
noch nicht erwerbsfähigen Kindes 44, 



läü — Feststellnng der Mauer der Kentc 
4ä. — ob ein Betriebsunfall vorliegt, 
wenn sich derselbe erst njith .\bstcigen 
vom angekommenen Zuge auf dem Bann- 
steig durch Anstossen an ein dort auf- 
gestelltes (Gerüst ereignet hat HL — 
Schadensersatz für Aufhebung oder Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit der als 
(Jehilfin im (lewerbe des Vaters tätigen 
Tochter älL - wann die Eisenbahn 
haftpflichtig ist, wenn jemand durch 
Schieben von Wagen durch Fabrikarbeiter 
auf einem Anschlussgleise verletzt wird 
51L — wann in der Benutzung eines 
zum Scheuen geneigten Pferdes auf einer 
neben der Bahn laufenden Landstrassc 
kein eigenes Verschulden liegt tlL — 
l'nfall infolge Scheuens von IM'erden vor 
der Lokomotive 66. — zeitliche Begren- 
zung der Rente 68. — konkurrierendes 
Verschulden bei Betreten von Bahngleisen 
ohne l'mschau üiL — Betriebsunfall beim 
Aussteigen aus einem Eisenbahnzuge 
infolge der Benutzung hoher und steiler 
Trittbretter 69. IL — ob der l'mstand, 
dass Wegeschranken fehlen und die Lo- 
komotive den Schluss des Zuges bildet, 
auch bei einem schweren Verschulden 
des Verunglückten die Anwendung des 
§ '^^^4 des Bürgerlichen (Gesetzbuches zur 
Folge haben kann Ii. — ob die blosse 
Betriebsgefährlichkeit der Eisenbahn 
gegenüber dem ursächlichen eigenen 
Verschulden des Verunglückten als ein 
mitwirkendes Verschulden im Sinne des 
§ 2M des Bürgerlichen Gesetzbuches 
angesehen werden kann 12- - Einflnss 
des § 2Ü4. des Bürgerlichen Gesetzbuches 
auf die Eisenbahnhaftpflicht Ifi. — An- 
rechnung der l'ensionsansprUcbe und 
Einnahmen aus dem gütergemeinschaft- 
lichen Vermögen der Ehegatten auf die 
Haftpflicht^insprUche der Witwe und 
Kinder wegen Tötung des Ehemannes 
bzw. Vaters 118, — gesteigerte Betriebs- 
gefahr durch (ieräusch an einer Stelle, 
wo eine Eisenbahn mittels l.'cberführung 
über eine auf der Landstrasse laufende 
Oampfstrassenbahn geht 15H. — Das 
Entladen eines dem Bahnanlieger zuge- 
fahrejien Wagens durch seine Arbeiter 
und die damit zusammenhängende Tätig- 
keit derselben gehört nicht zum Eisen- 
bahnbetrieb: ein dabei eintretender l 'nfall 
ist nicht als ein Fnfall im Eisenbahn- 
betrieb zu erachten lü2. — Ersatz der 
Vermöjienseinbusse aus der ,\uflösung 
eines rachtverhältnisse.sund derlleilungs- 
kosten 1"^^ — l'nfall bei .\usseracht- 
lassnng der gewöhnlichen Aufmerksam- 
keit im l ebcrschreiten der Gleise einer 
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Strassonbahn 174. Trifall bei Febor- I 
schreiten der (Heise einer Htrassenbahn { 
auf der öffentlichen Landstrasse 17fi — | 
wann jemand, der sich zar Rettung 
anderer selbst in Lebensgefahr begibt, 
nur ohne Verschulden handelt 179. — 
ub ein Betriebsunfall vorliegt, wenn ein 
Lokomotivführer ausserhalb des Dienstes 
auf eine im Maschinenschappen still- 
stehende Maschine zur Entnahme warmen 
Wassers für seinen persönlichen Bedarf 
steigt und beim Herabsteigen zu Fall 
kommt - haftpfliclititrer Betriebs- 
unternehmer ist während der Herstellung 
von Eisenbahn bauten nicht die Eisen- 
bahn , sondern die Baugesellschaft ISn 
— Auslegung der Bestimmung ,in Aus- 
führung der Dienstverrichtungen" im 
^ 2. des Keichshaftpflichtgesetzes 20& 
.Entscheidung der Frage, ob die mit 
jedem 8trassenbiihnbetrieb regelmässig 
verbundene Gefahr eine gesteigerte war 
2^ — inwieweit der Verletzte seine 
beeinträchtigt« Erwerbsffthigkeit durch 
die Wahl eines anderen Bernfes auszu- 
gleichen hat 244 Nichtanwendung 
des § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
wenn nach der Sachlage der mit der 
Gertlichkcit und den Einrichtungen der 
Baihn genau vertraute Verletzte den 
I'nfall mit auch nur einiger Aufmerk- 
samkeit vermeiden konnte 2ää. — Nicht- 
haftung der Eisenbahn, wenn eine 
I'erson, durch Handgepäck und Kleidung 
beschwert, in einen bereits in Bewegung 
gesetzten Zug zu springen versucht und 
hterl)ei getötet wird gtiO. — I »er Versuch 
des Verletzten, vor einem heranfahrenden, 
signalisierten und von ihm rechtzeitig 
bemerkten Eisenbahnzuge noch mit seinem 
Fuhrwerk Uber das (ileis zu fahren, stellt 
sich als grobes, eigenes Verschulden dar 
2fiä. — Beurteilung des eigenen Ver- 
schuldens beim Betreten eines Strassen- 
bahngleises kurz vor einem herankom- i 
menden Strassenbahnwagen 263. — \ 
Einflnss des t| 2M des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bei gesteigerter Betriebs- 
gef&hrlichkeit der Bahn 22L — Der 
Anspruch der Hinterbliebenen eines beim 
Betriebe einer Eisenbahn Verunglückten i 
kann nicht auf den Frachtvertrag, son- 
dern nur auf das Heichshaftpllichtgcsetz 
gegründet werden 212. — konkurrieren- 
des Verschulden des verletzten Reisenden, 
der es unterliisst. »ich beim .\u8steigen 
der Schutzstange zu bedienen 222. — 
Beweislast für schuldhaftes Verhalten 
des Verletzten 212. — ob der Verletzte, 
wenn er infolge einer Krankheit auch ' 
ohne den I'nfall erwerbsunfähig gewesen 



sein würde, für diese Zeit Entschädigung 
verlangen kann 223. — Verpflichtung 
des Verletzten, sich einer Operation zu 
unterziehen 223. — Anspruch aus dem 
Befrtrderungsvertrage bei einem Eisen- 
bahnzusammenstoss 274. — Herbei- 
führung des Todes durch eine infolge 
des l'nfalles in der Narkose zu voll- 
ziehende Operation 22fi. Abspringen 
von einem fahrenden Strassenbahnwagen ; 
eigenes Verschulden 277 — Verschulden 
eines Fuhrmannes, der mit seinem zum 
Scheuen geneigten Pferde an derStra.ssen- 
bahn entlang fährt, obwohl ihm andere 
Wege zur Verfügung stehen 278 — 
bei nicht aufgeklärtem Sachverhalt liegt 
der Eisenbahn der Beweis des Ver- 
schuldens des Verletzten ob 278. — ein 
Haftpflichtanspruch ist unbegründet, 
wenn der Fahrgast schwer bepackt \un 
einem bereits fahrenden Zuge springt 
278. — ein I'nfall. der einem Eisen- 
habnreisenden infolge einer durch seine 
persönlichen Verhältnisse, nicht durch 
Betriebseinrichtungen gebotenen Eile zu- 
gestossen ist. ist kein Betriebsunfall 280. 

— - Steigerung der Betriebsgefahr In-im 
Strassenbahnbetricb , welcher nur durch 
Wagenführer ohne Schaffner stattfindet 
281 — l'mfang der dem Betriebsuntrr- 
nehmer einer Privatbahn nach Mass- 
gabe des Haftpflichtgesetzes obliegenden 
Schadensersatzpflicht, wenn der im B«;- 
triebc Verletzte ein pensionsbereehtiKter 
Beamter ist 283. — ob § l des Haft- 
pflichtgesetzes bei Beschädigungen durch 
aus dem Gepäcknetz herabfallende Ge- 
päckstücke Anwendung findet 28« 1. — 
zeitliche Begrenzung der für geminderte 
Erwerbsfähigkeit zuzusprechenden Rente 
28H ' Rentenanspruch eines unehelichen 
Kindes des Getöteten 282. — I'nfall im 
Betriebe eines Elektrizitätswerks 287 

— Zulässigkeit eines Versichernngsan- 
Spruchs neben anderen Entschädignnjjs- 
ansprUchen 2113. — ob die blosse Hetriebs- 
gcfährlichkcit der Eisenbahn gegenüber 
dem ursächliehen eigenen Verschulden 
des Verunglückten als ein mitwirkendes 
Verschulden angesehen werden kann ä23. 

— I'nfall beim Absteigen von einer 
Strassenbahn nach gegebenem Haltsignal 
HH4. — l'nfallrcnte ohne zeitliche Be- 
grenzung bei hohem .\lter des Verletzten 
3ßß. — Vermögensnachteil aus der Auf- 
hebung oder Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit des Verletzten '^71 — .\ussen- 
arbeiten, die mit dem Fabrikbetrieb« 
nicht im Zusammenhang stehen, ob 
dieselben unter § 2 des (Jesetzes fallen 
380. — ob der Eiscnbahnfiskus für einen 
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I niall. der duirh rinen uuf dem ßahn- 
sUig verkehrenden Handwagen der Post 
verursacht ist, zu haften hat H82 — 
Verjährungsfristen für Keisokoston und ! 
Sachschaden bei einem Eisenbahnunfall 
iJöi — Zubilligung einer Rente auf 
Lebenszeit 381. — ob ein Fall höherer 
Gewalt anzunehmen ist. wenn ein 10- 
jähriges Mädchen, das von einem es 
bedrohenden Knaben verfolgt wird, blind- 
lings gegen einen Wagen der .'^trn88cn- 
hahn anläuft und dabei verletzt wird HtH> ; 
— Tnfall infolge TeberfüllungderWagen- 
abteile — eigenes Verschulden des 
Verletzton. der kurz vor einem fahrenden 
Zuge vorüberzulaufen versucht .^It."» — I 
(ieisteskrankheit inf<dge eines Schrecks 
über einen Eisenbahnbetriebsunfall, den 
ein Dritter erleidet Ht)9 — ob eigenes 
Verschulden vorliegt, wenn der Fahrgast 
beim Aussteigen aus einem über den 
Bahnsteig hinausgefahrenen Zuge in der 
Eile sich nicht der Hilfe des Bahn- 
personals bedient und zu Falle kommt 
•IQj - - Ansprüche der Rcichspostver- 
verwaltung und ihrer Angestellten für 
Schäden aus Eiseiihahnunfällen 4'2<) 

Haftung eisenbalinfrachtrechtliche im all- 
gemeinen Sä. 

Handgepäck. Haftung der Eisenbahn 
für das vom Heisenden im Wagen ver- 
gessene, von den Bahnorganen gefundene 
Handgepäck 221L 

llauszinsstener, Befreiungeines Dienst- 
gebändes der k. k. österreichischen Staats- 
bahndircktion von derselben 5U 

Heilverfahren. Kosten desselben liL 

Höhere Gewalt, ob ein l'nfall infolge 
Schlaftrunkenheit auf höherer Gewalt 
beruht 3Ü. — ob ein Schienenbruch ein 
unabwendbarer Zufall im Sinne der 
höheren (iewalt ist ÜL — ob ein Fall 
höherer (iewalt vorliegt, wenn ein 10- 
jähriges Mädchen, das von einem es -be- 
drohenden Knaben verf(dgt wird, blind- 
lings gegen einen Wagen der Strasscnbahn 
anläuft und dabei verletzt wird :^no — 
ob der Eisenbahnunternehmer sich auf 
höhere Gewalt berufen kann . wenn ein 
rnfall infolge l'eberfüllung der Wagen- 
abteile eingetreten ist 'düÜ. 

K. 

Kaiserpavillon auf dem Bahnhofe einer 
Eisenbahn ist kein zu einem öffentlichen 
IMenst bestimmtes Gebände und von der 
(iemeindcgrundsteuer nicht befreit 23. 

K a n a 1 b H u k o s f e n b e i t r H g e , Freistel- 
lung des Eisenbahnfiskus von solchen 359 

Kanalisationsgebühr, Befreiung der ' 
an die öffentliche Kanalisation nicht 
angeschlossenen Wärterbuden, Aufent- 



haltsräume der Eiseubahnbediensteten, 
Lagerplätze usw. von derselben 138. 

Kind, Hentenforderung eines noch nicht 
erwerbsfähigen Kindes ■14_, 186. — 
Schadenscrsatzansprucb der Kinder gegen 
den Ersatzpflichtigen bei Tötung der 
Mutter 147 — Rentenanspruch eines 
unehelichen Kindes des Getöteten 287. 

Klagezustcllung an eine zur Ver- 
tretung des Fiskus gesetzlich nicht be- 
rufene Behörde 3tih. 

Kleinbahnen, ob dieselben den allge- 
meinen Befugnissen der Ortspolizei- 
behörden unterworfen sind ä. — unter 
welchen Voraussetzungen dem rnt<-r- 
nehraer einer Kleinbahn der Anspruch 
auf Verlegung der Telegraphenlinie auf 
Kosten der Telegraphenverwaltung zu- 
steht LLL — Beiträge zur Erläuterung 
des Kleinhahngesetzes — Abände- 
rung oder Beseitigung einer Bctriebs- 
anlage 401 

Kommunalsteuerpflicht für Schienen- 
wege der Eisenbahnen .'<H0 

Kommunikationen öffentliche. Ver- 
pflichtung des Eisenbahnunternehmers 
zur Wiederherstellung der durch den 
Bahnbau zerstiirten oder unfahrhar ge- 
machten 158. — l'mfang der Verpflich- 
tung der Eisenbahn zurWiederherstellung 
einer durch den Bahnbau gestörten 
Kommunikation Stil. 

Konflikt. Erhebung desselben zugunsten 
eines Beamten 137. 

K tinsentiernng eines Eisenbahnbaus, 
Verfahren bei einer solchen, wenn noch 
anderweitige Rechtsfragen in Betracht 
kommen 149 — Streitigkeiten über 
Rechtsbeziehungen, welche sich zwischen 
dem Aerar und den Inhabern einer so- 
genannten Vorkonzession für eine Eisen- 
bahn aus der Vorkonzession ergeben, 
sind in Oesterreich von den Administrativ- 
behörden zu entscheiden ItiO 

Körperverletzung fahrlilssige seitens 
des Besitzers eines Automobils 2äü. — 
Körperletzung beim l'mfallen eines Post- 
wagens; Tmfang der Haftung der Post- 
verwaltung 3l»fl — fahrlässige Körper- 
verletzung liegt vor, wenn Personen 
durch einen EisenbahnzugfUhrer zum 
Aufspringen auf einen fahrenden Zug 
veranlasst werden und dabei verun- 
glücken anfi. 

Kraftfahrzeuge. Warnnngssignale sol- 
cher i?7<) — \'erletzung eines Fuss- 
gängers durch einen Kraftwagen 3ÜI.H8J . 

Krankengeld. Verlust des Anspruchs 
auf Krankengeld bei Fortsetzung der 
Arbeit ML 

Krankenkasse, l'mfang des Erstat- 
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tungsanspriK'hs dcrstlbcn an die B«- 
rufsgenussenschaft 1 IH. — Mitteilungen 
der Krankenkasse an die Herufsgenossen- 
schaft H37. 
Krankheit, Begriff derselben im Sinne 
des Krankenversicherungsgesetzes JL — 
Fortsetzung der früheren Krankheit im 
Sinuc des Krankcnvcrsichcrungsgcsetzes 
MSl 

Lebende Tiere, s. Tiere. 

Leistenbruch als Hetriebsunfall bei 
ausscrgcwölmlicher Anstrengung im Be- 
triebe 

Lieferfrist. Beginn derselben bei nach 
und nach stattfindender Auflieferung 
und Verladung des Gutes "HYA 

Lieferfristüberschreitung. Haftung 
der Kisenbahn für solche nach Massgabc 
des Tagesstempels der Abfertignngs- 
stelle 2i. — durch Verschleppung der 
Sendung Iii. — infolge einer Betriebs- 
störung M3. — Schadenersatz für Liefer- 
fristdberschreitung bei Fieklaratiun des 
Interesses an der Lieferung 

Luxusteppiche altertümliche, Berech- 
nung der Fracht für solche iL 

n. 

Mängel der Verpackung des (iutes 241, 
H41. 

Mehraufwendungen, ob ein Kisenbahn- 
untcrnehmer zur Tragung solcher ver- 
pflichtet ist 3. 

Möbelwagen. Haftung für mangelhafte 
Verladung solcher auf offenen Wagen äÜ 

Musterkollektion (von Stoffen), Knt- 
schädigung für den Verlust einer sol- 
chen jUL 

X. 

Nachnahme zurückkartierte 199. 
Nachzahlung zu wenig erhobener Be- 
träge AAiL 

N e b e ug e b [| h r e n . Berechtigung der Eisen- 
bahn, von Fall zu Fall neue Nebengc- 
bUhren einzuführen Min 

O. 

t ) c f f e n 1 1 i c h e r ^\' e g . s. Weg. 
Omnibusunternohmen , Haftung eines 

mit einer Strassenbahn verbundenen 

Dmnibusunternehnieiis HG. 
Operation eines Verletzten 273, 97«; 

1». 

Pension, ob die Frage, ob eine Pension 
nach dem Pensions- oder nach dem l'n- 
fallfUrsorgegesetz zu berechnen war. 
der Beurteilung der ordentlichen (ie- 
riclite unt(!rliegt IHH — Berechnung 
der rnfftUfllr.siirgepension der nicht i>rag- 
raatischen Beamten in Bayern 2B9. 



Pfändung des Diensteinkommens eines 

Beamten 6K, 02. 
Pferd. Scheuwerden eines solchen 6«, 

mi 

Post, Beförderungspflicht der deutschen 
Reichspost 41 1. 

Postbeamte, Verpflichtung der in Aus- 
übung ihres Dienstes zum Betreten der 
Bahnanlagen zugelassenen Postbeamten, 
auf ihre körperliche Sicherheit zu acht«n 
LUL — Verletzung eines P(»stbeamten 
im J'ostgebäude durch schadhaftes 
Mauerwerk 4(X). 

Postverwaltnng. Pinfang der Haftung 
für Körperbeschädiguiig beim Umfallen 
eines Postwagens HtiH. — Ansprüche 
der Keiehspostverwaltung und ihrer An- 
gestellten für Schäden aus Eisenbahn- 
unfällen i2£L 

Privatanschlussbahnen, ob dieselben 
den allgemeinen Befugnissen der Orts- 
polizeibehürden unterworfen sind ä, 

Pr ivatttbergang Uber die Bahn. Klage 
der Kisenbannverwaltung gegen den Ad- 
jazent«n auf Schliessung desselben nach 
jedesmaliger Benutzung 248. 



Rechtshilfe iu T>iszip1inarsachen IHO. 

Keisegepäck, Nichtanwendbarkeit des 
internationalen Febereinkoramens auf 
dasselbe VM) 

Reisender, Verletzung eines solchen 
beim .Aussteigen aus einem stillstehen- 
den Eisenbahnzuge infolge Herabstürzens 
von den JVagenstufen iÜ. — Verletzung 
eines solchen durch Zuschlagen der Tür 
eines Eisenbahnwagens Hf) — Ver- 
letzung eines solchen durch Ausgleiten 
beim Aussteigen aus einem stillstehenden 
Eisenbahnzuge 177. — konkurrierendes 
Verschulden des verletzten Iteisenden. 
der es unterlässt. sich beim Aussteigen 
dtr Schutzstange zu bedienen 2IiL 

Reklamation wegen Lieferfristüber- 
schreitung ßHx — wegen Verlustes des 
Uutos ML 

Reklameanzeigen, ob Polizeiverord- 
nungen, die das Anbringen von Re- 
klaineanzeigen an oder in Strasscnbahn- 
wagen von einer Erlaubnis der Polizci- 
verwaltung abhängig machen, rechts- 
gültig sind 22. 

Rente, Voraussetzung der Forderung 
einer solchen nach § 844 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ä, — Renten- 
forderung eines noch nicht erwerbs- 
fähigen Kindes 11. IIJIL — Feststellung 
der Dauer der Beute lä. — t>b die Zn- 
erkennung eines Betrages für die Kosten 
des Heilverfahrens in Rentenform za- 
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lässig; ist fiL — zeitliche Befrrenr.ung 
der Kente ßü. 173, — l'nzulassig- , 
keit der Abtretung der Hente 1 1'^ — ; 
Verminderung der Kente 14H — Fest- 
setzung des Betrages der Rente inner- . 
halb einer bestimmten Zeit grenze 271 

— Rentenanspruch eines unehelichen 
Kindes des lietöteten 287. — die Kente 
eines ('nterhaltäberechtigten kann nicht 
für seine Lebenszeit, sondern nur für 
die mutmassliche Lebensdauer der l'nter- 
haltspflichtigen gefordert werden 290. 

— I'nfallrente ohne zeitliche Begren- 
zung bei hohem Alter des Verletzten 
3fWi Zubilligung einer Kente auf ' 
Lebenszeit .^7 

S. I 

Sachverständiger. Ablehnung eines 
solchen 4iL 12fL 

Sanniielladung. Haftung des Spediteurs 
bei solcher 242. 

Sandlager. Bewertung eines solchen bei 
der Enteignung M8K 

Schadenersatz für Lieferfristüber- 
schrcitunt; bei Deklaration des Interesses 
an der Lieferung H'.U. 

Scheuwerden eines Pferdes 6L Sfi. 202- 

Schienenbruch. ob ein solcher ein un- 
abwendbarer Zufall im Sinne der höheren 
(iewalt ist AK. 

Schienenwege der Eisenbahn. Kom- 
munalsteuerpfticht für solche MtiO 

Sch laf wagengesel Ischaft . Haftung 
derselben für die von den Reisenden 
in die Schlafwagen eingebrachten Sachen 
und für iVrsonenbeschiidigung 195, H19. 
321. 

Schmerzensgeld, Voraussetzung der 
Forderung für solches 

Schutz rechtlicher der Kisenbahn gegen 
gefährliche Zustünde auf Nachbargrund- 
stücken nach badischeni Recht 2iit\ 

Schutz Vorkehrungen, rnterlassung 
solcher bei häufiger Benutzung eines 
Bahnüberganges durch Fabrikarbeiter 
zum Zwecke des Fabrikbetriebes 170 

Se eirund stück. Wasserentnahme aus 
einem solchen HfnO 

Spediteur, Haftung desselben bei Sammel- 
ladung 242. — Verpflichtung zur Nach- 
zahlung zu wenig erhobener Beträge 
'MK — unlauterer Wettbewerb des 
Adresss|)editeurs 42.") 

Stationschef in l'ngarn. ob derselbe 
befugt ist . Bahnmagazine zum Zwecke 
der unentgeltlichen Einlagerung der 
Partei zu Uberlassen 2nL 

Stempelpflichtijfkeit von Verträgen, 
in denen <»rundstücke von d«'n Eigen- 
tümern nicht an den Ent^'ignungsberech- | 
tigten. sondern an einen Dritten ver- ! 



äussert werden 21L - von Lieferungs- 
verträgen L-t:^. 14;'i. l.-i«) 

Steuerbefreiung dreissigjährige der 
österreichischen Nordwestbahn. Anfangs- 
termin derselben 3Ü. 

Steuerfreiheit der schweizerischen 
Bundesbahnen J!L 

Steuerp flicht der zwischen den Schieneu- 
paaren befindlichen zu gewerblichen 
Zwecken dienenden Bodentlächen . des 
Zollschuppens, des (iepäcktunnels. des 
(iebäudes für das Fürstenempfangs- 
zimmer, des Terrains der Hauptwerk- 
stätte der Eisenbahn Ü 

Störung durch Lärm, welchen der Be- 
trieb einer Uber den enteigneten Teil 
eines Grundstücks gelegten Strassenbahn 
verursacht, ol» dieselbe zu den Schäden 
des Restgrundstücks infolge der Ent- 
eignung gehört ir>8 

Strafantragsberechtigung bei der 
Prenss. Staatseisenbahnverwaltung 2S:V 

Strassenbahn, Tnfall beim leber- 
schreiten der (ileise einer Strassenbahn 
11'^ — l'nfall beim I 'eberschreiten einer 
Strassenbahn auf der öffentlichen Land- 
strasse 17(v — Ausführung des Baues 
einer Strassenbahn 24.^. — Steigerung 
der Betriebsgefahr beim Strassenbahn- 
betrieb. der nur durch Wagenführer 
ohne Schaffner stattfindet 2til_ — Fn- 
fall beim Absteigen von einer Strassen- 
bahn nach gegebenem Haltsignal Hfi4. 

Strassenbahiit(esellschaft..\usleßung 
einer Vertragsbestimmung in dem Haft- 
pflichtversicherungsvertrage einer sol- 
chen Uli 

Strasscnbahngleise. Einlegnng solcher 
in einen öffentlichen Weg iL — Beur- 
teilung des eigenen Verschuldens beim 
Betreten eines Strassenbahngleises kurz 
vor einem herankommenden Strassen- 
bahnwagen 2£üL 

Strassenbahnlinie. rechtliche Bedeu- 
tung der Verleihung von Strassenbahn« 
linien im Zustimraungsvertrage lü 

S tra sseflbahnu uter uehmer. Haftung 
desselben für Sachschaden wegen l'nter- 
lassung von Warnungsvorrichtungen HL 

Submissionen beschränkte '2'M. 

T. 

Tarif, unrichtige Anwendung desselben 32. 
Telegramm, Frkundeneigenschaft eines 

t<"lephonisch aufgegebenen Telegramms 

3H1. 

Telegraphenlinien der Reichs - Tele- 
graphenverwaltung , Rechtsverhältnisse 
derselben zu anderen, die Verk<'hrswege 
benutzenden elektrischen .Anlagen 1& 
Tiere, Verladung lebender Tiere 3Ü 
Tochter. Schadensersatz für Aufhebung 
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oder Minderung; der Erwerbsf&hi|i(krit 

der als Uebillin im (u-werbe des \ aters 

tätigen Tochter üfi. 
Tod, HerbeifQhrang desselben durch eine 

infolge den rnfalls in der Narkose zw 

vollziehende Operation 27fi. 
Trambahnschaif ner. VerunglUckung 

eines solchen 22. 
Transportweg, Wahl desselben durch 

die Eisenbahn 2. 182, 2M. 
Trottoirs. wann eine Eisenbahnnntcr- 

nchmnng anlässlich der Bauausführung 

auf einem Bahnhofe zur Herstellung 

solcher an öffentlichen Strassen nicht 

verpflichtet ist 25S. 

II. 

rebereinkomnicn internal ionales 
über den Eisenbahnfrachtverkehr. Nicht- 
anwendung dessi'liien auf Keisegepäck 
IHQ. — ausschliessliche Anwendung des- 
selben bei (Gütersendungen aus einem 
Vertragsstaat in den anderen mit inter- 
nationalem Frachtbrief 232. 

Tcberfahren von Vieh, Haftpflicht der 
Eisenbahn dafür HL 

Tmlegung eines Weges zufolge eines 
Eisenbahnbaues 2iL 

rntcrbrechung der Verjiüinmg 
344, aifL 

rntcrhaltung öffentlicher Wege 2fifi. 
l'rkundencigenschaft eines telepho- 
nisch aufgegebenen Telegramms HSl. 

T. 

Vater. Anspruch des Vaters eines durch 
einen l'nfall getöteten .*^ohne8 gegenüber 
dem zum Schadensersatz N'erptlichtcten 
nach Massgabe der rnterhaltsverpflich- 
tung des iJctöteten Ifil. — Entschädi- 
gung des Vaters, dessen minderjährige 
Tochter beim Eisenbahnbetrieb ums 
Leben gekommen ist, wegen des ihm 
durch den Tod seines Kindes entzogenen 
l'nterhaltsrechts 'Ai^. 
Veräusscrung eines (irundstUcks (i£L 
Verfügung nachträgliche über das Fracht- 
gut 12fi. 

Verjährung eines Schadensersatzan- 
spruches q!L 2Hjt , HftS. — eines Haft- 
ptlichtanspruchs 240 , 224- — des An- 
spruchs auf Rückforderung einer seitens 
der Eisenbahn der Partei irrtümlich ge- 
währten zu hohen Refaktie '^KH — rntcr- 
brechung der Verjährung 21H. 844. 87G 
— Verjährungsfristen für .\n8prilche 
auf Reisekosten und für Sachschaden 
bei einem Eisenbahnunfall .HHH 

Verkauf des Gutes 332. 3fi2. 

Verkaufsautomaten auf den Kahnhöfen, 
ob dieselben zum Gewerbebetrieb der 
Eisenbahnunternehmungen gehören 122. 



Verladung mangelhafte von Möbelwagen 
auf oflcnen Wagen üÜ. 
' Verletzung einer auf dem Bahnst<>ig 
j wartenden Person durch den Hand- 
karren eines Postunterbeamten .Üfi. 
Verlust des Gutes 2K2, H41 
Vermögensnachteil aus der .Xufliebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
! des Verletzten H7I 
Verpackung. Mängel derselben 241, 341. 
Verträge, Stempelpflichtigkeit derselben 

2tL IMi lüö- 
Verzug des Bauunternehmers durch Streik 
i der Bauhandwerker 
Vorausleistungen zum Wegebau 347. 

am 

Vorgarten. Wertermittelung eines sol- 
chen bei der Enteignung ausschliesslich 
als mietszinssteigernder Faktor 322. 

W. 

' Wasserentnahme aus einem Seegrund- 

! stück 3äü. 
Weichensteller, ob ein solcher als 
Bahnpolizeibcamter zum .*Ntadtverord- 
ncten gewählt werden kann 14S 
Weichenwärter bei Arbeitszügen 382. 
Weg. Inanspruchnahme eines Weg('S für 
den öffentlichen Verkehr 2Ü. — Fm- 
Icgung eines Weges zufolg«? eines Eisen- 
buhnbaues 2H. " Haftung der Eisen- 
bahn für einen zur Haltestelle führen- 
den Fussweg 13. - Fmfang der Pflicht 
der Eisenbahn zur Beleuchtung der Zu- 
gang.swege zum Bahnsteig 42. — Ver- 
antwortlichkeit der (iemeinde für die 
Erhaltung des ordnungsmässigen Zu- 
Standes eines in ihrem Bezirke belegenen. 

I dem öffentlichen Verkehr übergebenen 
Weges 244. — Fnterhaltung öft'entlicher 
Wege 266. 
Wegebau. VoraasleistungcD zu dem- 
selben 342. 328- 

I ^* 

j Zeugen, eidliche Vernehmung derselben 

, durch das .Amtsgericht in Oisziplinar- 
i Sachen LEö. 
Zinsen von der Entschädigungssumme 

bei Enteignungen 3ö2. 387 
Z o 1 1 a h f e r t i g n n gs r ä u m e , Verantwort- 
lichkeit der Eisenbahn für dieselben 38ä. 
Zolldukumente, Mangelhaftigkeit der- 
selben 41. 

Zwangsenteignung, Folgen der Rechts- 
kraft des Enteignungsurteils i. ~ Fn- 
zulässickeit der Zwangsenteignung auf 
den real abgegrenzten Teil eines (ie- 
bäudes 1 18 Beurkundung der Eini- 
gung Uber die .\btretungspflicht und die 
Ent^ichädigiuig 247. 
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Internationales Ueberein- 
kommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
iA. Oktober 1890. 

Art. 1 s. lüL 2äa 

Art. a .... iL 1251 

Art. Q .... S. 238 

Art. ü . . S. 239, 222 

Art. Z . S. 29L 292. 293 

Art. a .... S. 322 

Art. m . . . . 

Art. U S. 71, 185. 251. 2(>3 



A. Internationales Recht. 

Art. 12 S. 7(X 184. IHTi. 2r>l 



Art. In S 

Art. Iii 

Art. 12 S. 

Art. 25 . 

Art. 26 S 

Art. 22 . 

Art. 2a , 

Art. m 

Art. ai S 

Art. 31 , 



291. 2«.>2. m 
128. 253.342. 312 
. S 184. laä 
184. 185,348,349 
— aöQ 
. S. 237, 238 
251.253. 342.322 
S. 131, 251^ 253 
. . . S. 129 
. S. .345. .385 
63, 237. 345. 32ä 
. . . 8. 329 



Art. m 
Art. lü 
Art. 41 
Art. M 
Art. 41 
Art. 4ä 



. . S . 321 
. . S. 321 
. S. 42, 132 
. . "S:2M 
S. 175. 2&1 
S. 261. 291 



Ausfilhrungsbestimmungen 

zum internationalen Ueber- 
einkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890. 

§ 1 s, m 



B. Keielisgesetxe, Verordnungen, Reglements etc. 

8 3 



Reichsgewerbeordnung vom 
2L Juni 1869 

L Juli 1883. 

§ Ii ... . S. 17, 122 
8 III ... . S. 22 
8 2ü . . . a. .357. 358 

§33 S. 123 

8 41a .... .S . 122 

8 43 S. 22 

M 12üa . . . . S. 12ü 
8 lifia .... S. 122 

Vereinszollgesetz vom 
1 iiiii 1869. 
8 02 . . . S. 385, 38a 

Reichsstrafgesetzbuch vom 
3L Mai ^m. 

8 ül ... S. 283, 293 

8 68 S. 132 

8 81 S. liÜ 

8 222 S. 27. m. 170. 28Ü 
8 2311 8. lOü. 170. 268. 326 

8 212 .S . 362 

8 263 a. 3M 

8 2Ü2 . . . S. .381. 382 
8 22Ü . . . ö. 2iL 232 



8 211 S. 351 8 3 8. 3L 45. 68. 118, 12Ü 

§ 223 S. 354 173. 18(;. 244. 271. 272 

8 228 ... . S. 354 273. 287. 3)>^. 371. :iH3 

§ 222 S. 354 i 382 

8 315 . . . .s. 363. 32ä | § .3a S. 44. 5«>. 172. 28:^.286 



8 3111 S. .363, 367, .387, 388 

8 353 S. 321 

8 365 S. 122 

8 366 8. 222 

8 362 . . . .S. 12L, 353 

8 368 S. 386 

8 32Ü 8. 283 

Reichshaftpflichtgesetz vom 
IL Juni 1871. 

§ 1 .S. 25j 30, .36^ 39, 43 
44, 50, 5L 52. 59, 6Ü 
61. 66. 69. 71^ 72. 118 
158.162.171.174.176 
183. 185. 1.%, 242, 252 
260, 265. 2* ;'J. 271. 222 
273, lilL 276, 277, 278 
280,281 .283.286.293 
339, 364, .369. 382. 383 
390, 392. 395, 399. 411U 
4U2 

8 2 3. 1 79. 24Ü. 287. 293. 380 



§ 4 
8 2 

§a 



s. 44^ er 



3ßß 
S. 118 
112. 122 
244. 28^ 382 
S. 274. 376. 382 



Reichspostgesetz vom 
2B. Oktober 1871. 

§ 11 . . . 3. 369, 32Q 
8 12 . . . 8. .369. 320 
8 Ii S . 369 

Reichsbeamtengesetz vom 
aL März 1873. 

8 Iii 8. 252 

8 Iii S. 252 

Zivilprozessordnung vom 
30. Januar 1870. 

8 lü ... .S 365 

8 51 S. 365 

8 5C 8. 382 

8 121 S. 365 
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§ 122 

S Iii 
§ 24a 
§ 2ÜQ 
Ü 2bR 
§ 2üä 
§ 2til 

§ mi 

§ aiii 
s a2i 
§ m 

8 im 

i; 432 
§ iMl 
§ 517 
§ '»23 
^ ö29 
5^ 533 
S 548 

§ 688 
§ 693 
§ CM 

§ 8:<3 

§ KU) 



s. afiä 

S. iiliä 

s . m« 

. s. m 2äi 2ii 

. . . S. 147, IM 

S.äliA 

iL'MA 

. . . S. 374,303 
S. ir.8, 374. 37», 383 

'dm 

S. ÜS. 69, lÜL 24Ü 
241. 271. 29(>, 3ßä 
S. äa. äl 
. S. M 



S. 211 
S. 49, 126 
. S. 3äa 



. S. 19 
S. 3ä3 
S. 53, äl 
. S. 19 
. S. Uh 

s.ia 

. S. 12ß 
S. 08, 69, 21Ü 
<i8, <)9, 21H 
_S 1:12 
S. 132 
S. 132 
S. Iil2 
S. äS 
S. 112 



S. < 



Krankenversicherungs- 

15. Juni 1883. 

geseti vom to.ApriM892. 

§ 4ä s. aai 

Gesetz über dasTelegraphen- 
weeen des Deutschen Reiches 
vom & April 1892. 

8 12 S. lüfi 

8 in S. 13Ü 

Eisenbahnverkehrsordnung 
vom 2& Oktober 1899. 

§ 21 S lÜQ 

§ 2ii S. 11X1 

8 äl . . . . S. 3ü3 

8 ül . . S. 184, 185, 2ä2 

8 ül . . . S. 184. lai 

8 fi9 S. 31ä 

8 22 . . . S . »8, Ö9, tia 

8 9ü S . 125 

8 91 S. 233 

Telegraphenwegegesetz 
vom 18. Dezember 1899. 

8 5 S. IM 

8 a . . . . S. 1 30, Iii 



Postgesetznovelle 
vom 2(L Dezember 1899. 

.\rt. i . . . s. 351, aa2 

Gewerbeunfallversicherungs- 
gesetz vom 30. Juni 1900. 

8 a .... S. HMi 

8 9 ... .S. 110, 112 

8 25 . ■ ■ S. im, Iii 

8 Klü . . . . S. Iü5 

8 IM S 105. 106.170.294 

8 liü . S. 105, 185, 293 

8 Iii . . . 8. 337. 33a 

Reichsheamtcnfürsorge- 
gesetz vom IB. Juni 1901. 

8 Iii 8. aa 

8 11 s. aa 

8 12 . . , . S. 39, 28a 

8 Ii . . . . s. 39, 2aa 

Eisenbahn- 
Bau- und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904. 

8 45 S. UM 

8 74 ... . S. liü 
8 2ä . . S. 17. 12.3. 119 

Reichsstempelgesetz 
vom 1 Juni 1906. 

8 aa . . . « 39a 

8 31 S. 398 

8 3Ü 8. 399 

Gerichtsverfassungsgesetz. 

s Iii 8. lai 

8 159 s. lao 

Strafprozessordnung. 

8 lüö s. lüfi 

8 na s. mi 

8 201 S. 1Ü2 

8 391 a. aüi 

Handelsgesetzbuch. 

8 lia S. 212 

8 Iii 8. 233 

8 129 S. 212 

8 lai . . S. 242. 2ia 
8 132 . . . S. 242, m 

8 138 s. m 

8 139 8. 23ä 

§ iäi S. 185 

8 lüfi 8. 385 

8 459 . . 8. 58, 69, 63 

8 470 S. 221 

8 472 8. lüQ 

Bürgerliches Gesetzbuch. 

8 3ü 8 . 369 

8 ai 8. 52. 1.32. 1:13. 369 

382 

§89 S 52. 132, m.3a2 



§ 226 
§ 228 



8 826 
8 



§ 844 



8 ^^5 
8 847 
8 »52 
8 «74 
8 889 
8 903 
8 906 



8 93 8 . IIB 

8 Ui 8. iia 

8 laa . . . s. III, m 

8 152 . . . S. 154, 289 

8 195 8. 225 

8 192 .... S. 31 

8 208 8. 326 

8 2U9 . . . 8. 311. 326 
8 . . . S. 240, 211 

8 219 8. 211 

8 212 . . . S. 154, 231 
8 219 ... S. 2aa» 235 
8 2äi 8. 18, 32, 36, 44, Ifi 
41. 52, 69, 71, 22 
158, 108, 113. m 
176. ITiL 242. 259 
260. 205. 266. 269 
271. 2^2. 273. 221 
277. 278. 281 282 
339. 310 m\. 3iü 
' 395, 39iL 102 
8. 121, 132. 278.289 
3S1, :{9S, ilJQ 
8. 132, ma. 243, 225 
276. 'm, 380, lÜÜ 

285 8 370 

291 S. 113 

361 S. 3«a 

383 S. 151 

8 lÜÜ 8. 112 

8 126 S. 399 

8 121 S. 399 

8 118 . . . . 8 39a 
8 6:« 8. 57. 58, 275. 383 

3ai 

8 646 S. 52 

§ 823 8. 39, 43. 47, 49, 51 
52.54. 5.'). 121. 158 
179. 185. 231. 211 

257. 291L ML aai 

382. 383. 385. 380 
394. 398 
. S. 233. 234, 235. 
8. •^'^ 47, ÖU 52 
54, 55, 2.j7. 368. 370 
382. 391 

8 8,36 . . . S. 383, 381 
8 842 . . . S. 37, 223 
8 843 8. 5, 37, 44, 45, fil 
112. 118. 244, 221 
286. .300. .m, 382 
> 09. 118. 120. Ul 
118. liiL 180. 222 
287. 290. 3ßa 
. . 8. 37, 38, 222 
. . . S. 383, 381 
. . 225, 311 

S. 112 

8. 51 

8. 31fi 

8. 316. 357. 358. 399 



8 
8 
8 
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§ iX)? S 54, 55. 56 



4} UM)A 
^ 1018 

8 im) 

8 1856 
§ 1418 



357 
358 

S. 857, 358. aiKi 
. . . «. Ii2 
. . . S. L12 

. S . 38 
•S . 38, ca. 12Ü 

. . s. 118. m 
. . . . s. ua 



§ 1458 8. 12Ü 

§ 14«8 S. Uli 

1483 . . . . S. 121 

Ö 14M5 .... S. llfi 

§ 1601 . . . . S.69,123 

1602 S. 69. Ua, 2M0, aiiS 

S 16(»3 S.69,llü,-;>lKLilöÖ 

§ 1612 S. Ifil 



Einführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Art. i2. .... S. ül 

Art. im . . . 8. 64, 5ä 

Art. 121 ... 8. 321 

An. LJH . . . . S. 321 

Art. Ifia . . . . S. M 



1712 8 . 282 : 

C. Laiulcsu:<'s<»tzr. Vt'rordiiuiisroii, Kegloiiiciits etc. 



Allgemeines Landrecht. 

5$ 1 L Iii . . s m 
8 Ii L la . S. 3äl 

§ lü II 12 8. ä. 107. L3fi 

1212 

§ 3üU L 21 . . S .3hl 
S 1063 L U . . ^ 3äü 

Eisenbahngesetz 
vom 3. November 1838. 
5? 4 . .8. 160.352 
SU.. 8. a. 388. aiiü 
8 24 . . . 8. iin 
§ 2ä S. 18. l'J.54.275, 216 
g 4fi S. 160 

Gesetz über die Polizeiver- 
waltung vom IL März 1850. 

§ 5 8 5 

§ 6 S. 5 

8J 15 ..... S. 22 
^ 2Ü . . . S. 248, 2ia 

Gesetz vom 12. Mai 1851. 

§ lü 8. 22 

§ 41 8. 22 

Gesetz Uber die Dienst- 
vergehen der nichtrichter- 
lichen Beamten und ihre 

Versetzung in den Ruhe- 
stand vom 2L Juli 1852. 
8 2 8. im 

8 32 . . . . s. m 

Gesetz vom H Februar 1 854. 

§ 1 S . L32 

Gesetz über die Erweiterung 

des Rechtsweges 
vom 24. Mai 1861. 

§ 1 8 . IM 

8 2 8. Ui 

Preuss. allgemeines Berg- 
gesetz vom 21. Juni 1865. 

8 US 8. 388 



8 1 



Beamtenpensionsgesetz 
vom 22. März 1872. 

§21 s. m 

8 22 8. laa 

8 23 ... . S. 1Ü9 

Enteignungsgesetz vom 
IL Juni 1874. 

. . 8. IH7, aaa. 3114 

8 2 . ■ . . 8. 6K. 3112 
8 8 8. .H5j 31L iü. 62- llÜ 
lli2. 164^ lüL lii8 
169. im« 18L ^ 
250. 255. 283. 322 

3H8. aaa 

S. 181. 184. 246. 212 
8. ÜL 126, 127, IIÜ 
LLL 229. 2.S4. 325 
8. aa. 40, 18L 

S. 23 

8. IM 

8. 29. 181. 182. 3112 

s . 5a. 288, m aa2 

397 

... 8. 3iiA, 3114 
. ■ 8. 167. 168. 332 
8. 34 

... 8 . aa 

8 211 Einl. ... 8. am 

Fluchtliniengesetz vom 
2. Juli 1875. 

'. 8. 15£ 246i 242 
.... S. IM 
8. IHL 2^iy^ 236, 2üü 
3n4. 322 

Gesetz vom IZ Juni 1880. 



§ 9 
8 lü 

8 U 

8 la 

8 21 
8 25 
8 3ü 

§ 32 
§ ai 

8 36 
8 42 



8 


u 


8 


Li 


8 


U 


8 





8 1 



Gesetz über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883. 

8 6 8. 248 

8 ää S-^ 



s. laa 



Zuständigkeitsgesetz vom 
L August 1883. 

8 äfi 8. 21 

8 15Ü 8. M 

Beamtcnfürsorgegesetz 
vom 15. März 1886. 
8 ID 8 . 388 

Kleinbahngesetz vom 
28. Juli 1892. 

8 fi 8. 4Ü1 

8 12 . . . . 8. 54^ 55 
8 la . . . . 8 . 401 
8 12 . . . . 8. 54, 55 
§ 43 8. 5 

Kommunalabgabengesetz 
vom 11. Juli 1893. 
8 9 .... 8. 35Ü 
8 24 8. 13, 15, 16, 23, 21 
1.V2. 153 

Preussisches Stempelgesetz 
vom aL Juli 1895. 

8 3 . . 8. laa. ii5, uß 

8 4 S. 2il 

8 ül S. 133. 145. 146. I5Ü 

IM 

§ Iii .... 8. 115 

Preussisches Gesetz , betr. 

die Tagegelder und Reise- 
kosten der Staatsbeamten 
vom 2LJuni 1897. 

8 1 8. 262 

8_4 8. 2Ü2 

Bahneinheitsgesetz vom 
11. Juni 1902. 

8 fi 8 . 6Ü 

Gesetz vom 18. August (902. 



S 1 



^ 347. 348. 328 



Sachsen. i 

Sächsisches Gesetz vom ' 
LJiili 1902. . 

8. 38, aa. I 

Kger, EisoubatmreciitUolie BnUoliaidangeD XXiV. 



Art 

Bayern. 

Bayerisches 
Zwangsabtretungsgesetz 
vom LL November 1837, 

8. ai2, 373. 



Code civil. 

1384 ... 8. 
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D. Auslindisehe CteHcttze, Terordnun«:«!!) Reffrlt^m^ntfi etc. 



Gebäudesteuerpateat vom 
23. Februar 1820. 

S.60. 

Hofkanzleidekret vom 
26. Juni 1820. 
8.60. 

EiSMbahnbetriebsordnung 
vm 16. ItovcmlMr 1851. 

S. 17. 178. 

Eisenbahnkonzessionsgesetz 
vom 14. September 1854. 

8. 7, 158, 160,249, 3144, aei. 

8Mterr. ElsmbahH- 

baftpflinlitgesetz vom 
5. Marz 1868. 
8. aa, 48, 178, 177. 

fietatz vom 22. Oktober 1 875. 
8. 1. 



. Enteignungsgesetz 
von 18. Februar 1878. 

S. 178, 179. 



OeBterreich-üngarn. 

Gesetz vom 25. März 1880. 
8.60. 

GmoIz vom 21. April 1882. 

Gesetz vom 18. April 1888. 
8. I. 

Eiseabalm • Belrleks - Roglo- 

ment vom 10. Dezember 1892. 
S. 2, 9, 10, 11, 12, 24. 25, 
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